


4 
NO) 
IN 


BIER 


k __ THE GERMAN EMPEROR 


" PR 'SENTEDBYARCHI ——— Y COOLIDGE PHD. g 









IN COMMEMORATION OF THE VISIT OF 
HIS ROYAL HIGHNESS 
PRINCE HENRY OF PRUSSIA 

MARCH SIXTH,1902 i 
ON BEHALF OF HIS MAJESTY 


„ASSISTANT. ' PROFESSOR ‚or HISTORY. 











— * X „Rs ! 
RY OF PROFESSOR ı KONRAD 


—— 








Digitized by Google 


‘. 


Digitized by Google 


Bayerns 


Geſehe und Geſchbücher 


privatrechtlichen, ſtrafrechtlichen, adminiſtrativen 
und finanziellen Inhaltes. 


— — v — 


Vierunddreißigſter Band. 


— —— 


Mit ministerieller Genehmigung. 


—— —ö —- 


Bamberg. 
C. C. Budhner Derlag 
Rudolf Kod. 
1898. 


Bürgerliches Gefeßbud 


das Deutiche eich 
vom 18. Auguft 1896 


und deflen 
&inführungs-Beiek 
vom 18. Auguft 1896. 


Mit genauen fyftematifhen und gemeinfchaftlichen 
alphabetifchen Regiſtern. 


— ů — 


Mit ministerieller Genehmigung. 


u EI ⸗ 


Bamberg. 
€. €&. Buchner Derlag 
Andolf Kod. 
1898. 





» 


Drud der Königl. Univerjitätsdrudere 


i von H. Stürg in Würzburg. 


Dorbemerfuno. 


Mit Rüdficht auf den jehr beträchtlichen Umfang des 
„bürgerlihden Gefegbuches“, defjen Aufnahme in 
den laufenden Band der Geſetzesſammlung diefen für den 
praftiichen Gebrauch unhandlich gemacht haben würde, ſowie 
in Hinblid auf die Wichtigkeit diejes Gejegbuches jelbit, 
welche es geboten erfcheinen läßt, hierbei eine Sonderung 
von dem übrigen Geſetzes- und Verordnungsmateriale des 
‚sahrganges 1896 eintreten zu lafjen, haben die Heraus- 
geber und Berleger der Gefegesjammlung für zwecdmäßig 
befunden, für das bürgerliche Gejeßbuch und dem hierzu 
bereit3 erjchienenen Einführungsgejege jowie für die weiters 
hierzu noch zu gewärtigenden Ausführungs - Bejtimmungen 
einen eigenen XXXIV. Band der Sammlung zu eröffnen, 
welcher gleichzeitig mit dem im Laufe befindlichen XXXIL. 
Bande erjcheinen wird. 

Um das Studium des bürgerlichen Gejeßbuches zu 
erleichtern und ein bequemeres Zurechtfinden in demjelben 
zu ermöglichen, ijt der gegenwärtigen Ausgabe desjelben 
ein ſyſtematiſches Negifter vorausgejchidt, das für jeden 
einzelnen Paragraphen furz dejjen Inhalt wiedergibt, und 
Bayerns Gefete u. Geletbüher XXXIV. Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Bd.) I 


II 


auf diefe Weije eine für die Praris gewiß erwünſchte Ueber- 
jicht über den umfangreichen inhalt dev einzelnen Bücher 
und Abſchnitte gejtattet. 

Nach Abichluß des Einführungsgejeßes wird dem 
XXXIV. Bande ein das bürgerliche Gejegbuch und dejjen 
Einführungsgejeß zujammen umfafjendes alphabetijches 
Regiſter beigegeben werden, durch deſſen Benügung im 
Zuſammenhalte mit dem ſyſtematiſchen Regijter es ermög— 
licht werden wird, auch das über einen Gegenſtand an ver— 
ſchiedenen Stellen zerſtreut gegebene einſchlägige Material 
mit Leichtigkeit aufzufinden. 


Bamberg im Juli 1897. 


Die Berausgeber 
und 


die Verlagsbuchhandlung. 


I. 


Bürgerlibes Geſetzbuch 


für das 


Deutfhe Reich 
vom 18. Auguſt 1896. 


Spftematifches Begifter 


zum 


bürgerliden Geſetzbuche 


vom 18. Auguſt 1896. 


Erites Bud. 
Allgemeiner Theil. 


Erſter Abjchnitt. 
Perjonen. 


Erſter Titel. 
Natürliche Perfonen. 


Beginn der Rechtsfähigkeit. 

Eintritt der Volljährigkeit. 

Bolljährigkeitserflärung, vorzeitige dur das Vormundſchaftsgericht. — Wirk⸗ 
ung der Bolljährigkeitserflärung. 

Zu erholende Einwilligungen für die VBolljährigkeitserklärung. 

Allgemeine Vorausſetzung für die Bolljährigkeitserflärung. 

Borausfegungen für die Zuläfjigteit der Entmündigung. — Wiederaufbebung 
der Entmündigung. 

Begründung des Wohnfiged. — Aufhebung des Wohnfites. 

Wirkungen der Geſchäftsunfähigkeit oder beſchränkter Geſchäftsfähigleit auf 
den Wohnfig. 

Wohnſitz der DVtilitärperjonen, 

Wohnfig der Ehefrauen. 

Wohnfit der ehelichen, unebelihen und an Kindesſtatt angenommenen Kinder. 

Beredtigung zum Gebrauce eines Namens. — Beftreitung diefer Berechtigung. 


VI 
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Zodeserklärung verfchollener Perſonen. 

Borausfesungen für die Zuläffigleit dev Todeserklärung. 

Zodeserflärung der bei Kriegstheilnahme vermißten verfhollenen Perjonen. 

Todeserklärung der in Folge Unterganges von Seefahrzeugen vermißten ver— 
ſchollenen Perſonen. 

Todeserklärung in Lebensgefahr gerathener verſchollener Perſonen. 

Wirkung der Todeserklärung. — Anzunehmender Zeitpunkt des Todes. 

Vermuthung des Fortlebens des Verſchollenen bis zur erfolgten Todeserklärung. 

Vermuthung des gleichzeitigen Todes beim Umkommen Mehrerer in gemein 
famer Gefahr. 


Zweiter Titel. 
Juriſtiſche Perfonen. 


I. Bereine. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 


Erlangung dev Nechtsfähigkeit feitend der Vereine durch Eintragung in das 
Bereinsregifter. 

Erlangung der Rechtsfähigkeit durch ftaatliche Verleihung. 

Erlangung der Rechtsfähigkeit feitens jener Vereine, welche ihren Sit nicht 
in einem Bundesftaat haben. 

Sit der Bereine. 

Beftimmung der Berfaffung eines rechtsfähigen Vereines durch die Vereins 
ſatzungen. 

Vorſtandſchaft der Vereine. — Befugniſſe der Vorſtandſchaft. 

Beſtellung der Vorſtandſchaft von Vereinen. — Widerruflichkeit derſelben. — 
Geſchäftsführung der Vorſtandſchaft. 

Beſchlußfaſſung der Vorſtandſchaft bei Beſtehen derſelben aus mehreren Per— 
ſonen. — Abgabe von Willenserklärungen gegenüber einem Vereine. 

Beſtellung der fehlenden erforderlichen Mitglieder der Vorſtandſchaft eines 
Vereines in dringenden Fällen durch das Gericht. 

Beftellung befonderer Vereinsvertreter neben der Vorſtandſchaft. 

Berantwortlichkeit der Vereine für die durch ihre Borftandichaft oder Bertreter 
verurjahten Schäden. 

Befjorgung der Bereinsangelegenbeiten durch Beichlußfafiung in Mitglieder» 
verfammlungen. — Borausfegungen für die Gültigkeit folder Beſchlüſſe. 

Borausfesung für die Gültigkeit der auf Aenderung der Bereinsjatungen ab— 
zielenden Bereinsbejchlüfie. 

Ausihluf der Stimmberehtigung einzelner Mitglieder bei direkter Betheilig- 
ung hinſichtlich beftimmter Rechtsgeſchäfte. 

Sonderredhte einzelner Bereinsmitglieder. 

Berufung der Mitgliederverfammlung. 

Anträge auf Berufung der Mitgliederverfammlung. 

Ausübung der Mitgliedfchaftsrechte unübertragbar und unvererblid. 

Berehtigung der Mitglieder zum Austritte aus bem Vereine. 
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Vorbehalt beſonderer Beſtimmungen durch die Vereinsſatzungen. 

Auflöfung des Bereines. 

Berluft der Rechtsfähigkeit des Vereines durch Konkurseröffnung — Folgen 
der Berzögerung des Antrages auf Konturseröffnung. 

Fälle, in weldyen einem Vereine die Nechtsfähigkeit entzogen werden kanıt. 

Zuftändigkeit und Berfahren bei Entziehung der Rechtsfähigteit. 

Berfügung über das Vereinsvermögen bei Auflöfung des Vereines oder Ent- 
ziehung der Rechtsfähigkeit. 

Zuweifung des Bereindvermögens an ben Fiskus. 

Piquidation bezüglich de Bereinsvermögens. 

Zur Liquidation berufene Perjonen. 

Dbliegenheiten der Liquidatoren. — Fortbeitand des Bereines biß zur Bes 
endigung der Liquidation. 

Deffentlihe Belanntmahung der Auflöfung eines Bereined oder der Entzieb- 
ung der Rechtsfähigkeit. — Aufforderung der Gläubiger zur Anmeldung 
ihrer Anſprüche. 

Ausantwortung des Bereinsvermögens an die Anfallberehtigten. 

Hinterlegung einzelner Bermögenstheile bei Nidhtanmeldung befannter Gläus 
biger. — Sicherheitsleiftung für die Gläubiger bei ftrittigen oder zur Zeit 
nit ausführbaren Verbindlichkeiten. 

Berantwortlichkeit der Liquidatoren bei Verlegung ihrer Obliegenheiten. 

Anwendung der Vorſchriften über die Gejellibaften auf Bereine, welche nicht 
rehtsfähig find. 


2. Eingetragene Vereine. 


Buftändigleit für die Eintragung eines Vereines in da8 Bereinsregifter. 

Erforderlihe Zahl der Mitglieder für die Eintragung. 

Beftimmungen der Satungen über Zwed, Namen und Sit des Vereines. 

In welchen Beziehungen die Vereinsjagungen Beftimmungen jonft zu ent» 
halten haben. 

Anmeldung des Bereines zur Eintragung. 

Fälle, in denen die Eintragung zurückzuweiſen ift. — Rechtsmittel in jolden 
Fällen. 

Mittbeilung der zugelajienen Anmeldung an die zuftändige Verwaltungs— 
behörde. — Berechtigung der Lerteren zur Erhebung von Einſpruch gegen 
die Eintragung. 

Mittheilung erhobenen Einſpruches an die Vereinsvorſtandſchaft. — Anfecht- 
ung des erhobenen Einjpruches. 

Bollzug der Eintragung eine Bereined in das Bereinsregifter. 

Beftimmungen binfichtlich des Inhaltes der Eintragung. 

Bezeichnung eingetragener Vereine als jolde. 

Beröffentlihung der Eintragung. — Beiheinigung derjelben auf den Bereins- 
fagungen. 

Anmeldung von Aenderungen in der Vorftandihaft des Vereines und von 
erneuter Beitelluna eines VBorftandsmitgliedes. 

Wirkungen von Aenderungen im Borftande Dritten gegenüber. 

Führung des Nachweiſes, aus welchen Perſonen der VBereinsvorjtand beftebt. 

Wirkung von Beihräntungen in der Vertretungsmacht des Borftandes. 
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Anmeldung von Menderungen der Bereinsjagungen. — Unwirkſamkeit ſolcher 
Aenderungen vor der Eintragung. 

Verpflichtung zur Einreihung des Bereinsmitglieder-Berzeichnifjes. 

Entziehung der Rechtsfähigkeit bei Rüdgang der Zahl der Vereinsmitglieder. 

Eintragung der Bereindauflöjung wie der Entziehung der Rechtsfähigkeit in 
das Bereinsregifter. 

Eintragung der Konkurseröffnung von Amtswegen. 

Eintragung der Fiquidatoren in das VBereinsregifter. 

Anmeldungen zum Bereinsregifter, wie diejelben zu bewirken find. 

Berhängung von Ordnungöftrafen gegen die Mitglieder des Vorſtandes wegen 
unterlafjener Anmeldungen. 

Geftattung der Einfiht des Vereinsregiſters. — Gewährung von Abſchriften 
der Eintragungen. 


II. Stiftungen. 


. Erfordernifje zur Entftehung einer redhtsfähigen Stiftung. — Staatlihe Ge— 


nehmigung. — Sit der Stiftung. 

Form des Stiftungsgeihäftes unter Lebenden. — Widerruf von Stiftungen, 
Buläffigfeit derjelben. 

Berpflihtungen des EtifterS nah Genehmigung der Stiftung. 

Einholung der Genehmigung bei Stiftungen dur Berfügungen von Todes 
wegen. 

Genehmigung einer Stiftung erjt nad dem Tode des Stifterd. — Wirkung 
derjelben. 

Beftimmung der Berfafjung einer Stiftung. 

Beftimmungen hinſichtlich der Vorſtandſchaft einer Stiftung. 

Abänderung des Stiftungszwedes. 

Berfügung über das Stiftungsvermögen bei dem Erlöfhen der Stiftung. 


III. Juriſtiſche Berjonen des öffentlichen Rechtes. 


Berantwortlichkeit der juriftiichen Perjonen des öffentlihen Rechtes für die 
durch ihre Vertreter verurjahten Schäden. 


Zweiter Abjchnitt. 
Sachen. 


Was unter Sahen im Sinne des Gejekes zu verftehen ift. 

Begriff der vertretbaren Sachen. 

Begriff der verbraudbaren Sachen. 

Untrennbare wejentlihe Beltandtheile einer Sahe können nicht Gegenjtand 
bejonderer Rechte jein. 

Was zu den wejentlihen Beitandtheilen eines Grundftüdes bezw. Gebäudes 
gehört. 

Zu vorübergehenden Zweden mit Grundftüden oder Gebäuden verbundene 
Sachen gebören nicht zu den Bejtandtbeilen der Letzteren. 


104. 
105. 
106. 
107. 
108. 


109. 
110. 


111. 


112. 


113. 
114. 


115. 


116. 
117. 
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Mit dem Eigenthume an einem Grundftüde verbundene Rechte gelten als 
Beitandtheile des Grundſtückes. 

Begriff des Zubehörs. 

Welche Sachen dem wirthſchaftlichen Zwede der Hauptjahe zu dienen be= 
ftimmt find. 

Begriff der Früchte. 

Begriff der Nutungen. 

Berechtigung auf den Bezug von Früdten einer Sache oder eined Mechtes. 

Anſpruch auf Erſatz der Gewinnungskoften bei Verpflichtung zur Heraus: 
gabe von Früchten. 

Berpflichtung zur Tragung der Lajten einer Sache oder eines Rechtes. 


Dritter Abjchnitt. 


Rechtsgejchäfte. 
Erſter Titel. 
Geſchäftsfähigkeit. 


Wer als geſchäftsunfähig zu erachten iſt. 

Nichtigkeit der Willenserklärung eines Geſchäftsunfähigen. 

Beihränfung der Geſchäftsſähigkeit Minderjähriger. 

Einwilligung des gefetlihen Vertreters eines Minderjährigen. 

Wirkjamkeit von Berträgen Vlinderjähriger, wenn folhe ohne Einwilligung 
des gejeslihen Vertreters abgeichlofien wurden. 

Widerruf derartiger Verträge. 

In melden Fällen ohne Zuftimmung des gejeglihen Vertreters abgeſchloſſene 
Verträge Minderjähriger von Anfang an wirkſam find. 

Unwirkſamkeit vorgenommener einjeitiger Rechtsgeſchäfte Dlinderjähriger ohne 
Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. 

Geihhäftsfähigkeit Miinderjähriger bei Ermächtigung des gejetzlihen Bertreterd 
mit Genehmigung des Bormundfhaftsgerichtes zum jelbftftändigen Be— 
triebe eines Erwerbsgeſchäftes. 

Geichäftsfäbigkeit Minderjähriger bei Ermächtigung des gejeglichen Vertreters 
zum Eintritt in Dienft oder Arbeit, 

Geſchäftsunfähigkeit wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung cder Trunfenbeit 
Entmündigter. 

Wirffamkeit der Aufhebung der Entmündigung in ſolchen Fällen. 


Zweiter Titel. 
Willenserflärung. 


Giltigkeit von Willenserflärungen im Allgemeinen. 
Zum Scheine abgegebene Willenserklärungen. 
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Nicht ernſtlich gemeinte Willenserflärungen. 

Vorhandener Irrthum bei Abgabe von Willenserllärungen. 

Unrichtig übermittelte Willenserflärungen. 

Anfechtung der Willenserklärung in Fällen der 8$ 119 und 120, 

Schadenserſatzpflicht bei nichtigen oder angefochtenen Willenserflärungen. 

Anfechtung der durh Zäufhung oder Drohung veranlaften Willenserklär— 
ungen. 

Frift für die Anfechtung in letzterem Falle. 

Nichtigkeit des Nechtsgefchäftes bei Ermangelung einer vorgejchriebenen Form. 

Schriftliche Form für Rechtsgeſchäfte. 

Zelegrapbiiche oder brieflihe Uebermittelung von Willenserflärungen. 

Gerichtliche oder notarielle Beurfundung eines Vertrages. 

Deffentlihe Beglaubigung von Willenserflärungen. 

Wirkſamkeit von Willenserflärungen, welche einem Anderen gegenüber in 
dejien Abweſenheit abgegeben werden. 

Wirfjamteit von Willenserflärungen gegenüber Geihäftsunfäbigen und in 

der Geſchäftsfähigkeit befchränften Perſonen. 

Zuftellung von Willenserflärungen durch die Gerihtsvollzieher. — Bejondere 
Vorſchriften biefür. 

Auslegung einer Willenserklärung. 

Nichtigkeit der gegen geſetzliche Verbote verfiohenden Rechtsgeſchäfte. 

Gegen gefetliche VBeräußerungsverbote verftohende Berfügungen. 

Gleichſtellung gerichtlicher VBeräußerungsverbote mit gejeglichen. 

Befugniffe zur Verfügung über veräußerliche Rechte. 

Gegen die guten Sitten verſtoßende Rechtsgeſchäfte. — Benütung der Noth— 
lage, des Peichtfinns oder der Unerfahrenheit eined Anderen zu Ueber» 
vortheilung des Letzteren. 

Folgen der theilweifen Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäftes. 

Giltigkeit eines nichtigen Rechtsgeſchäftes als anderweites Rechtsgeſchäft. 

Beftätigung nichtiger Rechtsgeſchäfte. 

Wirkung der Anfechtung eines anfechtbaren Rechtsgeſchäftes. 

Geltendmachung der Anfechtung. — Anfechtungsgegner. 

Ausſchluß der Anfechtung. 


Dritter Titel. 
Vertrag. 


Folgen des Antrages auf Schließung eines Vertrages. 

Erlöſchung des Antrages. 

In wielange der Antrag angenommen werden kann. 

Beſtimmung einer Friſt für die Annahme des Antrages. 

Verpflichtung des Antragenden bei verſpätet zugegangener Annahmeerklärung. 

Verſpätete Annahme eines Antrages. — Unnahme unter Erweiterungen, 
Einſchränkungen oder ſonſtigen Aenderungen. 

Zuſtandekommen des Vertrages durch Annabme des Antrages. — Zeitpunkt 
für Erlöſchung des Antrages. 

Gerichtliche oder notarielle Vertragsbeurkundung bei nicht gleichzeitiger Ans 
wejenheit beider Theile. 
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Ableben oder Berluft der Gejchäftsfäbigkeit des Antragenden vor der An— 
nabme des Antrages. 


154 u. 155. Wirkung des Mangels einer Einigung in einzelnen VBertragspunften 


156. 
157. 


158. 
159. 


160. 


161. 


162, 


163. 


164. 


165. 


166. 
167. 
168. 
169. 


bezw. des Mangels der verabredeten Beurkundung. 

Zuftandelommens des Bertrages bei Verfteigerungen. 

Auslegung der Berträge nad Treu und Glauben mit Rüdfficht auf die Vers 
tehrsfitte. 


Vierter Titel. 
Bedingung. Heitbeftimmung. 


Auffchiebende und auflöfende Bedingungen. 

Zurüdbeziehung der an den Eintritt einer Bedingung gefnüpiten Folgen 
auf einen früheren Zeitpunft. 

Schadenserſatzanſprüche bei aufichiebenden oder auflöjenden Bedingungen 
foferne das von der Bedingung abhängige Recht durd ein Verſchulden 
vereitelt oder beeinträchtigt wird. 

Unwirkſamkeit weiterer Berfügungen über die unter einer aufichiebenden oder 
auflöfenden Bedingung verfügten Gegenftände. 

Berbinderung oder Herbeiführung des Eintrittes der Bedingung wider Treu 
und Glauben. 

Beitimmung eines Anfangs- oder Endtermines für die Wirfung eines Rechts— 
geichäftes. 


Fünfter Titel. 
Dertretung. PDollmadıt. 


Wirkjamkeit der von oder gegenüber Vertretern abgegebenen Willenserffär- 
ungen. 

Nichtbeeinträhtigung folder Erklärungen bei beſchränkter Geſchäftsfähigkeit 
des Bertreters. 

Berüdfihtigung von Willens» oder Kenntnigmängeln bei Vertretungen. 

Ertheilung der Bertretungsmaht (Bollmaht) an Bertreter. 

Erlöfhung der Bollmaht. — Widerruflichkeit derjelben. 

Wirkjamkeit der als fortbeftehend geltenden erloſchenen Vollmacht. 


170 u. 171. Durd Erklärung gegenüber einem Dritten oder durd öffentliche Be— 


172. 


173. 
174. 


175. 
176. 


177. 


fanntmadung ertbeilte Bollmadht. 
Bevollmädtigung dur Aushändigung der Vollmachtsurkunde. — Dauer der 
Vertretungsmacht in joldyen Falle. 
Wirkſamkeit der Kenntnig des Erlöfhens der Bertretungsmacht. 
Unwirkſamkeit einfeitiger Rechtsgeſchäfte Bevollmädtigter bei Nihtvorlage 
der Vollmachtsurkunde. 
Rüdgabe der Vollmachtsurkunde nach dem Erlöſchen der Vollmacht. 
Kraftloserflärung von Vollmachtsurkunden durch öffentliche Bekanntmachung 
— Zuftändigkeit für die Bewilligung folder Beröffentlihungen. 
Wirkſamkeit von Verträgen, weldhe ohne Bertretungsmaht im Namen eines 


XII Spyiftematifches Regifter zum bürgerlichen Geſetzbuche. 
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178. 
179, 
180. 


181. 


182, 
183. 


184. 
1 85. 


194. 


198. 
199. 


Anderen abgejchlofjien werden, — Erklärung des Bertretenen über die 
Genehmigung. — Frift für Abgabe diefer Erklärung. 

Widerruf bei dem Mangel ber VBertretungsmadht. 

Verpflichtungen der Bertreter aus abgefchloffenen Verträgen. 

Unzuläjfigkeit der Vertretung ohne Bertretungsmadt bei einjeitigen Rechts— 
geſchäften. 

Unzuläſſigkeit der Vornahme von Rechtsgeſchäften durch Vertreter im Namen 
des Vertretenen mit ſich ſelbſt oder als Vertreter eines Dritten. 


Sechſter Titel. 
Einwilligung. Genehmigung. 


Von der Zuſtimmung eines Dritten abhängige Wirkſamkeit eines Vertrages 
oder einſeitigen Rechtsgeſchäftes. 

Widerruflichkeit der vorherigen Zuſtimmung (Einwilligung). 

Rückwirkung der nachträglichen Zuſtimmung (Genehmigunq). 

Wirkſamkeit der von einem Nichtberechtigten getroffenen Verfügungen. 


Vierter Abjchnitt. 
Friſten. Termine. 


Auslegungsvorjhriften für Friſt- und Terminbeftimmungen. 

Berechnung der Friften. 

Endigung von FFriften. 

Begriff der halben und viertel8 Jahres- bezw. Monatöfriften. 
Verlängerung abgelaufjener Friften. 

Berehnung nicht zufammenhängender Zeiträume nad Monaten oder Jahren. 
Anfang, Mitte und Ende eined Monates, was darunter zu verftehen. 
Endigung von Friften an Sonntagen oder anerkannt allgemeinen Feiertagen. 


Fünfter Abjchnitt. 
Derjährung. 


Berjährung von Anjprühen auf ein Thun oder Unterlafien. — Unzuläjjige 
feit der Berjährung der Anjprüdhe aus einem familienredtlichen Vers 
bältnijie. 

Regelmäßige Verjährungsfrift (30 Jahre). 

Welche Anſprüche in zwei Jahren verjähren. 

Welche Anſprüche in vier Fahren verjähren. 

Beginn der Berjäbrung. 

Wirkung bedungener Kündigung auf die Berjährung. 
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Beginn der Verjährung bei Anjprüchen, welde von dem Gebraude eines 
Anfechtungsrechtes abhängig find. 

Beginn der Berjährung bei Yahresfriften. 

Hemmung der Verjährung bei geftundeten Leiftungen. 

Hemmung der Berjährung bei Stillftand der Rechtspflege. 

Hemmung der Berjährung von Anſprüchen zwiſchen Ebegatten während der 
Ehe. — Desgleihen der Anſprüche zwiihen Eltern und Kinder und 
jwiihen Bormund und Mündel. 

Nihteinrehnung des Zeitraumes der Hemmung in die Verjährungsfrift. 

— gegen geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte 

erjonen. 

Berjäbrung von Anjprücden aus einem oder gegen einen Nachlaß. 

Unterbredung der Verjührung durch Anerfennung des Anſpruches. 

Unterbredung der Berjährung durch Slagejtellung. 

Unterbredung der Berjährung bei Abhängigkeit der Klageftelung von der 
Borbeiheidung einer Behörde. 

Yortdauer der Unterbrehung durch Klageitelung bis zur Erledigung des 
Prozeſſes. 

Bann die Unterbrechung durch Klageerhebung als nicht erfolgt gilt. 

Wann die Unterbredung durch Buftellung eines Zablungsbefehles als nicht 
erfolgt gilt. 

Unterbrehung der Berjährung durd Anmeldung im Konkurſe. 

Unterbrehung durch Geltendmahung der Aufrechnung im Prozeſſe oder 
durch Streitverfündigung. 

Unterbrehung durch Bornahme einer Bolljtredungshandlung. 

Neue Berjäbrung nad Beendigung der Unterbredung. 

Berjäbrung rechtskräftig feitgeitellter Anjprüche in 30 Fahren. 

Rechtökräftigkeit der unter Vorbehalt ergangenen Urtbeile. 

Geltendmahung von Anſprüchen vor einem SciedSgerichte, einem Verwalt— 
ungsgerichte oder einer VBerwaltungsbebörde. 

Verjährung von dinglihen Anfprüchen bei Uebergang der betreffenden Sadıe 
in den Befit eined Dritten. 

Rechtliche Wirkung der Bollendung der Verjährung. 

Wirkung der Berjährung bei Anſprüchen, für welche eine Hypothek oder 
ein Pfandrecht beiteht. 

Berjährung der Anſprüche auf Nebenleiftungen mit dem Hauptanſpruche. 

Unzuläjfigfeit de8 Ausſchluſſes oder Erſchwerung der Berjäbrung durch 
Rechtsgeſchäfte. — Zuläffigkeit der Erleichterung der Verjährung. 


Sechſter Abjchnitt. 


Ausübung der Rechte. Selbftvertheidigung. 


226. 


Selbfthülfe. 


Unzuläffigteit der Rechtsausübung bei ausichliehlicher Bezweckung der Schä— 
digung eines Anderen. 


232. 
233 “ 
234. 
235. 
236. 


237. 
238. 


239, 


240, 








Begriff der Nothwehr. 

Beihädigung oder Zerftörung fremder Sachen zum Zwecke abzuwendender 
Gefahren. 

Zuläffigkeit der Selbſthülfe. 

In wie weit die Selbfihülfe gehen darf. 

Berpflihtung zum Schadenderjaß bei irrthümlicher Ausübung der Selbſthülfe. 


Siebenter Abſchnitt. 
Sicherheitsleiſtung. 


Auf welche Art Sicherheit geleiſtet werden kann. 

Erwerbung von Pfandrechten ſeitens des Berechtigten an den zur Sicher— 
heit hinterlegten Werthen. 

Zur Sicherheitsleiſtung geeignete Werthpapiere. 

Austauſch der zur Sicherheit hinterlegten Werthe gegen andere. 

Sicherheitsleiſtung durch Buchforderungen gegen das Reich oder gegen einen 
Bundesftaat. 

Sicyerheitsleiftung mit beweglihen Saden. 

Sicherheitsleiftung durch Hypothetenforderungen, Grundſchulden oder Renten» 
ſchulden. 

Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft. 

Ergänzung geleiſteter Sicherheit bei Eintritt ihrer Unzureichendheit. 


Zweites Bud). 
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Erſter Abſchnitt. 
Inhalt der Schuldverhältniſſe. 
Erſter Titel. 
Verpflichtung zur Leiſtung. 


241. Berechtigungen des Gläubigers. 

242. Verpflichtungen des Schuldners. 

243. Nach Gattung beſtimmte geſchuldete Sachen. 

244. Zahlung der in ausländiſcher Währung ausgedrückten Geldſchulden. 

245. Zahlung der in einer beſtimmten Münzſorte zu entrichtenden Geldſchulden. 

246. Feſtſetzung der geſetzlichen Zinſen auf vier Prozent. 

247. Kündigungsrecht bei höherem Zinsſatze als ſechs Prozent. 

248. Nichtigkeit der Vereinbarung von Zinſeszinſen. — Ausnahmen hiervon. 

249. Verpflichtung zum Schadenserſatz. 

250. Herſtellung des früheren Zuſtandes durch den Erſatzpflichtigen. 

251. Berpflichtung des Erfagpflichtigen zur Entihädigung des Gläubigers in Geld. 

252. Schabloshaltung für entgangenen Gewinn. 

253. Entihädigung wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift. 

254. Mitwirken eines Verſchuldens des Beſchädigten bei Entitehung eines Schadens. 

255. Berpflidtung der Erjagberechtigten zur Abtretung gewiffer Anſprüche bei 
Schadenserjagleiftung. 

256 u. 257. Berpflihtung zum Erfage von Aufwendungen. 

258. Berehtigung zur Wegnahme von Einrihtungen bei herauszugebenden Sachen. 

259. Berpflihtung zur Rechenſchaftsablage über eine mit Einnahmen oder Aus» 
gaben verbundene Berwaltung. — Verpflichtung zur Feiftung des Dffen- 
barungseides. 

260. Berpflihtung zur Herausgabe eines Inbegriffes von Gegenftänden oder zur 
Austunftsertheilung über jolhe. — Berpflihtung zur Leiftung des Offen« 
barungseides. 

261. Bei welchem Gerichte der Offenbarungseid zu leiſten iſt. — Aenderung der 
Eidesnorm. — Koſten der Abnahme des Eides. 
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262—263. Wahlrecht des Schuldners bei mehrfach geſchuldeten Leiſtungen. 

264. Unterlafiung der Wahl jeitens des wahlberechtigten Schuldners. 

265. Folgen der Unmöglichkeit einer geichuldeten Yeiftung. 

266. Nichtberehtigung des Schuldners zu Tbeilleiftungen. 

267. Leiſtungen durch Dritte an Stelle des Schuldners, 

268. Betreibung der Zwangsvollſtreckung durch die Gläubiger. — Berehtigung 
der an ben betreffenden Gegenftänden betbeiligten dritter Perfonen in 
jolhem Falle. 

269 u. 270. An welhem Orte die Leiftung zu erfolgen hat. 

271. Wann der Gläubiger die Leiftung verlangen Tann. 

272. Bezahlung unverzintliher Schulden vor der Fälligkeit. 

273. Zurüdbaltungsreht des Schuldners, 

274. Erfüllung Zug um Bug. 

275. Unmöglichkeit der Leiftung ohne Verſchulden des Schuldners. 

276. Haftung des Schuldners für Vorſatz und Fahrläfjigkeit. 

277. Haftung wegen grober Fahrläffigkeit. 

278. Haftung des Schuldners für ein Berfchulden jeines Vertreters. 

279. Nah Gattung beftimmte gejchuldete Gegenftände. — Haftung für Unver- 
mögen der Leiftung folder. 

280. Schadenserjat im Falle der Unmöglichkeit einer Leiſtung. 

281. Verpflichtung der Schuldner im Falle erlangten Erjates. 

282. Beweislaſt bei behaupteter Unmöglichkeit der Leiſtung. 

283. Friſt für die Leiftung bei rechtsfräftiger Verurtheilung des Schuldner. — 
Schadenserſatz bei Nichteinhaltung diejer Frift. 

284 u. 285. Berzug in Folge Mahnung des Gläubigers. 

256. Erjag des durch den Berzug entftehenden Schadens. 

287. Baftungen des Schuldners während des Verzuges. 

288. Feſtſetzung dev Verzugszinien auf 4 Prozent. 

289. Ausihluß der Zinjen von Berzugszinfen. 

290. Berzugszinfen beim Erfate des Werthes untergegangener Gegenftände. 

291. Bon warn an Geldjchulden zu verzinjen find. 

292. Haftung des Schuldners bei Berpflichtung zur Herausgabe beftimmter Gegen 
ftände. 


Zweiter Titel. 
Derzug des Gläubigers. 


293. Wann der Berzug des Gläubigers eintritt. 

294. Anerbietung der Leiftung ſeitens des Schuldners. 

29. Wirkungen des wörtlichen Angebotes des Schuldners. 

296. Angebot bei in beftimmter Zeit vorzunehmenden Handlungen. 

297. Unmöglichkeit der Leiftung jchlieft den Verzug des Gläubigers aus. 

298. Verzug des Gläubigers bei Verpflichtung zu Gegenleiftungen. 

299. Verzug des Gläubigers bei nicht beftimmter Leiftungszeit. 

300. Haftung des Schuldners während des Verzuges des Gläubigers. 

301. Unverzinstichkeit von Geldſchulden während des Verzuges des Gläubigers. 

302. Berzug des Gläubigers bei Verpflihtung des Schuldners zur Herausgabe 
eines Gegenftandes oder des Erſatzes hierfür. . 
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303. Berzug des Gläubigers bei Verpflichtung des Schuldners zur Herausgabe 
eines Grundfiüdes, 


304. Erjagforderungen des Schuldners beim Berzug des Gläubigers. 


Zweiter Abjchnitt. 
Schuldverhältnifje aus Derträgen. 


Erſter Titel. 
Begründung. inhalt des Dertrags. 


305. Begründung eines Schuldverhältniffes durch Bertrag. 

306. Nichtigkeit der auf eine unmögliche Leiftung gerichteten Berträge. 

307. Berpflihtung zum Schadenserjat bei letteren Berträgen, 

308, Ausnahmsweife Giltigleit letzterer Verträge. 

309. Gegen geſetzliches Verbot verftohende Verträge. 

310. Berträge über Belaftung oder Uebertragung eines künftigen Vermögens. 

311. Verträge über Belaftung oder Hebertragung eines gegenwärtigen Bermögen?. 

312. Berträge über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten. 

313. Berträge bezüglich der Uebertragung des Eigenthums an einem Grundftüde. 

314. Wirkung der Berträge auf das Zubehör von Saden, 

315. Berträge, durch welche die Leiſtung der Beftimmung einem dev Vertrags— 
fhließenden überlaffen ift. — Billige Ermeſſen biebei. 

316. Unbeftimmtbeit der für eine Leiſtung verſprochenen Gegenleiftung. 

317. Berträge, bei welden die Leiftung der Beftimmung eined Dritten über 
laffen ift. 

318. Wie in lebterem Falle die Beftimmung der Leiftung zu erfolgen hat. — 
Anfechtung der getroffenen Beſtimmung. 

319. Berträge, bei welchen die Beftimmung der Leiftung dem billigen Ermejien 
eines Dritten überlafjen ilt. 


Zweiter Titel, 
Öegenfeitiger Dertrag. 


320 u. 321. Berehtigung zur Verweigerung der Gegenleiftung. 

322. Wirkung der Klageftellung aus einem gegenjeitigen Bertrage. 

323 u. 324. Unmöglichkeit der Yeiftung bei gegenjeitigen Berträgen. 

325. Scadenserfat wegen Nichterfüllung bei unmöglich gewordenen Yeiftungen. 
326. Berzug mit Leiftungen bei gegenfeitigen Verträgen. 

327. Bertragsmäfiges Rüdtrittsredt. 


Bayerns Gefeße u. Geſetzbücher XXXIV. Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Br.) 1I 


X VIII Syftematifches Regifter zum bürgerliden Geſetzbuche. 


$ 


345. 


349, 
350. 











Dritter Titel. 


Derfprechen der Leiſtung an einen Dritten. 


Berechtigung des Dritten aus jolhen Verſprechen. 

Beriprechen der Befriedigung eines Gläubigerd des anderen Theiles. 

Berfprehen der Zahlung an einen Dritten in- einem Lebensverfiherungs- 
oder einem Leibrentenvertrage. — Auferlegung der Yeiftung an einen 
Dritten in Folge unentgeltliher Zuwendungen oder bei Gutsübernahme. 

Verſprechen der Leiftung an einen Dritten nad dem Tode des Berjprechens- 
empfängers. 

Berechtigungen des Berfprechensempfängers. 

Zurüdweifung der aus dem Bertrage erworbenen Rechte dur den Dritten. 

Einwendungen aus dem Berjprehen der Leiſtung an einen Dritten. 

Selbſtſtändige Berechtigung des Dritten auf die betreffende Yeiftung. 


Vierter Titel. 


Draufgabe. Dertragsftrafe. 


Draufgabe als Beihen des Bertragsabihhlufies gilt im Zweifel nicht als 
Reugelb. 

Anrehnung der Braufgabe auf die von Geber geichuldete Feiftung. — 
Burüdgabe der Draufgabe. 

In welchen Fällen der Empfänger zum Behalten der Draufgabe berechtigt ift. 

Berfprehen der Zahlung einer Geldfumme als Strafe für Nichterfüllung 
einer Verbindlichkeit. 

Forderung der verwirften Strafe ftatt der Erfüllung. 

Forderung der verwirften Etrafe neben der Erfüllung. 

Berjprehen einer anderen Leiftung als die Zahlung einer Geldfunme zur 
Strafe. 

Richterliche Herabfeung bei unverhältnigmäßiger Höhe der verwirkten Strafe. 

Wann die getroffene Vereinbarung einer Strafe unwirkſam ift. 

Beitreitung der Berwirkung der Strafe feitens des Schuldners. 


Fünfter Titel. 
Rücktritt. 


Borbehalt des Rücktrittes. — Wirkungen desfelben. 

Anſpruch auf Schadenserfag im Falle des Rücktrittes. 

Erfüllung der aus dem Rüdtritte fich ergebenden gegenfeitigen Verpflicht— 
ungen. 

Erklärung des Nüdtrittes gegenüber dem anderen Theile, 

Nücdtritt bei durch Zufall untergegangenen, empfangenen Gegenftänden. 


351—353. Ausſchließung des Nüdtrittes, in welchen Fällen ſolche eintritt. 
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362. 


372. 


373. 
374. 


375. 
376. 


377. 
378, 
379. 


Berzug in Rüdgewäbr des empfangenen Gegenftandes. 

Friftvereinbarung für die Ausübung des Rücktrittsrechts. 

Rüdtrittsrecht bei Betheiligung Mehrerer am Bertrage. 

Unmwirffamfeit des Rüdtrittes. 

Beitreitung der Zuläffigkeit des erflärten Rücktrittes. 

Borbehalt des Nüdtrittes gegen Zahlung eines Reuegeldes. 

Borbehalt des Rüdtrittes für den Hall der Bertragsbrüchigleit des Schuldners. 
Rücktrittsrecht bei gegenfeitigen Verträgen. 


Dritter Abjchnitt. 
Erlöfchen der Schuldverhältnifie. 
Erfter Titel. 

Erfüllung. 


Erlöfhung des Echuldverhältnifies durch Bewirkung der geichuldeten Leiſtung. 


.Beweislaſt bei Behauptung der Leiſtung einer anderen als der geſchuldeten 


Leiftung. 
Annahme einer anderen als der gefchuldeten Leiftung an Erfüllungsitatt. 
Gemwährleiftung in letzterem Falle. 
Tilgung von Schulden bei mehrfach geſchuldeten gleihartigen Leiftungen. 
Anrehnung von Zinfen und Koften in letsterem Falle. 
Quittungsertheilung. — Berpflihtung biezu. 
Koften der Quittungsertheilung. 
Berechtigung des Quittungsüberbringers zum Empfang der ?eiftung. 
Berpflihtung des Gläubigerd zur Rückgabe des Schuldicheined neben der 
Quittungsertheilung. 


Zweiter Titel. 
Hinterlegung 


Berechtigung des Schuldners zur Hinterlegung beim AnnahmesBerzug des 
Stäubigers. 

Berechtigung des Gläubigers zum Empfange der hinterlegten Sachen. 

An welchem Orte die Hinterlegung zu erfolgen hat. — Anzeige der volls 
zogenen Hinterlegung an den Gläubiger. 

Ueberjendung binterlegter Sahen durch die Poft. 

Berehtigung des Schuldners zur Zurüdnabme binterlegter Saden. — In 
welchen Fällen die Rücknahme ausgeſchloſſen ift. 

Ausschluß der Pfändung bezüglich des Nechtes zur Zurüdnahme, 

Wirkung des Ausichluffes der Rüdnahme hinterlegter Sachen. 

Bermweilung des Gläubiger auf die binterlegte Sache. — Wirkung ber 
Rüdnahme. 

II* 
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380. 


397. 


398. 


Nachweis der Empfangsberehtigung des Gläubiger8 bezüglich hinterlegter 
Saden. 

Koften der Hinterlegung. 

Erlöfhung des Rechtes des Gläubiger auf hinterlegte Beträge nach 
30 Jahren. 


. Berfteigerung von zur Hinterlegung nicht geeigneten beweglichen Saden. — 


Hinterlegung des Erlöfes biefür. 

Nothmwendigkeit der vorgängigen Androhung der Berfteigerung. — Benach— 
rihtigung des Gläubiger von der Berfteigerung. 

Freihändiger Verkauf von hinterlegten Sadhen, welche einen Börfen« oder 
Marktpreis haben. 

Koften der Berfteigerung oder des freihändigen Verkaufes. 


Dritter Titel. 


Aufrechnung. 


Aufrehnung bei gegenjeitig geichuldeten gleihartigen Feiftungen. 

Erflärungsabgabe bezüglich der Aufrechnung. 

Wirkung der Aufrechnung. 

Ausschluß der Aufrehnung bei Forderungen, denen Einreden entgegenftehen. 

Aufrehnung bei Forderungen, für welche verjchiebene Leiftungsorte befteben. 

Wirkung der Beihlagnahme einer Forderung auf die Aufrehnung. 

Unzuläffigteit der Aufrehnung gegen Forderungen aus unerlaubten Hands 
lungen. 

Unzuläffigleit der Aufrehnung bei den einer Pfändung nicht unterworfenen 
Forderungen. 

Beihränktung der Aufrehnung gegen Forderungen von ftaatlihen und ge= 
meindlihen Kafjen. 

Aufrehnung bei mehreren biezu geeigneten Forderungen. 


Vierter Titel. 
Erlaf. 


Erlöfhung des Schuldverhältniffes dur vertragsmäßigen Erlaf der Schuld. 


Vierter Abjchnitt. 
Hebertragung der Sorderung. 


Adtretung der Forderung an Andere. 


399 u. 400. Unzuläffigkeit der Abtretung. 
401. Uebergang der beftehenden Pfandrechte mit der abgetretenen Forderung. 


413. 


414. 
415. 


416. 


417. 
418. 


419. 
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Auskunftsertheilung an den neuen Gläubiger hinſichtlich der abgetretenen 
Forderung. 

Ausftellung öffentlich beglaubigter Urkunden über die Abtretung. — Tragung 
der Koften hiebei. 

Einwendungen des Schuldners gegen abgetretene Forderungen. 

Einrede der Scheinabtretung. 

Aufrehnung von Forderungen bei der Abtretung. 

Nach der Abtretung bewirkte Leiftungen des Schuldners. — Wirkung folder 
gegen ben neuen Gläubiger. 

Nochmalige Abtretung einer abgetretenen Forderung. 

Wirkung der vollzogenen Anzeige der Abtretung an den Schuldner. — 
Zurücknahme der Anzeige. 

Aushändigung der Abtretungsurkunde an den Schuldner als Vorausſetzung 
für die Leiftung. 

Abtretung von Dienfteintommenstheilen. — Benahridtigung der Kaſſen 
bievon. 

Uebertragung einer Forderung fraft Gejeges. 

Webertragung anderer Rechte ald Forderungen. 


Fünfter Abjchnitt. 
Schuldübernahme. 


Schuldübernahme dur Bertrag. 

Abhängigkeit der Wirkfankeit der Schuldübernahme von der Genehmigung 
des Gläubigers, 

Schuldübernahme bei Erwerbung von Grundftüden, melde mit Hypotheken 
belaftet find. 

Einwendungen bed Uebernehmers gegen den Gläubiger. 

Erlöjhung von Bürgschaften und Pfandrechten in Folge der Schuldübers 
nahme. 

Faftung des Uebernehmers bei Uebernahme des Vermögens eines Anderen. 


Sechſter Abjchnitt. 


Mehrheit von Schuldnern und Bläubigern. 


420. 
421. 
422. 
428. 


424. 


Von Mehreren geſchuldete theilbare Leiſtungen oder zu fordernde theilbare 
Leiſtungen. 

Haftung mehrerer Schuldner als Geſammtſchuldner. 

Wirkung der Erfüllung durch einen Geſammtſchuldner. 

Wirkung des mit einem Geſammtſchuldner vereinbarten Erlaſſes auf die 
übrigen Schuldner. 

Wirkung des Verzuges des Gläubiger8 gegenüber einen Gejammtjchuldner. 
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425. ig andermweiter in der Berjon eines Geſammtſchuldners eingetretener 
hatſachen. 

426. Verpflichtung der Geſammtſchuldner im Verhältniſſe zu einander. 

427. Haftung bei Verpflichtung Mehrerer zu einer theilbaren Leiſtung. 

428. Leiſtung des Schuldners gegenüber den Gejanmtgläubigern. 

429. Wirkung des Berzuges eines Gefammtgläubigers. — Bereinigung von Forder⸗ 
ung und Schuld in der Perſon eines Gefanmtgläubigers. 

450. Berechtigungen der Gefanmtgläubiger im Verhältniß zu einander. 

431. Haftung Mebrerer beim Schulden einer untheilbaren Leiftung. 

432. Berechtigungen Mehrerer, welche eine untheilbare Leiftung zu fordern haben. 


Siebenter Abjchnitt. 
Einzelne Schuldverhältnifje. 


Erjter Titel. 
Kauf. Taufd. 
I. Allgemeine Borfchriften. 


433. Berpflibtung und Berechtigung aus Kaufverträgen im Allgemeinen. 

434. Bejondere Berpflichtung des Verkäufers. 

435 u, 436. Verpflichtungen des Berküufers eines Grundftüces oder dinglichen 
Rechtes. 

437. Berpflichtungen des Verkäufers einer Forderung oder eines jonftigen Rechtes. 

438. Haftung des Berkäufers einer Forderung für die Zahlungsfäbigkeit des 
Schuldners. 

439. Nichthaftung des Verkäufers für einen Mangel im Rechte, wenn Lekterer 
dem Käufer befannt if. — Ausnahmen hiervon. 

440 u. 441. Berechtigungen des Käufers bei Nichterfüllung der Verpflichtungen des 
Berläufers. 

442. Beweislaft bei Beftreitung des geltend gemadten Mangels im Rechte. 

443. Wirkung argliftiger Verſchweigung des Mangels feitens des Berfäufers. 

441. Verpflihtung des Verkäufers zur Austunftsertheilung binfihtlid der recht» 
lihen Berbältuiffe verfaufter Gegenftände. 

445. Andere auf Veräußerung oder Belafiung eines Gegenftandes gegen Entgelt 
gerichtete Verträge. 

446, Wirkung der. Uebergabe der verfaufiten Sade, 

447. Berjendung verfaufter Sahen nad einem anderen Orte als dem Erfüllungs- 
orte. 

448. Koften der Uebergabe der verkauften Sache. 

449. Koften beim Kauf eine® Grundftüdes. 

450. Erjat für die auf die Sahe vor der Uebergabe durch den Berläufer ges 

machten Berwendungen. 

451. Verkauf eines Rechtes an einer Sache, das zum Befige einer Sache bes 

rechtigt. 
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452. Berzinjung des Raufpreifes durch den Käufer. 

453. Berfauf nad Marktpreis. 

454. Ausſchluß dee Müdtrittsrechtes des Berfäufers im Falle der Etundung des 
Kaufpreije nad erfülltem Bertrage. 

455. Eigenthumsvorbehalt an verkauften bemeglihen Saden. 

455 u. 457. Beſtimmungen für Berfäufer im Wege der Zwangsvollſtreckung bezw. 
auf Grund einer gejetlichen Boridhrift. 

458. Wirkungen des Zumiderhandelns gegen dieſe Beftimmungen. 


II. Gewährleijtung wegen Mängel der Sadıe. 


459. Haftung des Berläufers einer Sade. 

460. Ausſchluß der Haftung bei Belanntjein des Mangels jeitend des Käufers. 

461. Ausihluß der Haftung des Berkäufers bei Pfandverfteigerungen. 

462. NRüdgängigmahung des Kaufe (Wandelung) und Herabfegung des Kauf 
preiſes (Diinderung) wegen de8 Mangels einer Sache. 

463. Wandelung oder Minderung bei dem fehlen zugefiherter Eigenjchaft einer 
Sade. 

464. Ausihluß der Wanbdelung oder Minderung bei Kenntniß des Mangel einer 
vom Käufer angenommenen Sade. 

465. Bann die Wandelung oder Miuderung als vollzogen zu gelten hat. 

466. NAnerbieten der Wandelung jeiten® des Verkäufers, 

467. Anwendbarkeit der Beitimmungen des vertragsmäßigen Rücktrittsrechtes 
auf die Wandelung. 

468. Haftung des Verkäufers für die beftimmte Größe eines Grundftüdes. 

469. BZuläffigkeit der Wandelung bei Mangelbaftigleit einzelner von mehreren vers 
fauften Sadıen. 

470. Erftrcdung der Wandelung wegen eines Mangeld der Hauptjade auf die 
Nebenſache. 

471. Wandelung beim Verkauf mehrerer Sachen für einen Geſammtpreis. 

472. Herabſetzung des Kaufpreiſes bei der Minderung. 

473. Wandelung und Minderung bei bedungener Leiſtung nicht vertretbarer Sachen. 

474. Minderung bei Betheiligung mehrerer Perſonen auf der einen oder anderen 
Seite. 

475. MWiederholte Minderung oder Wandelung wegen eined anderen Mangels. 

476. Argliftige Berfhweigung von Mängeln. — Wirkung derjelben. 

477. Berjährung des Anfprudes auf Wandelung oder Minderung, jowie des Ans 
ſpruches auf Schadenserjat wegen Mangels zugefiherter Eigenſchaften. 

478. Berehtiguny zur Verweigerung der Zahlung des Kaufpreifes nach vollendeter 
Berjährung kei redhtzeitiger Berftändigung des Berfäuferd von dem 
Mangel, 

479. Aufrehnung des Anſpruches auf Schadenserfag nah Vollendung der Ver— 
jährung. 

480. Wiangelfreie Lieferung einer Sache an Stelle einer mangelhaften. 

481. Beſondere Beftimmungen bezüglich des VBerfaufes von Thieren. 

482. Haftung des Verkäufers für beftimmte Fehler (Hauptmängel) en bes 

ftimmter Friften (Gewährfriften). 
483. Veginn der Gemwährfrift. 
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484. Bermuthung bei bervortretendem Hauptmangel innerhalb der Gewährfrift. 

485. Berpflichtung des Käufers zur Anzeige des Mangels an den Berkäufer. 

486. Zuläſſigkeit der Verlängerung oder Ablürzung der Gewährfrift. 

487. Was der Käufer bei Biehgewährichaften zu verlangen beredtigt ift. 

488. Koſtenerſatz durch den Verläufer im Falle der Wanbdelung. 

48). Einftweilige Verfügung über Thiere binfichtlih deren ein Rechtsſtreit an= 
hängig ift. 

490. Berjährung des Anſpruches auf Wandelung oder auf Schadenserfag bei 
Biebgewährjhaften. 

491. Lieferung eines mangelfreien Thieres ftatt des mangelhaften. 

492. Gewäbhrleiftung wegen eines nicht zu den Hauptmängeln gehörenden Fehlers 
oder wegen Augefiherter Eigenſchaft eines Thieres. 

493. Unaloge Anwendung der Beftimmungen über Gewährleiftung auf andere 

Berträge. 


III. Bejondere Arten des Kaufes. 
1. Kauf nad Probe. Kauf auf Probe. 


494. Kauf nad Probe oder Mufter. 
495 u. 496. Kauf auf Probe oder Befidht. 


2, MWiederfauf. 


497. Vorbehalt des Wiederkaufes ſeitens des Verkäufers. 

498 u. 499. Berpflihtungen des Wiederverfäufers gegenüber dem Wiederfäufer. 
500 u. 501. Beredtigungen des Wiederverfäufers gegenüber dem Wiederfäufer. 
502. Ausübung des Mebreren gemeinschaftlich zuftebenden Wiederkaufsrechtes. 
503. Friften für Geltendmahung des Wiederfaufßredhtes. 


3. Vorkauf. 


504. Ausübung des Vorkaufsrechtes. — Bann jolde eintreten kann. 

505. Wie die Ausübung des Vorkaufsrechtes zu erfolgen bat. 

506. Unwirkjamfeit der Vereinbarungen des Berpflichteten mit dem Dritten gegen— 

über dem Vorkaufsberechtigten. 

507. Berpflihtungen des Dritten zu Nebenleiftungen, die der Borfaufsberechtigte 
zu bewirken außer Stande it. 

508. Borkaufsreht bei Kauf von mehreren Gegenftänden zu einem Gejammtpreife. 

509. Stundung des Kaufspreifes gegen den Dritten. — Anſpruch auf ſolche jeitens 
de8 Vorkaufsberechtigten. 

510. Mittheilung der mit dem Dritten vereinbarten Bedingungen an den Bors 
faufsberechtigten. — Frift für Geltendmahung des Vorkaufsrechtes. 

511. Nichterſtreckung des Vorkaufsrechtes auf Berfäufe an einen geſetzlichen Erben. 

512. Ausschluß des Vorlaufsrechtes bei Verkäufen im Wege der Zwangsvollſtreckung. 

513. Ausübung des Vorkaufsrechtes, wenn ſolches Mehreren gemeinſchaftlich zuftebt. 

514. Übertragbarkeit und Bererblichleit des Borkaufsrechtes. 
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IV. Tauſch. 


515. Analoge Anwendungen der Beitimmungen über den Kauf auf den Tauſch. 


Zweiter Titel. 
Schenkung. 


516 u. 517. Begriff der Schenkung. 

518. Borausfegung der Gültigkeit des Schentungsvertrages. 

519. Berechtigung des Schenters zur Berweigerung der Erfüllung einer Schenkung. 

5%. Berjprehung einer in wiederkehrenden Leiftungen beitebenden Unterſtützung. 

521. Haftung des Schenkers für VBorjag und grobe Fahrläſſigkeit. 

522. Ausihluß der Berzugszinjen bei Schenkungen. 

523 u. 524. In weldhen Fällen der Schenker zum Schadenserſatz verpflichtet if. 

535. Schenkungen unter gewiſſen Auflagen. 

526. Berehtigungen des Beſchenkten in letteren Fällen. 

527. Folgen des Unterbleibens der Bollziehung der gemachten Auflage. 

53 u. 529. Ausnahmöweife Berechtigung des Scenterd auf Wiederberausgabe 
des Geſchenkes. 

530. Widerruf einer Schenkung. 

531. In welcher Weife der Widerruf der Schenkung zu erfolgen hat. 

532. Ausſchluß des Widerrufes einer Schenkung. 

533. Berzicht auf das Widerrufsredt. 

534. Ausichluß der Rüdforderung und des Widerrufes bei gewiſſen Schentungen. 


Dritter Titel. 
Miethe. Padıt. 
1. Miethe. 


535. Verpflichtungen aus dem Miethvertrage im Allgemeinen. 

536. Berpflitungen des Bermiethers. 

537—539. Berehtigungen des Mietherd falls die vermiethete Sache mit einem 
Fehler oder Mangel behaftet ift. 

510. Bereinbarungen auf Erlaß oder Beſchränkung der Haftung für ſolche Mängel. 

541. Entziehung des vertragsmäßigen Gebraudes der gemietbeten Sache durch 
Dritte. 

512. Kündigungsrecht des Miethers ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt. 

543. Wirkungen der Geltendmachung dieſes Kündigungsrechtes. 

54. Kündigungsrecht eines Wohnungsmiethers bei gefahrbringender Beſchaffen⸗ 
heit der gemietheten Wohnung. 

545. Berpflichtungen des Miethers bei Eintritt von Mängeln der gemietheten 
Sade. 

546. Wer die auf der vermietheten Sache rubenden Laften zu tragen bat. 

547. Erſatzpflicht des VBermiethers für die vom Mietber gemachten Aufwendungen. 
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548. Gemöhnlihe Abnützungen gemietheter Sahen find von Mietder niht zu 
vertreten. 

549. Ausſchluß der Weitervermiethung an Dritte ohne Erlaubnif des Vermiether£. 

550. Folgen des vertragswibrigen Gebraudyes einer gemietheten Sache. 

551. Wann der Miethzind zu entrichten ift. 

552. Verhinderung des Miethers an dem Gebrauche der gemietheten Sadıe. 

558. Berechtigung des Vermiethers zu vorzeitiger Kündigung bei vertragswidrigen 
Gebrauch der Sadıe. 

554. Desgleihen bei nicht rechtzeitiger Entrihtung des Miethzinſes. 

555. Burüderftattung zum Voraus bezahlter Miethzinfe in lettteren Fällen. 

556. BZurüdgabe der gemietheten Sache nad; Beendigung des Miethverhältniffet. 

557. Holgen nicht rechtzeitiger Rüdgabe gemietheter Sachen. 

558. Beriährung der Erjaganjprüde aus Miethverträgen. 

559. Pfandrecht des Vermiethers von Grundftüden an den eingebrachten Sachen 
des Miethers. 

560. Erlöſchung dieſes Pfandrechtes. 

561. Zurückbehaltungsrecht des Vermiethers zur Sicherung ſeines Pfandrechtes. 
— Forderung auf Herausgabe der aus dem Grundſtücke entfernten 
Sachen. 

562. Sicherheitsleiſtung ſeitens des Miethers zur Abwendung des Pfaudrechtes. 

563. Pfändung einer dem Pfandrechte des Vermiethers unterliegenden Sache für 
einen anderen Gläubiger. 

564. Endigung des Miethverhältnifies. — Kündigung. 

565. Zuläffigkeit der Kündigung bei vermietheten Grundftüden oder beweglichen 
Sadıen. 

566. Form der für länger al8 ein Jahr abgeſchloſſenen Miethverträge. 

567. Kündigungsreht bei Miethverträgen, welche für länger al3 30 Jahre abge 
ſchloſſen find. — Unzuläffigkeit der Kündigung bei Miethverträgen auf 
Febenszeit des Vermietherd oder Miethers. 

568. Fortjegung des Gebraudes der Sache nad Ablauf der Mietbzeit. 

569. Kündigungsreht beim Ableben des Miethers. 

570. Kündigungsrecht von Vlilitärperjonen, Beamten, Geiftlihen und Lehrern im 
Falle der Berjegung. 

571. Beräuferung vermietheter Grundftüde durch den Vermiether. 

572. Anſprüche des neuen Erwerbers auf die vom Miether geleiftete Sicherbeit. 

573 u. 574, Berfügungen über den Mietbzins bei Veräußerung vermietheter 
Gruntftüde, 

575. Aufrehnung von Forderungen des Mietherd gegen die Miethzinsforderung 
des Erwerbers, 

576. Folgen des dem Miether angezeigten Ueberganges eines vermietheten Grund» 
ftüdes an Dritte. 

577 u. 578. Belaftung vermietheter Grundftüde mit dem Rechte eines Dritten. 

579. Weiterveräußerung vermietheter Grundftüde durd den Erwerber. 

580. Anwendbarkeit der VBorjchriften über Miethe von Grundflüden auf die Miethe 
von Wohnräumen und anderen Räumen, 


II. Padıt. 
581. Berpflihtungen und Berehtigungen aus Padhıtverträgen. — Anwendbarkeit 
der Vorſchriften über die Miethe auf Letztere. 


598. 

599. 

600. 
-601, 


602. 


603. 


6041 * 


605. 
606. 


810. 
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Berpflihtungen des Pächters eined landwirthſchaftlichen Grundftüdes in 
Bezug auf die gewöhnlichen Ausbeſſerungen. 

Desgleihen bezüglich der Bewirthſchaftung. 

Wann der Pachtzins bei landwirthſchaftlichen Grundftücden zu entrichten ift. 

BPfandredt des Berpächters eines landwirthſchaftlichen Grundſtüdes. 

Berpadhtung eines Grundftüdes fanımt Inventar, — Berpflichtungen bezüg— 
li der Erhaltung bes Letzteren. 

Uebernahme des Inventares durd den Pächter zum Schätungswerthe. 

Haftung des Pächters in letterem alle. 

BZurüdgemäbrung des Inventares nah Beendigung der Padıt. 


. Pfandrecht des Pächters eines Grundftüdes an den gepadteten Inventar—⸗ 


ftüden. 

In welhem Zuftande die Rückgewährung gepadıteter Grundftüde zu ges 
ſchehen bat. 

Koftenerfag bei Endigung der Pacht eine landwirthſchaftlichen Grundftüdes 
im Laufe eines Pachtjahres. 

Berpflihtung zur Zurüdlaffung gewifjer landwirthſchaftlicher Erzeugniffe bei 
Beendigung der Padıt. 

Rückgewähr eines verpadteten Landgutes, bei welchen die Uebernahme auf 
Grund einer Schätung erfolgte. 

Kündigung bei Pacht eines Grundftüdes oder Rechtes. 

Beſchränkung des Kündigungsredtes auf Seite des Pächters und Verpächters. 

Folgen nicht rechtzeitiger Rüdgabe des gepachteten Gegenitandes. 


Vierter Titel. 
geihe. 


Berechtigungen und Berpflihtungen aus den Leihvertrage. 

Haftung des Berleihers für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit. 

Scabdenderjagpflicht bei argliftiger Berfchweigung von Mängeln, 

Berpflihtung zur Zragung der Erhaltungstoften der geliehenen Sache. — 
Erjat anderer Berwendungen. 

Berantwortlichleit des Entleihers. 

Berechtigungen des Entleiher3 bezüglich der geliehenen Sadıe. 

Nüdgabe der geliehenen Sache nad Ablauf der für die Leibe beftimmten 
Friſt. 

In welchen Fällen die Leihe gekündigt werden kann. 

Verjährung der Erſatzanſprüche des Verleihers und Entleihers. 


Fünfter Titel. 
Darlehen. 


Berpflichtungen des Darlehens⸗Empfüngers. 


. Entrichtung von Zinſen bei Darlehen. 


Kündigungsfriften bei Darlehen. 
Widerruf des Verſprechens der Hingabe eines Darlehens, 
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Sechſter Titel. 


Dienftvertrag. 


Berpflihtungen aus dem Dienftvertrage. 

Bergütung für Dienftleiftungen. 

Berpflihtung zur Dienftleiftung in Perſon. 

Wann die Bergütung für die Dienftleiftung zu entrichten äft. 

Berzug des Dienftberehtigten mit der Annabme der Diente. 

Zeitweife Berbinderung des zur Dienftleiftung Verpflichteten ohne deſſen 
Berichulden. 

Was erkrankten Dienftboten von dem Dienftberehtigten zu gewähren ift. 

Berpflihtungen des Dienftberedhtigten in Bezug auf Leben und Gejundheit 
des zur Dienftleiftung Berpflichteten. 

Ausihluß der vertragsmäßigen Aufhebung oder Einſchränkung diefer Ber— 
pflihtungen. 

Endigung des Dienftverbältnifjes. 

Wann die Dienftlündigung bei Bemeflung der Bergütung nad Zeilabſchnitten 
zuläffig ift. 

Dienftlündigung gegenüber Yehrern, Erziehern, Brivatbeamten, Gejellichaf- 
terinnen u. dergl. 

Kündigung von Dienften, bei weldhen die Vergütung nicht nach Zeitabichnit- 
ten bemeſſen ift. 

Kündigung von Dienftverhältniffen für die Lebenszeit einer Perfon oder für 
längere Zeit als fünf Jahre. 

Fortjegung des Dienftverhältnifjes nad Ablauf der Dienftzeit. 


u. 627. Kündigung des Dienftverhältniffes ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 


frift. 

Anſpruch auf Vergütung in ſolchen Fällen. 

Gewährung angemefjener Zeit zum Auffuchen eines anderen Dienftverbälts 
niſſes nach geichebener Kündigung. 

Verpflichtung des Dienftberehtigten zur Ausftellung ſchriftlicher Dienftzeug- 
nifie. 


Siebenter Titel. 


Werfvertrag. 


Berpflihtungen und Berehtigungen aus dem MWerfvertrage feitend der 
Unternehmer und Bejteller im Allgemeinen. 

Bergütungen bei dem Werkvertrage. — Höhe derjelben. 

Berpflihtungen des Unternehmers aus Werkfverträgen. 

Wandelung oder Minderung bei Nichteinhaltung der zur Bejeitigung eines 
mangelbaften Werkes beftimmten Frift. 

Schadenserſatz wegen Nichterfüllung anftatt der Wandelung oder Minderung. 

Rücktrittsrecht des Befteller8 bei nicht rechtzeitiger Herftellung des Wertes. 

Vereinbarungen wegen Bertretung der Mängel eines Wertes. 


638° u. 639. Berjährung der Anfprücde des Beftellerd aus Werkverträgen. 


I. Bud: Recht der Schulbverhältnifie. XXIX 





a 3: 

640. Berpflihtungen des Beſtellers aus Werkverträgen. 

64. Wann die Bergütung zu entrichten if. — Berzinfung der Bergütung. 

642 u. 643. Folgen des Berzuges des Befteller8 mit der Annahme. 

644 u. 615. Wer die Gefahr bis zur Abnahme des Werkes zu tragen hat. 

646. Bollendung ded Werkes an Stelle der Abnahme. 

647. m... des Unternehmers an ben von ihm hergeftellten beweglichen 
achen. 

648. Einräumung einer Sicherungshypothek an dem Baugrundſtücke des Beſtellers. 

649. Berechtigung des Beſtellers zur jederzeitigen Kündigung des Vertrages. 

650. Wirkungen der mwefentlihen Ueberſchreitung eines Koftenanichlagek. 

651. Werkverträge, bei welchen der Unternehmer die Stoffe ſelbſt zu ftellen hat. 


Achter Titel. 


Maäflervertrag. 


652. Berechtigungen und Berpflichtungen aus dem Mäffervertrage. 

653. Mällerlohn. — Höhe dedjelven. 

654. In welchen Fällen der Anfpruch auf Mäklerlohn ausgeſchloſſen ift. 

655. Herabfegung unverhältnißmäßig hoher Mäfferlöhne durch Urtheil. 

656. Unzuläffigkeit des Mällervertrages in Bezug auf Bermittelung einer Ehe. 


Neunter Titel. 


Auslobung. 


657. Berpfliytungen aus ber Auslobung (Ausſetzen einer Belohnung durch öffent- 
lihe Befanntmahung). 

658. Widerruf der Auslobung. 

659 u. 660. Berfügung über die ausgejeste Belohnung beim Borhandenfein meh— 
rerer Berechtigter. 

661. Auslobung, welche eine Preisbewerbung zum Gegenſtande hat. 


Zehnter Titel. 
Auftrag. 


662. Berpflihtungen aus der Annahme eines Auftrages. 

663. Ablehnung des Auftrages. 

664. Mebertragung ber Ausführung des Auftrages an Dritte. 

665. Abweihungen von den Weijungen des Auftraggebers. 

666. Auskunftsertheilung und Nehenichaftsablage ſeitens des Beauftragten. 

667. Herausgabe des aus der Geichäftsbejorgung Erlangten dur den Beaufs 
fragten. 

668. Berzinfung des auf ſolche Weife erlangten und verwendeten Geldes, 

669. Borjchußleiftungen des Auftraggebers für Aufwendungen des Beauftragten. 
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670. Berpflihtung des Auftraggebers zum Erfage folder Aufivendungen. 

671. Widerruf des Auftrages feitens des Auftraggeberd. — Kündigung bed Auf- 
trages jeitens des Beauftragten. 

672—674. Erlöfhung des Auftrages. 

675. Anwendung vorftehender Beftimmungen auf Dienfte und WWerfverträge. 

676. Folgen der Ertheilung eines Rathes oder einer Empfehlung an einen 
Anderen. 


Elfter Titel. 
Geihäftsführung ohne Auftrag. 


677. Berpflihtungen aus der Gejhäftsführung ohne Auftrag. 

678. Schadenserjagpflicht des Gejchäftsführer8 bei Webernahme der Geſchäfts— 
führung gegen den Willen des Geſchäftsherrn. 

679. In melden Fällen der entgegenftehende Wille des Gejchäftsheren nicht in 
Betracht zu fommen hat. 

650. Gefhäftsführung zur Abmwendung drohender dringender Gefahr. 

681. Anzeige der Mebernahme der Geihäftsführung an den Geſchäftsherrn. 

682. Berantwortlichkeit geichäftsunfähiger oder beſchränkt fähiger Geſchäfts— 
führer. 

683. Anſpruch des Geihäftsführers auf Erjak feiner Aufwendungen. 

684. Berpflihtung des Geſchäftsherrn zur Herausgabe einer durch die Geſchäfts— 
führung erlangten ungerechtfertigten Bereiherung. 

685. In welchem Falle dem Geihäftsführer ein Erſatzanſpruch nicht zufteht. 

686. Wirkungen des Irrthumes über die Perfon des Gejhäftäherrn. 

687. Bejorgung eines fremden Geſchäftes in der Meinung, daß es ſein eigenes fei. 


Zwölfter Titel. 


Derwahrung. 


6388. Berpflichtungen des VBerwahrers aus dem Verwahrungsvertrag. 

689. Bergütung für die Aufbewahrung. 

690. Haftung des Verwahrers bei unentgeltlih übernommener Aufbewahrung. 

69. Hinterlegung binterlegter Sachen bei Dritten. 

692. Anzeigeerftattung an den Hinterleger bei Aenderung der vereinbarten Art 
der Aufbewahrung. 

693. Erfak von Aufwendungen durch den Hinterleger. 

694. Schadenserſatzpflicht des Hinterlegers, 

695. Rückforderungsrecht des Hinterlegers, 

69. Anſpruch des Verwahrers auf Rüdnahme der hinterlegten Sache. 

697. Wo die Rüdgabe der hinterlegten Sache zu erfolgen hat. 

698. Berzinfung binterlegten, verwendeten Geldes. 

699. Wann die Bergütung für die Aufbewahrung zu entrichten ift. 

700. Anwendbarkeit der Borfchriften über da8 Darlehen bei Hinterlegung vers 
tretbarer Sachen, deren Verbraud dem Berwahrer gejtattet ift. 


723 u 


7353. 
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Dreizehnter Titel. 


Einbringung von Sachen bei Gajtwirthen. 


Schadenserſatzpflicht der Fremde beherbergenden Gaftwirthe für VBerluft oder 
Beihädigung eingebrachter Sadhyen feiner Gäfte. 

Haftung der Gaftwirthe für Geld, Wertbpapiere und Koſibarkeiten. 

Erlöſchung der dem Gafte zuftebenden Erſatzanſprüche. 

Pfandredht des Gaſtwirthes an den eingebradten Sachen des Gaftes. 


Bierzehnter Titel. 
Geſellſchaft. 


. Berpflichtungen aus dem Geſellſchaftsvertrage. 
. Beitragßleiftung ſeitens der Geſellſchafter. 


Erhöhung oder Ergänzung vereinbarter Beiträge. 
Zu gewährende Sorgfalt der Gejellichafter. 
Gemeinihaftlide Yübrung der Geſchäfte der Geſellſchaft. 


. Führung der Geſchäfte durch einzelne Geſellſchafter. 
. Bereinbarte Berehtigung jedes einzelnen Gejellichafter8 zum alleinigen 


Handeln. 

Entziehung der Befugniß zur Gefhäftsführung einzelner Gejellihaften. — 
Kündigung der Geihäftsführung. 

Rechte und Berpflidhtungen der gejhäftsführenden Geſellſchafter. 


. Bertretung der Gejellihaft gegenüber Dritten. 
. Entziehung diefer Vertretungsmacht. 


Berechtigungen der von der Geihäftsiührung ausgeſchloſſenen Gefellichafter. 
Nihtübertragbarkeit der aus dem Geſellſchaftsvertrag zuftehenden Rechte. 
Was zum Gejelihaftsvermögen gehört. 

Aniprüde der einzelnen Gejellfchafter an dem Gefellihaftsvermögen. 
Zum Gefellihaftsvermögen gehörende Forderungen. 

Nehnungsabihluß und Gewinnvertbeilung. 

Antheil am Gewinn und Berluft. 

. 724. Kündigung ded Gejellichaftsvertrages. 

Kündigung durch Gläubiger eines Gejellichafters. 

Endigung der Geſellſchaft. 

Auflöiung der Gejellihaft durh Tod eines Gejellichafters. 


+ Auflöfung der Geſellſchaft durch Konkurseröffnung bezüglih eines Geſell— 


ſchafters. 
Auflöſung der Geſellſchaft in anderer Weiſe als durch Kündigung. 
Auseinanderſetzung unter den Geſellſchaftern nach Auflöſung der Geſellſchaft. 


. Näbere Beſtimmung für die Auseinanderſetzung und Theilung. 


Nüdgabe der von einzelnen Gejellichaftern zur Benütung überlafjenen Gegen— 
ſtände. 

Berichtigung der gemeinſchaftlichen Schulden. — Zurückerſtattung der Ein— 
lagen. 
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759. 
760, 
761. 


Bertbeilung des Ueberjchufies. 

Haftung der Gejellichafter für Fehlbeträge. 

Ausſcheiden einzelner Gefellihafter bei Fortbeſtand der Gefellfchaft unter 
ben übrigen Gefellichaftern. 

Ausichliefung einzelner Geſellſchafter in ſolchem Falle. 


. Folgen der Ausiheidung einzelner Gejellichafter aus der Gefellichaft. 


Haftung des Ausjheidenden für Fehlbeträge. 
Gewinn und Berluftantheil des Ausfcheidenden. 


Fünfzehnter Titel, 
Gemeinſchaft. 


Gemeinſchaft nach Bruchtheilen. 


.Gleiche Antheile der Theilhaber. 


Antheil der Theilhaber an Früchten. — Berechtigung zum Gebrauche des 
gemeinſchaftlichen Gegenſtandes. 
Verwaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes. 


. Beſchlußfaſſung über die Berwaltung und Benützung des Letzteren. 


Wirkung derartiger Beſchlüſſe für und gegen die Sondernachfolger. 


. Berfügung des einzelnen Theilhabers über feinen Antheil. 


Zragung der Laften und Koften des gemeinichaftlichen Gegenftandes. 
Aufhebung der Gemeinihaft. 


u. 751. Ausichluß ded Rechtes der Gemeinjhaftsaufhebung. 


Aufhebung der Gemeinihaft durch Theilung bezw. Loos. 
Aufhebung der Gemeinichaft Durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenftandes. 


. Berlauf gemeinjhaftlider Forderungen. 
. Aufhebung der Gemeinichaft bei Haftung der Theilhaber als Geſammt⸗ 


ſchuldner für eine Verbindlichleit. 

Forderungen eines Theilhabers gegen einen anderen Theilhaber aus der 
Gemeinſchaft. 

Gewährleiſtung bei Zutheilung eines gemeinſchaftlichen Gegenſtandes an 
einen der Theilhaber. 

Ausſchluß der Verjährung des Anſpruches auf Aufhebung der Gemeinſchaft. 


Sechzehuter Titel. 


Leibrente. 


Dauer und Betrag der Leibrente. 
Wann die Leibrente zu entrichten iſt. 
Zur Gültigkeit des Leibrentenvertrages erforderliche Form. 


Siebzehuter Titel, 
Spiel. Wette. 


Nichtbegründung einer Verbindlichkeit durch Spiel und Wette. — Rückorder⸗ 
ung des auf Grund des Spieles oder der Wette Geleifteten. 


765. 
766. 
767. 
768, 
769, 


770 


7172. 
773. 
174. 
775. 
776. 


777. 
778, 


183. 


II. Buch: Recht der Schuldverhältniffe. XXXIII 


Gültigkeit der Lotterie oder Ausſpielungs-Verträge, wenn die Lotterie oder 
Ausipielnng ftaatlih genehmigt ift. 
Differenzgefchäfte find al8 Spiel anzufehen. 


Adhtzehnter Titel. 
Bürgfchaft. 


Berpflihtungen des Pürgen aus dem Bürgichaftsvertrage. 
Zur Gültigkeit des Bürgjhaftsvertrages SID Form. 
Wofür der Bürge zu haften hat. 

Dem Bürgen zuftehende Einreden. 

Berbürgung Miehrerer für diejelbe Berbindlichkeit. 


u. 771. In welchen Fällen der Bürge die Befriedigung tes Bläubigers ver» 


weigern fann (Einrede der. Borausffage.) 
BZwangdvollftredung gegen den Sauptichuldner bei verbürgten Geldforderungen, 
In welhen Fällen die Einrede der Borausflage ausgeſchloſſen ift. 
Uebergang der Forderung des Gläubigerd gegen den anptiguibner auf 
Bürgen im Falle der Befriedigung des Erfteren. 
In weldhen Fällen. dev Bürge von dem Hauptſchuldner Befreiung von der 
Bürgſchaft verlangen fann. — Sicherheitsleiſtung in foldhen Fällen. 
Befreiung des Bürgen bei Aufgabe von Pfand» oder Vorzugsrechten durch 
den Gläubiger. 

Verbürgung auf beſtimmte Zeit. 

Tie Beauftragung eines Anderen, einem Dritten Kredit zu geben, gilt 
als Bürgſchaft. 


Neunzehnter Titel. 
Vergleich. 


.Unwirkſamkeit von Vergleichen. 


Zwanzigſter Titel. 


Schuldverſprechen. Schuldanerkenntniß. 
Zur Gültigkeit eines Schuldverſprechens erforderliche Form. 


.Zur Gültigkeit eines Schuldanerkenntniſſes erforderliche Form. 


Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntniß auf Grund einer Abrechnung oder 
im Wege eines Vergleiches. 
Einundzwanzigſter Titel. 


Anweiſung. 
Berechtigungen aus Anweiſungen. 


784... Verpflichtungen aus angenommenen Anweiſungen. — Foxm der Annahme. 
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785. 


786. 


787. 
783. 


789. 
7. 
791. 


792. 


Aushändigung der Anmeifung als Borausfekung zur Verpflichtung der 
Leiſtung. 

Berjährung des Anſpruches des Anweiſungsempfängers gegen ben Ange— 
wieſenen. 

Anweifung auf Schuld. 

Anmweifung zu dem Zwecke, um eine Leiftung an den Anmweifungsempfänger 
zu bewirken. 

Bermweigerung der Annahme der Anmweifung oder der Leiftung feitens bes 
Angewieſenen. — Nichtgeltendmahung der Anweifung feitend des An- 
weifungsempfängers. 

Widerruf der Anweifung durch den Anmweifenden gegenüber dem Angewiefenen. 

Tod oder Eintritt der Gefhäftsunfähigfeit eines ber Betheiligten bei Ans 
weifungen. 

Berehtigun; des Anweilungsempfängers zur Uebertragung der Anmweifung 
auf einen Dritten. — Notbwendige Form biebei. 


Zweiundzwanzigjter Titel. 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber. 


. Berechtigungen aus Schuldverfhreibungen auf den Inhaber. — Zur Gültig- 


keit folder Berfchreibungen erforderliche Form. 


. Berpflihtungen des Ausſtellers von Schuldverſchreibungen auf den In— 


haber. 
Vorausſetzung für die Gültigkeit der im Inlande ausgeſtellten Schuldver⸗ 
fhreibungen auf den Inhaber ift ftaatlihe Genehmigung der Ausgabe. 
Zuläfiigkeit von Einwendungen des Ausftellerd gegen den Inbhaber der 
Schuldverſchreibung. 


.Aushändigung der Schuldverſchreibung gegen die Leiſtung des Ausſtellers. 


Ertheilung neuer Schuldverſchreibungen bei Beſchädigung der früheren. 

Kraftloserklärung folder Schuldverſchreibungen im Wege des Aufgebots- 
verfahrens. 

Ertbeilung neuer Schuldverfchreibungen an Stelle der für kraftlos erflärten. 

Erlöfhung von Anfprühen aus Schuldverjhreibungen auf den Inhaber nad 
Ablauf von 30 Jahren. — Berjährung von Anſprüchen aus foldhen 
Schuldverfhreibungen nad dem Ende der Borlegungsfrift. 


. Hemmung des Beginnes und Yaufes der Borlegungsfrift, fowie der Berjähr- 


ung durch die Zablungsiperre zu Gunjten des Antragftellers. 
Fortdauernde Gültigkeit der für Schuldverjchreibung auf den Inhaber aus» 
gegebenen Zinsſcheine. — Zurückbehaltungsrecht hinſichtlich der bei Ein— 
löſung der Hauptſchuldverſchreibung fehlenden Zinsſcheine. 
Zu Berluft gegangene Zins⸗, Renten» oder Gewinnantheile. 


. Ausgabe von neuen Zins» oder Reutenſcheinen gegen Erneuerungsideine. 


Umfchreibung einer auf den Inhaber lautenden Schuldverjhreibung auf den 
Namen eines beftimmten Berechtigten. 
Anwendung der Beftimmungen für Sculdverfchreibungen auf den Inhaber 
auf Karten, Marken oder ähnliche Urkunden ohne Angabe des Gläubigers. 
Leiftungen auß Inhaber⸗Urkunden, auf welden ber Gläubiger benannt iſt. 


809. 
810. 


II. Buch: Recht der Schuldverhältnifie. XXXV 


Dreiundzwauzigſter Titel. 


Vorlegung von Sachen. 


Berechtigung zum Anſpruch auf Borlegung von Sachen behufs Beſichtigung. 
Geſtattung der Urkunden⸗Einſicht. 


811. Wo die Vorlegung zu erfolgen hat und auf weſſen Gefahr und Koſten. 


812. 


Bierundzwanzigfter Titel. 


Ungerechtfertigte Bereicherung. 
Berpflihtungen aus ungerechtfertigter Bereidherung. 


818 u. 814. Burüdfordberung des zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit 


815. 


816. 


323. 
824. 


Geleiſteten. 

Rückforderung wegen Nichteintrittes des mit einer Leiſtung bezweckten Er⸗ 
folges. 

Berpflichtungen Nichtberechtigter aus Berfügungen, welche dem Berechtigten 
gegenüber wirkſam find. 


. Berpflidhtungen des Empfängers bei Annahme von Leiſtungen, welche gegen 


ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verftoßen. 
Berpflihtungen zur Herausgave der Nugungen und Erfakleiftungen. 
Berpflihtungen zur Herausgabe bei Bekanntſein de8 Mangels des rechtlichen 
Grundes auf Seite des Empfängers. 
Nichteintritt des mit der Yeiftung beswedten ungewiſſen Erfolges. 
Eingehen einer Verbindlichkeit ohne rechtlichen Grund. 
Zuwendung de aus ungeredtfertigter Bereiherung Erlangten an Dritte. 


Fünfundzwanzigfter Titel. 
Unerlaubte Handlungen. 


Berpflihtungen aus dem Begehen unerlaubter Handlungen. 
Schadenderfagpflicht bei Behauptung oder Verbreitung unwabrer Thatſachen, 
welche geeignet find, Andere zu jchädigen. 


. Berpflichtungen aus Berleitung zur Geftattung der außerehelihen Beimohns 


ung. 
Borjäglide Schadenszufügung. 


. Schadenszufügung im Zuftande der Bewußtlofigkeit oder bei Tranfhafter 


Etörung der Geiftestbätigfeit. 
Berantwortlichteit jugendliher Berfonen und Zaubftummer für Schadens» 
zufügungen. 

Schadenserſatz in letzteren Fällen nah Billigkeit, foferne von auffichtspflich- 
tigen Dritten der Erſatz des Schadens nicht erlangt werden Tanı. 
Berantwortlichkeit Mehrerer für gemeinfchaftlid begangene unerlaubte Hand» 

lungen, desgleichen der Anftiiter und Gehülfen. 
III* 
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831. Berantwortlichkeit der Geihäftsberrn für unerlaubte Handlungen der zu 
einer Berrichtung beftellten Berfonen, 

832. Schadenserfagpflict bei mangelhafter Beauffihtigung Minderjähriger oder 
folder Perfonen, welche wegen ihres körperlichen oder geiftigen Zuftandes 
der Beauffihtigung bedürfen. 

833 u. 854. Schadenderfakpfliht bei den durch Thiere verurfacdhten Schaden. 

835. Beihädigungen von Grundftüden durh Wild. — Schadenserſatzpflicht des 
Jagdberechtigten. 

886 u. 837. Schadenserſatzpflicht bei Einfturz von Bauwerken. 

833. Scadenserfagpfliht bei mangelhafter Unterhaltung von Bauwerken. 

839. Schadenserjagpflicht bei Verlegung von Amtspflichten. 

840. Berantwortlichkeit Mehrerer für den aus unerlaubten Handlungen entftehen« 
den Schaden. 

341. Haftung von Beamten für unerlaubte Handlungen. der unter ihrer Aufſicht 
ftehenden Anderen, 

848: ‚Haftung für Nachtheile, welche die unerlaubte Handlung für das Fortkommen 
des Verletzten herbeiführt. — 

843. Schadenserſatzpflicht bei Körperverletzungen. 

844. Schadenserſatzpflicht bei Tödtungen. 

845. ı Shadenserfagpflicht. bei Tödtungen, Körperverletzungen und Freiheitsent⸗ 
ziehungen gegenüber dem Dienftherrn des Betroffenen. j 

846. Mitwirkung eines Verſchuldens des Verletsten bei der Entftehung des Schadens. 

847. Verpflichtung zum: Erjate von Schaden, der nicht Vermögensſchaden ift, bei 
Körperverlegungen, Freiheitsentziehungen und außerehelicher Beiwohn⸗ 

>; ung. 
. Haftungen für den Untergang von Sachen, die einem Anderen durch uner⸗ 
laubte Handlungen eutzogen wurden. 

849. Erſatz der Werthsminderung oder Beſchädigung einer entzogenen Sache. 

850. Anſprüche bezüglich der auf entzogene Saden gemachten Verwendungen. 

851. Scadenerfat bei entzogenen Saden Dritter. 

852 u. 858. Berjährung der Aniprüdhe auf Erfag des aus unerlaubten Hands 
(ungen entftandenen Schadens. 


“Pr, 


5 
854. 
855. 
856; 
857. 
558. 


„ARXYH 


Drittes Bud). 
Sachenredt. 


Griter Abſchnitt. 
Beſitz. 


Wodurch der Beſitz einer Sache erworben wird. 

Beſitzausübung für Andere. 

Beendigung des Beſitzes. 

Uebergang des Beſitzes auf die Erben. 

Widerrechtliche Entziehung oder Störung des Beſitzes (verbotene Eigenmacht). 


859 u. 860. Erwehrung verbotener Eigenmacht. 


861. 


862. 


Anſpruch auf Wiedereinräumung des durch verbotene Eigenmacht entzogenen 
Beſitzes. 

Anſpruch bei Störungen im Beſitze durch verbotene Eigenmaqht. 

Einreden in letzten beiden Fällen. 

Erlöfhung der Anfprüce aus verbotener Eigenmadt. 

Berbotene Eigenmadht binfihtlih eines Theiles einer Sache, insbejondere 
binfihtlidy abgefonderter Wohnräume oder anderer Räume. 

Gemeinfhaftliher Befig Mehrerer an einer Sache. 

Aufiuhung und Wegihaffung von Sachen, weldye aus der Gewalt des De» 
ſitzers auf fremde Grundftüde gelangt find. 

Befis einer Sache in Folge Nießbrauches, Pfandes, Pacht oder Miethe 
u. dergl. (mittelbarer Beſitz). 

Anfprüde des mittelbaren Beſitzers bei Berübung verbotener Eigenmadt. 

Uebertragung des mittelbaren Beſitzes auf einen Anderen. 

Mittelbarer Drittbefiger. 

Wer als Eigenbefiger zu erachten ift. 


Zweiter Abſchnitt. 


Allgemeine Dorjchriften über Rechte an Grund: 


873. 


374. 
875. 
876. 


ftücken. 


Uebertragung des Eigenthumsd an einem Grundftüde oder Belaftung eines 
Grundftüdes mit einem Rechte. — Eintragung im Grundbude. 
Bezugnahme auf die Eintragsbemwilligung bei Belaftung von Grundftüden. 
Aufhebung von Rechten an Grundftüden. — Lölhung im Grundbuce. 
Belaftung des Rechtes an einem Grundftüde mit dem Rechte eines Dritten 
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877. Aenderungen des Inhaltes eined Rechtes an einem Grundftüde. 


878. Wirkiamteit abgegebener Erflärungen bezüglid der Uebertragung oder Be- 
laftung eine® Grundftüdes. 

879. Rangverbältniß unter mehreren auf einem Grundftüde laftenden Rechten 
nad) der Reihenfolge der Eintragungen im Grundbude. 

880. Nachträgliche Aenderung des Rangrerhältniſſes. 

881. Borbehalt der Befugniß der Eintragung eines Rechtes vor einem anderen 
Rede. 

882. Belaftung von Grundftüden mit Rechten, bei deren zwangsweiſen Erlöfbung 
Erfag aus dem Ertöfe des Grundftüdes zu leiften ift. 

883 u. 884. Eintragung von Bormerkungen ind Grundbuh zur Sicherung von 
Nedten. 

885. Borausfegung für die Eintragung folder Vormerkungen. 

886. Einreden gegen ſolche Vormerkungen. 

837. Aufgebotsverfahren bei, duch Bormerkungen gefiherten unbelannten Gläus 
bigern. 

888. Anſpruch auf Eintragung oder Löſchung, welde zur Berwirklichung des durch 
die Bormerkung gefiherten Anſpruches erforderlidy iſt. 

889. Nihterlöihung des Rechtes an einem fremden Grundftüde bei deſſen Er= 
werbung. 

890. Bereinigung mehrerer Grundftüde zu einem Grundflüde duch Grundbuch⸗ 
eintrag. 

891 u. 892. Wirkungen bed Eintrages im Grundbude. 

893. Bewirtung von Leitungen an denjenigen, für welchen ein Recht im Grund⸗ 
buche eingetragen ift. 

894 u. 895. Berichtigung des Grundbuches bei nicht im Einklang ſtehender wirk⸗ 
liher Rechtslage mit dem Inhalte ded Grundbuches. 

896. Anſpruch auf Borlegung der Hypotheken⸗ zc.briefe zur Berichtigung des 
Grundbuches. 

897. Koſten der Berichtigung des Grundbuches. 

898. Ausſchluß der Berjährung ver Anſprüche auf Berichtigung des Grundbuches. 

899. Eintragung eines Widerſpruches gegen die Richtigteit des Grundbuches. 

900. Erwerb des Eigenthums an einem Grundſtück durch Eintragung im Grund⸗ 
buche nad Ablauf von 30 Jahren. 

901. Berjährung unberedhtigter Yöjhungen im Grundbuche. 

902. Ausſchluß der Verjährung von Anjprühen aus eingetragenen Rechten. 


Dritter Abſchnitt. 
Eigenthum. 
Erſter Titel. 


Inhalt des Eigenthums. 


903. Berechtigungen bed Eigenthümers an einer Sache. 
904. Beſchränkung der Rechte des Eigenthümers zur Abwendung einer gegen« 
mwärtigen Gefahr, 


II. Bud: Sachenrecht. XXXIX 
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%05. Rechte des Eigentümers eine Grundftüdes. 

906. Berbietungsreht des Eigenthümers eine® Grundftüdes bezüglid der Zuführ⸗ 
ung von Gajen, Gerühen, Raub, Ruß, Geräuſch, Erjchütterungen und 
äbnlihen Einwirkungen. 

%7. Herſtellung von beläftigenden Anlagen auf Rahbargrundftüden. 

908. Sicherheitsvorkehrungen bei drohendem Einfturje eines Nachbargebäudes. 

909. Beſchränkung des Eigenthümers eines Grundftüdes bezüglich der Bertiefung 
bes Leßteren. 

910. Befeitigung der von Nahbargrundftüden eingedrungenen Wurzeln und her⸗ 
überragenden Zweigen. 

911. Eigenthumsrecht an die auf Nahbargrundftüde hinüber gefallenen Früchte, 

912. Ueberſchreitung der Eigenthbumsgrenze durch iheilweife Ueberbauung de Nach⸗ 
bargrundftüdes. 

913. Für dem Ueberbau zu gewährende Rente, 

914. Borzugsreht der für den Ueberbau zu gewährenden Rente. — Erlöihung 
der Letzteren. 

915. Uebertragung des Eigentbumes an den Ueberbau gegen Wertherſatz. 

916. Beeinträhtigung eines Erbbaurehtes oder einer Dienftbarkeit durch ben 
Ueberbau. 

917 u. 918. Duldung von Nothwegen zu Nahbargrundftüden. 

919. Berpflitung der Eigentbümer von Nadhbargrundftüden zur Vermarkung 
der Grenzen auf gemeinſchaftliche Koſten. 

920. Feſtſetzung der Grenzen bei Grenzvermwirrungen. 

921 u. 922. Eigenthumsverhältnifie an den zwiſchen zwei Grundftüden lie,enden 
Zwiſchenräumen, Gräben, Mauern, Heden, Planken u. dergl. 

923. Eigenthumsverhältniffe an den auf der Grenze ftehenden Bäumen und 
Sträudern. 

924. Ausihluß der Verjährung bezüglich einzelner Eigenthumsbeſchränkungen. 


Zweiter Titel. 


Erwerb und Derluft des Eigenthums an Grundftüden. 


925. MUebertragung bes Eigenthumd an einem Grundftüde durch Auflaffung. — 
Erflärung derfelben vor dem Grundbucdhamte. 

926. Erftredung der Eigenthumsübertragung auf das Zubehör des Grundftüdes. 

927. Erfigung des Eigenthumsrehtes an Grunpflüden. 

928. Aufgabe des Eigenthumes an einem Grundftüde durch Verzichtserklärung 
bei dem Grundbudhamte. — Berehtigung des Fiskus zur Aneignung 
des aufgegebenen Grundftiides, 


Dritter Titel. 
Erwerb und Derluft des Eigenthums an beweglichen 
Sachen. 
I. Hebertragung. 


929. Zur NUebertragung de Eigenthumes an einer beweglichen Sache ift Weber» 
gabe an den Erwerber erforderlich. 
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930. Erſatz der Uebergabe, wenn ter Eigenthümer bereit3 im Befig der Sadıe ift. 

931. Erfag der lebergabe durch Abtreten des Anſpruches auf Herausgabe der 

- Sache gegenüber dem -Drittbefiger. 

932— 934. Gültigkeit der Eigentyumsiübertragung bezüglich der dem Beräußerer 
nicht gehörenden Sache. 

935. Eigenthumserwerb ausgeſchloſſen bei geftohlenen, verforen gegangenen oder 

h fonft abhanden gekommenen Sachen. — Ausnahmen bievon. 

936. Veräußerung von Saden, die mit dem Rechte eined Dritten belaftet find. 


II. Erfigung. 


937. Ermwerbung des Eigenthums an beweglihen Sachen durch Erfigung. 

938. Bermuthung der Fortdauer des Eigenbefiges. 

939. In welchen Fällen die Erfiguug nicht beginnen bezw, nicht fortgeſetzt werben 
- Tann. 

940. Unterbredung der Erfikung durch Verluſt des Eigenbefites. 

941. Unterbredung der Erfignng durd gerichtliche Geltendmahung von Eigen— 

thumsaniprüden. 

942. Beginn der neuen Erfigung nab Beendigung der Unterbrehung. 

913 u. 944. Gutrechnung der Erfigungszeit ded Redytövorgängers für den Rechts—⸗ 

nadfolger. 

945. Erlöfhung der an der Sache begründeten Rechte Dritter durch Erfitung. 





III. Berbindung. Bermifchung. Berarbeitung. 


946. Berbindung einer beweglihen Sache aus einem Grundftüde. 

947. Berbindung beweglicher Sachen zu einem einheitlihen Ganzen. 

648. Untrennbare Bermijhbung oder Bermengung bewegliher Sachen. 

919. Erlöfhung der an Saden deftehenden Rechte bei Erlöfchung des Eigenthumes 
durch Verbindung, Vermiſchung oder Vermengung. 

960. Herſtellung einer neuen beweglichen Sache durch Verarbeitung von Stoffen. 

951. Anſprüche aus der Verbindung, Vermiſchung und Verarbeitung beweglicher 

i Sachen. 


952. Eigenthumsrechte an Schuldſcheinen, a Lac und Renten 
fhuldbriefen. 


IV. Erwerb ‚von Erzengniffen und fonjtigen Veſtandtheilen 
| einer Sade. 


953. Rechte des Kigentbümerd der Sahe auf Erzeugniffe und fonftige Beftand- 
theile der Sadıe. 

954. Berehtigung auf die Erzzugniffe einer fremden Sache. 

955 Berechtigungen des Eigenbefiters und Nutznießers auf die Erzeugniſſe einer 
Sache. 

956 u. 957. Geſtattung der Aneignung von Erzeugniſſen an einen Anderen durch 
den Eigenthümer. 


V. Aneignung. 


958. Aneignung berrenlofer beweglicher Saden. 
959. Welche bemeglihe Sachen als herrenlos gelten. 
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960. In welchen Fällen wilde Thiere nicht: als herrenlos zu erachten find. 

961. Herrenloswerden von Bienenfhwärmen, 

962. Berehtigungen des Eigentbümers des Bienenſchwarmes bei defien Berfolgung. 
963. Bereinigung ausgezogener Bienenibwärme mehrerer Eigentbünter. 

964. Einziehung eines Bienenfhwarmes in eine fremde beſetzte Bienenwohnung. 


VI. uud, 


965. Verpflichtungen des Finders verlorener Sachen. 

966. Berwahrung gefundener Sachen. — Oeffentliche Verſteigerung — 

967. Ablieferung gefundener Sachen oder des Verſteigerungserlöſes an die Polizei⸗ 

- behörde. 

368. Haftung des Finders für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit. 

69, Herausgabe gefundener Sahen an den Berlierer. 

970. Erſatz der Aufwendungen an gefundenen Saden. 

971.- Anſpruch des Finders auf Finderlohn. 

972. Sonftige Anfprüce des Finders gegen den Eigenthümer. 

973 u. 974. Wann der Finder das Eigenthum an der gefundenen Sade erwirbt. 

975. —— der Polizeibehörde über die bei ihr abgelieferten gefundenen 
Sachen. 

976. Hebergang der Finderrechte auf die Gemeinde des Fundertes. 

977. Anfprühe auf Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiherung gegen den 
Finder. 

978. Fund von Sahen in den Gefbäftträumen oder Beförderungsmitteln einer 
öffentlichen Behörde oder Verkehrsanſtalt. 

979. Berechtigung der Behörde oder Verkebrsanftalt zur VBerfteigerung der Sache. 

980. Borausfegungen für die Zuläffigkeit foldyer VBerfteigerungen. 

981. Berfügung über den Berfteigerungserlös nad Ablauf von drei Fahren. 

982. In welcher Weiſe die öffentlichen Bekanntmachungen der Verjteigerung zu 
erfolgen. haben. 

983. Berfügung öffentlicher Behorden über Sahen eines unbekannten Empfangs- 
berechtigten. 

984. Rechtsanſprüche an entdeckte Schätze. 


Vierter Titel. 


Anſprüche aus dem Eigenthume. 


985. Berechtigung des Eigenthümers auf Herausgabe einer Sache. 

986. In welchen Fällen der Beſitzer die Herausgabe einer Sache verweigern lass: 

987 u. 988. Herausgabe der Nugungen an Eigenthümer. 

989. Berantwortlichkeit. des Befigers für Verſchlechterung oder Untergang einer 
Sade. 

990. Haftung des nicht in gutem Glauben befindlichen Befigerd gegenüber dem 
Eigenthümer. 

991. Ableitung des Rechtes zum Beſitze von einem mittelbaren Befiker. 

992. Beſitz in Folge verbotener Eigenmadt oder ftrafbarer Handlung. 

993. Berpflihtung zur Herausgabe gezogener Früchte. 
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994 u. 995. Erſatzanſprüche des Beſitzers für die auf die Sache gemachten noth⸗ 


1012. 


1013. 
1014. 
1015. 


1016. 


1017. 


wendigen Verwendungen. 

Erſatzanſprüche für andere als nothiwendige Verwendungen. 

Berehtigung des Befigers zur Abtrennung ber mit,einer Sache verbundenen 
anderen Sache. 

Herausgabe landwirthſchaftlicher Grundftüde. 

Erfaganfprüde des Befigers für Bermendungen feines Vorbefigers. 

Inwieweit der Befiter die Herausgabe einer Sache verweigern kann. 

Geltendmahung der Erſatzanſprüche des Befigerd wegen gemadter Ver— 
wenbungen. 

Berjährungsfriften bezüglich derartiger Erjaganfprüde. 


. Aufforderung des Eigenthümers zur Erfärung über die Genehmigung der 


Berwendungen. 


. Störung im Befige in anderer Weile als durch Entziehung oder Borent⸗ 


haltung. 


. Anfprüde des Eigenthümerd auf Saden, die auf fremden Grundftüden ſich 


befinden. 

Bermuthung des Eigenthümers an einer beweglihen Sadye zu Gunften bes 
Beſitzers. 

Anſprüche auf Herausgabe geſtohlener oder abhanden gekommener beweg⸗ 
licher Sachen. 


Fünfter Titel. 


Miteigenthum. 


Miteigenthum Mehrerer nach Bruchtheilen. 

Belaſtung gemeinſchaftlicher Sachen zu Gunſten eines Miteigenthümers. 

Regelung der Verwaltung und Benützung eines Grundſtückes unter den 
Miteigenthümern. 


. Geltendmahung der Anſprüche aus dem Miteigenthume. 


Vierter Abjchnitt. 
Erbbaurecht. 


Begriffsbeftimmung des Erbbaurechtes. 

Erfiredung des Erbbauredhtes auf nit Üüberbaute Theile eined Grunds 
ftüdes, 

Unzuläffigfeit der Beſchränkung des Erbbaurechtes auf einen Theil eines 
Gebäuded. 

Nothiwendigkeit der Erklärung vor dem Grundbuchamte bei Beftellung eines 
Erbbaurechtes. 

Nichterlöſchen des Erbbaurechtes bei Untergang des Bauwerkes. 

Vorſchriften für den Erwerb des Erbbaurechtes und für die Anſprüche aus 
ſolchem. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Dienſtbarkeiten. 


Erſter Titel. 
Grunddienſtbarkeiten. 


1018. Begriffsbeſtimmung für Grunddienſtbarkeiten. 


1019. 


1020. 


Die Belaftung muß der Benutzung des Grundſtückes des Berechtigten Bor» 
theile bieten. 

Schonung des Intereſſes des Eigenthümerd bei Ausübung einer Grunds» 
bienftbarteit. 


1021 u. 1022. Unterbaltspflicht bezüglich der zur Ausübung einer Grunddienft- 


1023. 


1024. 
1025. 


1026. 
1027. 


1028. 
1029. 


barkeit gehörigen Anlagen auf dem belafteten Grundftüde. 

Berlegung der Ausübung einer Grunddienftbarkeit auf einen anderen Theil 
des belafteten Grundftädes. 

Kolliffion mehrerer Grunddienftbarleiten unter einander. 

Fortbeftand der Grunddienftbarkeit bei Theilung des Grundflüdes des Bes 
rechtigten. 

Beichräntung der Grunddienfibarkeit bei Theilung des belafteten Grund⸗ 


Anfprüde bes Berechtigten bei Beeinträdhtigung einer Grunddienftbarkeit. 
Berjährung der Anfprüdhe aus Grunddienftbarfeiten. 
Befisfchug bei Störungen in der Ausübung einer Grunddienfibarteit. 


Zweiter Titel. 
Nießbrauch. 


I. Nießbranch an Sachen. 


Begriffsbeſtimmung für den Nießbrauch. 

Nießbrauch an einem Grundſtücke. 

Was zur Beſtellung des Nießbrauches an einer beweglichen Sache erforder⸗ 
lich iſt. 

Erſitzung des Nießbrauches an einer beweglichen Sache. 

Feſtſtellung des Zuſtandes der Sache durch Sachverſtändige. 

Nießbrauch an einem Inbegriff von Sachen. — Berzeichniß der Sachen. 

Berechtigung des Nießbrauchers zum Beſitz der Sache. 

Sonſtige Berechtigungen des Nießbrauchers. 

Nießbrauch an Waldungen oder Bergwerken. 

Erwerb des Eigenthumes an Früchten ſeitens des Nießbrauchers. 


. Ausihluß des Nießbrauchrechtes bei gefundenen Schätzen. 


Erhaltung der Sache durch den Nıekbrauder. 
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1042, 
1043. 


1044, 
1045. 
1046. 
1047. 
1048. 
1049. 


1050. 
1051. 
1052. 
1053. 
1054. 
1055. 
1056. 


Unzeigepflicht des Nießbrauchers bei Zerftörung oder Gefährdung ber Sache, 

Außergewöhnliche Ausbefferungen oder Erneuerung der Sade duch den 
Niegbrauder. »* 

Geitattung foldier Ausbeſſeruugen gegenäber dem Eigenthümer. 

Berfiherung der Sache gegen Brandfhaden und fonftige Unfälle. 

Anſprüche an bezahlten Verfiherungsfummen in folhen Fällen. 

Zragung der auf der Sade rubenden Yaflen burd den Nießbraucher. 

Berehtigungen des Nießbrauchers an einem Grundftüd fammt Inventar. 

Beredhtigungen des Nießbrauchers binfichtlic der auf die Sache gemachten 
Verwendungen.: 

Nihthaftung des Niefbrauders für die gewöhnlichen Abnütungen, 

Anipruh auf Sicherheitsleiftung gegen den Nießbraucher. 

Anordnung einer befonderen Verwaltung an Stelle der Sicherheitsleiſiung. 

Klage auf Unterlaſſung des Nießbrauches bei Mißbrauch der Sache. 


Verletzung der Rechte des Eigenthümers durch Nießbrauch. 


Rückgabe der Sache nah Beendigung des Nießbrauches. 

Bermiethung oder Berpadtung eined Grundftüdes über die Dauer des 
Niekbraudes binau?. 

Verjährung der Anfprühe aus dem Niehbraud. 

Bermutbung ded Nießbrauchbeſtellers als Eigenthümer. 

Ueberlafjung der Ausübung des Nießbrauches an Andere. 

Kollifion mehrerer. Nießbrauchsrechte. 

Erlöfhung des Nießbrauchs durch Tod des Niekbrauders. 

Aufhebung des Niekbrauches an einem Grundftüde. 

Erlöfhung des Nießbrauches au einer beweglihen Sache Bra BZufammens 
treffen mit dem Eigenthume in derjelben Perſon. 

Aufhebung des Nießbrauches an einer beweglichen Sadıe. 

Ansprüche aus Beeinträhtigung der Rechte des Nießbrauchers. 


. Niekbraub an den Antheile eines Miteigenthümers. 


Nießbrauch an verbraudhbaren Saden. 


II. Nießbrauch an Rechten. 


Anwendbarkeit der Vorſchriften über den Nießbrauch an Sachen auf den 
Nießbrauch an Rechten. 

Beſtellung des Nießbrauches an einem Rechte. 

Nießbrauch an Wedien, kraft deren eine Leiſtung gefordert werben kann. 

Aufhebung eines dem Nießbrauch unterliegenden Rechtes. 

Beendigung des Niefbraudes an einem Rechte. 

Berehtigungen des Nießbrauchers einer teibrente oder eines ähnlichen 
Rechtes. 

Berechtigungen des Niehbrauders einer Forderung. 

Wirkung der Yeiftung des Schuldner an den Niefbrauder in letterem 
Falle. 

Nießbrauch an verzinslihen Forderungen, 

Berehtigungen und Berpflihtungen des Schuldners und Gläubigers bei 
Niefbraud an Forderungen. 

Mitwirkung des Nleßbrauchers und Gläubigers bei Einziehung einer fälligen 
Forderung. 
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$ 
1079. 
1089. 
1081. 


1082. 
1083. 


1084. 


10%. 
1091. 


1092. Pr 


1093. 


Berzinslihe Anlage eingezogener Sapitalien, 

Nießbrauch an einer Grundichuld und an einer Rentenſchuld. 

Niekbraud an einem Inhaberpapier oder mit Blankoindofjament verichenes 
Orderpapier. 

Hinterlegung ſolcher Papiere. 

Mitwirkung des Nießbrauchers und Eigenthümers bei Verwaltung ſolcher 
Papiere. 

Als verbrauchbare Sachen zu behandelnde Inhaberpapiere oder Orders 
papiere. 


III. Nießbrauch an einem Vermögen. 


In welcher Weiſe der Nießbrauch an dem Vermögen einer Perſon beſtellt 
werden kann. 

Berechtigungen der Gläubiger des Beſtellers in ſolchem Falle. 

Berechtigungen des Beſtellers und Nießbrauchers bei Fülligwerden einer 
vor der Beſtellung entſtandenen Forderung. 

Haftung des Nießbrauchers für Befriedigung der Gläubiger bei verzinslichen 
Forderungen. 

Nießbrauch an einer Erbſchaft. 


Dritter Titel. 


Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten. 


Begriffsbeſtimmung der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit. 

Umfang einer beſchränkten perſönlichen Dienftbarfeit. 

Ueberlaffung der Ausübung einer beſchränkten perſönlichen Dienftbarkeit an 
Andere. 

Einräumung der Benügung einer Wohnung als beichränkte perfünliche 
Dienſtbarkeit. 


Sechſter Abſchnitt. 
Vorkaufsrecht. 


Beſtellung des Vorkaufsrechtes an einem Grundſtücke. 

Belaſtung eines Bruchtheiles eines Grundftüdes mit dem Vorkaufsrechte. 

Erftredung des Vorkaufsrechtes auf das Zubehör eines Grundſtückes. 

Beihräntung des Vorkaufsrechtes auf einzelne Verkaufsfälle. 

Rechtsverhältnifje zwifhen dem Berechtigten und Berpflichteten beim VBors 
laufsrechte. 


. Mittheilung des Inhaltes des Kaufvertrages an den Vorkaufsberechtigten. 


Benadrihtigung des neuen Eigenthümers durd den Borkaufsverpflich« 
teten. u 

Berechtigungen des neuen Eigenthümers bei Geltendmahung bes Vorkaufs⸗ 
rechtes. en J 
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1101. Erftattung des Kaufpreifes an den Käufer durd den Borlauföberehtigten. 

1102. Wirkungen der Geltendmahung des Borkaufsrechtes auf den Käufer. 

1108. Bu Gunften des jeweiligen Eigenthümers eines Grundftüdes und zu Gunften 
einer beftimmten Berfon beftehende Vorlkaufsrechte. 

1104. Erlöihung des Vorkaufsrechtes im Wege bed Aufgebotsverfahrens. 


Siebenter Abſchnitt. 
Reallaften. 


1105. Belaftung von Grundftüden mit wiederkehrenden Leiftungen (Reallaft). 

1106. Belaftung eine® Bruchtheiles eines Grundftüdes mit einer Reallaſt. 

1107. Anwendbarkeit der für Hypothelzinfen geltenden Borfchriften auf bie ein- 
zelnen Leiftungen. 

1108. Haftung des Eigentümers für die fällig werdenden Leiftungen. 

1109. Fortbeſtand der NReallaft bei Theilung des Grundftüdes des Beredtigten. 

1110. Untrennbarteit einer zu Gunften des jeweiligen Eigenthümers eines Grund» 
ftüdes von dem Eigenthümer an dieſem Grundftüde. 

1111. Zu Gunften einer beftimmten Berjon beftehende Reallaften. 

1112. Erlöſchung einer Reallaft im Wege des Aufgebotöverfahrens. 


Achter Abjchnitt. 


Hypothek. Brundfchuld. Rentenfchuld. 
Erfter Titel. 
Bypothef. 


1113. Belaftung eine Grundftüdes mit einer Hypothel. 

1114. Belaftung eines Bruchtheiles eines Grundftüdes mit einer Hypothek. 

1115. Gintrag ber Hypothet im Grundbude. 

1116. Ertbeilung eines Hypothelenbriefes über die Hypothel. 

1117. Erwerbung der Hypothet durch Uebergabe des Hypothekenbriefes. 

1118. Haftung des Grundftüdes für die geſetzlichen Zinfen und Koften. 

1119. Erweiterung einer Hypothek ohne Zuftimmung der im Range gleich» oder 
nachſtehenden Berechtigten. 

1120. Erftredung der Hypothek auf die von dem Grundftüde getrennten Erzeug- 
niffe und auf das Zubehör des Grundftüdes, 

1121 u. 1122. Ausnahmefälle in legter Beziehung. 

1128. Erftredung der Hypothet auf die Mieth» oder Badhtzinsforderungen aus 
Grundftüden. 

1124. Einziehung des Mieth» oder Padhtzinfes vor der Beihlagnahme zu Gunften 
des Gläubigers. 
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1125. 


1126. 
1127. 
1128. 
1129. 
1130, 


1131. 


1132. 


1133. 


1134. 
1135. 


1136. 
1137. 
1138, 
1139. 
1140. 
1141. 
1142. 
1143. 
1144. 
1145. 


1146. 
1 117. 


1148, 
1149. 
1150. 
1151. 


1152. 
1153. 


1154. 


1155. 


Aufrechnung von Forderungen des Miether8 gegen den Bermietber gegen» 
über dem Hypothelgläubiger. 

Erftredung der Hypothek auf Aniprüce auf wiederkehrende Leiftungen, zu 
weichen das Grundftüd berechtigt ift. 

Erfiredung der Hypothet auf Forderungen aus Berfiherungen. 

Zahlung von Berfiherungsfummen bei Gebäuden. 

Haftung der Forderungen aus Verſicherungen bei anderen Gegenftänden 
als Gebäuden. 

Beftimmung der Berfiherungsfumme zur Wiederberftelung des verfiherten 
Gegenftandes. 

Erftredung von Hypotheken auf im Grundbuche zugefchriebene Grundftüde. 

Haftung mehrerer Grundftüde für Geſammthypotheken. 

Gefährdung der Sicherheit einer Hypothet in Folge Verſchlechterung des 
Grunpdftüdes. 

Einſchreiten des Gläubiger in foldem Falle. 

Berſchlechterung oder Entfernung von Zubebörftüden eines mit Hypothet 
belafteten Grundftüdes. 

Nichtigkeit der Vereinbarung der Nihtveräußerung oder Nichtweiterbelaftung 
eined Grunbftüdes. 

Geltendmahung von Einreden des Eigenthümers gegen die Hypothek. 

Wirkungen des Eintrages folder Einreden im Grundbuche. 

Eintrag eines Widerſpruches im Grundbuche wegen unterbliebener Dar—⸗ 
lehenshingabe. 

Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuches. 

Wirkſamkeit der Kündigung einer Hypothek. 

Befriedigung des Gläubigers durch den Eigenthümer. 

Uebergang der Forderung auf den Eigenthümer in legterem Falle. 

Aushändigung ded Hyvpothekenbriefes gegen Befriedigung des Gläubigers. 

Bermerkung theilmweifer Befriedigung auf dem Hypothenbriefe. — Berichtig⸗ 
ung des Grundbuches in folhem Falle. 

Berechtigung auf Berzugszinſen aus dem Grundftüde feitens des Gläubigers. 

Befriedigung des Gläubigerd auß dem Grundftüde im Weae der Zwangs— 
voliiredung. 

Wer als Eigenthümer eines Grundftüdes dem Hupothefgläubiger gegenüber 
zu gelten bat. 

Anfprüce auf Uebertragung des Eigenthbumes in anderer Weife als im 
Wege der Zwangsvollſtreckung find unzuläffig. 

Borſchriften für Anſprüche des Gläubiger auf Befriedigung aus dem 
Grundftüde, 

Henderung des Rangverhältniffes der Theilhypothelen bei Theilung von 
Forderungen. 

Ausftellung von Theilhypothekbriefen. 

Uebertragung der Hypothek auf den neuen Gläubiger mit ber Uebertragung 
ber Forderung. 

Erforderniffe zur Abtretung der Forderung. — Ertheilung der Abtretungss 
erflärung. 

Wirkungen de Borhandenfeins mehrerer öffentlich beglaubigter Abtretungs- 
erflärungen. 
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1156. NRectsverhältniffe des Eigentbümers und neuen Gläubigers bei Hebertrags 
ung einer Forderung. 

1157. Einreden gegen die Hypothek gegenüber dem neuen Gläubiger. 

1158 u. 1159. Rechtsverhältniſſe bezüglih der BZinfen bei Uebertragung einer 
Forderung. 

1160 u. 1161. Borleaung des Hypothetenbriefes bei Geltendmachung der Hypothek. 

1162. Kraftloserklärung abhanden gekommener Hypothekenbriefe im Aufgebots— 
verfahren. 

1163. Erwerbung der Hypothekt durch den Eigenthümer. 

1164—1167. Uebergang der Hypothek auf den verſönlichen Schuldner, der ben 
Gläubiger befriedigt bat. 

1168 u. 1169. Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek. 

1170 u. 1171. Ausſchluß der Rechte des unbefannten Gläubiger im Aufgebots= 
verfahren. 

1172. Gemeinſchaftliche Rechte der Eigenthümer an eıner Geſammthypothet. 

1173. Befriedigung des Gläubiger8 durd den Eigenthünter eine® der mit ‚einer 
Geſammthypothek belafteren Grundftüdes. 

1174. Befriedigung des Gläubigers, dem eine Geſammthypothek zufteht, durd 
ben perjönliden Schuldner. 

1175. Berzicht des Gläubiger8 auf die Geſammthypothek. 

1176. Anmwendbarkeit vorftehender Beftimmungen auf den Theilbetrag einer Hypothek. 

1177. Bereinigung der Hypothek mit dem Eigentyum in einer Perfon. 

1178. Hypothet für Rüdftände von Zinjen und anderen Nebenleiftungen in ſolchem 
Falle. 

1179. Löſchung der Hypothek in Ietteren Fällen. 

1180. Erſatz der Forderung, für welche eine Hypothek befteht, durch eine andere 


Forderung. 

1181. Erlöjhung der Hypothek bei Befriedigung des Gläubigerd auß bem Srund- 
ftüde. 

1182. Befriedigung des Gläubigers aus einem Grundſtücke im Falle einer Ge⸗ 
ſammthypothek. 


1183, Aufhebung der HYypothel durch Rechtsgeſchäft. 

1184. Sicherungshypothek. 

1185. Ausſchluß der Ertheilung eines Hypothekenbriefes bei der Sigerunge. 
hypothet. 

1186. Umwandlung der Sicherungshypothel in eine gewöhnliche Hypothek und 
umgelebrt. 

1187. Hypothek für Forderungen aus Inhaberpapieren, Wechſeln und ſonſtigen 
übertragbaren Papieren. 

1188. Beſtellung der Hypothek in letzterem Falle. 

1189. Beſtellung eines Vertreters für den jeweiligen Glaubiger in letzteren Fllen. 

1190. Beftimmung des Höchſtbetrages der durch Hppothekbeftellung zu fihernden 
Forderung. 
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Zweiter Titel. 


Grundſchuld. Rentenſchuld. 
I. Grundſchuld. 


1191. Belaſtung eines Grundſtückes mit einer Grundſchuld. 

1192. Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Hypothet auf Grundſchulden. 
1193. Kündigung des Kapitales der Grundſchuld. 

119. An welchem Orte Zahlungen aus Grundſchulden zu leiften find. 
1195. Ausftellung von Grundjhuldbrief:n auf den Inhaber. 

1196 u. 1197. Beflellung einer Grundfchuld für den Eigentbümer. 

1198. Ummandlung der Grundjchuld in eine Hypothet und umgekehrt. 


II. Rentenfchuld. 


1199. Begriffäbeftimmung für die Rentenſchuld. 

1200. Borjhriften für die einzelnen Leiftungen und die Ablöſungsſumme einer 
Rentenihuld. 

1201. Wem das Recht der Ablöfung einer Rentenſchuld zufteht. 

1202. Kündigungsfrin bei Ausübung des Ablöjungsrechtes. 

1203. Umwandlung der Rentenfhuld in eine gewöhnlihe Grundjhuld und ums 
gekehrt. 


Neunter Abjchnitt. 


Pfandrecht an beweglichen Sachen und an 
Rechten. 


Erſter Titel. 
Pfandrecht an beweglichen Sachen. 


1204. Begriffsbeftiimmung für das Pfandredt. 

1205. Beftellung des Pfandrehtes durch Uebergabe der Sache. 

1206. Einräumung des Mitbeſitzes an Stelle der Uebergabe der Sadıe. 

1237. Berpfändung fremder Saden. 

1208. VBerpfändung einer mit dem Rechte eines Dritten belafteten Sade. 

1209. Die Zeit der Beftellung ift maßgebend für den Rang des Pfandredtes. 
1210. Haftung des Pfandes für die Forderung in Haupt» und Nebenfadhe. 

1211. Einreden des Berpfänders gegenüber dem Pfandgläubiger. 

1212. Erftredung des Piandredtes auf die vom Pfande getrennten Erzeugnifie. 
1213. Beredhtigung des Piandgläubigers auf die Nutung des Pfandes. 

1214. Obſorge für die Gewinnung der Nutungen. — Rehenihaftsablage hierüber 
1215. Berpflihtung des Pfandgläubigers zur Verwahrung des Pfandes. 
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1216. 


1217. 


Syftematifches Regifter zum bürgerlichen Gefegbuche. 


Erjagpflicht des Berpfänders auf die vom Pfandgläubiger gemachten Ver— 
wendungen. 
Berlekung der Rechte des Berpfänders durch den Pfandgläubiger. 


1218 u. 1219. Zu bejorgender Berderb oder wejentlihe Werthöminderung des 


1220. 
1221. 


1222. 
1223. 
1224. 
1225. 


1226. 
1227. 


—1 228. 


1229. 


Pfandes. 

Zuläſſigkeit der Verſteigerung eines Pfandes bei drohendem Verderbe. 

Verkauf eines Pfandes aus freier Hand, wenn Letzteres einen Börſen- oder 
Marktpreis bat, 

Haftung Leim Piandredte an mehreren Sachen. 

Nüdgabe des Pfandes nah Erlöihen des Pfandrechtes. 

Befriedigung des Pfandgtäubiger8 durch Hinterlegung oder Aufrehnung. 

Befriedigung des Pfandgläubigerd dur den Berpfänder, der nit perjün= 
liher Schuldner ift. 

Verjährung der Erjatanfprüche des Berpfänders und des Pfandgläubigers. 

Beeinträchtigung der Rechte des Pfandgläubigers. 

Befriedigung des Pfandgläubigers durch Verkauf des Pfandes, 

Nichtigkeit von Bereinbarungen wegen Heimfalles des Pfandes an den 
Pfandgläubiger bei Nicdhtbefriedigung des Letzteren. 

Berechtigung des Pfandgläubiger8 zur Auswahl unter mehreren zu ver— 
faufenden Pfändern. 

Berechtigungen des nicht im Alleinbefige des Pfandes befindiihen Pfand» 
gläubigerd. — Ablieferung an einen gemeinfchaftlihen Berwahrer. 

Berechtigung der im Range nachftehenden Pfandgläubiger bezüglid des 
Pfandverkaufes. 

Wie der Verkauf des Pfandes zu bewirken iſt. 

Vorgängige Androhung des Pfandverkaufes an den Eigenthümer. 

Bewirkung des Pfandverkauſes durch öffentliche Verſteigerung. 

An welchem Orte die Verſteigerung zu erfolgen hat. 

Oeffentliche Bekanntmachung der Zeit und des Ortes der Verſteigerung. 

Sofortige Baarentrichtung des Kaufpreiſes als Verkaufsbedingung. 

Mitbieten des Pfandgläubigers und Eigenthümers bei der Verſteigerung. 

Zuſchlag von Gold- und Silberſachen. 

Benachrichtigung des Eigenthümers von dem Verkaufe des Pfandes. 

Rechte des Erwerbers bei rechtmäßiger Veräußerung des Pfandes. 

Wann die Beräußerung des Pfandes nicht als rechtmäßig zu erachten iſt. 

Beräußerung einer Sache als Pfand, ohne daß dem VBeräußerer ein Pfands 
recht zuftebt. 

Bereinbarung einer abweichenden Art des Pfandverfaufes zwiſchen Eigen 
tbümer und PBfandgläubiger, 

Entiheidung des Gerichtes bei Nichteinigung in letterem Falle. 

Berichtigung der Forderung aus dem Erlöfe des Pfandverkaufes. 

Geltung des Berpfänders als Eigenthümer beim Bertauf des Pfandes. 

Befriedigung des Pfandgläubigerd dur die ein Recht an dem Pfande be» 
figende Dritte. 

Uebertragung des Pfandrechtes auf den neuen Gläubiger mit der Webers 
tragung der Forderung. 

Beredtigungen und Berpflihtungen des neuen Pfandgläubigers gegen den 
bisherigen Pfandgläubiger und gegen den Berpfänbder. 

Erlöfhung des Pfandrechtes mit der Forderung. 


1273. 


1274. 
1275. 
1276. 
1277. 
1278. 
1279. 
1280, 
1281, 


1232, 
1283. 
1234, 
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Erlöfhung des Pfandrechtes durch Zurüdgabe des Pfandes. 

In welhem Falle die Rüdgabe des Pfandes verlangt werden faın. 

Aufhebung des Pfandrechtes durch Rechtsgeſchäft. 

Erlöſchung des Pfandrechtes beim Zuſammentreffen mit dem Eigenthum in 
derſelben Perſon. 

Beſtimmungen hinſichtlich des kraft Geſetzes entſtandenen Pfandrechtes. 

An dem Antheile eines Miteigenthümers beſtehende Pfandrechte. 

Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe. 

Beſtellung des Pfandrechtes in letzterem Falle. 

Rangverhältniß der an einem Schiffe beſtellten Pfandrechte. 

Wirkung des Eintrages des Pfandrechtes im Sciffsregifter. 

Berichtigung des Schiffsregiſters. 

Haftung des Schiffes für den im Schiffsregiſter eingetragenen Betrag der 
Forderung. 

Erfiredung des Pfandrechtes auf das Zubehör des Schiffes. 

Anwendbarkeit der jonftıgen Vorſchriften über das Pfandreht auf verpfäns 
tete Schiffe. 

Aniprühe auf Herausgabe der zur Löſchung des Piandrechtes im Schiffe» 
regiiter erforderlichen Urkunden. 

Beiriedigung des Pfandgläubigers aus dem Schiffe. 

Ausihluß der Pfandredte unbelannter Gläubiger an Schiffen im Wege 
des Aufgebotsveriahrens. 

Pfandredt an Schiffe für Forderungen aus Inhaberpapieren und Wech— 
ſeln ꝛc. 

Beſtimmung des Höchſtbetrages, bis zu welchem das verpfändete Schiff 
haften ſoll. 

Pfandrecht an einer Schiffspart. 


Zweiter Titel. 
Pfandrecht an Rechten. 


Anwendbarkeit der Vorſchriften über das Pfandrecht an beweglichen Sachen 
auf das Pfandrecht an Rechten. 

Beſtellung des Pfandrechtes an einem Rechte. 

Verpfändete Rechte, kraft deren eine Leiſtung gefordert werden kann. 

Aufhebung eines verpfändeten Rechtes durch Rechtsgeſchäft. 

Befriedigung des Pfandgläubigers aus dem Rechte. 

Erlöſchen des Pfandrechtes durch die Rückgabe der Sache. 

Beſondere Vorſchriften für das Pfandrecht an einer Forderung. 

Vorausſetzung für die Wirkſaukeit der Verpfändung einer Forderung. 

Gemeinſchaftliche Leiſtung des Schuldners verpfändeter Forderungen an 
den Pfandgläubiger und Gläubiger. 

Einziehung einer verpfändeten Forderung durch den Pfandgläubiger. 

Kündigung verpfändeter Forderungen. 

Borbehalt befonderer Vereinbarungen zwiihen Pfandgläubiger und Gläu— 


biger, 
IV* 


Spyftematifches Regifter zum bürgerlichen Geſetzbuche. 


. Mitwirkung des Pfandgläubiger8 und Gläubigers zur Einziehung fälliger 


verpfändeter Forderungen. 
Kündigung verpfändeter Forderungen bei Gefährdung ihrer Sicherheit. 


. Wirkung der an den Pfandgläubiger und Gläubiger gemeinihaftlih er— 


folgenden Zeiftung des Schuldners. 
Berzinslihe Anlage eingezogener Geldforberungen. 
Erftredung des Pfandrechtes an einer Forderung auf die Zinſen derjelben. 
Berehtigung zur Einziehung bei Beftehen mehrerer Pfandrechte an einer 
Forderung. 
Pfandredt an einer Grundſchuld oder Rentenſchuld. 


. Berpfändung eines Wechſels oder ſonſt übertragbaren Papieres. 


Borſchriften für das Pfandreht an Inhaberpapieren. 

Einziehung verpfändeter Inhaberpapiere oder Wechſel durch den Bjand- 
gläubiger. 

Berlauf folder verpfändeter Papiere nad Börfen» oder Marktpreis. 

Eritredung des Pfandredtes an einem Werthpapiere auf Zins» und Ges 
winnantbeile. 





133. 
1304. 


1305. 
1306. 
1307. 
1308, 


1309. 
1310, 


LIU 


Viertes Bud). 
Samilienredt. 


Erſter Abſchnitt. 
Bürgerliche Ehe. 
Erſter Titel. 
Verlöbniß. 


.Anſprüche aus einen Verlövbniſſe. 


Schabdenderfagpfliht beim Rücktritte eines Verlobten vom Verlöbniſſe. 

Beranlafjung des Rücktrittes dur ein Verſchulden des einen Berlobten. 

Anſprüche einer unbeſcholtenen Berlobten aus dem ihrem Berlobten gegen= 
über geftatteten Beimohnung. 

Gegenfeitige Anſprüche der Berlobten bei Unterbleibung der Eheichliefung. 


. Verjährung der Aniprüde aus einem Berlöbnifje. 


Zweiter Titel. 
Eingehung der Ehe. 


Welches Alter zur Eingebung einer Ehe erforderlich ift. 

Eingebung der Ehe durdy Perſonen, welche in der Gejhäftsfähigkeit beichränft 
find. 

Einwilligung der Eltern zur Eingehung der Ehe ibrer Kinder. 

Berehelihung an Kindesftatt angenommener Kinder. 

Elterliche Einwilligung kann nicht dur einen Vertreter ertbeilt werden. 

Berweigerung der elterliyen Einwilligung. — Erjat derjelben durd das 
Bormundſchaftsgericht. 

Unzuläſſigkeit der Eingehung einer Ehe beim Beſtande einer früheren Ehe. 

Unzulãſſigkeit der Verehelichung unter Verwandten. 
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1323. 
1324. 


1325. 
1326. 


1327. 
1328. 
1329. 
1330. 
1331. 


1332. 
1333. 
1334. 
1335. 
1336. 
1337. 
1338. 
1339. 
1340, 


1341. 


1342, 


1343, 
1314. 


. Eingebung einer Ehe mit an Kindesftatt angenommenen Berfonen. 


Unzuläffigfeit der Ehe unter Ehebredhern. 
Eingebung der Ehe durch Wittmwen. 
Berehelihung beim Vorhandenſein minderjähriger eheliher Kinder. 


.Dienſtliche Bewilligung zur Berebelihung von Militärperfonen und Bes 


amten. — Berehelihung von Ausländern. 
Erlaffung des Aufgebotes vor der Eheſchließung. 
Eheſchließung durh Erklärung vor dem Standesbeamten. 
Thätigkeit des Standesbeamten bei der Eheſchließung. 
Wer ausnahmsweiſe als Standesbeamter zu gelten hat. 
Zuftändigkeit des Standesbeamten. 
Eheihhliefung vor dem Standesbeamten eine® anderen Bezirkes. 


+ BZuftändigleit zur Ertbeilung von Ehedispenfen. 


Dritter Titel. 
Tüchtigfeit und Anfechtbarfeit der Ehe. 


In welchen Fällen eine Ehe nichtig ift. 

Nichtigkeit der Ehe bei Nichteinhaltung der für die Eheſchließung vorges 
fhhriebenen Form. 

Nichtigkeit der Ehe bei Gejhäftsunfähigfeit oder geiftiger Störung des 
Eheſchließenden. 

Nichtigkeit der Ehe mit einer Perſon, welche mit einem Dritten in gültiger 
Ehe lebt. 

Nichtigkeit der Ehe unter Bermandten und Verſchwägerten. 

Nichtigkeit der Ehe unter Ehebredern. 

Geltendmahung der Nichtigkeit durch die Nichtigfeitsflage. 

In welden Fällen eine Ehe angefochten werden kann. 

Unfehtung der Ehe bei Beſchränkung der Gefchäftsfähigkeit eines Ehes 
ſchließenden. 

Anfechtung der Ehe bei nicht beabſichtigter Eingehung der Ehe. 

Anfechtung der Ehe wegen Irrthum. 

Anfechtung der Ehe wegen arglifiiger Täuſchung. 

Anfehtung der Ehe wegen widerredhtliher Drohung. 

Durch wen die Anfechtung der Ehe erfolgen kann. 

Ausihluß der Anfehtung in einzelnen Fällen. 

Ausschluß der Anfehtung nah Auflöfung der Ehe. 

Innerhalb welcher Frift die Anfechtung erfolgen muß. 

Unterlafjung der Anfechtung ſeitens des Vertreters eines gefhäftsunfähigen 
Ehegatten. 

Seltendmahung der Anfechtung durch Erhebung der Anfechtungsklage. 

Anfehtung einer durch Tod aufgelöften Ebe. 

Wirkung der Anfechtung einer anfehtbaren Ehe. 

Einwendungen aus der Nichtigkeit der Ehe Dritten gegenüber. 


1345—1347. Wirkungen der Nichtigkeitserflärung oder Auflöfung einer Ehe in 


vermögensrechtlicher Beziehung. 
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Bierter Titel. 
Wiederverheirathung im Falle der Todeserflärung. 
& 


1348. Mit der Schliefung der neuen Ebe wird die frübere aufgelöft. 

1349. Anfechtung des Urtheiles auf Todeserklärung des einen Ehegatten. 

1350. Anfechtung der neuen Ehe im Falle der für todt erflärte Ehegatte noch lebt. 

1351. Anfechtung der neuen Ehe durch den Ehegatten ber früheren Ehe. 

1352. Beftreitung des Unterbaltes eines gemeinfchaftlichen Kindes bei Auflöfung 
der früheren Ehe. 


Fünfter Titel, 


Wirkungen der Ehe im Allgemeinen. 


1353. Berpflitung zur ehelichen Lebendgemeinjchaft. 

1354. Beredtigungen des Ehemannes, 

1355. Die Frau erhält den Familiennamen des Mannes. 

1356. Berehtigungen und Berpflihtungen der Ehefrau. 

1357. Handlungen der Ehefrau in Vertretung des Ehemannes, 

1358. Kündigungsredht des Ebemannes in ſolchem Falle Dritten gegenüber. 

3359. Zu gewährende Sorgfalt der Ehegatten untereinander. 

1360. Berpflihtung zur Gewährung des Unterhaltes der Ehe,atten. 

1361. Unterhaltspflicht bei getrennt lebenden Ehegatten. 

1362. Wem im Zweifel die im Befige der Ehegatten befindlichen beweglichen 
Sachen gehören. 


Sechſter Titel. 
Eheliches Güterrecht. 
J. Geſetzliches Güterrecht. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 


1363 u. 1364. Berwaltung und Nutznießung des eingebradten Gutes der Frau 
durch den Mann. 

1365. Borbehaltägut der Ebefrau von diefer Berwaltung und Nutznießung aus 
geſchloſſen. 

1366—1370. Was als Borbehaltsgut zu gelten hat. 

1371. Anmendbarfeit der bei der Gütertrennung geltenden Borjchriften auf das 
Borbehaltsgut. — Beitragsleiftung zur Beftreitung des ehelihen Aufs 
wandes. 

1372. Feſtſtellung des Beftandes des eingebrachten Gutes. 


2. Berwaltung und Nußniekung. 


1373. Berechtigung des Mannes zum Beſitze des eingebradhten Gutes. 
1374 u. 1375. Berechtigung und Berpflichtung des Mannes bezüglich der Ver— 
maltung. 
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1376. 


1377. 
1378. 


1379. 


1380. 


1581. 
1382, 


1383. 


1384. 
1385. 
1 386, 


1387. 


1588. 
1389. 
1 3%. 
1311. 
1392. 
1393. 
1394. 


1395. 


1396. 
1397. 


1398. 


1399. 


1100. 


1401. 
1402. 
1403. 
1404. 


1405. 
1406 


14108, 


— — 


In welchen Fällen der Mann ohne Zuſtimmung der Frau verfügen kann. 

Beſondere Beſtimmung hinſichtlich der Berwaltung des eingebrachten Gutes. 

Zum eingebrachten Gute gehörige Grundſtücke ſammt Inventar. 

Berweigerung der Zuſtimmung der Frau zu einzelnen Rechtsgeſchäften. — 
Erſetzung dieſer Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht. 

Geltendmachung der zum eingebrachten Gute gehörenden Rechte durch den 
Mann. 

Ermerbungen des Mannes aus Mitteln des eingebrachten Gutes, 

Anihaffung neuer Hausbaltsgegenftände. 

Nutungen des eingebrachten Gutes, — Erwerb jolder. 

Koften der Erhaltung der zum eingebrachten Gute gehörigen Gegenftände. 

Tragung der auf dem eingebradten Gute rubenden Paften. 

— zur Zahlung von Zinſen für welche das eingebrachte Gut 
haftet. 

Welche Koſten der Mann zu tragen verpflichtet ift. 

Haftung des Mannes aus der Verpflichtung zur Laften und Koftentragung, 

Verpflichtung des Mannes zur Zragung des ehelichen Aufwandes. 

von Aufwendungen zum Zwede der Verwaltung des eingebradten 

utes. 

Anſpruch der Frau auf Sicherheitsleiſtung bei Gefährdungen des einge— 
brachten Gutes. 

Anſpruch auf Hinterlegung der zum eingebrachten Gute gehörigen Werth— 
papiere. 

Umjchreibung von Inkbaberpapieren auf den Namen der Frau an Stelle 
der Hinterlegung. 

Gerichtlihe Geltendnahung der Anſprüche der Frau aus der Verwaltung 
des eingebradhten Gutes, 

Verfügungen der Frau über eingebradtes Gut mit Einwilligung des 
Mannes. 

Verfügungen in ſolchem Falle ohne Einwilligung des Mannes. 

Berechtigung zum Widerrufe in letzterem Falle. 

Unwirkſamkeit einſeitiger Rechtsgeſchäfte der Frau hinſichtlich des einges 
brachten Gutes. 

Zu welchen Rechtsgeſchäften der Frau die Zuſtimmung des Mannes nicht 
erforderlich iſt. 

Führung von Rechtsſtreiten durch die Frau ohne Zuſtimmung des Mannes 

Krankheit oder Abweſenheit des Mannes kann bei Gefahr auf Verzug die 
ſonſt erforderliche Zuſtimmung des Letzteren unnöthig machen. 

Erjegung der verweigerten Zuſtimmung des Mannes durch das Bormunds 
ſchaftsgericht. 

Vornahme einſeitiger Rechtsgeſchäfte, welche ſich auf das eingebrachte Gut 
beziehen. 

Wirkungen der bezüglich der Frau geltenden Beſchränkungen gegenüber 
Dritten. 

Selbſtſtändiger Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes durch die Frau. 


u. 1407. In welchen Fällen die Frau nicht der Zuſtimmung des Ma: es 


bedarf. 
Unübertragbarteit des Nechteß des Mannes an dem eingebrachten Gute. 
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1409. Bertretung des unter Vormundſchaft ſtehenden Mannes hinſichtlich der Ver⸗ 
waltung des eingebrachten Gutes. 


3. Schuldenhaftung. 


3410 u. 1411. Welche Gläubiger aus dem eingebrachten Gute Befriedigung ver» 
langen können. 

1412. Haftung des eingebradten Gutes für VBerbinblichkeiten der Frau. 

1413. Ausſchluß diefer Haftung bei Erwerb von Erbihaften als VBorbehaltsgut. 

1414. Ausſchluß der Haftung bei VBerbindlichkeiten aus dem Borbehaltsgute. 

21415 u. 1416. Welche Berbindlichleiten im as ie der Ehegatten dem Bor» 
bebaltögute zur Laft fallen. 

1417. Erjagleiftungen aus dem Borbehaltsgute in befonderen Fällen. 


4. Beendigung der Verwaltung und Nutznießung. 


2418. In weldhen Fällen die Frau auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznieß⸗ 
ung flagen kann, 

1419. Endiqung der Verwaltung und Nutnießung bei Konfurseröffnung. 

1420. Endigung der Berwaltung und Nutznießung durch Zodeserflärung des 
Mannes. 

1421 u. 1422. Berpflihtungen de8 Mannes nad Beendigung der Verwaltung 
und Nutnießung. 

1423. Bei Aufhebung der Berwaltung beftebende Mieth- oder Pachtverhältniſſe. 

1424. Fortführung dev Verwaltung nad Beendigung der Berwaltung und Nut 
nießung. 

24125. Miederberftellung der Rechte des Mannes im Wege der Klage. 


5. Gütertrennung. 


2426. Eintritt der Gütertrennung. 

1427 u. 1428, Tragung des ehelihen Aufwandes bei der Gütertrennung. 

1429. Erjatleiftung für da8 von der Frau zur Beftreitung des ehelichen Aufs 
wandes aus ihrem Bermögen Aufgewendeten ift im Zweifel außgejchlofien 

1430. MWeberlafjung des Vermögens der Frau in die Verwaltung des Mannes, 

2431. Wirkſamkeit der Gütertrennung gegenüber Dritten. — Eintragung im 
Güterrehtöregifter. 


II. Bertragsmäßiges Güterrecht. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 


1432. Regelung der güterrechtlichen Verhältniſſe durch Vertrag (Ehevertrag). 

1433. Unzuläffigkeit der Beftimmung des Güterftandes durd Verweiſung auf nicht 
mebr geltende oder ausländijche Gejete. 

1434. Abſchluß der Eheverträge vor Gericht oder vor einem Notar. 

1435. Wirkſamkeit der Eheverträge Dritten gegenüber. 

2436, In welchen Fällen Gütertrennung eintritt. 
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1437. Abſchluß des Ehevertrages, durch den bie allgemeine Gütergemeinſchaft ver— 
einbart wird. 

1438. Wirkungen der allgemeinen Gütergemeinfhaft (Gefammtgut). 

1439 u. 1440. Welche Gegenftände von dem Geſammtgute ausgeſchloſſen find. 

1441. Anſprüche an das Borbehaltsgut der Frau. 

1442. Rectsverhältniffe bezüglich de8 Gefammtgutes. 

1443. Berwaltung des Gefammtgutes, 

1444—1416. In welden Fällen die Einwilligung der frau zu Berfügungen über 
das Gefammtgut erforderlich ift. 

1447. Erſetzung der verweigerten Zuflimmung der Frau durch das Vormundſchafts— 
gericht. 

1448 u. 1449. Wirkungen der mangelnden Zuftimmung der Ehefrau. 

1450. Bornahme von Rechtsgeſchäften dur die Frau bei Gefahr auf Verzug. 
1451. Erjegung der erforderlichen Zuftimmung des Mannes hinfichtlich perſönlicher 
Angelegenheiten der Frau durch das Vormundſchaftsgericht. 

1452. Selbftändiger Betrieb eines Erwerbögejhäftes durch die frau. 

1453. Beredhtigungen der Frau hinſichtlich angefallener Erbichaften. 

1454. Fortſetzung eines bei Eintritt der Gütergemeinſchaft anhängigen Rechtsſtreites. 

1455. Bereiherung des Gefammtgutes durch die ohne erforderlihe Zuftimmung 
des einen Ehegatten vorgenommenen Rechtsgeſchäfte. 

1456. Berantwortlichkeit de Mannes für die Berwaltung des Gejammtguts, 

1457. Berwaltung des Geſammtgutes, wenn der Mann unter Bormundjchaft ftebt. 

1458. Ehelicher Aufwand fällt dem Geſammtgute zur Laft. 

1459. Befriedigung der Gläubiger au8 dem Geſammtgute (Gefammtgutsverbind«- 
lichkeiten). y 

1460—1462. Haftung des Gefammtguts für Verbindlichkeiten der Frau. 

1463. Gejammtgutsverbindlichkeiten der Ehegatten untereinander. 

1464. Koftentragung bei Rechtsſtreiten unter Ehegatten. 

1465. Ausftattung eines Kindes aus dem Gefanmtgut. 

1466. Berwendungen de8 Mannes aus dem Gejammtgute und in dasjelbe. 

1467. Leitungen aus Forderungen eined Ehegatten gegen das Gejammtgut. 

i468. In weldhen Fällen die Frau auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft Flagen 
kann. 

1469. In welchen Fällen der Mann auf Aufhebang der Gütergemeinſchaft klagen 
kann. 

1470. Eintritt der Aufhebung der Gütergemeinſchaft mit der Rechtskraft des Ur— 
theiles. 

1471. Auseinanderſetzung nach Beendigung der Gütergemeinſchaft. 

1472. Verwaltung des Geſammtguts bis zur Auseinanderſetzuug. 

1473. Zugehörigkeit eines durch Rechtsgeſchäft erworbenen Rechtes zum Geſammt⸗ 
gute. 

1474. Wie die Auseinanderſetzung zu erfolgen hat. 

1475. Berichtigung der Geſammtgutsverbindlichkeiten. 

1476 u. 1477. Theilung des Überſchußes nach Befriedigung dieſer Verbindlichkeiten. 

1478. Auseinanderſetzung bei geſchiedenen Ehegatten. 

1479. Auseinanderſetzung bei Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch Urtheil. 

1480 u. 1481. Perſönliche Haftung der Ehegatten für Geſammtgutsverbindlichkeiten. 
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1482 u, 1483. Auflöfung der Ehe durch den Tod eines der Ehegatten. — Fort» 


1484, 


fegung der Gütergemeinjtaft mit den Kindern. 

Ablehnung der Fortfegung der Gütergemeinichaft durch den überlebenden 
Ehegatten. 

Was zum Gefammtgut der fortgeiegten Gütergemeinjhaft gehört. 

Vorbebaltsaut des überlebenden Ehegatten. 

NRechtöverhältniffe des überlebenden Ehegatten und der Kinder in Anfehung 
des Gejammtgut3 der fortgeſetzten Gütergemeinihaft. 

Gejammtgutsverbindlichkeiten der fortgefetten Gütergemeinſchaft. 

Perſönliche Haftung des Überlebenden Ehegatten für Letztere. 

Adleben an dem Gejammtgute antheildberebtigter Abtömmlinge. 

Verzicht antbeildberedhtigter Ablömmlinge auf Antheile an dem Geſammtgute. 

Aufhebung der fortgejegten Gütergemeinſchaft durch den überlebenden Ehe— 
gatten. 

Endigung der fortgejegten Gütergemeinjchaft mit der Wieberverbeirathung 
des überlebenden Ehegatten. 

Endigung der fortgefegten Gütergemeinjchaft mit dem Tode des überlebens- 
den Ehegatten. 

In welden Fällen antheilsberechtigte Ablöümmlinge auf Aufhebung ber fort» 
gejegten Gütergemeinfchaft Magen können. 

Eintritt der Aufhebung der fortgejegten Gütergemeinihaft in letzteren Fällen. 

Auseinanderjegung nah Beendigung der fortgejegten Gütergemeinſchaft. 

Borjhriften für diefe Auseinanderfegung. 

Was bei der Auseinanderjegung dem überlebenden Ehegatten zur Laft fäht. 

Anrehnung von Berbindlichkeiten des verlebten Ehegatten gegenüber den 
antheilsberedhtigten Abtömmlingen. 

Abfindungen für den Verzicht eines antheilsberechtigten Abkömmlings auf 
feinen Antheil. r 

Berehtigung des Überlebenden Ehegatten zur Übernahme des Gejanmit- 
gutes gegen Wertberjag. 

Zheilung der den antheilsberedhtigten Ablümmlingen zugefallenen Hälfte des 
Gefammtguts. 

Haftung der antheiläberehtigten Ablöümmlinge gegenüber den Gefammtguts- 
gläubigern. 

Anwendbarkeit der Vorſchriften auf Ergänzung des Pflichttheils zu Gunſten 
antheilsberechtigter Abkömmlinge. 

Erbunwürdigkeit gemeinſchaftlicher Abkömmlinge. 

Zeugniß über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft. 

Ausſchließung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag. 

Ausſchließung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch letztwillige Ver— 
fügung. 

Rechtsverhältniſſe bei Ausſchluß der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft. 

Ausſchließung einzelner gemeinſchaftlicher Abkömmliuge von der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. 

Beſchränkung der Antheile antheilsberechtigter Abkömmlinge an dem Ge— 
ſammtgute anf die Hälfte. 

Entziehung des Antheiles eines antheilsberechtigten Abkömmlings durch 
legtwillige Verfügung. 

Zuwendung folder entzogener Antheile an Dritte. 
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1515. Uebernahme des Geſammtgutes durch antheilsberechtigte Abfümmlinge auf 
Grund letztwilliger Verfügung. 

1516. Zuſtimmung des anderen Ehegatten bei Beſchränkung oder Ausſchließung 
der Antheilsberehtigung einzelner Abtönmlinge. 

1517. Berzidht gemeinfhaftliher Abtönımlinge auf Antheile am Gefammtgute der 
fortgefegten Gütergemeinſchaft. 

1518. Mit vorftehenden Borjchriften in Widerſpruch ftehende Anordnungen der 
Ehegatten. 


3. Errungenjchaftsgemeinicaft. 


1519. Erwerb gemeinjhaftlihen Bermögens (Gefammtgut) während der Errungens 
ſchaftsgemeinſchaft. 

1520-16524. Was als eingebrachtes Gut eines Ehegatten zu gelten hat. 

1525. Bermaltung des eingebrachten Gutes für Nechnung des Gefammtgutes 

1526. Was als Vorbebalt2gut der Frau zu gelten hat. 

1527. Bermuthung, daß das vorhandene Bermögen Gefammtgut ift. 

1528. Aufnahme von Berzeichnifien über die beiderfeitigen Bermögen der Ehegatten. 

1529. Der ehelihe Aufwand fällt dem Gejammtgute zur Laft. 

1530—1534. Haftung ded Gejammtqutes für die Berbindlichleiten der Ehegatten 
(Gejammtgutsverbindlichteiten). 

1585. Welche Gejammtgutsverbindlichfeiten dem Ehegatten zur Laft fallen, in defien 
Berjon fie entfteben. 

1536. Welche Berbindlichleiten dem Manne zur Laft fallen. 

1537. Ausnahmsweiſe Haftung des Geſammtgutes in beiden legten Fällen. 

1538. Ausftattung eines Kindes. 

1539. Erjagleiftung für Bereiherungen des einen Ehegatten oder de3 Gejammt- 
gutes nady Beendigung der Errungenihaftsgemeinihaft. 

1540. Nicht mehr vorhandene verbraudhbare Sachen, melde zum eingebradıten 
Gute eines Ehegatten gehört haben. 

1541. Beridhtigung von Schulden der Ehegatten. 

1542. lage auf Aufhebung der Errungenihaftsgemeinihaft. 

1543. Endigung der Errungenfchaftsgemeinfhaft duch Konkurseröffnung. 

1544. Endigung der Errun.enjchaftsgemeinichaft durch Tod eined Ehegatten. 

1545. Wirkung der Endigung der Errungeni&aftsgemeinjchaft. 

1546. Auseinanderſetzung nach Beendigung der Errungenichaftsgemeinfchaft. 

1547. Klage ber Ebegatten auf Wiederherjtellung der Gemeinſchaft. 

1548. Eintritt der Wiederherftellung der Errungenfhaftsgemeinfhaft. 


4. Fahrnißgemeinſchaft. 


1549. Gemeinjhaft des beweglichen Vermögens und der Errungenſchaft (Fahr- 
nißgemeinſchaft). 

1550. Ausſchluß des eingebrachten Gutes eines Ehegatten von dem Geſammtgut. 

1551—1554. Was als eingebrachtes Gut eines Ebegatten zu gelten bat. 

1555. Ausſchluß des Borbebaltsgutes des Ehemannes von der Fabrnißgemeinſchaft. 

1556. Erwerb von Erbihaften ſeitens eines Ehegatten während der Fahrnifge- 
meinſchaft. 

1557. Eintritt fortgeſetzter Gütergemeinſchaft bei der Fahrnißgemeinſchaft. 
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1564. 
1565. 
1566. 
1567. 
1568, 


1569. 
1570. 
1571. 


III. Güterrechtsregifter. 


Bei welchem Gerichte die Eintragungen in das Güterrechtöregifter zn ges 
fcheben haben. 

Wiederbolung der Eintragung bei Berlegung des Wohnfites des Mannes. 

Antrag auf Eintrag in das Güterrechtäregifter. 

Bon wem der Antrag auf Eintrag zu ftellen ift. 

Beröffentlihung der Eintragung durch das Amtögericht. 

Geftattung der Einſicht bed Güterrechtäregifters. 


Siebenter Titel. 
Scheidung der Ehe. 


Aus welchen Gründen die Ehe gejchieden werden fann. 

Scheidung wegen Ehebrudhes oder megen gewiſſer ftrafbarer Handlungen. 

Scheidung wegen Trachten nad dem Leben des anderen Ehegatten. 

Scheidung wegen böswilliger Verlaſſung. 

Scheidung wegen ſchwerer Berletung der ehelichen Pflichten, wegen ehrloſen 
oder unfittlihen Verhaltens und wegen grober Mifhandlung. 

Scheidung wegen Geiftesfranfheit des anderen Ehegatten. 

Erlöfhung bes Rechtes auf Scheidung durch Berzeihung. 

Frift für Stellung der Scheidungsflage. 


1572 u. 1573. Geltendmahung von weiteren Scheidungsgründen im Laufe des 


1574. 
1575. 
1576. 


1577. 


Rechtsſtreites. 
Wer bei dem Urtheile auf Scheidung als der ſchuldige Theil zu erklären iſt. 
Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ſtatt der Scheidung. 
Antrag auf Scheidung nah zu Recht erlkannter Aufhebung der ehelichen 
Gemeinichaft. 
Wirkung der Scheidung auf den Namen der gefhiedenen Frau. 


1578 u. 1579. Unterbaltsgewährung an geichiedene Ebegatten durch den für ſchuldig 


1580, 


1581. 
1582. 
1583. 
1584. 


erflärten Ehegatten 

Unterhaltsgewährung durch Entrichtung einer Geldrente oder durch Abfind« 
ung in Kapital. 

Erlöſchung der Unterhattspflicht durch Wiederverheirathung. 

Webergang der Unterhaltungspfliht auf den Erben. 

Unterbaltspflidht bei Scheidung der Ebe wegen Geiftesfrantbeit. 

Widerruf von Schenkungen, wenn ein Ehegatte allein für ſchuldig erflärt 
wird. 

Unterhaltsgewährung an gemeinjchaftlihe Kinder bei der Ehefcheidung. 

Wirkungen der Aufhebung der ehelihen Gemeinſchaft. 

Wiederherftellung der ehelihen Gemeinjchaft nad deren Aufhebung. 


Achter Titel. 
Kirchliche Derpflichtungen. 


Die kirchlichen Verpflichtungen in Anſehen der Ehe werden durch vorftehende 
Vorſchriften nicht berührt. 
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1591. 
1592. 
1593. 


1594. 
1595. 
1596. 
1597. 


1598. 
1599. 
1600. 


1601. 
1602. 
1603, 
1604. 


1605. 
1606. 


1697. 
1608. 
1609. 
1610, 
1611. 
1612. 


Zweiter Abjchnitt. 
Verwandtſchaft. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


Berwandtſchaft in gerader Linie und in der Seitenlinie. — Beſtimmung 
des Grades der Verwandtſchaft. — Verwandtſchaft unehelicher Kinder. 
Schwägerſchaft. 


Zweiter Titel. 
Eheliche Abſtammung. 


Wann ein Kind als eheliches zu gelten hat. 

Was als Empfängnißzeit zu gelten hat. 

Geltendmachung der Unehelichkeit eines Kindes, das während oder nach 
Auflöſung der Ehe geboren iſt. 

Friſt für Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes. 

Durch wen die Anfechtung der Ehelichkeit erfolgen kann. 

Erhebung der Anfechtungsklage gegen das Kind bei Lebzeiten desielben. 

Erklärung der Anjehtung nad dem Zode des Kindes gegenüber dem Nadı- 
laßgerichte. 

Ausſchluß der Anfechtung der Ehelichkeit durch Anerkennung. 

Anfechtbarkeit der Anerkennung der Ehelichkeit. 

Wer als Vater eines Kindes zu gelten bat, das von einer wiederverhei— 
ratheten Frau nad der Auflöfung ihrer Ehe geboren wurde, 


Dritter Titel. 
Unterhaltspflicht. 


Unterhaltspflicht der Verwandten in gerader Pinie, 

Vorausſetzung für die Unterhaltsberechtigung. 

Beihränfungen der Unterhaltspflicht. 

Unterbaltspfliht einer Frau oder eine® Mannes ihren Verwandten gegen— 
über. 

Unterhaltspflicht eines minderjährigen Kindes feinen Berwandten gegenüber. 

Unterbaltspfliht der Ablümmlinge und der Berwandten der auffteigenden 
Finie, 

Uebergang der Unterhaltspfliht auf eventuell haftende Verwandte. 

Haftung des Ehegatten des Bedürftigten vor defien Berwandten. 

Unterhaltspfliht beim Vorhandenſein mehrerer Bedürftiger. 

Maß des gewährenden Unterhalts (ftandesmäßiger Unterhalt). 

Unterhaltsanſprüche der durch ihr fittliches Verhalten bebürftig Gewordenen. 

In welcher Weife der Unterhalt zu gewähren it. 
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Unterhaltsanſprüche für die Vergangenheit. 


1614. Ausſchluß des Verzichtes auf zukünftigen Unterhalt. — Wirkungen der Bors 


ausleiſtung des Verpflichteten bei erneuter Bedürftigkeit des Berech— 
tigten. 


1615. Erlöſchung des Unterhaltsanſpruches durch Tod des Berechtigten oder Vers 


pflichtelen. — Verpflichtung zur Tragung der Beerdigungskoſten. 


Vierter Titel. 
Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. 


J. Rechtsverhältniß zwiſchen den Eltern und dem Kinde im 


1616. 
1617. 
1618. 


1619. 
1620. 
1621. 
1622. 
1628. 


1624. 


1625. 


1626. 


1627. 
1628 
1629. 


1630. 
1631. 


1632. 


1633, 
1634. 


1635. 


1636. 


Allgemeinen. 


Das Kind erhält den Yamiliennameu des Vaters. 

Verpflichtung des Kindes zur Dienftleiftung. 

Aufwendungen voljähriger Kinder zur Beftreitung der Koften des Haus— 
baltes. 

Ueberlafjung des Bermögens volljähriger Kinder in die Berwaltung ihrer 
Eltern. 

Berpflihtung des Vaters rejp. der Mutter zur Ausftener der Töchter, 

In welchen Fällen die Eltern die Ausfteuer verweigern können. 

Wiederbolte Ausfteuer können die Töchter nicht verlangen. 

Unübertragbarfeit ded Anſpruches auf Ausfteuer. — Berjährung diejes 
Anſpruches. 

Zuwendung einer Ausſtattung an die Kinder mit Rückſicht auf ihre Ver— 
heirathung. 

Gewährung einer Ausſtattung aus dem von den Eltern verwalteten Ver— 
mögen. 


II. Elterliche Gewalt. 
Das Kind fteht, jolange es minderjährig ift unter elterlicher Gemalt. 


1. Elterlihhe Gewalt des Waters, 


Rechte und Pflihten des Vaters kraft der elterlichen Gewalt, 

Beihränkungen diefer Gewalt bei Beftellung eines Pfleger3 für die Kinder. 

Entiheidung des Bormundfchaftsgerihtes bei Meinungsverfdiedenheiten 
zwifchen Bater und Pfleger. 

Bertretung des Kindes durd) den Vater. 

Rechte und Pflichten des Vaters hinfichtlich der Eorge für die Perjon des 
Kindes, 

Recht des Baterd auf Herausgabe widerrechtlich vorenthaltener Kinder. 

Beihränkung der Sorge des Vaters bei verheiratheten Töchtern. 

Rechte und Pflichten der Mutter gegen die Kinder während der Dauer der 
Ehe. 

Sorge für die Perſon des Kindes bei geſchiedenen Ehen. 

Perſönlicher Verkehr des Kindes mit den geſchiedenen Eltern. 
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1637. Sorge für die Perſon des Kindes bei Auflöſung früherer Ehe in Folge 
Todesertlärung des einen Ebegatten. 

1638. In wie weit fi) die Berwaltung des Vaters bezüglich de8 Vermögens des 
Kindes zu erjtreden bat. 

1639. Erwerbungen des Kindes von Todeswegen oder aus Schenkungen. 

1640. Berzeihnig des bei dem Tode der Diutter vorhandenen Bermögens des 


Kindes, 
1641. In wie weit der Bater in Vertretung des Kindes Schenkungen maden 
fann. 


1642. Berzinsliche Anlage des Bermögens der Kinder. 

1643— 1645. In weldhen Fällen der Bater zu Rechtsgeſchäften für dos Rind der 
Genebmigung des Vormunſchaftsgericht bedarf. 

1646. Erwerb beweglider Sachen durd den Vater mit Mitteln des Kindes. 

1647. Endigung der VBermögensverwaltung des Vaters durh Konkurs desfelben. 

1648. Erfatanjprüdhe des Vaters für bezüglich des Kindes gemachte Aufwends 
ungen. 

1649. Berehtigung des Baterd bezüglih der Nutniefung am Vermögen bes 
Kındes. 

1650. Bon der Nutnießung ausgeichloffenes Vermögen des Kindes ıfreied Ber- 
mögen). 

1651. Was als freie Vermögen des Kindes zu gelten hat. 

1652. Rechtlicher Umfang der Nutznießung des Vaters, 

1653. Nutznießung an verbraudbaren Saden. 

1654. Tragung der Laften bezüglich des der Nugniefung des Vaters unterliegen: 

den Bermögend. 

1655. Betrieb eines zur Nutniehung gebörenden Erwerbögeichäftes. 

1656. Anſprüche des Vaters an das nicht unter feiner Verwaltung ftehende, je» 
dod feiner Nutznießung unterliegende Vermögen. 

1657. Ausſchluß des Vaters von der Ausübung der Nutznießung. 

1658. Nichtübertragbarteit des Rechtes des Vaters kraft feiner Nutznießung. 

1659. Anſprüche der Gläubiger an da8 Vermögen des Kindes. 

1660. Berbindlichfeiten des Kindes im Berbältnifje zu feinem Bater. 

1661. Endigung der Nutznießung des Vaters bei Verbeirathung des Kindes. 

1662. Berzicht des Vaters auf die Nutznießung. 

1663. Bermiethung bei Nutniegung eines zum Bermögen des Kindes gehörigen 
Grundftüdes, 

1664. Für welche Sorgfalt der Bater bei Ausübung der elterlichen Gewalt einzus 
ſtehen bat. 

1665. Ausübung der elterlihen Gewalt bei Berbinderung des Baters. 

1666 u. 1667. Borforge des Bormundichaitsgerichtes bei Gefährdung oder Ber« 
nadhläffigung des Kindes. 

1668. Sicherheitsleiſtung des Vaters binfihtlih der Vermögensverwaltung. 

1669. Eingehung einer neuen Ebe durd den Bater. 

1670. Entziehung der Bermögensverwaltung durch das Vormundfchaftsgericht. 

1671. Aenderungen der vom VBormundfhaftsgerichte getroffenen Anordnungen. 

1672. Beftellung und Aufbebung der Sicherbeitsteiftung. 

1678. Bor der Entiheidung des Bormundichaftsgerichtes zu börende Berjonen. 

3674. Berantmwortlichfeit des Vormundſchaftsrichters. 

1675. Berpflihtungen des Gemeindemaifenratbes. 
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1676 u. 1677. In welden Fällen die elterlihe Gewalt bes Vaters zu ruhen hat. 

1678. Berechtigungen des Baterd während des Rubens der elterlihen Gewalt. 

1679. Enbdigung der elterlihen Gewalt des Baters. 

1680. Verwirkung der elterlihen Gewalt jeitens des Baters. 

1681. Verpflichtungen des Bater8 bei Endigung oder Ruben der elterliden Ges 
malt, 

1682. Fortführung von Geſchäften durch den Vater nach Beendigung der elter- 
lien Gewalt. 

1683. Endigung ber elterlihen Gewalt burd den Tod des Kindes. 


2. Elterliche Gewalt der Mutter. 


1684 u. 1685. In welchen Fällen der Mutter die elterlihe Gewalt zufteht. 

1686. Analoge Anwendung der für die elterlihe Gewalt bes Vaters geltenden 
Borſchriften auf die der Mutter. 

1687. Wann der Mutter ein Beiftand zu beftellen ift. 

1688—1691. Umfang bed Wirkungskreiſes des Beiftandes. 

1692. BZuziehung des Beiftandes bei Aufnahme des Bermögensverzeichnifies, 

1693. MUebertragung der Bermögensverwaltung an ben Beiftand. 

1694. Anwendbarleit der bei dem Gegenvormunde geltenden Vorſchriften auf den 
Beiftand. 

1695. Aufhebung der Beiftandsbeftellung. 

1696. Ruben der elterlichen Gewalt der Mutter wegen Minderjährigfeit. 

1697. In weldem Falle die Mutter die elterlihe Gewalt verliert. 

1698. Beftellung eines Bormundes oder Pflegers für dag Kind. 


Fünfter Titel. 
Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen. 


1699. In wie weit Kinder aus nidtigen Ehen als ehelich zu gelten haben. 

1700. Rechtöverhältniffe zwiſchen den Eltern und dem Kinde in leterem Yale. 

1701 u. 1702. Wirkungen des Belanntjeind der Nichtigkeit der Ehe auf Seite 
eines der Ehegatten, 

1703. Wirkungen des Belanntjeins der Nichtigkeit der Ehe auf Seite beider Ehe— 
gatten. 

1704. Anfechtbarkeit der Ehe wegen Drohung. 


Sechſter Titel. 
Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder. 


i705. Berhältnig des unehelichen Kindes gegenüber der Mutter und deren Bers 
wandten. 

1706. Familiennamen des unehelihen Kindes. 

1707. Berbältniß der Mutter gegenüber dem unehelihen Rinde. 

1708. Berpflictungen des Vaters des umehelihen Kindes. 

1709. Unterhaltspflicht de8 Vaters und der Mutter des unehelihen Kindes, 

1710. In welder Weife der Unterhalt zu gewähren ift. 
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1711. Anſpruch auf Unterhalt für die Bergangenbeit. 

1712. Nichterlöſchung des Unterhaltsanfpruches durch Tod des Baters, 

1713. GErlöfhung des Unterhaltsanſpruches durd Tod des Kindes, — Koften der 
Beerdigung. 

1714. Bereinbarungen zwiſchen dem Bater und dem Rinde über ben Unterhalt. 

1715. Anſprüche der Mutter aus unebheliher Geburt gegen den Bater. 

1716. Einftweilige Berfügungen binfichtlich der letzteren Auſprüche vor der Ge— 
burt des Kindes. 

1717, Wer ald Bater eined unehelihen Kindes zu gelten hat. 

1718. Wirkung des Anerkenntniffes der Vaterſchaft in einer öffentlichen Urkunde. 


Siebenter Titel. 


Kegitimation unehelicher Kinder. 


I. Legitimation durch nachfolgende Ehe. 


1719. Rechtliche Stellung des Kindes bei Legitimation durch nadhfolgende Ehe. 
1720. Wann der Ehemann der Mutter ald Bater des Kindes zu gelten hat. 
1721. Borfhriften bei Nichtigkeit der Ehe der Eltern. 

1722. Wirkung der Legitimation auf die vor der Eheſchließung geftorbenen Kinder, 


II. Ehelichkeitserklärung. 


1723. Ehelichkeitserkllärung eines unebelihen Kindes auf Antrag des Baters. 

1724. Ausihluß von Bedingungen oder Beitbeftimmungen bei Ehelichkeitserklär— 
ungen. 

1725. Nothwendiger Inhalt des Antrages auf Ehelichleitserflärung. 

1726. Nothwendigkeit der Einwilligung des Kindes und der Mutter bezw. Yrau 
zur Ehelichleitserflärung. 

1727. Bermweigerung der Einwilligung der Mutter. 

1728. Ausſchluß von Bertretern bei Stellung von Anträgen auf Ehelichkeits⸗Er— 
Härungen und bei Ertheilung der nothivendigen Einwilligungen. 

1729. Antragftellung auf Ehelichkeitserklärung, wenn der Bater oder daß Kind 
oder die Mutter in der Gejchäftsfähigkeit befchräntt ift. 

1730. Nothwendigfeit der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung folder An« 
träge und Eimwilligungen, 

1731. Anfechtbarkeit der Anträge oder Einwilligungen. 

1732. Ausihluß der Ehelichkeitserflärung, wenn die Ehe wegen Berwandicaft 
verboten ijt. 

1738. Ehelichkeitserklärung nad dem Tode des Kindes oder Baters. 

1734. Berfagung der Ehelichkeitserflärung. 

1735 u. 1736. Wirkjamfeit der Ehelichkeitserklärung. 

1737. Wirkungen ter Ehelichleitserflärung auf die Abkömmlinge und die Verwand— 
ten des Vaters. 

1738. Rechte und Pflichten der Mutter nach der Ehelichkeitserklärung. 

1739. Berpflichtung des Baters zur Gewährung des Unterhalts des Kindes. 

1740. Eingebung einer Ehe des Vaters, während er die elterlihe Gewalt über 
das Kind bat, 
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Achter Titel. 
Annahme an Kindesitatt. 


Wer zur Annahme eines Anderen an Kindesftatt befugt ift. 

Ausflug von Bedingungen oder Zeitbeftimmungen hiebei. 

Annahme Mehrerer an Rindesftatt. 

Nothwendiges Alter für den Annehmenden, 

Dispens in letzterer Beziehung. 

Annahme an Kindesftatt dur verheirathete Perfonen. 

Einwilligung der Eltern des Kindes zur Annahme an Sindesitatt. 

Unmiderruflichkeit der ertheilten Einwilligung. — Form für Letztere. 

Annahme eines Kindes ald gemeinſchaftliches Kind. 

Bon wen und wie der Annahmevertrag zu ſchließen ift. 

Genehmigung des Bormundjchaftsgerichtes in befonderen Fällen. 

Annahme eines Mündels an Sindesjtatt durch den Vormund oder Pfleger. 

Wirkungen des Todes des Kindes oder des Annehmenden bei der Annahme 
an Kindesſtatt. 

Fnkrafttreten der Annahme an Kindesftatt durch die Beftätigung — Vers 
fagung der Beftätigung. 

Anfehtbarkeit de Annahmevertrages oder der Einwilligung. 

Gültigkeit der Beftätigung des Annahmevertrages. 

Welche Rechte das angenommene Kind dur die Annahme au Kindesftatt 
erlangt. 

Aenderungen des Familiennamens des angenommenen Kindes. 

Ausſchluß eines Erbrechtes für den Annehmenden. 

Einreihung eines Vermögensverzeihniges durch den Annchmenden bei dem 
Vormundſchaftsgerichte. 

Eingehung einer Ehe durch den Annehmenden. 

Erſtreckung der Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt auf die Abkömm— 
linge des Kindes. 

Rechtsverhältniſſe des angenommenen Kindes zu den Verwandten des An— 

nehmenden. 

Aufrechterhaltung der Rechte und Pflichten des angenommenen Kindes hin— 
ſichtlich ſeiner Verwandten. 

Verluſt der elterlichen Gewalt der leiblichen Eltern hinſichtlich des von 
anderen an Kindesſtatt angenommenen Kindes. 

Verpflichtung des Annehmenden zum Unterhalte des angenommenen 
Kindes. 

Zuläffigfeit der Ausſchließung der Nutznießung des Annehmenden und des 
Erbrechtes des Kindes. 

Wiederaufhebung der durch die Annahme an Kindesftatt begründeten Rechts— 
verbältnifie. 

Wiederaufhebung diefer Nechtsverhältnijfe nady dem Tode des Kindes oder 
eines Ehegatten. 

Für die Aufhebung geltende Vorſchriften. 

Eheſchließung des Annehmenden mit angenommenen Kindern oder deren 
Abkömmlingen. 

V* 
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772. Wirkung der Aufhebung der Annahme an Kindesftatt auf den Familien“ 
namen des Kindes und feiner Ablömmlinge. 


Dritter Abſchnitt. 
Dormundichaft. 


Erfter Titel. 


Dormundfhaft über Minderjährige. 


I. Anordnung der Vormundſchaft. 


1773. Wann ein Minderjähriger einen Bormund zu erhalten hat, 

1774. Anordnung der Vormundſchaft von Amtswegen. 

1775. Beftellung eines Bormundes für mehrere Mündel. 

1776. Wer als Bormund berufen ift und in weldher Reihenfolge. 

1777. Benennung ded Bormundes durch den Bater, 

1778. Der der Reihenfolge nad berufene Bormund darf ohne feine Zuftimmung 
nicht übergangen werden. 

1779. Auswahl des Bormundes durch das Bormundihaftsgeriht nah Anhörung 
bes Gemeindewaijenrathes. 

1780. Wer nit zum Bormunde beftellt werden lann. 

1781 u. 1782, Wer zum Bormund nicht beftellt werden foll. 

1783. Beftellung einer Frau zum Bormund. 

1784. Beitellung eines Beamten oder Religionsdieners al8 Vormund. 

1785. Berpfliditung zur Annahıne der Vormundſchaft. 

1786. Wer die Uebernahme der Vormundſchaft ablehnen kann. 

1787. Berantwortlichleit bei unbegründeter Ablehnung einer Vormundſchaft. 

1788, Anbalten zur Uebernahme der Bormundihaft durh Orbnungftrafen. 

1789. Berpflihtung des Bormundes mittelft Handihlages an Eibesftatt. 

1790. Borbebalt der Entlafjung des Vormundes für gewiffe Fälle. 

1791. Beftallung des Bormundes. — Inhalt derjelben. 

1792. Beftellung eines Gegenvormundes. 


II. Führung der Bormundfchaft. 


1793. u. 1794. Rechte und Pflichten des Vormundes. 

1795. Bei melden Recdtsgeihäften der Bormund den Mündel nicht vertreten 
fann. 

1796. Entziehung der Vertretung durch den Bormund für einzelne Angelegen- 
beiten. 

1797. Gemeinfhaftlihe Führung der Bormundjchaft durd mehrere Bormünder. 

1798. Meinungsverjchiedenheiten unter mehreren Bormündern. 

1799. Pflihten und Rechte des Gegenvormundes. 

1800. Anwendbarkeit der Vorſchriften für die elterlihe Gewalt auf daß Recht 
und die Pfliht des Bormundes, 

1801. Sorge für die religiöje Erziehung des Mindels. 


8 
1802, 


1803, 
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Aufftellung eines Berzeichnifjes über das Vermögen bes Mündels durd den 
Bormund, 

Bermwaltung von Zuwenbungen an Mündel aus Iebtwilligen Berfügungen 
oder Schenkungen. 

Schenkungen de8 Bormundes in Vertretung des Mündels. 

Der Bormund darf Vermögen des Mündels nicht für ſich verwenden. 

Berzinslihe Anlage der Mündelgelder. 

In welcher Weife die verzinsliche Anlegung von Mündelgeldern nur ge» 
ftattet ift. 

Einftweilige Anlage von Mündelgeldern bei der Staats⸗ oder Reichsbank. 

Borbehalt der Genehmigung des Gegenvormundes oder Bormundichaftäges 
richts zur Erhebung angelegter Windelgelder. 

Genehmigung der Anlage von Mündelgeldern duch den Gegenvormund 
oder dad Vormundſchaftsgericht. 

Anordnung einer anderen Anlage buch das Bormundichaftögericht. 


» Berfügung des Bormundes über Rechte, kraft deren der Mündel eine Leiſt⸗ 


ung verlangen kann, jowie über Werthpapiere des Mündels. 
In weldhen Fällen der Bormund nicht die Genehmigung des Gegenvor⸗ 
mundes zur Annahme einer gejchuldeten Leiftung bedarf. 
Hinterlegung der zum Mündelvermögen gehörenden Inhaberpapiere. 
Umfchreibung der Inhaberpapiere auf den Namen des Mündels. 
Zu dem Mündelvermögen gehörende Buchforderungen gegen das Reid. 
Entbindung des Bormundes von gewifjen VBerpflihtungen gegen das Bors 
mundſchaftsgericht. 


. Bejondere Anordnungen des Vormundſchaftsgerichtes bezüglich der Hinter⸗ 


legung von Werthſachen. 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes zur Zurücknahme hinterlegter 
Werthſachen. 


. Berfügungen des Vormundes über die auf den Namen des Mündels um— 


ſchriebenen Inhaberpapiere und Buchforderungen. 


u. 1822. In welchen Fällen der Bormund der Genehmigung des Vormund⸗ 


ſchaftsgerichtes bedarf. 


. Beginn eine neuen Erwerbsgeſchäftes Namens des Mündeld durch den 


Bormund, 


. Beihränfung des Bormundes in der Verfügung über Gegenftände, zu deren 


Veräußerung die Genehmigung des Gegenvormundes oder Vormund⸗ 
ſchaftsgerichtes erforderlich ift. 

Allgemeine Ermächtigung des Bormundes zu Rechtsgeſchäften dur das 
Bormundihaftsgericht. 

Einvernehmung des Gegenvormundes durch daß Bormundihaftsgericht. 

In welchen Fällen der Diündel vom Vormundſchaftsgericht einzuvernehmen ift. 

Erflärung der Genehmigung zu einem Rechtsgeſchäfte feitend ded Vor⸗ 
mundſchaftsgerichtes. 

u. 1830. Ohne erforderliche Genehmigung des Bormundſchaftsgerichtes abs 
geſchloſſene Verträge. 

Unwirkſamkeit ohne dieſe Genehmigung abgeſchloſſener einſeitiger Rechts⸗ 
geſchäfte. 


. Anwendbarkeit dieſer Vorſchriften auf Rechtsgeſchäfte, zu denen die Geneh⸗ 


migung des Gegenvormundes erforderlich iſt. 
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1833. Berantwortlichleit de3 Bormundes und Gegenvormundes bei Pflichtver⸗ 
legungen. 

1834. Berzinfung verwendeter Mündelgelder durch den Bormund. 

1835. Erjaganfprücde des Bormundes und Gegenvormundes aus gemadten Aufe 
wendungen. 

1836. lmentgeltlihe Führung der Bormundihaft. — Ausnahmsweije Bewillig⸗ 
ung von Bergütung. 


III. Fürforge und Aufficht des Bormundfchaftsgerichts. 


1837. Auffiht über die Thätigkeit des Bormundes und Gegenvormunded. Ber» 
bängung von Ordnungsſtrafe gegen Dieſe. 

1838. Unterbringung des Mündels in geeigneter Familie oder Anftalt. 

1839. Auskunftsertheilung des Bormundes und Gegenvormundes gegenüber dem 
Vormundſchaftsgerichte. 

1840. Rechnungslegung des Vormundes über bie Bermögensverwaltung. 

1841. Wie die Rechnungsablage zu bethätigen iſt. 

1842. Prüfung der Rechnung durch den Gegenvormund. 

1843. Prüfung der Rechnung durd das Vormundſchaftsgericht. 

1844. Anordnung von Sicherheitsleiſtung durch das Bormundſchaftsgericht. 

1845. Berpflichtungen des als Vormund beſtellten Baterd bezw. Mutter bei Ein⸗ 
gehung einer Ehe. 

1846. Borforglide Maßregeln des Vormundſchaftsgerichtes vor Beftellung des 
Vormundes und bei Verhinderung des Letzteren. 

1847. Einvernahme der Berwandten des Mündels durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht. 

1848. Berantwortlichkeit des Vormundſchaftsrichters für Pflichtverletzungen. 


IV. Mitwirkung des Gemeindewaiſenraths. 


1849. Vorſchläge des Gemeindewaijenrathes bei Beftellung von Bormündern oder 
Mitgliedern eined Yamilienrathes, 

1850. Ueberwachung der Bormünder burd den Gemeindewaijenrath. 

1851. Mittbeilung der Beftellung von Bormundihaften an den Gemeindewaijen- 
rath. 


V. Befreite Vormundſchaft. 


1852. Berechtigungen des Baters zu beſonderen Anordnungen hinſichtlich der Bor» 
mundſchaft. 

1853. Entbindung des Vormundes von gewiſſen Berpflichtungen. 

1854. Entbindung des Vormundes von der Berpflichtung zur Rechnungslegung. 

1855. Berechtigungen der ehelichen Mutter in letzteren Fällen. 

1856. Anwendbarkeit dieſer Borjchriften bezüglich der Vormundſchaft über nad 
dem Tode der Eltern geborene Kinder. 

1857. Außerkraftſetzung befreiender Anorbnungen der Eltern durd das Bor⸗ 
mundſchaftsgericht. 


VI Familieurath. 


1858. Einſetzung eines Familienrathes auf Antrag eines Elterntheiles. 
1859. Einſetzung eines Familienrathes auf Antrag der Verwandten oder Bormünder. 
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1860. Aus wie viel Mitgliedern der Yamilienratb zu beftehen bat. 

1861. Wer als Mitglied des Familienrathes berufen ift. 

1862. Auswahl der Mitglieder des Familienrathes durch daB Bormundihafts- 
gericht. 

1863 u. 1864. Beftellung von Erjatmitgliedern für den Familienrath. 

1865. Wer zum Mitgliede eines Familienrathes nicht beftellt werden kann. 

1866 u. 1867. Wer zum Mitgliede eines Familienrathes nicht beftellt werden foll. 

1868. Anwendbarkeit diefer Borjchriften bezüglid der nach dem Zode der Eltern 
geborenen Rindern. 

1869. Nichtverpflichtung zur Annahme des Amtes eines Mitgliedes des Yamilien- 

rathes. 

1870. Berpflichtung der Mitglieder des Familienrathes durch Handſchlag an Eides⸗ 
ſtatt. 

1871. Vorbehalt der Entlaſſung bei der Beſtellung eines Mitgliedes des Familien⸗ 
raths. 

1872. Rechte und Pflichten des Familienraths. 

1873. Einberufung des Familienraths. 

1874. Beſchlußfaſſung des Familienraths. 

1875. Einſchreiten gegen ſäumige Familienrathsmitglieder. 

1876. Vorläufige Anordnungen durch den Vorſitzenden des Familienrathes. 

1877. Erſatz der Auslagen von Mitgliedern des Familienraths. 

1878. Endigung des Amtes eines Mitgliedes des Familienraths. 

1879 u. 1880. Aufhebung des Familienraths durd das Vormundſchaftsgericht. 

1881. Belanntgabe der Aufhebung des Familienraths dur das Vormundſchafts— 


gericht. 
VII. Beendigung der Bormundfcdaft. 


1882. Endigung der Bormundichaft bei Wegfall der Vorausſetzungen. 

1383. Endigung der Vormundſchaft bei durch nachfolgende Ehe legitimirte Mündel. 

1884. Endigung der Bormundichaft bei Berfhollenjein des Mündels. 

885. Endigung des Amtes des Bormundes. 

1886—18389. Entlaffung des Bormundes dur da8 Vormundſchaftsgericht. 

1890. Rechenſchaftsablage des Bormundes bei Beendigung jeined Amtes. 

1891. Prüfung der Rechenſchaftsablage dur den Gegenvormund. 

1892. Prüfung der Rechenſchaftsablage durch das Vormundſchaftsgericht. 

1893. Fortführung des vormundſchaftlichen Amtes nach Beendigung der Vor— 
mundſchaft in gewiſſen Fällen. — Rückgabe der Beſtallung des Vor— 
mundes. 

1894. Anzeigepflicht der Erben bezüglich des Todes eines der Vormünder. 

1895. Anwendbarkeit vorſtehender Vorſchriften auf den Gegenvormund. 


Zweiter Titel. 
Vormundſchaft über Volljährige. 


1896. Vormundſchaftsbeſtellung bei Entmündigung eines Bolljährigen. 
1897. Anwendbarkeit der Vorſchriften für die Vormundſchaft über Minderjährige 
auf die Vormundſchaft über Volljährige. 
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1898. Nichtberedhtigung der Eltern zur Benennung oder Ausſchließung eines Bor: 
mundes in legterem Falle. 

1899 u. 1900. Wer zunüchft zum Vormunde berufen ift. 

1901. — * Vormund für die Perſon des Mündels zu ſorgen ver⸗ 

chtet 

1902. In welchen Fällen der Vormund die Genehmigung des EEE 
richtes zu erholen hat. 

1903. Beftellung des Baters des Mündels zum Bormund. 

1904. Beftellung der ehelichen Mutter des Mündels zum Bormund. 

1905. Einfegung eine® Yamilienrathes. 

1906 ıt. 1907. Borläufige Bormundichaftsbeitellung bei beantragter Entmündigung. 

1908. Endigung der vorläufigen Bormundſchaftsbeſtellung. 


Dritter Titel. 
Pflesihaft. 


1909. In weldhen Fällen eine Pflegichaft einzutreten hat. 

1910. Anordnung einer Pflegibaft in Folge körperliher oder geiftiger Gebrecdhen 
eines Bolliährigen. 

1911. Anordnung einer Pflegihaft für abwejende Bolljährige bei unbelanntem 
Aufenthalte derjelben. 

1912. Anordnung einer Pflegichaft für eine Leibesfrucht. 

1913. Anordnung einer Pflegſchaft bei unbelannten Betheiligten an einer Ange» 
legenpeit. 

1914. Anordnung einer Pflegichaft bei durch öffentlihe Sammlungen zufammen= 
gebrachtem Bermögen. 

1915 u. 1916. Anwendbarkeit der Borfchriften für die Vormundſchaft auf bie 
Pflegſchaft. 

1917. Anordnung einer Pflegſchaft bei Vermögenserwerb durch Erbſchaft oder 

Schenkungen über welden eine Bormundihaftverwaltung nidyt beftellt ift. 
1918. Endigzung der Pflegſchaft. 
1319—1921. Aufhebung der Pflegihaft durch das Bormundidaftsgericht. 


LXXIII 
Fünftes Buch. 
Erbrecht. 


Erſter Abſchnitt. 
Erbfolge. 


1922. Begriffsbeſtimmungen für Erbfall, Erbſchaft, Erben und Erbtheil. 

1923. Wer Erbe werden kann. 

1924. Gejeglihe Erben der erften Ordnung. — Erbfolge nah Stämmen. 

1925. Geſetzliche Erben der zweiten Ordnung. 

1926. Gefeglihe Erben der dritten Ordnung. 

1927. Angehörigkeit zu verfhiedenen Stämmen in der erften, zweiten oder dritten 
Ordnung. 

1928. Geſetzliche Erben der vierten Ordnung. 

1929. Geſetzliche Erben der fünften Ordnung. 

1930. Berwandte einer vorhergehenden Ordnung fließen entfernter Verwandte 
von der Erbfolge aus. 

1931 u. 1032. Erbanſprüche des Überlebenden Ehegatten bes Erblafjers. 

1933. Wirkung der eingeleiteten Eheſcheidung auf das Erbrecht des überlebenden 
Ehegatten. 

1934. Erbanfprüde des überlebenden Ehegatten, der zu den erbberedhtigten Ver— 
wandten gebört. 

1935. Erböhung des Erbtbeild bei Wegfall geſetzlicher Erben. 

1936. In welchem Falle der Fiskus geſetzlicher Erbe ift. 

1937. Beftimmung des Erben durch Zeftament oder legtwillige Verfügung. 

1938. Ausſchließung eines Berwandten oder Ehegatten von der Erbfolge duch 
Teftament. 

1939. Bumendungen von Bermädtnifien durch Teſtament. 

1940. Auflage von Leiftungen durch Zeftament. 

1941. Erbvertrag. — Bertragderbe kann biebei auch ein Dritter fein. 


Zweiter Abjchnitt. 
Rechtliche Stellung des Erben. 


Erſter Titel. 


Annahme und Ausfchlagung der Erbſchaft. Fürſorge 
des Hachlaßgerichts. 


1942, Anfall der Erbidaft. 
1913. Ausſchlagung ber Erbidaft. 
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1914. Friſt für die Ausſchlagung der Erbſchaft. 

1945. Erklärung der Ausihlagung gegenüber dem Nadlafgerichte. 

1946. Eintritt des Erbfalles, 

197. Unzuläffigfeit von Bedingungen oder Zeitbeftimmungen bei Annahme oder 
Ausihlagung einer Erbſchaft. 

1948. Geſetzliche Erben, welche zugleid auch durch Teſtament oder Erbvertrag zur 
Erbichaft berufen find. 

1949. Irrthum des Erben Über den Berufungsgrund. 

1950. Annahme oder Ausichlagung eines Theiles der Erbſchaft ift unwirkſam. 

1951. Berufung zu mehreren Erbtheilen. 

1952. Vererblichkeit des Rechtes der Erben auf Ausjhlagung der Erbſchaft. 

1953. Wirkungen der Ausfhlagung der Erbidaft. 

1954. Anfehtung der Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft. — Frift hiefür. 

1955. Wie dieſe Anfechtung zu erfolgen bat. 

1956. Anfechtung der VBerfäumung der Ausichlagungsfrift. 

1957. Anfechtung der Annahme gilt als Ausihlayung, Anfehtung der Ausſchlag⸗ 
ung als Annahme. 

1958. Geridtlihe Geltendnahung von Anſprüchen gegen den Erben ift vor An— 
nahme der Erbihaft unzuläffig. 

1959. Berfügungen des Erben über den Nachlaß vor Ausfchlagung der Erbſchaft. 

1960. Sicherung des Nadlafjes bis zur Annahme der Erbidaft. 

1951. Beitellung eines Nachlaßpflegers. 

1962. Für die Nahlafpflege tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgericht das 
Nachlaßgericht. 

1963. Zur Zeit des Erbfalles zu erwartende Geburt eines Erben. — Anſprüche 
der Mutter. 

1964. Feſtſtellung des Nachlaßgerichtes, daß ein anderer Erbe als der Fiskus 
nit vorhanden ift. 

1965. Borgängige öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der Erbredte vor 
diejer Feitjtellung. 

1866. Geltendmahung von Rechten jeitend des Fiskus als gefeglihen Erben 
bezw, gegen denfelben. 


Zweiter Titel. 
Haftung des Erben für die Kachlaßverbindlichkeiten. 
I. Nachlaßverbindlichkeiten. 
1967. Was zu den Nadlafverbindlichkeiten gehört, fire welche der Erbe zu haften 
at 


1968, Koftentragung für ftandesmäßige Beerdigung des Erblaffer8 durch den Erben. 
1969. Berpflihtungen des Erben gegen Yamilienangehörige des Erblaffers. 


II. Aufgebot der Nachlaßglüubiger. 


1970. Aufforderung der Nachlafgläubiger zur Anmeldung ihrer Forderungen. 
1971 u. 1972. Bon dem Aufgebote nidyt betroffene Gläubiger und Rechte. 


1975. 


1 976. 
1977. 
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Befriedigung eines im Aufgebotsverfabren ausgeichloffenen Nachlaßgläu— 
bigers. 

Geltendmachung von Nachlaßforderungen gegen den Erben nach Ablauf von 

fünf Jahren. 


III. Beſchränkung der Haftung des Erben. 


Beſchränkung der Haftung des Erben bei angeordneter Nachlaßverwaltung 
oder Nachlaß⸗Konkurseröffnung. 

Wirkungen der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes. 

Aufrechnung von Forderungen gegen den Erben vor der Anordnung der 
Nachlaßverwaltung. 


1978 u. 1979. Rechtsverhältniſſe des Erben gegenüber den Nachlaßgläubigern bei 


1980. 


1989. 


angeordneter Nahlaßverwaltung oder eröffnetem Nachlaß» Konkurs. 
Berantwortlichleit des Erben bei Säumigkeit in Beantragung der Ronkurss 
eröffnung. 
Anordnung der Nadjlagverwaltung durch das Nachlaßgericht. 
Ablehnung der Anordnung der Nachlaßverwaltung. 
Beröffentfihung der Anordnung der Nachlaßverwaltung. 
Wirkungen der Anordnung ber Nadlafverwaltung gegenüber dem Erben. 
Ohliegenheiten und Berantwortlichkeit des Nachlaßverwalters. 
Ausantwortung des Nachlaſſes an den Erben durd den Nadhlafverwalter. 


. Aniprud des Nahlafvermwalter auf Vergütung für die Verwaltung. 


Endigung der Nachlaßverwaltung. 
Haftung des Erben nad Bertheilung der Mafje des Nachlaßkonkurſes. 


1990 u. 1991. Baftung des Erben bei Unterlaffung der Anordnung der Nachlaß— 


1992. 


verwaltung oder der Eröffnung des Nachlaßkonkutſes wegen Mangels 
einer den Koften entſprechenden Maſſe. 

Berechtigung des Erben, wenn die Ueberſchuldung des Nachlaſſes auf Vers 
mädtniffen berußt. 


IV. Inventarerridhtung. Unbefchränfte Haftung des Erben. 


Inventarerrichtung durd den Erben. 
Beftimmung einer Jnventarfrift duch das Nachlaßgericht. 
Beginn und Dauer der Ynventarfrift. 


» Beftlimmung einer neuen Jnventarfrift in gewiſſen Fällen. 


Hemmung des Laufes der Ynventarfrift. 

Ableben des Erben vor Ablauf der Ynventarfrift. 

Mittheilung von der Beftimmung der Jnventarfrift an das Bormundidafts- 
gericht bei unter elterlicher Gewalt oder Bormundſchaft ftehenden Erben. 

Unwirkſamkeit der Beftimmung einer Inventarfrift bei Anordnung einer 
Nadhlafverwaltung oder bei Eröffnung des Nachlaßkonkurſes. 

Was das Ynventar zu enthalten bat. 

Buziehung von Amtsperfonen zur Inventaraufnahme. 

Aufnahme des Inventars durd das Naclafgeriht oder durch Amtsper⸗ 
fonen. 

Bei dem Nachlaßgerichte bereits vorhandene® Inventar. — Erflärung des 
Erben hierüber. 
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Wirkung einer dur den Erben abfichtlich herbeigeführten Unvollſtändigkeit 
des Inventars. 

Leiſtung des Offenbarungseides durch den Erben. 

Haftung eines zu mehreren Erbtheilen berufenen Erben. 

Beſtimmung der Inventarfriſt im Falle eine Ehefrau die Erbin iſt. 

Bermuthung bei rechtzeitiger Errichtung des Inventares. 

Geſtattung der Einſicht des Inventares. 


. Vorſchriften bezüglich der Inventarfriſt falls der Fiskus geſetzlicher Erbe iſt. 


Borſchriften bezüglich der Inventarfriſt falls ein Nachlaßpfleger oder Nach⸗ 
laßverwalter beſtellt iſt. 


. Unbeſchränkte Haftung des Erben für Nachlaßverbindlichkeiten. 


V. Auffdiebende Einreden. 


Aufihieben der Berichtigung einer Nadhlafverbindlichkeit auf drei Monate 
bezw. bis zur Erridtung des Inventares. 

Bermweigerung der Berichtigung einer Nachlafverbindlichleit bis zur Bes 
endigung des Aufgebotsverfahren?. 


. Nichtanwendbarkeit vorftehender Vorſchriften bei unbejchräntter Haftung des 


Erben. 
Einfluß der Beitellung eines Nachlaßpflegers auf den Lauf obiger Friften. 


Dritter Titel. 
Erbichaftsanfprud. 


Anfprühe des Erben gegen Erbidaftsbefiger auf Herausgabe des auß der 
Erbſchaft Erlangten. 


+ Was als aus der Erbſchaft erlangt zu gelten bat. 


Berpflihtungen des Erbihaftsbefigers zur Herausgabe von Nutungen und 
Früchten, 


« Anwendbarkeit der Borjchriften über ungeredhtfertigte Bereiherung gegen 


den Erbichaftsbefiter. 


. Anſprüche des Erbichaftsbejikers auf Erfak von Verwendungen. 


Schadenserſatzanſprüche gegen den Erbſchaftsbeſitzer wegen Berichlechterung 
oder Unterganges berauszugebender Sachen. 


. Haftung des Erbfchaftsbefigerd, der ſich nicht im guten Glauben befindet. 
. Haftung des Erbſchaftsbeſitzers, der einen Erbihaftsgegenftand durch ftrafs 


bare Handlungen oder verbotene Eigenmadt erlangt hat. 


» In wie weit der Erbidhaftsbefiger fi auf Erfigung einer Sache berufen 


lann. 


. Berpflichtung des Erbſchaftsbeſitzers zur Auskunftsertheilung über den Be—⸗ 


ſtand der Erbſchaft und über den Berbleid von Nachlaßgegenſtänden. 
Austunftsertheilung durch die zur Zeit des Erbfalle mit dem Erblafier 
in häusliher Gemeinſchaft befundenen Berjonen. — Leiſtung bes Dffen- 
barungseides durch Letztere. 
Haftung des Erbichaftsbefigerd binfihtlik einzelner Erbidhaftsgegenftände. 
Erwerbung der Erbichaft durch Bertrag von einem Erbidaftsbefiger. 
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2031. Anſprüche der irrthümlich für todt erflärten Perſonen auf Herausgabe ihres 
Bermögens. 


Vierter Titel. 


Mehrheit von Erben. 
I. Rechtsverhältniß der Erben unter einander. 


2032. Hinterlafjung mehrerer Erben. 

2033. Berfügung der Miterben über ihre Antheile an dem Nachlaſſe. 

2034. Vorkaufsrecht der Miterben bei Berlauf eines Erbantbeiles an einen Dritten. 

2035. Geltendmachung dieſes Vorkaufsrechtes gegenüber dem Käufer des Antheiles. 

2036. Haftnng des Käufers von Erbantbeilen. 

2037. Mebertragung nefaufter Antheile durdy den Käufer an einen Anderen. 

2038. Gemeinfchaftlihe Verwaltung des Naclaffes dur die Miterben. 

2039. Leiftungen aus den zum Naclafje gehörigen Anfprüden feitens des Ver— 
pflichteten. 

2040. Gemeinſchaftliche Berfügung der Erben über Nachlaßgegenſtände. 

2041. Was ald zum Nachlaſſe gehörig zu betrachten ift. 

2012. Anjprud auf Auseinanderjegung jeiten® der Miterben. 

2043 u. 2044. In welden Fällen die Auseinanderfegung ausgeſchloſſen ift. 

2045. In melden Fällen ein Miterbe die Auffchiebung der MAuseinanderjegung 
verlangen kann. 

2046. Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe. 

2047. Bertheilung des Ueberſchuſſes unter den Erben. 

2048. Anordnungen bes Erblaffer8 für die Auseinanderjegung nad dem billigen 
Ermefien eines Dritten. 

2049. Auseinanderfeßung bei einem zum Nachlaſſe gehörigen von einem Erben 
zu übernehmenden Pandgute. 

2050. Anrehnung der von Ablönmlingen erhaltenen Ausftattungen, Stubienaufs 
mwendungen :c. 

2051. Anrehnung folder Zumendungen gegenüber dem an die Stelle des Ab— 
kömmlings tretenden Erben. 

2052. Berpflihtung der Ablümmlinge zur Ausgleihung unter fi im Allgemeinen, 

2055. Ausgleihung wegen Zuwendungen mit entfernteren Abkömmlingen. 

2054. Zumendungen an Ablöümmlinge aus dem Gefammtgute der Gütergemeins 
haft, der Errungenfhaftsgemeinihaft und der Fahrnißgemeinſchaft. 

2055. Anrechnung des Werthes der Zumendungen an den Erbtheilen der Miterben. 

2056. Herauszahlung des Mehrbetrages bei den den Erbtheil überjchreitenden 
Zuwendungen. 

2057. Berpflidtung der Miterben zur Austunftsertheilung über Zuwendungen. — 
Dffenbarungseid. 


III. Rechtsverhältniß zwifchen den Erben und den Nadlaf: 
gläubigern. 


2058. Haftung der Erben als Gefammtichuldner. 
2059. Berichtigung von Nadlafverbindlichfeiten biß zur Theilung des Nadjlaffes. 
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2060. 
2061. 


2062. 
2063, 


2064 


2065. 


2066. 


2067. 


2068. 


2069. 
2070. 


2071. 


2072, 


2073. 


2074. 


Haftung der Miterben nady der Theilung des Nachlaſſes. 

Deffentlihe Aufforderung der Nahlafgläubiger zur Anmeloung ihrer For⸗ 
derungen. 

Anordnung einer Nachlaßverwaltung. 

Inventar⸗Errichtung. — Beihräntte Haftung eines Miterben gegenüber den 
übrigen Erben. 


Dritter Abſchnitt. 
Teftament. 


Eriter Titel. 
Allgemeine Dorfchriften. 


Der Erblafjer kann ein Teſtament nur perjönlidy errichten. 

Legtwillige Verfügungen dürfen hinſichtlich ihrer Gültigkeit nit von der 
Beitimmung eines Anderen abbängig gemacht werben. 

Erbanfprüde der ohne nähere Beſtimmung in einem Teſtamente bedachten 
geſetzlichen Erben, 

Erbanjprüde der ohne nähere Beitimmung bedadhten Berwandten des Erb— 
laſſers. 

Erbanſprüche der Abkömmlinge der ohne nähere Beſtimmung bedachten Kin— 
ber des Erblaſſers. 

Erbanfprüde der Abkömmlinge mweggefallener bedachter Abkümmlinge. 

Erbanfprühe der ohne nähere Beftimmung bedachten Abkömmlinge eines 
Dritten. 

Erbanjprühe der ohne nähere Beitimmung bedadhten Perſonen, welche in 
einem Dienſt- oder Gejhäftsverhältnifie zum Erblaffer fteben. 

Erbaniprücde der Armenkafje, wenn die Armen ohne nähere Beftimmung 
bedacht find. 

Erbanfprüde aus teftamentarijchen Beftimmungen, die auf mehrere Pers 
fonen pafien. 

Letztwillige Zuwendungen unter einer aufjchiebenden Bedingung. 


2075 u. 2076. Yebtwillige Zuwendungen unter jonjtigen Bedingungen. 


2077. 
2078. 


2079 

2080, 
2081. 
2082, 
2083. 


2084. 
2035. 
2086. 


Letztwillige Verfügung des Erblafjerd zu Gunften feines Ehegatten oder 
Verlobten. 

Anfehtung einer lettwilligen Verfügung wegen Irrthumes oder Zmanges 
des Erblajjers. 

Anfebtung wegen Uebergebung eines PflichtiheilSberechtigten. 

Wer zur Anfechtung berechtigt ift. 

Wie die Anfehtung zu erfolgen bat. 

Innerhalb welder Frift die Anfechtung erfolgen muß. 

Anfechtbarkeit von lettwilligen Verfügungen, durch die eine Verpflichtung 
zu einer Leiſtung begründet wird. 

Verſchiedene Auslegungen zulafiende letztwillige Berfügungen. 

Unwirkjamfeit einzelner Berfügungen in einem Zejtament. 

Borbehalt einer Ergänzung in legtwilligen Berfügungen. 
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2087. In welchem Halle eine letztwillige Verfügung als Erbeseinjegung anzu 
feben ift. 

2088-209. Einjegung eine® oder mehrerer Erben auf Bruchtheile der Erbicaft. 

2091. Einſetzung mehrerer Erben ohne Beftimmung der Erbtheile. 

2092. Einfegung einzelner Erben auf Bruchtheile und anderer ohne Bruchtheile. 

2093. Einſetzung einiger von mehreren Erben auf einen und denfelben Bruchtheil 
(gemeinfhaftliher Erbtheil). 

2094 u. 2095. Wegfall einer der Erben vor oder nad Eintritt des Erbfalles. — 
Anwachſung deſſen Erbtheiled auf die übrigen Erben. 

2096 u. 2097. Einfekung eines anderen Erben (Erjaterben) für den Fall des Weg— 
falle8 des urfprüngliden Erben. 

2093. Gegenjeitige Einfegung der Erben als Erſatzerben. 

2099. Das Recht des Erjagerben geht dem Anwachſungsrechte vor. 


Dritter Titel. 
Einfeßung eines Nacherben. 


2100. Einjeßung eined Nacderben. 

2101. Einſetzung einer zur Zeit des Erbfalles noch nicht erzeugten Perjon oder 
einer noch nicht erftandenen juriftiihen Perſon als Erbe. 

2102. Der eingejeste Naderbe gilt im Zweifel aud als Erfaterbe. 

2103. Angeorbnete Herausgabe der Erbichaft an einen Anderen unter gewijien 
Vorausſetzungen. 

2104 u. 2105. Nacherben bei mit Zeitbeſtimmungen verbundenen Erbeseiuſetzungen. 

2106. a or ohne Beitimmung des Zeitpunftet des Eintritte der Nacherb⸗ 
olge. 

2107. Einjegung von Nacherben für einen Abkömmling. 

2108. Nacherbe fann nur werden, wer zur Beit des Erbfalles lebt oder bereits 
erzeugt war. — Uebergang ber Rechte des verjtorbenen Naderben auf 
feine Erben. 

2109. Dauer der Wirkjamteit der Einjegung eines Nacherben. 

2110. Erftredung der Rechte des Nacerben auf die dem Vorerben weiters anges 
fallenen Erbtbeile. 

2111. Was zur Erbichaft des Vorerben als gehörig zu betradhten ift. 

2112. Berfügung des Borerben über die zur Erbichaft gehörenden Gegenftände. 

2113. Berfügung des Borerben über die zur Erbſchaft gehörigen Grundftüde oder 
Rechte. — Schenfungen des Borerben. 

2114. Kündigung und Einziehung von Hppothefforderungen u, dergl. durch den 
Borerben. 

2115. Wirſamkeit von Verfügungen über Erbjichaftsgegenftände im Wege der 
Swangsvollftredung. 
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2116. Berpflihtung des Borerben zur Hinterlegung von Inhaberpapieren. 

2117. Umfchreibung folder Papiere auf Namen an Stelle der Hinterlegung. 

2118. Bur Erbihaft gehörende Buchforderungen gegen das Reid oder einen 
Bundesſtaat. 

2119. Verzinsliche Anlage des zur Erbſchaft gehörenden Geldes. 

2120. Zuſtimmung des Nacherben zu Verfügungen des Vorerben. 

2121. Verpflichtung des Vorerben zur Aushändigung eines Verzeichniſſes der zur 
Erbſchaft gehörenden Gegenſtände an den Nacherben. 

2122. Feſtſtellung des Zuſtandes ſolcher Gegenſtände durch Sachverſtändige. 

2128. Aufſtellung von Wirthſchaftsplänen bezüglich der zur Erbſchaft gehörenden 
Waldungen oder Bergwerken. 

2124. Aufwendungen des Vorerben zum Zwecke der Erhaltung von Erbſchaftée— 
gegenſtänden. 

2125. Erſatzpflicht des Nacherben für ſonſtige Aufwendungen. 

2126. Tragung außerordentlicher auf dem Stammwerthe der Erbſchaftsgegenſtände 
ruhenden Laſten. 

2127. Berpflichtung des Vorerben zur Auskunftsertheilung über den Beſtand der 
Erbſchaft. 

2128. Sicherheitsleiſtung bei Gefährdung der Rechte des Nacherben. 

2129. Entziehung der Berwaltung der Erbihaft gegenüber dem Borerben. 

2130. Herausgabe der Erbſchaft an den Nacherben nach Eintritt der Nacherbfolge. 

2131. Für welde Sorgfalt der Borerbe dem Nacherben gegenüber einzuftehen hat. 

2132. Bertretung von Beränderungen oder Verſchlechterung von Erbſchaftsſachen. 

2133. Anfprücde des VBorerben auf die Früchte der Erbihaft. 

2134. Erſatzpflicht des Borerben bei Verwendung von Erbichaftsgegenftänden. 

2135. VBermiethung oder Verpachtung zur Erbſchaft gehöriger Grundftüde, 

2136— 2138. Befreiung des Borerben von gewiſſen Beſchränkungen und Berpflicht« 
ungen durd den Erblaffer. 

2139 u. 2140. Wirkung des Eintrittes des Nacerbfolgefalles. 

2141. Zu erwartende Geburt eines Nacherbens bei dem Eintritte des Falles der 
Nacherbfolge. 

2142. Ausſchlagung der Erbſchaft durch den Nacherben. 

2143 u, 2144. Wirkung des Eintrittes der Nacherbfolge auf gewiſſe Rechtsver⸗ 
bältniffe. 

2145. Haftung des Vorerben nad Eintritt der Naderbfolge. 

2146. Anzeige des Eintrittes der Naderbfolge an das Nachlaßgericht. 


Vierter Titel. 
Dermädhtniß. 


2147. Wer mit VBermädtniffen befhwert werben fann, 

2148. Beihwerung mehrerer Erben oder Vermächtnißnehmer. 

2149. Ausſchließung von Erbichaftsgegenftänden dem eingefeiten Erben gegenüber. 

2150. Borausvermädtnif. 

2151— 2153. Bedenkung Mebrerer mit einem Bermädtniß. 

2154. Auswahl, wenn der Bedachte von mehreren Gegenftänden nur den einen 
oder anderen erbalten ſoll. 





$ . 

2155. Nur ber Gattung nad beftimmte vermadhte Sachen. 

2156. Anordnung eine Bermächtniffes unter Ueberlafjung der Beftimmung der 
Leiſtung durch das billige Ermeſſen eine® Anderen. 

2157. Vorſchriften für den Fall, daß derſelbe Gegenſtand Mehreren vermacht iſt. 

2158 u. 2159. Anwachſung von Vermächtnißantheilen. 

2160. Unwirkſamkeit des Vermächtniſſes, wenn der Bedachte zur Zeit des Erbfalles 
nicht mehr [ebt. 

2161. Wirkjamleit der Vermächtniſſe bei Nichtannahme der Erbihaft durch den 
Beſchwerten. 

2162. Vermächtniſſe unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung 
eines Anfangstermines. Wie lange ſolche wirkſam ſind. 

2163. In welchen Fällen Vermächtniſſe auch nad Ablauf von 30 Jahren wirkſam 
bleiben, 

2164. Erfiredung des Vermächtniſſes einer Sache auf das Zubehör. 

2165. Bermädhtnig von Gegenftänden, welche mit Rechten belaftet find. 

2166 u. 2167. Bermädtnig in Grundftüden, welde mit Hypothefen belaftet find. 

2168. Wit Gejammtgrundichulden behaftete vermachte Grunpdftüde. 

2169 u. 2170. Vermächtniß von nicht zur Erbichaft gehörigen Gegenftänden. 

2171. Vermächtniß unmöglicher oder gegen gejetliches Berbot verjtoßender Yeiftungen. 

2172. Bermädtnig verbundener, vermijchter oder vermengter Saden. 

2173-2175. Bermädtniß von Forderungen des Erblafjers. 

2176. Anfall des Bermädtnijjes. 

2177. Anfall bei Bermädtniffen unter einer auffhiebenden Bedingung. 

2178. Anfall an Bedadıte, welche zur Zeit des Erbfalles noch nicht erzeugt find. 

2179. Borjcriften für die Zeit zwiſchen dem Erbiall und dem Anfall des Ber: 
mächtniſſes. 

2180. Wirkung der Annahme eines Vermächtniſſes. — Ausſchlagung desſelben. 

2181. Dem freien Belieben des Beſchwerten überlaſſene Zeit der Erfüllung des 
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Vermächtniſſes. 

2182 u. 2183. Bermächtniſſe nur der Gattung nach beſtimmter Sachen. — Erfüll— 
ung biebei. 

2184. Anſprüche auf die Früchte eines vermadten Gegenjtandes jeitens des Vers 
mächtnißnehmers. 


2185. Anſprüche des Beſchwerten auf Berwendungen für vermachte Sachen. 

2186 u. 2187. Wann der mit einem Bermächtniſſe beſchwerte Vermächtnißnehmer 
zur Erfüllung verpflichtet iſt. 

2188. Verhältnißmäßige Kürzung der auferlegten Beſchwerungen in einzelnen Fällen. 

2189. Einräumung eines Borranges bezüglich eines Vermächtniſſes gegenüber ans 
deren Beſchwerungen. 

2190. Wirkung der Nichterwerbung eines Bermächtnifjes dur den zunächſt Bes 
dadıten. 

3191. Anwendbarkeit der Vorſchriften für Einjegung eines Nacherben auf das 


Bermädtnif. 
Fünfter Titel. 
Auflage. 


2192. Anwendbarkeit der für die legtwilligen Zuwendungen geltenden Vorſchriften 
auf die Auflagen. 
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2193. 


219. 
2195. 
2196. 


2205. 
2206 u 


Ueberlafiung der Ausführung einer Auflage in die Beftimmung des Des 
fhwerten oder eines Dritten. 

Wer die Bollziehung einer Auflage verlangen kann. 

Folgen der Unwirkſamkeit einer Auflage. 

Folgen des Inmöglichtwerdens der Vollziehung einer Auflage. 


Sechſter Titel. 


Teftamentsvollftreder. 
Ernennung der Teftamentsvollitreder. 
Ueberlaffung der Beftimmung des Teftamentsvollftreders an eınem Dritten. 
Ernennung von Mitvollftredern und NRachfolgern. 
Ernennung des Zeftamentsvollftreders durch das Nachlaßgericht. 
In weldhen Fällen die Ernennung des Teftamentsvollitreders unwirkſam ift. 


. Beginn des Amtes des ZTeftamentsvollftreders. 


Dbliegenbeiten des Teftamentävollftreders. 

Auseinanderfekung unter mehreren Erben durd den Teftamentövollitreder. 

Verwaltung des Nadlafjes durd den Teftamentsvollftreder. 

. 2207. Eingehung von Berbindlichkeiten für den Nachlaß durd den Teſta— 
mentsvollftreder. 


2208— 2210. Beſchränkungen des Teftamentsvollftreder8 durch Anordnung des 


2211. 


2212. 


Erblafiers. 

Berfügung über die unter Berwaltung des Tejtamentsvollftvederß ſtehenden 
Gegenftände feitend des Erben. 

Gerichtlihe Geltendmahung von Rechten durch den Zeftanentsvollitreder. 


2213 u. 2214. Gerichtlihe Geltendmahung von Anſprüchen gegen den Nadlaf 


2215. 
2216. 


2217. 
2218. 
2219. 


feitens Dritter. 

Inventaraufnahme durch den Teitamentsvollitreder. 

Verpflichtung des Teftamentsvollftreders zur ordnungsgemäßen Verwaltung 
des Nachlaſſes. 

Aushändigung einzelner Nachlaßgegenſtände an die Erben. 

Rechtsverhältniß zwifchen dem Zeftamentsvollftreder und dem Erben. 

Schadenserſatzpflicht des ZTeftamentsvollftrederß bei Berlekung feiner Ob- 
liegenbeiten. 

Beihräntungen des Erblafjers Hinfichtlih der Anordnungen über die Be- 

fugniffe des Zeftamentsvollfireders. 

Aniprucd des Teftamentsvollftreder8 auf Bergütung für die Führung feines 
Amtes, 

Ernennung eines Teftamentsvollftreders bis zum Eintritt einer angeordneten 
Nacherbfolge. 

Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers zum Zwecke der Ausführung der 
einem Vermächtnißnehmer auferlegten Beſchwerungen. 

Gemeinſchaftliche Führung des Amtes bei Vorhandenſein mehrerer Teſta— 
mentsvollftreder. 

Erlöfhung des Amtes des Teftamentsvollftreders. 

Kündigung des Amtes durch den Teftament3vollftveder. 
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2227. Entlafjung des Zeftamentsvollftreders durch das Nachlaßgericht. 
2228. Geftattung der Alteneinfiht durch das Nachlafgericht. 


Siebenter Titel. 


Errichtung und Aufhebung eines Teftamentes. 


2229. Wer zur Erridtung eined ZTeftamentes befähigt ift. 

2230. Durch Entmündigte errichtete Teftamente. 

2231. In welcher ordentlihen Form ein Teftament errichtet werden kann. 

2232. Errichtung eines Teftamentes vor einem Richter oder Notar. 

2233. Beiziehung eines Gerichtsfchreiber8 oder zweier Zeugen. 

2234— 2236. Wer als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge bei Errichtung 
eines Teſtaments nicht mitwirken Tann. 

2237. Wer als Zeuge bei der Errichtung eines Teftamentes nicht mitwirken fol. 

2238. Wie die Errichtung des Teftamentes vor dem Richter oder Notar zu ers 
folgen bat. 

2239. Anweſenheit der mitwirkenden Perjonen bei der ganzen Berhandlung. 

2240. Protolollaufnahme bei der Teftamentserrichtung. 

2241. Inhalt diefes Protofolles. 

2242. Borlefung, Genehmigung und Unterzeihnung diejes Prototolles. 

2243. Teftamentserrichtung durch Stumme oder am Sprechen verhinderte Perjonen. 

2244 u. 2245. Teftamentserrihtung durch Perfonen, weldhe der deutſchen Sprache 
nit mädtig find. 

2246. Verſchließung des Protololles mit Amtsfiegel, — Amtlihe Berwahrung 
desjelben. 

2247. Teftamentserrihtung durch Minderjährige und bes Leſens Unkundige. 

2248. Amtlihe Berwahrung der vom Erblaffer felbft gefchriebenen Teſtamente. 

2249. Teftamentserrihtung vor dem Gemeindevorfteher bei Gefahr auf Berzug. 

2250. Teſtamentserrichtung bei Abjperrung eines Ortes in Folge Ausbruces 
einer Krankheit u. dergl. 

2251. Zeftamentserrihtung während einer Seereife au Bord eines deutſchen 
Schiffes. 

2252. Außerkrafttreten der letzteren drei Teftamente nah Ablauf gewiſſer Zeit. 

2253. Widerruf eines Teſtamentes oder einzelner Verfügungen desſelben. 

2254. Der Widerruf erfolgt durch Teſtament. 

2255. Widerruf eines Teftamentes dur Vernichtung der Teſtamentsurkunde. 

2256. Widerruf eines vor Richter oder Notar errichteten Teftamentes durch Zus 
rüdnahme aus der amtlihen Berwahrung. 

2257. Widerruf eines durch Zeftament erfolgten Widerrufes einer Tettwilligen 
Verfügung. 

2258. Wirkung der Errihtung eines ZTeftamentes auf ein früberes Teftament. 

2259. Ablieferung der nicht in amtliche Berwahrung gebradhten Teftamente an das 
Nachlaßgericht. 

2260 u. 2261. Eröffnung des Teſtamentes. 

2262. Verſtändigung der bei der Eröffnung des Teſtamentes nicht zugegen ge— 
weſenen Betheiligten. 

2263. Nichtigkeit der Anordnung des Erblaſſers, durch welche die alsbaldige Er— 
öffnung des Teſtamentes nach ſeinem Tode verboten wird. 

2264. Einſichtuahme eröffneter Teſtamente. 

VI* 
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Achter Titel. 
Gemeinſchaftliches Teſtament. 


S 

2265 u. 2266. Gin gemeinjhaftlices Teſtament Tann nur von Ehegatten errichtet 
werden. 

2267. Was zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teftamentes erforderlich ift. 

2268. Unwirkſamkeit gemeinihaftliher Teftamente bei in Mitte liegender Eheſcheid— 
ung oder Nichtigkeit einer Ehe. 

2269 u. 2270. Gemeinſchaftliches Teſtament, durch das fi die Ehegatten gegen— 
feitig al8 Erben einjegen. 

2271. Widerruf von Verfügungen eines gemeinfhaftlihen Teflamentes, 

2272. Zurücknahme eines gemeinſchaftlichen Teſtamentes. 

2273. Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtamentes. 


Vierter Abjchnitt. 
Erbvertrag. 


2274. Der Erblaffer fann einen Erbvertrag nur perjönlich jchließen. 

2275. Wer zur Schließung eines Erbvertrages befähigt ift. 

2276. Nothwendige Form für die Scliefung eines Ehevertrages. 

2277. Amtliche Verwahrung der über einen Erbvertrag aufgenommenen Urkunde, 

2278 u. 2279. Worüber in einem Erbvertrage Berfügungen getroffen werben 
lönnen. 

2280. Erbverträge, in welchen ſich Ehegatten gegenſeitig als Erben einſetzen. 

2281. Anfechtung eines Erbvertrages wegen Irrthumes oder wegen Pflichttheils⸗ 
verletzung. 

2282. In welcher Weiſe die Anfechtung zu erfolgen hat. 

2283. In welcher Friſt die Anfechtung zu erfolgen hat. 

2284. Beſtätigung eines anfechtbaren Erbvertrages. 

2285. Anfechtungsrecht Dritter. 

2286. Nichtbeſchränkung des Erblaſſers durch Erbvertrag in der Verfügung über 
ſein Vermögen durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden. 

2287. Von dem Erblaſſer in der Abſicht den Vertragserben zu beeinträchtigen, ge— 
machte Schenkungen. 

2288. Wertherſatz bei vom Erblaſſer zerſtörten, beſchädigten oder bei Seite ge— 
ſchafften Saden. 

2289. Aufhebung einer früheren lettwilligen Berfügung des Erblafjerd dur Erbs 
vertrag. 

2290. Aufhebung des Erbvertrage3 oder einzelner Verfügungen desjelben durch 
Bertrag. 

2291. Aufhebung vertragsmäßiger Bermächtniffe oder Auflagen durch Teftament. 

2292. Aufhebung eines Erbvertrages zwiſchen Ehegatten duch gemeinjchaftliches 
ZTeftament. 

2293. Borbehalt des Rüdtrittes vom Erbvertrage. 
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2294. Rücktritt vom Erbvertrage bei Verfehlungen ſeitens des Bedachten. 

2295. Rücktritt vom Erbvertrage beim Aufhören wiederkehrender Leiſtungen, zu 
welchen der Bedachte verpflichtet war. 

2296 u. 2297. In welcher Weiſe der Rücktritt zu erfolgen hat. 

2298. Folgen der Nichtigkeit einzelner vertragsmäßiger Verfügungen des Erbvers 
traged. — Folgen des Rüdtrittes vom Erbvertrage. 

2299. Worüber jeder der Bertragsihließenden im Erbvertrage Verfügung treffen 
fann. 

2300. Eröffnung von Erbverträgen. 

2301. Schenkungsverſprechen unter der Bedingung, daß der Beichentte den Schen- 
fer überlebt. 

2302. Nichtigkeit von Verträgen über Errihtung oder Aufhebung einer Verfügung 
von Todeswegen. 


Fünfter Abjchnitt. 
Pflichttheil. 


2303. Wer zum Berlangen des Pflichttheil8 berechtigt ift und worin Letzterer 
befteht. 

2304. Die Zumendung des Pflichttheil8 ift im Zweifel nicht als Erbeseinjegung 
anzufeben. 

2305. Ergänzung des Pflichttheils bei Unzulänglichkeit des Erbtheils. 

2306. Mit Bermädhtniffen oder Auflagen beſchwerte Pflichttheilsberechtigte. 

2307. Mit Vermächtniſſen bedachte Pflihttheildberechtigte. 

2308. Anfechtung der Ausſchlagung einer Erbfchaft oder eines Bermächtnifies durch 
Pflichttheilsberechtigte. 

2309. Berechtigungen entfernterer Ablömmlinge und Eltern des Erblaſſers hin— 
ſichtlich des Pflichttheils. 

2310. Wer bei Berechnung des Pflichttheils mitzuzählen ift. 

2311. Der bei Berechnung des Pflichttheils zu Grunde zu legende Beſtand des 
Nachlaſſes. 

2312. Anordnung der Uebernahme eines zum Nachlaſſe gehörenden Landgutes zu 
dem Ertragswerthe. 

2313. Welche Rechte und Verbindlichkeiten bei Feſtſtellung des Nachlaßwerthes 
außer Anſatz zu bleiben haben. 

2314. Berechtigungen des Pflichttheilsberechtigten hinſichtlich der Ermittelung der 
Nachlaßgegenſtände und ihres Werthes. 

2315. Was ſich der Pflichttheilsberechtigte auf den Pflichttheil anrechnen laſſen muß. 

2316. Pflichttheil eines Abkömmlings bei Vorhandenſein mehrerer Abkömmlinge. 

2317. Entſtehung des Anſpruches auf den Pflichttheil. — Vererblichkeit und Ueber— 
tragbarkeit dieſes Anſpruches. 

2318. Verweigerung der Erfüllung auferlegter Vermächtniſſe ſeitens pflichttheils— 
berechtigter Erben. 

2319. Verweigerung der Befriedigung eines anderen Pflichttheilsberechtigten durch 
den pflichttheilsberechtigten Erben. 

2320. Berpflihtungen des an Stelle des Fflichttheilsberechtigten getretenen gefets 
lihen Erben. 
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2321 u. 2322. Ausichlagung eines den Pflichttheilsberedhtigten augewendeten Ver⸗ 


2323. 


2339. 
2340. 


2341. 
2342. 
2343. 
2314. 
2345. 


2346. 
2347, 


mädhtniffes. 

Rechtsverhältniß des pflichttheilsberechtigten Erben geyenüber dem Bers 
mädhtnißnehmer. 

Auferlegung der Pflichttheilstaft an einzelne Erben dur Anordnung des 
Erblafiers. 

Berechnung des Pflichttheils bei ftattgehabten Schenkungen des Erblajjers 
an Tritte. 

Anfpruc des Pflichttheilßberechhtigten auf Ergänzung des Pflichttheils. 

Bon dem Pflichttheilberechtigten felbft erhaltene Geſchenke des Erblafiers. 

Berweigerung der Ergänzung des Pflichttheil® durch ſelbſt pflichttheilsberech⸗ 
tigte Erben. 

Anſprüche Pflihttheilsberechtigter gegenüber Beichentten. 

Ausnahmen zu Gunften von Schenkungen, durch welde einer Anſtands⸗ 
pflicht entſprochen wird, 

Zuwendungen aus dem Geſammtgute der Gütergemeinſchaft und Errungen 
ſchaftsgemeinſchaft. 


. Berjährung der Pflichttheilsanſprüche. 
. In welchen Füllen der Erblaſſer einem Abkömmling den Pflichttheil ent— 


ziehen kann. 
In welchen Fällen der Erblaſſer dem Vater den Pflichttheil entziehen kann. 


. In welchen Fällen der Erblaffer dem Ehegatten den Pflichttheil entziehen 


fann. 


. In welcher Weife die Entziehung des Pflichttheild zu erfolgen bat. 
. Das Redt zur Entziebung des Pflichttheils erliſcht durch Verzeihung. 


Pflichttheilsrechtsbeſchränkungen bezüglich der der Verſchwendung ergebenen 


Abkömmlinge. 
Sechſter Abſchnitt. 
Erbunwürdigkeit. 


Wer als erbunwürdig zu gelten hat. 

Geltendmachung der Erbunwürdigkeit durch Anfechtung bes Erbſchaftser— 
werbes. 

Wer zur Anfechtung berechtiget iſt. 

In welcher Weiſe die Anfechtung zu erfolgen hat. 

Ausſchluß der Anfechtung bei vorliegender Verzeihung. 

Wirkungen der Erbunwürdigkeitserklärung. 

Geltendmachung der Erbunwürdigkeitsgründe gegen Bermächtnißnehmer und 

Pflichttheilsberechtigte. 


Siebenter Abſchnitt. 
Erbverzicht. 


Wirkungen des Erbverzichtes im Allgemeinen. 
Vorausſetzungen für Gültigfeit des Erbverzichtes. 
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2348. Nothwendigleit der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des Erbver- 
zichtsvertrages. 

2349. Wirkung des Erbverzichtes auf Ablümmlinge des Verzichtenden. 

2350. Erbverzicht zu Gunſten eines Anderen. 

2351. Borjcriften für Berträge, durch welche ein Erbverzicht aufgehoben wird, 

2352. Verzicht der durch Teſtament als Erbe eingeſetzten oder mit einem Ber 
mächtniſſe bedachten Perjonen auf die betreffenden Zuwendungen. 


Achter Abjchnitt. 
Erbjchein. 


2353. Erbſchaftszeugniß (Erbichein) Ertbeilung desjelben durd das Nachlafgericht. 

2354 u. 2355. Was der Antrag des gefelihen oder Teftamentserben auf Er— 

theilung des Erbſcheins zu enthalten hat. 

2356. Nachweis der Nichtigkeit der Angaben des Antrages dur öffentliche Urs 
funden oder fonftige Beweismittel. — Eidesftattlihe Berfiherung des 
Antragftellers. 

2357. Ertheilung eines gemeinſchaftlichen Erbicheines bei Borhandenfein mehrerer 
Erben. 

2358. Behandlung des Antrages auf Ertheilung eines Erbſcheines durd das 
Nachlaßgericht. — Deffentlihe Aufforderung zur Anmeldung fonftiger 
Erben. 

2359. Borausjegung für Ertheilung des Erbicheins. 

2360. Anhörung einzeluer betheiligter Perfonen vor Ertheilung des Erbiheins. 

2361. Einziehung ertbeilter unrichtiger Erbſcheine. — Kraftloserflärung folder 
unrichtiger Erbiceine. 

2362. Berpflihtungen des Beſitzers eines unrichtigen Erbſcheines. 

2363. Angaben in einem Erbicheine, der einem Vorerben ertheilt wird. 

2364. Angabe des Zeftamentsvollftreders im Erbiceine. 

2365—2367. Bermutbungen aus dem Inhalte des Erbſcheins. 

2368. Das über die Ernennung des Teftamentsvollftreders zu ertbeilente Zeugniß. 

2369. Erbſcheine für im Inlande befindliche Erbihaftögegenftände, für die e8 an 
einem Deutfchen oder zuftändigen Nachlaßgerichte fehlt. 

2370. In welchen Fällen die Todeserflärung einer Perfon den Erbidein erjegt. 


Neunter Abjchnitt. 
Erbichaftstauf. 


2371. Vorausſetzung für die Gültigkeit eines Erbihaftsfaufvertrages. 

2372. Wem die Bortheile aus dem Wegfalle eines Bermächtnifies u. dergl. zu— 
fallen. 

2373. Unmirkfamfeit des Erblaufvertrages auf durch Nacherbfolge angefallene 
Erbtbeile. 
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2374. 
2375. 
2376. 
2377. 
2378. 
2379. 


2330. 


2381. 


Berpflihtungen des Erbichaftsverfäufers dem Käufer gegenüber, 

Erfagpflicht des Verkäufers bei verbrauchten, veräußerten oder unentgeltlich 
belafteten Erbihaftsgegenftänden. 

Berpflihtung des Verkäufers zur Gemwährungleiftung wegen eines Mangels 
im Rechte. z 

Anſprüche zwifhen Käufer und Verkäufer bezüglich der in Folge Erbfalles 
durch Bereinigung von Recht und Berbindlichleit erloſchenen Rechts—⸗ 
verhältniffe. 

Berpflihtung des Käufers zur Erfüllung der Nadlafverbindlichkeiten. 

Vorſchriften binfichtlich der vor dem Verkaufe fallenden Nubungen und Faften 
einer Erbſchaft. 

Bon welchem Zeitpunfte ab der Käufer die Gefahr des zufälligen Unters 
ganges oder einer zufälligen Berfchledhterung der Erbſchaftsgegenſtände 
zu tragen hat. 

Erfatpflicht des Käufers für die vom Verkäufer vor dem Verkauf auf die 
Erbichaft gemahten Verwendungen. 


2332 u. 2383. Haftung des Käufers gegenüber den Nadlakgläubigern. 


2384. 
2385. 


Anzeige des Erbſchaftsverkaufes an das Nachlaäaßgericht. 
Kauf einer von dem Berfäufer durch Vertrag erworbenen Erbidaft. 


Bürgerlides Geſetzbuch 
vom 18. Auguft 1896. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1896 Nr. 21 ©. 195.) 





Mir Wilhelm, 


von Gottes Bnaden Deutiher Raifer, Rönig von Preußen etc. 


verordnen im Namen des Reihs, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Erites Bud). 
Allgemeiner Theil. 


a) Denkſchrift zum Entwurfe eined® Bürgerlichen Geſetzbuches. — 
Druckſachen des Reichſtages, 9. LegidlatursPeriode, IV. Eeffion 
1895/96, Nr. 87, ©. 5 u. ff. 

b) Rommiffiondberidht, — Drudfachen des Neichätaged, O. Legis⸗ 
latur⸗Periode, IV. Seſſion 1895/96, Nr. 440, ©. Bu. ff. 


Erſter Abjchnitt. 


Perſonen. 
Erſter Titel. $ 2. Die Volljährigkeit tritt 
mit der Bollendung des einund- 
Nalürliche Perfonen. awanzigiten Zebenzjahrs ein. 


3. Ein Minderjähriger, 

51. Die Rechtsfähigfeit des | der das achtzehnte Lebens abr 
Menſchen beginnt mit der Voll- vollendet hat, kann durch Bes 
endung der Geburt. ihluß des Vormundſchaftsge⸗ 
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irbt3 für volljährig erflärt 


werden. — 
Durch die Volljährigkeitser⸗ 

klärung erlangt der Minder— 

jährige die rechtliche Stellung 
eines Volljährigen. 

8 4. Die Volljährigkeitser— 
klärung iſt nur zuläſſig, wenn 
der Minderjährige ſeine Ein— 
willigung ertheilt. 

Steht der Minderjährige 
unter elterlicher Gewalt, ſo iſt 
auch die Einwilligung des Ge— 
walthabers erforderlich, es ſei 
denn, daß dieſem, weder die 
Sorge für die Perſon noch die 
Sorge für das Vermögen des 
Kindes zuftebt. Für eine min— 
derjährige Wittwe iſt die Ein— 
willigung des Gewalthabers 
nicht erforderlib.. 

85. Die —— 
klärung ſoll nur erfolgen, wenn 
fie das Beſte des Minderjährigen 
befördert. 

N 8 6. Entmündigt fann wer 

en: 

1. wer in Folge von Geiftes: 
krankheit oder von Geiltes- 
ſchwäche feine Angelegen— 
heiten nicht zu beſorgen 
vermag; 

2. wer durch Verſchwendung 
fih oder feine —— der 
Gefahr des Nothſtandes 
ausſetzt; 

3. wer in Folge von Trunk— 
ſucht ſeine Ängelegenheiten 
nicht zu beſorgen vermag 
oder ch oder feine Familie 
der Gefahr des Notbitandes 
ausſetzt oder die Sicherheit 
Anderer gefährdet. 

Die Entmündigung ift 
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wiederaufzubeben, wenn der 
zund der Entmindigung 
wegfällt. 
87. Mer fih an einem 
Orte ftändig niederläßt, be— 
— an dieſem Orte ſeinen 
ohnſitz 
Der Wohnſitz kann gleich— 
eitig an mehreren Orten be— 


ehen. 

Der Wohnſitz wird aufge— 
hoben, wenn die Niederlaſſung 
mit dem Willen aufgehoben 
wird, ſie aufzugeben. 

3. Wer geſchäftsunfähig 
oder in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt iſt, kann ohne den 
Willen ſeines geſetzlichen Ber: 
treters einen Wohnſitz weder 
begründen noch aufheben. 

9 Eine Militärperfon 
bat ihren Wohnſitz am Gar: 
nifonorte. Als Wohnfit einer 
Militärperfon, deren Truppen= 
tbeil im Inlande feinen Gar: 
nilonort bat, gilt der letzte 
inländiihe Garnifonort des 
Zruppentbeils. 

‚ Dieje Vorſchriften finden 
feine Anwendung auf Militär: 
perfonen, die nur zur&rfüllung 
der Wehrpflicht dienen oder 
die nicht jelbitändig einen 
Wohnſitz — fönnen. 

8 10. ie Ehefrau tbeilt 
den Wohnfit des Ehemanns. 
Sie theilt den Wohnfit nicht, 
wenn der Mann feinen Wohn: 
fit im Ausland an einem Orte 
begriindet, an den die Frau 
ihm nicht folgt und zu folgen 
nicht_verpflichtet iſt. 

Solange der Mann feinen 
MWohnfig bat oder die Frau 
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feinen Wohnſitz nicht tbeilt, 
kann die Frau jelbftändig einen 
MWohnfig haben. 

8 11. Ein ebeliches Kind 
tbeilt den Wohnfiß des Vaters, 
ein uneheliches Kind den Wohne 
fig der Mutter, ein an Kindes— 
ftatt angenommenes Find den 
Wohnſitz des Annehmenden. 
Das Kind behält den Wohn— 
— bis es ihn rechtsgültig auf— 

ebt 


Eine erſt nach dem Ein— 
tritte der Volljährigkeit des 
Kindes erfolgende Legitimation 
oder Annahme an Kindesſtatt 
bat feinen Einfluß auf den 
MWohnfig des Kindes. 

$12. Wird das Recht zum 
Gebrauch eine Namens dem 
Berechtigten von einem An: 
deren beitritten oder wird das 
Intereſſe des Berechtigten da— 
Durch verlegt, daß ein Anderer 
unbefugt den gleihen Namen 
gebraucht, jo lann der Berech— 
tigte von den Anderen Bejei- 
tigung der Beeinträchtigung 
verlangen. Sind weitere Bes 


einträctiaungen zu beiorgen, 
jo kann er auf Unterlaffung 
klagen. 


8 18. Wer verſchollen iſt, 
fanıı nah Maßgabe der SS 14 
bis 17 im Wege des Aufgebots⸗ 
verfabrend für todt erklärt 
werden. 

$ 14. Die Todeserflärung 
ift zuläflig, wenn jeit zehn 
Sabren feine Nachriht von 
dem Leben des Berichollenen 
eingegangen ift. Sie darf nicht 
vor dem Schluſſe des Jahres 
erfolgen, in welden der Ber: 
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— — — 


ſchollene das ek 
Lebensjahr vollendet haben 
wiirde. 

Ein Berichollener, der das 
fiebzigite Lebensjahr vollendet 
haben würde, fann für todt 
erklärt werden, wenn feit fünf 
—5 feine Nachricht von 
einem Leben eingegangen ift. 


Der Zeitraum von zehn 
oder fünf Jahren beginnt mit 
dem Schluſſe des letztenJahres, 
in welchen: der Berichollene den 
vorhandenen Nachrichten zu: 
folge noch gelebt hat. 

3 15. Wer ald Angehöriger 
einer bewaffneten Macht an 
einem Kriege Theil_genommen 
bat, während des Krieges ver: 
mißt worden und jeitdem ver— 
ihollen iſt, kann für todt er— 
flärt werden, wenn jeit dem 
rd drei Jahre ver: 
trichen find, nr ein Friedens⸗ 
ſchluß nicht ftattgefunden, fo 
beginnt der dreijährige Zeit» 
raum mit dem Scluffe_ des 
yahres, in welchem der Krieg 

eendigt worden ift. 

Als Angehöriger einer be— 
waffneten Macht gilt auch der— 
jenige,welcherfich in einem Amts⸗ 
oder Dienftverhältnig oder zum 
Zwecke freiwilliger Hilfeleiftung 
bei der bewaffneten Macht be— 
findet. 


$ 16. Wer fich bei einer 
Seefahrt auf einem während 
der Fahrt untergegangenen 
Bueune befunden bat und 
eit dem er des Fahr⸗ 
zeugs verichollen iſt, kann für 
todt erklärt werden, wenn ſeit 


1* 
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dem Untergang ein Jahr ver: 
ſtrichen ift. 

Der Untergang des Fahr: 
zeugs wird vermutbet, wenn 
e3 an dem Orte jeiner Be 
ſtimmung _nicht eingetroffen 
oder in Ermangelung eines 
feiten Reiſeziels nicht zurück— 
gelehrt ift und wenn 

bei_Yahrten innerhalb der 

Ditiee ein Jahr, 

bei Fahrten innerhalb an: 

derer europäiicher Meere, 
mit Einfluß ſämmtlicher 

Theile des Mittellän- 

diſchen, Schwarzen und 

Azowſchen Meeres, zwei 


ahre, 
bei Fahrten, die über außer⸗ 
europäifche Meere führen, 
drei Jahre er 
feit_ dem Antritte_der Reiſe 
verftrihen find. Sind Nach— 
richten liber das Fahrzeug eins 
egangen, fo iſt der Ablauf des 
Beitrag erforderlich, der ver: 
trichen fein müßte, wenn das 
Fahrzeug von dem Orte abge> 
gangen wäre, an dem es fich 
den Nachrichten zufolge zulegt 
befunden bat. 
$ 17. Wer unter anderen 
als den in den 88 15, 16 bes 
— Umſtänden in eine 
ebensgefahr gerathen und ſeit— 
dem verſchollen iſt, kann für 
todt erklärt werden, wenn ſeit 
dem Ereigniſſe, durch welches 
die Lebensgefahr entſtanden iſt, 
drei Jahre verſtrichen ſind. 
$ 18. Die Todeserklärung 
begründet die Vermuthung, 
dab der Berichollene in dem 
Beitpunfte geftorben jei, welcher 
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in dem die Todeserklärung 
ausiprechenden Urtheile feſt— 
geitellt iſt. 
Als Zeitpunkt des Todes 
ill, fofern nicht die Ermittel« 
ungen ein Andere ergeben, 
anzunehmen: 
in den Fällen des $ 14 der 
een in welchem Die 
odegerflärung zuläſſig 
geworden ift; 
in den Fällen des $ 15 der 
Puh des Friedens⸗ 
chluſſes oder der Schluß 
des Jahres, in welchem 
der Krieg beendigt worden 


iſt; 
in den Fällen des 8 16 der 
eitpunkt, in welchem das 
ahrzeug untergegangen 
iſt oder von welchem an 
der Untergang vermuthet 


wird; 
in den Fällen des $ 17 der 
eitpunft, in welchem das 
reignig itattgefunden hat. 
Sit die Todeszeit nur dem 
Tage nad feitgeltellt, jo gilt 
das Ende des Tages als Zeit— 
punft des Todes. 

$ 19. Solange nidt die 
Todeserflärung eig ift, wird 
das Fortleben des Verſchollenen 
bi8 zu dem Zeitpunfte ver 
mutbet, der nad $ 18 Abi. 2 
in Ermangelung eines anderen 
Ergebnifjes der Ermittelungen 
als Beitpunft des Todes an— 
zunehmen ift; die Vorſchrift 
de3 8 18 Abi. 3 findet ent 

Iprechende Anwendung. 
Sind Mehrere in 
einer gemeinſamen Gefahr ums 
gefommen, jo wird vermutbet, 


II. Titel: Juriſtiſche Berfonen. 


daß fie gleichzeitig geftorben 
feien. _ 


| Zweiter Titel. 
-  Juriftifche Perfonen. 


I. Bereine. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 


- 821. Ein Berein, deſſen 
wed nicht auf einen wirth— 
chaftlichen Geſchäftsbetrieb ge= 
richtet iſt, erlangt Rechtsfähig— 
keit durch Eintragung in das 
Vereinsregiſter des zuftändigen 
Amtsgerichts. 
$ 22. Ein Verein, deſſen 
Zweck auf einen wirtbicaft- 
lien Geichäft3betrieb gerichtet 


ift, erlangt in Ermangelung | 


bejonderer reichsgeſetzlicher Bor: 
fchriften Rechtsfähigkeit durch 
ſtaatliche Verleihung. Die 
Verleihung ſteht dem Bundes— 
ſtaate zu, in deſſen Gebiete 
der Berein ſeinen Sitz hat. 

$ 3. Einem Vereine, der 
feinen Siß nidht in einem 
Bundesftaate bat, kann in Er— 
mangelung. bejonderer veich3= 
ejegliher Vorſchriften Rechts— 


ähigteit durch Beſchluß des 


Bundesraths verliehen werden. 

Als Sig eines Ver: 
eind gilt, wenn nicht _ein 
Anderes bejlimmit ift, der Drt, 
an welchen die Verwaltung 
geführt wird. 

8 25. Die Verfafjung eines 
rechtsfähigen Vereins wird, ſo— 
weit jie nicht auf Den nach— 
folgenden Vorſchriften beruht, 
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dur die Vereinsſatzung bes 
ftimmt. 

‚8%. Der Perein muß 
einen Vorſtand haben. Der 
Vorſtand kann aus mehreren 
Perionen beftehen. 

Der Vorftand vertritt den 
Berein gratin und außer: 
gerichtlich ; er hat die Stellung 
eines geſetzlichen Vertreters 
Der Umfang ſeiner Vertret— 
ungsmacht kann durch die 
Satzung mit Wirkung gegen 
Dritte beſchränkt werden. 

$ 27. Die Beitellung des 
Vorſtandes erfolgt durch Bes 
ſchluß der Mitgliederverfanm- 


Mn 

‚Die Beitellung ift jederzeit 
widerruflich, unbejchadet des 
Aniprubs auf die vertrags— 
mäßige Vergütung. Die Wider: 
ruflichkeit kann durch die Sat: 
ung auf den Fall beichränft 
werden, daß ein wichtiger 
Grund für den Widerruf vor= 
liegt; ein folder Grund ift 
insbejondere Grobe Pflichtver⸗ 
letzung oder Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Geſchäfts— 
führung. 

Auf die Geſchäftsführung 
des Vorſtandes finden die für 
den Auftrag geltenden Vor— 
ſchriften der 88 664 bis 670 
entſprechende Anwendung. 

eſteht der Vor— 
ſtand aus mehreren Perſonen, 
ſo erfolgt die Beſchlußfaſſung 
nach den für die Beſchlüſſe der 
Mitglieder des Vereins gelten— 
den Vorſchriften der 8832, 34. 

Kit eine Willenserklärung 
den Vereine gegenüber abzu- 
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geben, ſo genügt die Abgabe 
— einem Mitgliede des 
orſtandes. 

529. Soweit die erforder⸗ 
lihen Mitglieder _ des Vor—⸗ 
ftandes fehlen, find ſie in 
dringenden Fällen für die Zeit 
bis zur Hebung des Mangels 
auf Antrag eines Betbeiligten 
von dem Amtsgerichte zu be: 
ftellen, in deſſen Bezirke der 
Berein feinen Sig bat. 

Durd die Sagun 
fann beitimmt werden, dap 
neben dem Vorftande fiir ge— 
wiſſe Geichäfte befondere Ber- 
treter zu beftellen find. Die 
Bertretungsmacht eines ſolchen 
Bertreterö eritredt Sich im 
Bweifel auf alle Bectegenblite, 
die der ihm zugemwielene Ge: 
chäftskreis gewöhnlich mit ſich 
ringt. 

$ 81. Der Berein ift für 
den Schaden verantwortlich, 
den der Vorſtand, ein Mit- 
glied des Vorſtandes oder ein 
anderer verfallungsmäßig be= 
rufener Vertreter durch eine 
in Ausführung der ihm zus 
ftehenden PBerrichtungen be— 
gangene, zum Schadenserſatze 
berpflichtende Handlung einem 
Dritten zufügt. 

$ 82. Die Angelegenbeiten 
des Vereins werden, joweit fie 
nicht von dem Vorftand oder 
einem anderen Vereindorgane 
u bejorgen find, durch Be— 
hlußfoffung in einer Ver— 
ſammlung der Mitglieder ge= 
ordnet. Zur Gültigkeit des 
Beſchluſſes iſt erforderlich, daß 
der Gegenitand bei der Bee 


— bezeichnet wird. Bei 
der Beſchlußfaſſung entjcheidet 
die Mebrbeit der erichienenen 
Mitglieder. 

Auch ohne Verſammlun 
der Mitglieder ift ein Beichlu 
gültig, wenn alle Mitglieder 
ihre Suftimmung zu dem Bes 
ſchluſſe ſchriftlich erklären. 

5 33. Bu einem Beſchluſſe, 
der eine Aenderung der Satz⸗ 
ung enthält, ift eine Mehrheit 
von drei Biertheilen der ers 
ſchienenen Mitglieder erforders 
lih. Zur Aenderung des 

wedes des Vereins iſt die 
uftimmung aller Mitglieder 
erforderlih; die Zuftimmung 
der nicht erichienenen Mits 
glieder muß jchriftlich erfolgen. 

Berubt die Rechtsfähigleit 
des Vereins auf Berleibung, 
jo iſt zu jeder Wenderung 
der Satzung ftaatlihe Ges 
nehmigung oder, falls die Vers 
leihbung durch den Bundesrath 
eetolgt ift, die Genehmigung 
des Bundesrath3_erforderlid. 

54 Ein Mitglied ift 
nicht ftimmberechtigt, wenn die 
Beſchlußfaſſung die Vornahme 
eined Rechtsgefhäfts mit ibm 
oder die Einleitung oder 
ledigung eines Rechtsſtreits 
wiſchen ihm und dem Vereine 

trifft. 

$ 3. Sonderrechte eines 
Mitgliedes können nicht — 
deſſen Zuſtimmung durch 
ſchluß der Mitgliederverſamm— 
lung beeinträchtigt werden. 

Die Mitgliedervers 
fammlung ift in den durch die 
Sasung beftimmten Fällen jos 
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wie dann zu berufen, wenn 
das Intereſſe des Vereins es 
erfordet. 

$ 837. Die Mitgliederver- 
— iſt zu berufen, wenn 
der durch die Satzung be— 
ſtimmte Theil oder in Er- 
mangelung einer Beftimmung 
der zebnte Theil der Mit» 
glieder die Berufung Ichriftlich 
unter Angabe des Zwedes und 
der Gründe verlangt. 

Wird dem Verlangen nicht 
entiprocen, jo fanı dag Amts⸗ 
geht, in, deflen Bezirke der 

erein jeinen Sig bat, Ddie 
Mitglieder, welche das Vers 
langen geitellt haben, zur Be— 
rufung der Verſammlung er= 
mächtigen und iiber die Führ⸗ 
ung des Voriges in der Ver: 
— Beſtimmung treffen. 

uf die Ermächtigung muß 
bei der Berufung der Ver— 
fammlung Bezug genommen 
werden. — 

8 38. Die Mitgliedſchaft 
iſt nicht übertragbar und nicht 
vererblich. Die Ausübung 
der Mitgliedichaftsrechte kann 
nicht einem Anderen über 
lafien werden. 

39. Die Mitglieder find 
um Austritt aus dem Vereine 
rechtigt. 

Durh die Sagung kann 
beftimmt werden, daß der Aus- 
tritt nur am Scluffe eines 
Geſchäftsjahrs oder erit nad 
dem Ablauf einer Kündigungs⸗ 
frift zulälfig ift; die Kündig— 
ungsfrift fann böchitens zwei 
Sabre Bremen. 

8 4. ie Borjchriften 


des 8 27 Ubi. 1, 3, des $ 28 
Abi. 1 und der $$ 32, 33, 38 
finden infoweit feine Anwend⸗ 
ung, als die Sagung ein 
Anderes beftimmit. 

s 41. Der Verein fann 
durch Beichluß der Mitglieder- 
————— —JJ werden. 

eſch 


Rn dem u, Ai eine 
ebrheit von drei Biertheilen 
der erjchienenen Mitglieder 
erforderlih, wenn nicht Die 
Sa ung ein Anderes beftimmt. 

‚842. Der Verein verliert 
die Nechtsfähigfeit Durch Die 
Sröffnung des Konkurſes. 

Der VBorftand hat im Falle 
der Ueberihuldung Die Ere 
Öffnung des Konkurſes zu be= 
antragen. Wird die Stellung 
des Antrags verzögert, jo find 
die Vorſtandsmitglieder, denen 
ein Berichulden zur Laſt fällt, 
den Gläubigern für den daraus 
entitehenden Schaden verant⸗ 
wortlid; fie haften als Ge— 
ſammtſchuldner. 

. Dem Bereine kann 
die Rechtsfähigkleit entzogen 
werden, wenn er Durch einen 
— Beſchluß der 

itgliederverfammlung oder 
durch gejegwidriges Verhalten 
des Voritandes das Gemein⸗ 
wohl gefährdet. 

Einem Vereine, deflen Zwed 
nah der Satzung nit auf 
einen wirtbicaftlihen Ges 
ſchäftsbetrieb gerichtet ift, lann 
die Rechtsfähigkeit entzogen 
werden, wenn er einen jolden 
Zweck — 

Einem Vereine, der nach 
der Satzung einen politiſchen, 
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fozialpolitifchen oder religiöien 
wed nit bat, kann Die 
echtsfäbigfeit entzogen were 
den, wenn er einen ſolchen 
Zweck — 
Einem Vereine, deſſen 
Rechtsfähigkeit auf Verleihung 
beruht, kann die Rechtsfähig— 
feit entzogen werden, wenn er 
einen anderen al3 den in der 
— beſtimmten Zweck ver- 
olgt. 

8 4. Die Zuſtändigkeit 
und das Verfahren beſtimmen 
fih in den Fällen des $ 43 
nah den für ftreitige Ver— 
waltungsjachen geltenden Bor: 
ſchriften Der Landesgeſetze. 
Wo ein Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren nicht beſteht, finden die 
Vorſchriften der 88 20, 21 der 
Gewerbeordnung Anwendung; 
die Entidheidung erfolgt in 
eriter Inſtanz Durch Die höhere 
Berwaltungsbehörde, in deren 
Bezirke der Verein feinen Sitz 


hat. 

Beruht die Rechtsfähigkeit 
auf Verleihung durch den 
Bundesrath, ſo erfolgt die 
Entziehung durch Beſchluß des 
Bundesraths. | 

$ 45. Mit der Auflölung 
des Vereind oder der, Ent— 
ziehung der Rechtsfähigkeit Fällt 
da8 Vermögen an die in der 
m beftimmten Perſonen. 
urch die Sagung fann 
vorgejchrieben werden, daß Die 
Anfallberebtigten durch Be⸗— 
fchluß der Mitgliederverfamms 
lung oder eined anderen Ver— 
eindorgand beſtimmt werden. 
ft der Zweck des Vereins 
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nicht auf einen wirtbichaftlichen 
Geichäftsbetrieb gerichtet, To 
fann die Mitgliederverfamm- 
lung auch obne eine ſolche 
Borichrift das Vermögen einer 
Öffentlichen Stiftung oder An= 
ftalt zumeifen. 

Fehlt es an einer Beftimm- 
ung der Anfallberechtigten, fo 
fällt das Vermögen, wenn der 
Verein nah der Sabung aus— 
fchließlich den Intereſſen feiner 
Mitglieder diente, an die zur 
Zeit der Auflöjung oder der 
Entziehung der echtsfähig= 
feit vorhandenen Mitglieder 
u gleien Theilen, anderen= 
ans an den Fisfus Des 
Bundesſtaats, in deſſen Ge— 
biete der Verein ſeinen Sitz 
hatte. 
8 46. Fällt das Vereins— 
vermögen an den Fiskus, ſo 
finden die Vorſchriften über 
eine dem Fiskus als geſetzlichen 
Erben anfallende Erbſchaft ent— 
ſprechende Anwendung. Der 
Fiskus hat das Vermögen thun— 
lichſt in einer den Zwecken des 
Vereins entſprechenden Weiſe 
zu verwenden. 

8 47. Fällt das Vereins— 
vermögen nicht an den Fiskus, 
io 9— eine Liquidation ſtatt— 
finden. 

$ 48. Die Liquidation ers 
folgt durch den Vorftand. Zu 
Riquidatoren lönnen aud ans 
dere Perſonen beitellt werden; 
für die Beitellung find die für 
die Beitellung des Vorſtandes 
geltenden Vorſchriften maß— 
gebend. 

Die Liquidatoren haben die 
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rechtliche Stellung des Vor: 
ftande3, ſoweit ſich nicht aus 
dem Bwede der Liquidation 
ein Anderes ergibt. 

Sind mehrere Liquidatoren 
vorbanden, jo it fir ihre Be— 
ſchlüſſe Uebereinftimmung aller 
erforderlich, fofern nicht ein 
Anderes beitimmt it. 

8 49. Die Liquidatoren 
baben die laufenden Geichäfte 
au beendigen, die Forderungen 
einzuziehen, das librige Ver 
mögen in Geld umzuſetzen, Die 
—— zu — und 
den Ueberſchuß den Anfallbe— 
rechtigten auszuantworten. Zur 
Beendigung J———— Se 
ſchäfte fönnen die Liquidatoren 
auch neue Geſchäfte eingehen. 
Die Einziehung der Forder- 
ungen jowie die Umfeßung des 
übrigen Vermögens in Geld 
darf unterbleiben, joweit dieſe 
Maßregeln nicht zur Befrie: 
Digung, der Gläubiger oder zur 
Bertbeilung des Ueberſchuſſes 
unter die Anfallberechtigten 
erforderlich find. 

Der Berein gilt bis zur 
Beendigung der Liquidation 
als fortbeftebend, ſoweit der 

weck der Liquidation es er— 
ordert. 

8.60. Die Auflöſung, des 
Vereins oder die Entziehun 
der Rechtsfähigkeit iſt dur 
die Liquidatoren öffentlich be— 
kannt zu machen. In der Be— 
lanntmachung find die Gläu— 
biger zur Anmeldung ihrer 
Anſprüche aufzufordern. Die 
Bekanntmachung erfolgt durch 
das in der Saßung für Ver— 


| 
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durch dasjenige Blatt, welches 
für Bekanntmachungen des 
Amtsgerichts beſtimmt iſt, in 
deſſen Bezirke der Verein ſeinen 
Sitz hatte. Die Bekanntmach— 
ung gilt mit dem Ablaufe des 
zweiten Tages nach der Ein— 
rückung oder der erſten Ein— 
rückung als bewirkt. 

Bekannte Gläubiger ſind 
durch beiondere Mittheilung 
zur Anmeldung aufzufordern. 

$ 51. Das Vermögen darf 
den Anfallberechtigten nıcht vor 
dem Ablauf eines Jahres nad 
der Bekanntmachung der Auf: 
löfung des Vereind oder der 
Entziebung der Rechtsfäbigfeit 
ausgeantwortet werden. 

$ 52. Meldet ſich ein be= 
kannter Gläubiger nicht, fo ift 
der geichuldete Betrag, wenn 
die Berechtigung zur Hinter 
legung vorhanden ift, für den 
Gläubiger zu binterlegen. 

Iſt die Verichtigung einer 
Verbindlichkeit zur Zeit nicht 
ausführbar oder ijt eine Ver: 
bindlichfeit nicht ftreitig, fo 
darf das Vermögen den Anfall- 
berechtigten nur ausgeantwor— 
tet werden, wenn dem Gläu— 
biger Sicherheit geleiftet ift. 

8 58. Riquidatoren, welche 
die ihnen nah dem $42 Abi. 2 
und den 88 50 bis 52 ob— 
liegenden Berpflichtungen ver= 
legen oder vor der Befriedig— 
ung der Gläubiger Vermögen 
den Anfallberechtigten ausant= 
worten, find, wenn ihnen ein 
Verſchulden zur Laſt fällt, den 
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Bläubigern für den daraus 
entitebenden Schaden verant= 
wortlich; fie haften als Ge— 
lanımtichulbner 
54. Auf Bereine, die nicht 
rtähig hin, finden die Vor— 
chriften über die Geſellſchaft 
nmendung. Aus einem Rechts⸗ 
eſchäfte, das im Namen eines 
I lchen Bereins einen Dritten 
egenüber vorgenonmen wird, 
ba tet der Handelnde perjün: 


ih; bandeln Mehrere, fo 
Dale fie als Sefammts 
chuldner. 


2. Eingetragene Vereine. 


$ 55. Die Eintra agung eines 
Vereins der im $ 21 bezeich— 
neten Art in das Vereins— 
— bat bei dem Amtsge— 
te zu geicheben, in deſſen 
Bert der Verein feinen Sig 


$ 56. Die Eintragung fol 
nur erfolgen, wenn die gab! 
der Mitglieder mindelteng 


N Aa 
Sı Sakung muß 


den "Aut, den Namen und 
den Sitz des Vereins enthalten 
und ergeben, daß der Verein 
eingetra pR werden ſoll. 
er Name ſoll ſich von den 
Namen der an demſelben Orte 
oder in Dderjelben Gemeinde 
beitebenden eingetragenen Ber: 
eine Ba unterſcheiden. 
‚558 Die Satzung ſoll Be— 
— enthalten. 
. über den Eintritt und Aus— 
tritt der Mitglieder; 
2. darüber, ob und welche Bei— 
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träge von den Glänbigera Hit den Daran | Irlise non dert Mitafiehern 
Hr leiften find; 

ber die Bildung des Vor— 

ende: 
4. über die Borausiegungen, 
unter denen Die Mitglieder- 
verfanmlung zu berufen ift, 
liber die Form der Berufs 
ung und über die Beurkun— 
bung der Beſchlüſſe. 

$ 59. Der Borftand bat 
den Verein zur Eintragung 
anzumelden. 

— Anmeldung ſind bei— 
zufüge 

1. dee Saßung in Urfchrift 
und Abſchriſt; 

2. eine Abjchrift der Urkunden 
über die BBeftellung des 
Vorſtandes. 

Die Sabung fol von min- 
deiteng fieben Mitgliedern un: 
terzeichnet fein und die Angabe 
des Tages der Errihtung ent: 
halten. 

5 60. Die Anmeldung ift, 
wenn den Erfordernifien der 
$$ 56 bis 59 nicht genügt ift, 
von dem Amtsgericht unter 
Angabe der Gründe zurück— 
zuweilen. 

Gegen einen zurückweiſen— 
den Beſchluß findet die ſofor— 
tige Beichwerde nach den Vors 
Iichriften der Civilprozeßord— 
nung ſtatt. 

$ 61. Wird die Anmeldung 
zugelafien, jo bat das Anıtd- 
gericht fie der zuftändigen Vers 
waltung3bebörde mitzutbeilen. 

Die VBerwaltungsbebörde 
fann gegen die Eintragnng 
Eimforub erheben, wenu der 
Berein nach dem Öffentlichen 
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Pereinsrecht unerlaubt ift oder 
verboten werden kann oder 
wenn er einen politiichen, ſozial⸗ 
politischen oder religiöfen Zweck 
verfolgt. 

$ 62. Erbebt die Bermwal- 
tungsbehörde Einiprud, jo hat 
das Amtsgericht den Einſpruch 
dem Vorſtande mitzutheilen. 


Der Einiprub fann im 
MWege des Verwaltungsſtreit— 
verfahrens oder, wo ein ſolches 
nicht befteht, im Wege des Re— 
furjes nach Maßgabe der 88 20, 
21 der Gewerbeordnung anges 
fochten werden. 

$ 68. Die Eintragung darf, 
jofern nicht die Verwaltungs 
bebörde dem Amtsgerichte mit= 
tbeilt, daß Einſpruch nicht er= 
hoben werde, eriterfolgen, wenn 
feit der Mittbeilung der Anz 
ua an die Verwaltungs⸗ 
bebörde ſechs Wochen veritrichen 
fyıd und Einyprud nicht er— 
hoben oder wenn der erhobene 
Einſpruch endgültigaufgehoben 


ift. 
$ 64. Bei der Eintragung 
ind der Name und der Gib 
des Vereing, der Tag der Er— 
richtung der Sagung ſowie die 
Mitglieder des Boritandes im 
Bereinsregifter anzugeben. Be— 
ftimmungen, die den Umfang 
der Bertretungsmact des Vor— 
ſtandes beichränfen oder die 
Beſchlußfaſſung des Borftandes 
abweichend von der Vorichrift 
des 8 28 Abſ. 1 regeln, find 
gleihfall3 einzutragen. 


$ 65. Mit der Eintragung 
erhält der Nanıe des Bereind 


den Bufaß „eingetragener Vers 
ein”. 

. 8 66. Das Anıtögericht bat 
die Eintragung durch das fiir 
Er Belanntmacungen bes 
timmte Blatt zu veröffent- 
lichen. 
Die Urſchrift der Satzung 
iſt mit der Beſcheinigung der 
Eintragung zu verſehen, und 
zurüdzugeben. Die Wbichrift 
wird von dem — — 
beglaubigt und mit den übrigen 
Schriftitiiden aufbewahrt. 

67. Jede Aenderung des 
Vorftandes fowie die erneute 
Beſtellung eines Borftands= 
mitgliedes ift von dem Vor— 
ftande zur Eintragung anzus 
melden. Der Anmeldung ift 
eine Abſchrift der Urkunde liber 
die Aenderung oder die erneute 
Beitellung beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlich 
beitellter Vorſtandsmitglieder 
erfolgt von Amtswegen. 

56. Wird zwiſchen den 
bisherigen Mitgliedern des 
Vorstandes und einen Dritten 
ein Rechtsgeihäft vorgenom— 
men, jo fann die Nenderung 
des PVorftandes dem Dritten 
nur entgegengejeßt werden, 
wenn fie zur Beit der Vor: 
nahme des Rechtsgeſchäfts im 
Vereinsregiiter eingetragen 
oder dem Dritten befannt it. 
a die Aenderung eingetragen, 
o braucht der Dritte fie nicht 
gegen fich gelten zu laljen, wenn 
er fie nicht Fennt, feine Un— 
fenntniß auch nicht auf Fahre 
läjfigfeit berubt. 

8 69. Der Nachweis, daß 
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der Borftand aus den im Re— 
pur eingetragenen Perſonen 
ftebt, wırd Behörden gegen= 
über durch ein Zeugniß des 
Amtsgerichts über die Eine 
tragung geführt. 

8 70. Die Vorichriiten des 
8 68 gelten auf für Beſtimm— 
ungen, Die den Umfang Der 
Vertretungsmabt des Vor— 
ftandes befchränfen oder Die 
Beſchlußfaſſung des Vorſtandes 
abweichend von der Vorſchrift 
des 8 28 Abſ. 1 redgeln. 

871. Aenderungen der Satz— 
ung bedürfen zu ihrer Wirk— 
ſamkeit der Eintragung in das 
Vereinsregiſter. Die Aenderung 
iſt von dem Vorſtande zur 
Eintragung anzumelden. Der 
Anmeldung ift der die Aen— 
derung enthaltende Beſchluß 
in Urkbrift und Abjchrift bei: 
zufügen. 

. Die Borjchriften der $$ 60 
bis 64 und des $ 66 Abi. 2 





finden entjprechende Anwends | 


ung. 
$ 72. Der Boritand bat 
den Amtsgericht aufdefien Ber: 
langen jederzeit ein Verzeichniß 
der Bereinsmitglieder einzu: 
reichen 
- 8783. Sinkt die Zahl der 
Bereinsmitglieder unter Drei 
berab, jo hat das Amtsgericht 
auf Antrag des Vorftandes 
und, wenn der Antrag nicht 
Einnen drei Monaten geitellt 
wird, von Amtswegen nad 
Anhörung des Voritandeg den 
Vereine die Rechtsfähigkeit zu 
entziehen Der Beſchluß iſt 
dem Vereine zuzuftellen. Gegen 
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den Beichluß findet die ſofor— 
tige Beſchwerde nah Den 
Vorſchriften der Civilprozeß— 
ordnung ſtatt. 

Der Verein verliert die 
Rechtsfähigkeit mit der Rechts— 
kraft des Beſchluſſes. 

8 74. Die Auflöſung des 
Vereins ſowie die Entziehung 
der Rechtsfähigkeit iſt in das 
Vereinsregiſter einzutragen. 
zu Halle der Eröffnung des 

onfurjes unterbleibt die Ein= 
tragung- 

Wird der Verein Durch Bes 
ſchluß der Mitgliederverfamm: 
lung oder durch den Ablauf 
der für die Dauer des Vereins 
beftimmten Zeit aufgelöit, fo 
bat der Vorſtand die Auflöjung 
aur Eintragung anzumelden, 

er Anmeldung ift im eriteren 
alle eine Abichrift des Auf- 
löfung&befchlufies beizufügen. 

Wird dem Verein auf Grund 
des $ 43 die Rectsfäbigfeit 
entzogen oder wird der Verein 
auf Grund des öffentlichen 
Vereinsrechts aufgeldit, fo er: 
folgt die Eintragung auf Ans 
zeige der zuftändigen Behörde. 

$ 75. Die Eröffnung des 
Konkurſes ift von Anıtswegen 
einzutragen. Das Gleiche 2 
von der Aufhebung des Er— 

Riquidatoren 


öffnungsbeſchluſſes. 
8 76 
in das Bereingregilter 


Die 

find 
einzutragen. Das Gleiche gilt 
von Beitinnmungen, welche die 
Beihlußfaffung der Liquida— 
toren abweichend von der Vor: 
ſchrift des 5 48 Abi. 3 regeln. 

Die Anmeldung hat durd 
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den PVorftand, bei ſpäteren 
Aenderungen durch die Liqui— 
datoren zu erfolgen. Die Ans 
meldung der durch Beſchluß 
derMitgliederverfamnilung be= 
ftellten Liquidatoren ift eine Ab— 
Ichrift des Beichlufies, der An— 
meldung einer Beltimmung 
über die Beſchlußfaſſung der 
Liquidatoren eine Abjchrift der 
die Beftimmung enthaltenden 
Urkunde beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlich 
beitellter Liquidatoren geichieht 
von Amtswegen. 

$ 77. Die Anmeldungen 
zum Bereinsregifter find von 
den Mitglieder des Vorſtandes 
jowie von den Liquidatoren 
mitteiſt Öffentlich beglaubigter 
Erklärung zu bewirfen. 

Ss 78. Das Amtsgericht 
kann die Mitglieder des Vor— 
ftande3 zur Befolgung der Vor— 
jchriften des $ 67 Abi. 1, des 
s 71 Abi. 1, de3 $ 72, des 

74 Abj.2 und des 576 durd) 

rdnungsitrafenanbalten. Die 
einzelne Strafe darf den Be- 
trag von dreihundert Mark 
nicht überfteigen. 

In gleiher Weile fünnen 
die Liquidatoren zur Befolgung 
der Borichriften des $ 76 ange: 
halten werden. 

5.79. Die Einliht des 

Vereinsregiſlers jowie der von 
den DBereine bei dem Amts— 
ericht eingereichten Schrift- 
üde iſt Jedem geitattel. Bon 
den Eintragungen fann eine 
anleriiı gefordert werden ; Die 
Abichrift ift auf Verlangen zu 
beglaubigen. 


— — — — ——— — —— — nn nn nn 


. Genehmigung des 
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II. Stiftungen. 


5 80. Zur Entitehung einer 
rechtsfähigen Stiftung ift außer 
dem Stiftungsgeſchäfte Die 
Bundes- 
ſtaats erforderlih, in deſſen 
Gebiete die Stiftung ibren 
Siß baben fol. Soll die 
Stiftung ihren Sig nit in 
einem Bundesftaate haben, fo 
ift die Genehmigung der Bun— 
desraths erforderlih. Als Sit 
der Stiftung gilt, wenn nicht 
ein Anderes bejtimmt ift, der 
Drt, an weldhem die Verwalt- 
ung geführt wird. 

s 81. Das GStiftungsges 
Ihäft unter Lebenden bedarf 
der Ichriftlichen Form. 

Bis zur Ertheilung der 
Genehmigung ift der Stifter 
zum Miderrufe berechtigt. ft 
die Genehmigung bei der zuftäns 
digen Bebörde nachgeſucht, jo 
fann der Widerruf nur dieſer 

egenüber erflärt werden. Der 

rbe des Stifter ift zum 
MWiderrufe nicht berechtigt, wenn 
der Stifter das Geſuch bei der 
zuftändigen Behörde eingereicht 
oder im Falle der gerichtlichen 
oder notariellen Beurfundung 
de3 Stiftungsgeſchäfts das Ge- 
richt oder den Notar bei oder 
nad der Beurkundung mit der 
A ee bat. 

5 82. Wird die Stiftung 
genehmigt, jo ift der Stifter 
verpflichtet, das in dem Stift- 
ungsgeſchäfte zugeſicherte Ver— 
mögen auf die Stiftung zu 
übertragen. Rechte, zu deren 
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Uebertragung der Abtretungs⸗ 
vertrag genilgt, geben mit Der 
Genehmigung anf dieStiftung 
fiber, ſoſern nicht aus dent 
URAN: ſich ein ans 
ee ille des Stifter er: 
gibt. 

888. Befteht das Stiftungs- 
geibäft in einer Verfügung 
von Todeswegen, jo hat das 
Nachlakgeriht Die Genehntig- 
ung einzubolen, fofern fie nıcht 
von dem Erben oder dem Te— 
ftamentsvollitreder nachgeſucht 
wird. 

88. Wird die Stiftung 
erit nach dem Tode des Stifters 

enehmigt, jo gilt fie für Die 
— —————— des Stifters als 
Icon vor deflen Tode ent— 
tanden. 

$ 85. Die Verfaffung einer 
Stiftung wird, foweit fie nicht 
auf Reichs- oder Landesgeſetz 
berubt durch das Stiftungs- 
geihäft beitimmt. 

8 86. Die Vorichriften des 
$ 26, deö 5 27 Abi. 3 und der 
8 28 bi3 31, 42 finden auf 

tiftungen entiprechende An: 
wendung, die Vorichriften des 
; 27 Abi. 3 und des $ 28 

bf. 1 jedoch nur infoweit, als 
fi) nicht aus der Verfaſſung, 
in3bejondere daraus, dab Die 
Berwaltung der Stiftung von 
einer öffentlichen Behörde ge— 
führt wird, ein Anderes er: 

ibt. Die Borichriften des 
* Abſ. 2 und des 8 20 

nden auf Stiftungen, deren 
Verwaltung von einer öffent: 
lihen Bebörde geführt wird, 
feine Anwendung. 


8 87. Iſt die Erfüllung des 
Stiftungszwecks unmöglich ge: 
worden oder gefährdet fie das 
Gemeinwohl, jo fann die zu- 
ftändige Behörde der Stiftung 
eine andere Zweckbeſtimmung 
geben oder fie aufheben. 
Bei der Umwandlung des 
wedes iſt Die Abficht des 
tifter8 thunlichit zu berück— 
fihtigen, insbeſondere dafiir 

orge zu tragen, daß die Er— 
träge des Stiftungsvermögens 
denn Perfonenfreife, dent fie 
2 allen fommen follten, im 

inne des Stifters thunlichft 
erhalten bleiben. Die Behörde 
fann die Berfaffung der Stifte 
ung ändern, joweit die Um— 
wandlung des Zweckes es er— 
fordert. 

Vor der Umwandlung des 
Zweckes und der Aenderung 
der Verfaſſung ſoll der Vor— 
ſtand der Stiftung gehört wer— 


den. 

8 88, Mtt dem Erlöſchen 
der Stiftung fällt das Ver— 
mögen an die in der Verfaſſung 
beſtimmten Perſonen. Die 
Vorſchriften der $$ 46 bis 53 
finden entiprechende Anwend— 
ung. 


III. Juriſtiſche Perſonen des 
öffentlichen Rechtes. 


$ 89. Die Vorſchrift des 
z 31 findet auf den Fiskus 
ſowie auf die Körperſchaften, 
Stiftungen und Anftalten des 
öffentlihen Rechtes entipre= 
chende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, ſoweit 
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bei Körpericaften, Stiftungen 
und Anftalten des Öffentlichen 


Rechtes der Konkurs zulällig | 


it, von der PVorfchrift des 
8 42 Abi. 2. 


Zweiter Abjchnitt. 
Sachen. 


8 2. Sachen im Ginne 
des Geſetzes find nur förper: 
liche Gegenstände. 

8 91. Vertretbare Sachen 
im Sinne des Geſetzes find 
bewegliche Sachen, die im Ver— 
febre nah Zahl, Maß oder 
Gewicht beftimmt zu werden 


pflegen. 

898. Verbrauchbare Sachen 
im Sinne des Geſetzes ſind 
bewegliche Sachen, deren be— 
ſtimmungsmäßiger Gebrauch 
in dem Verbrauch oder in der 
Veräußerung beſteht. 

Als verbrauchbar gelten 
auch bewegliche Sachen, die zu 
einem Waarenlager oder zu 
einem jonftigen Sachinbegriffe 
gebören, deſſen beſtimmungs— 
mäßiger Gebrauch in der Ver— 
—55 der einzelnen Sachen 


eht. 

$ 98. Beſtandtheile einer 
Sache, die von einander nicht 
getrennt werden fünnen, ohne 
daß der eine oder der andere 
zeritört oder in feinem Weſen 
verändert wird (weſentliche Be: 
ftandtheile), fünnen nicht Ge— 
genstand bejonderer Rechte fein. 
58 9._ Bu, den weſent⸗ 
lihen Beftandtheilen), eines 
Grundſtücks gehören die mit 
dem Grund und Boden feft 


verbundenen Sachen, inäbe- 
fondere Gebäude, ſowie die 
Erzeugniffe des Grundſtücks, 
ſolange ſie mit dem Boden 
zuſammenhängen. Samen wird 
mit den Ausfäen, eine Pflanze 
wird mit dem Einpflanzen 
weſentlicher Beltandtbeil des 
Grundſtücks. 

Zu den weſentlichen Be— 
ſtandtheilen eines Gebäudes 
gehören die zur Herſtellung 
ne Gebäudes eingefügten 


achen. 

8 9%. Zu den Beitande 
tbeilen eines Grundſtücks ge= 
bören folhe Saden nicht, Die 
nur zu einem vorübergehenden 
Awede mit dem Grund und 
Boden verbunden find. Das 
Gleiche gilt von einen Ge— 
bäude oder andern Werke, 
das in Ausübung eines Nechtes 
an einem fremden Grundſtücke 
von dem Berechtigten mit dem 
Grundſtücke verbunden wor— 
den iſt. 

Sachen, die nur zu einem 
vorübergehenden Zwecke in 
ein Gebäude —— ſind, 
gehören nicht zu den Beſtand— 
theilen des Gebäudes. 

$ %. Rechte, die mit dem 
Eigenthbum an einen Grunde 
ſtücke verbunden find, gelten 
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u Beitandtheile des Grund: 


s 97. Zubehör find bemweg= 
lihe Saden, die, obne Be: 
ftandtheile der Hauptiache zu 
jein, dem  wirtbichaftlichen 
Zwecke der Hauptiache zu Dienen 
beſtimmt find und zu ihr in 
einem diejer Beltimmung ent= 
ſprechenden räumlichen Ver— 
hältniſſe ſtehen. Eine Sache 
iſt nicht Zubehör, wenn ſie im 
Verkehre nicht als Zubehör 
angeſehen wird. 

Die vorübergehende Benutz— 
ung einer Sache für den wirth- 
ſchaftlichen Zweck einer anderen 
begründet nicht die Zubehör— 
eigenichaft. Die vorübergehende 
Trennung eines Zubeböritüds 
von der Hauptſache hebt Die 
Zubeböreigenihaft nicht auf. 

$ 98. Dem wirtbicbaftlichen 

Zwede der Hauptſache find zu 

dienen bejtimmt: 

1. bei einem Gebäude, Das 
für einen gewerblichen Be— 
triebdauernd eingerichtet ift, 
insbefondere bei einer Mühle 
einer Schmiede, einem 
Brauhaus, einer air 
die zu den Betriebe bes 
ftimmten Maſchinen und 
jonftigen Gerätbichaften ; 

2. bei einem Landaute das 
um MWirthicbaftsbetriebe 
eſtimmte Geräth und Vieh, 
die landwirtbicaftlichen Er— 
Knnile, joweit fie zur 





ortführung der Wirth: 
haft bis zu der Beit er 
forderlich find, zu welcher 
gleihe oder ähnliche Er— 
zeugniffe voraugfichtlich ge: 
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wonnen werden, fowie der 

vorhandene auf dem Gute 

gewonnene Dünger. 

5 9 Früchte einer Sache 
find die Erzeugniffe der Sade 
und Die Tonftige Ausbeute, 
welhe aus der Sache ihrer 
Beitimmung gemäß gewonnen 
wird. . 

Baur eined Rechtes find 
die Erträge, welche das Recht 
feiner Beltimmung gemäß ge= 
währt, insbefondere bei einent 
Rechte auf Gewinnung von 
Bodenbeitandtheilen die ge— 
wonnenen Beltandtbeile 

Früchte find aud die Er— 
träge, welche eine Sache oder 
ein Recht vermöge eines Rechts— 
verhältniſſes — 

100. Nutzungen find 
die Früchte einer Sache oder 
eines Rechtes ſowie die Vor— 
theile, welche der Gebrauch der 
Sache oder des Rechtes ge— 


währt. 
$ 101. Sit Jemand be— 

rechtigt, Die Früchte einer Sache 

oder eines Rechtes bis zu einer 
beitimmiten Zeit oder von einer 
beitimmten Zeit an, zu be— 

ieben, jo gebühren ihm, ſo— 
fern nicht ein Anderes beftimmt 
ift: 

1. die im $ 99 Abj. 1 bezeich- 
neten Erzeugniffe und Bes 
ftandtheile, auch wenn er 
fie al$ Früchte eines Rechtes 
zu beziehen hat, infomeit, 
als fie während der Dauer 
der Berechtigung von der 
Sache getrennt werden; 

2. andere Früchte infoweit, als 
fie während der Dauer der 
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Berechtigung fällig werden; | mähigen®irtbichaftentiprechen 


beſtehen jedoch die Früchte 
in der Vergütung für die 
Ueberlaſſung des Gebrauchs 
oder des Fruchtgenuſſes, in 
Zinſen, Gewinnantheilen 
oder anderen regelmäßig 
wiederfehrenden Erträgen, 
jo gebithrt dem Berechtigten 
ein der Dauer feiner Be— 
rehtigung entſprechender 
Tbeil 


8 102. Wer zur Heraus: 
gabe von Früchten verpflichtet 
iſt, kann Erjag der auf die 
Gewinnung der Früchte ver: 
wendeten often injoweit ver— 
langen, als fie einer ordnungs= 


und den Werth der Früchte 
nicht iiherfteigen. 

8 108. Wer verpflichtet ift, 
die Laften einer Sache oder 
eine8 Rechtes bi zu einer bes 
ftimmten Zeit oder von einer 
beftimmten Zeit an zu tragen, 
hat, jofern nicht ein Anderes 
bejtimmt ift, Die tegelmäßig 
wiederkehrenden Laften na 
denn PVerhältniffe der Dauer 
feiner Berpflihtung, andere 
Laſten inſoweit zu tragen, als 
fie während der Dauer feiner 
NN zu entrichten 
ind. 


Dritter Abjchnitt. 
Rechtsgejchäfte. 


Erfter Titel. 
Geſchäftsfähigkeit. 


8 104. Geſchäftsunfähig iſt: 
1. wer nicht das ſiebente Le— 
bensjahr vollendet hat; _ 
2. wer jid) in einem die freie 
MWillensbeftimmung aus— 
fchliegenden Zuftande krank— 
bafter Störung der Geiſtes⸗ 
thätigfeit befindet, jofern 
nicht der Buftand jeiner 
Natur nah ein vorüber— 
gehender ift; _ 
3. wer wegen Geilteöfrantheit 
entmündigt ift. 
8 105. Die Willengerflär- 
‚ung ‚eines Gejhäftsunfähigen 
ift nichtig. 


Nichtig iſt auch eine Willens- 
erflärung, die im Zuftande der 
Bemußtlofigfeit oder vorüber— 
gehender Störung der Geiftes- 
thätiafeit abgeaeben wird. 

$ 106. Ein Minderjähriger, 
der das ſiebente Lebensjahr voll= 
endet bat, ift nah Maßgabe 
der 88 107 bis 113 in der Ge— 
ihäftsfäbigkeit beichräntft. 

$ 107. Der Minderjäbrige 
bedarf zu einer Willenserklär— 
ung, durch die er nicht ledig 
lih einen rechtlichen Vortheil 
erlangt, der Einwilligung feines 
gejeglichen Vertreters. 

$ 108. Schließt der Min- 
derjährige einen Vertrag obne 
die erforderlihe Einwilligung 


des gejeglichen Vertreters, jo 
Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. Bd. (Meichögefege XXIV. BD.) 2 
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hängt die Wirffamfeit des 
Vertrags von der Genehmigung 
des Vertreters ab. 

Fordert der andere Theil 
den Vertreter zur Erflärung 
über die Genehmigung auf, fo 
fann die Erklärung nur ibm 
gegenüber erfolgen; eine vor 
der Aufforderung dem Minder— 
jäbrigen gegenüber erflärte Ge— 
nebniigung oder Verweigerung 
der Genehmigung wird un: 
wirfam. Die Genehmigung 
fann nur bis zum Ablaufe 
von zwei Wochen nach dem Em: 
pfange der Aufforderung er= 
flärt werden; wird fie nicht er— 
klärt, fo gilt fie als verweigert. 

fl der Minderjährige un— 
beichränft geichäftsfäbia ge— 
worden, jo tritt feine Geneh— 
migung an die Stelle der Ge— 
nemigung des Vertreters. 

Bis zur Genehmigs 
ung des aa ift der ans 
dere Theil zum MWiderrufe be= 
rechtigt. Der Widerruf kann 
auch dem Minderjährigen gegen: 
über erflärt werden. 

Hat der andere Theil die 
Minderjährigfeit gekannt, jo 
fann er nur widerrufen, wenn 
der Minderjährige der Wahr: 
beit zuwider die Einwilligung 
des Vertreter behauptet bat; 
er fann auch in dieſem Falle 
nicht widerrufen, wenn ihn 
das Fehlen der Einwilligung 
bei dem Abichlufje des Ber: 
trags befannt war. 

110. Ein von dem Min- 
derjährigen ohne Buftimmung 
des geſetzlichen Vertreters ge⸗ 
ſchloſſener Vertrag gilt als von 


Arfana, an wirkſam, wenn 
der Minderjährige die ver— 
tragsmäßige Leiſtung mit Mit- 
teln bewirft, die ihm zu diefem 
Zwecke oder zu freier Verfüg— 
ung von dem Vertreter oder 
mit deſſen Zuftimmung von 
einem Dritten überlafien wor= 
den find. 

$111. Ein einſeitiges Recht3- 
geſchäft, das der Minderjährige 
obne die erforderliche Einwillig- 
ung des gejeßlichen Vertreters 
vornimmt, iſt unwirkſam. 
Nimmt der Minderjährige mit 
diefer Einwilligung ein ſolches 
Rechtsgeſchäft einem Anderen 
gegenüber vor, fo iſt das Rechts— 
geſchäft unwirkſam, wenn der 
Minderjährige die Einmwilligs 
ung nicht in fchriftlicer Form 
vorlegt und der Andere das 
Rechtsgeſchäft aus dieſem 
Grunde unverzüglich zurück— 
weift. Die Zurückweiſung ift 
ausgeichloffen, wenn der Ver— 
treter den Anderen von der 
Einwilligung in Renntniß ge: 
ſetzt batte. 

$ 112. Ermächtigt der ge- 
jegliche Vertreter mit Geneh— 
migung des Bormundicafts= 
geriht3 den Minderjährigen 
zum jelbftändigen Betriebe eines 
Erwerbsgeſchäfts, fo ift der 
Minderjährige für ſolche Rechts⸗ 
Bei unbeſchränkt geſchäfts— 
ähig, welche der Geſchäftsbe— 
trieb mit ſich bringt. Ausge— 
nommen ſind Rechtsgeſchäfte, 
zu denen der Vertreter der 
Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts bedarf. 

Die Ermächtigung kann von 
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dem Vertreter nur mit Geneh—⸗ 
migung des Vormundſchafts— 
ericht3 zurlicdgenommen wer— 


en. 

$ 113. Ermäctigt der ge 
jegliche Vertreter den Minder: 
jäbrigen, in Dienft oder in 

rbeit zu treten, jo ift der 
Minderjährige fiir ſolche Rechts— 
eſchäfte unbeichränft geichäfts- 
übig, welde die Eingebung 
oder Aufbebung eines Dienſt— 
oder Arbeitsverbältnifies der 
eftatteten Art oder dıe Er— 
üllung der fib aus einem 
folben Berbältniß ergebenden 
Berpflichtungen betreffen. Aus: 
genonımen find Verträge, zu 
denen der Bertreter der Ge: 
nehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts bedarf. 

Die Ermächtigung kann von 
dem Vertreter zurückgenommen 
oder eingeſchränkt werden. 

ſt der geſetzliche Vertreter 
ein Vormund, ſo kann die Er— 
mächtigung, wenn ſie von ihm 
verweigert wird, auf Antrag 
des Minderjährigen durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt 
werden. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht hat die Ermächtigung zu 
erſetzen, wenn ſie im Intereſſe 
des Mündels liegt. 

Die für einen einzelnen 
Fall ertheilte Ermächtigung 
gilt im Zweifel alö allgemeine 

rmädtigung zur Eingehung 
von Berbältnilien Dderjelben 
t 


rt. 

8 114. Wer wegen Geiftes- 
fchwäche, wegen Verſchwendung 
oder wegen Trunkſucht ent= 
mlindigt oder wer nad) $ 1906 


II. Titel: Willenserklärung. 19 


unter vorläufige Vormund— 
ſchaft geitellt ift, ſteht in Ans 
ſehung der Geſchäftsfähigkeit 
einem Minderjährigen gleich, 
der das ſiebente Weiede 
vollendet hat. 

$ 115. Wird ein die Ent— 
miindigung ausiprechender Be- 
ſchluß in Folge einer Anfecht— 
ungsflage aufgeboben, jo fann 
die Wirffamfeit der von oder 
gegeniiber dem Entmündigten 
vorgenommenenRechtsgeſchäfte 
nicht auf Grund des Be —IF 
in —F geſtellt werden. Auf 
die Wirkſamkeit der von oder 
gegenüber dem geſetzlichen Ver— 
treter vorgenommenen Rechts⸗ 
DENE nt die Aufhebung 
einen Einfluß. | 

Diefe Vorſchriften finden 
entiprechendeAnwendung,wenn 
im Falle einer vorläufigen Vor— 
mundichaft der Antrag auf 
Entmiündigung zurückgenom— 
men oder rectäfräftig abge— 
wiefen oder der die Entmüns 
digung ausiprehende Beſchluß 
einer Anfechtungsklage 
aufgehoben wird. 


Zweiter Titel. 
Willenserklärung. 


8116. Eine Willenserklär— 
ung iſt nicht deshalb nichtig, weil 
ih der Erflärende insgeheim 
borbehält, das Erflärte nicht 
zu wollen. Die Erklärung ift 
nichtig, wenn fie einem Anderen 
gegenüber abzugeben ift und 
diejer den Vorbehalt Fennt. 

2* 
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$ 117. Wird eine Willens- 
erflärung, die einem Anderen 
gegenüber abzugeben iſt, mit 
Ben Einverftändniffe nur 


zum Schein abgeben. fo ift fie | 


nichtig. l 

Wird durch ein Scheinge— 
jhäft ein anderes Rechtsge— 
ſchäft verdedt, jo finden Die 
für das verdedte Rechtsgeſchäft 
geltenden Vorſchriften Anz 
wendung. 

$ 118. Eine nicht ernitlich 
gemeinte Willenserklärung, Die 
ın der Erwartung abgegeben 
wird, der Mangel der Ernite 
lichfeit werde nicht verkannt 
werden, ift nichtig. 

8 119. Wer beider Abaabe 
einer Willengerflärung über 
deren Inhalt im Irrthume 
war oder eine Erflärung dieſes 
Inhalts überhaupt nicht ab» 
geben wollte, fann die Erflär: 
ung anfedhten, wenn anzu 
nehmen ift, daß er fie bei 
Kenntniß der Sachlage und 
bei verftändiger Würdigung 
de3 Falles nicht abgegeben 
haben würde. 


Als Irrthum über den In— 
halt der Erklärung gilt_auc 
der Irrthum iiber joldhe Eigen: 
fchaften der Berjon oder der 
Sade, die im Berfehr als 
wejentlib angejehen werden. 

8 120. Eine Willenser- 
Härung, welche durch die zur 
Ueberniittelung verwendete 
Berfon oder Anstalt unrichtig 
übermittelt worden iſt, fann 
unter der gleihen Vorausſetz- 
ung angefodhten werden wie 


———— — — —— —— — — — — — — — nr nn 
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nach 8 119 eine irrthümlich 
abgegebene Willenserklärung. 

8121. Die Anfechtung es: 
in den Fällen der 88 119, 120 
ohne fchuldhaftes Zögern (uns 
verzüglich) erfolgen, nachdem 
der Ainfechtung3beredtigte von 
dem Anfechtungsgrunde Kennt— 
niß erlangt hat. Die einem 
Abweſenden gegenüber erfolgte 
Anfehtung gilt als rechtzeitig 
erfolgt, wenn die Anfechtungs= 
erflärung unverzüglich abge— 
ſendet worden ilt. 

Die Anfehtung ift ausge— 
fchlofien, wenn feit der Abgabe 
der Willenserklärung dreißig 
Sabre verftrichen find. 

122 Hit eine Willens: 
erflärung nach $ 118 nichtig 
oder auf Grund der 88 119, 
120 angefochten, jo bat der 
Erflärende, wenn die Erklärung 
einem Andern gegenüber abzu= 
eben war, dieſem, anderen: 
all8 jedem Dritten den Scha= 
den zu erjeßen, den der Andere 
oder der Dritte dadurd er: 
leidet, doß er auf die Gültig: 
Fit der Erklärung vertraut, 
jedoch nicht über den Betrag des 
Sntereis binaus, welches der 
ndere oder der Dritte an der 
Gültigkeit der Erflärung bat. 

DieSchadenerjagpflicht tritr 
nicht ein, wenn der Beſchädigte 
den Grund der Nichtigkeit oder 
der Anfechtbarfeit fannıte oder 
in Folge von Fahrläffigkeit 
nicht Fannte (fennen mußte). 

8 18. Wer zur Abgabe 
einer Willenserklärung durch 
argliftige Täuſchung oder wider: 
rechtlich durch Drohung bes 
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ſtimmt worden iſt, kann die 
Erklärung anfechten. 

Hat ein Dritter die Täuſch— 
ung verübt, jo iſt eine Erklärung, 
die einem andern gegeniiber 
abzugeben war, nur dann ans 
fechtbar, wenn dieſer Die Täuſch— 
ung kannte oder kennen mußte. 
Soweit ein Anderer als der— 
jenige, welchem gegenüber die 
Erklärung abzugeben war, aus 
der Erklärung unmittelbar ein 
Recht erworben bat, ilt Die Er— 
Härung ihm gegenüber anfecht: 
bar, wenn er die Täuſchung 
fannte oder fennen mußte. 

$ 124. Die Anfechtung einer 
nad $ 123 anfechtbaren Wils 
lengerflärung fann nur binnen 
Jahresfriſt erfolgen. 

Die Friſt an im alle 
der argliltıgen Täuſchung mit 
dem Zeitpunft, in welchem 
der Anfechtungsberechtigte Die 
Täuſchung entdedt, im alle 
der Drohung mit dem Zeit— 
punft, in welchem Die Zwangs: 
lage aufbört. Auf den Lauf 
der Frilt finden Die für die 
Berjäbrung geltenden Vor— 
ichriften des $ 203 Ab}. 2 und 
der $$ 206, 207 entiprecdhende 
Anwendung. i 

Die Anfechtung iſt ausges 
ſchloſſen, wenn jeit Der Abgabe 
der Willensertlärung dreißig 
Sabre veritrichen find. 

8 125. Ein Rechtsgeſchäft, 
welches der durch Geſetz vor— 
——— ermangelt, 
iſt nichtig. Der Mangel der 
durch Rechtsgeſchäft beſtimmten 
Bu bat in Zweifel gleiche 

alls Nichtigkeit zur Folge. 


‘ 
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$ 126. Sit durch Geſetz 
ichriftliche Form vorgefchrieben, 
fo muß die Urkunde von dem 
Ausiteller eigenhändig durch 
Namensunterichrift oder mit— 
telit gerichtlihb oder notariell 
beglaubigten Handzeichens un 
terzeichnet werden. 

‚ Bei einem Vertrage muß 
die Unterzeichnung der Barteien 
auf derfelben Urfunde erfolgen. 
erden über den PBertrag 
nıebrere gleichlautende Urfuns 
den aufgenommen, jo genügt 
ed, wenn jede Partei die für 
undere Partei beftinnmte Urs 
funde unterzeichnet. 

Die jchriftlibe Form wırd 
durch Die gerichtliche oder no- 
tarielle Beurkundung erſetzt. 

8 127. Die Borfchriften 
des $ 126 gelten im Zweifel 
auch für Die durch Rechtsge— 


ſchäft beftimmte ſchriftliche 
Form. Zur Wahrung der 
Form genügt jedoch, ſoweit 


nicht ein anderer Wille anzu— 
nehmen iſt, telegraphiſche Ueber— 
mittelung und bei einem Ver— 
trage Briefwechſel; wird eine 
ſolche Form gewählt, ſo kann 
nachträglich eine dem $ 126 
entiprebende Beurkundung 
verlangt werden. 

$ 128. Sit durch Gefeg 
gerichtliche oder notarielle Be— 
urfundung eines Vertrags vor: 
geichrieben, jo genügt es, wenn 
zunäcit der Antrag und jo: 
dann die Annahme des Anz 
trags von einem Gericht oder 
einem Notar beurfundet wird. 

8129. Iſt durch Gejeß für 
eine Erklärung öffentliche Be: 
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glaubigung vorgefchrieben, jo 
muß die Erklärung jchriftlich 
abgefaßt und die Unterfchrift 
des Erflärenden von der zu— 
ftändigen Behörde oder einem 
—— Beamten oder 
otar beglaubigt werden. Wird 
die Erklärung von dem Aus— 
fteller mittelit _ Handzeichens 
unterzeichnet , jo ift die im 
126 Abi. 1 vorgejchriebene 
eglaubigung desHandzeichens 
erforderlich und genügend. 

Die öffentliche Beglaubig- 
ung wird Durch Die gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung 
der Erflärung eriett. 

8180. Eine Willenserklär— 
ung, die einem Anderen gegen: 
liber abzugeben ift wird, wenn fie 
in defjen Abwejenheit abgegeben 
wird, in dem Zeitpunfte wirf: 
fan, in welchem jie ihm zugeht. 
Sie wird nicht wirfiam, wenn 
dem Anderen vorher oder gleich 
zeitig ein Widerruf zugeht. 

Auf die Wirkſamkeit der 
MWillengerflärung ift es ohne 
Einfluß, wenn der Erftärende 
nad der Abgabe ftirbt oder ge= 
ihäftsunfäbig wırd. _ 

Dieje Borichriften finden 
auh dann Anwendung, wenn 
die Willengerflärung eıner Ve— 
börde gegeniiber abzugeben ift. 

s 131. Wird die Willeng- 
erflärung einen Geſchäftsun— 
onen gegenüber abgegeben, 
o wırd fie nicht wirffan, bevor 
fie dem gejeglichen Vertreter 


zugeht. 

Das Gleiche gilt, wenn die 
Willenserklärung einer in der 
Geſchäftsfähigkeit befchränften 
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Perſon gegenüber abgegeben 
wird. Bringt die Erflärun 
jedoch der in der Geſchäftsfähig⸗ 
feit beichräntten Perſon ledige 
lich einen rechtlichen Vortheil 
oder hat der geſetzliche Vertre— 
ter feine Einwilligung ertbeilt, 
jo wird die Erklärung in dem 
Ba wirkſam, in welchem 
ie ihr zugebt. 

$1832 Eine Willenserftär- 
ung gilt auch dann als zuge 
gangen, wenn fie durch Ver— 
mittelung eines Gerichtspolls 
iebers zugeftellt worden ift. 

ie Zuftellung erfolgt nach den 
Vorſchriften der Civilprozeß— 
ordnung. 

Befindet ſich der Erklärende 
über die Perſon desjenigen, 
welchem gegenüber die Erklär— 
ung abzugeben iſt, in einer 
nicht auf Fahrlaſſigkeit beruhen: 
den Unfenntniß oder ift der 
Aufenthalt dieſer Perſon uns 
befannt, jo kann die Zuftellung 
nach den für die Öffentliche Zus 
jtellung einer Ladung geltenden 
Vorichriften der Civilprozeß— 
ordnung erfolgen. Buftändig 
für die Bewilligung ift im 
eriteren Falle das Amtsgericht, 
in deſſen Bezirfe der Erflärende 
feinen Wohnſitz oder in Er: 
mangelung eines inländischen 
MWobnfiges feinen Aufenthalt 
bat, im leßteren Falle das 
Amtsgericht, in deſſen Bezirke 
die Berion, welcher zuzuftellen 
ift, den legten Wohnſitz oder 
in Ermangelung eines inläns 
diſchen Wohnſitzes den lebten 
Aufentbalt hatte, 

$ 133. Bei der Auslegung 
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einer Willengerflärung ift der 
wirflibe Wille zu erforichen 
und nicht an dem bucltäblichen 
Sinne des Ausdrudg zu haften. 

8 134. Ein Rectsgeicäft, 
das gegen ein gejegliches Ver⸗ 
bot veritößt, ift nichtig, wenn 
fi nicht aus dem Gejes ein 
Anderes ergibt. 

8 135. Verftößt die Ver: 
fitaung über einen Gegenitand 
gegen ein geſetzliches Veräußer⸗ 
ungsverbot, das nur Den 
Schus beftimmter Perſonen 
bezweckt, ſo iſt ſie nur dieſen 
Perſonen gegenüber unwirkſam. 
Der rechisgeſchäftlichen Ver— 
fügung ſtehl eine Verfügung 
gleich, Die im Wege der Zwangs⸗ 
vollitrefung oder der Arrelt- 
vollzıebung erfolgt. 

ie Vorſchriften zu Guns 
ften derjenigen, welche Rechte 
von einem Nichtberechtigten 
herleiten, finden entiprecdhende 
Anwendung. 

$ 186. Ein Veräußerungs⸗ 
verbot, das von einem Gericht 
oder von einer anderen Be— 
hörde innerhalb ihrer Zuſtän— 
digkeit erlafien wird, ſteht einem 
geieglihen Veräußerungsver— 
bote der im $ 135 bezeichneten 
Art gleich. 

8137. DieBefugniß zur Ber: 
fügung iiber ein veräußerliches 
Recht fann nicht durch Rechts— 

eichäft ausgeſchloſſen oder be: 

Keränt werden. Die Wirk— 
amfeit einer Verpflichtung, 
über ein ſolches Recht nicht zu 
verfügen, wird durch Dieje 
Vorſchrift nicht berührt. 


das gegen die guten Gitten 
veritößt, ift nichtig. 

Nichtig ift ingbejondere ein 
Rechtsgeſchäft, durch das Je— 
mand unter Ausbeutung der 
Nothlage, des Leichtſinns oder 
der Unerfahrenheit eines An— 
deren ſich oder einem Dritten 
für eine Leiſtung Vermögens— 
vortheile verſprechen oder ge— 
währen läßt, welche den Werth 
der Leiftung Ddergeltalt über: 
fteigen, daß den Umitänden 
nad die Vermögensvortheile 
in auffälligem Mißverhältniſſe 
zu der Leiſtung ſtehen. | 

$ 139. Sit ein ‘Theil eines 
Rechtsgeſchafts nichtig, ſo iſt 


das ganze Rechtsgeſchäft nichtig, 


wenn nicht anzunehmen iſt, 
daß es auch ohne den nichtigen 
Theil vorgenommen ſein würde. 


8 140. Entſpricht ein nich 
tiges Rechtsgeſchäft den Er— 
forderniffen _ eines anderen 
Rechtsgeſchäfts, jo gilt Das 
(etstere, wenn anzunehmen it, 
dag dejien Geltung bei Kennt: 
nig der Nichtigfeit gewollt fein 
würde. 


* 141. Wird ein nichtiges 
Rechtsgeſchäft von demjenigen, 
welcher es vorgenommen bat, 
beitätigt, fo ift Die Beitätigung 
alg erneute Vornabme zu be= 
urtbeilen. 

Wird ein nichtiger Vertrag 
von den Parteien beftätigt, jo 
find diefeim Zweifelverpflichtet, 
einander zu gewähren, wag fie 
haben wiirden, wenn der Ver⸗ 


| trag von Anfang an gültig 


8 188. Ein Rechisgeſchäft, geweien wäre. 
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8 142. Wird ein anfecht- 
bares Rechtsgeſchäft angefoch— 
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mittheilen, 


ung demjenigen 
Rechts⸗ 


welcher durch das 


ten, jo iſt es als von Anfang geſchäft unmittelbar betroffen 


an nichtig anzuſehen. 

Wer die Anfechtbarkeit 
kannte oder kennen mußte, wird, 
wenn die Anfechtung erfolgt, 
jo bebandelt, wie wenn er Die 
Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts 
gekannt hätte oder hätte fennen 
müſſen. 

8 143. Die Anfechtung 

erfolgt durch Erklärung gegen— 
über dem Anfechtungsgegner. 
Anfectungsgeaner iſt bei 
einem Vertrage der andere 
Theil, im Falle des 8 123 
Abſ. Satz 2 derjenige, welcher 
aus dem Vertrag unmittelbar 
ein Recht erworben bat. 

Bei einem  einjeitigen 
Rechtsgeſchäfte, das einem 
Anderen gegenüber vorzus 
nehmen war, iſt der Andere 
der Anfechtungsgegner. Das 
Gleiche gilt bei einem Rechts— 
geihäfte, das einem Anderen 
oder einer Behörde gegenüber 
vorzunehmen war, aud dann, 
wenn das Nectsgeichäft der 


Behörde gegeniiber vorge= 
nommen worden it. 
Bei einen  einfeitigen 


Rechtsgeſchäft anderer Art ift 
Anfehtungsgegner Jeder, der 
auf Grund des Rectsgeichäfts 
unmittelbar einen rechtlichen 
Vortbeil erlangt bat. Die Ans 
febtung kann jedocd, wenn Die 
Willenserklärung einer Bes 
börde gegenüber abzugeben 
war, durd Erklärung gegen= 
über der Behörde erfolgen; 
die Behörde foll. die Anfecht— 


worden iſt. 

8 14 Die Anfechtung 
ift ausgeichloffen, wenn das 
aufechtbare Rechtsgeſchäft von 
dem Anfechtungsberectigten 
bejtätigt wird. 

Die Beitätigung bedarf 
nicht der für dag Rechtsgeſchäft 
beſtimmten Form. 


Dritter Titel. 
Dertrag. 


8 145. Wer einem Anderen 
die Schließung eines Vertrags 
anträgt, iſt an den Antrag 
gebunden, es jei denn, daß er 
Gebundenheit ausgeſchloſſen 

at. 

$ 146. Der Antrag er— 
licht, wenn er den Antragene 
den gegenüber abaelehnt oder 
wenn er nicht Ddiefem gegen= 
über nach den 88 147 big 149 


Tee angenommen wird. 
8 147. er einem Ans 
mwejenden gemachte Antrag 


fann nur fofort angenommen 
werden. Dies gilt auch von 
einen mittelft Fernſprechers 
von Perſon zu Perſon ges 
macten Antrage. - 

Der einem Abwefenden ge= 
machte Antrag kann nur bis zu 
dem Beitpunft angenommen 
werden, in welden der An- 
tragende Den Cingang der 
Antwort unter regelmäßigen 
Umftänden erwarten darf. 
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$ 148. Hat der Antragende 
für die Annahme des Antrags 
eine Friſt beſtimmt, fo fann 
die Annahme nur innerhalb 
der Friſt erfolgen. 
..8 149. Sit eine dem Ans 
tragenden veripätet zuge— 
gangene Annabmeerklärung 
dergeitalt abgeiendet worden, 
daß fie bei regelmäßiger Be— 
förderung ihm rechtzeitig zu— 
gegangen fein würde, und 
mußte der Antragende Dies 
erfennen, jo bat er die Ver— 
fpätung dem Annebimenden 
unverzüglid nach) dem Em— 
pfange der Erklärung anzus 
zeigen, ſofern es nicht ſchon 
vorher geſchehen iſt. Verzögert 
er die Abſendung der Anzeige, 
ſo gilt die Annahme als nicht 
verſpätet. 


8 150. Die verſpätete 
Annahme eines Antrags gilt 
als neuer Antrag. 


Eine Annahme unter Er— 
weiterungen, Einſchränkungen 
dder ſonſtigen Aenderungen 
gilt als Ablehnung verbunden 
mit einem neuen Antrage. 


8131. Der Vertrag kommt 
durch die Annahme des An— 
trags zu Stande, ohne daß 
die Annahme dem Antragenden 
gegenüber erflärt zu werden 
braucht, wenn eine ſolche Er- 
Härung nad der Berfebrsfitte 
nirbt zu erwarten iſt oder der 
Antragende auf fie verzichtet 
bat. Der Zeitpunkt, in welchem 
der Antrag erliicht, beitimmit 
ſich nad) dem aus den Antrag 
oder den Umſtänden zu ent: 
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| nebmenden Willen des Ans 
tragenden. 
| 8 152. Wird ein Vertrag 
| "arg oder notariell_beurs 
' fundet, ohne daß beide Theile 
leichzeitig anweſend find, jo 
ommt der Vertraq mut der 
nach $ 128 erfolgten Beur: 
fundung der Annahme zu 
Stande, wenn nicht ein anderes 
beitimmt ift. Die Vorſchrift 
des $ 151 Satz 2 findet An- 
wendung. 

$ 158. Das Buflandefonis 
men des Vertrags wird nicht 
dadurch gehindert, daß der 
Antragende vor der Annahme 
ftirbt oder geibäftsunfäbig 
wird, es jei denn, Daß ein 
anderer Wille des Antragenden 
anzunebmen tt. 

8 154. Solange nicht die 
Parteien fich über alle Bunte 
eines Vertrags g.einigt haben, 
über die nad der Erklärung 
auh nur einer Partei eine 
Bereinbarung getroffen werden 
joll, it im Zweifel der Vertrag 
nit geiclojien. Die Pers 
ftändigung iiber einzelne Punkte 
it auch dann nicht bindend, 
wenn eine Aufzeihnung ftatt- 
gefunden bat. 

it eine Beurkundung des 
beablihtigten Vertrags verab= 
redet worden, jo ift im Zweifel 
der Vertrag nicht geichloiien, 
bis die Beurkundung erfolgt it. 
.$ 155. Haben ſich die Par: 
teien bei einem Vertrage, den 
fie als geichlofjen anjeben, iiber 
einen Punkt, über den eine 
Pereinbarung getroffen werden 
jollte, in Wirklichkeit nicht ge= 
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ienigt, gilt ſo das Vereinbarte, 
ofern anzunehmen iſt, daß der 
Vertrag auch ohne eine Be— 
ſtimmung über dieſen Punkt 
geſchloſſen ſein würde. 

8 156. Bei einer Verſtei— 
gerung kommt der Vertrag erſt 
durch den Zuſchlag zu Stande, 
Ein Gebot erliiht, wenn ein 
Uebergebot abgegeben oder die 
Beritergerung obne Ertheilung 
des Zuſchlags geichlofjen wird. 

$ 157. Verträge find fo 
auszulegen, wie Treu und 
Glauben mit Rücdficht auf Die 
Perfehrsfitte es erfordern. 


Vierter Titel. 


Bedingung. Seitbeſtimm— 
ung. 

$ 158. Wird ein Rechts— 

geihäft unter einer aufichıeben- 


den Bedingung vorgenommen, 
jo tritt die von der Bedingung 


abbängig gemachte Wirkung | 


nt dem Eintritte der Bes 
dingung ein. 


Wird 
Dingung vorgenommen, 


Bedingung die Wirkung Des 
Rechtsgeſchäfts; mit dieſem 
nun tritt der frühere 
echtszuitand wieder ein. 

Sollen nad dem 
Inhalte des Rechtsgeſchäfts 
die an den Eintritt der Be— 
dingung geknüpften Folgen auf 
einen früheren Zeitpunkt zurück— 
bezogen werden, ſo ſind im 


) ein Rechtsgeſchäft 
unter einer auflöjenden — 
0 
endigt mit dem Eintritte der | 





| 


| 





Falle des Eintritt3 der Be- 
dingung die Betheiligten vers 
pflichtet, einander zu gewäbren, 
was fie haben würden, wenn 
die Folgen in dem früheren 
Beitpunft eingetreten wären. 
£ . Mer unter einer 
aufichiebenden Bedingung bes 
rechtigt ift, fann im Falle des 
Eintritt3 der Bedingung Scha— 
denseriag von dem anderen 
Theile verlangen, wenn diefer 
wäbrend der Schwebezeit das 
von der Debingung abhäwgige 
Recht durch fein Verſchulden 
vereitelt oder beeinträchtigt. 
Den gleihen Anſpruch bat 
unter denſelben Vorausſetz— 
ungen bei einem unter einer 
auflöienden Bedingung vorge= 
nommenen Rechtsgeſchäfte der: 
jenige, zu deſſen Gunſten der 
frühere Rechtszuſtand wieder 
eintritt. 
$ 161. Hat Jemand unter 
einer aufichiebenden Bedingung 
über einen Gegenitand verfügt, 
jo ift jede weıtere Verfügung, 
die er während der Schwebes 
zeit iiber den Gegenftand trifft, 
im alle des Eintritts Der 
Bedingung inſoweit unwirkſam, 
als ſie die von der Bedingung 
abhängige Wirkung vereiteln 
oder beeinträchtigen würde. 
Einer ſolchen Verfügung ſteht 
eine Verfügung gleich, die wäh— 
rend der Schwebezeit im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder 
der Arreſtvollziehungoder durch 
den Konkursverwalter erfolgt. 
Dasſelbe gilt bei einer auf— 
löſenden Bedingung von den 
Verfügungen desjenigen, deſſen 
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Recht mit dem Eintritte der 

Bedingung endigt. 

Die Vorihriften zu Gun: 
ften derjenigen, welde Rechte 
von einem Nicdhtberechtigten 
herleiten, finden entjprechende 
Anwendung. 

$ 162. Wird der Eintritt 
der Bedinaung von der Bartei, 
zu deren Nachtbeil er gereichen 
wiirde, wider Treu und lau: 
ben verhindert, jo gilt die Be— 
Dingeng al3 eingetreten. 

Wird der Eintritt der Be 
dingung von der Partei, zu 
deren Bortheil er gereicht, 
wider Treu und Glauben bers 
beigeführt, jo gilt der Eintritt 
als nicht erfolgt. 

8168. ft für die Wirfung 
eines Rechtsgeſchäfts bei deſſen 
Vornahme ein Anfangs: oder 
ein Endtermin beſtimmt wor= 
den, jo finden im erfteren alle 
die für die aufichiebende, im 
leßteren Falle die flir die auf: 
ldjende Bedingung geltenden 
Vorſchriften der SS 158, 160, 
161 entjprechende Anwendung. 


Fünfter Titel, 
Dertretung. Dollmadht. 


s 14. Eine Willens 
erflärung, die Jemand inner= 
2 der ihm zuſtehenden 

ertretungsSmadht im Namen 
des Vertretenen abgiebt, wirft 
unmittelbar fir und gegen den 
Bertretenen. Es mat feinen 
Unterichied, ob die Erklärung 
ausdrüdlih im Namen des 


Bertretenen erfolgt oder ob die 
Uniftände ergeben, daß fie in 
defien Namen erfolgen fol. 

Tritt der Wille, in fremden 
Namen zu bandeln, nicht ers 
fennbar bervor, jo fomnıt der 
Mangeldes Willens, im eigenen 
Namen zu handeln, nict in 
Betracht. 

Die Vorſchriften des Abi. 1 
finden entiprechende Anwend— 
ung, wenn eine gegenüber einem 
Anderen abzugebende Willens— 
erflärung defien Bertreter ges 
genübher erfolgt. 


8 165. Die Wirkſamkeit 
einer von oder gegenüber einem 
Vertreter abgegebenen Willens— 
erflärung wird nicht dadurch 
beeinträchtigt, Daß der Bertreter 
in der Geichäftsfähigfeit bes 
ſchränkt ift 


..$ 166. Soweit die recht- 
liben Folgen einer Willenser— 
Härung durch Willensmängel 
oder durch die Kenntniß oder 
das Kennenmüſſen gewiſſer Um— 
ſtände beeinflußt werden, 
fommt nicht Die Perſon des 
PVertretenen, fondern Die des 
Vertreters in Betracht. 

Hat im Falle einer durch 
Rechtsgeſchäft ertbeilten Vers 
tretungsmact (Vollmacht) der 
Bertreternac beſtimmten Weil: 
ungen des Bollmachtgeberg ges 
handelt, jo kann fich diejer in 
Anſehung folder Unftände, die 
er jelbit fannte, nicht auf Die 
Unfenntniß des Vertreters be= 
rufen. Dasjelbe gilt von Unis 
ftänden, die der Vollmachtgeber 
fennen mußte, Sofern das 
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Kennenmiüflen der Kenntniß 
gleichitebt. 

$ 167. Die Ertbeilung der 
Vollmacht erfolgt durd Erflärs 
ung gegenüber dem zu Bevoll— 
mächtigenden oder dei Dritten, 
dem gegenüber die Vertretung 
ftattfinden fol. 

Die Erflärung bedarf nicht 
der Form, welche fiir das Rechts— 
eſchäft beitimmt ift, auf das 
ich die Vollmacht bezieht. 
8168 Das Erlöichen der 
Vollmacht beftimmt fib nad 
dem ihrer Ertbeilung zu Grunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe. 
Die Vollmacht ift auch bei dem 
Fortbeſtehen des Rechtsverhält⸗ 
niſſes widerruflich, ſofern ſich 
nicht aus dieſem ein Anderes 
ergiebt. Auf die Erklärung des 
Widerrufs findet die Vorſchrift 
des $ 167 Abſ 1 entiprechende 
Anwendung. 

$ 169. Soweit nad den 
88 674, «29 die erlojchene Voll: 
macht eine8 Beauftragten oder 
eines geihäftsiüihrenden Geſell— 
ſchafters als fortbeitehend gilt, 
wirft fie nicht zu Gunsten eines 
Dritten, der bei der Vornahme 
eines Rechtsgeſchäfts das Er— 
löichen kennt oder fennen muß. 

s 170. Wird die Bollmact 
durb Erklärung gegenüber 
einem Dritten ertbeilt, jo bleibt 
fie dieſem gegenüber in Kraft, 
bis ibm das Erlöſchen von dem 
Vollmachtgeber angezeigt wird. 

s 171. Hat Jemand dur 
beiondere Mittbeilung an einen 
Dritten oder durch Öffentliche 
Bekanntmachung fundgegeben, 
dab er einen Anderen bevoll- 





mächtigt habe, fo ift diefer auf 
Grund der Kundgebung im 
erfteren Falle dem Dritten 
gegenüber, im letzteren Falle 
jedem Dritten gegenüber zur 
Vertretung befugt. 

Die _ Bertretungs- Macht 
bleibt beitehben, bi8 die Kund— 
ebung in derjelben Weile, wie 
ie ertolat ift, widerrufen wird. 


$ 172. Der beionderen 
Mittbeilung einer Bevollmäch- 
tigung durch den Bollmacht- 
geber Heht e3 gleich, wenn diejer 
dem Vertreter eine Vollmachts— 
urfunde ausgehändigt hat und 
der Vertreter fie den Dritten 
vorliegt. 

Die Pertretungg- Mact 
bleibt beiteben, bis die Boll» 
machtsurfunde dem Vollmacht: 
geber zuridgegeben oder für 
fraftlo8 erklärt wird 


8 173. Die VBorfcriften 
des $ 170, des $ 171 Abi. 2 
und des $ 172 Abj. 2 finden 
feine Anwendung, wenn der 
Dritte das Erlöichen der Ver: 
tretungSmadt bei der Vor— 
nabme des Rechtsgeſchäfts kennt 
oder kennen muß. 

s 174. Ein einſeitiges 
Rechtsgeſchäft, das ein Bevoll— 
mächtigter einem Anderen 
gegenüber vornimmt, iſt un— 
wirkſam, wenn der Bevollmäch— 
tigte eine Vollmachtsurkunde 
nicht vorlegt und der Andere 
das Rechtsgeſchäft aus dieſem 
Grunde unverzüglich zurück— 
weiſt. Die Zurückweiſung iſt 
ausgeſchloſſen, wenn der Voll» 
machtgeber den Anderen von 
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der Bevollmächtigung in Kennt» 
niß gelegt batte. 

$ 175. Nach dem Erlöſchen 
der Vollmacht hat der Bevoll— 


mäctigte die Vollmachtsur— 


funde dem Bolmachtgeber 
urüdzugeben; ein Zurückbe— 
altunasrect jtebt ihm nicht zu. 

8176. Der Bollmachtgeber 
fann die Vollmachtsurkunde 
Durch eine Öffentliche Bekannt— 
machung für kraftlos erklären; 
die Kraftlogerflärung muß nad) 
den für die Öffentliche Zuſtellung 
einer Ladung geltenden Vor— 
fchriften der Civilprozeßord— 
nung veröffentliht werden. 
Mit dem Ablauf eines Monats 
nad) der legten Einrüdung in 
die dÖffentlihen Blätter wird 
die Fraftloserflärung wirkſam. 

BZuftändig für die Bewillig: 
ung der Beröffentlihung ift 
ſowohl das Amtsgericht, . in 
defien Bezirke der Vollmacht— 
geber jeinen allgemeinen Ge— 
richtsſtand hat, al3 das Amts— 
gericht, welches für die lage 
auf Nüdgabe der Urkunde, 
abgejeben von dem Werthe des 
Streitgegenftandes, zuitändig 
ſein würde. 

Die —— iſt 
unwirkſam, wenn der Voll— 
machtgeber die Vollmacht nicht 
widerrufen kann. 

8 177. Schließt Jemand 
ohne Vertretungsmacht im 
Namen eines Anderen einen 
Bertrag, jo hängt die Wirkſam— 
feit des Vertrags für und gegen 
den Dertretenen von deſſen 
Genehmigung ab. 

Fordert der andere Theil 


den Bertretenen zur Erflärung 
iiber die Genehmigung auf, jo 
fann die Erklärung nur ihm 
gegenüber erfolgen: eine vor. 
der Aufforderung den Vertreter 
gegenüber erflärte Genehmig— 
ung oder Verweigerung Der 
Genehmigung wird unwirfjan. 
Die Genebmigung fann nur. 
bi8 zum MAblaufe von zwei 
Wochen nab dem Empfänge 
der Aufforderung erflärt 
werden; wird fie nicht erklärt, 
jo gilt fie als verweigert. 


8178. Bis zur Genehmig- 
ung des Vertrags ift der andere 
Theil zum Widerrufe berechtigt, 
e3 jei denn, daß er den Mangel 
der Vertretungsmacht bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags gekannt 
bat. Der Widerruf fann auch 
dem Vertreter gegenüber erklärt 
werden. 


s 179. Wer als Vertreter 
einen Vertrag geichloffen bat, 
iit, jofern er nicht feine Ver— 
tretungsmacht nachweiſt, dem 
anderen Theile nach deſſen Wahl 
zur Erfüllung oder zum 
Schadens-Erſätze verpflichtet, 
wenn der Vertretene die Ge— 
nehmigung des Vertrags ver— 
weigert. 

Hat der Vertreter den 
Mangel der Vertretungsmacht 
nicht gefannt, jo ift er nur zum 
Grjate desjenigen Schadens 
verpflichtet, welchen der andere 
Theil dadurch erleidet, daß er 
auf die Vertretungsmacht ver— 
traut, jedoch nicht, über den 
Betrag des Intereſſes hinaus, 
welches der andere Theil an 
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der Wirkiamfeit des Vertrags 


at. 

Der Bertreter haftet nicht, 
wenn der andere Theil den 
Mangel der Vertretungsmadt 
fannte oder fennen wußte. 
Der Bertreter haftet auch dann 
nicht, wenn er in der Geſchäfts— 
fäbigfeit beichränft war, es ſei 
denn, daß er mit Buftimmung 
feines geſetzlichen Bertreters 
gehandelt hat. 


8 180. Bei einen ein 
jeitigen Rechtsgeſchäft ift Ver: 
tretung ohne Vertretungsmacht 
unzulällig. — BERN Der 
welchem gegenüber ein ſolches 
Rectsgeihäft _ vorzunehmen 
war, die von dem Vertreter 
behauptete Vertretungsmacht 
bei der Vornahme des Rechts- 
geſchäfts nicht beanftandet oder 
ift er damit einverftanden ge= 
wefen, daß der Vertreter ohne 
Vertretungsmadht bandele, jo 
finden die Vorſchriften über | 
Verträge entiprehende Ans 
wendung. Das Gleiche gilt, 
wenn ein einjeitige8 Rechtsge— 
ſchäft gegenüber einen Bertreter 
obne Pertretungdmaht mit 
deſſen Einverftändniffe vorge— 
nommen wird. 


$181. Ein Vertreter kann, 
ſoweit nicht ein Anderes ihm 
—— iſt, im Namen des 
ertretenen mit ſich im eigenen 
Vamen oder als Vertreter eines 
Dritten ein Rechtsgeſchäft ur 
vornehmen, es ſei denn, 
das Nechtsgeicäft nuefättehe 
lich in der Erfüllung einer Ver— 
bindlichfeit befteht. 








I. Buch: Allgemeiner Theil. 


Sechſter Titel, 
Einwilligung. ®enehmig- 
ung. 


8 182. Hängt die Wirk— 
ſamſen eines Vertrags oder 
eines einſeitigen echtsge⸗ 
ſchäfts, das einem Anderen 
gegenüber vorzunehmen iſt, von 
der Zuſtimmung eines Dritten 
ab, ſo kann die Ertheilung ſowie 
die Verweigerung der Zuſtimm— 
ung ſowohl den einen als dem 
anderen Theile gegenüber er— 
flärt werden. 

Die Zuftimmung bedarf 
nicht der für das Nechtsgeichäft 
beftimmten Form, 

Wird ein einfeitiges Rechts— 
geſchäft, deſſen Wirkſamkeit von 
der Zuftimmung eineg Dritten 
abhängt, mit Einwilligung des 
Dritten vorgenommen, jo finden 
die an des 8 111 
ab 2, 3 entiprechende Anz 
wendung. 

$ 188. Die vorberige Bus 
ftinmung (Einwilligung) ift bis 
zur Bornahme des Rechts— 
geſchäfts widerruflich, ſoweit 
nicht aus dem ihrer Erthellung 
zu Grunde liegenden Rechts— 
verbältniffe ſich ein Anderes 
ergiebt. Der Widerruf kann 
jowohl den einen ald dem 
anderen Theile gegenüber er— 


er werden 
Die nachträgliche 
(Genehmigung) 
Zeitpunkt der 
Rechisgeſchäfts 


Zuflimmung 
wirft auf den 
Vornahme des 


IV. Abſchnitt: Friften. 


— ſoweit nicht ein Anderes 
ſtimmt iſt 

Durch die Rückwirkung 
werden Verfügungen nicht un— 
wirkſam, die vor der Genehmig— 
ung über den Gegenſtand des 
Nectsgeihäftd von dem Ge— 
nebmigenden getroffen worden 
oder im Wege der Zivangspoll: 
ftrefung oder der Arreitvoll- 
ziebung oder durch den Konkurs 
verwalter erfolgt find. 

8 . Eine Vverfügung, 
die ein Nichtberechtigter über 
einen Gegenitand trifft, iſt 
wirffam, wenn fie mit Ein= | 
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iigung des Berechtigten er= 
ol 

Die Perfügung wird wirf: 
ſam, weun der Berechtigte fie 
enebntigt oder wenn der Pers 
I igende den Gegenstand erwirbt 
oder wenn er von dem Berech— 
tigten beerbt wird und Dieler 
fiir die Nachlaßverbindlichkeiten 
unbeſchränkt haftet. In den 
beiden letzteren Fällen wird, 
wenn über den Gegenftand 
mehrere mit einander nicht in 
Einklang ftehende Verfügungen 
etroffen worden find, nur die 
rübhere Verfügung wirkſam. 


Vierter Abjchnitt. 


Sriften. 


8186. Für die in Gejeßen, 
— Verfügungen und 
echtsgeſchäften enthaltenen 
— und Terminsbeſtimm— 
un elten die Auslegungs— 
vor ri ten der 88 187 bis 193. 
8187. Iſt für den Anfang 
einer Friſt ein Ereigniß_oder 
ein in den Lauf eines Tages 
fallender Beitpunft maßgebend, 
jo wird bei der Berechnung 
der Friſt der Tag nicht mit— 
gerechnet , in weldhen das Er— 
“ehe der Zeitpunkt fält. 
der Beginn eines Tage3 
r den Anfang einer Friſt 
3 Beitpunft, jo wird 
Tag bei der Berechnung 
rift — Das 
Sei gilt von dem Tage der 
Geburt bei der Berechnung des 
Lebensalters. 


Termine. 


$ 188. Eine nach Tagen 
beſtimmte Friſt mit dem 
a des legten Tages der 
Fri 
Eine Frift, die nah Wochen, 
nach Monaten oder nad) einem 
mehrere Monate —— enden 
eitraume — Jahr, balbes 
ahr, Vierteljahr — beftimmt 
it, endiat im Falle des $ 187 
Abf. 1 mit dem Ablaufe des— 
jenigen Tages der legten Woche 
oder des legten Monats, welcher 
durch jeine Benennung oder 
feine Zahl dem Tage entipricht, 
in den das Greigniß oder der 
an fällt, im Falle des 
87 Abf. 2 mit dem Ablaufe 
Be Tages der legten 
Woche oder des letten Monats, 
welcher dem Tage vorbergebt, 
der Dur jeine Benennung 
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oder feine Zahl den Anfangs 
tage der Frift entipridt. 
Fehlt bei einer nah Mo— 
naten beſtimmten rift in dem 
legten Monate der für ihren 
Ablauf maßgebende Tag, jo 
endigt die Frift mit dem Ab— 
laufe des legten Tages dieſes 
Monats. 
$ 189. Unter einem balben 
ahre wird eine Frift von 
eb8 Monaten, unter einem 
PVierteljahre eine Friſt von drei 


Monaten, unter einem halben | 


Monat eine Frift von fünfzehn 
Tagen veritanden. 

St eine Frift auf einen 
oder mehrere Bun Sa nnale 
und einen halben Monat ge= 
ftellt, jo find die fünfzehn Tage 
zulegt zu zählen. 

8 1%. Im Falle der Ver: 
längerung eıner Frift wird die 
neue Friit von dem Ablaufe 
der vorigen Friſt an berechnet. 





| nab Monaten odernab Jahren 


in dem Ginne beftimmt, da 
er nicht zufanımenhängend zu 
verlaufen braucht, jo wird det 
Monat zu dreißig, das Jahr 
Ki dreibundertfünfundfechzig 

agen gerechnet. h 

$ 19%. Unter Anfang des 
Monats wird der erfte, unter 
Mitte des Monats der fünf- 
zehnte, unter Ende des Monats 
der legte Tag des Monats ver- 
ftanden. 

819%. Iſt aneinem beſtimm⸗ 
ten Tage oder innerhalb einer 
Friſt eine Willenderflärung ab⸗ 
zugeben oder eine Leiltung zu 
bewirfen und fällt der beitinnmte 
Tag oder der legte Tag der 
ri auf einen Sonntag oder 
einen am Erflärungd= oder 
Reiftungsorte ſtaatlich aner— 
kannten allgemeinen Feiertag, 
ſo tritt an die Stelle des 


Sonntags oder des Feiertags 


$ 191. Sit ein Zeitraum der nächſtfolgende Werktag. 


a Fünfter Abjchnitt. 
Derjährung. 


Ss 14. Das Net, von 
einem Anderen ein Thun oder 
ein Unterlaffen zu verlangen 
(Anfprucd), unterliegt der Ver— 
jäbrung. 

Der Anſpruch aus einem 
familienrechtliben Verhältniß 
unterliegt der Berjährung nicht, 
jomweit er auf Die re 
des dem Verhältniß entipre= 
chenden Zuftandes für Die Zus 
funft gerichtet ift. 


8 195. Die regelmäßige Ver: 


—— beträgt dreißig 
ahre. 
$ 1%. In zwei Jahren 


verjähren die Anfprüche: 

1. der Kaufleute, Fabrifanten, 
Handwerfer und derjenigen, 
welche ein Kunſtgewerbe be- 
treiben, für Lieferung von 
Maaren, Ausführung von 
Arbeiten und Beſorgung 
fremder Gejchäfte, mit Eine 


IV 


V. Abſchnitt: Verjährung. 


ſchluß der Auslagen, es ſei 


denn, daß die Leiſtung für 
den Gewerbehetrieb des 
Schuldners erfolgt; 


. derjenigen, weldye Land: 


oder Forftwirthichaft be= 
treiben, fiir Zieferung von 
Land» oder forſtwirthſchaft⸗ 
lihen Erzeugnifien, jofern 
die Lieferung zur Ver— 
wendung im Haushalte 
des Schuldners erfolgt; 


. der Eijenbahnunternehme 


ungen, Frachtfuhrleute, 
Schiffer, Lohnkutſcher und 
Boten wegen des Fahr- 
elde3, der Fracht, des 
Fuhr- und Botenlohns, 
mit Einſchluß der Aus— 


lagen: :; 
. der Gaſtwirthe und der— 


jenigen, welde Speifen 
oder Getränfe gewerbs— 
mäßig verabreihen, fir 
Gewährung von Wohnung 
und Belföftigung, ſowie für 
andere Den 


niſſe gewährte Leiftungen, 
mit Einſchluß der Auslagen; 


. derjenigen, welche Lotterie— 


[ooje vertreiben, aus dem 
Vertriebe der Looſe, es jei 


denn, daß die Kooje zum | 


MWeitervertriebe 
werden; 


geliefert 


. derjenigen, welche beweg— 


lihe Sachen gewerbsmäßig 
vermietben, wegen Des 
Miethzinieg; 


. derjenigen, welche, ohne zu 


den in Nr. 1 bezeichneten 
Perſonen zu gehören, Die 
Bejorgung fremder Ge— 


re Gäſten zur | 
Befriedigung ihrer Bedürf: 





10. 


11. 
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ihäfte_oder die Leiltung 
von Dienften gewerbs- 
mäßig betreiben, wegen 
der ihnen aus dem Ge: 
werbebetriebe gebührenden 
Vergütungen, mit Eins 
ihluß ‚der Auslagen; 


. derjenigen, welche im Pri— 


vatdienite fliehen, wegen 
des Gehalts, Lohnes oder 
anderer Dienftbezüge, mit 
Einihluß der Auslagen, 
jowie Der Dienitberedh= 
tigten wegen der auf jolche 
Anſprüche gewährten Vor— 
ſchüſſe; 


. der gewerblichen Arbeiter— 


Gejellen, Gehülfen, Lehr— 
linge, Fabrikarbeiter —, 
der Tagelöhner und Hand— 
arbeiter wegen des Lohnes 
und anderer an Stelle oder 
als Theil des Lohnes ver— 
einbarter Leiltungen, mit 
Einihluß der Auslagen, 
jowie der Arbeitgeber wegen 
der auf folhe Anjprüche 
gewährten Vorſchüſſe;: 
der Lehrberren und Lehr 
meifter wegen des Lehr- 
elde3 und anderer im 
Lehrvertrage vereinbarter 
Leiſtungen, jowie wegen 
der für die Lehrlinge be: 
ftrittenen Auslagen; 

der Öffentlichen Anſtalten, 
welche dem Unterrichte, der 
Erziehung, Verpflegung 
oder Heilung dienen, ſowie 
der Inhaber von Privat- 
anftalten ſolcher Art für 
Sewährung von Unter— 
richt, DVerpflegung oder 
Heilung und für die damit 
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zufammenhängenden Aufs 
wendungen; 

12, derjenigen, welche Berfonen 
zur Verpflegung oder zur 
Erziehung aufnehmen, für 
Reiftungen und Aufwend= 
ungen der in Nr. 11 be— 
zeichneten Art; 

der öffentlichen Lehrer und 
der Brivatlehrer wegen ihrer 
Honorare, die Ansprüche 
der öffentlihen Lehrer 


13. 


jedoch nicht, wenn fie auf | 





rund beionderer Ein: | 


rihtungen geitundet jind; 
der Aerzte, insbeſondere 
auch der Wundärzte, Ge: 
burtähelter, ——— un 
Thierärzte, ſowie der Heb— 
ammen für ihre Dienſt— 
leiftungen, mit Einfluß 
der Auslagen; 
. der Rechtsanwälte, Notare 
und GerichtSpollzieher, Io: 


14. 


wie aller Perſonen, Die 
zur Belorgung gemiller 


Geſchäfte örfentlich beftellt 
oder zugelafien find, wegen 


ihrer Gebühren und Aus: | 


lagen, joweit nicht dieſe 
zur Staatskaſſe fließen; 
der WBarteien wegen Der 
ihren Rechtsanwälten ge= 
leifteten Vorſchüſſe; 


16. 


u 


17; 


der Zeugen und Sachver- 


ſtändigen 35 ihrer Ges | 


biihren und Auslagen. 


Soweit die im Abi. 1,Nr.1, 


2,5 


8 


bezeichneten Anſprüche 


nicht der Verjährung von zwei | 
Jahren unterliegen, verjähren | 


te in vier Jahren. 


8197. An vier Jabren vers 
ähren die Ansprüche auf Rüde | 
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ftände von Zinſen, mit Ein- 
ichluß der als Zuiclag zu den 
Zinſen zum Zwecke allmäb- 
licher Tilgung des Kapitals 
entrichtenden Beträge, die 
niprücde auf Rückſtände von 
Mieth: und Pachtzinſen, joweit 
fie nicht unter die Vorſchrift 
de3 8 196 Abi. 1 Nr. 6 fallen, 
und die Ansprüche auf Rück— 
ftände von Renten, Auszugdr 
leiftungen, Bejoldungen, Warte: 
geldern, Rubegebalten, Unter 
baltungsbeiträgen und allen 
anderen regelmäßig wieder 
fehrenden Leiftungen. 

8 1%. Die Verjährung be: 
ginnt mit der Entitehung des 
Anſpruchs. Gebt der Anſpruch 
auf ein Unterlafjen, jo beginnt 
die Verjährung mit der Zus 
widerbandlung. 

s 19. Kann der Bered- 
tigte die Leiſtung erſt verlangen, 
wenn er den Berpflichteten ge= 
fiindigt bat, jo beginnt Die 
Verjährung mit dem Zeit— 
punfte, von welchem an Die 
Kündigung zuläflig it. Hat 
der Berpflichtete die Leiftung 
erit zu bewirken, wenn jeit der 
Kündigung eine  beftinmte 
Friſt veritrichen iſt, jo wird 
der Beginn der PVerjährung 
um die Dauer der Frift hinaus: 
geichoben. 

$ 200. Hängt die Entitehung 
eines Anſpruchs davon ab, daß 
der Berechtigte von einem ihm 
zustehenden Anfechtungsrecte 
Gebrauch macht, jo beginnt die 


Verjährung mit den Zeitpunfte, 


bon welchem an die Anfechtung 
zuläflig it. Dies gilt jedoch 





nicht, wenn die Anfechtung jich 
auf ein familienrechtliches Ver— 
hältniß bezieht. 

s 201. Die Verjährung der 


Anipriihe beginnt mit den 
Schluſſe des Jahres, in welchem 
der nach den 88 198 bis 200 
maßgebende — eintritt. 
Kann die Leiſtung erſt nach dem 
Ablauf einer über dieſen Zeit— 
punkt hinousreichenden Friſt 
verlangt werden, ſo beginnt 
die Verjährung mit dem 
Schluſſe des Jahres, in welchem 
die Friſt abläuft. 

$ 202. Die Verjährung ift 
gehemmt, folange die Leiſtung 
geſtundet oder der Berpflichtete 
au3 einem anderen Grunde 
vorübergehend zur Vermweiger- 
ung der Leiftung berechtigt ift. 

Dieje Vorſchrift findet feine 
Anwendung auf die Einrede 
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| ift gehemmt, De die Ehe 


beitebt. Das Gleiche gilt von 


| Anjprüchen zwifchen Eltern und 
in den 55 196, 197 bezeichneten 


Anſprüchen zwijchen dem 


‚ Jährungsfriit 
8 


Kindern während der Minder— 
jährigkeit der Kinder und von 
Vor⸗ 
mund und dem Mündel 
während der Dauer des Vor— 
mundſchaftsverhältniſſes. 

8 205. Der Zeitraum, 
während deſſen die Verjährung 
gehemmt iſt, wird in die Ver— 
nicht eingerechnet. 
Iſt eine geichäftg- 


Ss . 
unfähige oder in der Geichäfts- 


fäbigfeit beichräntte Perſon 
ohne geſetzlichen Bertreter, jo 
wird Die gegen fie laufende 
Verjährung nicht vor dem Ab— 
laufe von ſechs Monaten nad 


dem Zeitpunfte vollendet, in 


des Zuriidbehaltungsrecht3, des | 


nicht erfüllten 
mangelnden 
ung, der Vorausklage, ſowie 
auf die nach $ 770 dem Bürgen 
und nach den 88 2014, 2015 
dem Erben zuitehenden Ein 
reden. 


gehemmt, folange der Berech— 
tigte Durch Stillſtand der 
Rechtspflege innerhalb der let: 
ten ſechs Monate der Ver— 
jährungsfrift an der Rechts— 
verfolgung verbindert ift. 
Das Gleiche gilt, wenn eine 


ſolche Verhinderung in anderer | 
Weile durch höhere Gewalt 


berbeigefiibrt wird. 


8 204. Die Verjährung von | 


Bertragd, der 
Sicherheitäleift- | 


welchen die Berjon unbejchränft 
aeihäftsfäbig wird oder der 
angel_der DBertretung auf 
bört. Sit die VBerjährungsfrift 
fürzer als ſechs Monate, jo 
tritt der für die Verjährung 
beitimmte Zeitraum an die 
Stelle der ſechs Monate. 
Dieſe Vorſchriften finden 


Feine Anwendung, ſoweit eine 
s 208. Die Berjährung ift 


in der Geichäftsfähigfeit be: 
ichränfte Berion prozeßfähig ift. 

$ 207. Die Verjährung eines 
Anſpruchs, der zu einem Nach: 
laſſe gehört oder ſich gegen 
einen Nachlaß richtet, wird 
nicht vor dem Ablaufe von 
ſechs Monaten nach dem Zeit» 
punfte vollendet, im welchen 
die Erbichaft von dem Erben 
angenommen oder der Konkurs 
iiber den Nachlaß eröffnet wird 

3* 
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oder von weldem an der Anz | 


ſpruch von einem Vertreter oder 

gegen einen Vertreter geltend 

gemacht werden fann. Sit die 

Verjährungsfriſt kürzer als 

ſechs Monate, jo tritt der für 

die Verjährung beſtimmte a 
e 


raum an die Stelle der 
Monate. 

8 208. Die Berjährung 
wird unterbrochen, wenn Der 
Berpflichtete dem Berechtigten 
gegenüber den Anſpruch durch 
Ähſchlagzahlung, Zinszahlung, 
Sicherheitsleiſtung oder in ans 
derer Weiſe anerfennt. 


8 209. Die Verjährung wird | 
Berech⸗ 


unterbrochen, wenn der 
tigte auf Befriedigung oder 


auf Feſtſtellung des Anſpruchs, 


auf Ertheilung der Voll— 
ſtreckungsklauſel oder auf Er— 
laſſung des Vollſtreckungs— 
urtheils Klage erhebt. 


ſtehen gleich: 

1. die Zuſtellung eines Zahl— 
ungsbefehls Mahnver—⸗ 
fahren; 


ſpruchs im Konkurſe; 
3. die Geltendmachung der 


Aufrechnung des Anſpruchs 
WVBerjährung wird dadurch, 
in 


im Prozeſſe: 

4. die Streitverkündung 
dem Wrozefie, von deſſen 
Ausgange der Anſpruch ab: 
hängt ; 


ftrefungshbandlung und, ſo— 
weit die JZwangspollitrefung 
den Gerichten oder anderen 
Behörden zugewiejen ift, die 
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Stellung des Antrags auf 
Hwangsvellitredun 
s 210. Hängt die Zuläffige 


keit des Rechtswegs von der 
 Borenticheidung einer Behörde 








. die Bornabme einer Voll | 


. die Anmeldung des Anz | 


ab oder bat die Beitimmung 
des zuftändigen Gericht3 durch 
ein höheres Gericht zu erfolgen, 
jo.wird die Verjährung durch 


die Einreihung des Geſuchs 


an die Behörde oder das höhere 
Geriht in gleicher Weije wie 
durh Klagerhebung unter 
brochen, wenn die lage binnen 
drei Monaten nad der Erle= 
dDigung des Geſuchs erhoben 
wird. Auf Ddieje Friſt finden 
die Vorſchriften der 88 203, 
206, 207 entiprehende Anz 
wendung. 

s 211. Die Unterbrechung 
durch Slagerhebung Dauert 
fort, bis der Prozeß recht: 
fräftig entichieden oder ander= 


' weit erledigt ilt. 
Der Erhebung der Klage ai 


. Geräth der Prozeß in Folge 
einer Vereinbarung oder, da— 
dur, daß er nicht betrieben 
wird, in Stillitand, jo endigt 
die Unterbrehung mit der 
legten PBrozeßhandlung der 
Parteien oder des Gerichts. 


Die nad der Beendigung der 





Unterbredung beginnende neue 


eine der Parteien den Proze 
weiter betreibt, in gleicher Weiſe 


wie durch Slagerbebung unters 


brocen. 

s 212. Die Unterbrechung 
durch Klagerhebung gilt als 
nicht erfolgt, wenn die Klage 


zurückgenommen oder Durch ein 


nicht in der Sache jelbit ent- 


V. Abſchnitt: 


ſcheidendes Urtheil rechtskräftig 


abgewieſen wird. 

Erhebt der Berechtigte 
binnen ſechs Monaten von 
neuem Klage, ſo gilt die Ver— 
jährung als durch die Erhebung 
der erſten Klage unterbrochen. 
Auf dieſe Friſt finden die Vor— 
ſchriften der SS 203, 206, 207 
entiprehende Anwendung. 


durch Zuſtellung eines Bahl- 
ungsbetehls im Mahnverfahren 
gu als nicht erfolgt, wenn die 


irkungen der Rechtshängigleit SM 


erlöihen. 

s 214. Die Unterbrebung 
durch Anmeldung im Konkurſe 
dauert fort, bis der Konkurs 
beendigt iſt. 

. Die Unterbredung gilt als 
nicht erfolgt, wenn die Ans 
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ſechs Monaten nach der Been- 
dDigung Des Prozeſſes Klage 
auf Befriedigung oder —* 
ſtellung des Anſpruchs erhoben 
wird. Auf dieſe Friſt finden 
die Vorichriften der SS 203, 
206, 207 entiprechende An— 
wendung. 


5 216. Die Unterbredung 


Verjährung. 





' dur i r 
$ 213. Die Unterbrehung ch Vornahme einer Voll 


al3 


ftredungshandlung gilt 
Voll: 


nit erfolgt, wenn Die 


ſtreckungsmaßregel auf Antrag 


des Berechtigten oder wegen 


anael3 der gejeßlichen Vor— 


ausſetzungen aufgehoben wird. 


Die Unterbrebung dur 
Stellung des Antrags auf 
Zwangsvollitrelung gilt als 


nicht erfolgt, weın dem Anz 


meldung zurüdgenonmen wird. | 


Wird bei der Beendigung 
des Konfurjes für eine For: 
derung, die in Folge eines bei 
der Prüfung erhobenen Wider- 
ſpruchs in Prozeß befangen ift, 
ein Betrag zuriüdbehalten, fo 
dauert die Unterbrechung auch 
nach der Beendigung des fon: 
furjes fort; das Ende der Un: 
terbredhung beſtimmt fich nad) 
den Borichriften des 8 211. 

$ 215. Die Unterbrechung 
durch Geltendmachung der Auf: 


— 


rechnung im Prozeß oder durch 
Streitverkündung dauert fort, 


bis der Prozeß rechtskräftig ent— 
ſchieden oder anderweit erledigt 
iſt: die Vorſchriften des S 211 
Abi. 2 finden Anwendung. 
Die Unterbrebung gilt als 
nicht erfolgt, wenn nicht binnen 


trage nicht ſtattgegeben oder 
der Antrag vor der Vornahme 
der VBollftrefungshardlung zu= 
rückgenommen oder Die erivirkte 
Vollitrekungsmiaßregel nad 
Abi. 1 aufgehoben wird. 

$ 217. Wird die Berjährung 
unterbrochen, jo kommt die bis 
ur Unterbrechung verjtrichene 
Dit nicht in Betracht; eine 
neue Verjährung fann erit nad 
der Beendigung der Unter— 
bredyung beginnen. 

8 218. Ein rechtskräftig 
feftgeitellter Anſpruch verjährt 
in dreißig Jahren, auch wenn 
er an ſich einer kürzeren Ver: 
jährung unterliegt. Das Gleiche 
gilt von dem Anſpruch aus 
einem vollitrefbaren Bergleich 
oder einer vollſtreckbaren Urs 
funde, jowie von einem, An— 
ſpruche, welcher durch Die im 
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Konfurs erfolgte. Feititellung 
vollſtreckbar geworden it. 
Soweit ſich die Feftitellung 
auf vegelmäbig wiederfehreide, 
erit fünftig, fällig werdende 
Leiftungen beziebt, beendet 


1 


es bei derfürzeren Berjährungs: 


rift. 

s 219. Als rechtskräftige 
Entiheidung im Sinne des 
s 211 Abi. 1 und des $ 218 
Abi. 1 gilt auch ein unter Bor: 
behalt ergangenes redtäfräf- 
tigeö Urtbeil. 


einem Schied&gericht oder einen 
beionderen Gerichte, vor einen 
a a oder einer 
Berwaltungsbehörde geltend zu 
machen, jo finden die Vor— 
ichriften der SS 209 bis 213, 


5220. Iſt der Anſpruch vor ' 


jährungszeit dem Rechtsnach— 
folger — Statten. 
$ 222. Nach der Vollendung 
der Verjährung int der, Ver— 
pflichtete berechtigt, Die Leiſtung 
zu beriveigern. 
Das zur Befriedigung eines 
verjährten Anſpruchs Geleiitete 
ann nicht zurückgefordert wer= 
den, auch wenn die Leiltung 
in Unfenntniß der Verjährung 
bewirft worden iſt. Das Gleiche 
* von einem vertragsmäßigen 
nerlenutniſſe, ſowie einer 
Sicherheitsleiſtung des Ver— 
pflichteten 
5223. Die Verjährung eines 
Anſpruchs, für den eine Hypo— 
thef oder ein Pfandrecht be= 


ſteht, hindert den Berechtigten 


215, 216, 218, 219 entiprechende 


Anwendung. 

Sind in dem Schiedsver— 
trage die Schied3richter nicht 
ernannt oder ift die Ernennung 
eines Schied8richters aus einem 


das zur Erledigung der Sache 


jeinerjeit8 Erforderlihe vor= 


nimmt, : 

s 221. Gelangt eine Sache, 
in Anſehung deren ein dring— 
liher Anſpruch beſteht, Durch 
Rechtsnachiolge in den Beſitz 
eines Dritten, jo kommt die 
während des Beſitzes desRects- 
vorgängers verjtrichene Vers 


zu ſuch 


nicht, ſeine Befriedigung aus 
dem verhafteten Gegenſtande 
en. 

Iſt zur Sicherung eines 


Anſpruchs ein Recht übertragen 


worden, jo fanı die Rücküber— 


‚ tragung nit auf Grund der 
anderen Grunde erforderlich 
oder kann das Sciedsgericht 
erit nach der Erfüllung einer 
'onftigen Borausfeßung anges 
rufen werden, jo wird die Bers | 
jährung ſchon dadurd unters | 
rohen, daß der Berechtigte 


‚ für dieſen 


Verjährung des Anſpruchs ge— 
fordert werden, J 

Dieſe Vorſchriften finden 
feine Anwendung bei der Ver— 
jährung von Anſprüchen auf 
Rückſtände von Zinſen oder 
anderen wiederfehrenden Leilts 
ungen. 

s 22. Mit dem Haupt 
anjpruche verjährt der Anſpruch 
auf die von ihm abhängenden 
Nebenleiftungen, auch wenn die 
nipruch geltende 
bejondere Verjährung noch nicht 
vollendet ift. 
Ss 25. Die Berjährung 
fann Durch Rechtsaeichäft weder 
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ausgeftloffen noch —— | czung, der Berjährungsfrift 
werden. Erleichterung der | ift zuläflig. 
Berjährung, in3bejondere Ab: 


Sechſter Abjchnitt. 


Ausübung der Rechte. Selbftvertheidigung. 
Selbfthülfe. 


3 226. Die Ausübung eines | teten, welcher der Flucht ver: 
Rechtes it unzuläflig, wenn ' dächtig ift, feftnimmt oder den 
jie nur den Zweck haben fann, | Wideritand des Berpflichteten 
einem Anderen Schaden zuzu= | gegen eine Handlung, die dieſer 
fügen u dulden verpflichtet iſt, be 

s 227. Eine durch Nothwehr eitigt, bandelt nicht wider 
gebotene — iſt nicht rechtlich, wenn obrigkeitliche 
widerrechtlich. Hilfe nicht — zu er 

Nothwehr ift diejenige Ber: | langen ift und ohne jofortiges 
tbeidigung, welche erforderlih | Eingreifen die Gefahr beiteht, 
ift, um einen gegenwärtigen | daß Die Verwirklichung des An- 
rechtswidrigen Angriff von ſich ſpruchs vereitelt oder weſentlich 
oder einen Anderen abzu— erjchwert werde. 
werben. . Die Gelbithilfe 

8 Wer eine fremde | — nicht weiter gehen, als 
Sade —3 oder zerſtört, zur Abwendung der Gefahr 
um eine durch jie drohende | erforderlich iſt. 

Gefahr von fid) oder einem Am Falle der Wegnahme 
Anderen abzuwenden, handelt | von Sachen ift, jofern nicht 
nicht widerrechtlih, wenn die Zwangsvoüſtreckung erwirkt 
Beſchädigung oder die Ser: | wird, der dingliche Arreſt zu 
törung zur Abwendung der beantragen. 
Gefahr erforderlich ift und der Im Falle der Feſtnahme des 
Schaden nicht auper Berbältuiß | Berpflichteten ift, jofern er nicht 
zu der Gefahr fteht. Hat der wieder in Freieit geſetzt wird, 
Handelnde die Gefahr verichul- | der perfjünliche Sicherheits⸗ 
det, jo iſt er zum Schadens- grreſt bei dem Amtsgerichte zu 
eriaße —— beantragen, in deſſen Bezirke 
229. Wer zum Zwecke der die Fefinahme erfolgt iſt; der 
Seibithilie eine Sache weg= | Berpflichtete ift unverziglic) 
nimmt, zeritört oder bejchädigt | dem Gerichte vorzufüihren. 
oder wer zum Zwecke der Wird der Arreftantrag vers 
Eelbithiilfe einen Verpflich- zögert oder abgelehnt, jo hat 
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die Rückgabe der wegge— 
nommenen Sachen und Die 
Freilafiung des Feſtgenom— 


menen — üglich zu erfolgen. 


er eine der im 
z 229 bezeichneten Handlungen 
in der irrigen Annahme bor= 
nimmt, daß die für den Aus 
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ſchluß der Widerrechtlichfeit er— 
forderlihen Vorausſetzungen 
vorhanden jeien, it dem anderen 
Theile zum Schadenserſatze 
verpflichtet, auch wenn der Irr— 
thum nicht auf Fahrläſſigkeit 
berubt. 


Siebenter Abjchnitt. 
Sicherheitsleiftung. 


8 232. Mer Sicherheit zu 

leiften bat, fann dies bewirken 

durh Hinterlegung von 

Geld oder Werthpa= 
pieren, 

durh Berpfändung von 


— die in das 


Reich3ichuldbuch oder in 
das Staatsſchuld-Buch 
eines Bundesſtaats ein= 
getragen find, 


legung erwirbt der Berechtigte 
ein Pfandrecht an dem hinter— 
legten Gelde oder an den 
hinterlegen Werthpapieren 
und, wenn das Geld oder Die 


Werthpapiere nad landesge- 


durch Berpfändung beweg— 


liher Sachen, 


durch Beftellung von Hypo= 
tbefen an inländischen | 


Grundſtücken, 
durch Verpfändung von 


orderungen, für die eine 
ypothek an einem in⸗ 
ländiſchen Grundſtücke 


beſteht, oder durch Ver— 
pfändung von Grund— 
ſchulden oder Renten— 





ſchulden an inländiſchen | fir i 
winnantheil-⸗ und Erneuerungs⸗ 


Grundſtücken. 
Kann die Sicherheit nicht 
in dieſer Weiſe geleiſtet werden, 
jo iſt die Stellung eines taug— 
lichen — zuläffig. 


5 


tit der Hinter: | 


ſetzlicher Vorſchrift in das Eigen— 
thum des Fiskus oder der 
als Hinterlegungsſtelle be— 
ſtimmten Anſtalt übergehen, 
ein Pfandrecht an der Forder— 
ung auf, Rückerſtattung. 

5 234. Werthypapiere find 
zur Gicerheitäleiftung nur 
geeignet, wenn fie auf den In— 
haber luuten, einen Kurswerth 
haben und einer Gattung ans 
gehören, in der Mündelgeld 
angelegt werden darf. en 
Inhaberpapieren ftehen Order: 
papiere qleich, die mit Blanko— 
indofjament verjeben find. 

Mit den Wertbpapieren 
find die Zins-, Renten, Ge: 


jcheine zu hinterlegen. 

Mit Werthpapieren kann 
Sicherheit nur in Höhe von 
drei Piertheilen des Kurse 
wertb& geleiftet werden. 
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s 235. Wer durh Hinter: 
legung von Geld oder von 


MWertbpapieren Sicherheit ge= 


leiftet bat, ift berechtigt, das 
binterlegte Geld gegen geeig= 
nete Wertbpapiere, die hinter— 
legten Wertbpapiere gegen 
andere geeignete Wertbpapiere 


oder gegen Geld umzutauſchen. 


Ss 6. 
forderung gegen das Reich 
oder gegen einen YBundesitaat 


fann Sicherheit nur in Höbe 


von drei Piertbeilen des Kurs: 
werths der MWertbpapiere ge= 
leiftet werden, deren Ausbän- 
Digung der Gläubiger gegen 
Löſchung feiner Forderung ver- 
langen Tann. 

Sg 287. 
lichen Sache kann Sicherheit 


nur in Höbe von zwei Dritt= | 


Mit einer Buch⸗ 
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oder eine Rentenſchuld ift zur 
Sicherheitäleiftung nur geeig— 
net, wenn fie den Porausjek- 
ungen entipricht, unter denen 
am Drte der Sicherbeitäleift- 
ung Miündelged in Hypo— 
thefen= Forderungen, Grunde 
ihulden oder Rentenjchulden 
angelegt werden darf. 
Eine Forderung, für die 
eine Sicherungshypothek be= 
ftebt, ift zur Sicherheitsleiſtung 
nicht geeignet. 
8239. Ein Bürge ift taug: 
ih, wenn er ein der Höhe 
der zu leiftenden Sicerbeit 
angemeſſenes Vermögen beſitzt 
und ſeinen allgemeinen Ge— 


richtsſtand im Inlande hat. 


Mit einer beweg-⸗ 


heilen des Schäßungswertbs 


— werden. Sachen, deren 
Sicherheit ohne Verſchulden 


rderb zu beſorgen oder deren 
Aufbewahrung mit bejonderen 
Schwierigkeiten verbunden ift, 
fünnen zurückgewieſen werden. 
8 Eine Hypotheken— 
forderung, eine Grundſchuld 


| 


ie Bürgichaftserflärung 
muß den Verzicht auf die Ein- 
rede der Vorausklage ent— 

halten. 
Ss 240. Wird die aeleiitete 


des Berechtigten unzureichend, 


jo ift fie zu ergänzen oder 
anderweitige Sicherheit zu 
leiften. 
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Zweites Bud). 
Recht der Schuldverhältniffe. 


a) Denfichrift zum Entivurfe eined® Bürgerlichen Geſetzbuches. — 
Drudiachen ded Reichdtage®, DB. Legidlatur-Periode, IV. Seffion, 


1895.96, Wr. 87, &. 40 u. ff. 


b) Kommiffiondberiht,. — Druckſachen des Reichetages, 9. Legid- 
latur:®eriode, IV. Seſſion 1895 96, Nr. 440, ©. 56 u. ff. 


Erſter Abjchnitt. 
Inhalt der Schuldverhältnifje. 


Erſter Titel. 
Derpflichtung zur Keijtung. 
s 241. Kraft des Schuld: 


verhältniff es iſt der Gläubiger | 


Leiſtun 


berechtigt, von dem Schuldner 


eine Leiſtung zu fordern. Die 
Leiſtung kann auch in einem 
Unterlaſſen beſtehen. 


s 242. 


| au 1 zahlen, jo fann die 


Hat der Schuldner das zur 
einer ſolchen Sade 
jeinerjeit8 Erforderliche aethan, 
jo beichränft ſich das Schuld— 


Iſt eine in aus: 
ländiſcher 9 äbrung ausge⸗ 
drüdte Geldjchuld im — 

hlung 
eichswährung erfolgen, es 


verhältniß auf dieſe Sache. 
| Ss 24. 


| fi denn, daß Zahlung in aus: 


Der Schuldner ift 


verpflichtet, Die Leitung jo zu 


bewirfen, wie Treu und Glauben 
mit Rücficht auf die Verkehrs— 
jitte es erfordern. 

s 243. Wer eine nur der 
Gattung nad beſtimmte Sache 
ihuldet, bat eine Sache von 
mittlerer Art und Güte zu 
leiſten. 


J 


landiſcher Währung ausdrück— 
lich bedungen iſt. 

Die Umrechnung erfolgt 
nach dem Kurswerthe, der zur 
Sat der Zahlung für den 

ablungsort maßgebend it. 
s 245. Sit eine Geldichuld 
in einer beitimmten Minz- 
orte zu zahlen, die ſich zur 


' Zeit der Zahlung nicht mehr 
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in Umlaufe befindet, jo iſt die 


Zahlung fo zu leiſten, wie 
wenn die Münzſorte nicht be: 
ſtimmt wäre. 


8 246. 
nad Geſetz 


Kr 


’ 
} 


Iſt eine Schuld | 
oder Rechtsgeſchäft 


zu verzinfen, jo jind vier von 


Hundert für das Fahr zu ent: 

richten, fofern nicht ein Anderes 

beitimmt ift. 
247. Iſt 


ür das 
fann der Schuldner nad) dem 
Ablaufe von ſechs Monaten 
das Kapital unter Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt von ſechs 
Monaten fündigen. Das 
Kündigungsreht kann 
durch Vertrag ausgeichlojien 
oder beichränft werden. 

Dieſe Vorſchriften gelten 
nicht für Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber. 

$ 248. (ine im voraus 

etroffene Bereinbarung, daß 
Fälige Binjen wieder Zinſen 
tragen ſollen, iſt nichtig. 

Sparfafien, Kreditanitalten 
und Inhaber von Bantfge: 
ihäften fünnen im 
vereinbaren, daß nicht erhobene 
Zinſen von Einlagen als neue 
verzingliche Einlagen gelten 
ioflen. Kreditanſtalten, die he 
recbtigt find, für den Betrag 
der von ihnen gewährten Dar: 
leben verzingliche Schuldver= 
ihreibungen auf den Inhaber 
auszugeben, können ſich bei 
jolhen Darlehen die Berzinis 
ung rüdjtändiger Zinjen im 
voraus veriprechen laſſen. 

$249. Wer zum Schaden$: 


gs ein höberer | 
gan als jech8 vom Hundert ı | 
abr vereinbart, jo | 
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erjaße verpflichtet ift, hat den 
uftand berzuftellen, der be= 
tehen würde, wenn der zum 
Erjage verpflichtende Umſtand 
nicht eingetreten wäre. Sit 
wegen Berleßung einer Berjon 
oder wegen — einer 
Sache Schadenserſatz zu leiſten, 
ſo kann der Gläubiger ſtatt 


der Herſtellung den dazu er— 





nicht 


forderlichen Geldbetrag ver— 
angen. 
8 Der Gläubiger 


= . 
kann dem Erjaßpflichtigen zur 


Heritellung eine angemejjene 
Ben mit der Erflärung be= 
tinmen, dab er die Heritell- 
ung nad dem Ablaufe der 
Frılt ablehbne. Nach dem Ab: 
laufe der Frift kann der Gläu— 


biger den Erſatz in Geld ver- 


voraus | 


langen, wenn nicht die Her— 
jtellung —— erfolgt; der 
Anſpruch auf die Herſtellung 
iſt ausgeſchloſſen. 

; 31. Soweit die Her— 
jtellung nicht möglich oder zur 
Entibädigung des Gläubigers 
nicht genügend ift, hat der Er: 
faßpflichtige den Gläubiger in 
Geld zu entichädigen. 

Der Erjaßpflihtige kann 
den Gläubiger in Geld ent= 
ihädigen, wenn die Herſtell— 
ung nur mit unverbältniß- 
mäßigen Aufwendungen mög— 
lich iſt. 

Ss 252. Der zu erſetzende 
Schaden umfaßt auch den ent— 
gangenen Gewinn. Als ent— 
gangen gilt der Gewinn, wel: 
her nah dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge oder nad) 
den beionderen Umſtänden, 
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inäbejondere nad den getrof— 
fenen Anftalten und Vorkehr— 
ungen, mit Wahrjcheinlichfeit 
erivartet werden fonnte. 

Ss 258. Wegen eines Scha- 


| 


| 


dens, der nicht Vermögens- 


ihaden ift, kann Entſchädigung 
in Geld nur in den durch dag 
Geſetz beitinımten Fällen ges 
fordert werden. 

8 254. Hat bei der Ent— 
ftehung des Schadens ein Ver— 
ihulden des Beihädigten mit: 
gewirkt, jo bängt Die Ber: 
pflihtung zum Erſatze ſowie 
der Umfang de3 zu leiftenden 
Erſatzes von den Umftänden, 
indbejondere davon ab, inwie— 
weit der Schaden vorwiegend 
bon dem einen oder dem an: 
deren Theile verurſacht wor⸗ 
den tt. 

Dies gilt auch dann, wenn 
ſich das Verichulden des Be— 
ſchädigten darauf beſchränkt, 
daß er unterlaſſen hat, den 
Schuldner auf die Gefahr 
eines ungewöhnlich hohen Scha— 
dens aufmerkſam zu machen, 
die der Schuldner weder 
kannte noch kennen mußte, 





oder daß er unterlaſſen hat, 


den Schaden abzuwenden oder 
zu mindern. Die Vorſchrift 


des 8 278 findet entſprechende 


Anwendung. 

$255. Wer für den Ber: 
luſt einer Sache oder eines 
Rechtes Schadenserſatz zu 
leiſten hat, iſt zum Erſatze nur 


gegen Abtretung der Anſprüche ſitz 
pflichtet, die Wegnahme der 
berechtigten auf Grund des | 


verpflichtet, die dem Erſatz— 





Eigenthums an der Sache oder 








auf Grund des Rechtes gegen 
Dritte zuftehen. 

8 256. Wer zum Eriaße 
von Aufwendungen verpflichtet 
ist, hat den aufgewendeten Be: 
trag oder, wenn andere Gegen= 
ftände als Geld aufgewendet 
worden jind, den al3 Eriat 
ihres Werthes zu zablenden 
Betrag von der Zeit der Auf— 
wendung an zu verzinſen. Sind 
Aufwendungen auf einen 


Gegenſtand gemaht worden, 


der dem Erlaßpflictigen ber: 
auszugeben ift, jo find Binfen 
für die Zeit, für welche dem 
Erfatberehtigten die Nutz— 
ungen oder Die Früchte des 
Gegenſtandes ohne Bergütuna 
verbleiben, nicht zu entrichten. 

5 257. Wer beredtigt iſt, 
Eriag für Aufwendungen zu 
verlangen, die er für einen be: 
ſtimmten Zwef madt, fann, 
wenn er für diefen Zweck eine 
Verbindlichkeit eingeht, Befrei— 
ung von der Berbindlichkeit 
verlangen. Sit die Verbind- 
lichkeit noch nicht fällig, jo 
fann ihm der Erjaßpflichtige, 
ftatt ihn zu befreien, Sicher: 
beit leiften. F 

8 258. Wer berechtigt iſt, 
von einer Sache, die er einem 
Anderen herauszugeben hat, 
eine Einrichtung wegzunehmen, 
hat im Falle der Wegnahme 
die Sache auf ſeine Koſten in 
den vorigen Stand zu ſetzen. 
Erlangt der Andere den Be— 
ſitz der Sache, ſo iſt er ver— 


Einrichtung zu geſtatten; er 
kann die Geſtattung verweigern, 
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bi3 ihm für den mit der Weg: | Sorafalt aufaeitellt worden iſt, 


nahme verbundenen Schaden 
Sicherbeit geleiltet wird. 
s 259. r verpflichtet iſt, 
über eine mit Einnahmen oder 
Ausgaben verbundene Ver— 
waltung Rechenſchaft abzu— 
legen, hat dem Berechtigten 
eine die geordnete Zujanımens 
ſtellun 
der usgaben 
Rechnung mitzutheilen und, 
ſoweit Belege ertheilt zu wer: 
den pflegen, Belege vorzus 


| 
| 
| 


der Einnahmen oder 
enthaltende | 


legen. | 
Befteht Grund zu der An: 


nahme, daß die in der Rech— 
nung enthaltenen Angaben 
iiber die Einnahmen nicht mit 
der erforderlihen Sorgfalt ge= 
macht worden jind, jo hat der 
Berpflictete auf Verlangen 
den Offenbarungseid dahin zu 
leiſten: 
daß er nach beſtem Wiſſen 
die Einnahmen ſo voll— 
ſtändig angegeben habe, 
als er dazu im Stande jei. 
In Angelegenheiten von 
geringer Bedeutung beiteht 


eine Ser sung zur Leiſt- 
a 


ung des Dffenbarunggeides 
nicht. _ 

5 260. Wer verpflichtet ift, 
einen Inbegriff von Gegen= 
jtänden herauszugeben oder 
über den Beitand eines jol- 
hen Inbegriffs Auskunft zu 
ertbeilen, bat den Berechtig- 
ten ein Verzeichniß des Be— 
ſtandes vorzulegen. 

Beiteht Grund zu der Anz 
nahme, Daß das DBerzeichnig 
nicht mit Der erforderlichen 








jo hat der DBerpflichtete auf 
Berlangen den Dffenbarungs: 
eid dahin zu leiſten: 
daß er nach beitem Wiſſen 
den Beitand jo vollitän: 
Dig angegeben habe, als 
er dazu im Stande fei. 
Die Vorſchrift des 8 259 
Abi. 3 findet Anwendung. 
.$ 261. Der Offenbarungs: 
eid it, jofern er nicht vor dem 
Prozekgerichte zu leiften iſt, 
vor dem Amtsgerichte des 
Ortes zu leilten, an welchem 
die Verpflichtung zur Rech— 
nungslegung oder zur Vor— 
legung des Verzeichniſſes zu 
erfüllen ift. Hat der Berpflichtete 
jeinen Wohnſitz oder jeinen 


Aufenhalt im Inlande, jo kann 


er den Eid vor dem Amts— 
gerichte des Wohnſitzes oder 
des Aufenthaltsortes leiſten. 

Das Gericht kann eine den 
Umſtänden entſprechende Aen— 
derung der Eidesnorm be— 
ſchließen. 

Die Koſten der Abnahme 
des Eides hat derjenige zu 
tragen, welcher die Leiſtung 
des Eides verlangt. 

$ 262. Werden mehrere 
Reiftungen in der Weile ge= 
ichuldet, daß nur Die eine oder 
die andere zu bewirken iſt, jo 
ftebt das Wahlrecht im Zweifel 
dent Schuldner zu. ; 

s 263. Die Wahl erfolgt 
durch Erflärung gegenüber dem 
anderen Theile.  _ 

Die gewählte Leiftung gilt 
al3 die von Anfang an allein 
gejchuldete. 
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8 264. Nimmt der wahl 


nicht vor den Beginne der 
an vor, So 
ann der Gläubiger Die Zwangs— 
vollftrefung nad jeiner Wahl 
auf die eine oder auf Die an— 
dere Leiftung richten; Der 
Schuldner kann fib jedoch, 


jolange nicht Der Gläubiger 


die gewählte Leiltung ganz 
oder zum Theil empfangen 
bat, durch eine der übrigen 
Leiltungen von jeiner Verbind— 


lichfeit befreien. 
Sit der woablberectigte 
Gläubiger im Verzuge, jo 
fann der Schuldner ihn unter 
Beitimmung einer angemejle= 
nen Friſt zur Vornabme der 
Wahl auffordern. Mit dem 
Ablaufe der Friſt geht das 
Wahlrecht auf den Schuldner 


über, wenn nicht der Gläubi- 


ger rechtzeitig die Wahl vor: 


nimmt. 
8 265. Dit eine der Leift: 
ungen von Anfang an une 


möglich oder wird fie jpäter 


— — — 


willigung des Schuldners iſt 
berechtigte Schuldner die Wahl i 


nicht erforderlich. i 

Der Gläubiger kann die 
Reiitung ablehnen, wenn der 
Schuldner wideriprict. 

8. Betreibt der Gläu— 
biger die Zwangsvollſtreckung 
in einen dem Schuldner ge= 
hörenden Gegenftand, fo ift 
Jeder, der Gefahr läuft, durch 
die Zwangsvollſtreckung ein 
Net an dem Gegenftande zu 
verlieren, berechtigt, Den Gläu— 
biger zu befriedigen. Das 
gleihe Recht ſteht dem Be— 
ſitzer einer Sache zu, wenn er 
Gefahr läuft, Durch die Zwangs— 
vollftrefung den Beſitz zu ver: 
lieren. 

Die Befriedigung kann auch 
Durch Hinterlegung oder durd) 
Aufrechnung erfolgen. 

Soweit der Dritte den 
Gläubiger befriedigt, geht die 


| ——— auf ihn über Der 


unmöglich, ſo beſchränkt ſich 
das Schuldverhältniß auf die 


übrigen Leiſtungen. Die Be— 
ſchränkung tritt nicht ein, wenn 
die Leiftung in Folge eines 
Umftandes unmöglich wird, 
den der nicht wahlberechtigte 
Theil zu vertreten bat. 

Ss 266. Der Schuldner it 
zu Theilleiftungen nicht berech— 
tigt 


Ss 267. 


* der Schuldner 


nicht in Perſon zu leiſten, ſo 


kann auch ein 


Leiſtung bewirken. Die Ein— 


Dritter Die | 


ebergang kann nicht zum 
Nachtbeile des Gläubigers gel: 
tend aemacht werden. 

s 269. Sit ein Ort für 
die Leiſtung weder beſtimmt 
nob aus den Umftänden, ins— 
bejondere aus der Natur des 
Schuldverhältniſſes, zu ent 
nehmen, jo bat die Leiftung 
an dem Orte zu erfolgen, an 
welhem der Schuldner zur 
Beit der Entſtehung des Schuld: 
verhältnifjes jeinen Wohnſitz 
batte, 
Sit die Verbindlichkeit im 
(Sewerbebetriebe des Schuld— 
ner3 entitanden, jo tritt, wenn 
der Schuldner feine gewerb— 


‚ liche Niederlafjung an einem 
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anderen Orte hatte, der Ort 


der Niederlafiung an die Stelle 


des Wohnfiges. 
Aus den Umstand allein, 
das der Schuldner die Koſten 
der Verſendung übernommen 
bat, ift nicht zu entnehmen, 
dak der Drt, nah weldem 
die Berfendung zu erfolgeu 
bat, der Leiſtungsort jein jo. 
s 270. Geld bat 
Schuldner im Zweifel auf feine 


Gefahr und feine Koften dem h 


der 





Släubiger an deſſen Wohnfig 


zu übermitteln. 

ft die Forderung im Ge: 
werbebetriebe des Gläubigers 
entitanden, jo tritt, wenn der 
Gläubiger feine "gewerbliche 
Miederlafiung an einem ans 
deren Orte Ag der Drt der 


iſt im Bweifel anzunehmen, 
daß der Gläubiger die Leiſt— 
ung nicht vor dieſer Zeit ver- 
langen, der Schuldner aber 
fie vorher bewirken fann. 

8 272 Bezahlt der Schuld- 
ner eine underzingliche Schuld 


| vor der Fälligkeit, jo ift er zu 


einem Abzuge wegen der 
Zwiſchenzinſen un berechtigt. 
273. Hat der Schuldner 

aus — rechtlichen Ber- 
ältniß, auf dem feine Ver— 
pflichtung berubt, einen fälligen 
Anipruc gegen den Gläubiger, 
io fann er, jofern nicht aus 
dem Schuldverbältniffe fich ein 
Anderes ergiebt, die geſchul— 
dete Leitung verweigern, bis 


die ibm gebührende Leiſtung 


Niedexlaſſung an die Stelle 


des Wohnfites. 


Erböben jich in Folge einer | 


nach der Entitehungdes Schuld: 


verhältnifies eintretenden Aen: 
derung des Wohnſitzes oder 


der gewerblichen Niederlaflung 
des Gläubigers die Koſten oder 
die Gefahr der Uebermittelung, 
jo hat der Gläubiger im erite: 
ren Falle die Mebrfoiten, im 
legteren alle die Gefahr zu 
tragen. 

ie Vorſchriften über den 
Geitunggor bleiben unberührt. 

89% 

die Leitung weder bejtimmt 


Iſt eine Beit für 


noch aus den Umständen zu 


entnehmen, jo kann der Gläu— 


biger die Leiftung jofort, ver= | 


langen, der Schuldner fie ſo— 
fort bewiren. 
ft eine Zeit beitimmt, fo 


Geltendmachung des 


bewirkt wird(Zurüdbehaltungs: 
recht). 

Wer zur Heransgabe eines 
Gegenitandes verpflichtet it, 
hat daS gleihe Recht, wenn 
ihm ein fälliger Anſpruch we⸗ 
gen Verwendungen auf den 
Gegenſtand oder wegen eines 
ihm durch dieſen verurſachten 
Schadens zuſteht, es ſei denn, 
daß er den Gegenſtand durch 
eine vorſätzlich begangene un— 
erlaubte Handlung erlangt hat. 

Der Gläubiger kann die 
Ausübung des Zurückbehalt— 
ungsrechts durch Sicherheits- 
leistung abwenden. Die Sicher- 
heitsleiſtung durch Bürgen iſt 
ausgeſchloſſen. 

s 274. Gegenüber Der 
Klage des Gläubigers bat die 
Zuriick⸗ 


behaltungsrechts nur die Wirt— 


ung, daß der Schuldner zur 
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Leiſtung gegen Empfang der 
ihm gebührenden Leijtung (Er: 
füllung Zug um Bug) zu ver- 
urtbeilen ift. 

Auf Grund einer jolchen 
Berurtbeilung kann der Gläu— 
biger jeinen Anſpruch ohne 
Bewirfung der ihm _obliegen= 
den Leiftung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung verfolgen, 
wenn der Schuldner im Ver— 
zuge der Annahme it. 

8 2%. Der Schuldner 
wird von der Verpflichtung 
Ber Seen frei, ſoweit Die 
eiltung in Folge eines nad 


verhältnifjes eintretenden Um 


itandes, den er nicht zu vers 


treten bat, unmöglich wird. 
Einer nad der Entitehung 


des Schuldverhältniſſes ein= | 
tretenden Unmöglichkeit ſteht 


das nachträglich eintretende 


Unvermögen des Schuldners ; 
entſtehenden Schaden zu ers 


zur Leiſtung gleich. 
s 276. Der Schuldner hat, 


jofern nicht ein Anderes bes 


ſtimmt ift, Borlag und Fahr— 
läſſigkeit zu vertreten. 8 





— — — ——— — — 





ahr⸗ 


läſſig handelt, wer die im Ber: | 


fehrerforderlibeSorgfalt außer 
Acht läßt. Die Borjchriften 
der $$ 827, 828 finden Ans 
wendung. 

Die Haftung wegen Vor— 
jate3 fann dem Schuldner nicht 
im voraus erlafjen werden. 

s 277. Wer nur für Die 
jenige Sorgfalt einzufteben hat, 


welche er in eigenen Angelegen: | 
beiten anzuwenden pflegt, ilt 


von der Haftung wegen grober 
Fahrläſſigkeit nicht befreit. 





5278. Der Schuldner hat 

ein Verſchulden feines geſetz— 
lichen Vertreter und der Per— 
onen, deren er jich zur Er— 
füllung jeiner Verbindlichkeit 
bedient, in gleichen Umfange 
au vertreten wie eigene3 Ver— 
hulden. Die Vorſchrift des 
8 276 Abi. 2 findet feine Ans 
wendung. 

s 279. Sit der geichuldete 
Gegenitand nur der Gattung 
nah beitinmt, jo bat der 
Schuldner, ſolange die Leiſt— 
ung aus der Gattung möglich 


iſt, fein Unvermögen zur Leiſt— 
der Entitebung des Schuld» 


ung auch Dann zu vertreten, 
wenn ihm ein Berichulden 
nicht zur Laſt fällt. Pi 

$ 230. Soweit die Leiſt⸗ 
ung in Folge eineg von dem 
Schuldner zu vertretenden Unis 
ſtandes unmöglich wird, bat 
der Schuldner den: Gläubiger 
den Durch die Nichterfüllung 


egen. 

Im Falle theilweiier Uns 
möglichkeit kann der Gläubiger 
unter Ablehnung des noch 
möglichen Theiles der Leiſtung 
Schadengerjag wegen Nichte 
erfüllung der ganzen Verbind— 
lichfeit verlangen, wenn Die 
theilweije Erfüllung für ihn 
fein Intereſſe hat. Die für 
das vertragsmäßige Rüdtritts- 
recht geltenden Borichriften der 
58 346 bis 356 finden ent= 
Iprehende Anwendung. 

$ 281. Erlangt der Schuld: 
ner in Folge des Umitandeg, 
welcher die Leiltung unmöglich 


macht, für den geichuldeten 
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Gegenitand einen Erjat oder 
einen Erſatzanſpruch, jo kann 


der Gläubiger Herausgabe des 


als Erſatz Empfangenen oder 
Abtretung des Erſatzanſpruchs 
verlangen. . 

Hat der Gläubiger Anſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Nicht: 
erfüllung, jo mindert jich, wenn 
er von dem im Abi. 1 be= 
jtimmten Rechte Gebrauch 
macht, die ihm zu leiitende 
Entibädigung um den Werth 
des erlangten Erſatzes oder 
Erjaganiprude. 

s 282. it ftreitig, ob die 
Unmöglichfeit der Seittung die 
Folge eine von dem Schuld= 
ner zu vertretenden Umftandes 
ist, 6 trifft die Beweislaſt den 

chuldner. 

8 283. Iſt der Schuldner 
rechtskräftig verurtheilt, ſo 
kann der Gläubiger ihm zur 
Bewirkung der Leiſtung eine 
angemeſſene Friſt mit der Er— 
klärung beſtimmen, daß er die 
Annahme der Leiſtung nach 
dem Ablaufe der Friſt ablehne. 
Nach dem Ablaufe der Friſt 
kann der Gläubiger Schadens: 
erjag wegen Nichterfüllung ver= 
langen, joweit nicht die Yeift- 
ung rechtzeitig bewirkt wird; 
der Anſpruch auf Erfüllung ift 
ausgeichlofien. Die VBerpflichte 
ung zum Schadenserjage tritt 


nicht ein, wenn Die Leiftung | 


in Folge eines Umftandes un— 
möglich wird, den der Schuld= 
ner nicht zu vertreten hat. 


Wird die Leiftung bis zum | 


Ablaufe der Friit nur theil— 
weile nicht bewirkt, jo ſteht 
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dem Gläubiger aud daS im 
$ 280 Abj. 2 beftimmte Recht zu. 
$ 284. Leiſtet der Schuld- 
ner auf eine Mahnung des 
Gläubigers nicht, die nach dem 
Eintritte der Fälligkeit erfolgt, 
jo fommt er durch die Mahn: 
ung in Verzug. Der Mahn- 
ung fteht die Erhebung der 
Klage auf die Leiltung ſowie 
die Surfelung eines Bahlung$: 
befehls 
gleich. 
Iſt für die Leiſtung eine 
get nach dem Kalender be= 
immt, jo kommt der Schuld: 
ner ohne Mahnung in Verzug, 
wenn er nicht zu der bejtimmt= 
ten Zeit leiltet. Das Gleiche 
ilt, wenn der Leiltung eine 

indigung borauszugehen hat 
und die Zeit für die Leiftun 
in der Weife bejtimmt itt, dab 
fie fih von der Kündigung ab 
Fr dem Kalender berechnen 
äßt. 

8 2385. Der Schuldner 
fommt nicht in Verzug, ſo— 
lange die Leiftung in Folge 
eine Umſtandes unterbleibt, 
den er nicht zu vertreten hat. 

z 286. Der Schuldner hat 
dem Gläubiger den Durch den 
Verzug entjtehenden Schaden 
zu erjeßen. 

at die Leitung in Folge 
des Verzugs für den Gläubiger 
fein Intereſſe, jo kann dieſer 
unter Ablehnung der Leiſtung 
Schadenserſatz wegen Nicht: 
erfüllung verlangen. Die für 
das vertragsmäßige Rücktritts⸗ 
recht geltenden Vorſchriften der 


Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Bd.) 4 


im Mahnverfahren 
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ss 346 bis 356 finden ents | 


prechende Anwendung. 
$ 387. Der Schuldner hat 
während des Verzugs jede 
J—— feit zu vertreten. Er 
it auch Mür die während des 
Verzugs durch Zı 
tende Unmöglichkeit der Leiſt— 
ung verantwortlich, es ſei denn, 
daß der Schaden auch, bei 
rechtzeitiger Leiſtung einge— 
treten ſein würde. 
z 288. Eine Geldſchuld iſt 
während des Verzugs mit vier 
vom Hundert für das Jahr 
zu verzinſen. Kann der Glä 


Zufall eintres 





biger aus einen anderen Rechts: 


grunde höhere Zinjen verlan- 
gen, jo find dieſe fortzuent= 
ichten. 
Die Geltendmachung eines 
weiteren Schadens ift nicht 
ausgeihlofien. 

$ 2859. Bon Zinſen find 
Verzugszinſen nicht zu ent= 
richten. Das Recht des Gläu— 
bigers auf Erſatz des durch 
den Verzug entſtehenden Scha— 
dens bleibt unberührt. 


herauszugeben, 


der Minderung des Werthes 
eines während des Verzugs 
verſchlechterten Gegenſtandes 
verpflichtet iſt. 

5. 291. Eine Geldſchuld 
hat der Schuldner von dem 
Eintritte der Rechtshängigkeit 
an zu verzinſen, auch wenn er 
nicht im Verzug iſt; wird die 
Schuld erſt jpäter fällig, fo iſt 


jie von der Fälligkeit an zu 
verzinien. Die Vorſchriften 
des 8 288 Abi. 1 und des 


8289 Sak 1 finden entipre= 


ahr chende Anwendung. 
läu⸗ 


8292. Hat der Schuldner 
einen bejtimmten Gegenſtand 
jo bejtimmt 


ſich von dem Eintritte der 


Rectshängigkeit an der An— 
ſpruch des Gläubiger auf 


Schadenserſatz megen Ber: 


ihlechterung, Unterganges oder 
einer aus einem anderen 
Grunde eintretenden Unmög— 
lichkeit der Herausgabe nad) 
den Borjchriften, welche für 


' das Berbältnig zwiſchen dem 


$ 290. Sit der Schuldner 
zum Erjaße des Werthes eines 


Segenftandes verpflichtet‘, der 
während des PVerzuges unter: 
gegangen ift oder aus einem 
während des PVerzuges einges 
tretenen Grunde nicht heraus— 
gegeben werden fann, jo fann 
der Gläubiger Zinfen des zu 
erjegenden Betrag3 von dent 
Zeitpunft an verlangen, wel— 
ber der Beltimmung des 
Werthes zu 
wird. Das Gleiche gilt, wenn 
der Schuldner zum Erſatze 


Grunde gelegt | 


Eigenthümer und dem Be: 
jiger von dem Cintritte der 
Rechtshängigkeit des Eigen: 
thumsanſpruchs an gelten, jo: 
weit nicht aus dem Schuld— 
verhältniß oder den Verzuge 
des Schuldners ſich zu Gun— 
iten des Gläubigerd ein Anz 
dere3 ergibt. 


Das Gleiche gilt von dem 
Anſpruche des Gläubiger auf 
Herausgabe oder Vergütung 
von Nußungen und von dem 
Anjpruche des Schuldners auf 
Erjat von Berwendungen. 


II. Titel: Berzug des Gläubigers. 





Zweiter Titel. 
Derzug des Gläubigers. 
298. Der Gläubiger 


8 
fommt in Verzug, wenn er | 
die ihm angebotene LXeiftung LU 
ı pflichtet, fo kommt der Gläu— 


nicht anninımt. 
29. Die Leitung muß 
den Gläubiger jo, wie fie zu 











bewirfen ift, thatjächlich ange= 


geboten werden. 
S 29. Ein wörtliches An- 
gebot des Schuldner3 genügt, 


wenn der Gläubiger ihm er: 


Härt bat, daß er die Leiftung 
nicht annehmen werde, oder 
wenn zur Bewirfung der 
Leiftung eine Handlung des 
Gläubigers erforderlich iſt, ins— 
beſondere, wenn der Gläubiger 
die geſchuldete Sache abzuholen 
hat. Dem Angebote der Leiſtung 
ſteht die Aufforderung an den 
Gläubiger gleich, die erforder= 
liche — ung vorzunehmen. 
8 J 


für die von 


dem Gläubiger vorzunehmende ur 2% 
grobe Fahrläſſigkeit zu 


genen eine Zeit nad) den 
alender bejtinnmt, jo bedarf 
e3 des Angebot3 nur, wenn 
der Gläubiger die Handlung 
rechtzeitig vornimmt. Das 
Gleiche gilt, wenn der Hands 
lung eine Kiindigung voraus: 


| 
| 
| 
| 


zugeben bat und die Zeit für | 


die Handlung in der Weiſe 
bejtimmt ift, daß fie ſich von 
der Kündigung ab nach dem 
Kalender berechnen läßt. 

. 5297. Der Gläubigerfommt 
nit in Verzug, wenn Der 
Schuldner zur Zeit des Anz 


lichen 
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gebot3 oder im Falle des $ 296 
zu der für die Handlung des 
Gläubiger beitimmten Zeit 
außer Stande ift, die Leiftung 
zu bewirken. 

$ 29. Sit der Schuldner 
nur gegen eine Leiftung des 
Gläubigers zu leilten ver: 


biger in Berzug, wenn er 
zwar Die angebotene Leiſtung 
anzunehmen bereit iſt, die ver= 
langte Gegenleiftung aber nicht 
anbietet. 

Ss 29. Sit die Leiltunggzeit 
nicht bejlimmt oder ift der 
Schuldner berechtigt, vor der 
beitimmten Zeit zu leiten, jo 
fonımt der Gläubiger nicht 
Dadurch in Berzug, daß er 
vorübergehend an der Annahme 
der angebotenen Leiſtung ver— 
hindert ift, es jei denn, daß 
der Schuldner ihm die Leiftung 
eine angemejjene Zeit vorher 
angekündigt bat. 

$ 300. Der Schuldner hat 
während des Verzugs des 
Släubigerd nur Vorfag und 
Ders 
treten. 

Wird eine nur der Gattung 
nach beſtimmteSache geichuldet, 
jo geht die Gefahr mit dem 
Zeitpunft auf den Gläubiger 
über, in welchem er dadurch 
in Berzug fommt, daß er die 
angebotene Sache nicht ans 
nimmt. 

$ 301. Bon einer verzind- 
SGeldihuld hat der 
Schuldner während des Ber: 
zugs des Gläubigerd Zinſen 
acht zu entrichten. 

4* 
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s 302. Hat der Schuldner 
die Nutzungen eines Gegen: 
ftande3 herauszugeben oder zu 
erjegen, jo beichränft jich feine 
Berpflihtung während des 
Verzugs des Gläubigerd auf 
die Nutzungen, welche er zieht. 

$ 308. Iſt der Schuldner 
ur Herausgabe eines Grund: 
hüds verpflichtet, jo kann er 
nad dem Eintritte des Ver— 
zugs des Gläubigers den Beſitz 


— —— — — 


aufgeben. Das Aufgeben muß 
dem Gläubiger vorher ange— 
droht werden, es jei denn, daR 
die Androbung unthunlich ift. 
5304. Der Schuldner fann 
im alle des Verzugs Des 
Glänbigers Erſatz der Mehr— 
aufwendungen verlangen, die 
er für das erfolgloſe Angebot, 
ſowie für die Aufbewahrung 
und Erhaltung des geſchuldeten 
Gegenſtandes machen mußte. 


Zweiter Abſchnitt. 


Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
erleidet, daß er auf die Gültig— 


Erſter Titel. 


Begründung. Inhalt des 
Dertrags. 


. $80. Zur Begründung 
eines Schuldverhältnifjes durch 
Rechtsgeſchäft, ſowie zur Aen— 
derung des Inhalts eines 
Schuldverhältniſſes iſt ein 


Vertrag zwiſchen den Bethei: | 


ligten erforderlich, joweit nicht 
das Geſetz ein Anderes vor= 
ichreibt. 
$ 306. Ein auf eine uns 
möglihe Leiſtung gerichteter 
Vertrag iſt nichtig. 
Ss 307. 


Wer bei der 
Schliegung eines Bertragg, 
der auf eine unmögliche 


Leiftung gerichtet ift, die Un— 
möglichkeit der Leiftung kennt 
oder fennen muß, ift zum Er— 
ſatze des Schadens verpflichtet, 
den der andere Theil dadurch 








feit des Vertrags vertraut, 
jedoh nicht über den Betrag 
des Intereſſes hinaus, welches 
der andere Theil an der Gül— 


‚ tigfeit des Vertrags hat. Die 
Erſatzpflicht tritt nicht ein, 


wenn der andere Theil die 
———— kennt oder kennen 
muß. 


Dieſe Vorſchriften finden 
entſprechende Anwendung, wenn 
die Leiſtung nur theilweiſe un— 
möglich und der Vertrag in 
Anjehbung des möglichen 
Theiles gültig ift oder wenn 
eine von mehreren wahlweiſe 
versprochenen Leiltungen un— 
möglich ift. 


Ss 308. Die Unmöglichkeit 


der Leiſtung fteht der Gültig- 


feit des Vertrag nicht, ente 
gegen, wenn die Unmöglichkeit 
gehoben werden kann und der 
Vertrag für den Fall geſchloſſen 


I. Titel: Begründung. 


j eine unmögliche 
Leiltung unter einer anderen 
auffchiebenden Bedingung oder 
unter Beitimmung eines An: 
fangstermins veriproden, jo 
it der Vertrag, gültig, wenn 

ie 


Unmöglichfeit vor dem | 


Eintritte der Bedingung oder | 
' oder notariellen Beurkundung. 


des Termins gehoben wird. 

$ 309. Beritößt ein Vertrag 
egen ein geſetzliches Verbot, 
o finden die Vorichriften der 


s$ 307, 308 entiprechende Ans | 


wendunag. 

$ 310. Ein Vertrag, durch 
den fi der eine Theil ver— 
pflichtet, jein künftiges Ber: 
mögen oder einen VBruchtheil 
jeines lünftigen Vermögens zu 
übertragen oder mit einem 
Niegbrauche zu belaften, it 
nichtig. 

$ 311. Ein Bertrag, durch 
den fi der eine Theil ver= 
pflichtet, jein gegenmwärtiges 
Vermögen oder einen Bruch: 
tbeil ſeines gegemvärtigen 
Vermögens zu iibertragen oder 
mit einem Nießbrauche zu be= 
laften, bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung. 

$ 312. Ein Vertrag über 
den Nachlaß eines noch leben= 
den Dritten ift nichtig. Das 


Gleiche gilt von einem Vertrag | 
über den PBflichttheil oder ein 
Vermächtniß aus den Nachlaß 


eines noch lebenden Dritten. 


‚ Diele Vorſchriften finden | 
feine Anwendung auf einen | 
Vertrag, der unter fünftigen | w 


| 
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jeglihen Erbtheil oder den 
Prlicttheil eine® von ihnen 
geichtoffen wird. Ein folder 

ertrag bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung. 

$ 313. Ein Vertrag, durch 
den ſich der eine Theil ver: 
pflichtet, das Eigenthum an 
einem Grundſtücke zu über— 
tragen, bedarf der gerichtlichen 


Ein ohne — dieſer 
Form geſchloſſener Vertrag 
wird ſeinem ganzen Inhalte 
nach gültig, wenn die Auf— 


laſſung und die Eintragung 


in das Grundbuch erfolgen. 

Ss 314. Verpflichtet ſich es 
mand zur Veräußerung oder 
Belaftung einer Sadıe, jo er— 
ſtreckt fich die Verpflichtung im 


 Bweifel auch auf das Zubehör 





gejetzlichen Erben iiber den ges 


der Sadıe. 
$ 315. Soll die Leiftung 
durch einen der Bertrags 


ſchließenden beſtimmt werben, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, 
daß die Beſtimmung nach bil— 
ligem Ermeſſen zu treffen iſt. 

Die Beſtimmung erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Theile. 

Soll die Beſtimmung nach 
billigem Ermeſſen erfolgen, ſo 
iſt die getroffene Beſtimmung 
für den anderen Theil nur 
verbindlich, wenn ſie der Bil— 
ligkeit entſpricht. Entſpricht 
ſie nicht der Billigkeit, ſo wird 
die Beſtimmung durch Urtheil 
getroffen; das Gleiche gilt, 
wenn die Beſtimmung verzögert 


ird. 
$ 316. Iſt der Umfang der 
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für eine Reiftung veriprochenen 
ne enleiftung nicht beftinmt, 

ebt die Beltimmung im 
Biveifel demjenigen Theile zu, 
welcher die Gegenleiftung zu 
fordern bat. 


einem Dritten 


der Leiſt 
i et it im Zweifel 


überlafjen 





anzunehmen, Daß fie nad) bil 


mejlen zu treffen ift. 
oR die Beſtimmung Durch 
mehrere Dritte erfolgen, jo ift 
im Bweifel Uebereinſtimmung 
aller erforderlih; ſoll 
Sunme beitimmt werden, jo 
ift, wenn verichiedene Summen 
beftimmt werden, im Zweifel 
ik Durchſchnittsſumme maß— 
gebend. 

$ 318. Die einem Dritten 
überlafjene Beſtimmung Der 
Leiftung erfolgt durch Er— 


ligent 


Härung —— einen der | p 
ſchl — Reiftung bis zur Be- 


— ießenden. 

Die Anfechtung der ge— 
troffenen Beſtimmung wegen 
Srrthums, Drohung oder 
arglifti iger Täufhung fteht nur 
den Bertragichließenden zu; 
ea egner ift der ans 
dere Theil. 
muß Kain (ih erfolgen, 
nachdem Der nfechtungsbes 
rechtigte von dem Anfechtungss 
gu Kenntniß erlangt bat. 

ie iſt ausgeichloffen, wenn 
dreißig Fahre veritrichen find, 
nachdem die Beltimmung ges 
troffen worden ift. 

$ 319. Soll der Dritte die 


Leiltung nad billigem Er— 
mejjen beftimmen, jo it Die 


getroffene Beſtimmung fir die 


eine 


ie Anfechtung 
ganzen 


Bertragichließenden nicht ver= 
Bindlidh, wenn fie offenbar un= 
en Die Beltimmung 
erfolgt in diefem alle durch 
Urtheil; das Gleiche gilt, wenn 


der Dritte die Be immung 
$ 317. Sit die Beitinmung 


nicht treffen fann oder will 
oder wenn er fie berzögert. 

Soll der Dritte die Be— 
ftimmung nach freien Belieben 
treffen, jo ift der Vertrag uns 
wirfjam, wenn der Dritte die 
Beltimmung nicht treffen kann 
oder will oder wenn er ſie ver= 
zögert. 


Zweiter Titel. 
Gegenſeitiger Vertrag. 


8 320. Wer aus einem 
—3 — en Vertrage ver— 
flichtet iſt, kann die ihm ob— 


wirkung der Gegenleiſtun 
verweigern, es ſei denn, da 
er vorzuleiſten verpflichtet iſt. 
Hat die Leiſtung an Mehrere 
zu erfolgen, ſo kann dem Ein— 
— der ihm gebührende 

heil bis zur Bewirkung der 


Gegenleiſtung ver— 


weigert werden. nr Borichrift 





des 8 273 Abi. 3 
Anwendung. 
Sit don der einen Seite 
theilweije geleitet worden, jo 
fann die Gegenleiftung injoweit 
nicht verweigert werden, als Die 
Verweigerung nach den Umftän: 
den, insbeſondere wegen verhält: 
nißmäßiger Geringfügigfeit des 
rückſtändigen Theile, gegen 


findet feine 





Treu und Glauben veritoßen | 


würde. 

s 321. 
gegenjeitigen Vertrage vorzu— 
leiſten verpflichtet iſt, kann, 
wenn nach dem Abſchluſſe des 


Vertrags in den Vermögend- 


verhältnifien des 





Mer aus einem | d 





anderen | 


Theiles eine wefentlihe Ver: 


ſchlechtexung eintritt, Durch Die 
der Anſpruch auf die Gegen: 
leiftung gefährdet wird, die ihm 
obliegende Leiftung verweigern, 
bi3 die Gegenleiftung bewirkt 
oder Sicherheit für ſie geleitet 
wird. 

$ 322. Erhebt aus einen 
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nad $ 281 Herausgabe des 
für den gejchuldeten Gegenitand 
erlangten Erſatzes oder Ab— 
tretung des Erſatzanſpruchs, 
fo bleibt er zur Gegenleiftung 


verpflichtet; dieje mindert ſich 





gegenieitigen Bertrage der eine 
beil — auf die ihm ger | 


ſchuldete 
Geltendmachung des dem an— 
deren Theile zuſtehenden 


Rechtes, die Leiſtung bis zur 


eiftnng, jo bat die 


Bewirkung der Gegenleiftung 


zu verweigern, nur Die Wirk— 
daß der andere Theil zur 


ann. { 
Erfülung Zug um Bug zu | 


verurtbeilen ift. 


Hat der Hagende Theil vor- 
zuleiften, jo fann er, wenn der | tre » be 
hält er den Anſpruch auf Die 


andere Theil im Verzuge der 
Annahme ift, auf Zeiftung nach 
Empfang der Gegenleiftung 
Hagen. 


Aufdie Zwangsvolitrefung 


findet die Borichrift des 8 274 
Abi. 2 Anwendung. 

$ 323. Wird die aus einem 
gegenfeitigen Bertrage dem 
einen Theile obliegende Leiftung 
in Folge eines Umftande3 uns 
möglich, den weder er noch der 
andere Theil zu vertreten bat, 
jo verliert er den Anſpruch 


jedoh nah, Maßgabe der 
8 472, 473 infoweit, al3 der 
Werth des Erjages oder Des 
Erſatzanſpruchs hinter dem 
Werthe der geſchuldeten Leiſt— 
ung zurückbleibt. 
Soweit die nach dieſen 
Vorſchriften nicht geſchuldete 
Gegenleiſtung bewirkt iſt, kann 
das Geleiftete nach den Bor: 
ichriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Berei— 
herung zuclidgelorbert werden. 
8 324. Wird die aus einem 
gegenfeitigen Vertrage dem 
einen Theile obliegende Leiſtung 
in Folge eines Umſtandes, 
den der andere Theil zu ver— 
treten hat, unmöglich, ſo be— 


Gegenleiſtung. Er muß ſich 
jedoch dasjenige anrechnen 
laſſen, was er in Folge der 
Vefreiung von der Leiſtung 
erſpart oder duxch anderweitige 
Verwendung ſeiner Arbeits: 
kraft erwirbt oder zu erwerben 
böswillig unterläßt. 

Das Gleiche gilt, wenn die 
dem einen Theile obliegende 
Leiſtung in Folge eines von 
ihm nicht zu vertretenden Um— 
ftandes zu einer Zeit unmöglich) 
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wird, zu welcdher der andere | 


Theil in Verzuge der 
nahme it. — 
325. Wird die aus einen 


n⸗ 


gegenſeitigen Vertrage dem 


einen Theile obliegende Leiſtung 
in Folge eines Umſtandes, den 
er zu vertreten hat, unmöglich, 
jo fann der andere Theil 
Schadenserſatz wegen Nicht— 
. erfüllung verlangen oder von 
den Bertrage zurüdtreten. Bei 
theilweifer Unmöglichkeit ift er, 


wenn die theilweile Erfüllung | 


de3 Vertrags für ihn fein In— 
terefie hat, berechtigt, Schadens⸗ 
eriag wegen Nichterfüllung der 
gan en Berbindlichfeit nad 
aßgabe des $ 280 Abi. 2 zu 
verlangen oder von dem ganzen 
Bertrage zuriidzutreten. Statt 
des Anſpruchs auf Schadens 
erjaß und des Rücktrittsrechts 
fann er auch die für den Fall 
des $ 323 beftimmten Rechte 
geltend machen. _ 
Da3 Gleiche gilt in dem 
gen des $ 283, wenn nicht Die 
eiftung bis zum Ablaufe der 
vift bewirkt wird oder wenn 
te zu dieſer Zeit theilweiſe nicht 
bewirkt iſt. _ 

..$ 326. Sit bei einem gegen 
jeitigen Vertrage der eine Theil 
mit der ihm obliegenden Leift- 
ung im Derzuge, jo fann ihm 
der andere Theil zur Bewirk— 
ung der Leiſtung eine ange: 
meſſene Friſt mit der Erflärung 
beftimmen, daß er die Anz 
nahme der Leiltung nad dem 
Ablaufe der Friſt ablebne. 


Nah dem Ablaufe der Frift 
ilt er berechtigt, Schadenserjag 


1 





' geltenden 





wegen Nichterfüllung zu ver: 
langen oder von dem Bertrage 
urüdzutreten, wenn nicht Die 
eiftung — erfolgt iſt: 
der Anſpruch auf Erfüllung iſt 
ausgeſchloſſen. Wird die Leit: 
ung bis zum Ablaufe der Friſt 
theilweije nicht bewirkt, jo findet 
die Vorſchrift des S$ 325 Abi. 1 
Satz 2 entiprechende Anwend— 


ung- 
Hat die Erfüllung des Ber: 
trags in Folge des Berzugs 
für den anderen Theil fein 
Intereſſe, jo ſtehen ihm Die 
im Abſ. 1 bezeichneten Rechte 
zu, obne daß es der Beſtimm— 
ung einer Friſt bedarf. 
3 327. Auf, das in den 
$$ 325, 326 beftimmte Rück— 
trittörecht finden Die für das 
—— Rücktrittsrecht 
Vorſchriften der 

88 346 bis 356 entſprechende 


Anwendung. Erfolgt der Rück— 


tritt wegen eines Umjtandes, 
den der andere Theil nicht zu 
vertreten hat, jo haftet dieſer 
nur nad) den Borichriften über 
die Herausgabe einer ungerecht= 
fertigten Bereicherung. 


Dritter Titel. 


Derfprechen der Keiftung an 
einen Dritten. 


$ 328. Durch Vertrag kann 
eine Leiftung an einen Dritten 
mit der Wirkung bedungen 
werden, dab der Dritte uns 
mittelbar das Recht erwirbt, 
die Leiftung zu fordern. 


III. Titel: Verſprechen der Leiftung an einen Dritten. 


Sn Ermangelung einer be: | 


jonderen Beftimmung it aus 
den Umſtänden, in3bejondere 
aus den Zwecke des Vertrags, 
zu entnehmen, ob der Dritte 
das Recht erwerben, ob das 
Recht des Dritten jofort oder 
nur unter gemwilien Voraus— 
jeßungen entjtehen und ob den 
Bertragichliegenden die Befug- 
niß vorbehalten jein joll, das 
Recht des Dritten ohne defien 
Zuftimmung aufzuheben oder 
zu ändern. 


s 329. Berpflichtet fich in 
einem Bertrage der eine Theil 
ur Befriedigung eine Gläu— 

igerd des anderen Theile, 
ohne die Schuld zu übernehmen, 
fo ift im Zweifel nicht anzu= 
nehmen, daß der Gläubiger 
unmittelbar daS Recht erwer— 
ben joll, die Befriedigung von 
ihm zu fordern. 

8 330. Wird in einem Les 
bensverficherung3= oder einem 


Leibrentenvertrage die Zahl- 
ung der Verſicherungsſumme 


oder der Leibrente an einen | 
Dritten bedungen, jo iſt im 


weifel anzunehmen, daß der 


ritte unmittelbar das Recht | 


erwerben ſoll, die Leiltung zu 
fordern. Das Gleiche gilt, wenn 


bei einer unentgeltlihen Zus 
edadhten eine | 


wendung dem 
Reiftung an einen Dritten auf: 
erlegt oder bei einer Ver— 
mögend= oder Gutsübernahme 





von dem Uebernehmer eine 


Leiftung an einen Dritten zum 
Zwecke der Abfindung ver— 
ſprochen wird. 
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$ 331. Soll die Leiltung 
an den Dritten nach dem Tode 
desjenigen erfolgen, weldenm 
lie verfprochen wird, jo erwirbt 
der Dritte das Recht auf die 
Leiftung im Zweifel mit dem 
ode des Verſprechensem— 
pfängers. 

Stirbt der Verſprechens— 
empfänger vor der Geburt des 
Dritten, jo fann das Ver— 
iprehen, an den Dritten zu 
leiten, nur dann noch aufges 
hoben oder geändert werden, 
wenn die Be uoni Dazu vor⸗ 
behalten worden: ilt. 

$ 332. Hat fi der Ver: 
Iprehengempfänger die Befug— 
nig vorbehalten, ohne Zuſtimm— 
ung des Veriprechenden an die 
Stelle de3 in dem Bertrage 
bezeichneten Dritten einen 
Anderen zu jegen, jo fann dies 
im Zweifel auch in einer Ver: 
fügung von Todeswegen ges 
ſchehen. 

Ss 333. Weiſt der Dritte 
das aus dem Vertrag erwor— 
bene Recht dem Veriprechenden 
egeniüber zurück, jo Si das 

echt al3 nicht erworben. 

Ss 334. Einwendungen aus 
dem Bertrage Steben dem Ber: 
iprechenden auch gegenüber dent 
Dritten zu. 


$ 835. Der Beriprechend= 
empfänger fann, jofern nicht 
ein anderer Wille der Vertrag: 
ichliegenden anzunehmen  ült, 
die Leiltung an den Dritten 
auch dann fordern, wenn dieſem 
das Recht auf die Leiltung 


zuſteht. 
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Vierter Titel. 
Draufgabe. Dertragsitrafe. 


8 336. Wird bei der Ein: 
gebung eines Bertraad etwas 
al3 Draufgabe gegeben, jo gilt 
dies al3 Zeichen des AÄbſchluf es 
des Vertrags. 

Die Draufgabe gi in Zwei— 
fel nicht als Reugeld. 
8 337. Die Draufgabe ift 


im Sweifel auf die von dem 


Geber geichuldete Leitung an: 
zurechnen oder, 
nicht geſchehen fann, bei der 
Erfülung des Vertrags zurüd: 
zugeben. 

Wird der Vertrag wieder 
aufgehoben, jo ift die Drauf— 
gabe zurüdzugeben. 

. Wird die von dem 
Geber geihuldete Leiftung in 
Folge eines Umftandes, den 
er zu vertreten hat, unmöglich 
oder verjchuldet der Geber Die 
MWiederaufhebung des Vertrags, 
jo ift der Empfänger a: 
die Draufgabe zu behalten. 


Berlangt der Em en we | 
ichterfiillung, | 


— wegen 
ſo iſt die Draufgabe im Zwei— 
fel anzurechnen oder, 


wenn Dies 


wenn ı 








dies nicht geichehen fann, bei 
der Leiſtung des Schadens | 
füllung zu, jo finden Die = 


erſatzes zurüdzugeben. 

3339 Berfpricht der Schuld⸗ 
ner den Gläubiger für den 
Fall, daß er jeine Verbindlich: 


- Schriften 


feit nicht oder nicht in gehöriger | 


Weile erfüllt, die 
Geldjumme als 


ablungeiner 
trafe, jo iſt 


die Strafe verwirft, wenn er | 
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in Verzug Tommt. Veſteht die 
——— Leiſtung in einem 
Unterlaſſen, jo tritt Die Ver— 
wirkung mit der Zuwiderhand⸗ 
lung ein. 

Ss 340. Hat der Schuldner 
die Strafe fiir deu Fall ver— 
fprochen, daß er jeine Ver— 
bindlichfeit nicht erfüllt, jo 
fann der Gläubiger die ver— 
wirkte Strafe ftatt der Er— 
füllung verlangen. Erflärt der 
ag dem Schuldner, vo 

t 


er die Strafe verlange, jo i 
der Anſpruch auf rfüllung 
— 


Steht dem Gläubiger ein 
Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu, ſo 
kann er die verwirkte Strafe 
als Mindeftbetrag des Scha= 
dens verlangen. Die Geltend- 
machung eines weiteren Schas 
* nicht —A— ſen. 

1. Hat der Schuldner 
Die Sfraie ür den Fall ver- 
verfprocden, daß er jeine Ver— 


| bindlichfeit nicht in geböriger 
Weiſe, insbejondere nicht zu Der 


beftinimten Beit erfüllt, jo kann 
der Gläubiger Die veriwirfte 
Strafe neben der Erfüllung 
verlangen. 

Steht dem Gläubiger ein 
Anſpruch auf Schadenserjak 
wegen der nicht gehörigen Er— 


des 8 340 Abi. 
Anwendung. 

Nimmt der Gläubiger die 
Erfüllung an, jo kann er die 
Strafe nur verlangen, wenn 
er ich dag Recht dazu bei der 
Annahme vorbehält. 
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3 42. Wird ald Strafe 
eine andere Leiltung als die 


Zahlung einer Geldfunme ver: | 


iprodhen, jo finden Die 
Ichriften der 88 339 bis 341 
Anwendung; der Anipruch auf 
Schadenserſatz iſt ausge— 
ſchloſſen, wenn der Gläubiger 
die Strafe verlangt. 
$ 33. Sit eine verwirkte 
Strafe ash hoch, 
ſo kann ſie auf, Antrag des 
Schuldners durch Urtheil auf 
den angemeſſenen Betrag 
berabgejeßt werden. Bei der 
Beurtheilung der Angemejjen= 
beit ift jedes berechtigte Inter: 
ejje des Gläubigerd, nicht blos 
das Vermögensintereſſe, in 
Betracht zu ziehen. Nach der 
Entrihtung der Strafe _ ilt 
die Herablegung ausgeſchloſſen. 
a3 Gleiche gilt auch außer 
den Fällen der 88 339, 342, 


wenn Jemand eine Strafe für | 


den Fall veripricht, daß er 
eine Handlung vornimmt oder 


unterläßt. 
5 344. Erklärt das Gele 
das Berjprechen einer Leiſtung 


für unwirkſam, jo ift auch die 


für den Fall der Nichterfüllung | 


des Verſprechens getroffene 
Bereinbarung einer 
unwirkſam, 
Barteien die Unwirkſamkeit des 
Verſprechens gefannt baben. 
$345. Beftreitet der Schuld: 


ner die Berwirfung der Strafe, 


weil er jeine Verbindlichkeit 
erfüllt habe, jo hat er die Er- 


die geichuldete Leiſtung 
einem Unterlafien beiteht. 


Strafe | 
jelbit wenn Die | 


(lung beweijen, jofern nicht 
in | 


Bor: 


| 
! 








Fünfter Titel. 
Rüdtritt. 


5 36. Hat ji in einem 
Bertrag ein Theil den Rüdtritt 
vorbehalten, jo find die Par— 
teien, wenn der Rüdtritt er— 
folgt, verpflichtet, einander die 
empfangenen Leiſtungen zurüd: 
augenä ren. Er geleiſtete 

ienſte ſowie für die Ueber— 
laſſung der Benutzung einer 
Sache iſt der Werth zu ver— 
güten oder, falls in dem Ver— 
trag eine Gegenleiſtung in 
Geld beſtimmt iſt, dieſe zu 
entrichten. 

Ss 347. Der Anſpruch auf 
Schadenderfag wegen Ver— 
ſchlechterung, Unterganges oder 
einer aus einem anderen 
Grunde eintretenden Unmög- 
lichfeit der Herausgabe be— 
ftimmt fich im Falle des Rüd: 
tritt3 von dem Empfange der 
Leiftung an nad den Vor— 
Ichriften, welche für das Verhält⸗ 
niß zwifchen dem Eigenthümer 
und dem Beſitzer von Dem 
Eintritte der Rechtshängigfeit 
des Eigenthumsanſpruchs an 
gelten. Das Gleiche gilt von 
den Anſpruch auf Herausgabe 
oder Vergütung von Nußungen 
und von den Anfpruch auf 
Erſatz von Verwendungen. 
Eine Geldjumme ift von Der 
Zeit des Empfange3 an zu 


verzinien. : 
Ss 38. Die fih aus dem 
Nücdtritt ergebenden Ver— 


' pflihtungen der Barteien find 
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Aug: um m Dun zu erfüillen. 
Vorſchriften der 88 320, 
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= SL jegungen des $ 351 oder des 


finden entiprechende —— 


ung 

349. Der Rücktritt erfolgt 
duch Erklärung gegenüber dent 
En Theile. 

350. Der Rüdtritt wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Gegenſtand, welchen 
der Berechtigte empfangen bat, 
— —— untergegangen iſt. 

1. Der Rücktritt 
—— 
rechtiqle eine weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung, den Untergang 
oder die anderweitige Unmög— 


iſt 


wenn der Bes 


‚ Erklärung beſtimmen, 


lichfeit der Herausgabe Des | 


empfangenen Gegenstandes ver: 
jchuldet bat. Der Untergang 
eines erheblihen Tbeiles ſteht 
einer wejentlichen Verſchlech— 
terung des Gegenitandes, das 
von dem Berechtigten nad 
$ 278 zu vertretende Verſchul— 
den eines Anderen ſteht dem 
eigenen Verſchulden des Be— 
ER ER gleich. 

s 352. Der Riücktritt it 
ausgefchlofi en, wenn der Bes 


rechtigte Die empfangene Sache | 


durch Verarbeitung oder Uni 
bildung in eine Sache — 
Art umageſtaltet bat. 

$ 353. Hat der Berechtigte 
den empfangenen Gegenitand 
oder einen erheblihen Theil 
des Gegenitanded veräußert 
oder mit dem echte eines 
Dritten belaftet, jo iſt der 
Rüdtritt ausgeſchloſſen, wenn 
bei demjenigen, welcher den 
Gegenftand in Foige der Ver⸗ 
fügung erlangt hat, die Voraus— 








III. Abſchnitt: 


$ 352 eingetreten find. 

Einer Verfügung des Be— 
rechtigten ſteht eine Verfügung 
gleich, die im Wege der Zwangs⸗ 

vollftrefung oder der Arreit- 
vollziehbung oder Durch den 
a erfolgt 

s 354. Kommt der Bered: 
tigte mit der Rückgewähr des 
empfangenen Gegenitandes 
oder eines erheblichen Theiles 
des Gegenitandes in Verzug, 
jo kann ihm_der andere Theil 
eine angemeſſene Frift mit der 
daß er 
die Annahme nad den Ab— 
laufe der Friſt ablehne. Der 
Rücktritt wird unwirkſam, wenn 
nicht Die — vor dem 
——— der ; rift erfolgt. 

$ 355. Iſt fiir Die Aus— 
übung des Kictrittörechts eine ” 
Friſt nicht vereinbart, jo fann 
den Berechtigten von dem an- 
deren Theile für die Ausübung 
eine angemefjene Friſt bes 
ſtimmt werden. Das Rüde“ 
trittsrecht erlifcht, wenn nicht 
der Rücktritt vor den Ablaufe 
der Kar erklärt wird. 

#6. Sind bei einem 
—— auf der einen oder der 
anderen Seite Mehrere be— 
theiligt, ſo kann das Rücktritts— 
recht nur von allen und gegen 
alle ausgeübt werden. Erliſcht 
das Rücktrittsrecht für einen 
der Berechtigten, ſo erliſcht es 
auch für die oe 
34 der eine 


Ss 357. 
Theil den Stitı für den 


' Fall vorbehalten, daß der ans 
dere Theil jeine Verbindlichkeit 
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nicht erfüllt, jo iſt der Rück⸗ 
tritt unwirkſam, wenn der an- 
dere Theil ſich von der Ver⸗ 


bindlichfeit dur Aufrechnung 
befreien fonnte und unverzüig- 
lich nab dem Rücktritte die 
En EEG erklärt. 


8 
Theil den Rücktritt für den 





Fall vorbehalten, daß der an- 


dere Theil ſeine Verbindlichkeit 
nicht erfüllt, und beſtreitet 


dieſer die Zuläſſigkeit des er⸗ rechtigt — 
| $ 361. Iſt in einem gegen 


flärten Rüdtritts, weil er er= 
füllt babe, jo hat er die Er— 
füllung zu beweiſen, ſofern 
nicht, die geichuldete Leiſtung 
in einem Unterlaſſen beſteht. 

359. Yit der Rücktritt 
gegen Zahlung eines Reugeldes 


{ 


ı daß 


vorbehalten, fo ift der Rücktritt 


unwirkſam, wenn das Reugeld 
nicht vor oder bei der Erflär- 
ung entrichtet wird und der 


N 
| 


andere Theil aus diejem Grunde | 


die 


Erflärung unverzüglich 
zurücweift. Die Erklärung ift | 


l 
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jedod wirfjam, wenn das Reu= 
geld unverzüglich nach der Zu— 
rüdweilung entrichtet wird. 

z 360. Sit ein Vertrag 


8 
mit dem Vorbehalte geſchloſſen, 


daß der Schuldner ſeiner Rechte 


aus dem Bertrage verluſtig 
Hat ſich der eine 


ſein ſoll, wenn er ſeine Ver— 
bindlichkeit nicht erfüllt, ſo iſt 
der Gläubiger bei dem Ein— 
tritte dieſes Falles zum Rück— 
tritte von dem Vertrage be— 


« 


ſeitigen Vertrage vereinbart, 
die Leiſtung des einen 
Theiles genau zu einer feſtbe— 
ſtimmten Zeit oder innerhalb 
einer feſtbeſtimmten Friſt be— 
wirkt werden ſoll, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß der 
andere Theil zum Rücktritte 
berechtigt fein joll, wenn die 
Reiftung nicht zu der beitimmten 
eit oder innerhalb der be= 
immten Friit erfolgt. 


Dritter Abjchnitt. 
Erlöjchen der Schuldverhältnifje. 


Erfter Titel. 
Erfüllung. 


5 362. Das Schuldver⸗ 
bältniß_erliiht, wenn die ge= 
ichulde Leiftung an den Gläu: 
biger bewirkt wird. 

Wird an einen Dritten 
zum Zwecke der Erfüllung ae: 





leistet, fo finden die Vorichriften 
des $ 185 Anwendung. 


8 363. Hat der Gläubiger 
eine ihm als Erfüllung ange— 
botene Leiſtung al3 Erfüllung 
angenommen, 1 trifft ihn die 
Beweislaft, wenn er die Leiſt— 
ung deshalb nicht als Erfüllung 
gelten laſſen will, weil fie eine 
andere al3 die geichuldete Leiſt— 


62 
ung oder weil fie undollftändig 
gewejen jei- 


8 364. Das Schuldver- 


hältniß erliicht, wenn der Gläu— 


biger eine andere al8 die ges 


ichuldete Leitung an Erfitlle 
ungsſtatt anninımt. 
Uebernimmit der Schuldner 
zum Zwecke der Befriedigung 
de3 Gläubigers dieſem gegen= 
über eine neue Verbindlichkeit, 
jo ift im Zweifel nicht anzu= 
nehmen, daß er die Verbind— 
lichkeit an Erfülllungsitatt über— 
nımmt. 
8365. Wird eine Sache, 
eine Forderung gegen einen 
Dritten oder ein anderes Recht 
an Erfüllungsitatt gegeben, jo 
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bat der Schuldner wegen eines 


Mangels im Rechte oder wegen 
eines Mangel3 der Sache in 
gleicher Weile wie ein Verfäufer 
Gewähr zu leiten. 


dem Gläubiger aus mehreren 


UII. Abſchnitt: 


gleichem Alter jede Schuld ver- 
bältnigmäßig getilgt. 

$ 367. Hat der Schuldner 
außer der Hauptleiftung Binjen 
und Koſten zu entrichten, jo 
wird eine zur Tilgung der 
ganzen Schuld nicht aus— 
reichende Leiftung zunächſt auf 
die Koſten, dann auf die Zinfen 
und zulegt auf die Haupt— 
leiftung angerechnet. 

Beltimmt der Schuldner 
eine andere Anrechnung, fo 
fanıı der Gläubiger die Ans 
nahme der Leiftung ablehnen. 

$ 368. Der Gläubiger bat 
gegen Empfang der Leift- 
ung auf Verlangen ein ſchrift⸗ 
liches Empfangsbekenntniß 
(Quittung) zu ertheilen. Hat 
der Schuldner ein rechtliches 
Intereſſe, dak die Duittung 


' in anderer form ertheilt wird, 


Sculdverhältniffen zu gleiche | 
artigen Leiftungen verpflichtet 


und reicht da8_bon ihn Ges 
leiitete nicht zur Tilgung jämmt: 
liber Schulden aus, jo wird 
diejenige Schuld getilgt, welche 
er bei der Leiftung beitinmt. 
Trifft der Schuldner feine 
Krelamimung. jo wird zunächſt 
die fällige Sch 
reren fälligen Schulden die— 
jenige, welche den Gläubiger 
geringere Sicherheit bietet, 
unter mehreren gleich ficheren 
die dem Schuldner Täftigere, 
unter mehreren aleich läftigen 


uld, unter meh | 


3 366. Sft der Schuldner dieſer Form De Rugen 


jo fann er die Ertheilung in 


8 369. Die Koſten der 
Quittung bat der Schuldner 
7 tragen und vorzuſchießen, 
ofern nicht aus dem zwiſchen 
ihm und dem Gläubiger be— 
ſtehenden Rechtsverhältniſſe ſich 
ein Anderes ergibt. 

Treten in Folge einer Ueber— 
tragung der Forderung oder 
im Wege der Erbfolge an die 
Stelle des urſprünglichen 
Gläubigers mehrere Gläubiger, 


ſo fallen die Mehrkoſten den 
| Hlänbigern 2 Laſt. 


die ältere Schuld und bei 


8 370. er Weberbringer 
einer Quittung gilt al3 er— 
mächtigt, die Leiftung zu em— 
pfangen, jofern nicht die dem 
Reiftenden befannten Umſtände 
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der Annahme einer ſolchen Er: 
mächtigung entgegenfteben. 

$ 871. N iiber die For— 
derung ein Schuldichein dus— 
aeftellt worden, jo fann der 
Schuldner neben der Duittung 
Rückgabe des Schuldjcheing ver: 
langen. Behauptet der Gläu— 
biger, zur Rückgabe außer 
Stande zu fein, jo kann der 
Schuldner das öffentlich be= 
laubigte Anerfenntniß ver: 
angen, dab die Schuld er: 
loſchen ſei. 


Zweiter Titel. 
hinterlegung. 


$ 372. Geld, Werthpapiere 
und fonjtige Urkunden jowie 


Kostbarkeiten kann dev Schuld: 
ner bei einer dazu beftinımten | 
öffentlihen Stelle für den | 


Gläubiger binterlegen, wenn 
der Gläubiger im Verzuge der 
Annahme ift. Das Gleiche 
gilt, wenn der Schuldner aus 
einem anderen in der Berjon 
des Gläubiger liegenden 
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s 374. Die Hinterlegung 
bat bei der Hinterlegungsitelle 
des Leiſtungsorts zu erfolgen; 
hinterlegt der Schuldner bei 
einer anderen Stelle, jo hat 
er dem Gläubiger den daraus 
entjtehenden Schaden zu er= 
jegen. 


Der Schuldner hat dem 
Gläubiger die Hinterlegung 
underzüglih anzuzeigen: im 
alle der Unterlafiung ift er 
zum Schadenserſatze ver— 
pflichtet. Die Anzeige darf 
unterbleiben, wenn ſie un— 
thunlich iſt. 


s 375. Sit die hinterlegte 
Sache der Hinterlequngsitelle 
durch die Poſt überſendet 
worden, jo wirkt die Hinter— 
legung auf die Zeit der Auf: 
gabe der Sache zur Bolt 
zurück. 


$ 376. Der Schuldner hat 
da3 Recht, die hinterlegte 


Sache zurüdzunehmen. 


Grunde oder in Folge einer 


nicht auf Fahrläſſigkeit be= 
rubenden Ungewißbeit iiber die 


Berion des Gläubiger feine 


Verbindlichkeit nicht oder nicht 


mit Sicherheit erfüllen kann. 


s 373. Iſt der Schuldner 
nur gegen eine Leiftung Des 
Gläubiger zu leilten verpflich- 
tet, jo fann er dad Recht des 
Gläubiger zum Empfange der 
hinterlegten Sade von der 
Bewirfung der Gegenleiftung 
abhängig macen. 


Die Rücknahme it ausge— 
ichlofien: 

1. wenn der Schuldner der 
Hinterlegungsſtelle erflärt, 
daß er auf das Recht zur 
Rücknahme verzichte; 

2. wenn der Gläubiger der 
Hinterlegunggitelle die Anz 
nahme erllärt; 

3. wenn der Hinterlegungds 
ftelle ein zwiichen dem 
Gläubiger und dem Schuld= 
ner ergangenes rechtskräf— 
tige8 Urtbeil _ vorgelegt 
wird, da3 die Hinterlegung 
für rechtmäßig erflärt. 
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$ 377. Das Recht zur 
Rücknahme ift der Pfändung 
nicht unterworfen. 

Wird iiber das Vermögen 
des Schuldnerd der Konkurs 
eröffnet, jo fann während des 
Konkurſes das Recht zur Rück⸗ 
nahme auch nidht von dem 
Schuldner ausgeübt werden. 

$ 378, Iſt die Rücknahme 
der hinterlegten Sache ausge— 
ichloffen, jo wird der Schuldner 
durh Die Hinterlegung von 
jeiner Verbindlichkeit in gleicher 
Weiſe befreit, wie wenn er zur 
Zeit der Hinterlegung an den 

läubiger geleiftet bätte. 

$ 379. Iſt die Rüdnahme 
der hinterlegten Sache nicht 
ausgejchloffen, jo kann der 
Schuldner den Gläubiger auf 
die hinterlegte Sache verweiſen. 

Solange die Sache hinter— 
legt ift, trägt der Gläubiger 
die Gefahr und ift der Schuld- 
ner nicht verpflichtet, Zinſen 
zu zahlen oder Erjag für nicht 
gezogene a zu leiſten. 

Nimmt der Schuldner die 
hinterlegte Sade zurüd, ſo 
gilt die Hinterlegung al3 nicht 
erfolgt. 


8 330. Soweit nah den | 


für die Hinterlegungäitelle gel: 
tenden Beftimmungen zum 
Nachweiſe der Empfangsberech— 
tigung des Gläubigers eine 
dieſe Berechtigung anerken— 








nende Erklärung des Schuld: | 


ner3 erforderlich oder genügend 
it, Tann der Gläubiger von 
dem Schuldner die Abgabe der 
Erflärung unter Ddenjelben 
Vorausſetzungen 


verlangen, 


unter denen er die Leiſtung zu 
fordern berechtigt ſein würde, 
wenn die Hinterlegung nicht 


erfolgt wäre. 

s 38. Die Koſten der 
Hinterlegung fallen dem Gläu- 
biger zur Laſt, jofern nicht der 
Schuldner die hinterlegte Sache 
zurüdninmt. 

$ 382. Das Recht des Gläu⸗ 

bigerd auf Den — 
Betrag erliſcht mit dem Ab— 
laufe von dreißig Jahren nad 
dem Empfange der Anzeige 
von der Hinterlegung, wenn 
nicht der Gläubiger fich vorher 
bei der SHinterlegungßitelle 
meldet; der Schuldner ift zur 
Rücknahme beredhtiat, auch 
wenn er auf das Recht zur 
Rücknahme verzichtet hat. 
8 388. Sit die gejchuldete 
bewegliche Sache zur Hinter— 
—— nicht geeignet, ſo kann 
der Schuldner ſie im Falle 
des Verzugs des Gläubigers 
am Leiſtungsorte verſteigern 
laſſen und den Erlös hinter— 
legen. Das Gleiche gilt in den 
Fällen de& $ 372 Sag 2, wenn 
der Verderb der Sache zu be= 
forgen oder die Aufbewahrung 
mit unverhältnigmäßigen Ro: 
jten verbunden it. 

Iſt von der Verfteigerung 
am Leiſtungsort ein anges 
meljener Erfolg nicht zu er— 
warten, jo iſt die Sade an 
einem geeigneten anderen Orte 
zu beriteigern. 

. Die Berfteigerung hat Durch 
einen fiir den Verfteigerungsort 
beitelten Gerichtsvollzieher 
oder zu Verſteigerungen be= 


Erlöjchen der Schuldverhältniffe. III. Titel: Aufrechnung. 65 


fugten anderen Beanıten oder | 





öffentlich angeſtellten Verſtei— Dritter Titel. 

derer —— zu un ei x 

orrentligde Verſteigerung). Heil ufre una. 

und Ort der Berfteigerung find FRERIBING 

unter allgemeiner Bezeichnung $ 887. Schulden zwei Ber 
der Sache öffentlih befannt | fonen einander Leiftungen, die 
zu machen. ihrem Gegenftande nad) aleich- 


z 384. Die BVerfteigerung artig find, jo kann jeder Theil 
ift erft zuläffig, nachdem fie | feine Sorderung gegen die Zor= 


dem Gläubiger angedroht wor- derung des anderen Theiles 


- di aufrehnen, jobald er die ihm 
unterbleien, wenn die Code | Slürende Geitung fordern 


Dein Werbeih euboeteht una und die ihm obliegende Leift- 
mit dem Aufichube der Ber: de Aufrechnung 
jteigerung Gefahrverbunden ift. erfolgt durch Erklärung gegen- 


Der Schuldner hat den | über dem anderen Theile. Die 
Gläubiger von der Berfteiger- | Erklärung ift unwirkſam, wenn 
ung, unverzüglic zu benach= | fie unter einer Bedingung oder 
richtigen; im alle der Unter | einer Zeitbeitimmung abge: 
lajjung ift er zum Schadens: | geben wird. 
erjage verpflichtet. $ 389. Die Aufrechnung 

Die Androhung und die | bewirkt, deß die Forderungen, 
Benachrichtigung dürfen unter- ſoweit fie ſich decken, als in 
bleiben, wenn jie unthunlid | Dem Zeitpunkt erloſchen gelten, 
iind. in welchen fie zur Aufrechnung 

8 385. Hat die Sache einen geeignet einander gegenüber— 


Börſen- oder Marktpreis, jo getreten find. 


— $ 3%. Eine Forderung, der 
fann der Schuldner den Per: eine (intede entgegentteht, 


fauf aus freier Hand durh | Fan nicht auf 

* x ' Taı gerechnet werden. 
— —— al Die Verjährung ſchließt die 
orrentiih ermachtigten Han⸗ | Aıfrechnung nicht aus, wenn 
delömäfler oder durch eine zur | die verjährte Forderung zu der 
öffentlihen Werfteigerung be= Zeit, zu welder fie gegen die 


tugte Perſon zum laufenden | Andere Forderung aufgerechnet 





Preiſe bewirken. werden fonnte, noch nicht ver— 
$ 886. Die Koften der Ver= | jährt war. 
jteigerung oder des nad) $ 385 $s 391. Die Aufrechnung 


erfolgten Berfauf3 fallen dem | wird nicht dadurch ausge— 
Gläubiger zur Lait, Sofern ſchloſſen, daß für die Forder— 
nicht der Schuldner den hinter= | ungen verjchtedene Leiltungs- 
legten Erlös zurüdnimmt. oder Ablieferungsorte beſtehen. 


Er 
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Der aufrechnende Theil bat 
jedoch den Schaden zu erjeßen, 
den der andere Theil Dadurch 
erleidet, daß er in Folge Der 
Aufrehnung die Leiftung nicht 

an dem bett 
hält oder bewirken fann. 
Sit vereinbart, daß die 
Leiſtung zu einer bejtimmten 
einem beitimmten 





San an mt: 
Orte erfolgen joll, fo it im | 5 
goeitel anzunehmen, daß die 


ufrehnung einer Forderung, 
für die ein anderer Leiltungs- 
nn befteht, ausgeichlofien fein 


oll. 
$ 392. Durch die Beſchlag⸗ 


nahnıe einer Forderung wird 
die Aufrechnung einer dem 
Schuldner gegen den Gläu— 
biger zuftehenden Forderung 
nur dann ausgeſchloſſen, wenn 
der Schuldner feine Forderung 
nad der Beichlagnahme er: 


Forderung erft nad der Be— 
ſchlagnahme und jpäter al3 die 


II. Bud: Recht der 


nımten Orte er= | 





' Aufrechnung geeignete 


Schulpverhältnifie: 





jedoch geichuldete Beiträge aufs 
gerechnet werden. 

\ . Gegen eine For: 
derung des Reichs oder eines 
Bundesſtaats, jowie gegen eine 
Forderung einer Gemeinde 
oder eines anderen fommunals 
verbandes iſt die Aufrechnung 
nur zuläflig, wenn die Leiſtung 
an Ddiejelbe Kaſſe zu erfolgen 
at, aus der die Forderung 
de3 Aufrechnenden zu berich- 
tigen ift. 

8 396. Hat der eine oder 
der andere Theil mehrere zur 
For⸗ 
derungen, jo kann der auf— 
rechnende Theil die Forder— 
ungen bejtimmen, die gegen 
einander aufgerechnet werden 
jollen. Wird die Aufrechnung 
ohne eine folche Beltimmung 


‚ erklärt oder widerſpricht Der 
er: | andere Theil unverzüglich, fo 
worben bat oder wenn feine | 


in Beichlag genommene For= | 


derung fällig geworden ift. 

$ dog, Gegen eine order: 
ung aus einer vorjäßlich be= 
gangenen unerlaubten Hand: 
lung it die Aufrechnung nicht 
zuläſſig. 

8 3%. Soweit eine For— 


derung der Pfändung nicht 


unterworfen it, findet Die Auf- 
rechnung gegen die Forderung 
nicht Statt. Gegen Die aus 
Kranken, Hilfs oder Sterbe= 
fallen, in3bejondere aus Knapp— 
ſchaftskaſſen und Kaſſen der 
Knappichaftsvereine, zu be: 
ziebenden Hebungen fünnen 


Theil 





findet die Vorſchrift des $ 366 
Abi. 2 entiprehende An— 
wendung. 

Schuldet der aufrechnende 
dem anderen “Theile 
außer der Hauptleiftung Zinfen 
und Koften, jo finden die Vor— 
Ichriften de8 $367 entiprechende 
Anwendung. 


Vierter Titel. 
Erlaß. 


$ 397. Das Schuldver— 
bältnig erliiht, wenn Der 
Gläubiger dem Schuldner 
— Vertrag die Schuld er— 
äßt. 


IV. Abſchnitt: Uebertragung der Forderung. 
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Das Gleiche gilt, wenn der | das Schuldverbältnig nicht 


Gläubiger durch Vertrag mit 
dem Schuldner anerkennt, daß 


beitehe. 


Vierter Abjchnitt. 
Uebertragung der Korderung. 


8 38. Eine Forderung 
fann von dem Gläubiger durch 
Bertrag mit einen Anderen 
auf dieſen übertragen werden 
(Abtretung). Mit dem Ab— 
ichluffe des Vertragd tritt der 
neue Gläubiger an die Stelle 
des bisherigen Gläubigers. 

8 Eine Forderung 
kann nicht abgetreten werden, 
wenn die Leiſtung an einen 
anderen als den urſprünglichen 
Gläubiger nicht ohne Verän— 
derung ihres Inhalts erfolgen 
kann oder wenn die Abtretung 


— — 





durch Vereinbarung mit dem | 


Schuldner ausgeichlofjen iſt. 

Eine Forderung 
fann nicht abgetreten werden, 
joweit jie der Pfändung nicht 
unterworfen ift. 


$401. Mit der abgetretenen 
die Hypo⸗ 


Forderung geben 
thefen oder Pfandrechte, Die 
für fie beiteben, 
Nechte aus einer für fie be— 
jtellten Biürgihaft auf den 
neuen Gläubiger iiber. 

Ein mit der Forderung für 
den Fall der Bivangsvoll: 
jtredung oder des Konkurſes 
verbundenes Vorzugsrecht kann 
auch der neue Gläubiger gel- 
tend machen. 

$ 402. Der bisherige Gläu: 


jowie Die 
der Urkunde abgetreten wird, 








Dior ift verpflichtet, dem neuen 
Gläubiger die zur Geltend- 
machung der Forderung nötbige 
Aushuntt zu ertbeilen und ihm 
die zum Beweiſe der Forderung 
dienenden Urfunden, jomweit fie 


ſich in feinen Befige befinden, 
| außzuliefern. 
5 


403. Der bisherige Gläu= 
biger hat den neuen — 
auf, Verlangen eine öffentlich 
beglaubigte Urkunde über die 
Abtretung auszuſtellen. Die 
Koſten hat der neue Gläubiger 
zu tragen und vorzuſchießen. 

er Schuldner kann 
dem neuen Gläubiger die Ein— 
wendungen entgegenſetzen, die 
zur Zeit der Abtretung der 
Forderung gegen den bisherigen 
Gläubiger begründet waren. 

8 405. Hat der Schuldner 
eine Urkunde iiber die Schuld 
ausgeitellt, jo kann er fich, wenn 
die Forderung unter Borlegung 


dem neuen Gläubiger gegen: 
über nicht darauf berufen, daß 
die Eingehung oder Anerfens 


nung de3 Schuldverhältnifies 


nur zum Schein erfolgt oder 
daß die Abtretung Durch Ber: 
einbarung mit dem uriprüngs 
lihen Gläubiger ausgeſchloſſen 


ei, es fei denn, daß der neue 


5* 
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Gläubiger bei der Abtretung 
den Sachverhalt kannte oder 
fennen mußte. 
.. 5406. Der Schuldner fann 
eine ihm gegen den bisherigen 
Gläubiger zuftehende Forder- 
ung auch den neuen Gläubiger 
gegenüber aufrechnen, es jei 
denn, daß er bei dem Erwerbe 
der Forderung von der Ab— 
tretung Kenntniß batte oder 
daß die Forderung erft nad 
der Erlangung der Kenntniß 
und jpäter al die abgetretene 
Forderung fällig geworden ift. 
$ 407. Der neue Gläubiger 
muß eine Leiltung, Die Der 
Schuldner nad der Abtretung 
an den biöherigen Gläubiger 
bewirkt, jomwie jedes Rechts— 
geſchäft, das nach der Abtretung 
zwiſchen dem Schuldner und 
dem bisherigen Gläubiger in 
Anſehung der Forderung vor- 
genommen wird, gegen ſich 
gelten laſſen, es jei denn, daß 
der Schuldner die Abtretung 
bei der Leiſtung oder der Vor: 
nahme des Rechtsgeſchäfts 
kennt. 

Iſt in einem nach der Ab— 
tretung zwiſchen dem Schuldner 
und, dem bisherigen Gläubiger 
anhängig gewordenen Rechts— 
ſtreit ein rechtskräftiges Urtheil 
über die Forderung ergangen, 





jo muß der neue Gläubiger 


das Urtbeil gegen fich gelten 
laſſen, e8 jei denn, dab Der 
Schuldner die Abtretung bei 
dem intritte der Rechts— 
a aefannt hat 

Ss 408. Wird eine abgetre= 
tene Forderung von dem bis— 


II. Bud: Recht der Schuldverhältniile. 





mu N ze — — — — — — — — — 





herigen Gläubiger nochmals 
an einen Dritten abgetreten, 
ſo finden, wenn der Schuldner 
an den Dritten leiſtet oder 
wenn zwiſchen dem Schuldner 
und dem Dritten ein Rechts— 
geſchäft vorgenommen oder 
ein Rechtsſtreit anhängig wird, 
zu Gunſten des Schuldners 
die Vorſchriften des 407 dem 
früheren Erwerber gegenüber 
entſprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn die 
bereits abgetretene Forderun 
durch gerichtlichen Beſchlu 
einem Dritten überwieſen wird 
oder wenn der bisherige Gläu— 
biger dem Dritten gegenüber 
anerkennt, daß die bereits ab— 

etretene Forderung kraft Ge— 
etzes auf den Dritten überge— 
gangen fei. 

8 409. Zeigt der Gläubiger 
dem Schuldner au, daß er Die 
Forderung abgetreten babe, jo 
muß er dem Schuldner gegen= 
iiber Die angezeigte Abtretung 
gegen ſich gelten lafien, aud) 
wenn fie nicht erfolgt oder 
nicht wirfiam iſt. Der Anzeige 
fteht e8 gleich, wenn der Gläu— 
biger eine Urkunde über Die 
Abtretung dem in der Urkunde 
bezeichneten neuen Gläubiger 


ausgeſtellt hat und Diejer fie 


dem Schuldner vorlegt. 

Die Anzeige kann nur mit 
Buftimmung desjenigen zurüd: 
genommen werden, welcher als 
der neue Gläubiger bezeichnet 
worden ift. 

8 410. Der Schuldner ift 
dem neuen Gläubiger gegen: 
iiber zur Leiftung nur gegen 


V. Abſchnitt: Schuldübernahme. 


Aushändigung einer von, dem 
bisherigen Gläubiger iiber Die 
Abtretung ausgeſtellten Ur— 
kunde verpflichtet. Eine Kün— 
digung oder eine Mahnung 
des neuen Gläubigers un⸗ 
—— wenn ſie ohne Vor— 

ung einer ſolchen Urkunde 

Ba und der Schuldner fie 
—J dieſen Grunde unver— 
züglich zurückweiſt. 

Dieſe Vorſchriften finden 
keine Anwendung, wenn der 
bisherige Gläubiger dem 
Schuldner die Abtretung 
—5 angezeigt hat. 

8 411. Tritt eine Militär— 
— ein Beamter, ein 
Geiftlicher oder ein Lehrer an 
einer öffentlichen Unterricht3- 
anftalt den iibertragbaren Theil 
des Dienfteinfommeng, Des 
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MWartegelde8 oder des Ruhe— 
gehalts ab, jo ift die aus— 
zahlende Kafi e durch Aushän— 
digung einer von Dem bis— 
herigen Gläubiger auggeitellten, 
öffentlich beglaubigten Urkunde 
von der Abtretung zu benach— 


richtigen. Bis zur Benach— 
richtigung gilt die Abtretung 
als NE offe nicht befannt. 


12. Wrtbie lebertrenng 
ER oe kraft Gejeßes 
finden die Vorſchriften der 
ss 399 bis 404, 406 bis 410 
entipvechende Anwendung. 
8 .Die Vorſchriften 
über die Uebertragung von 
orderungen finden auf die 
ebetiracun anderer Rechte 
entſprechende Anwendung, ſo— 
weit nicht das Geieß ein An— 
deres vorichreibt. 


Fünfter Abjchnitt. 
Schuldübernahme. 


s 414. Eine Schuld Tann 
von einem Dritten Durch Ber: 
trag, nit dem Gläubiger in 
der Weife übernommen werden, 
daß der Dritte an die Stelle 
— bisherigen Schuldners 
ri 

8 415. Wird die Schuld— 
übernahme von dem Dritten 
mit dem Schuldner vereinbart, 
fo hängt ihre Wirkjamfeit von 


der Genehmigung des Gläu— 
biger3 ab. Die Genehmigung 
fann erſt erfolgen, wenn der 


Gläubiger die Schuldüber— 
nahme mitgetheilt hat. Bis 

r Genehmigung fünnen Die 
Äarteien den Vertrag ändern 
oder aufheben. 

Wird die Genehmigung 
verweigert, fo gilt die Schuld= 
übernahme als nicht erfolgt. 
Fordert der Schuldner oder 
der Dritte den Gläubiger unter 
Beltimmung einer Friſt HL 

(ärung über Die 
nn auf, fo kann die Öe- 
ne hmigung nur bis zum Ab— 


Schuldner oder der Dritte den |, laufe der Frift erklärt werden; 
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wird jie nicht erflärt, fo gilt 
fie als verweigert. 

Solange nicht dev Gläubiger 
die Genehmigung ertheilt bat, 
ift inı Zweifel der Hebernehmer 
den Schuldner gegenüber ver- 
pflichtet, den Gläubiger recht: 
zeitig zu befriedigen. Das 
Gleiche gilt, wenn der Gläus 
biger die Genehmigung ver 
. weigert. 

$416. Uebernimmt der Er- 
werber eines Grundſtücks durch 
Vertrag mit dem Veräußerer 
eine Schuld des Veräußerers, 
für die eine Hypothek an dem 
Grundſtücke beſteht, jo kann 
der Gläubiger die Schuldüber— 
nahme nur genehmigen, wenn 
der Veräußerer fie ihm mit 
theilt. Sind jeit dem Em— 
pfange der Mittheilung ſechs 
Monate veritrihen, jo gilt die 
EN als 
wenn mi 
denn DBeräußerer gegenüber 
vorher verweigert bat; Die 
Borichrift des $ 415 Abi. 2 
Sat 2 findet feine Anwendung. 

Die Mittheilung des Ber: 
äußerers fann erit erfolgen, 


tragen ift. Sie muß fchriftlich 
geihehen und Den Hinweis 
enthalten, da& der Uebernehmer 


II. Buch: Recht der Schuldverhältnifie. 


ertheilt, | 
t der Gläubiger fie | 





an die Stelle des bisherigen | 


Schuldners tritt, wenn nicht 
der Gläubigerdie Berweigerung 
innerhalb der ſechs Monate 
erklärt. 

Der Veräußerer bat auf 
Verlangen des Erwerber3 dent 











Gläubiger die  Sculdüber: 
nahme mitzutheilen. Sobald 
die Ertheilung oder Verwei— 
erung der Genehmigung feit: 
teht, hat der Veräußerer den 
Erwerber zu benadrichtigen. 

$ 417. Der Vebernehmer 
fann dent Gläubiger Die 
Einwendungen entgegenjegen, 
welche ſich aus dem Rechtsver⸗ 
hältniſſe zwiſchen dem Gläu— 
biger und dem bisherigen 
Schuldner ergeben. Eine dem 
bisherigenSchuldner zuſtehende 
Forderung kann er nicht auf— 
rechnen. 

Aus dem der Schuldüber— 
nahme zu Grunde liegenden 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem 
Uebernehmer und dem bis— 
herigen Schuldner kann der 
Uebernehmer dem Gläubiger 
egenüber Einwendungen nicht 
herleiten. 

$ 418. In Folge der Schuld= 
übernahme erlöjchen die für Die 
Forderung beitellten Bürg— 
ichaften und Pfandrechte. Bes 
ſteht für Die Forderung eine 
Hypothek, jo tritt daS Gleiche 
ein, wie wenn der Gläubiger 


| di thef verzichtet. 
wenn der Erwerber als Eigen | auf die Sunothef_ verzid 


thümer im Grundbuch einges | 


Dieſe Vorſchriften finden feine 
Anwendung, wenn der Birge 
oder derjenige, welchem der 
verhaftete Gegenitand zur Zeit 
der Schuldiibernahne gehört, 
in dieſe einwilligt. 

Ein mit De ober für 


den Fall des Konkurſes ver: 


bundenes Vorzugsrecht kann 
nicht im Konkurs über das 
Vermögen des Uebernehmers 
geltend gemacht werden. 
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$ 419. Uebernimmt Jemand 
durch Vertrag das Bermögen 
eines Anderen, jo fünnen deſſen 
Gläubiger, unbeichadet der 
Fortdauer der Haftung des 
iSherigen Schuldners, von 
dem Abſchluſſe des Vertrags 
an ihre zu dieſer Zeit be— 
itehenden Anſprüche auch gegen 
den Uebernehmer geltend 
maden. 

Die Haftung des Ueber: 
nehmer3 bejchräntt ſich auf 
den Beitand des übernommenen 
Vermögens und die ihn aus 


Sechſter 


. 3420. Schulden Mehrere 
eine theilbare Leiftung oder 
haben Mehrere eine theilbare 
Leitung zu fordern, fo ilt im 
Zweifel jeder Schuldner nur 
zu einem gleichen Antbeile ver: 
prlichtet, jeder Gläubiger nur 
zu einen gleichen Antheile be: 
rechtiat. 
. $ 421. Schulden Mehrere 
eine Leiſtung in der Weile, 
daß jeder die ganze Leiftung 
zu bewirken verpflichtet, der 
Gläubiger aber die Leiftung 
nur einmal zu fordern bered): 
tigt iſt (Gefammtjchuldner), 
jo fann der Gläubiger Ddie 
Reiftung nad) jeinem Belieben 
von jeden: der Schuldner ganz 
oder zu einem Theile fordern. 
Dig zur Bewirfung der ganzen 
Leiſtung bleiben fjämmtliche 
Schuldner verpflichtet. 





— 


nehmers kann nicht durch 


| 
| 
| 


den: Bertrage zuftehenden An= 
iprüche. Beruft jich der Ueber- 
nehmer auf die Beihränfung 
feiner Haftung, jo finden die 
für die Haftung des Erben 
eltenden Borichriften der 
S 1990, 1991 entiprechende 


nwendung. 
Die Daftung des leber- 
Per: 


einbarung zwiſchen ibm und 
dem bisherigen Schuldner 


ausgeichlofien oder beichränft 
werden. 


Abjchnitt. 
Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. 


| 
| 
| 


| 





. $ 422. Die Erfüllung dur) 
einen Geſammtſchuldner wirkt 
auch für die iibrigen Schuldner. 
Das Gleiche gilt von der Leift- 
ung an Erfüllungitatt, der 
Hinterlegung und der Auf— 
rechnung. en 

Eine Forderung, die einem 
Geſammfſchuldner zuſteht, kann 
nicht von den übrigen Schuld— 


nern aufgerechnet werden. 


8 423. Ein zwiſchen dem 
Gläubiger und einem Geſammt— 
ſchuldner vereinbarter Erlaß 
wirkt auch für die übrigen 
Schuldner, wenn die Vertrag— 
ſchließenden das ganze Schuld— 
verhältniß aufheben wollten. 

8424. Der Verzug des 
Gläubigers gegenüber einem 
Sejamnitichuldner wirft auch 
für die übrigen Schuldner. 

8 425. Andere al3 die in 


72 1. Bud: Recht der Schuldverhältniffe. VII. Abſchnitt: 


den SS 422 bis 424 bezeichneten 
Thatſachen wirken, ſoweit fich 
nicht aus dem Schuldverbält- 
niß ein Anderes ergibt, nur 
für und gegen den Geſammt— 
Ihuldner, in deſſen Perjon fie 
eintreten. 

Dies gilt inSbefondere von 


der Kündigung, dem Verzuge, 


dem Berfchulden, von der Uns | 


möglichfeit der Leiſtung in der 
Berfon eines Gefammtichuld- 
nerd, von der Verjährung, 
deren ak und Sem: 
mung, von der Vereinigung 
der Forderung mit der Schuld 








und bon den rectäfräftigen | 


Urtbeile. 


$ 426. Die Gefanmtihuld- 
ner find im Verhältnifje zu 


einander zu gleihen Antheilen 
verpflichtet, joweit nicht ein 


Anderes beftimmt if. Kann 


bon einem Geſammtſchuldner 
der auf ihn entfallende Beitrag 
nicht erlangt werden, fo ift der 
Ausfall von den übrigen zur 
Ausgleihung verpflichteten 
Schuldnern zu tragen. 
Soweit ein Geſammtſchuld— 
ner den Gläubiger befriedigt 
und von den übrigen Schuld= 


nern Ausgleihung verlangen 
fann, gebt die Forderung des | 


Gläubigers gegen die übrigen 
Schuldner auf ihn über. Der 
Uebergang fann nicht zum 
Nachtheile des Gläubiger gel- 
tend gemacht werden. 

$ 427. Verpflichten fich 





Mehrere dur Vertrag gemein: 
ichaftlih zu einer theilbaren 


Reiftung, fo baften 


' die Le 


$ 428. Sind Mehrere eine 
Leiſtung in der Weile zu for= 
dern berechtigt, daß jeder Die 
ganze Leitung fordern kann, 
der Schuldner aber die Leiſtung 
nur einmal zu bewirken  ver- 
pflichtet ift (Gefammtgläubiger), 
jo kann der Schuldner nad 
jeinem Belieben an jeden der 
Gläubiger leiten. ies gilt 
aud dann, wenn einer Der 
ne: bereit3 Klage auf 

iſtung erhoben bat. 

$ 429. Der Verzug eines | 
Gejammtgläubigers wirft auch 
gegen die übrigen Gläubiger. 

Bereinigen ſich Forderung 
und Schuld in der Perſon 
eine Gejammitgläubigers, jo 
erlöichen Die Rechte der iibrigen 
Gläubiger gegen den Schuldner. 

Im Uebrigen finden die 
Borichriften der 88 422, 493, 
425 entiprechende Anwendung. 
—— bleiben, wenn ein 

eſammtgläubiger ſeine For— 
derung auf einen Anderen über— 
trägt, die Rechte der übrigen 
Gläubiger unberührt. 

$ 3830. Die Gelammt= 
gläubiger find im Berhält- 
nifje zu einander zu gleichen 
Antheilen berechtigt, ſoweit 
nicht ein Anderes beſtimmt ift. 
.$ 81. Schulden Mehrere 
eine untbeilbare Leiftung, jo 


haften fie als Gefammt: 
ſchuldner. 
s 432. Haben Mehrere 


eine untheilbare Leiftung zu 
fordern, jo fann, fofern tie 
nicht Gejammtgläubiger find, 


| fie im | der Schuldner nur an alle 
Zweifel al3 Gefammtichuldner. | gemeinschaftlich 


leiften und 
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jeder Gläubiger nur Die 
Leiltung an alle fordern. 
Jeder Gläubiger kann vers 
langen, daß der Schuldner die 
geihuldete Sache für alle 
Gläubiger hinterlegt oder, wenn 
fie ich nicht zur Hinterle egung | 
eignet, an einen gerichtlid 





zu befteenden Berwahrer * 
liefert. 
Im, Uebrigen wirkt eine 


Thalſache, die nur in der Per— 


jon eine3 der Gläubiger ein 
tritt, nicht für und gegen Die 
iibrigen Gläubiger. 


Siebenter Abjchnitt. 
Einzelne Schuldverhältnifje. 


Erſter Titel. 


Kauf. Tauſch. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 


einer Sache verpflichtet, 


geben und das —— an 
der Sache zu verſchaffen. Der 
Verkäufer eines Rechtes iſt 
verpflichtet, dem Käufer das 
Recht zu En verichaffen und, wenn 
das Recht zum Beſitz einer 
Sache berechtigt, die Sache 
zu übergeben. 

Der Käufer iſt verpflichtet, 
dem Verkäufer den vereinbarten 


an einem Grundſtück ift ver— 
pflichtet, im Grundbuch ein 
etragene Rechte, die nicht be— 
teben, auf jeine Koſten zur 


Löſchung zu bringen, wenn jie 
im Falle ihres Beſtehens das 

sS 433. Durch den Kauf: ! 
vertrag wird der Perfäufer | 


dem | 
Käufer die Sache zu übers | 


dem Käufer zu verichaffende 
Recht beeinträchtigen würden. 

Das Gleiche gilt bei dem 
Verkauf eines Schiffes oder 
eines Rechtes an einem Schiffe 
für die im sr regnet ein: 
getragenen Rechte. 

8 Der Verkäufer eines 
Grundftiice baftet nicht für 
die Freiheit des Grundſtücks 
von dffentlichen Abgaben und 
von anderen öffentlichen Laſten, 


' die zur Eintragung in das 


Kaufpreis zu sahen: und die | 
| * orderung oder eines ſonſtigen 
e 


Be — a Le 
3. erfäufer ift 
— nn Käufer den 
verfauften Gegenſtand frei von 
Rechten zu verſchaffen, die von 
Dritten gegen den Käufer 
geltend gemacht werden können. 
Der Verkäufer eines 
Gruůndflicks oder eines Rechtes 


Grundbuch nicht geeignet ſind. 
8 487. Der Verkäufer einer 


tes baftet für den recht— 
lihen Beltand der Forderung 
oder des Rechtes. 

Der Verkäufer eines Werth— 
papiere3 haftet auch dafür, 
dab es nicht zum Zwecke der 
ie aufgeboten 
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8 488. Hesernianmt der 
Verkäufer einer Forderung die 
Kalten für die Zahlungs— 
fübigfeit de8 Schuldners, jo 
it Die Haftung im weifel 
nur auf die —A 
zur Zeit der Abtretung zu be— 
sieben. 

s 439. Der Verkäufer hat 
einen Mangel im Rechte nicht 


zu vertreten, wenn der Käufer | 
den Mangel bei dem Abichlufie 
Abtretung des Anſpruchs. 


des Kaufes Tennt. 

Eine Hypothek, eine Grund: 
jbuld, eine Rentenjchuld oder 
ein Pfandrecht hat der Ber: 
fäufer zu bejeitigen, auch wenn 
der Käufer die elaftung fennt. 
Das Gleiche gilt von einer 
PVormerfung zur Sicherung 
des Aujbsucne auf Beitellung 
eines dieſer Rechte. 

840. Erfüllt der we 
die ihm nach den 88 
437, 439 obliegenden Ber: 
pflihtungen nicht, jo beitimmen 
jih die Rechte des Käufers 
nach den — —— der 

ss 320 bis 327. 

Sit eine bewegliche Sache 
verfauft und dem Käufer zum 
Zwede der Eigenthumsüber- 
tragung libergeben worden, jo 
fann der Käufer wegen des 
Rechtes eines Dritten, das 
zum Belige der Sache berecb- 
tigt, Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung nur verlangen, 
wenn er die Sache dem Dritten 
mit Rückſicht auf deſſen Recht 
herausgegeben bat oder fie 
den Berfäufer zuriidgewährt 
oder wenn die Sache unterge: 
gangen ilt. 








VI. Abſchnitt: 





Der Serausgabe der Sache 
an den Dritten ſteht es aleich, 
wenn der Dritte den Käufer 
oder dieſer den Dritten beerbt 
oder wenn der Släufer das 
Recht des Dritten andermeit 


erwirbt oder den Dritten ab— 


findet. 

Steht dem Käufer ein An- 
Ipruch auf Herausgabe gegen 
einen Anderen Et jo geniigt 
an Stelle der Rückgewähr die 


Die Borichriften 


8 4l. 
des 8 440 Abi. 2 bis 4 gelten 


auch dann, wenn ein Recht an 
einer beweglihen Sache vers 
fauft it, daS zum Beſitze Der 
Sache beredti 
Ss 42. De treitet der Ver— 
fäufer den vom Käufer geltend 
emachten Mangel in Rechte, 
5 bat der Käufer den Mangel 


bi8 zu bemweifen. 


$ 443. Eine Vereinbarung, 
duch welde die nah den 
s$ 433 bis 437, 439 bis 442 
wegen eines Mangels im 
Rechte demVerkäufer obliegende 
Berpflihtung zur Gewähr: 
leiſtung ertaflen, oder beichränft 
wird, iſt ni Atig wenn Der 
—A den Mangel arg— 
liftig verichmeigt- 
. Der Verkäufer Au 
verpflichtet, Dem Käufer über 


die den verfauften Gegenitand 


betreffenden rechtlichen Ver— 
bältnifie, in&befondere in Falle 
des Berfaufs eines Grund: 
ſtücks über die Grenzen, Ge— 
rechtſame und Laſten, Die 
nöthige Auskunft F ertheilen 
und ihm die zum Beweiſe des 
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Rechtes dienenden Urkunden, 
ſoweit fie fich in jeinem Bes 
jige befinden, auszuliefern. Er: 


jtredt fih der Anhalt einer 
folhen Urkunde aud auf ans 
dere. Angelegenheiten , jo. ift 
der Verkäufer nur zur Er— 
theilung eines öffentlich be= 
glaubigten Auszugs ver: 
pflihtet. 

s 45. Die Vorſchriften der 
ss 433 bis 444 finden auf 
andere Verträge, die auf Ber: 
äußerung oder rn eines 
Gegenitandes gegen Cntgelt 
gerichtet jind, entiprechende 


Ss 446. Hit der Uebergabe 
der verfauften Sache geht die 
Gefahr des zufälligen Unter- 

ange und einer zufälligen 
erihlechterung auf den Käufer 
über. Von der Uebergabe an 
ebiihren dem Käufer Die 
Nutzungen und trägt er Die 
Raiten der Sache. 
MWird der Käufer 


eines 


Grundſtücks vor der Uebergabe 


al3 Eigenthiimer in das Grund— 
buch eingetragen, jo treten 


dieje Wirkungen mit der Eins | 


tragung eın. 


$ 447. Beriendet der Ver= 


fäufer auf Berlangen des 


Käufers die verkaufte Sache 
nach einem anderen Orte al3 
den Erfiillungsorte, jo gebt 


die Gefahr auf den Käufer 
iiber, jobald der Berfäufer die 
Sade dem I 
ee ret oder der jonit zur 


usführung der Berjendung | 


Spediteur, dem | 





beftimmten Perſon oder Anz 


jtalt außgeliefert hat. 


Hat der Käufer eine be= 
fondere Anweifung über Die 
Art der Verſendung ertbeilt 
und weicht der Verkäufer ohne 
dringenden Grund von der 
Anweijung ab, fo ift der Ver— 
fäufer dem Käufer für den 
daraus entftehenden Schaden 
verantwortlich. 

$448. Die Koſten der Ueber— 
gabe der verkauften Sache, 
in3bejondere die Koſten des 
Meſſens und Wägens, fallen 
den Berfäufer, die Koſten der 
Abnahme und der Verjendung 
der Sache nach einem anderen 
Drte als dem Erfillungsorte 
fallen dem Käufer zur Laſt. 

Iſt ein Recht verkauft, ſo 
fallen die Koſten der Begründ— 
ung oder Uebertragung des 
Rechtes dem Verkäufer zur Laſt. 

5 449. Der Käufer eines 
Grundſtücks bat die Koiten 
der Auflaffung und der Ein= 
tragung, der Käufer eines 
Rechtes an einem Grundſtücke 
bat die often der zur Be: 
gründung oder Uebertragung 
des Rechtes nöthigen Eine 
tragung in das Grundbuch, 
mit Einfchluß der Koften der 
zu der Eintragung erfor= 
derlihen Erklärungen, zu 
tragen. Dem Käufer fallen 
in beiden — auch die 
Koſten der Beurlundung des 
Kaufes zur Laſt. 

$ 450. Sit vor der Ueber— 
gabe der verkauften Sache die 
Gefahr auf den Käufer über: 
egangen und macht der Ver— 
äufer vor der Uebergabe Ver— 
wendungen auf die Sache, die 
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nach dem Uebergange Der Ge: 
fahr nothwendig geworden find, 
jo faun er von dem Käufer 
Erſatz verlangen, wie wenn 
der Käufer ibn mit der Ver— 
waltung der Sade beauftragt 


ätte. 

Die Verpflihtung des 
Käufers zum Erjage jonitiger 
Verwendungen beſtimmt ſich 
nach den Vorſchriften über die 
Geſchäſtsführung ohneAuftrag. 


—— 





$ 451. Iſt ein Recht an 


einer Sache verfauft, das zum 
Belige der Sache berechtigt, 


mit Ein 


jo finden die Vorichriften der | 
SS 446 und 450 entiprechende | 


Anwendung. 


' Anderen 
S 452. Der Käufer ift vers 


pflichtet, den Kaufpreis von | 


dem Beitpunft an zu verzinfen, 
von welchem an die Nußungen 


des gefauften Gegenitandes 


ihm gebühren, jofern nicht der 
Kaufpreis geitundet ift. 


$ 453. Sit als Kaufpreis 


der Marktpreis beftimmt, jo 
gilt im Zweifel der für den 
Erfüllungsort zur Erfüllung?: 
zeit ar 
alö vereinbart. 
den Vertrag erfüllt und den 
Kaufpreis geitundet, fo ſteht 
ihn das im 8 325 Abſ. 2 und 
im $ 326 beſtimmte Rücktritts— 
recht nicht zu. 

Ss 455. 


ung des Saufpreiles vorbe— 
halten, jo ift int Zweifel an: 
zunehmen, daß Die Ueber- 


tragung des Eigenthums unter | Gläubiger Betbeiligten 


gebende Marktpreis 


Hat der Berfäufer 


Hat ih der Ber 
fäufer einer beweglihen Sade 
das Eigenthum bis zur Zahls | 








der aufichiebenden Bedingung 
vollftändiger Zahlung des 
Kaufpreiſes erfolgt und daß 
der Verkäufer zum Rücktritte 
von den Vertrage berechtigt 
ift, wenn der Käufer mit der 
Bablung in Verzug fommt. 
456. Bei einem PVerfauf 
im Wege der Zwangsvoll— 
ftrefung dürfen der mit der 
Vornahme oder Leitung des 
Verkaufs Beauftragte und die 
von ihm zugezogenen Gebilfen, 

lub des Brotofoll- 
führer3, den zum Verkaufe ge= 
ftellten Gegenftand weder fir 
ſich perfönlich oder durch einen 
noch als Bertreter 
eines Anderen faufen. 

$ 457. Die Vorſchrift des 
$ 456 gilt auch bei einen Ber: 
fauf außerhalb der Zwangs— 
vollitrefung, wenn der Auf— 
trag zu, den Verkauf auf 
Grund einer gejeglichen Vor— 
ſchrift ertheilt worden ift, Die 
den Auftraggeber ermächtigt, 
den Gegenftand für Rechnung 
eine8® Anderen verkaufen zu 
lafien, insbejondere in den 
Fällen des Bfandverfaufs und 
de3 in den $5 383, 385 zuge: 
laffenen Verkaufs, jowie bei 
einem Verkaufe durch Den 
Konfursverwalter. 

N . Die Wirkſamkeit 
eines den Worichriften der 
88 456, 457 zuwider erfolgten 
Kaufes und der Uebertragung 
des gefauften Gegenitandes 
bängt von der — 
der bei dem Verkauf als 
Schuldner, Eigenthümer = 
aD. 


NEIN Schuldverhältnifie. 


Fordert der Räufer einen Bes |. einen Bes 
en zur Erflärung über 
die Genehmigung auf, fo finden 
die Vorjchriften des $ 177 Abi. 2 
entiprechende Anwendung. 

Wird in Folge der Ber- 
weigerung der Genehmigung 
ein neuer Verkauf vorge 
nommen, jo bat der frithere 
Käufer für die SKoften des 
neuen Verkaufs, jowie für 
einen Mindererlög  aufzus 
fommen. 


II. Gewährleijtung wegen 
Mängel der Sadıe. 


$ 459. Der Berfäufer einer 
Sade haftet dem Käufer da= 
ür, daß fie zu der Zeit, zu 
welcher die Gefahr auf den 
Käufer übergeht, nicht mit 

eblern behaftet ift, die den 

ertb oder die Tauglichkeit 
zu dem gewöhnlichen oder dem 
nad dem Bertrage vorausge— 
jegten Gebrauch aufheben oder 
mindern. 
Minderung des Werthes oder 


der Tauglichkeit kommt nicht 


in Betracht. 
Der Verkäufer haftet auch 
dafür, daß die Sache zur 


Beit | 
des Ueberganges der Gefahr 


zugeſicherten Eigenſchaften 


5 460. Der Verkäufer hat 
einen Mangel der verfauften 
Sade nicht zu — wenn 
der Käufer den Mangel bei 
dem Abichlufje des Kaufes 
fennt. Sit dem Käufer ein 
Mangel der in $ 459 Abi. 
bezeichneten Art in 


Eine unerbebliche | 





Folge | die 


Ä Sadıe zur Zeit des 
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grober Sahrläffigkeit — 
geblieben, ſo haftet der Ver— 
käufer, fofern er nicht Die 
Abmwefenheit des Fehlers zuge: 
fihert hat, nur, wenn er den 
bat. argliftig verſchwiegen 
at 


8 461. Der Verkäufer bat 
einen Mangel der verkauften 
Sade nicht zu vertreten, wenn 
die Sache auf Grund eines 
Pfandrechts in öffentlicher 
Verfteigerung unter der Be— 
zeihnung als Pfand verkauft 


wird. 

$ 462. Wegen eines Man: 
gels den der Verkäufer nach 
den Vorſchriften der $$ 459, 
460 zu vertreten bat, kann der 
Säufer Rüdsängigmachung des 
Kaufes andelung) oder 
Serabebumg de3 Kaufpreiſes 

ng) verlangen. 

463. Fehlt der verkauften 
Kaufes 
eine zugeſicherte Eigenſchaft, ſo 
kann der Käufer ſtatt der 
Wandelung oder der Minder— 
ung Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen. Das 
Gleiche gilt, wenn der Ver— 
käufer einen Fehler argliſtig 
— hat. 

Nimmt der Käufer 
eine ——— Sache an, 
obſchon er den Mangel kennt, 
ſo ſtehen ihm die in den 
88 462, 463 beſtimmten Anz 
ſprũche nur zu, wenn er fich 
jeine Rechte wegen des Manz 
el3 bei der Annahme vor— 
ebält. 
$ 465. Die Wandelung oder 
"Minderung iſt vollzogen, 
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wenn jich der WVerfäufer auf | Anjehung diefer MWandelung 


Verlangen des Käufer mit 
ihr einveritanden erklärt. 
»  Bebauptet der 
Käufer dem VBerfäufer gegen: 
iiber einen Mangel der Sache, 
jo fann der Verfäufer ihn 
unter dem Erbieten 
delung und unter Beitimmung 
einer angemefjenen Frift zur 
Erklärung dariiber auffordern, 
ob er Wandelung verlange. 
Die Wandelung kann in diefen 
Tale nur bis zum Ablaufe 
der Friſt verlangt werden. 
38 4667. Auf die Wandelung 
finden Die für daS vertragd: 
mäßige Nüdtrittsrecht gelten= 
den Borichriften der SS 346 
bis 348, 350 bis 354, 356 ent: 
Iprechende Anwendung; im 
Falle des $ 352 it jedoch die 
WBandelungnicht ausgeſchloſſen, 
wenn der Mangel fich erit bei 
der Umgeſtaltung der Sache 
gezeiat bat. 
bat dem Käufer auch die Ver: 
tragskoſten zu erſetzen. 
$S 468. Sichert der Ver— 
fäufer eines Grundſtücks dem 
Käufer eine beitimmte Größe 
des Grundſtücks zu, jo haftet 
er für die Größe wie für eine 
zugeficherte Eigenschaft. 
Käufer kann jedoch wegen 
Mangel3 der zugeficherten 
Größe MWandelung nur vers 
langen, wenn der Mangel jo 


erbeblid it, daß die Erfüllung | 


des Vertrags für den Käufer 
fein Intereſſe bat. 

8 469. Sind von mehreren 
verfauften Sachen nur einzelne 
mangelhaft, jo fann nur in 


ur Wans | 





Der Berfäufer 


Der | 





verlangt werden, auch wenn 
ein Geſammtpreis für _alle 
Sachen feitgejett it. Sind 
jedoh die Sachen al3 zuiammen: 
gehörend verlauft, jo kann 
jeder Theil verlangen, daß die 
Wandelung auf alle Sachen 
erjtredt wird, wenn die mangel: 
aften Sachen nicht ohne 
adhtheil für ihn von den 
übrigen getrennt werden 
fünnen. 

s 470. Die Wandelung 
wegen eines Mangel der 
Hauptjache eritredt ſich auch 
auf die Nebenjahe. Iſt die 
Nebenjahe, mangelhaft, ſo 
fann nur in Anfehung dieſer 
Wandelung verlangt werden. 

s 471. Findet im Falle 
des Verkaufs mehrerer Sachen 
für einen Gejammtpreis die 
MWandelung nur in Anjehun 
einzelner Sachen jtatt, jo if 
der Gejanmtpreis in dent 
Verhältnifie herabzuiegen, in 
welchem zur Zeit des Verfaufs 
der Geſammtwerth der Sachen 
in mangelfreien Zujtande zu 
denn MWertbe der von der 
MWandelung nicht betroffenen 
Sachen aeftanden haben würde. 

S 472. Bei der Minderung 
iit der Kaufpreis in dem Vers 
bältnifie herabzufegen, in wel— 
chem zur Beit des Verkaufs 
der Werth der Sache in mangel- 
freiem — zu dem wirk— 
lichen Werthe geſtanden haben 
würde. 

Findet im Falle des Ver— 
kaufs mehrerer Sachen für 
einen Geſammtpreis die Min— 
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derung nur wegen einzelner | 
Saden ftatt, jo ilt bei der 


Berabfeüumg des Vreiſes der 
ejammtwert 
zu Grunde zu legen. 


b aller Saden 


Sind neben dem | 


in Geld feſtgeſetzten Kaufpreife 
Reiftungen bedungen, die nicht 
vertretbare Sachen zum Gegen: 
Itande haben, jo find dieſe 
Leiſtungen in den Fällen der 
$5 471, 472 nad dem Werthe 
zur Zeit des Verkauf in Geld 
ei veraniclagen. Die Herab⸗ 
eßung der Gegenleiftung des 
Käufer erfolgt an dem im 
Geld feſtgeſetzten Preiſe; ift 
diefer geringer al3 der abzu= 
jeßende Betrag, jo bat der 
Verkäufer den überſchießenden 
Betrag dem Käufer zu ver— 
güten. 

s 474. Sind auf der einen 
oder der anderen Seite Meh— 
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Verfäufer den Mangel arg- 
liftig verichweigt. 

R 477. Der Anſpruch auf 
Wandelung oder auf Minder: 
ung jowie der Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen Mangels 
einer zugeſicherten Eigenichaft 
verjährt, jofern nicht der Ver— 
fäufer den Mangel argliftig 
verichwiegen bat, bei beweg⸗ 
lien Sachen in ſechs Monaten 
bon der Ablieferung, bei Grund: 
ftüden in einem Sabre von 
der Uebergabe an. Die Ber: 


jährungsfriſt kann durch Ver— 


rere betheiligt, ſo kann von 


jedem und gegen jeden Min— 
derung verlangt werden. 

Mit der Vollziehung der 
von einen der Käufer verlang— 
ten Minderung ift die Wan— 
delung ausgeiciofien. 

s 475. Durch die wegen 
eines Mangels erfolgte Min= 


traq verlängert werden. 
Begantragt der Käufer ge— 
richtliche Beweisaufnabme zur 
Eiherung des Beweiſes, fo 
wird die Verjäbrung unter: 
broden. Die Unterbrechung 
dauert bis zur Beendigung des 
Verfahrens fort. Die Vor— 
Ichriften des $ 211 Abi. 2 und 
des 8 212 finden entiprechende 
Anwendung. 

Die Hemmung oder Unter: 
brechung der Verjährung eines 
der im Abj. 1 bezeichneten An— 
jprüche bewirft auch die Hemm= 
ung oder Unterbredung der 


‚ Verjährung der anderen An— 


derung wird das Hecht des 
Käufers, wegen eine3 anderen 


Mangel Wandelung oder von 


neuem Minderung zu vers 


langen, nicht ausgeſchloſſen. 

s 476. Eine Vereinbarung, 
durch welche die Verpflichtung 
des Berfäuferd zur Gewähr 
leiftung wegen Mängel der 
Sache erlafjen oder beichränft 
wird, ift nichtig, wenn der 


ſprüche. 

$ 478. Hat der Käufer den 
Mangel dem Berfäufer ange— 
zeigt oder die Anzeige an ihn 
abgeiendet, bevor der Anſpruch 
a Wandelung oder auf Min- 
derung verjährt war, jo fann 


‚ er auch nad der Vollendung 


der Berjährung die Zahlung 
des Kaufpreiſes inioweit vers 
weigern, al3 er auf Grund 
der Wandelung oder der Min— 
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derung dazu berechtigt fein 
würde. Das Gleiche gilt, wenn 
der Käufer vor der Vollend- 
ung der Verjährung gerichte 
lihe Bemweisaufnahme zur 
Sicherung des Beweiſes bean: 
tragt oder in einem zwiſchen 
ihm und einem jpäteren Er— 
werber der Sache wegen des 
Mangeld anhängigen Rechts— 
ftreite den Berfäufer den 
Streit verkündet bat. 

Hat der Berfäuferden Manz 
gel argliftig verichwiegen, fo 
bedarf e3 Der Anzeige oder 


einer ihr nah Ab}. 1 gleich- | 


ftehenden Handlung nicht. 

8 479. Der Anfpruch auf 
Schadenserſatz kann nad) der 
Vollendung der Berjährung 
nur aufgerechnet werden, wenn 
der Käufer vorher eine der int 
$ 478 bezeichneten Handlungen 


hat der Berfäufer einen Fehler 
argliftig verichwiegen, fo fann 
der Käufer ftatt der Wandel- 
ung, der Minderung oder der 
Lie —J einer mangelfreien 
Sache Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen. 

s 481. Für den Verkauf 
von Pferden, Ejeln, Maul: 
ejeln und Maulthieren, von 
Rindvieb, Schafen und Schwei- 
nen gelten die Vorichriften der 
S$ 459 bis 467, 469 bis 480 
nur injoweit, als ſich nicht aus 
den 85 482 bis 42 ein An 
dere? ergibt. 

; 482. Der Verkäufer hat 


| 5 
nur beftimmte Fehler (Haupte 


mängel) und dieje nur dann 
zu vertreten, wenn ſie ſich inner: 
halb beitimmter Friſten (Ge— 


währfriſten) zeigen. 


vorgenommen hat. Dieje Bes 


— tritt nicht ein, wenn 
der Verkäufer den Mangel 
arglitig berkümwiegen bat. 

8 . Der Käufer einer 
nur der Gattung nad be= 
ftimmten Sade fann Statt der 
MWandelung oder der Minder: 
ung verlangen, m; ihm an 
Stelle der mangelhaften Sade 
eine nıangelfreie geliefert wird. 
Auf diefen Anſpruch finden Die 
für die Wandelung geltenden 
Vorſchriften der SS 464 big 466, 
des S 467 Sab 1 und der 
SS 469, 470, 474 big 479 ent= 
Iprechende Anwendung. 

Fehlt der Sade zu der 
Zeit, zu welder die Gefahr 
auf den Käufer übergeht, eine 
zugeſicherte Eigenichaft oder 


ur u nn nn nn — — 


Die Hauptmängel und die 
Gewährfriſten werden durch 
eine mit Zuſtimmung des 
Bundesraths zu erlaſſende Kai— 
ſerliche Verordnung beſtimmt. 
Die Beſtimmung kann auf 
demſelben Wege ergänzt und 
abgeändert werden. 

8 483. Die Gewährfriſt 
beginnt mit dem Ablaufe des 
Tages, an welchem die Gefahr 
auf den Käufer übergeht. 

5 484. Beigt ſich ein Haupt: 
mangel innerhalb der Gewähr— 
frift, jo wird vermuthet, daß 
der Mangel ichon zu der Beit 
vorhanden geweſen jei, zu wels 
cher die Gefahr auf den Käufer 
übergegangen iſt. 

$ 485. Der Käufer verliert 
die ihm wegen de3 Mangels 
zuitehenden Rechte, wenn er 


nicht ſpäteſtens zwei Tage nach 


den Ablaufe der Gewährfriit 


oder, falls das Thier vor dem 
Ablaufe der Frift getödtet wor: 
den oder ſonſt berendet. ift, 
nad den Tode des Thieres 
den Mangel dem Berfäufer 
anzeigt oder die Anzeige an 
ibn abiendet oder wegen des 
Mangels Klage gegen den Ber: 
fäufer erhebt oder dieſem den 
Streit verfiindet oder gericht- 
lihe Beweisaufnahme zur 
Sicherung des Beweiſes bean: 
tragt. Der Rechtsverluſt tritt 
nicht ein, wenn der Verfäufer 
den Mangel argliltig ver= 
ſchwiegen hat. 

s 486. Die Gewährfriit 
fann durd Vertrag verlängert 
oder abgekürzt werden. ie 
vereinbarte Frift tritt an die 
Stelle der gejeglichen Frift. 

Ss 4857. Der Käufer fann 
nur Wandelung, nicht Mine 
derung verlangen. 


Die Wandelung kann auc 
in den Fällen der 88 351 big 
353, insbejondere wenn das 
Thier geichlachtet ift, verlangt 
werden; au Stelle der 
— hat der Käufer den 


Rück⸗ 
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erth des Thieres zu ver- 


güten. Das Gleiche gilt in 
anderen Fällen, in denen der 


Käufer in Folge eines Ums 


bat, in&beiondere einer Ver | 


fügung über das Thier, außer 


Stande ift, das Thier zurüd= | 
ı 88 210, 212, 215 beitimmten 


zugewähren. 


Iſt vor der Vollziehung der 
MWandelung eine unmejentliche 


81 





Verſchlechterung des Thieres 


in Folge eines von dem Käufer 
zu vertretenden Umſtandes ein— 
genen, jo hat der Käufer die 

erthbminderung zu vergüten. 

Nutzungen bat der Käufer 
nur, infoweit zu erjegen, als 
er jie gezogen bat. 

5 488. Der Berfäufer hat 
im Falle der Wandelung dem 
Fäufer auch die Koften der 
Beeren und Pflege, Die 

often derthierärztlichen Unter: 
juhung und Behandlung jo= 
wie die Koften der nothwendig 
gewordenen Tödtung und Weg: 
ihaffung des Thieres zu er- 
jeßen. 

$ 489. Sit iiber den An— 
ſpruch auf Wandelung ein 
Nectöftreit anbängig, jo ift 
auf Antrag der einen oder der 
anderen Partei die öffentliche 
PVeriteigerung des Thieres und 
die Hinterlegung des Erlöfes 
durch einftweilige Verfügung 
anzuordnen, jobald die Beſich— 
tigung des Thieres nicht mehr 
erforderlid) ift. 

s 4%. Der Anſpruch auf 
MWandelung jowie der Anſpruch 
auf Schadenserfat wegen eines 
Hauptmangels, deſſen Nicht— 


vorhandenſein der Verkäufer 


ugeliert bat, verjährt in ſechs 
oben bon dem Ende der 


itandes, den er zu vertreten | Gewährfriſt an. Im Uebrigen 


bleiben die Vorſchriften Des 
S 477 unberührt. 


An die Stelle der in den 


Balen tritt eine Friit von 
echs Wochen. 
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Der Käufer kann auc nad) 
der Verjährung des Anſpruchs 
auf Wandelung die Zahlung 
des Kaufpreiſes verweigern. 
Die Aufrechnung des Anſpruchs 
auf Schadenserſatz unterliegt 
nicht der im 8 479 beſtimmten 
Beſchränkung. 


8 491. Der Käufer eines 
nur der Gattung nad) be— 


ftimmten Thieres fann itatt 


der Wandelung verlangen, daß 
ibm an Stelle des mangel- 
haften Thiere8 ein mangel— 
freies geliefert, wird. Auf 
diefen Anspruch finden die Vor— 


ichriften der 88 488 bis 40 


entiprechende Anwendung. 


$ 492. Webernimmt_ der 
Verkäufer die Gewäbrleiftung 
wegen eined nicht zu Den 


auptmängeln gehörenden 
bler8 oder fihert er eine 


igenichaft des Thieres zu, 
jo finden die Vorichriften der 
ss 487 bis 491 und, 
eine Gemährfriit vereinbart 
wird, auch die VBorjchriften der 
SS 483 bis 485 entiprechende 

nwendung. Die im S 490 


III. Bejoudere Arten des 
Kaufes. 


1. Kauf nach Probe. 
auf Probe. 


Kauf 


$ 494. Bei einem Kaufe 


nach Probe oder nah Muſter 


wenn | 


beitimmte Verjährung beginnt, 


wenn eine Gewährfriſt nicht 
vereinbart wird, mit der Ab- 
lieferung des Tbieres. e 
$ 493. Die 
über die Verpflichtung des Ver: 
fäufer8 zur Gewährleiſtung 
wegen Mängel der Sache 
finden auf andere Verträge, 
die auf Veräußerung oder Be: 


Vorſchriften 


laſtung einer Sache gegen Ent- 


gelt gerichtet find, entiprechende | 


Inwendung. 


find die Eigenichaften Der 
Probe oder des Muſters als 
zugefichert — 

Ss 49. i einem Kaufe 
auf Probe oder auf Beſicht 
ſteht die Billigung des gekauf— 
ten Gegenſtandes im Belieben 
des Kaͤufers. Der Kauf iſt 
im Zweifel unter der auf— 
ſchiebenden Bedingung der 
Billigung geſchloſſen. 

Der Verkäufer iſt verpflich— 
tet, dem Käufer die Unter— 
ſuchung des Gegenſtandes zu 
geſtatten. Bu 

$ 4%. Die Billigung eines 
auf Probe oder auf Belicht 
gefauften Gegenſtandes Tann 
nur innerhalb der vereinbarten 
Friſt und in Ermangelung 
einer folhen nur big zum Ab— 
lauf einer dem Käufer von 
dem Verfäufer beitimmten an— 
gemejjenen Friſt erklärt wer— 
den. War die Sache dem 
Käufer zum Zwecke der Probe 
oder der Belihtigung über— 
geben, jo gilt jein Schweigen 
als Billigung. 


2. Miederfauf. 


$ 497. Hat fich der Ver— 
fäufer in dem Saufvertrage 
da3 Recht des MWiederfaufs 
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vorbehalten, jo fonmt der | 
mit der Erklär-— 


MWiederfauf 
ung de3 Verfäuferd gegenüber 
dem Käufer, daß er das Wieder: 
faufsrecht ausübe, zu Stande. 


Die Erklärung bedarf nicht der | 


für den Kaufvertrag beſtimm— 


ten Form. 

er Preis, zu welchem 
verfauft worden iſt, gilt im 
weifel auch für den Wieder 


auf. 

_ 8498. Der Wiederverkäufer 
ift verpflichtet, dem Wieder— 
füufer den gelauften Gegen= 
ftand nebſt Zubehör heraus- 
zugeben. 


Hat der Wiederverfäufer 
vor der Ausübung des Wieder 
faufsrecht3 eine Verſchlechter- 








ung, den Untergang oder eine 


aus einem anderen Grunde 
eingetretene Unmöglichkeit der 
Herausgabe Des gekauften 
Segenitandes verjchuldet oder 
den Gegenftand wejentlich ver— 
ändert, fo ift er für den daraus 
entftehenden Schaden verant= 
wortlih. Iſt der Geaenitand 
ohne Verihulden des MWieder- 
verfäufer3 verjchlechtert oder 
ift er nur unmejentlich ver— 
ändert, jo kann der Wieder- 
käufer Minderung des Kauf: 
preifes nicht verlangen. 

Ss 499. Hat der Wieder- 
verfäufer dor der Ausübung 
des Wiederfaufsrecht3 iiber den 
gefauften Gegenftand verfügt, 


die im Wege der Zwangsvoll— 
ftrefung oder der Arreſtvoll— 
giehung oder durch den Kon— 
ursverwalter erfolgt. 

500. Der Wiederverkäufer 
fann für Verwendungen, die 
er auf den gefauften Gegen— 
ftand vor dem Wiederverfaufe 
gemacht bat, injoweit Erſatz 
verlangen, al3 der Werth des 
Gegenitandes durch die Ver— 


wendungen erhöht ilt. Eine 


Einrihtung, mit der er Die 
herauszugebende Sache ver= 
ſehen bat, kann er wegnehmen. 
s 501. Iſt als Wieder— 
kaufspreis der Schätzungswerth 
vereinbart, den der gekaufte 
Gegenſtand zur Zeit des Wie— 
derkaufs hat, jo iſt der Wieder— 
verkäufer für eine Verſchlech— 
terung, den Untergang oder 
die aus einem anderen Grunde 
eingetretene Unmöglichkeit der 
Herausgabe des Gegenſtandes 
nicht verantwortlich, der Wie— 
derkäufer zum Erſatze von Ver— 
wendungen nicht verpflichtet. 
$ 502. Steht das Wieder: 
faufsreht Mehreren gemeine 
ichaftlich zu, jo fann e3 nur 
im Ganzen ausgeiibt werden. 
Sit es fir einen der Berech— 
tigten erlojchen oder iibt einer 
von ihnen jein Recht nicht 
aus, jo find die übrigen be— 


rechtigt, das Wiederfaufsrecht 


ſo iſt er verpflichtet, die das 


durch begründeten Rechte Drit: 
ter zu bejeitigen. Einer Ver- 
fügung des Wiederverkäufers 


ſteht eine Verfügung gleich, 


im et augzuitben. 

S 508. Das Wiederkaufs— 
reht kann bei Grundſtücken 
nur bi3 zum Mblaufe von 
dreißig, bei anderen Gegen— 
ftänden nur bis zum Ablaufe 
von Drei Sahren nad der 

6* 
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Bereinbarung des Vorbehalt 
ausgeiibt werden. Iſt für die 


Ausübung eine Frift beitimmt, | 


jo tritt dieſe an Die Stelle der 
geſetzlichen Friſt. 


3. Vorkauf. 


eines Gegenſtandes zum Vor— 
kaufe berechtigt iſt, kann das 
Vorkaufsrecht ausüben, ſobald 
der Verpflichtete mit einem 





hat der Vorkaufsberechtigte 
ſtatt der Nebenleiſtung ihren 
Werth zu entrichten. Läßt 
fich die Nebenleiftung nicht in 
Geld ſchätzen, jo ift Die Aus— 
übung des Vorkaufsrechts aus- 
geichloffen; die Vereinbarun 


ı der Nebenleiftung kommt jedo 
3 504. Wer in Anſehung 


Dritten einen Kaufvertrag über | 


den — eſchloſſen hat. 
8 . Die 


u3übung des 


Vorfaufsreht3 erfolgt durch 
verhältnißmäßigen Theil des 


Erklärung gegenüber dem Ver: 
pflichteten. Die Erklärung be- 


darf nicht_der für den Kaufe 


vertrag beitimmten Fornı. 
Mit der Ausübung des 

Vorkaufsrechts fonımt der Kauf 

zwiichen dem Berechtigten und 


dem Verpflichteten unter den 


Betimmungen zu Stande, 
welche der Berpflichtete mit 
denn Dritten vereinbart bat. 


> 


$ 506. Eine Vereinbarung 


des Verpflichteten mit dem 
Dritten, Durch welche der Kauf 
von der Nichtausübung des 


Vorkaufsrecht abhängig gemacht 
oder dem Verpflichteten für 
den F 
Vorkaufsrechts der Rücktritt 


vorbehalten wird, iſt dem Vor-⸗ 
kaufsberechtigten gegenüber un 


wirkſam. 

8 507. Hat ſich der Dritte 
in dem Dertrage zu einer 
Nebenleiſtung verpflichtet die, 
der Vorfaufsberechtigte zu bes 
wirfen außer Stande ilt, jo 


all der Ausitbung des | 





nit in Betracht, wenn der 
Vertrag mit dem Dritten auch 
ohne fie geichlofien jein würde. 

$ 508. Hat der Dritte den 
Gegenjtand, auf den ſich das 
Vorkaufsrecht bezieht, mit an— 
deren Gegenftänden zu einem 
Gejanmntpreije gefauft, jo bat 
der Worfaufsberechtigte einen 


Gejanımtpreiles zu entrichten. 
Der Berpflichtete kann ver— 
langen, daß der Vorkauf auf 
ale Sachen erftredt wird, Die 
nicht ohne Nachtheil für ihn 
getrennt werden fünnen. 

. Sit dem_ Dritten 
in dem DVertrage der Kaufpreis 
eftundet worden, jo fann der 
Vorfaufsberechtigte die Stund— 
ung nur in Anſpruch nehmen, 
wenn er für den geitundeten 
Betrag Sicherheit leitet. 

Iſt ein Grundſtück Gegen— 
ſtand des Vorkaufs, ſo bedarf 
es der Sicherheitsleiſtung in— 
ſoweit nicht, als für den * 
ſtundeten Kaufpreis die Be— 
ſtellung einer Hypothek an dem 
Grundſtücke vereinbart oder in 
Anrechnung auf den Kaufpreis 
eine Schuld, für die eine Hypo— 
thek an dem Grundſtücke be— 
ſteht, übernommen worden iſt. 

s 510. Der Verpflichtete 
bat dem Porfaufsberechtigten 
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den inhalt des mit dem 
Dritten rc Vertrag 
unverzüglid mitzutheilen. Die 
Mittheilung des Verpflichteten 


wird durch die Mittheilung |. 


des Dritten erſetzt. 


Das Vorkaufsrecht kann | 





bei Grundftücden nur biß zum 


Ablaufe von zwei Monaten, 


bei anderen Gegenitänden nur 


bis zum Ablauf einer Woche 


nah den Empfange der Mit: | 


tbeilung ausgeiibt werden. Iſt 
fir die Ausübung eine Frijt 
beftimnit, jo tritt dieſe an Die 
Stelle der geieglichen Frift. 

s 511. Das Vorkaufsrecht 
erſtreckt ſich im Zweifel nicht 
auf einen Verkauf, der mit 
Rückſicht t 
Erbrecht an einen geſetzlichen 
Erben erfolgt. 

$ 512. Das Vorkaufsrecht 


it ausgeichloffen, wenn der 


Berkauf im Mege der Zwang: 
vollftrefung oder durch den 
Konkursverwalter erfolgt. 

$ 513. Steht das Vor— 
faufsreht Mebreren gemein— 
Ichaftlih zu, jo kann es nur 
im Ganzen ausgeübt werden. 
Sit es fir einen der Berech- 
tigten erloichen oder übt einer 
von ihnen jein Recht nicht aus, 
fo find die übrigen berechtigt, 
das Vorfaufsreht im Ganzen 
auszuüben. 


s 5l4. Das VBorfaufsrecht 
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eit beihränft, fo iſt es im 


Zweifel vererblich. 


IV. Tauſch. 
$ 515. Auf den Tauſch 
finden die Vorſchriften über 


den Kauf eniprechende An— 
wendung. 


Zweiter Titel. 
Schenkung. 
8 516. Eine Zumendung, 


durch die Jemand aus jeinen 


Vermögen einen Anderen bes 


' reichert, iſt Schenfung, wenn 


auf ein fünftiges 
geltlich erful 





it nicht übertragbar und gebt 


nicht auf die Erben des Bes 
rechtigten über, jofern nicht 


ein Anderes beftimnit ift. Sit. 


das Recht auf eine beftimmite 


beide Theile darüber einig find, 
daß die Zumendung unent— 


t. 

Iſt Die» Bawenbiini ohne 
den Willen des Anderen ers 
folgt, jo fann ibn der Bus 
wendende unter Beitimmung 


‚ einer angemeſſenen Friſt zur 


Erklärung über die Annahme 
auffordern. Nach dem Ablaufe 
der Frift gilt die Schenkung 
al3 angenommen, wenn nicht 
der Andere fie vorher abge= 
lehnt hat. Im alle der Ab: 
lehnung Kann die Herausgabe 
des BZugewendeten nad ben 
Vorſchriften iiber Die Heraus: 
abe einer ungerechtfertigten 
Bere ihesuna efordert werden. 

8 517. @ine Scenfung 
liegt nicht vor, wenn Sfemand 
zum Vortheil eine8 Anderen 
einen Vermögenserwerb unter 
läßt oder auf ein angefallenes, 
noch nicht endgültig erivorbenes 


- 


86 1. Bud: Recht der Schuldverhältnifjfe. VII Abſchnitt: 


Recht verzichtet oder eine Erb= | 
ſchaft oder ein Bermächtnik 


mBıhidat. — 
3518. Zur Gültigkeit eines 
Vertrags, durch den eine Leiſt— 
ung ſchenkweiſe verſprochen 
wird, iſt die gerichtliche oder 
notarielle Beuxkundung des 
Verſprechens erforderlich. Das 
Gleiche gilt, wenn ein Schuld— 
verſprechen oder ein Schuld— 
anerkenntniß der in den 88 780, 
781 bezeichneten Art ſchenk— 
weiſe ertheilt wird, von dem 
Verſprechen oder der Anerkenn— 
ungserklärung. 

Der Mangel der Form 
wird durch die Bewirkung der 
verſprochenen Leiſtung geheilt. 

* 





nur Vorſatz und grobe Fahr— 
läſſigleit zu vertreten. 
$ 522. Zur Entrichtung von 


' Berzugszinjen it der Scheufer 
nicht verpflichtet. 


s 52. — der 
Schenker argliſtig einen Mangel 
im Rechte, ſo iſt er verpflichtet, 
dem Beſchenkten den daraus 
entſtehenden Schaden zu er— 


ſetzen. 

Hatte der Schenker die 
Leiſtung eines Gegenſtandes 
verſprochen, den er erſt erwerben 
ſollte, ſo kann der Beſchenlte 
wegen eines Mangels im 


Rechte Schadenserſatz wegen 


519. Der Scenter iſt 


berechtigt, die Erfüllung eines 
ichenfweile ertheilten Verſpre— 
chend zu verweigern, joweit er 
bei Berückſichtigung feiner jon- 
ftigen Berpflibtungen außer 
Stande ift, das Berjprechen 


zu erfüllen, ohne daß jein ftan- J 
der 88 441 bis 444 finden ent— 


desmäßiger Unterhalt oder die 
Erfüllung der ibm fraft Ges 


ſetzes obliegenden Unterhalts- 


pflichten gefährdet wird. 


Anſpruch vor. 

5520. Berſpricht der Schen— 
er 
Leiſtungen beſtehende Unter— 


eine in wiederkehrenden 





jtügung, jo erliicht die Ver- 


bindlichfeit mit feinem Tode, 
jofern nit aus dem Ders 
Iprechen fi ein Anderes er= 


gibt. 
s 521. Der Schenker hat 


| 


| Scchenler — Fehler 
Treffen die Anſprüche meh- 

rerer Beſchenkten zujanımen, | 
jo geht der früher entſtandene 


Nichterfüllung verlangen, wein 
der Mangel dem Schenfer bei 
dem Erwerbe der Sache befannt 
ewejen oder in Solge grober 
Sahrläfigfeit unbefannt ge— 
lieben ift. Die für die Gewähr: 
leiftungspflicht de? Verkäufers 
er Vorſchriften des $ 433 
bj. 1, der 88 434 bis 437, 
des 8 440 Abi. 2 big 4 und 


iprechende Anwendung. 
Verichweigt der 
der verichenften Sache, jo iſt er 
verpflichtet, VvemBeichenften den 
daraus entjtehenden Schaden 
zu erjeßen. i 
‚Hatte der Schenfer Die 
Leiftung einer nur der Gattung 
nad beſtimmten Sache ver= 
ſprochen, Die er erſt erwerben 
jollte, jo fann der Bejchentte, 
wenn die geleistete Sache fehler: 
Heft und dev Mangel dem 
chenfer bei dem Erwerbe der 
Sache befannt geweien oder 
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unbefannt geblieben iſt, ver— 
langen, daß ibm an Stelle der 
fehlerhaften Sache eine_fehler- 
freie dc wird. Hat der 
Schenter den Fehler argliftig 
verichwiegen, jo fann der Be— 
ichenfte ſtatt der Lieferung einer 
— Sache Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung ver⸗ 
langen. Auf dieſe Anſprüche 


in Folge grober Fahrläſſigkeit dun. 
als ſie in 
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wendungen injoweit verlangen, 
olge de3 Mangels 

der Zuwendung 





den Wert 
überfteigen. 
. 8527. Unterbleibt die Boll: 
ziehung der Auflage, jo kann 
der Schenker die Herausgabe 
des Geſchenkes unter den für 


das Rüdtrittsrecht bei gegen= 


finden die fiir Die Gemwähr- 


leiftung wegen Fehler einer 
verfauften Sadıe 
Vorſchriften entiprechende An— 
wendung. 

3 525. Wer eine Schenkung 


unter einer Auflage macht, kann 


die Vollziehung der Auflage 
verlangen, wenn er jeinerjeit3 
geleiftet hat. 

Liegt die Bollziehung der 
Auflage im Öffentlichen Snter= 
ejle, jo kann nadı den Tode 
des Scenferd auch Die zu— 
ſtändige Behörde die Vollzieh— 
ung verlangen. 

526. Soweit in Folge 
eines Mangels im Rechte oder 
eines — der verſchenkten 
Sache der Werth der Zuwend— 
ung die Höhe der zur Voll— 
ziehung der Auflage erforder- 
lihen Aufwendungen nicht 
erreicht, ijt der Beſchenkte be= 
rechtigt, die Vollziehung der 
Auflage zu verweigern, bis der 
durch den Mangel entjtantene 
era ausgeglichen wird. 

ollziehbt der Beſchenkte Die 

Auflage ohne Kenntniß des 
Mangels, jo fanıı er von dem 
Schenker Erjat der durch die 
Vollziehung verurjadhten Auf— 


geltenden 





nach der 


jeitigen Verträgen beſtimmten 
Borausjeßungen nad) den Bor- 
ihriften iiber Die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Be— 
veicherung injoweit fordern, als 
das Geſchenk zur Vollziehung 
der Auflage hätte verwendet 
werden müſſen. 

Der Anſpruch iſt ausge= 
ſchloſſen, wenn ein Dritter be: 


rechtigt ift, die Vollziehung der 


Auflage zu verlangen. 
8528. Soweit der Schenter 
Bollziehung der 


' Schenfung außer Stande ilt, 





jeinen jtandesmäßigen Unter- 
balt zu _beitreiten und die ihm 
feinen Berwandten, jeinem Ehe: 
atten oder jeinem früheren 
begatten gegenüber gejetlich 
obliegende Unterhaltspflicht zu 
erfüllen, fann er von dent Be: 
ichenften die Herausgabe des 
Geſchenkes nah den Vor— 
ichriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Be— 
reiherung fordern. Der Bes 
ichenfte Fann die Herausgabe 
durh Zahlung des für den 
Unterhalt erforderlihen Bes 
trag3 abwenden. Auf die Ber: 
pflichtung des Beſchenkten fin: 
den die Borfchriften des $ 760 
jowie die für die Unterhalt3: 
prlicht der Berwandten geltende 
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Vorſchrift des 8 1613 und im 
Falle des Todes des Schenlers 
auch die Vorichriften des $ 1615 
entiprechende Anwendung. 

‘ Unter mehreren Beichentten 
baftet der früher Beſchenkte 
nur injomweit, 
Beſchenkte nicht verpflichtet ift. 


Ss 529. r Anſpruch auf 
gar des Geſchenkes 
t ausgeſchloſſen, wenn der 


Schenker jeine Beduͤrftigteit 
vorſätzlich oder durch grobe 
Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat 
oder wenn zur Zeit des Ein— 
tritts ſeiner Bedürftigkeit ſeit 


der Leiſtung des geſchenkten 


Gegenſtandes zehn Jahre ver— 
ſtrichen ſind. 

Das Gleiche gilt, ſoweit der 
Beſchenkte bei Berůckfichtigung 
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen 
außer Stande iſt, das Geſchenk 
herauszugeben, ohne daß ſein 


ftandesmäßiger Unterhalt oder | 


die Erfiillung der ihm kraft 
Geſetzes obliegenden Unter 
re aefährdet wird. 
330. Cine Schenkung 
tanz widerrufen werden, wenn 
fih der Beichenfte dur) eine 
ſchwere Verfehlung gegen den 
Schenker oder einen nahen An: 
gehörigen des Schenkers groben 
ndanfes jhuldig macht. 

Dem Erben des Schenfers 
ſteht das Recht des Widerrufs 
nur zu, 
vorſätzlich und widerrechtlich 
den Schenker getödtet oder am 
Zoiberruie gehindert hat. 

S 


Der Widerruf er: | 


folgt durch Erklärung gegen— 
iiber dem Beichenften. 


als der fpäter 


wenn der Beichenfte | 





| zu gewähren. 


Iſt die Schenkung older 
ae jo fann die Herausgabe 
Geſchenkes nah den Vor: 
Ihriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Be— 
reiherung gefordert werden. 
Der Widerruf it 
ausgeichlofi en, wenn der Schen: 
fer dem Bejchenften ver= 
iehen hat oder wenn jeit dem 
getpunte, in weldem Der 
iderrufsberechtigte von dem 
Eintritte der VBorausfegungen 
jeines Rechtes Kenntniß er— 
langt hat, ein Jahr verſtrichen 
ift. Nach dem Tode des Be— 
ichenften ift der Widerruf nicht 
2 zuläflig. 
Ss 533. Auf das Wider: 
zuförecht fann erit verzichtet 
werden, wenn der Undanf dent 
MWiderrufsberechtigten befannt 
— iſt. 
3534. Schenkungen, durch 
die einer ſinüchen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprochen 


wird, unterliegen nicht der 
NRüd: Forderung und Dem 
MWiderrufe. 


Dritter Titel. 


Padıt. 
I, Miethe. 


$s 535. Durch den Mieth: 
vertrag wird der VBermiether 
verpflichtet, dem Miether den 
Gebraub der vermietheten 
Sache während der Miethzeit 
Der Miether 


— — — 
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iſt verpflichtet, dem Bermiether | 


den vereinbarten Miethzins 


zu entrichten. 

5336. Der Bermiether 
bat die vermiethete Sache dem 
Mietber in einem zu dent ver: 
traggmäßigen Gebrauche ges 


eiqneten Zustande zu überlaflen 
den Mangel jelbit bejeiti gen 


und fie während der Mieth- 
zeit in Ddiefem Zuſtande zu 
erhalten. 

S 587. Iſt die vermiethete 
Sade zur Zeit der Lleberlaji- 
ung an den 
RN behaftet, der ihre Taug— 

chfeit zu dem vertraggmäßigen 
Gebrauch hai oder nıindert, 





ietber mit einem | 


oder entiteht im Laufe der | 
Miethe ein joldher Fehler, jo 
Art in Folge grober Fahr— 
während deren Die Tauglich⸗ 


iſt der Miether für die Zeit, 


keit aufgehoben iſt, von der 
Entrichtung des Mieihzinſes be⸗ 


mit 


der Beſeitigung, eines 
Mangels in Verzug, jo ann 
der Miether, ftatt die im $ 537 
beſtimmten Rechte geltend zu 
machen, Schadenserjaß wegen 
Richterilumg verlangen. 
Falle des Verzugs des 
— kann der Miether 


und Erſatz der erforderli 
Aufwendungen verlangen. 

8 539. Kennt der Miether 
bei dem Abichlufie des Wer: 
trags den Mangel der ges 
mietheten Sade, jo ftehen ihm 
die in den 88 537, 538 be= 
ſtimmten Rechte nicht zu. Sit 
dem Miether ein Mangel der 
im $ 537 Abi. 1 bezeichneten 


en 


läſſigkeit unbefannt geblieben 
oder nimmt er eine mangels 
bafte Sache an, obſchon er den 


Mangel fennt, jo fann er Dieje 


freit, für_Ddie Zeit, während 
deren die TZauglichfeit gemindert 
ift, nur zur Entridhtung eines | 


den SS 472, 473 
meſſenden Theiles des Mieth— 
zinje3 verpflichtet. 

Das Gleiche gilt, wenn eine 
zugejiherte Eigenſchaft fehlt 
oder jpäter wegfällt. 
Bermiethungeines Grundſtücks 
ſteht die Zulicherung einer be: 
jtimmten Größe der BZuficher- 
ung, einer Eigenichaft aleich. 

538. Sit ein Mangel 


au bes | 


Bei der 


der Vermether den 


5. 
der im 8 537 bezeichneten Art | 
bei dem Abſchluſſe des Ber: 
trag vorhanden oder entiteht | 


ein folder 
golge eines Umitandeg, den der 

ermiether zu vertreten bat, 
oder fommt der Bermiether 


Mangel fpäter in 


Rechte nur unter den Woraus: 
jegungen geltend machen, unter 
mwelhen dem Käufer einer 
mangelbaften Sadıe nad den 
SS 460, 464 Gewähr zu leisten iſt. 
$ 540. Eine Vereinbarung, 
durch welche die Verpflichtung 
des Vermietberd zur Vertret— 
ung von Mängeln der ver= 
mietheten Sache erlafien oder 
beichränft wird, iſt —— 
angel 

argliſtig verſchweigt. 

Wird durch das 
ect eines Dritten Dem 
Miether der vertragsniäßige 
Gebrauch der gemietheten Sace 
anz oder zum Theil entzogen, 
Q finden die Vorſchriften be 

$ 537, 538, des $ 539 Sat 1 
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und des 8 540 entiprechende | 
' jpätere 


—— 
3542. Wird dem Miether 
der vertragsmäßige Gebrauch 
der gemietheten Sache ganz 
oder zum Theil nicht rechts 
zeitig gewährt oder wiederent: 
zogen ‚, jo fann der Miether 
ohne Einhaltung einer Kündig— 
ungsfriſt das Miethverbältnik 
fündigen. Die Kündigung ift 
erit zuläflig, wenn der Ver— 
mietber eine ihm von Dem 
Miether beftimmte angemeſſene 
Friſt bat, verftreichen laſſen, 
ohne Abhilfe zu ſchaffen. Der 
Beltimmung einer Frift bedarf 
e3 nicht, wenn die Erfüllung 
des MWertragd in Folge des 
die Kündigung rechtfertigenden 
Umſtandes fiir den Miether fein 
Suterejie hat. J 

Wegen einer unerheblichen 
Hinderung oder Vorenthalt— 
ung des Gebrauchs 
Kündigung nur zuläſſig, wenn 
ſie durch ein beſonderes Inter— 
eſſe des Miethers gerehiiertigt 
wird. 

‚ Beltreitet der Vermiether 
die Zuläſſigkeit der erfolgten 
Kündigung, weil er den Ge— 
brauch der Sache rechtzeitig ge: 
währt oder vor dem Ablaufe 
der Friſt die Abhilfe bewirkt 
babe, to trifft ihn die Beweiglaft. 

5543. Auf das den Miether 
nach $ 542 zuſtehende Kündig— 
ungsreht finden die Vor— 
ichriften der 88 539 bis 541 
jowie die für die Wandelung 
bei dem Kaufe geltenden Bor: 
ichriften der SS 469 bis 471 
entiprechende Anwendung. 


ift Die 


} 








Iſt der Miethzing für eine 
eit ım voraus ent= 
richtet, jo bat ihn der Ver— 
miether nah Maßgabe des 
5 347 oder, wenn die Kündig— 
ung wegen eines Umſtandes 
erfolgt, den er nicht zu ver— 
treten bat, nach den Borichriften 
über Die Herausgabe einer un: 
gerechtfertigten Bereicherung 
zurüdzuerftatten. 

s 54. Sit eine Wohnung 
oder ein anderer zum Aufent: 
halte von Menichen beſtimmter 
Raum fo beicaffen, dab, die 
Benugung mit einer erheb- 
lihen Gefährdung der Geſund— 
beit verbunden ift, jo fann der 
Miether das Miethverhältnig 
obne Einhaltung einer Kündig— 
ungäfrift kündigen, auch wenn 
er die gefahrbringende Be— 
ihaffenheit bei dem Abichlufie 
des Vertrags gefannt oder auf 
die Geltendmachung der ihm 
wegen diejer Beichaffenbeit zu: 
ſtehenden Rechte verzichtet hat. 

$S 545. Beigt fih im Laufe 
der Miethe ein Mangel der ge 
mietheten Sache oder wird 
eine Vorfehrung zum Schutze 
der Sache gegen eine nicht vor: 
bergeiehene Gefahr erforder= 
li, jo hat der Mietber dem 
Bermiether unverzüglih Ans 
zeige zu machen. Das Gleiche 
gilt, wenn ſich ein Dritter ein 

echt an der Sahe anmaßt. 

Unterläßt der Mietber die 


Anzeige, jo it er zum Er— 
ſabtze des daraus entitehenden 
ı Schaden? verpflichtet; ex ift, 
ſoweit der Bermiether in Folge 
der Unterlaſſung der Anzeige 
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Abhilfe zu Schaffen außer | 
Stande war, nicht berechtigt, 


die im $ 537 beftimmten Rechte | fof 
geltend zu maden oder nad) | 
5,542 Abi. 1 Satz 3 ohne Be 
Friſt zu 
kündigen oder Schadenserſatz 


ſtimmung einer 


wegen Nichterfüllung zu ver— 
langen. 





8 546. Die auf der ver: | 


miethbeten Sache rubenden 


Raften hat der Vermiether zu 


tragen. 

Ss 547. Der Vermiether ift 
verpflichtet, denn Mietber die 
auf die Sache gemachten noth— 
wendigen Verwendungen zu 
erſetzen. Der Miether eines 


Thieres hat jedoch die Fütter⸗ 
der Vermiether auf Unterlaji= 


ungskoſten zu tragen. 

Die Verpflichtung des Ver: 
miethers zum Erſatze ſonſtiger 
Verwendungen beſtimmt Nic 
nach den Vorichriften iiber die 
Geihäftsführung ohne Auf— 
trag. Der Miether iſt be= 
rechtigt, eine Einrichtung, mit 
der er die Sache verjehen hat, 


wegzunehmen. 
$ 548. Beränderungen oder 
Verihlechterungen Der ge— 


mietheten Sache, die durch den 
vertragsmäßigen Gebraud) her: 
beigefithrt werden, hat der 
Mietber nicht zu vertreten. 

8 549. Der Miether iſt 


ohne die Erlaubniß des Vers 
miether3 nicht berechtigt, den 
Gebrauch der gemietheten Sache 


einem Dritten zu überlaſſen, 
inäbejondere die Sache weiter 
zu vermiethen. Verweigert der 
Bermiether die Erlaubniß, jo 
fann der Miether das Mieth— 








verhältnik, unter Einhaltung 
der gejeßlichen Friſt Fiindigen, 
ofern nicht in der Perſon des 
Dritten ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

Ueberläßt der Miether den 
Gebrauch, einen Dritten, jo 
bat er ein dem Dritten bei 
dem Gebraube zur Laſt 
fallendes Verichulden zu vers 
treten, auch wenn der Ver— 
miether _ die Erlaubniß zur 
a ge ati bat. 

8550. Macht der Mietber 
von der gemietbeten Sade 
einen vertragswidrigen Ges 
braud und jegt er den Gebraud) 
ungeachtet einer Abmahnung 
des Wermiethers fort, jo kann 


ung Hagen. BOREREEN 

5 551. Der Mietbzins iſt 
am Ende der Mietbzeit zu 
entrichten. Iſt der Miethzins 
nach Zeitabichnitten bemefien, 
jo ift er nach dem Ablaufe der 


‚ einzelnen Zeitabſchnitte zu ent: 


richten. — 
Der un für ein 
Grundstück ift, ſofern er nicht 


' nad fürzeren Beitabjchnitten 








bemejjen tft, nach den Ablaufe 
ie eines Salendervierteljahrs 
am erften Werkrage des fol— 
genden Monats zu entrichten. 

$ 552. Der Mietber wird 
von der Entrichtung des Mieth: 
zinje3 nicht Dadurch befreit, daß 
er durch einen in feiner Per— 
fon liegenden Grund an der 


' Ausübung des ihn zuſtehen— 


den Gebrauchsrechts verhindert 
wird. Der Bermiether muß 
fich jedoch den Werth der er— 
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iparten Aufwendungen ſowie 
derjenigen Vortheile anrechnen 
lafien, welche er aus einer 
anderweitigen Berwerthungdes 
Gebrauchs, erlangt. Solange 
der Vermiether in Folge der 
Ueberlafiung des Gebrauchs an 
einen Dritten außer Stande 
ift, den Miether den Gebraud) 
zu gewähren, iſt der Mietber 
zur Entrichtung des Mieth— 
zinſes nicht verpflichtet. 

$ 553. Der Vermiether 
kann ohne Einhaltung einer 


rt das Miethver: | 


hältnig fündigen, wenn ber 
Mietber oder derjenige, welchem 
der Miether den Gebrauch der 
gemietheten Sache überlafien 


bat, ungeachtet einer Abmahn= 


ung deö Vermiethers einen ver: 
tragswidrigen Gebrauch Der 


Sache fortiest, der die Rechte 
brauch der Sache einem Dritten 


des Bermietbers in erheblichem 
Maße verlegt, insbejondere 
einen Dritten den ihm uns 
befugt überlajienen Gebrauch 
beläpt, oder die Sade durch 
Vernahläfligung Der dent 
Mietber obliegenden Sorgfalt 
EERONO, PRIRDEKE 

$ 54. Der Bermiether 
fann ohne Einhaltun 
Kündigungsfriſt das 
verhältnig fündigen, wenn der 


einer | 
ietb= 


Miether für zwei auf einander | 
folgende Termine mit der Ent: 


richtung des Miethzinſes oder 
eines Theiles des Mietbzinjes 
im Verzug tt. 
ung it augsgeichlofien, wenn 
der Miethber den Bermiether 
befriedigt, bevor jie. erfolgt. 
Die Kiindigung ift unwirk— 


Die Kündigs 


— 





jam, wenn fih der Miether 
von feiner Schuld durch Auf: 
rechnung befreien fonnte und 
unverzüglich nad der Kündig— 
ung die Aufrechnung erklärt. 
s 555. Macht der Ber: 
miether von dem ihm nad 
den 88 5583, 554 zuitehenden 
Kündigungsrechte Gebraud, jo 
bat er den fir eine jpätere 
zeit im voraus entrichteten 
iethzins nah Maßgabe des 
$ 347 zurüdzuerftatten. . 
$ 556. Der Miether it 
verpflichtet,die gemietheteSache 
nad) der Beendigung des Mieth: 
verbältnifies zurüdzugeben. 
Dem Miether eines Grund: 
ſtückes ſteht wegen jeiner An— 
ſprüche gegen den Vermie— 
ther ein Zurückbehaltungsrecht 
nicht zu. 
Hat der Miether den Ge— 


überlafien, jo fann der Ber 
mietber die Sache nad Der 
Beendigung des Miethverbälts 
nifje auch von dem Dritten 
zurüdftordern. 

8 557. Gibt der Mietber 
die gemiethete Sade nad der 
Beendigung des Miethverbält: 
nifjes nicht zurüd, jo fann der 
Vermiether für die Dauer der 
Vorentbaltung als Entſchädig— 
ung den vereinbarten Mieth— 
zins verlangen. Die Geltend— 
machung eines weiteren Scha— 
dens iſt nicht ausgeſchloſſen. 

$558. Die Erſatzanſprüche 
des Vermiethers wegen Ver— 
änderungen oder Verjchlechter: 
ungen der vermietheten Sache 
jowie die Anſprüche des 


Einzelne Schuldverhältnifie. 


Mietherd auf Erjak von Ver— 
wendungen oder auf Geitatt- 
ung der Wegnahme einer Ein: 
rihtung verjähren in ſechs 
Monaten. 

Die Verjährung der Erjaß: 
anſprüche des Vermiethers be- 
ginnt mit dem Zeitpunft, in 
weldhem er die Sache zurüd- 
erhält, die Verjährung der An: 
ſprüche des Miether3 beginnt 
mit der Beendigung des 
Miethverbältnifies. 

Mit der Verjährung des 
Anipruch3 des Vermiethers auf 
Rückgabe der Sache verjähren 
auch die Erſatzanſprüche des 
Vermiethers. 

$559. Der Vermiether eines 
Grundſtücks bat für ſeine 
Forderungen aus dem Mieth— 
verhältniß ein Pfandrecht an 
den eingebrachten Sachen des 
Miethers. Für künftige Ent— 
ſchädigungsforderungen und für 
den Miethzins fir eine jpätere 
Zeit al3 das laufende und das 
tolgende Mietbiahr fann das 





Pfandreht nicht geltend ges | 


macht werden. Es eritredt ſich 
niht auf die der Pfändung 
nicht unterworfenen Sacen. 
5560. Das Pfandrecht des 
Vermiethers erliſcht mit der 
Entfernung der Sachen von 
dent Grunditüd, es jei denn, 
daß die Entfernung _obne 
Wiſſen oder unter Widerjprud) 
des Vermietherd erfolgt. Der 
Vermiether kann der Entfern: 
ung nicht widerjprechen, wenn 
jie im regelmäßigen Betriebe 
des Geſchäfts des Miethers 
oder den gewöhnlichen Lebens: 
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verhältnifien entiprechend er= 
folgt oder wenn Die zurüd- 
bleibenden Sachen zur Sicher: 
ung des Bermiethers offenbar 


außgreichen. 

s 561. Der Bermiether 

darf die Entfernung der jeinem 

fand: Neht unterliegenden 

achen, joweit er ine zu wider: 
iprechen berechtigt ift, auch ohne 
Anrufen des Gericht3 ver— 
hindern und, wenn der Miether 
ausziebt, Die Sachen in jeinen 
Beii nehmen. 

Sind die Sachen ohne 
Wiffen oder unter Wider- 
ſpruch des Vermiethers ent= 
fernt worden, ſo kann er die 
— zum Zwecke der 


urückſchaffung in das Grund— 
tif und, wenn der Miether 
ausgezogen ift, die Ueberlaſſung 
des Belige verlangen. Das 
Pfandrecht erliiht mit dem 
Ablauf eines Monat3, nadı- 
dent der Vermiether von der 
Entfernung der Sahen Kennt: 
niß erlangt hat, wenn nidt 
der Vermiether diejen Anſpruch 
vorber gerichtlich geltend ge— 
madt bat. 
$ 562. Der Mietber fann 
die Geltendmachung des Pfand: 
rechts des Vermiethers durch 
Sicherheitsleiſtung abwenden; 
er kann jede einzelne Sache 
dadurch von dem Pfandrecht 


befreien, daß er in Höhe ihres 


Werthes Sicherheit leiſtet. 
8 


563. Wird eine dem 


8 
Pfandrechte des Vermiethers 


unterliegende Sache für einen 
anderen Gläubiger gepfändet, 
ſo kann dieſem gegenüber das 


94 
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Pfandrecht nicht wegen Des | 


Mietbzinjes fiir eine frühere 
Zeit als das legte Jahr vor 
der Pfändung geltend gemadt 
werden. 
$ 564. Das Miethverhält— 
niß endigt mit dem Ablaufe 
der Zeit, für Die es einge- 
gangen iſt. 
ft die Miethzeit nicht be: 
jtimmt, jo fann jeder Theil 
dag Miethverbältnik nad) den 
Vorſchriften des 8565 kündigen. 
Ss 565. Bei Grundftiiden 
iſt die Kündigung nur für den 


Schluß eines Palenderviertel- | 


jahres zuläflig; fie hat ſpäteſtens 
am Dritten Werktage 
Vierteljahr zu erfolgen. Iſt 
der Miethzins nach Monaten 
beinefien, 8 iſt die Kündigung 
nur für den Schluß eines 
Kalendermonats zulälfig; fie 


des 


bat ſpäteſtens am fünfzehnten | 


des Monats zu erfolgen. Sit 
der Miethzins nab Wochen 


bemeſſen, jo ijt die Kündigung 
nur fiir den Schluß _ einer 
Kalenderwoche zuläflig; fie hat 


ipäteftens am. erſten Werktage 


Woche zu erfolgen. 
Bei beweglichen Sachen bat 


der 


Die Kündigung jpätejtena am 


dritten Tage vor dem 
u erfolgen, an welchem das 
iethverhältniß endigen joll. 
ft der 
al oder 


age 


Miethzins für ein | 
Pr eine be= 


wegliche Sache nach Tagen be= | 
meſſen, jo ift die Kündigung 


an jedem Tage für den folgen: 
den Tag zuläſſig. 


2 Vorschriften des Abi. 1 
‚Abi. 2 gelten auch für | 


Sat 1 


die Fälle, in denen das Mieth- 
verhältnig unter Einhaltung 
der geſetzlichen Frift vorzeitig 
gekündigt werden fann. 

$ 566. Ein gar 
ber ein Grundſtück, der für 
längere Beit als ein Jabr ges 
ichloffen wird, —— der ſchrift⸗ 
lichen Form. — die Form 
nicht beobachtet, ilt der 
Vertrag als für — immte 
Zeit Eicher: die Kündigung 
iſt jedoch nicht Für eine frühere 
Zeit al3 für den Schluß des 
eriten Jahres zuläſſig. 

$ 567. Wird ein Mieth- 
vertrag für eine längere * 
als dreißig Jahre geſchloſſen 
ſo kann nach dreißig Jabren 
jeder Theil das Miethverhält— 
niß unter Einhaltung der ge— 
ſetzlichen Friſt kündigen. Die 
Kündigung ift unzuläſſig, wenn 
der DPertrag für die Lebens: 
zeit des Vermiethers oder des 
Miethers geichlofien iſt. 


$ 568. Wird nad) den Ab— 
laufe go Mietbzeit der Ge— 
brauch der Sache von dem 
Miether fortgeſetzt, jo gilt das 
Mietbverbältnig al3 auf une 
beitimmte Zeit verlängert, ſo— 
fern nicht der Vermiether oder 
der Miether jeinen entgegen= 
jtehenden Willen binnen einer 
Frift von zwei Wochen dem 
anderen Theile gegenüber er— 
klärt. Die Friſt beginnt für 
den Miether mit. der Fortjeß: 
ung des Gebrauchs, Air den 
Bermiether mit den Beitpuntft, 
in welchem er von der Fort: 
jeßung Kenntniß erlangt. 


8 569. Stirbt der Mietber, 


jo iſt ſowohl der Erbe als der 
dag ı 


Bermietber berechtigt, d 
Miethverbältnig unter Eins 
haltung, der gejeßlihen Friſt 
» fündigen. Die Riindiqung 
ann nur für den eriten Ter— 
min erfolgen, für den fie zu— 
läſſig iſt. 

8 570. Militärperſonen, 
Beamte, Geiſtliche und Lehrer 
an öffentlichen Unterrxichts— 
anſtalten können im Falle der 


Verſetzung nach einem anderen | 


Einzelne Schuldverhältniſſe. 





Orte das Miethverhältniß in | 


Anſehung der Räume, welche 


ſie für ſich oder ihre Familie 
wenn er dem Vermiether gegen— 
oderWohnorte gemiethet haben, 


an dem bisherigen Garniſon— 


unter Einhaltung der geſetz— 
lichen Friſt kündigen. Die 
Kündigung kann nur für den 
erſten Termin erfolgen, für 
den ſie zuläſſig iſt. 

3 571. Wird das ver— 
miethete Grundſtück nach der 
Ueberlaſſung an den Miether 
von dem Vermiether an einen 
Dritten veräußert, ſo tritt der 
Erwerber an Stelle des Ver— 
miethers in die ſich während 


ſie ſich auf den M 


der Dauer feines Eigenthums 


aus dem Miethverbältnik er- 
gebenden Rechte und Verpflicht: 
ungen ein. 


Erfüllt der Erwerber die 


Verpflichtungen nicht, fo haftet 


der Vermietber für den von 


dem Erwerber zu erjegenden 
Schaden wie ein Bürge, der 
auf die Einrede der Vorauss 
klage verzichtet bat. 
der Miether von dem Leber 
gange des Eigenthums durch 


Grlangt 
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Mittbeilung des Vermiethers 
Kenntniß, jo wird der Ber: 
miether von der Haftung be— 
freit, wenn nicht der Miether 
das Miethverhältnig für den 
eriten Termin fündigt, für den 
die Kündigung zuläſſig it. 

8 572. Hat der Miether 
de3 veräußerten Grundftiids 
dem Vermiether für die Er— 
fülung feiner Verpflichtungen 
Sicherheit geleiftet, jo tritt der 
Erwerber in die dadurd be- 
— Rechte ein. Zur 

ückgewähr der Sicherheit iſt 
er nur verpflichtet, wenn ſie 
ihm ausgehändigt wird oder 


über die Verpflichtung zur 
Rückgewähr übernimmt. 

8573. Eine Verfügung, 
die der Vermiether vor dem 
Uebergange des Eigenthums 
iiber den auf die Zeit der Be: 
rechtigung de3 Erwerbers ent: 
fallenden Miethzins getroffen 
bat, iſt inſoweit wirkſam, ala 
iethzins für 
das zur Zeit des Uebergangs 
des Eigenthums laufende und 
das folgende Kalenderviertel— 
jahr bezieht. Eine Verfügung 
über den Miethzins für eine 
ſpätere Zeit muß der Erwerber 
gegen ſich gelten laſſen, wenn 
er ſie zur Zeit des Ueberganges 
des Eigenthums kennt. 

$ 574. Ein Rechtsgeſchäft, 
das zwiſchen dem Miether und 
dem Vermiether in Anſehung 
der Miethzinsforderung vor— 
genommen wird, insbeſondere 
die Entrichtung des Mieth— 
zinſes, iſt dem Erwerber gegen— 
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über wirkſam, ſoweit es ſich 


nicht auf den Miethzins für 


eine ſpätere Zeit al3 das Ka: | 


lendervierteljahr, in welchem 
der Miether von den Ueber— 
gange des Eigentbums Kennt: 
niß erlangt, und das folgende 
Vierteljahr bezieht. Ein Rechts: 
geihäft, da3 nach dem Ueber— 
gange des Eigenthums vorge 
nommen wird, iſt jedoch uns 
wirffam, wenn der Mietber 
bei der Vornahme des Rechts— 
geichäft8 von dem Uebergange 
de3 Eigenthums Kenntniß bat. 


$ 575. Soweit die Ent— 
rihtung des Mietbzinjes an 
den PVermietber nad 8 574 
dem Erwerber gegenüber wirf- 
ſam ift, fann der Miether gegen 
die Miethzinsforderung des 
Erwerber eine ihm gegen den 
Vermietber zuftehende zsorder: 
ung aufredhnen. Die Auf: 
rehnung iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der Miether die Gegen— 


dem er von dem Uebergange 
des Eigenthums Kenntniß er: 
langt hat, oder wenn die Gegen— 
forderung erſt nach der Er— 
langung der Kenntniß und 
ſpäter als der Miethzins fällig 
geworden iſt. 


8576. Zeigt der Vermiether 


dem Miether an, daß er das 
Eigenthum an dem vermiethe— 


ten Grundſtück auf einen Drit- 


ten übertragen habe, ſo muß 
er in Anſehung der Mieth— 
zinsforderung Die angezeigte 
Uebertragung dem Miether 
gegenüber gegen ſich gelten 


' Dritte dem 





laſſen, auch wenn jie nicht er= 
folgt oder nicht wirkſam iſt. 

Die Anzeige fann nur mit 
Zuftimmung desjenigen zurück— 
genommen werden, welcher al3 
der neue Eigenthümer bezeich— 
net worden ılt. 

$ 577. Wird das vermiethete 
Srundftid nah der Ueber- 
lafiung an den Miether von 
dem DVermietber mit Dem 
Rechte eines Dritten belaſtet, 
jo finden die Vorjchriften der 


ı8$ 571 bis 576 entiprechende 
| Anwendung, wenn Durch Die 


Ausübung des Rechtes dem 
Miether der vertragsmäßige 
Gebrauch entzogen wird. Hat 
die Ausübung des Rechtes nur 
eine Beihränfung des Miethers 
in dem vertragsmäßigen Ge— 
brauche — ſo iſt der 

iether gegenüber 
verpflichtet, die Ausübung zu 
unterlafien, joweit jie den ver= 


 tragdmäßigen Gebrauch beein= 


forderung erworben bat, nach⸗ trächtigen wiirde. 


$578. Hat vor der Ueberlaſſ⸗ 


‚ ung des vermiethbeten Grund— 


ſtücks an den Miether der 
Vermiether das Grunditüd an 
einen Dritten veräußert oder 
mit einem Rechte belaftet, durch 
dejien Ausübung der vertrags- 
mäßige Gebraudy den Miether 
entzogen oder beichränft wird, 
fo gilt das Gleiche wie in den 
Fällen des 8 571 Abi. 1 und 
des $ 577, wenn der Erwerber 
den Vermiether gegenüber die 
Erfüllung der, jth aus dem 
Miethverhältnig ergebenden 
EN übernommen 
at. 
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$579. Wird das ver sinketbete: 
Srundftüd von dem Erwerber 
weiter veräußert oder belaitet, 


jo finden die Vorjchriften des | 


s 571 Abſ. 1 und der 88 572 
bis 578 entiprechende Anıvend= 
ung. Erfüllt der neue Er— 
werber die ſich aus dem Mieth: 
verbältnig ergebenden Ver— 
pflichtungen nicht, jo haftet der 
Vermietber den Miether nad) 
8 531 2. 


über die Miethe von Grund— 
ſtücken gelten auch für Die 
Mietbe von Wohnräumen und 
anderen Räumen. 


II. Badıt. 


8 581. Durch den Baht: | 


vertrag wird der Berpächter 
verpflichtet, dem Pächter den 
Gebrauch des verpachteten 
Gegenſtandes und den Genuß 
der — ſoweit ſie nach 
den Regeln einer ordnun . 
mäßigen Wirthichaft als 
trag anzuſehen find, Mähren 
der Bachtzeit zu gewähren. 
Der Pächter iſt verpflichtet, 
dem Verpächter den verein= 
barten Pachtzins zu entrichten. 
Auf die Baht finden , ſo⸗ 
weit ſich nicht aus den 88 582 
bis 597 ein Anderes giot. 
die Vorſchruten über die Methe 
entfprecende Anwendung. 
582. Der Pächter eines 
kandweirtbichaftlichen Grund— 
ſtiicks hat die gewöhnlichen 
Ausbeſſerungen, 
die der Mohn: 
ſchaftsgebäude, 


und 
der 


Wege, 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. 
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Gräben und Einfriedigungen, 
auf jeine — zu bewirken. 

r Pächter eines 
Landwirthicaftlichen Grund— 
ſtücks darf nicht ohne die Er— 
laubniß des Verpächters Aen— 
derungen in der wirthſchaft— 
lichen Beſtimmung des Grund— 
ſtücks vornehmen, die auf, die 
Art der Bewirtbichaftung iiber 
die Bachtzeit hinaus von Ein— 


fluß find. 
Sit bei der Pacht 
landwirtbichaftlichen 
Grundſtücks der Pachtzins nach 
Jahren bemejjen, jo iſt er nad 
dem Ablaufe je eines Pacht— 


jahrs anı eriten Werktage des 
| folgenden Jahres zu entrichten. 
5 D 


as Pfandrecht 
des Perpäcter eines land= 
wirtbichaftliden Grundſtücks 
fann für den gefanımten Pacht— 
zind geltend gemacht werden 
und unterliegt nicht der im 


'$ 563 bejtimmten Bejchränf: 


ung. Es eritredt fich auf die 
Früchte des Grundſtücks jowie 


auf die nah $ 715 Nr. 5 der 
Civilprozeßordnung der Pfänd— 


Inventarſtücke ob. 
pflichtet, Inventarſtücke, die in 


ung nicht unterworfenen 
Saden. 

8 556. Wird ein Grund: 
ſtück ſammt Inventar vers 
pachtet, ſo liegt dem Pächter 
die Erhaltung der einzelnen 
iſt 


Der Verpächter ver⸗ 


Folge eines von dem Pächter 


nicht zu vertretenden Umſtan— 


insbejondere | 
MWirthe 


des in Abgang fommen, zu 
ergänzen. Der Pächter hat 


jedoch den gewöhnlichen Ab— 


Bd. GReichsgeſetze XXIV. Bo.) 7 
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gang der zu dem Inventar 
ebörenden Thiere aus den 
ungen infoweit zu erlegen, 
al3 diegeiner ordnungsmäßigen 
Wirtbicaft entipricht. 

8 Uebernimmt der 
Vächter eines Grundſtücks das 
Inventar zum Schätzungs— 
werthe mit der Verpflichtung, 
es bei der Beendigung der 
Pacht zum Schätzungswerthe 
zurückzugewähren, jo gelten 
die ae der 83588, 589. 

$ 588. Der Pächter trägt 
die Gefahr des zufälligen Unter: 
gan es und einer zufälligen 

erſchlechterung des Inven— 
er Er kann über die ein 
zelnen Stüde innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßi- 
gun Sirtbichaft verfügen. 

Der Pächter bat das In— 
ventar nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirthichaft 


in dem Zustande zu erhalten, in | 


welchen e3 ihm itbergeben wird. 
Die von ihm angeicafften 
Stüde werden mit der Ein- 
verleibung in das Inventar 
Eigentbum — Verpächters. 

8 589. Der Pächter bat 
da3 bei der Beendigung der 
Pacht vorhandene Knventar 
dem 
währen. 

Der Verpächter kann Die 
Uebernabme derjenigen von 
dem Pächter angeichafften In— 
ventaritüde ablehnen, welche 
nach) den Regeln einer ord— 
nungsmäßigen Wirtbichaft für 














jahrs, 


das Grundstück überflüſſig oder 


werthvoll ſind; mit der 
blehnung geht das Eigen— 


zu 


landwirthſchaftlichen 


thum an den J——— 
Stücken auf den Vächter über. 
Iſt der Geſammtſchätzungs— 
werth der übernommenen 
Stücke höher oder niedriger 
als der Geſammtſchätzungs— 
werth der zurückzugewährenden 
Stücke, ſo hat im erſteren 
Falle der Pächter dem Ber: 
pächter, im leßteren ‘alle der 
Perpächter den Bächter den 
— zu erſetzen. 

90. Dem Pächter eines 
Grundſtücks ſteht für die For— 
derungen gegen den Verpächter, 
die ſich auf das mitgepachtete 
Inventar beziehen, ein Pfand: 
recht an den in feinen Beſitz 

elangten Inventarſtücken zu. 
uf das Pfandrecht findet Die 
Vorſchrift des 8 562 Anwend- 


ung. 

5 591. Der Pächter eines 
landwirthſchaftlichen Grunde 
ftüdsift verpflichtet, dva8 Grund: 
ſtück nach der Beendigung der 


Pacht in den Zuftande zurück— 


zugewähren, der fich bei einer 
während der Bachtzeit big zur 
Rückgewähr fortaelegten ord- 
nungsmäßigen Bewirtbichaft- 
ung ergibt. Dies gilt ins— 


' befondere auch für die Beſtell— 
Verpächter zurüdzuger | ung 


8592. Endigt die Bacht eines 
Grunde 
ſtücks im Laufe eines Pacht— 
ſo hat der Verpächter 
die Koiten , die der Pächter 
auf Die noch nicht getrennten, 
jedoch nach den Negeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtbichaft 
vor dem Ende des Pachtjahrs 
trennenden ?Friichte vers 


Einzelne Schuldverhältniiie. 





wendet hat, injoweit zu er= 
jeßen, als fie einer ordnungs— 
mäßigen Wirthichaftentiprechen 
und den Werth diejer Früchte 
nicht übersteigen. 

$ 5%. Der Pächter eines 
Zandgut3 hat von den bei der 
Beendigung der Baht vor 
bandenen landwirtbichaftlichen 
Grzeuanifien ohne Rückſicht 
daranf, ob er bei den: Antritte 
der Wacht folche Erzeugniſſe 
übernommen hat, ſo viel zurück— 
zulaſſen, als zur Fortführung 
der Wirihſchaft bis zu der Beit 
erforderlih iſt, zu welcher 
gleiche oder ähnliche Erzeug— 
nifje vorausfichtlih gewonnen 
werden. 

Soweit der Pächter land» 
— — Erzeugniſſe in 
gb erer Menge oder befierer 

eſchaffenheit zuriidzulafien 
verpflichtet ift, alS er bei dem 
Antritte der Baht übernom— 
men bat, kann er von dem 
Verpächter Erjas des Werthes 
verlangen. 

Den vorhandenen auf dem 
Gute gewonnenen Dünger bat 
der ächter zurücdzulafien, 
ohne daß er Erjat des Werthes 
verlangen fann. 

8 5. 
za eine Landguts das 

Gut auf Grund einer Schäß- 
ung de3 wirtbicaftlichen Zu- 
ftandes mit der Beſtimmung, 
daß nach der Beendigung der 
Pacht die Rückgewähr gleich- 
falls auf Grund einer folchen 
Schätzung zu erfolgen bat, jo 


finden auf die Rückgewähr = | 
es 


Gutes die Vorſchriften 


— — — — — — — — — ——— — — 





Uebernimmt der | 





J 
5 
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5 589 Abi. 2, 3 entiprechende 
Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn der 
Pächter _Vorräthe auf Grund 
einer Schäßung mit einer 
jolben Beltimmung iiber 
nimmt, für die Rückgewähr 
der PVorräthe, die er zurück⸗ 
zulaſſen verpflichtet iſt. 

5 59. it bei der Pacht 
eines Grundſtücks oder eines 
Rechtes die Pachtzeit nicht 
beſtimmt, fo ift die Kündigung 
nur für den Schluß eines 
Pachtjahrs zuläſſig; ſie hat 
ſpäteſtens am erſten Werktage 
des halben Jahres zu erfolgen, 
mit deſſen blaue die Pacht 
endigen ſoll. 

ieſe Vorſchriften gelten 
bei der Pacht eines Grund— 
ſtücks oder eines Rechtes auch 
für die Fälle, in denen das 
Vachtverhältniß unter Ein— 
haltung Der gejeglichen Friſt 
vorzeitig gend) werden fann. 

. Dem Bächter ftebl 
das im $ 549 Abf. 1 beſtimmte 
—— Srecht nicht zu. 

Verpäcter it nicht 
— das Pachtverhältniß 
nach 8 569 zu kündigen. 

Eine Kündigung des Pacht— 
verbältniffes nach $ 570 findet 


nicht Statt. 

$ 597. Gibt der Pächter 
den gepachteten Gegenitand 
nad der Beendigung der Pacht 
nicht zurüd, jo kann der Ver— 
pächter für Die Dauer der Vor— 
enthaltung als Entibädigung 
den vereinbarten Wachtzius 
nach dem Berbältnifje ver: 


langen, in welden die Nutz— 
7* 
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ungen, die der Pächter während 
dieſer Zeit gezogen hat oder 
hätte ziehen können, zu den 
Nutzungen des ganzen Pacht— 
jahrs Die Geltend— 








| 
| 
| 
| 


machung eines weiteren Schas | 


dens ilt nicht ausgeichlefjen. 


Vierter Titel. 
Leihe. 


8 598. Durch den Leih— 
vertrag wird der Verleiher 
einer Sache verpflichtet, dem 
Entleiher den Gebrauch der 
Sache unentgeltlich zu ge— 
ſtatten. 

8599. Der Verleiher bat 


VII. Abſchnitt: 


zooe Beränderungen oder 
Verichlechterungen der geliehe⸗ 
nen Sache, die durch den vers 
traggmäßigen Gebrauch herbei- 
geführt werden, hat der Ent: 
leiher nicht zu vertreten. 

5 603. Der Entleiher darf 
von der geliehenen Sache feinen 
anderen als den vertragd= 
mäßigen Gebrauch machen. Er 
it ohne die Erlaubniß des 
Berleihers nicht berechtigt, den 
Gebrauch der Sache einem 
Dritten zu überlafien. 

N . Der Entleiber ijt 
verpflichtet, die geliehene Sache 
nah dem Ablaufe der für die 


Leihe beftimmten Seit zurück— 





nur ꝰVorſatz und grobe Fahre | 


läifigfeit zu vertreten. 

5 600. Berichweigt der Ver— 
leiher argliſtig einen Mangel 
im Rechte oder einen Fehler 
der verliehenen Sache, 
er verpflichtet, dem Entleiher 
den daraus entftebenden Scha⸗— 
den zu erjeßen. 

Der Entleiber hat 


Un 


die gewöhnlichen Koften der | 
‚ weder beitinnmt noch aus dem 
Thieres 


Schaltung ber geliehenen Sache, 
bei der Leihe eines 
insbejondere die Fütterungs— 
One: j- tragen. 
Berpflibtung des Ver: 
leihers zum Erſatz anderer 
Verwendungen beftimmt fich 


jo iſt 





zugeben. 
ft eine Zeit nicht beſtimmt, 
jo itt die Sache zurüczugeben, 
nachdem der Entleiber den fich 
aus den Zwecke der Leibe er= 
gebenden Gebrauh gemacht 
bat. Der Berleiber fanı die 
Sade ſchon vorber zurück— 
fordern, wenn jo viel Zeit 
verftrichen it, daß der Ent— 
leiber den Gebraͤuch hätte 
machen können. 
Iſt die Dauer der Leihe 


Zwecke zu entnehmen, ſo kann 


der Verleiher die Sache jeder= 


nach den Vorſchriften über die 


Geſchäftsführung ohne Auf— 
trag. Der Entleiher iſt be— 
rechtigt, eine Einrichtung, mit 
der er die Sache verſehen hat, 
wegzunehmen. 


| 


zeit zurüdfordern. 

Ueberläßt der Entleiher den 
Gebrauch der Sache einem 
Dritten, fo kann der Verleiher 
fie nach der Beendigung der 
Reibe auch von dem Dritten 
zurüdiordern. 

$ 605. Der Verleiber fann 
die Reihe kündigen: 
1. wenn er in Folge eines 
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nicht vorbergejebenen Umz | 


ftandes Der 
Sade bedarf; _ 
2. wenn der Gntleiber einen 


verliehenen 


vertragswidrigen Gebrauch | 


von der Sache macht, ins: 
bejondere unbefugt den Ge: 
brauch einem Dritten iiber 
läßt, oder die Sache durd) 
Vernachläſſigung der ihm 
obliegenden Sorgfalt er: 
heblich gefährdet; 


3. wenn der Entleiber jtirbt. | 


$ 606. Die Erjaganipriiche 
des Verleihers wegen Ver 
änderungen oder Berjchledhter: 


ungen der verliehenen Sade 
fowie die Ansprüche des Ent- 


leiherd auf Erjag von Der: 
wendungen oder auf Geitatt- 
ung der Wegnahme einer Ein: 
richtung verjähren in ſechs 
Monaten. Die Borichriften 
des 8 558 Abi. 2, 3 finden 
entiprechende Anwendung. 


Fünfter Titel. 
Darlehen. 


$ 607. Wer Geld oder an— 
dere vertretbare Sachen als 
Darlehen empfangen bat, it 
verpflichtet, den Darleiber das 
Empfangene in Sachen von 
gleicher Art, Güte und Menge 
zuriüdzuerftatten. 

Mer Geld oder andere 
vertretbare Sachen aus einem 
anderen Grunde jchuldet, kann 
mit dem: Gläubiger verein 
baren, dab da3 Geld oder Die 


Sahen als Darleben geichuls | 


det werden jollen. 
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s 608. Sind für ein Dar: 
leben urn bedungen, jo find 
fie, ſoſern nicht ein Anderes 
beitimmt ift, nad) dem Ablaufe 
je eine8 Sabre und, wenn 
da3 Darlehen vor dem Ablauf 
eines Jahres zuriidzueritatten 
it, bei der Nücderftattung zu 
entrichten. 

$ 609. Iſt für die Rück— 
eritattung eines Darlcheng eine 
Zeit nicht bejtimmt, fo hängt 
die zälligfeit Davon ab, dat 
der Gläubiger oder der Schuld: 
ner fündigt. 

Die Kiindigungsfriit be— 
trägt bei Darlehen von mehr 
als dreihundert Mark drei 
Monate, bei Darlehen von 
geringerem Betrag einen Mo: 


nat. 

Sind Zinfennicht bedungen, 
jo iſt der Schuldner auch obne 
Kündigung zur Rüderftattung 
beredtiat. 

$ 610. Wer die Hingabe 


eines Darlehens verspricht, 


fann im Bweifel daS Ver— 
ipreben widerrufen, wenn in 
den Bermögensverbältnifien 
des anderen Theiles eine weſent— 
lihe Berichledhterung eintritt, 
durb die der Anſpruch auf 


die Nüderitattung gefährdet 
‚ wird. 


Sechſter Titel. 
Dienitvertrag. 
$ 611. Durb den Dienſt— 


vertrag wird derjenige, welcher 
Dienite zufagt, zur Leiltung 


‚ der veriprocdenen Dienite, der 
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andere Theil zur Gewährung | 
der vereinbarten Vergütung 


verpflichtet. 
Gegenſtand des Dienſtver— 


trags können Dienſte jeder 
Art ſein. 
8 612. Eine Vergütung 


gilt als ſtillſchweigend verein— 
bart, wenn die Dienſtleiſtung 
den Umftänden nach nur gegen 
eine Vergütung zu erivarten ilt. 

Iſt die Höhe der Vergüt— 
ung nicht bejtimmt, fo ift bei 
den Beitehen einer Tare Die 
taxmäßige Vergütung, in Er: 
mangelung einer Tare die üb— 
lihe Bergütung als vereinbart 
anzujeben. 





$ 613. Der zur Dienft- 
leiltung DVerpflichtete bat die | 


Dienite im — in Berjon 
zu leiſten. 


: Anipruc auf 
die Dienite iſt 


im Sweifel 
na — 
614. Die Vergütung iſt 


— der Leiſtung der Dienste | 


zu entrichten. Iſt Die Ver— 
günmg nah Zeitabſchnitten 
ale jo ift fie nach dem 
Ablaufe der einzelnen Zeit— 
abichnitte zu entrichten. 


s 615. Kommt der Dienft- | 


nimmt, 


berechtigte mit der Annahme 


der Dienſte in Verzug, ſo kann 


der Verpflichtete für die in 
verhältniſſes hinaus, zu ge— 


Folge des Verzugs nicht ge— 
leiſteten Dienſte die verein— 
barte Vergütung verlangen, 
ohne zur Nachleiſtung ver— 
pflichtet zu ſein. Er muß ſich 


anrechnen laſſen, w 
Folge des ünterbleidens der 
Dienftleiftung eripart oder 


vi. ichnitt: 


durch anderweitige Verwend⸗ 
ung ſeiner Dienſte erwirbt oder 
— böswillig unter— 
läßt. 
$ 616. Der zur Dienſt— 
leiſtung Berpflichtete wird des 
Anspruchs auf die Vergütun 
nicht dadurch verluitia, da 
er für eine verhältnigmäßig 
nicht erbeblibe Seit Durch 
einen in feiner Perſon liegen: 
den Grund ohne fein Pers 
ſchulden an der Dienitleiltung 
verhindert wird. Er muß ſich 
jedob den Betrag anrechnen 
laſſen, welcher ibm für Die 
Beit der Verhinderung aus 
einer auf Grund einer geieß= 
liben Verpflichtung beiteben- 
den Kranken- oder Unfallver: 
hen zufommt. 

7. it bei einen dauern: 
den en — e, welches 
die Erwerbsthätigkeit des Ver— 
pflichteten vollſtändig oder 
hauptſächlich in Anſpruch 
der Verpflichtete in 
die häusliche Gemeinſchaft auf— 
genommen, jo hat der Dienſt— 
berechtigte ihm im Falle der 
Erkrankung die erforderliche 
— und ärztliche Be— 
handlung bis zur Dauer von 
ſechs Wochen, jedoch nicht über 
die Beendigung des Dienit- 


währen, jofern nicht die Er— 
franfung von dem Verpflich— 
teten vorläßlich oder durch 


‚ grobe Fahrläſſigkeit berbeige- 
jedoch den Werth Ddesienigen 


was er in. 


führt worden iſt. Die Ver: 
pflegung und ärztliche Behand— 
lung kann durch Aufnahme 
des WBerpflichteten in eine 
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Kranfenanftalt gewährt wer— 
den. Die Koften fünnen auf 
die für die Zeit der Erfranf- 


ung gejchuldete Vergütung ans 
Wird das 
wegen der 


aerechnet werden. 
Dienitverhältnig 

Erfranfung von dem Dienit= 
berechtigten nach $ 626 ge= 
fiindigt, fo bleibt die dadurch 
berbeigefiihrte Beendigung des 
BE RRIUNENINS außer Be⸗ 
tra 


Dienftberehtigten tritt nicht 





t. 
Die Berpflihtung des 


ein, wenn fiir die Berpfleaung 


und ärztliche Behandlung 
durch eine PVerjicherung oder 
durch eine Einrichtung Der 
öffentlichen Krankenpflege Bor= 
jorge getroffen iſt. 

$ 618. Der Dienſtberech— 
tigte bat Räume, Borrichtungen 


oder Geräthichaften, die er zur 
Dienite zu | 


Verrihtung Der 
beichaffen bat, jo einzurichten 
und zu unterhalten und Dienit- 
leiftungen, Die unter jeiner 
Anordnung oder jeiner Yeit- 
ung vorzunehmen find, jo zu 
regeln, daß der Berpflichtete 
gegen Gefahr für Leben und 
Geſundheit joweit geſchützt ift, 
als die Natur der Dienſtleiſt— 
ung es geltattet. — 

Iſt der Verpflichtete in die 


die Sittlichkeit und die Religion 
des Verpflichteten erforderlich 


ſind. 
Erfüllt der Dienſtberechtigte 
die ihm in Anſehung des 
Lebens und der Geſundheit 
des Verpflichteten obliegenden 
Verpflichtungen nicht, ſo finden 
auf ſeine Verpflichtung zum 
Schadenserſatze die für uner— 
laubte Handlungen geltenden 
Vorſchriften der 88 842 bis 846 
entſprechende Anwendung. 
$ 619. Die dem Dienſt— 
berechtigten nach den 88 617, 
618obliegenden Verpflichtungen 


können nicht im voraus durch 





Vertrag aufgehoben oder be= 
ſchränkt werten. 

$ 620. Das Dienitverbält: 
nig endigt mit dem Ablaufe 
der Beit, für Die es einge— 
gangen iſt. 

Iſt die Dauer des Dienſt— 
verhältniſſes weder beſtimmt 
noch aus der Beſchaffenheit 


oder dem Zwecke der Dienſte 


zu entnehmen, jo kann jeder 
Theil das Dienftverbältnig 
nab Maßgabe der SS 621 
bis 623 kündigen. 

s 621. Fit Die Vergütung 


nach Tagen bemeſſen, jo ift die 


Kündigung an jedem Tage 


für den folgenden Tag zuläſſig. 


häusliche Gemeinſchaft aufges | 
nommen, jo bat der Dienit: 


berechtigte in Anſehung des 
Wohn und Schlafraums, der 
Verpflegung fowie der Arbeits: 
und Erholungszeit diejenigen 
Einribtungen und Anord— 
nungen zu treffen, welche mit 





Fit die Vergütung _nad 
Boden bemeſſen, jo it Die 
Kündigung nur für den Schluß 


‚ einer Kalenderwoche zuläflig; 


fie bat ſpäteſtens am eriten 
Werktage der Woche zu ers 


folgen. 
Iſt die Vergütung nad 


Rückſicht auf die Gejundheit, , Monaten bemefien, fo ift die 
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Kündigung nur ffir den Schluß 
eines Kalendermonats zulälfig; 
fie bat ſpäteſtens am fünf— 
— des Monats zu er— 
olgen 

Iſt die Vergütung nach 
Vierteljahren oder längeren 
Beitabicnitten bemeſſen, fo 
in die Kiindigung nur für den 
Schluß eines Kalenderviertel- 





' Die 


Berion — für längere Zeit 
al3 fünf Sabre eingegangen, 
jo kann es von dem Berpflich- 
teten nach dem Ablaufe von 
fünf Jahren gekündigt werden. 
indigungsfriit beträgt 


nn Monate. 
Wird das Dienit- 
verbältnit nad dem Ablaufe 


der Dienitzeit von dem Ver— 


jahrs und nur unter Einhalte 


ung einer Kündigungsfriſt von 
en 8 Wochen zuläſſig 


.Das Dienſtverhält-⸗ 


niß der mit feften Bezügen | 


zur Leiftung von Dieniten 
böherer Art Angeftellten, deren 


Erwerböthätigfeit durch das | 
volitändig | 


Dienftverhältnig 
oder hauptjählich in Anſpruch 
aenommen wird, insbejondere 
der Lehrer, Erzieher, Privat: 
beanıten, Gejellichafterinnen, 
fann nur für den Schluß eines 
Kalendervierteljabr3 und nur 


unter Einhaltung einer Pünz | 


digungsfriſt von ſechs Wochen 
gekündigt werden, auch wenn 
die Vergütung nach kürzeren 
Zeitabſchnitten als Viertel— 
er u en ift. 


Sl die Vergütung 
er Ei itabjchnitten be= 
mefien, jo kann das Dienſt— 


verbältniß jederzeit gekündigt 


werden; bei einem die Erwerbs— 
thätigfeit des Berpflichteten 
vollitändig oder hauptiächlich 
in Anſpruch nehmenden Dienft: 


verhältnig it jedoch eine Künz= | 


digungsfrift von zwei Wochen 
einzuhalten. 
624. Iſt da3 Dienftver- 





‚ einem 


pflihteten mit Wiſſen Des 
anderen Theiles fortgejett, fo 
ilt es al3 auf unbeftimmite 
eit verlängert, jofern nicht 
der andere Theil unverzüglich 
widerſpricht. 

8 626. Das Dienſtverhält— 
niß kann von jeden Theile 
ohne Einhaltung einer Kün— 
digungsfriſt gekündigt werden, 
wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

$ 627. Hat der zur Dienft- 
feiftung Perpflichtete, ohne in 
dauernden Dienitver- 
hältnifje mit fejten Bezügen 


' zu Stehen, Dienfte höherer Art 





bältniß fir die Rebengzeit einer | 


&: 


zu leilten, die auf Grund be= 
jonderen Vertrauens über— 
tragen zu werden pflegen, ſo 
iſt die Kündigung auch obne 
die im $ 626 bezeichnete Vor: 
ausſetzung zuläjltg. 

Der Verpflichtete darf nur 
in der Art fündigen, daß ſich 
der Dienitberehtigtedie Dienfte 
anderweit beichaffen kann, es 
jei denn, daß ein wichtiger 


' Grund fir die ungzeitige fliin: 


Disung vorlieat. Kündigt er 
ohne folden Grund zur Un— 
zeit, jo bat er dem Dienſt— 
berechtigten den Daraus ent= 
ſtehenden Schaden zu erießen. 
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$ 6283. Wird nach dem Bes 
gun der Dienftleiftung das 

ienftverbältnig auf Grund 
des $ 626 oder des S 627 ge: 
fündigt, jo fann der Berpflich- 
tete einen jeinen bisherigen 
Leitungen entiprechenden Theil 
der Vergütung verlangen. Kün— 
Digt er, ohne Durch vertrags— 
widriges Verhalten des anderen 





Theiles dazu veranlagt zu jein, | 


oder veranlagt er Durch jein 
vertragswidriges Verhalten Die 
Kündigung desanderenTheiles, 
jo fteht ihm ein Anſpruch auf 


die Vergütung infoweit nicht | 


zu, als jeine bisherigen Leiſt— 
ungen in Folge der Kündigung 
für den anderen Theil fein 
Intereſſe haben. it die Ber: 
gütung für eine ſpätere Zeit 
im voraus entrichtet, jo bat 
der Berpflichtete fie nah Maß— 
gabe des $ 347 oder, wenn 
die Kiindigung wegen eines 
Umſtandes erfolgt, den er nicht 
zu vertreten bat, nah den 
Vorſchriften über Die Heraus: 
.nabe einer ungerectfertiaten 
Bereicherung zurücdzueritatten. 


Mird die Kiindigung dur 
vertragswidriges Verhalten des 


anderen Theile3 veranlaft, ſo 


iſt dieſer zum Erſatze des durch fes den Umitänden nad nur 


die Aufbebung des Dienftvers | gegen eine Vergütung zu er- 


' warten ift. 


hältniſſes entſtehenden Scha— 
dens verpflichtet. 


8 629. Nach der Kündig— 


ung eines dauernden Dienſt- 
verhältniſſes hat der Dienit= | 
berechtigte dem Berpflichteten | 


auf Berlangen  angemeijene 
Zeit zum Aufluchen eines | 





anderen Dienjtverhältnifies zu 
gewähren. 

8 630. Bei der Beendig— 
ung eineö dauernden Dienit- 
verbältnifjes fann der Bere 
pflihtete von Dem anderen 
Theile ein schriftliches Beug- 
niß über das Dienftverbältnig 
und deſſen Dauer fordern. 
Das Zeugniß iſt auf Verlangen 
auf die Leitungen und Die 
Führung im Dienfte zu er: 
Ytreden. 


Siebenter Titel. 
Werfvertrag. 


$s 61. Durch den Werk— 
vertrag wird der Unternehmer 
zur Heritellung des veriproces 
nen Werkes, der Beiteller zur 
Entrihtung der vereinbarten 
Vergütung verpflichtet. 

Gegenſtand des Werkver— 


trags kann ſowohl die Herſtell— 


ung oder Veränderung einer 
Sache als ein anderer durch 
Arbeit oder Dienſtleiſtung her— 
beizuführender Erfolg ſein. 

$ 632. Eine Vergütung gilt 
als jtillichweigend vereinbart, 
wenn die Heritellung des Wer: 


Iſt die Höhe der Vergüt— 
ung nicht beitimmt, jo ift bei 
dent Beltehen einer Taxe Die 
tarmäßige Vergütung, in Er: 
mangelung einer Taxe Die 


übliche Vergütung als verein— 


bart anzuſehen. 
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Ss 633. 
iſt verpflichtet, das Werk ſo 
herzuſtellen, daß es die zuge— 
ſicherten Eigenſchaften hat und 
nicht mit Fehlern behaftet iſt, 
die den Werth oder die Taug⸗ 
lichkeit zu dem gewöhnlichen 
oder dem nach dem Vertrage 
vorausgeſetzten Gebrauch auf— 
heben oder mindern. 

Iſt das Werk nicht von 
dieſer Beſchaffenheit, ſo kann 
der Beſteller die Befeitigung 
des Mangel3 verlangen. Der 
Unternehmer ift berecbtigt, Die 
Bejeitigung zu verweigern, 
wenn fie einen unverbältnißs 
mäßigen Aufwand erfordert. 


Sit der Unternehmer mit | 


der Beieitigung des Mangels 
im Berzuge, jo fann der Be— 
jteller den Mangel felbit be= 
jeitigen und Erjaß der erfor— 


Der Unternehmer | 








derlihen Aufwendungen vers 


N 

634. Bur Beſeitigung 
eines Mangels der im $ 633 
bezeichneten Art fann der Be: 
iteller dem Unternehmer eine 


angemefjene Friſt mit der Er- 


flärung beſtimmen, daß er die 
Beleitigung des Mangels nad) 
dem Ablaufe 


lieferung des Werkes ein 
Mangel, fo fann der Beiteller 
die Friſt jofort beſtimmen; Die 
Friſt muß, jo bemeſſen werden, 
daß fie nicht vor der für die 
Ablieferung beitimmten Frift 
abläuft. Nach dem Ablaufe 
der Friſt fann der Beiteller 


der Frift ablehne. | 
Zeigt ſich Schon vor der Ab⸗ 





| 


VII. Abſchnitt: 


— der Vergütung Min⸗ 
derung) verlangen, wenn nicht 
der Mangel rechtzeitig beſeitigt 
worden iſt; der Anſpruch auf 
Befeitigung des Mangels iſt 


ausgeſchloſſen. 
Der Beſtimmung einer 
Friſt bedarf es nicht, wenn 


die Beſeitigung des Mangels 
unmöglich it oder von den 
Unternehmer verweigert wird 
oder wenn die jofortige Gel— 
tendmadhung des Anſpruchs 
auf Wandelung oder auf Min- 


derung Durch ein bejonderes 


Intereſſe des Beiteller& gerecht: 
fertigt wird. 

Die Wandelung iſt aus— 
geichlofjen, wenn der _ Mangel 
den Werth oder die Tauglich⸗ 
keit des Werkes nur unerheb— 
lich mindert. 

Auf die Wandelung und 
die Minderung finden die für 
den Kauf geltenden Vorſchriften 
der 88 465 bis 467, 469 bis 
475 entfprechende Anwendung. 

Berubt der Mangel 


8 
| des Merfed auf einen me, 


ftande, den der Unternehmer 
zu vertreten bat, jo fann der 
Belteller Statt der Wandelung 
oder der Minderung Schaden&: 
erſatz wegen Nichterfüllung 


verlan en. 
s 036. Wird das Werf 


— oder zum Theil nicht 
EEG bergeftellt, jo finden 
die fiir die Wandelung gelten= 
den Vorſchriften des 8 634 
Abſ. 1 bis 3 entſprechende An— 
wendung; an die Stelle des 


Nidgängigmahung des Ver- Anſpruchs auf Wandeluna tritt 
das Recht des Beitellers, nad) 


traas (Wandelung) oder Herab: 
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$ 327 von dem Vertrage zu— 
rüdzutreten. Die im Falle 
de3 Verzugs des Unternehmers 
dem Beiteller zuſtehenden Rechte 
bleiben unberührt. 
Beſtreitet der Unternehmer 
die Zuläffigfeit des erflärten 
Rücktritts, weil_er das Wert 
rechtzeitig bergeitellt babe, jo 
trifft ibn die Beweislaſt. 

$ 637. Eine Vereinbarung, 
durch welche die Verpflichtung 
des Unternehmers, einen Man: 
gel des Werkes zu vertreten, 
exlaſſen oder beichränft wird, 
it nichtig, wenn der Unter— 
nehmer den Mangel argliftig 
verichmweigt. 

8 688. Der Anipruch des 
Beitellers auf Befeitigung eines 
Mangel des Werkes ſowie 
die wegen des Mangel3 denn 
Befteller zuftehenden Aniprüche 
auf Wandelung, Minderung 


oder Schadenserjaß verjähren, 


fofern nicht der Unternehmer 
den Mangel argliſtig ver— 
ichwiegen bat, in ſechs 
ten, bei Arbeiten an einem 
Srundftüd in einen Sabre, 
bei Baumwerfen in fünf Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit 
der Abnahme des Wertes. 

Die Verjährungsfriit fann 
Dax Vertrag verlängert wer: 
en. 

$ 639. Auf die Verjährung 
der im $ €38 bezeichneten An— 
iprüche des Beſtellers finden 


die fir die Verjährung der 


Aniprüche des Käufers gelten 
den Voricriften des 5 477 
Abi. 2, 3 und der $S 478, 479 
entiprechende Anwendung. 


onas | 


| 











Unterziebt Sich der Unter 
nehmer im Cinverjtändnifie 
nit dem Beſteller der Prüf— 
ung des PVorbandenjeins des 
Manael3 oder der Befeitigung 
des Mangeis, jo ift die Vers 
jährung fo lange gehemmt, 
bis der Unternehmer das Er: 
aebniß der Prüfung den Be: 
jteller mittbeilt oder ihm gegen 
iiber den Mangel für bejeitigt 
erflärt oder die Fortſetzung der 
Bejeitinung verweigert. 

s 640. Der Beiteller it 
verpflichtet, daS vertragsmäßig 
bergeitellte Werf abzunehmen, 
jofern nicht nach der Beichaffen: 
heit des Merfes die Abnahme 
ausgeſchloſſen iſt. 

Nimmt der Beſteller ein 
mangelbaftes Werk ab, obſchon 
er den Mangel kennt, ſo ſtehen 
ihm die in den 88 633, 634 
beſtimmten Anſprüche nur zu, 
wenn er ſich ſeine Rechte wegen 
des Mangels bei der Abnahme 


' vorbebält. 


8 641. Die Vergütung tt 
bei der Abnahme des Werkes 
zu entrichten. Sit das Werk 
in Theilen abzunehmen und 
die Vergütung für Die einzelnen 
Theile beftimmt, jo ift die Ver— 
gütung für jeden Theil bei 
dejien Abnahme zu entrichten. 

Eine in Geld feitgejeßte 
Pergütung bat der Beiteller 
von der Abnahme des Werkes 
an zu verzinſen, ſofern nicht 
die Vergütung geſtundet ıjt. 

642. Sit bei der Her— 


| ſtellung des Werkes eine Hand— 


lung des Beſtellers erforder— 
lich, ſo kann der Unternehmer, 
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VII. ie 





wenn a Beiteller — das | ig finden ik für — Kauf 


Unterlafien der Handlung in 
Verzug der Annahme fommt, 
eine angemeſſene Entihädigung 
verlangen. 

Die Höhe der Entſchädig— 
ung beſtimmt ſich einerſeits 

nach der Dauer des Verzugs 
ma der Höhe der vereinbarten 
Vergütung, andererjeit3 nach 
demjenigen, was der Unter— 
nehmer in Folge de3 Verzugs 
an Aufwendungen eripart oder 
durch anderweitige Verwend— 
ung jeiner Arbeitäfraft er— 
werben fann. 

$ 643. Der Unternehmer 
it im Falle des $ 642 berech: 
tigt, den Beiteller zur Nach— 
bolung der Handlung eine 
angemeſſene Friſt mit der Er— 
klärung zu beſtimmen, daß er 
den Vertrag kündige, wenn die 
Handlung nicht bis zum Ab— 
laufe der E art vorgenommen 
werde. 
aufgeboben, 


der Friſt eri tolgt. 

s 644. Der Unternehner 
trägt die Gefahr bi zur Ab: 
nahme des Werkes. Kommt 
der Beiteller in Verzug der 
Annabme, jo geht die Gefahr 
auf ihn über. 


Stoffes iſt der Unternehmer 
nicht verantiortlich. 

Verſendet der Unternehmer 
das 


Der Vertrag gilt als 
wenn nicht Die | 
Nacbolung bis zum Ablaufe 








Für den zus | 
fälligen Untergang und eine 
zufällige Berichlechterung des 
von dem Beiteller gelieferten 





Werk auf Verlangen des 


Beitellerd nach einem anderen | 
Drte als dem Erfiillungsorte, | eines Bauwerkes oder eines 


' vertreten bat, 


' geltenden Vorſchriften de3$ 447 
entiprechende Anwendung, 

s 645. it, das Werf vor 
der "Abnahme in Folge eines 
Mangel3 des von dem Bes 
ftefler gelieferten Stoffes oder 
in Folge einer von dem Be— 
jteller für die Ausführung er— 
theilten Anweiſung unterges 
gangen, verichled,tert oder un— 
ausführbar geworden, ohne 
daß ein Umstand mitgewirkt 
bat, den der Unternehmer zu 
jo kann der 
Unternehmer einen Der ge— 
leifteten Arbeit entiprechenden 
Theil der Beraiitung und Er- 
jat der in der Vergütung nicht 
inbegriffenen Auslagen vers 
langen. Das Gleihe gilt, 
wenn der Vertrag in Gemäß— 
beit des 8 643 aufgebeben wird. 

Eine weitergehende gal- 
ung des Beitellerd wegen Ver— 
ſchuldeng bleibt unberührt. 

$ 646. Sit nach der Bes 
ihaffenheit “des Merfes Die 
Abnahme ausgeſchloſſen, io 
tritt in den Fällen der gg 638, 
641, 644, 645 an die Stelle 
der Abnahme die Vollendung 
des Werkes. 

8 647. Der Unternehmer 
bat “fir jeine Forderungen aus 
dem Vertrag ein Pfandrecht 
an den von ihm bergeitellten 
oder ausgebefjerten beweglichen 
Saden des Beitellerd, wenn 
ie bei der Heritellung oder 
zum Zwecke der Ausbeilerung 
in feinen Beſitz gelangt ſind. 

$ 648. Der Unternehmer 








einzelnen Theile eines Baus 
werkes kann für feine order: 
ungen aus dem Pertrage die 
Einräumung einer Sicherung$- 
bypothef an dem Baugrund— 
ſtücke des Beſtellers verlangen. 
Iſt das Werk noch nicht vol— 
lendet, jo kann er die Eins 
räumung der Sicherheitäbnpo: 
tbef für einen der geleiteten 
Arbeit entiprechenden 
der Vergütung und für die in 
der Vergütung nicht inbegrif— 
fenen Auslagen verlangen. 

8 Der Beſteller kann 


bis zur Vollendung des Werkes 


jederzeit den Vertrag kündigen. 


Theil | 
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jo hat der Unternebmer dem 
Beiteller unverzüglich Anzeige 


' 3u machen. 





Kiindigt der Beiteller, jo ift 
der Unternehmer berechtigt, | 


die vereinbarte Beraittung zu 


verlangen; er muß fich jedoch 
dasjenige anrechnen lajjen, was 
er in Folge der Aufhebung 
des Vertrags an Aufwendungen 
eripart oder Durch anderweitige 
Verwendung feiner Arbeits- 
frait erwirbt oder zu erwerben 
böswillig unterläßt. 





ft den Vertrag | 


g 650. 
ein Ar zu Grunde | 
aelegt worden, ohne daß der | 


Unternehmer die Gewähr für 
die Nichtigkeit des Anichlags 
übernommen bat, und ergibt 
ih, dat das Werk nicht ohne 
eine werentliche Leberichreitung 
des Anſchlags ausführbar ift, 
jo ftebt den Unternehmer, 
wenn der Beiteller den Ber 
trag aus diefem Grunde kün— 
Digt, nur der im 8645 Abi. 1 
beitimmte Anipruc zu. 
Iſt eine folche Ueberſchreit— 
ung des Anjchlags zu erwarten, 





Ss 651. Verpflichtet fich der 
Unternehmer, das Werf aug 
einem von ihm zu beichaffen- 
den Stoffe herzuitellen, jo bat 
er dem Beiteller die hergeitellte 
Sache zu übergeben und das 
Eigenthbum an der Sache zu 
verihaffen. Auf einen jolchen 
Vertrag finden die Borichriften 
iiber den Kauf Anwendung; 
ift eine nicht vertretbare Sache 
berzuitellen, jo treten an die 
Stelle des 8 433, des $ 446 
Abi. 1 Sat 1 und der SS 447, 
459, 460, 462 bis 464, 477 
bis 479 die Vorſchriften über 
den MWerfvertrag mit Aug 
nahe der 88 647, 648. 

Berpflichtet ſich der Unter: 
nehmer nur zur Beſchaffung 
von BZuthaten oder jonftigen 
Nebeniachen, fo finden aus— 
ſchließlich die Vorſchriften iiber 
den MWerfvertrag Anwendung. 


Achter Titel. 
Mäßlervertrag. 


8 652. Wer für den Nach— 
weis der Gelegenbeit zum Ab: 
ſchluß eines Vertrags oder für 
die Bermittelung eines Ver— 
trag3 einen Mäflerlohn ver: 
Ipricht, ift zur Entrichtung des 
Lohnes nur verpflichtet, wenn 
der Vertrag in Folge des Nach 
weile oder in Folge der Ver— 
mittelung des üfler8 zu 
Stande fonmt. Wird Der 
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Vertrag unter einer aufichiehen: 
den Bedingung geſchloſſen, jo 
fann der Mäklerlohn erit ver— 
langt werden, wenn Die Be— 
Dingung eintritt. 
Aufwendungen find dem 
Mäkler nur zu erfegen, wenn 
e3 vereinbart ift. Dies gilt 





auch dann, wenn ein Vertrag 
‚ beitanden bat. 


richt zu Stande konnt. 

s 653 Ein Mäfterlohn 
gilt als ftillichiweigend verein= 
bart, wenn die dem Mäfler 
übertragene Leiſtung den Um: 
—— nach nur gegen eine 

Vergütung zu erwarten iſt. 


Sit die Höhe der VBergüt- 


ung nicht beſtimmt, jo ift bei 
den Beiteben einer Taxe der 
tarmäßige Lohn, in Ermangel:- 
ung einer Tare der übliche 
— als vereinbart anzuſehen. 

Der Anſpruch auf 
den ’Mäfleriohn und den Er— 
jag von Aufwendungen ift aus— 
geichlofien, wenn der Mäfler 
dem Inhalte des Vertrags 


zuwider auch für den anderen 


Theil — geweſen iſt. 

8 655. Dit fiir den 
weis Der Gelegenheit zun Ab= 
ſchluß eines Dienftvertrags oder 
für Die Vermittelung eines 
jolhen Vertrags ein unverbält: 
nißmäßig bober Mätlerlohn 


VII Abſchnitt: 





' Nachweis der Gelegenheit zur 


Eingehung einer Ehe oder tür 
die Bermittelung des Zuftande: 
fonımens einer Ehe wird eine 
Verbindlichkeit nicht begründet. 
Das auf Grund des Ver— 
ſprechens Geleiſtete kann nicht 
deshalb zurückgefordert werden, 
weil eine Verbindlichkeit nicht 


Dieſe Vorſchriften gelten 
auch, fir eine Vereinbaxung, 
durch die der andere Theil 
zum Zwecke der Erfüllung des 
Verſprechens dem Mäklergegen: 
* eine Verbindlichkeit ein— 
gebt insbejondere für ein 
huldanerfenntnig. 


Neunter Titel. 
Auslobung. 


s 657. Wer durch öffente 
libe Bekanntmachung eine Be: 
lohnung für die Bornahme 
einer Handlung, insbejondere 


' fiir die SHerbeiführung eines 


Nahe | 


vereinbart worden, jo kann er 


auf Antrag des Schuldners 
durch Urtbeil auf den anges 
meſſenen Betrag berabgeießt 


werden. Nach der Entrichtung 
des Lohnes iſt Die Herabiegung 
' Auslobung bekannt gemacht 


auägel nalen, 
8 656. 
iprechen eines Lohnes für den 


Durb das Ber: 


Erfolges, ausießt, ift verpflich: 
tet, Die Belohnung demjenigen 
zu entrichten, welcher die Hand⸗ 


‚lung vorgenommen bat, auc 


wenn diejer nicht mit Rückſicht 
au! die Auslobung gehandelt 
at. 

Ss 658. Die Auslobung kann 
bis zur Vornahme der Hand: 
lung widerrufen werden. Der 
Widerruf iſt nur wirfiam, wenn 
er in derſelben Weile wie Die 


wird oder wenn er durch bejon: 
dere Mittbeilung erfolgt. 





Aufdie Widerruflichkeit kann 
in der Auslobung verzichtet 
werden; ein Verzicht liegt im 
Zweifel in der Beſtimmung 
einer Friit für die Vornahme 
der Handlung. 

$ 659. Sit die Handlung, 
für welche die Belohnung au: 
geſetzt iſt, mehrmals vorge= 
nommen worden, jo gebührt 
die Belohnung demjenigen, wel- 
cher die Handlung zuerit vor: 
genommen bat. 

Iſt die Handlung von Meh— 
reren gleichzeitig vorgenommen 
worden, jo gebührt jedem ein 
aleiher Theil der Belohnung. 
Läßt ſich die Belohnung wegen 
ihrer Beichaffenbeit nicht thei- 
len oder joll nad) dem Inhalte 
der Auslobung nur Einer die 
Belohnung erhalten, jo ent 
ſcheidet das 2003. 

8 . Haben Mehrere zu 
dem Grfolge mitgewirkt, für 
den die Belohnung ausgejegt 
ift, jo hat der Auslobende die 
Belohnung unter Berücjichtig: 
ung des Antheilß eines jeden 
an dem Erfolge nach billigen 
Ermefien unter fie zu verthei— 
len. Die Bertheilung ift nicht 
verbindlich, wenn lie offenbar 
unbillig tt; ſie erfolgt in einem 
jolben Falle durch Urtbeil. 

Wird die Vertheilung des 
Auslobenden von einen der 
Betheiligten nicht als verbind- 
lih anerkannt, jo ift der Aus 
lobende berechtigt, die Erfill- 
ung zu verweigern, big die Be: 
tbeiligten den Streit über ihre 
Berechtigung unter ſich ausge— 
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kann verlangen, dat die Be— 
lohnung für ale hinterlegt 


wird. 

Die Vorſchrift des $ 659 
Abi. 2 Sub 2 findet Anwend— 
ung. 

Ss 661. Eine Auslobung, 
die eine Preisbewerbung zum 
Gegenſtande hat, ift nur gültig, 
wenn in der Bekanntmachung 
eine Frift für die Bewerbung 
beſtimmt wird. 

Die Enticheidung darüber, 
ob eine innerhalb der Friſt 
erfolgte Bewerbung der Aus 
lobung entipricht oder welce 
von mehreren Bewerbungen 
den Vorzug verdient, ift durch 
die in der Auslobung bezeich- 
nete Berjon, in Ermangelung 
einer ſolchen durch den Aus— 
lobenden zu treffen. Die Ent— 
ſcheidung iſt für die Betheilig— 
ten verbindlich. 

Bei Bewerbungen von glei— 
cher Würdigkeit ſinden auf die 
Phasen des Preiſes Die 
VBorichriften des $ 659 Abi. 2 
Anwendung. 

Die Uebertragung des Eigen— 
thbums an dem MWerfe kann 
der Auslobende nur verlangen, 
wenn er in der Auslobung 
beſtimmt bat, daß die Ueber— 
tragung erfolgen jol. 





Zehnter Titel, 
Auftrag. 


8662. Durch die Annahme 
eines Auftrags verpflichtet ſich 


tragen haben; jeder von ihnen ; der Beauftragte, ein ihm von 
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* Suftanseber übertragene 
Geſchäft fiir diefen unentgelt= 


* * 668. Wer ur Beſorg— 


* gewiſſer Ridelte öffent— 
lich beſtellt iſt oder ſich öffent— 
lich erboten hat, iſt, wenn er 
einen auf ſoiche Gefchäite ge⸗ 
richteten Auftrag nicht an— 
nimmt, verpflichtet, die Ablehn— 
ung dem Auftraggeber under 


— Das Gleiche 


gilt, wenn ſich Jemand dem 
Auftraggeber gegenüber zur Be⸗ 
ſorgung gewiſſer Geſchäfte er— 
boten hat. 

8 664. Der Beauftragte 
darf im goal! die Ausführ: 
ung tes Auftrags nicht einem 
Dritten übertragen. it die 
Uebertragung geitattet, jo bat 


er nur ein ibm bei der lleber= 


tragung zur Laſt fallendes Ver: 
ichulden zu vertreten. 


er nach $ 278 verantwortlicd. 

Der Anipruc auf Ausfübr: 
F des Auftrags iſt im Zweifel 
nicht ——— 

Der Beauftragte 
iſt ——— von den Weiſ— 
ungen des Auftraggebers ab⸗ 
zuweichen, wenn er den Um— 
ſtänden nad) annehnıen darf, 


Für das | 
Berichulden eines Gebilfen it 





dag der Auftraggeberbei Stennt= | 


niß der Sachlage die Abweich: 
ung billigen wiirde. Der Be: 
auftragte bat vor der Abweic- 
ung dem Auftraggeber Anzeige 
zu machen und deſſen Entichlich: 
una abzuwarten, wenn nicht 
mit dem Aufichube Gefahr ver: 
bunden ift. 

$ 666. Der Beauftragte 





| ung des 


VI. Abfchnitt: 


iſt verpflichtet, dem Auftrag 
geber die erforderlichen Nacı- 
richten zu geben, auf Verlangen 
iiber den Stand des Geſchäfts 
Auskunft zu ertheilen und nach 
der Ausfiihrung des Auftrags 
re abzulegen. 
$ 667. Der Beauftragte 

ist verpflichtet, dem Auftrag: 
geber Alles, was er zur Aus: 
führung des Auftrags erbält 
und was er aus der Geſchäfts— 
beiorgung erlangt, herauszu— 
geben. 

$ 668. Verwendet der Be: 
auftra te Geld für ſich, das er 
dem Auftraggeber herauszů— 
geben oder für ihn zu verwen— 
den hat, ſo iſt er verpflichtet, 
es von der Zeit der Verwend⸗ 
ung an zu verzinen. 

$ . Fir die zur Aus— 
führung des Auftrags erforder: 
lihen Aufwendungen bat der 
Auftraggeber dem Beauftrag: 
. auf Verlangen Vorſchuß zu 
ei 

8 670. Macht der Beauf: 
tragte zum Zwecke der Ausführ: 
Auftrags Aufwend— 
ungen, die er den Umjtänden 
nach für erforderlich halten darf, 
jo ift der Auftraggeber zum 
Erjase verpflichtet. 

$ 671. Der Auftrag fann 


von dem Auftraggeber jederzeit 
; widerrufen, von Dem 


Beauf⸗ 
— jederzeit gefiindigt wer: 
en. 

Der Beauftragte darf nur 
in der Art kündigen, dab der 
——— für die Beſorg— 


ung des Geſchäfts anderweit 


Fürforge treffen fann, es jei 
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denn, daß ein wichtiger Grund 
für die ungzeitige Kündigung 


chen 


rund zur Ungeit, jo bat 


erden Auftraggeber den daraus | 


entitehenden Schaden zu er= 


jeßen. 


Liegt ein wichtiger Grund 


vor, io iſt der Beauftragte zur 
Kündigung auch dann berech— 
tigt, wenn er auf das Kündig— 
ungsrecht verzichtet hat. 


oder den Eintritt der Geſchäfts— 
unfäbigfeit des Auftraggebers. 


a Kiündigt er ohne jol- 


wohl als fortbeitehend, biß der 
Beauftragte von dem Erlöichen 
Kenntniß erlangt oder das Er: 
löfchen fennen muß. 

$ 675. Auf einen Dienit: 
vertrag oder einen Werkver— 
trag, der eine Geſchäftsbeſorg— 
ung zum Gegenjtande hat, 
finden Die Vorichriften der 
ss 663, 665 bis 670, 672 bis 
674 und, wenn dem DVerpflich- 


teten das Recht zuiteht, ohne 
. 5602. Der Auftrag erliicht 
im Zweifel nicht Durch den Tod | frilt 
' Ichriften des $ 671 Abi. 2 ent: 


Erliicht der Auftrag, fo bat der 
' einen Rath oder eine Empfehl— 
‚ ung ertbeilt, ift, unbeichadet 


Beauftragte, wenn mit den 
Aufihube Gefahr verbunden iſt, 
die Beſorgung des übertragenen 


Geihäfts fortzufegen, big der | 
Erbe oder der geſetzliche Ver- 


treter des Auftraggebers ander: 
weit Fürſorge treffen kann; der 

Auftrag gilt injoweit als fort— 
beſtehend. 

.$ 673. Der Auftrag er⸗ 
liſcht im Zweifel durch den Tod 
des — re Erliſcht der 
Auftrag, ſo hat der Erbe des 
Beauftragten den Tod dent 


Auftraggeber unverzüglid an: | 


uaeigen und, wenn mit dem 
Aufihube Gefahr verbunden 
ift, die Beſorgung des über— 
tragenen Gejchäfts fortzufegen, 
bis der Auftraggeber anderweit 
Fürſorge — kann; der Auf- 
trag gilt injoweit als fortbe= 


ebend. 

5674. Erliſcht der Auftrag 
in anderer Weile als Dur 
Widerruf, fo gilt er zur Guns 
ten des Beauftragten gleich— 





Einhaltung einer Kündigungs— 
frijt zu kündigen, auch die Bor: 


ſprechende Anwendung. 
$ 676. Wer einen Anderen 


der jih aus einem Vertrags— 
verhältnig oder einer unerlaub: 
ten Handlung ergebenden Ber- 
antwortlichkeit, zum Erjaße des 
aus der Befolgung des Rathes 
oder der Empfehlung entitehen- 
den Schadens nicht verpflichtet. 


Elfter Titel. 


Gefchäftsführung ohne 
Auftrag. 


s 677. Wer ein Geihäft 
für einen Anderen bejorgt, dr: 
von ihm beauftragt oder ihm 
gegenüber ſonſt dazu berechtigt 

u fein, hat das Geſchäft jo zu 
führen, wie das Intereſſe des 
Geſchäftsherrn mit Rückſicht 
auf deſſen wirklichen oder mutb: 
maßlichen Willen es erfordert. 

8 678. Steht die Ueber— 


| nahme der Geihäftsfiihrung 
Bayerıs Geſetze u, Geſetzbücher XXXIV. Pd. (Reichszeſetze XXIV. Bd.) 8 
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VII. Abſchnitt: 





dem wirklichen — dem | der&eicäftsfähigfeit beſchränkt, 


mutbmaßlichen Willen Des Ge: 
ihäftsherrn in Widerſpruch und 
mußte der Gefchäftsfüihrer Dies 
erfennen, jo iſt er den Ge— 
ichäftsheren zum Erſatze des 
aus der Geihäftsführung ent: 
jtehenden Schadens aud dann 
verpflichtet, wenn ihm ein 
ſonſtiges Verſchuiden nicht zur 
Laſt fällt 

8679. Ein der Geſchäftsführ— 
ung entgegenſtehender Wille 
des Geſchäftsherrn kommt nicht 
in Betracht, wenn ohne die 


Gefhäftsführung eine Bflicht 


des Geihäftsherrn, deren Er- 
füllung tm Öffentlichen Intereſſe 
liegt, oder eine geſetzliche Unter— 
haltspflicht des Geſchäftsherrn 
nicht rechtzeitig erfüllt werden 
würde. 

S 680. Bezweckt die Ge— 
ſchäftsführung die Abwendung 
einer dem Geſchäftsherrn dro— 
henden dringenden Gefahr, jo 
bat der Gejchäftsführer nur 
Borjag und grobe Fahrläſſig— 
feit zu vertreten. 


s 681. Der Geſchäftsführer | 


hat“ die Uebernahme der Ge— 
Ihäftsführung, fobald es thun- 
lich ift, den Gejchäftsherrn an— 
zuzeigen und, wenn nicht mit 
dem Auffchube Gefahr verbun- 
den iſt, 
abzuwarten. gm Uebrigen 
finden auf die Verpflichtungen 
des Geſchäftsführers Die für 
einen Beauftragten geltenden 
Vorschriften der SS 666 bis 668 
entiprechende Anwendung. 
5.682. Sit der Geſchäfts— 
führer geichäftsunfähig oder in 


deſſen — — | 


' eltern 


ſo ift er nur nach den Vor— 


ichriften über den Shadens- 
erjat wegen unerlaubter Hand: 
lungen und iiber Die Heraus- 
aabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung verantwortlich. 

$ 683. Entipricht die Leber: 
nabme der Geſchäftsführung 
dem Intereſſe und dem wirk— 
lichen oder dem muthmaßlichen 
Willen des Geichäftsberrn, jo 
kann der Geſchäftsführer wie 
ein Beauftragter Erſatz ſeiner 
Aufwendungen verlangen. In 
den Fällen des 8 679 steht 
diefer Anspruch dem Geſchäfts— 
führer zu, auch wenn die lleber: 
nabme der Geichäftsfiihrung 
mit dem Willen des Geſchäfts— 
berrn in Widerſpruch ſteht. 

$ 684. Liegen die Vorauss 
jeßungen des $ 683 nicht vor, 
jo iſt der Geichäftäberr ver— 
pflichtet, dem Geſchäftsführer 
Alles, was er durch Die Ge— 
häftsführung erlangt, nad 
den VBorichriften iiber Die Her— 
ausgabe einer ungerechtfertig- 
ten Bereicherung herauszu— 
geben. Genehmigt der Ge— 
ſchäftsherr die Geſchäftsführ— 
ung, ſo ſteht dem Geſchäfts— 
führer der im $ 683 beſtimmte 
Anipruc u. 

$685. Dem Geihäftsführer 
fteht ein Anſpruch nicht zu, 
wenn er nicht die Abficht hatte, 
von dem Geichäftäherrn Erfab 
zu verlangen. 

Gewähren Eltern oder Vor— 
ihren Ahkömmlingen 
oder dieſe jenen Unterhalt, ſo 
iſt im Zweifel anzunehmen, 
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daß die Abjicht fehlt, von dem 
(Empfänger Erſatz zu verlangen. 
$ 686. it der Geichäfts- 
führer über die Perſon des 
Geſchäftsherrn im Irrthume, 
ſo wird der wirkliche Geſchäfts— 
herr aus der Geſchäftsführung 
berechtigt und verpflichtet. 

3 687. Die Vorſchriften 
der 88 677 bis 686 finden feine 
Anwendung, wenn Semand 
ein fremdes Geſchäft in der 
— —— daß es ſein 
eigenes ſei. 

Behandelt 
fremdes Geſchäft 


ein 
ſein 


emand 
als 


eigenes, obwohl er weiß, daß 


er nicht dazu berechtigt iſt, ſo 
kann der Geſchäftsherr die ſich 
aus den 88 677, 678, 681, 682 
ergebenden Anſprüche geltend 
nahen. Macht er fie geltend, 
to ift er dem Gefchäftsführer 
nach $ 684 Saß 1 verpflichtet. 


Zwolfter Titel. 


Derwahrung. 


$ 688. Durb den Mer: 
wahrungsvertrag wird der Ber: 
wahrer verpflichtet, eine ihm 
von den Hinterleger iibergebene 
bewegliche Sache aufzube— 
wahren. 

$ 689. Eine Vergütung für 





die Aufbewahrung gilt als ftill- 
den durch die Beſchaffenheit 


jchweigend vereinbart, wenn die 
Aufbewahrung den Umſtänden 
nach nur gegen eine Vergüt— 
ung zu erwarten it. 

8 Wird die Aufbe— 


wahrung unentgeltlich über— 


fallendes Verſchulden 


nommen, ſo hat der Verwahrer 
nur für diejenige Sorgfalt ein— 
aufiehen, welche er in eigenen 
ngelegenheiten anzumenden 
pflegt. 
.. 569. Der Verwahrer ift 
im Zweifel nicht berechtigt, die 
binterlegte Sade bei einem 
Dritten zu binterlegen. Sit 
die Hinterlegung bei einem 


Dritten geitattet, jo bat der 


Verwahrer nur ein ihm bei 
diefer Hinterlegung zur Laſt 
u ders 
treten. Für das Berfchulden 
eine8® Gehülfen ift er nad 
$ 278 verantwortlich. 

8, 692. Der Berwahrer ift 
berechtigt, die vereinbarte Art 
der Aufbewahrung zu ändern, 
wenn er den Umständen nad) 
annehmen darf, voB der Hinter: 
(eger bei Kenntniß der Sad: 
lage die Aenderung billigen 
würde. Der Verwährer bat 
vor der Aenderung dem Hin— 
terleger Anzeige zu machen 
und deſſen Entichliegung ab— 
Anmorien. wenn nicht mit dent 

utichube Gefahr verbunden iſt. 

z 68. Macht der Berwah- 
ver zum Swede der Aufbes 
wahrung Aufwendungen, Die 
er den Umständen nad für 
erforderlich halten darf, fo iſt 
der Hinterleger zum Erſatze 
verpflichtet. 

$ 69. Der Hinterleger bat 


Dim» 


der binterlegten Sache dem 

Verwahrer entjtehenden Scha= 

den zu erjegen, es ſei den, 

daß er die gefahrdrohende Be— 

ichaffenbeit der Sache bei der 
8* 


Hinterlegung weder fennt nod | 


fennen muß oder dab er jie 
dem Verwahrer angezeigt oder 
diejer je ohne Anzeige gekannt 
at. 

Ss 69. 
fann Die binterlegte Sache 
jederzeit zurücdfordern, aud) 


Der Hinterleger | 


wenn für die Aufbewahrung | 


eine Zeit bejtimmt it. 

$ 696. Der Verwahrer kanu, 
wenn eine Zeit für die Auf— 
bewahrung nicht beſtimmt iſt, 
jederzeit Die Rücknahme der 
hinterlegten Sache verlangen. 
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den Theil der Vergütung vers 
langen, jofern nit aus der 
Vereinbarung über die Ver— 
gütung jich ein Anderes ergibt. 


$ 700. Werden vertretbare 
Saden in der Art hinterlegt. 
dak das Eigenthum auf den 
Verwahrer ibergeben und dieſer 
verpflichtet jein fol, Sachen 
von gleicher Art, Güte und 


Menge zurüdzugewähren, fo 


Kit eine Zeit beſtimmt, jo fann 


er die vorzeitige Rücknahme 
nur verlangen, wenn ein wich 
tiger Grund vorliegt. 

$ 69. Die Rückgabe der 
hinterlegten Sache hat an dent 
Drte zu erfolgen, an welchem 
die Sache aufzubewahren war; 
der Verwahrer ift nicht ver= 
pflichtet, die Sache dem Hin— 
terleger zu bringen. 

8 69. Verwendet der Ver⸗ 
wahrer hinterlegte Geld für 
fih, fo iſt er verpflichtet, es 
von der Zeit der Verwendung 
an zu verzinjen. 


69. Der Hinterleger hat 


die vereinbarte Vergütung bei 
der Beendigung der Aufbe— 
wahrung zu entrichten. 
die Vergütung, 
jchnitten bemeſſen, jo iſt fie 
nad dem Ablaufe der einzelnen 
Beitabichnitte zu entrichten. 
Endigt die Aufbewahrung 
vor den Ablaufe der für fie 
beitimmten Zeit, jo fann der 
Verwahrer einen jeinen bis— 
berigen Leiftungen entiprechen= 


ſt | 
nad) Beta | 


ſo finden die 








finden die Borfchriften über 
das Darlehen Anwendung. 
Geſtattet der Hinterleger dem 
Berwabhrer, hinterlegte vertret— 
bare Saden Fr verbraucen, 

orichriften über 
da3 Darlehen von den Zeit— 
punkt an Anwendung, in wels 
chem der Verwahrer ſich Die 
Sachen aneignet. In beiden 
Bien bejtimmen ſich jedoch 
eit und Ort der Rückgabe 
im Zweifel nad) den Vorſchrif— 
ten über den Verwahrungs— 
vertrag. 


Bei der Hinterlegung von 
Werthpapieren ift eine Ver— 
einbarung der im Abi. 1 bes 
eichneten Art nur gültig, wenn 
he ausdrücklich getroffen wird. 


Dreizehnter Titel. 


Einbringung von Sadıen 
bei Gaftwirthen. 


8 701. Ein Gaftwirtb, der 
ewerbsmäßig Fremde zur Bes 
erbergung aufnimmt, bat 

einem im Betriebe dieſes Ge: 
werbe3 aufgenommenen Galte 











den Schaden zu erjeßen, den | 


der Gaft dur den Verluſt 
oder die Beſchädigung einges 
brachter Sachen erleidet. Die 
Erſatzpflicht tritt nicht ein, 
wenn der Schaden von dent 
Gaſte, einem Begleiter des 
Gaſtes oder einer 


erjon, Die | 





er bei fi aufgenommen bat, | 
verurjaht wird oder durd) die | 


Beſchaffenheit der Sadyen oder 
Durch höhere Gewalt entiteht. 

Als eingebracht gelten die 
Sachen, welche der Saft dem 
Gaſtwirth oder Leuten des 


Gaftwirtb, die zur Entgegen: | 


nahme der Sachen beitellt oder 


nach den Umständen als dazu 
Satz 3 und der $$ 560 bi3 563 


beſtellt anzujehen waren, über— 
geben oder an einen ihn von 
Diefen angewiejenen Drt oder 
in Ermangelung einer Ans 


weifung an den hierzu beftinmms | 


ten Drt gebradt hat. 





Ein Anfhlag, durh den 


der Gaſtwirth die Haftung ab— 
lehnt, ift ohne Wirkung. 

702. Fiir Geld, Werth: 
papiere und Koftbarfeiten bafs 
tet der Gajtwirth nach S 701 
nur bis zu dem Betrage von 


eintaufend Marf, e3 jei denn, 


daß er dieje Gegenftände in 
Kenntniß ihrer Eigenſchaft als 


Werthiahen zur Aufbewahr- 
ung übernimmt oder die Aufz 


bewahrung ablehnt oder daß 
der Schaden von ihm oder von 
feinen Zeuten verjchuldet wird. 

S 703. Der dem Gaſte auf 
Grund der 88 701, 702 zu— 
ftehende Anſpruch erlifcht, wenn 
nicht der Gaſt unverziiglic, 
nachden er von dem Verluſt 
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oder der Beihädigung Kennt: 
niß erlangt bat, dem Gaſt— 
wirthb Anzeige madt. Der 


Anſpruch erliicht nicht, wenn 


die Sachen dem Gajtwirtbe 


zur Aufbewahrung übergeben 


waren. 

5 704. Der Galtwirth bat 
für jeine Forderungen für 
Wohnung und andere dem 
Gaſte zur Befriedigung feier 
Beditrfmifie ‚gewährte Leiſt— 
ungen, mit Einichluß der Aus— 
lagen, ein Pfandrecht an den 
eingebrabten Sachen des 
Gaſtes. Die fiir das Pfand— 
recht des Vermiethers gelten— 
den Vorſchriften des 8 559 


finden entiprechende Anwend— 
ung. 


Vierzehnter Titel. 
Gefellfchaft. 


S 705. Durch den Gejell- 
Ihaft3vertrag verpflichten ſich 
die Gefelichafter gegenfeilig, 
die Erreihung eines gemeint 
jamen Zwedes in der durd 
den Vertrag beftimmiten Weile 
zu fördern, in&bejondere die 
vereinbarten Beiträge zu leiften. 

s 706. Die Gejellichafter 
baben in Ermangelung einer 


anderen Vereinbarung gleiche 


Beiträge zu leiften. 

Sind vertretbare oder ver: 
brauchbare Sachen beizutrageıt, 
jo ift im Zweifel anzunehmen, 
daß fie gemeinjchaftliches Eigen= 
thum der Gejellichafter werden 
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jollen. Das Gleiche gilt von 


nicht verftretbaren und nicht 


verbrauchbaren Sahen, wenn 
fie nad einer Schätzung bei- 
—— ſind, die nicht bloß 


ſtimmt iſt.. 

Der Beitrag eines Geſell— 
ſchafters kann auch in der Leiſt— 
ung von Dienſten beſtehen. 





5 707. Zur Erhöhung des | 
vereinbarten Beitrags oder zur 


Ergänzung der durch Verluft 
verminderten Einlage ift ein 


Geſellſchafter nicht verpflichtet. | 
s 708. Ein Gejellichafter 
bat bei der Erfüllung der ihm | 


obliegenden Berpflichtungen 
— welche er in eigenen 
ngelegenheiten anzuwenden 
pflegt. 

5 709. Die Führung der 
Geſchäfte der Geſellſchaft ſteht 
den Geſellſchaftern gemein— 
ſchaftlich zu; für jedes Geſchäft 
iſt die Zuſtimmung aller Ge— 
ſellſchafter erforderlich. 

Hat nach dem Geſellſchafts— 
vertrage die Mehrheit der 











ſchriften des $ 709 entſprechende 


nwendung. 
s 711. Steht nach dem 
ihr: 


Gejellichaft3vertrage die F 


i ung der Geichäfte allen oder 
iir die Gewinnvertbeilung bes — Geſchäf 


mehreren Geſellſchaftern in 
der Art zu, daß jeder allein 
zu handeln berechtigt iſt, fo 
fann jeder der Bornahme eines 
Geſchäfts durch den anderen 
widerjprechen. Im Falle des 
Widerſpruchs muß das Ge— 
ſchäft unterbleiben. 

s 712. Die einen Geſell— 
ihafter Durch den Geſellſchafts— 
vertrag übertragene Befugniß 
zur Gejhäftsführung kann ihm 


nur für diejenige Sorgfalt ein: durch einſtimmigen Beſchluß 


oder, falls nach dem Geſell— 
ichaft3vertrage die Mehrheit 


der Stimmen enticheidet, durch 
Mehrheitsbeſchluß der übrigen 


Stimmen zu entiheiden, jo | 


iſt Die Mehrheit in Zweifel 
nach der Zahl der Gefellichafter 
zu berechnen. 


$ 710. Iſt in dem Gefel: 


Ichaftövertrage ————— der 
Geſchäfte einem Geſellſchäfter 
oder mehreren Geſellſchaftern 


übertragen, ſo ſind die übrigen 


Geſellſchafter von der Ge— 
ſchäftsführung ausgeſchloſſen. 
Iſt die 


Geſchäfts-Führung 


Geſellſchafter entzogen werden, 
wenn ein wichtiger Grund vor: 
liegt; ein folder Grund iſt 
insbeſondere grobe Pflichtver— 
letzung oder Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Geſchäfts— 
führung. 

Der Geſellſchafter kann auch 
ſeinerſeits die Geſchäftsführ— 
ung kündigen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt; die 
für den Auftrag geltenden 
Vorſchriften des $ 671 Abi. 2, 
3 finden entjprechende An— 
wendung. 

s 13. Die Rechte und 
Verpflichtungen der geichäfts- 
führenden Geſellſchafter be— 
ſtimmen ſich nach den für den 


mehreren Geſellſchaftern über⸗ Auftrag geltenden Vorſchriften 
fragen, jo finden die Vor- | der 88 664 bis 670, ſoweit ſich 
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nit aus dem Gejellichafts- 
verhältniß ein Anderes ergibt. 

. Spmeit einem Ge: 
jelichafter nad) dem Geſell— 


zur Geſchäftsführung zuſteht, 
iſt er im Zweifel 
mächtigt, 
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ſind die einem Geſelſchafter 
aus ſeiner Geſchäftsführung 
zuſtehenden Anſprüche, ſoweit 





deren Befriedigung vor der 
ſchaftsvertrage die Befugniß 


auch er⸗— 
die anderen Geſell- 


ſchafter Dritten gegenüber zu 


vertreten. 

$ 715. Sit im Geſellſchafts— 
vertrag ein Gejellichafter er= 
mächtigt, 
ichafter Dritten gegenüber zu 
vertreten, 
tretungsmacht nur nah Map: 
gabe des S 712 Abi. 1 und, 
wenn ſie in Verbindung mit 
der Befugniß zur Geſchäfts— 
führung ertbeilt worden ift, 
nur mit Diejer entzogen werden. 

s 716. Gin Gejellichafter 
fann, auch wenn er von 
der Seicäftsführung ausge⸗ 


Auseinanderjegung verlangt 
werden fanı, fowie die Anz 
jprüche auf einen Gewinnans 
theil oder auf dasjenige, was 
dent Gejellichafter bei der Aus- 


einanderjegung zukommt, 
| 


die anderen Gejelle 


jo fann die Ber: ı 


ſchloſſen ift, ih von den Anz 
gelegenbeiten der Gejellihaft | 


periönlih unterrichten, die 
Geſchäftsbücher und die Bas 


piere_der Gejellihaft einjeben 
' und an den A ae Dazu 


und ſich aus ihnen eine Leber: 
fibt iiber den Stand des Ge: 
ſellſchaftsvermögens anfertigen. 

Eine dieſes Recht aus— 


. Die Beiträge der 
Geſellſchafter und die durch die 
Seihäftsführung für die Ge— 
jellihaft erworbenen Gegen= 
ftände werden gemeinschaftliches 
Vermögen der Gejellichafter 
Geſellſchaftsvermögen). 

Zu dem Geſellſchaftsver— 
mögen gehört auch, was auf 
Grund eines zu dem Geſell— 
ſchafts- Vermögen gehörenden 
Rechtes oder als Erſatz für die 
Zerjtörung, Beihädigung oder 
Entziebung eines zu dem Ge— 
jellichaft3vermügen gehörenden 
Gegenftandes erworben wird. 

s 719. Ein Gejellichafter 
fann nicht iiber feinen Antheil 
an dem Geſellſchaftsvermögen 


gehörenden Gegenjtänden vers 


fügen; er ijt nicht berechtigt, 


ichliegende oder bejchränfende 


Vereinbarung ſteht der Geltend: 
machung des Nechtes nicht ent: 
gegen, wenn Grund zu der 
Annahmeunredliher Geihäfts- 
org beſteht. 

717. Die Anſprüche, die 
den“ Geſellſchaftern aus dem 
Geſellſchafsverhältniſſe gegen 
einander zuſtehen, find nicht 
übertragbar. 


Ausgenommen 


Theilung zu verlangen. 

Gegen eine Forderung, die 
zum Gejelichaftsverniögen ge: 
bört, kann der Schuldner nicht 
eine ibm gegen einen eins 
zelnen Gejellichafter zuftebende 
Forderung — 

s 720. Die Zugehörigkeit 
einer nah $ 718 Abi. 1 er- 
worbenen Forderung zum Ge— 
jelihaftävermögen bat der 
Schuldner erft dann gegen ſich 
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gelten 3 zu (ofen: wenn er von | aus grober Fahrlaſſi keit ver— 


der Zugehörigkeit Kenntniß er— 
langt; die Vorſchriften 
88 406 bis 408 finden ent— 
Inden De Anwendung. 

8 72 
kann den Rechnungsabſchluß 
und die Vertheilung des Ge— 
winns und Verluſtes erſt nach 
der Auflöſung der Geſellſchaft 
verlangen. 

Iſt die Geſellſchaft von 
längerer Dauer, ſo hat der 
Rehnungsabichluß, und Die Se: 
winnvertbeilung im 
am Sclufie jedes 
jahrs zu erfolgen. 

Ss 722. Sind die Antheile 
Der "Geiellihafter am Gewinn 
und Berlufte nicht beitimmt, 
jo hat jeder Gejellichafter ohne 


der 


Ein Gefellihafter | 


legt oder wenn die Erfüllung 
einer jolhen Verpflichtung un— 
möglich wird. Unterder gleichen 
Vorausjeßung ift, wenn eine 
Kiündigungsfrift beftimmt ift, 


die Kündigung ohne Einbalt- 


ung der Frift zuläflig. 
Diefiindigungdarfnichtzur 
Unzeit geicheben, e3 ſei dem, 


daß ein wichtiger Grund für 
‚ die unzeitige Kiindigung vor— 


Sweifel | 
Gehhäftee | 


NRüdliht auf die Art und die | 


Größe feines Beitrags einen 
gleihen Antbeil am Gewinn 
und Verluſte. 

ft nur der Antheil am 
Gewinn oder am Berlufte be- 
ſtimmt, fo gilt die Beſtimmung 
im Zweifel für Gewinn und 
Verluſt. 

s 723. Iſt die Geſellſchaft 
wicht für eine beſtimmte Zeit 
eingegangen, jo fann jeder 
Ge ellichafter fie jederzeit Fin: 
digen. it einel Zeitdauer be= 
ftimmt, jo ift die Kündigung 
vor dem Ablaufe der Zeit zu: 
läſſig, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt; ein folder Grund ift 
insbejondere vorhanden, wenn 
ein anderer Geſellſchafter eine 
ihm mac dem Geſellſchafts— 
vertrag obliegende weientliche 
Berpflibtung vorjäßlich oder 


liegt. Kündigt ein Gefellichafter 
ohne ſolchen Grund zur Une 
zeit, jo bat er den übrigen 
Sefellichaftern den Daraus ent: 
ſtehenden Schaden zu erjeßent. 

Eine Vereinbarung, durch 
welche das Kiindigungsrect 
ausgeſchloſſen oder diefen Vor: 
ichriften zuwider beichränft 
— iſt nichtig. 

724. Iſt eine Geſellſchaft 
fir 7— Lebenszeit eines Ge— 
ſellſchafters eingegangen, ſo 
kann ſie in gleicher Weile ge= 
fündigt werden wie eine für 
unbeitimmte Zeit eingegangene 
Geſellſchaft. Dasſelbe gilt, 
wenn eine Geſellſchaft nach 
dem Ablaufe der beſtimmten 
Zeit ſtillſchweigend fortgeſetzt 
wird. 

8 725. Hat ein Gläubiger 
eine? Gejellichafters die Pfänd— 
ung des Antbeils des Geiell- 
ihafter8 an dem Gejellichafts: 
vermögen erwirft, jo fann er 
die Gejelihaft ohne Einhalt: 
ung einer Kündigungs: Friſt 
kündigen, ſofern der —S 
titel nicht, Anl vorläufig voll: 
ftredbar it. 

lan: die Geſellſchaft be 
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fteht, fann der Gläubiger bie | ſchaft in in Sabre Weile ala 


fi aus den Gejellichaftsver- 
hältni& ergebenden Nechte des 
Gefelichafterd, mit Ausnabme 
des Anipruch auf einen Ge— 
winnantbeil, nicht geltend 
— 


| 


durch Kündigung aufgelöft, fo 
gilt die einem Gelellichafter 
durch den Gejellichaftsvertrag 
Peru Befugniß zur Ge: 
Ihäfts: Führung zu feinen 


' Gunsten gleihwohl als fort: 


726. Die Geſellſchaft 


endigt, wenn Der vereinbarte 


Zwed erreicht * deſſen Er— 
reichung — ich geworden iſt. 

$ ie Gejellichaft 
wird rk den Tod eines der 


beitehend, bis er von der Auf: 
löfung Kenntniß erlangt oder 


' die Auflöjung kennen muß. 


Gejelichafter aufaelöit, fofern | 


nicht aus dem Geſellſchafts— 
rg fih ein Anderes er: 


gi 

Sm Falle der Auflöjung 
bat der Erbe des verftorbenen 
Gejellichafterd den iibrigen Ge: 
fellibaftern den Tod unver: 
züglich anzuzeigen und, wenn 
mit dem Auſſchube Gefahr 
verbunden ift, die jenem Erb: 


lafier durch den Gejellichafts- 
vertrag übertragenen Gejchäfte 


fortzuführen, 
Gejellichafter in Gemeinichaft 
mit J— anderweitig Fürſorge 
treffen fünnen. Die übrigen 
Gejellichafter find in gleicher 
Weiſe zur einftweiligen Fort= 
führung Der ihnen iiber 
tragenen Geichäfte verpflichtet. 


bis die iibrigen 


s 730. Nach der Auflölung 
der Geſellſchaft findet in Anz 
jebung des Geſellſchaftsver— 
mögens die Auseinanderjegung 
unter den Gejellihaftern ſtatt. 

Für Die Beendigung der 
ſchwebenden Geſchäfte, für die 
dazu erforderliche Eingehung 
neuer Geſchäfte ſowie für 
die Erhaltung und Verwaltung 
des Geſellſchaftsvermögens gilt 
die Geſellſchaft als fortbeſtehend, 
ſoweit der Zweck der Ausein— 
anderfegung. es erfordert. Die 
einem Gejellihafter nach dem 
Sejellichaftsvertrage zuitebende 
Befugniß zur Geihäftsführung 
erliſcht jedod, wenn nicht aus 
dein Bertrage fih ein Anderes 
eraibt, mit der Auflölung der 
Geſellſchaft: die Gejchäftstühr: 
ung ftebt von der Auflölung 
an allen Gejellichaftern gemein: 


| ichaftlich zu. 


Die Geſellſchaft gilt infoweit 
| ſetzung erfolgt in Ermangelung 


als —— 

N Die Gefellichaft 
wird Ka die Eröffnung des 
Konfuries iiber das Vermögen 
eines Geſellſchafters aufgelöit. 
Die Borichriften des 8 727 


Abi. 2 Sat 2, 3 finden Anz 


wendung. j 
8 729. Wird die Geſell— 


s 731. Die Auseinanders 


einer anderen Vereinbarung in 
Gemäßheit der $S 732 bis 735. 
Im Mebrigen gelten für Die 
Theilung die Vorſchriften iiber 
die Gemeinichaft. 

s 732. Gegenftände, Die 
ein Geiellibafter der Geiell- 
ſchaft zur Benutzung überlaſſen 
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hat, ſind * zurüdzugeben. 
Für einen durch Zufall in Ab- 
gang gekommenen oder ver— 
ihlechterten Gegenftand kann 
er nicht Erjat verlangen. 

s 733. Aus dem Gejell- 


VII. Abſchnitt: 





Geſellſchaftern nach dem Ver— 
daliniß ihrer Antheile am Ge— 


winne. 


ſchaftsvermögen find zunächſt 


die gemeinſchaftlichen Schulden 
mit Einſchluß derjenigen zu 
berichtigen, 
bigern gegenüber unter den 
Geſellſchaftern getheilt find 
oder für welche einem Geſell— 
ſchafter Die übrigen Geſell— 
ſchafter als Schuldner haften. 
Iſt, eine Schuld noch nicht 
tallig oder iſt fie ſtreitig, fo iſt 
da3 zur Berichtigung Erforder: 
lihe zurücdzubebalten. 


$ 735. Reicht das Geſell— 
ſchafte vermögen zur Berichtig— 
ung der gemeinſchaftlichen 
Schulden und zur Rücker— 


ſtattung der Einlagen nicht 


welche den Gläus 


aus, jo haben die Gejellichafter 
für den Fehlbetrag nad dem 


Verhältniß aufzufommen, nad) 


welchem 


Aus dem nah der Be— 


richtigung der Schulden übrig 
bleibenden Geſellſchafts-Ver— 
mögen find Die Einlagen zu⸗ 
rückzuerſtatten. Für Einlagen, 
die nicht in Geld beſtanden 
haben, iſt der Werth zu er— 
ſetzen, den ſie zur Zeit der 
Einbringung gehabt haben. 
Für Einlagen, die in der Leiſt— 
nd von Dienjten oder in der 

erlajiung_ der Benugung 
eines Gegenftandes beitanden 
baben, kann nicht Erjag ver— 
langt erden. 

Zur Berichtigung der Schul: 
den und zur Niüderjtattung 
der Einlagen ijt das Geſell— 
ihaftsvermögen, ſoweit er— 
Tre in Geld umzuſetzen. 

734. Verbleibt nach der 
— der gemeinſchaft— 
lichen Schulden und der Rück— 
eritattung der Einlagen ein 
Ueberihuß , jo gebührt er den 


jie den Berluft zu 
tragen haben. Kann von einen 
Sejellihafter der auf ihn ent: 
fallende Beitrag nicht erlangt 
werden, jo haben die iibrigen 
Geiellihafter den Ausfall nad 
dem gleihen Verhältniſſe zu 
trag sen. 

5 736. Iſt im Gejelichafts- 
vertrage beſtimmt, daß, wenn 
ein Geſellſchafter fündigt oder 
ftirbt oder wenn der Konkurs 
iiber jein —— eröffnet 
wird, die Geſellſchaft unter 
den übrigen Geſellſchaftern fort: 
beſtehen ſoll, ſo ſcheidet bei 
den Eintritt eines ſolchen Er: 
eigniſſes Der Geiellichafter, in 
deſſen Perſon es eintritt, aus 
der Geſellſchaft aus. 

$ 737. Iſt im Gejellicaftg: 
vertrage beitimmt, daß, wenn 
ein Gelellihafter Fiindigt, Die 
Geſellſchaft unter den übrigen 
Geſellſchaftern fortbeiteben joll, 
jo kann ein Geſellſchafter, in 


deſſen Perſon ein Die übrigen 


Geſellſchafter nach $ 723 A 
Sag 2 zur Kündigung be= 


‚ recbtigender Umſtand eintritt, 


aus der Geſellſchaft ausge— 
ihlofien werden. Das Aus— 


ſchließungsrecht ſteht den üb— 





738. Sceidet ein, Ge— 
jellichafter aus der Gejelichaft 
aus, jo wächſt jein Antbeil am 
Gejellihaftsvermögen den üb- 
rigen Gefellichaftern zu. Diefe 
ind verpflichtet, dem Aus— 
ſcheidenden Die Gegenflände, 
die er der Gejellihaft zur Be: 
nußgung überlajien bat, nad 
Maßgabe des 3 732 zurück— 
puaehen, ihn von den gemein: 
haftlihen Schulden zu be— 


freien und ihm dasjenige zu 


zahlen, was er bei der Aus— 
einanderjegung erhalten würde, 
wenn die Gejellichaft zur Zeit 
ſeines Ausſcheidens aufgelöft 
worden, wäre. Sind gemein— 
ſchaftliche Schulden noch nich! 
fällig, ſo können die übrigen 
Geſellſchafter dem Ausſcheiden— 
den, ſtatt ihn zu befreien, 
Sicherheit zu leiſten. 
Der Werth des Geſell— 


ſchaftsvermögens iſt, ſoweit er: 
forderlich, im Wege der Schäß: 


ung zu ermitteln. 

Ss 739. Neicht der Werth 
des Geſellſchaftsvermögens zur 
Dedfung der gemeinjchaftlicen 


Schulden und der Einlagen | 


nicht aus, jo hat der Aus— 
Icheidende den iibrigen Gejell: 
ſchaftern fir den Fehlbetrag 


nach dem Berbältniie jeines 


Antheil3 am Verluſt aufzus 
tommen. 

8740. Der Ausgeſchiedene 
nimmt an dem Gewinn und 


dem Verluſte Theil, welcher 
ſich aus den zur Zeit ſeines 


| Ausicheidend Ichwebenden Ge— 


ihäften ergibt. Die übrigen 
Gejellihafter find berechtigt, 
dieje Geichäfte jo zu beendigen, 
wie es ibnen am vortbeils 
bafteiten ericheint. 

Der Ausgejichiedene kann 
am Schluſſe jedes Geichäfts- 
jahrs Rechenſchaft iiber die in: 
zwiſchen beendigten Geicäfte, 
Auszablung des ihm gebübren: 
den Betrags und Auskunft 
iiber den Stand der noch 
ihwebenden Geſchäfte ver— 
langen. 


Fünfzehnuter Titel. 
Gemeinſchaft. 


$ 741. Steht ein Recht 
Mehreren gemeinſchaftlich zu, 
jo finden, ſofern fich nicht aus 
den Gejeß ein Anderes ergibt, 
die Vorſchriften der SS 742 
bis 758 Anwendung (Gemein 
ihaft nah Bruchtheilen). 

s 742. Im Zweifel ift an: 
zunehmen, daß den Theilhabern 
gleihe Antbeile zustehen. 
8743. Jedem Theilbaber 
gebührt ein feinem Antbeil 
— Bruchtheil der 


rüchte. 

Jeder Theilhaber iſt zum 
Gebrauche des gemeinſchaft— 
lichen Gegenſtandes inſoweit 
befugt, als nicht der Mitge— 


brauch der übrigen Theilhaber 
beeinträchtigt wird. 


s 744. Die Verwaltung 
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de3 gemeinſchaftlichen Gegen— 


ſtandes ſteht den Theilhabern | 
iit bes 


gemeinschaftlich au. 

Jeder Theilbaber 
rechtigt, die zur Erhaltung des 
Gegenſtandes nothiwendigen 
Mahregeln ohne Zuftimmung 
der anderen Theilhaber zu 
treffen, er fann verlangen, daß 
diefe ihre Einwilliaung zu 
einer ſolchen Maßregel im 
voraus ertheilen. 

Ss 745. Durch Stimmen 
webrbeit kann eine der Be— 





‚ Ichaftlichen 





für und gegen die Sonder— 
nachfolaer. 

s 747. Jeder Theilhaber 
kann über jeinen Antheil ver— 
fügen. Ueber den gemein 
Gegenitand im 
Ganzen fünnen die Theilbaber 


nur gemeinschaftlich verfügen. 





ichaffenbeit des gemeinſchaft- 


lihen Gegenſtandes entipre= 
chende ordnungsmäßige Ber: 
waltung und Benußun 
Ihlofjen werden. Die Stim— 
wenmebrbeit ift nach der Größe 
der Antheile zu berechnen. 
Jeder Theilhaber fann, jo: 
fern nicht die Verwaltung und 
Benutzung durch Vereinbarung 
oder durch Mehrheitsbeſchluß 


be⸗ 


geregelt iſt, eine dem Intereſſe 


aller Theilhaber nach billigem 
Ermeſſen entſprechende Ver— 


waltung und Benutzung ver- 


langen. 
Eine weſentliche Veränder— 


ung des Gegenſtandes kann 


nicht beſchloſſen oder verlangt 
welche das Recht, die Aufheb— 


werden. Das Recht des ein— 
zelnen Theilhabers auf einen 
ſeinem Antheil entſprechenden 
Bruchtheil der ie kann 
nicht ohne ſeine Zuſtimmung 
beeinträchtigt werden. 

s 746. Haben die Theil— 
baber die Verwaltung und Be: 
nutzung des gemeinschaftlichen 
Gegenitandes geregelt, jo wirft 
die getroffene Beltimmmng auch 


S 748. Jeder Theilhaber ift 
dei anderen Theilhabern gegen: 
iiber verpflichtet, die Laſten 
des gemeinjchaftlichen Gegen— 
itandes fowie die Koſten der 
Erhaltung, der Verwaltung 
und einer gemeinjchaftlichen 
Benutzung nach den Verbält: 
niſſe jeines Antheils zu tragen. 

s 749. Jeder Theilbhaber 
fanı jederzeit die Aufhebung 
der Gemeinschaft verlangen. 

Wird das Net, die Auf: 
bebung zu verlangen, Durch 
Vereinbarung fiir immer oder 
auf Zeit ausgejchlofien, jo kann 
die Aufhebung gleichwohl ver: 
langt werden, wenn ein wich— 
tiger Grund vorliegt. Unter 
der gleichen Vorausſetzung kann, 
wenn eine Kündigungsfriſt bes 
jtimmt wird, die Aufhebung 
ohne Einhaltung der Friſt ver— 
langt werden. 

Eine Vereinbarung, durch 


ung zu verlangen, dieſen Vor: 
ichriften zınvider ausgeſchloſſen 
oder beichränft wird, iſt nichtig. 

Ss 750. Haben die Theil— 
haber das Recht, die Aufbeb- 
ung der Gemeinjchaft zu ver— 
langen, auf Zeit ausgeſchloſſen, 
jo tritt die Vereinbarung, im 
Zweifel mit dem Tode eines 


| Theilhabers außer Kraft. 








5 751. Haben die Theil- 
haber das Net, die Aufheb— 
ung der Gemeinſchaft zu ver— 


Einzelne Schuldverhältniſſe. 


langen, fiir immer oder auf 
Zeit ausgeſchloſſen oder eine | 
Kündigungsfrift beſtimmt, jo | 


wirft die Vereinbarung auch 
für und gegen die Sonder: 
nacfolger. Hat ein Gläubiger 
die Pfändun | 
eined Theilhaber8 erwirlt, fo 
fann er ohne Rückſicht u die 
Vereinbarung die Aufhebung 
der Gemeinihaft verlangen, 
jofern der Schuldtitel nicht 
bloß vorläufig vollſtreckbar ift. 

5 752. Die Aufhebung der 
Semeinichaft erfolgt durch 


de3 Antbeils 


Theilung in Natur, wenn der 
‚ die fie zum Zwecke der Erfüll— 


gemeinſchaftliche Gegenitand 
oder, falls mehrere Gegen— 
Hände _ gemeinſchaftlich ind. 
dieje fich ohne Verminderung 
des Werthes in gleichartige, 
den Antheilen der Theilhaber 
entiprechende Theile zerlegen 
laflen. Die — — 
cher Theile unter die 
haber geſchieht durch das Loos. 
$ 758. Sit die Theilung in 


Natur ausgeichlofien, fo erfolgt 
‚ der Schuld der Verkauf des 
gemeinſchaftlichen Gegenſtan— 
des erforderlich iſt, hat der 
Verkauf nach $ 753 zu erfolgen. 


die Aufhebung der Gemein- 
ſchaft durch Berfauf des gemein— 
ſchaftlichen Gegenſtandes nach 
den Borichriften über den 
Pfandverkauf, bei Grundftüden 


DurhYwangsverfteigerung, und 
‚ Theilung des Erlöjes. 
alt. die Veräußerung an einen | 
ritten unftatthaft, jo ift der 


Durch 


Gegenftand unter den Theil: 
habern zu verfteigern. 

Hat der Verſuch, den Gegen: 
ftand zu verkaufen, feinen Er: 


heil: 
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jolg, jo kann jeder Theilhaber 
die Wiederholung verlangen; 
er bat jedoch die Koſten zu 
tragen, wenn der wiederholte 
Verſuch mißlingt. 

s 754. Der Verkauf einer 
gemeinichaftlihen Forderung 
iſt nur zuläjlig, wenn fie noch 
nicht eingezogen werden Fann. 
Iſt die Einziehung möglich, 
jo fann jeder Theilhaber ges 
meinschaftliche Einziehung ver— 
langen. J 

Ss 755. Haften die Theil— 
baber als Geſammtſchuldner 
für eine Verbindlichkeit, die 
ſie in Gemäßheit des $ 748 
nad) den Ne ihrer 
Antbeile zu erfiillen haben oder 


ung einer ſolchen Verbindlich— 
feit eingegangen find, jo kann 
jeder Theilhaber bei der Auf: 
bebung der Gemeinichaft ver— 
langen, daß die Schuld aus 


dem gemeinjchaftlichen Gegen: 


| 





| 


‚ tigung feiner 


ſtande berichtigt wird. 

Der Anſpruch kann auc 
gegen die Sondernadfolger 
geltend gemacht werden. 

Soweit zur Berichtigung 


$ 756. Hat ein Theilhaber 
egen einen anderen Theil— 
b er eine Forderung, die ſich 
auf die Gemeinschaft gründet, 
jo fanıı er bei der Aufbebung 
der Gemeinjchaft die Berich— 
orderung aus 
den auf den Schuldner ent— 
fallenden Theile des gemeint 
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schaftlichen Senenitandeg ver⸗ 
langen. Die Vorſchriften des 
s 755 Abſ. 2, 3 finden An— 
wendung. 

s 757. Wird bei der Auf— 
bebung der Gemeinschaft ein 
gemeinjcaftliber Gegenitand 
in der Theilhaber zuge= 
theilt 


au ———— iſt, 


VII. — — 





fo geblihrt 
ihm der volle auf den Zeit⸗ 
u entfallende Betrag. 

Zur Gültigkeit eines 
— durch den eine Leib— 


rente verſprochen wird, iſt, ſo— 


weit nicht eine andere 


jo bat wegen eines 


Mangels i im Rechte oder wegen 


eines Mangels der Sache jeder 


der übrigen Theilhaber zu | 
jeinem Antbeil in gleicher Beife 


wie ein Berfäufer Gewähr zu 
leiſten. 

Ss 758. Der Anſpruch auf 
Aufhebung der Gemeinschaft 
unterliegt nicht der Verjährung. 


Sehzehnter Titel. 
Keibrente. 


s 759. Mer zur Gewähr: 
ung einer Leibrente verpflichtet 
it, bat die Nente im Zweifel 
fiir die Lebensdauer des Gläu— 
bigers zu entrichten. 

Der 
ſtimmte Betrag iſt im — 
der Jahresbetrag der Rente 


für die Rente be— 


Ss 760. Die Leibrente iſt 


im voraus zu entrichten. 

Eine Geldrente iſt für drei 
Monate vorauszuzahlen; bei 
einer anderen Rente beitimmt 
fih der Zeitabichnitt, fiir den 
fie im voraus zu entrichten ift, 
nach der Beicaffenheit und | 
dem Zwecke der Rente. 

Hat der Gläubiger den Be: | 
ginn des Zeitabſchnitts erlebt, 
fiir den die Rente im voraus 


Form 
schriftliche 
ng des Verſprechens 


vorgeſchrieben iſt, 
Ertheilun 
erforderli 


Siebzehnter Titel. 
Spiel. Wette. 


$ 762. Durch Spiel oder 
durch Wette wird eine Verbind: 
lichfeit nicht begründet. Das 
auf Grund des Spieled oder 
der Wette Geleiftete kann nicht 
deshalb zurückgefordert werden, 
weil eine Verbindlichkeit nicht 
beftanden bat. 

Diele Vorſchriften gelten 
auch für eine Vereinbarung, 
durch die der verlierende Theil 
zum Bwede der Erfüllung einer 
Spiels oder einer Wettichuld 
den gewinnenden Theile gegen: 
über eine Verbindlichkeit ein= 


geht, insbefondere für ein 
Schulpanerfenntnit, 
$ 763. Ein Xotterievertra 


oder ha Ausipielvertrag iſt 

verbindlich, wenn die Lotterie 

oder Die Ausipielung jtaatlich 

genehmigt iſt. Anderenfalls 

finden die Vorichriften des 
s 762 Anwendung. 

8 764. Wird ein auf Lie— 
ferung von Waaren oder Werth: 
papieren lautender Vertrag in 
der Abfıht geichlofien, daß der 


Einzelne Schuldverhältnifie. 
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Unterfchied zwiichen dem ver= | 


einbarten Breiie und Dem 


Börſen- oder Marktpreiſe der 
Lieferungzeit von dem vers | 
lierenden Theile an den ges 


u. aezahlt werden fol, 
Di 
anzufehben. Dies gilt aud 
dann, wenn nur die Abficht 


der Vertrag als Spiel | 





des einen Theiles auf die Zahl⸗ 


ung des Unterſchieds gerihtet  $ 
die dem Hauptichuldner zu— 


iſt, der andere Theil aber dieſe 


Abſicht kennt oder fennen muß. 


Achtzehnter Titel, 
Bürgfhaft. 


$ 765. Durch den Bürg: 
ſchaftsvertrag verpflichtet Sich 
der Bürge gegenüber den Gläu- 


biger eines Dritten, für die 
Erfüllung der Verbindlichkeit 
des Dritten einzufteben. 

Die Bürgihaft kann auch 
für eine fünftige oder eine be= 
Dingte Verbindlichfeit über— 
nommen werden, 

$ 766. Zur Gültigkeit des 
Bürgicaftsvertrags iſt ſchrift— 





der Hauptſchuldner nach der 
Uebernahme der Bürgſchaft 
vornimmt, wird die Verpflicht— 
ung des Bürgen nicht erwei— 
tert. 

Der Bürge haftet für die 
den Gläubiger von dem Haupt— 
ichuldner zu erjeßenden Koſten 


der Kündigung und der Rechts— 


verfolaung. 

8 768. Der Bürge kann 
ſtehenden Cinreden geltend 
machen. GStirbt der Haupt— 
ihuldner, jo kann ſich der 
Bürge nicht darauf berufen, 
daß der Erbe für die Verbind: 
lichfeit nur beichränft baftet. 

Der Biürge verliert eine 
Einrede nicht Dadurd, dat Der 
Hauptichuldner auf fie ver: 


zichtet. 


liche Ertbeilung der Bürg-⸗ 


ſchaftserklärung 
Soweit der Bürge die Haupt— 
verbindlichkeit erfüllt, wird der 
Mangel der Form geheilt. 

8 767. 
tung des Bürgen iſt der je— 
weilige Beſtand der Haupt— 
verbindlichkeit maßgebend. Dies 
gilt insbeſondere auch, wenn 


die Hauptverbindlichkeit Dur | f 


erforderlich. | 


ür die Verpfliche 


Verſchulden oder Verzug des | 


Hauptichuldners geändert wird. | 


Durch ein Rechtsgeſchäft, das 


| 


$ 769. Berbürgen ſich Meh— 

rere fiir Diejelbe Verbindlich 
feit, jo haften fie als Geſammt— 
ihuldner, auch wenn, fie Die 
Bürgſchaft nicht gemeinschaft: 
lich übernehmen. 
Ss 770. Der Bürge kann 
die Befriedigung des Gläubi— 
gers verweigern, jolange den 
TED I ne das Recht zu= 
teht, das feiner Berbindlichkeit 
zu Grunde liegende Rechtsge— 
Ihäft anzufechten. 

Die gleihe Befugniß bat 
der Bürge, folange ſich der 
Gläubiger durd Aufrechnung 
gegen eine fällige Forderung 
des Hauptichuldners befriedigen 


ann. 

871. Der Bürge kann 
die Befriedigung des Gläubi— 
gers verweigern, folange nicht 


m 
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VII. Abſchnitt: 











der Gläubiger eine gwanos⸗ 
vollitrefung gegen den Haupt— 
Ihuldner ohne Erfolg verjucht 
I (Einede der Vorausklage). 

5 772. Beiteht die Bürg— 
haft für eine Geldforderung, 


jo muß Die Swangsvollitredung | 


in die beweglichen Sachen des 
Hauptſchuldners an ſeinem 
ohnſitz und, wenn der Haupt: 
A— an einem anderen 
Orte eine gewerbliche Nieder— 
affung hat, auch an dieſem 
Orte, in Ermangelung eines 


Wohnjiges und einer gewerb= | 


liben Niederlafjung an feinent 
— — verſucht wer 


Steht dem Gläubiger ein 
Pfandrecht oder ein Zurückbe— 


haltungsrecht an einer beweg⸗ 


lihen Sache des Hauptichuld: 
ners zu, jo muß er auch aus 
dieſer Sache Befriedigung 
ſuchen. Steht dem Eläubiger 
ein ſolches Recht an der Sache 
auch für eine andere Forder— 
an zu, jo gilt die nur, wenn 


beide Forderungen durch den 


Werth der Sache gededt werden. 


Die Einrede der 
' zwischen ihm und dem Bürgen 


—— iſt ausgeſchloſſen: 
1. wenn der Bürge auf die 
Einrede verzichtet, insbe— 
ſondere wenn er ſich als 
Selbſtſchuldner verbürgt 


a 

. wenn die Nechtäverfolgung 
gegen den Hauptſchuldner 
in 
Uebernahme der Bürgſchaft 
eingetretenen 
des Wohnſitzes, der gewerb— 
lichen Niederlaſſung oder 


Folge einer nah der 


Aenderung . 








de3 NWufenthalt3ort3 des 
Hauptichuldnerd wejentlich 
erichwert iit; 

3. wenn über das Vermögen 
des Hauptſchuldners der 
Konkurs eröffnet iſt: 

4. wenn anzunehmen iſt, daß 
die w wangsvollftrefung in 

da3 Vermögen des Haupt: 
ihuldner8 nicht zur Bes 
friedigung des Gläubigers 
führen wird. 

In den Fällen der Wr. 3, 

4 iſt die Einrede injoweit zu— 

läſſig, als ſich der Gläubiger 

aus einer beweglichen Sache 
des Hauptſchuldners befriedigen 
kann, an der er ein Pfandrecht 
oder ein 2 urüdbehaltungsrecht 
daß die Vorſchrift des 8 772 
.2 Sabß 2 findet Anwend: 


R 774. Soweit der Bürge 
den Gläubiger — geht 
die Forderung des Gläubigers 
gegen den Hauptſchuldner auf 
ihn über. Der Uebergang kann 
nicht zum Nachtheile des 
Gläubigers geltend gemacht 
werden. Einwendungen des 
Hauptichuldner® aus einem 


beitehenden Rechtsverhältniſſe 
bleiben unberührt. 
Beitbärgen | baften einander 
nur nach S 426 
s 775. Hat ſich der Bürge 
im Auftrage des Hauptichuld- 
ner3 verbürgt oder jtehen ihm 
nach den Vorichriften über Die 
Bersärterübrung ohne Auftrag 
wegen der Webernahme Der 
Bürgſchaft die Rechte eines 
Beauftragten gegen den Haupt: 


Einzefne Schuldverhältnifie. 
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Ihuldner zu, jo kann er von 
diefem Befreiung von der 
Bürgihaft verlangen: | 
1. wenn fich die Vermögens— 
verhältniffe des Haupt— 
ſchuldners weſentlich ver— 
ſchlechtert haben; 


2. wenn die Rechtsverfolgung 
gegen den Hauptſchuldner 
in Folge einer nach der 
Uebernahme der Bürgſchaft 
eingetretenen Aenderung 
des Wohnſitzes, der gewerb⸗ 
lichen Niederlaſſung oder 
des Aufenthaltsorts des | 
Hauptſchuldners weſentlich 
erſchwert iſt; 

3. wenn der Hauptſchuldner 
mit der Erfüllung jeiner | 
——— im Verzug 
iſt; 





4. wenn der Gläubiger gegen | 
den Bürgen ein vollitred= 
bares Urtheil auf Erfüllung | 
erwirft bat. 


Iſt die Hauptverbindlichkeit 
noch nicht fällig, jo fann der 
Hauptihuldner dem Biürgen, 
ſtatt ihn zu befreien, Sicher— 
beit leiſten. 


Ss 776. Gibt der Gläubiger 
ein mit der Forderung ver— 
bundene3 Borzugsrecht, eine 
für fie beſtehende Hypothek, 
ein für fie beftehendes Pfand: 
recht oder das Recht gegen 
einen Mitbiirgen auf, jo wird 
der Bürge injomweit frei, als | 
er aus dem aufgegebenen Rechte 
nah $ 774 hätte Erſatz er— 
langen fünnen. Dies gilt auch 
dann, wenn das aufgegebene 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. 











Recht erſt nach der Uebernahme 


der Bürgſchaft entſtanden iſt. 


5,777. Hat ſich der Bürge 
für eine beitehende Verbindlich: 
feit auf beſtimmte Zeit ver- 


' bürgt, fo wird er nadı dem 


Ablaufe ver, beftimmten Zeit 
frei, wenn nicht der Gläubiger 
die Einziehung der Forderung 
unverzüglib' nah Maßgabe 
de3 $ 772 betreibt, das Ver— 
fahren ohne wejentliche Ver— 
zögerung fortjegt und unver 


ı züglid nach der Beendigung 


des Verfahrens dem Bürgen 
anzeigt, daß er ihn in Anspruch 
nehme. Steht dem Bürgen 


‚ die Einrede der Borausflage 


nicht zu, fo wird er nach dem 
Ablaufe der beftimmten Zeit 
frei, wenn nicht der Gläubiger 
ihm unverzüglich dieſe Anzeige 
macht. 


‚ Erfolgt die Anzeige recht- 
zeitig, jo beichränft fich die 
Haftung des Bürgen im Falle 
de3 Abi. 1 Sat 1 auf den 
Umfang, den die Hauptver- 
Dindlichfeit zur Zeit der Be— 
endigung des Verfahrens hat, 
in alle des Abi. 1 Sat 2 


auf den Umfang, den die Haupt: 


verbindlichfeit bei den Ablaufe 
der bejtimmten Zeit bat. 


$ 778. Wer einen Anderen 
beauftragt, im eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung einem 
Dritten Kredit zu geben, haftet 
dem Beauftragten für die aus 
der Kredit» Gewährung ent— 
ſtehende PVerbindlichteit des 
Dritten al3 Bürge. 
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Neunzehnter Titel, 
Dergleidh. 


s 779. Ein Bertrag, durd) 
den der Streit oder die Uns 
gewißheit der Parteien über 
ein Nechtöverhältnik im Wege 
egenfeitigen Nachgebens be= 
eitigt wird (Vergleich), ift une 
wirffam, wenn der nach dem 
anbalte des Bertrags als feit: 
tehend zu Grunde gelegte Sach: 
verhalt der Wirklichkeit nicht 
entipricht und der Streit oder 
die Ungemißbeit bei Kenntniß 
der Sachlage nicht entjtanden 
jein_ würde. ___ 

Der Ungewißbeit über ein 
Rechtsverhältniß fteht es gleich, 
wenn die Verwirklichung eines 
Anſpruchs unficher ift. 


Zwanzigſter Titel. 


Schuldverfprechen. 
Schuldanerfenntniß. 


$ 780. Zur Gültigkeit eines 
Vertrags, Durch den eine Leiſt— 
ung in der Weije veriprocen 
wird, daß das Verſprechen Die 








Verpflihtung jelbitändig_be= | 


riinden 


jol (Schuld = Vers | 


prechen), iſt, joweit nicht eine 
andere Form vorgeichrieben ift, 


ichriftliche Ertbeilung des Ber: 
ſprechens erforderlid. 

$ 781. Zur Gültigfeit eines 
Vertrags, Durch den das Bes 
ſtehen eines Schuldrerbältnifjes 
anerkannt wird (Schuldaner: 





fenntniß), ift Schriftliche Ertheil— 
ung derAnerfenniungserklärung 
erforderlich. Iſt für die Bes 
gründung des Schuldverhält- 
nifjes, deſſen Beſtehen aner— 
kannt, wird, eine andere Form 
vorgeſchrieben, ſo bedarf der 
Anerkennungs-Vertrag dieſer 
Form. 

8 782. Wird ein Schuld— 
verſprechen oder ein Schuld— 
anerkenntniß auf Grund einer 
Abrechnung oder im Wege des 
Vergleichs ertheilt, ſo iſt die 
Beobachtung der in den 780, 
781 vorgeichriebenen jchrifts 
lihen Form nicht erforderlich. 





Einundzwanzigiter Titel. 
Anweifung. 


Ss 783. Händigt Jemand 
eine Urkunde, in der er einen 
Anderen anweilt, Geld, Werth: 
papiere oder andere vertretbare 
Sahen an einen Dritten zu 
leiften, dem Dritten aus, jo 
iſt dieſer ermächtigt, die Leiſt— 
ung bei dem Angewieſenen im 
eigenen Namen zu erheben; 
der Angewieſene ift ermächtigt, 
für Rechnung des Anweiſenden 
an den Anweilungsempfänger 
zu leilten. 

Ss 784. Nimmt der Ange- 
wiejene die Anmeilung an, jo 
it er dem Anweiſungsem— 


biänger gegenüber zur Leiftung 


verpflichtet; er fann ihm nur 
jolhe Einwendungen entgegen: 
jeßen, welche die Gültigkeit der 
Annabıne betreffen oder fich 


Einzelne Schuldverhältnifie. 


aus dem Inhalte der Anweiis 

ung oder dem Inhalte der 

Annahme ergeben oder dem An: 

gewiejenen unmittelbar gegen 

Den Anmweilungsenpfänger zu— 
eben. 

Die Annahme erfolgt durch 
einen jchriftlichen Vermerk auf 
der Anmweilung. Sit der Ber: 
merk auf die Anweiſung vor 
der Aushändigung an den An: 
weilungs =» Empfänger geſetzt 
worden, jo wird die Annahme 
diejem gegenüber exit mit der 
Aushändigung wirkjam. 
878. Der Angewiefene 
ijt nur gegen Aushändigung 
der Anweilung zur Leiltung 
verpflichtet. 


$ 786. Der Anjpruch des 
Anweilungsempfängers gegen 
den Angewiejenen aus der Anz 
nahme verjährt in drei Jahren. 


Ss 787. Im Falle einer An 
weilung auf Schuld wird der 
Angewiejene durch die Leiftung 
in deren Höhe von der Schuld 
befreit. 

Bur Annahme der Anweij: 
ung oder zur Leiltung an den 
Anweilungsempfänger it der 
Angewiejene den Anweilenden 
gegenüber nicht jchon deshalb 
verpflichtet, weil er Schuldner 
des Anweijenden ilt. 
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des Angewiejenen an den An— 
weilunggempfänger bewirft. 

5 789. Verweigert der Ans 
gewiejene vor dem Eintritte 
der Leiflungäzeit die Annahme 
der Anweiſung oder verweigert 
er die Leiftung, jo bat der 
Anweilung- Empfänger dem 
Anweiſenden unverzüglich An— 
zeige zu machen. Das Gleiche 
gilt, wenn der Anweiſungsem— 
pfänger die Anweiſung nicht 
geltend machen kann oder will. 

8790. Der Anweiſende kaun 
die Auweiſung dem Angewieſe— 
nen gegenüber widerrufen, ſo— 
lange nicht der Angewieſene ſie 
dem Anweiſungs-Empfänger 
gegenüber angenommen oder 
die Leiſtung bewirkt hat. Dies 
gilt auch dann, wenn der An— 
weiſende durch den Widerruf 
einer ihm gegen den Anweiſ— 
ungs3= Empfänger obliegenden 
Belang zumwiderhandelt. 

s 791. Die Anweilung ers 
lifcht nicht Durch den Tod oder 


XXI. Titel: Anweiſung. 


den Eintritt der Geſchäftsun— 
| ſabinen eines der Betheiligten. 


792. Der Anweiſungs— 
empfänger kann die Anweiſung 
durchVertrag mit einem Dritten 
auf dieſen übertragen, auch 


wenn ſie noch nicht angenom— 


men worden iſt. 


8 788. Ertheilt der Ans 
weiſende die Anweiſung zu dem | 


wecke, um ſeinerſeits eine 
Leiſtung an den Anweiſungs— 


empfänger zu bewirken, ſo wird 


die L 


Angewieſene die Anweiſung 


eiſtung, auch wenn der 


annimmt, erſt mit der Leiſtung 


Die Ueber: 
tragung3erflärung bedarf der 
ihriftlihen Form. Zur Ueber— 
tragung iſt die Aushändigung 
der Anweilung an den Dritten 
erforderlich. 

Der Anweijende kann die 
Uebertragungausicließen. Die 
Ausihliegung it dem Ange— 
wiejenen gegenüber nur wirk— 
9* 
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ſam, wenn ſie aus der Anweiſ— 


ung zu entnehmen iſt oder | 


wenn fie von dem Anweijenden 
dem Angewiejenen mitgetheilt 
wird, bevor diejer die Anweiſ— 
ung anninımt oder die Leifl- 
ung bewirlt. 

Nimmt der Angemwiefene 


die Anweifung dem Erwerber 


gegenüber an, jo fann er aus 
einem zwiichen ihm und dem 
Anweilungs=- Empfänger bes 
ftehenden 





ung einer bejonderen Form ab: 
bängig gemacht werden. Zur 
Unterzeichnung genügt eine im 


Wene der mechanischen Verviel: 





techtöverbältniß Ein: | 


wendungen nicht berleiten. Sm 
Uebrigen finden auf Die Ueber: | 
' Schuldverichreibung auf den 
Inhaber iſt e8 ohne Einfluß, 


—— der Anweiſung die 
für die Abtretung einer Forder— 
ung geltenden Vorſchriften ent— 
ſprechende Anwendung. 


Zweiundzwanzigſter Titel. 


Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber. 


Ss 793. Hat Jemand eine 
Urfunde ausgeftellt, in der er 
dem Inhaber der Urkunde eine 
Reiftung veripricht (Schuldver: | 


ihreibung auf den Inhaber), 
jo fann der Inhaber von ihm 
die Leiltung nah Maßgabe 
des Beriprechens verlangen, e3 
jei denn, daß er zur Verfügung 
über Die Urfunde nicht berechtigt 


ift. Der Ausfteller wird jedoch | 


auch durh die Leiftung an 
einen nicht zur Verfügung be: 
rechtigten Inhaber befreit. 


Die Gitltigfeit der Unter: 


zeichnung fann durch eine in 
die Urkunde aufgenommene 
Beſtimmung von der Beobacht— 


fältigung bergeitellte Namen®: 
unterichrift. 
$ 794. Der Ausſteller wird 
aus einer Schuldverichreibung 
auf den Inhaber audı dann 
verpflichtet, wenn fie ihm ge= 
ftohlen worden oder verloren 
gegangen oder wenn fie ſonſt 
ohne jeinen Willen in den Ber: 
fehr gelangt ift. U 
Auf die Wirkſamkeit einer 


wenn die Urkunde ausgegeben 
wird, nachdem der Ausſteller 


geſtorben oder geſchäftsunfähig 





Niederlaſſung hat. 


geworden iſt. 
s 795. Im Inland aus— 


geſtellte Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber, in denen Die 


Zahlung einer beſtimmten Geld— 
ſumme veriprochen wird, Dürfen 
nur mit ftaatlicher Genehmig— 
ung in den Verkehr gebradt 
werden. 

Die Genehmiaung wird 
durch die Gentralbehörde des 
Bundesſtaats ertbeilt, in deſſen 
Gebiete der Ausiteller feinen 
Wohnſitz oder feine gewerbliche 
Die Er- 


theilung der Genehmigung und 


die Beftimmungen, unter dener 
fie erfolgt, ſollen durch den 


Deutſchen NeichSanzeiger be: 





fannt gemacht werden. 

Eine obne Staatliche Ge— 
nehmigung in den Verfehr ge: 
langte Schuldverichreibung tt 
nichtig; der Ausiteller bat dem 


Einz. Schuldverhältnifie. 


Inhaber den durd Die Aus | Schuldverihreißi den durch die Auge | 
gabe verurſachten Schaden zu 
erſetzen. 

Dieſe Do finden 
feine Anwendung auf Schuld= 
verjchreibungen, Die von dem 
Reihe oder einem Bundes— 
ftaat en Iiverden. 

er Ausiteller fann 
Inhaber der Schuldver= 
Ihreibung nur jolche Einwend= 
ungen entgegenjeßen, welche 
die Gültigfeit der Ausſtellung 
betreffen oder ſich aus der Ur— 
kunde ergeben oder dem Aus— 
ſteller unmittelbar gegen den 
Inhaber zustehen. 

Ss 797. Der Ausiteller iſt 
nur gegen Aushändigung der 
Sculdverichreibung zur Leiſt— 
ung verpflichtet. Mit der Aus: 
bändigungerwirbterdas Eigen: 
thbum an der Urfunde, auch 
wenn der Inhaber zur Ber: 
fügung über fie nicht berech- 
tigt ift. 

5 798. Iſt eine Schuldver= 
köreisung auf den Inhaber in 
Folge einer Beihädigung oder 
einer Berunftaltung zum an 
laufe nicht mehr geeignet, 
fann der Inhaber, ſofern Hl 
wejentlicher Inhalt und ihre 
Unteriheidungsmerfmale nod) 
mit Sicherheit erfennbar find, 
von dem Ausſteller Die Gr: 
theilung einer neuen Schulds 
verichreibung auf den Inhaber 
gegen Aushändigung Der bes 
Ihädigten oder verunftalteten 
verlangen. Die Koften hat er 
zu tragen und vorzuſchießen. 

$ Eine abhanden ge 
vernichtete 


fommene oder 


XXII.: 


| 


ER Suwwerhaunge ZELL) Eaulonerfgeeibung x. 133 


Schuldverichreibung auf, den 
Inhaber fann, wenn nicht in 
der Urkunde das Gegentheil be: 
ſtimmt ift, im Wege des Auf— 
gebotsverfahrens für fraftlos 
etflärt werden. Ausgenommen 
find Bing, Renten: und Ge— 
winnantbeilicheine jowie die auf 
Sichtzahlbaren unverzinslichen 
— ag age 

Der Aussteller iſt ber= 
pflichtet, dem bisherigen In— 
baber auf Verlangen die zur 
Erwirfung des Aufgebot3 oder 
der BZahlun —** erforder⸗ 
liche Auskunft zu ertheilen und 


die erforderlichen Zeugniffe aus⸗ 





zuſtellen. Die Koſten der Zeug⸗ 


niſſe hat der bisherige J nalen 
zu tragen und vorzuicieken. 
Sit eine Schuldver= 


ichreibung a den Inhaber 
für fraftloS erklärt, jo fann 
derjenige, welcher das Aus- 
ichlußurtbeil erwirft bat, von 
dem Ausſteller, unbejchadet der 
Befugniß, den Anſpruch aus 
der Urfunde geltend zu machen, 
die Ertbeilung einer neuen 
Schuldverſchreihung auf den 
Inhaber an Stelle der für 
kraftlos erklärten verlangen. 
Die Koſten hat er zu tragen 
und horzulcdieben. 

801. Der Anſpruch aus 
einer Schuldverichreibung auf 
den Inhaber erliicht mit dem 
Ablaufe von dreigig Jahren 
nad dem Eintritte der für die 
Leitung beitimmten Beit, wenn 
nicht die Urkunde vor dem Ab: 
laufe der dreißig Jahre dem 
Ausiteller zur Einlöjung vor: 
gelegt wird. Erfolgt die Bor: 
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legung, jo verjährt der Ans | Beltimmung 


ipruch in zwei Sahren von dem 
Ende der PVorlegungdfrift an. 
Der Vorlegung fteht Die ges 
richtliche Geltendmahung des 
Anſpruchs aus der Urfunde 
gleich. _, 

Bei Zins, Renten= und Ge: 
winnantbeiljcheinen beträgt die 
Vorlegungsfriſt vierfahre. Die 
Frift beginnt mit dem Schluſſe 
des Jahres, in welchem die für 
ee beſtimmte Zeit ein: 
tritt. 

Die Dauer und der Beginn 


der Borlegungäfrift fönnen von | 


dem Augiteller in der Urkunde 
anders beſtimmt werden. 

. Der Beginn und 
der Lauf der Porlegungsfriit 


jowie der Verjährung werden | 


durch die Bahlungsiperre zu 
Gunſten des Antragiteller3 ge= 
hemmt. Die Hemmung beginnt 
mit der Stellung des Antrags 
auf Zablungsiperre; fie endigt 
mit der Erledigung des Auf: 
ebot3verfahreng und, falls die 
ahlungsſperre vor der Eins 
leitung des Verfahrens verfügt 
worden ift, auch dann, wenn 
jeit der Beſeitigung des der 
Sinleitung entgegenftehenden 
Hinderniſſes 6 onate ver: 


itrichen jind und nicht vorber | 


die®inleitung beantragtivorden 


it. Auf dieſe Friſt finden die 


Vorſchriften der SS 203, 206, 
207 entiprechende Anwendung. 

8 Werden für eine 
Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber Zinsſcheine ausge— 











eben, ſo bleiben die Scheine, 
ofern ſie nicht eine gegentheilige 


iR 


daß Die 





enthalten, in 
Kraft, auch wenn die Haupt— 
forderung erliicht oder die Ber: 
pflibtung zur Berzinfung auf: 
gehoben oder geändert wird. 

Werden ſolcheZinsſcheine bei 
der Einlöſung der Hauptſchuld— 
verſchreibung nicht zuriidge- 
geben, jo ift der Ausſteller be: 
rechtigt, den Betrag zurückzu— 
behalten, den er nad Abi. 1 
für die Scheine zu zahlen ver— 
pflichtet ift. 

5804. Zitein Bing, Renten: 
oder Gemwinnantheilichein ab= 
handen gefommen oder ver= 
nichtet und bat der bisherige 
—— den Verluſt dem Aus— 
teller vor dem Ablaufe der 
Vorlegungsfriſt angezeigt, ſo 
kann der bisherige Inhaber nach 
dem Ablaufe der zeit die 
Leiftung von dem Ausſteller 
verlangen. Der Anſpruch ift 
ausgeichlofien, wenn der ab- 
banden gefonımene Schein dem 
Ausiteller zur Einlöfung vor— 
gelegt_oder der Anſpruch aus 
dem Scheine gerichtlich geltend 
gemacht worden ift, es ſei denn, 
aß die Vorlegung oder die ge: 
richtliche Geltendmahung nad) 
dem Ablaufe der Friſt erfolgt 
it. Der Anſpruch verjährt in 
vier Jahren. 

In dem Zins-, Renten: oder 
Gewinnantbeilicheine fann der 
im Abi. 1 beftimmte Anfprud) 
ausgeichlofjen werden. 

5 805. Neue Zins- oder 
Rentenſcheine für eine Schuld: 
verichreibung auf den Inhaber 
dürfen an den Inhaber der 
zum Empfange der Scheine er: 
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mädtigten Urkunde (Erneuer= | Urkunde abhanden gekommen 


ungsſchein) nicht ausgegeben 
werden, wenn der Inhaber der 
Schuldverichreibung der Aus— 
gabe widerſprochen hat. Die 
Sceine find in dieſem Falle 


oder vernichtet, jo fann fie, wenn 
nicht ein Anderes bejtimmt ift, 
im Wege des Aufgebotsver= 
fahren3 für fraftlos erklärt 
werden. Die im $ 802 für die 


dem Inhaber der Schuldvers | Verjährung gegebenen Vor— 


Ihreibungauszubändigen, wenn 
— die Schuldverſchreibung vor- 
egt. 

$ 806. Die Umjchreibung 
einer auf den Inhaber lauten: 
den Schuldverichreibung auf 
den Namen eines beſtimmten 
Berechtigten fann nur durch 
den Ausſteller erfolgen. Der 


Ausſteller ift zur Umjchreibung | 


nicht verpflichtet. 

807. Werden arten, 
Marten oder ähnliche Urkunden 
in denen ein Gläubiger nicht 
bezeichnet ift, von dem Aus— 
jteller unter Umftänden ausge— 
geben, aus welchen fich ergibt, 
daß er dem Inhaber zu einer 
Reiftung verpflichtet fein will, 
jo finden die Vorſchriften des 
Ss 793 Abi. 1 und der 88 794, 
76, 797 entjprechende Anwend— 
un 


0. 

$ 808. Wird eine Urkunde, 
in welcer der Gläubiger be= 
nannt ift, mit der Beitimmung 
ausgegeben, daß die in der Ur: 
funde veriprocene Leiſtung an 
jeden Inhaber bewirft werden 
fann, jo wird der Schuldner 
durd die Leiftung an den In— 


baber der Urfunde befreit. Der 


per aa ift nicht berechtigt, die 
eiltung zu verlangen. 


Aushändigung der Urfunde zur 
Leiſtung verpflichtet. 








Iſt die | fü 


Ichriften finden Anwendung. 


Dreinndzwanzigiter Titel. 
Dorlegung von Sachen. 


Ss 809. Wer gegen den Be: 
figer einer Sache einen An— 
ſpruch in Anſehung der Sache 
hat oder ſich Gewißheit ver— 
ſchaffen will, ob ihm ein ſolcher 
Anſpruch zuſteht, lann, wenn 
die Beſichtigung der Sache aus 
dieſem Grunde für ihn von 
Intereſſe iſt, verlangen, daß 
der Beſitzer ihm die Sache zur 
Beſichtigung vorlegt oder die 
Beſichtigung geſtattet. 

S 810. Wer ein rechtliches 
— daran hat, eine in 
remdem Beſitze befindliche Ur— 
kunde einzuſehen, kann von dem 
Beſitzer die Geſtattung der Ein— 
ſicht verlangen, wenn die Ur— 
kunde in ſeinem Intereſſe er— 


richtet oder in der Urkunde ein 


zwiichen ihn und einem Anderen 
beſtehendes Rechtsverhältniß 
beurkundet iſt oder wenn die 
Urkunde Verhandlungen über 
ein Rechtsgeſchäft enthält, die 
zwiſchen ihm und einem Anderen 


g ' oder zwiſchen einen von beiden 
Der Schuldner iſt nurgegen | 


und einen gemeinichaftlichen 
ea gepflogen worden 
ind. 
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$ 811. Die VBorlegung bat 
in den Fällen der SS 809, 810, 
an dem Drte zu erfolgen, an 
welchem ſich die vorzuleaende 
Sache befindet. Jeder Theil 
fann die Vorlegung an einem 


anderen Orte verlangen, wenn | 


ein wichtiger Grund vorliegt. 
Die Gefahr und die Koften 


bat derjenige zu tragen, welcher 


die Vorlegung verlangt. 


er 


Beſitzer kann die Vorlegung 


verweigern, bis ihm der andere 
Theil die Koſten vorſchießt und 
wegen der Gefahr Sicherheit 
leiſtet. 


Vierundzwanzigſter Titel. 


Ungerechtfertigte Bereicher— 
ung. 


8812. Wer durch dieLeiſtung 
eines Anderen oder in ſonſtiger 
Weiſe auf deſſen Koſten etwas 
ohne rechtlichen Grund erlangt, 
iſt ibm zur Herausgabe ver— 
pflichtet. Dieſe Verpflichtung 
beſteht auch dann, wenn der 
rechtliche Grund ſpäter weg— 


dem Anſpruch eine Einrede ent— 
gegenſtand, durch welche die 
Geltendmachung des Anſpruchs 
dauernd ausgeſchloſſen wurde. 
Die Vorſchrift des $ 222 Abi. 2 
bleibt unberührt. 

Wird eine betagte Berbind- 
lichkeit vorzeitig erfüllt, jo ift 
die Rückforderung ausgeichlofs 
ſen; die Erſtattung von Ziwiichen: 
zinſen kann nicht verlangt 
werden. 

s 814. Das zum Zwecke 
der Erfüllung einer Verbindlich 


keit Geleiitete kann nicht zurück— 


efordert werden, wenn der 


Leiſtende gewußt hat, daß er zur 
Leiſtung nicht verpflichtet war, 





fällt oder der mit einer Leiſtung 


nad dem Inhalte des Rechts: 
geihäfts bezwedte Erfolg nicht 
eintritt. 


Als Leiftung gilt auch die 


Durch Vertrag erfolgte Aner— 
fennung des Beſtehens oder 
desNichtbefteheng einesSchuld: 
verbältnijjes. 

S 813. Das zum Zwecke 
der Erfüllung einer Verbindlich— 


feit Geleiſtete kann auch dann | 
zuricgefordert werden, wenn | 


oder wenn die Leiltung einer 
fittlihen Pflicht oder einer auf 


' den Anftand zu nehmendenRüd: 


ſicht entiprad). i 

$ 815. Die Rüdforderung 
wegen Nichteintritt3 des mit 
einer Leiltung bezwedten Er: 
folge3 iſt ansgeichloffen, wenn 
der Eintritt des Erfolges von 
Anfang an unmöglich war und 
der Leitende dies gewußt bat, 
oder wenn der Leiltende den 
Eintritt des Erfolges wider 
Treu und Glauben verhindert 


at. 
$ 816. Trifft ein Nichtbe— 
rechtigter über einen Gegen— 
jtand eine Verfiigung, Die dem 
Berechtigten gegenüber wirkſam 
ift, fo ift er dem Berechtigten 
ur Herausgabe des durch Die 
erfügung Grlangten ver: 
pflihtet. Erfolgt Die Ver— 
fügung unentgeltlich, jo trifft 
die gleiche Verpflichtung den— 
jenigen, welcher auf Grund der 
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Verfügung unmittelbar einen 
rechtlichen Vortheil_erlangt. 

MWird an einen Nichtberech- 
tigten eine Leiſtung bewirkt, die 
dem Berechtigten gegenüber 
wirfjam ift, jo ift der Nicht: 
berechtigte dem Berechtigten 
zur Herausgabe des Geleifteten 
verpflichtet. 

$ 817. War der Zweck einer 
Reiftung in der Art beſtimmt, 
daß der Empfänger durch die 
Annahme gegen ein gejeßliches 
Verbot oder gegen Die quten 
Sitten verftoßen bat, fo in der 
Empfänger aur Herausgabe ver- 
pflihtet. Die Rückforderung 


iſt ausgeichloffen, wenn dem | 


Leiſtenden gleichfalls ein ſolcher 
Beritoß zur Laſt fällt, es fei 
denn, Daß die Leiftung in der 
Eingehung einer Berbindlichkeit 
beitand; das zur Erfüllung einer 
ſolchen Verbindlichfeit&eleiitete 
lann nicht zurüdgefordert wer— 


en. 

$ 818. Die Verpflihtung 
zur Herausgabe eritredt ſich 
auf die gezogenen Nutungen 
jowie auf dasjenige, was der 
Empfänger auf Grund eineg er: 


oder Entziehung des erlangten 
Gegenitandes erwirbt. 

ft die Heraudgabe wegen 
derBeicaffenheit des Erlangten 
nicht möglich oder iſt der Em— 
pfänger aus einem 
Grunde zur Herausgabe außer 


| 





anderen 


Stande, jo hat er den Werth | 


zu erjeßen. 
Die Verpflichtung zur Her— 
ausgabe oder zum Erſatze des 








Werthes ift ausgeichlofjen, ſo— 
weit der Empfänger nicht mehr 
bereichert iſt. 

Bon dem Eintritte der 
Nechtshängigkeit an haftet der 
Empfänger nab den allge 
meinen Vorſchriften. 

8 819. Sennt der Ems 
pfänger den Mangel des recht- 
lihen Grundes bei den Em— 
pfang oder erfährt er ihn ſpäter, 
jo it er von den Empfang 
oder der Erlangung der Kennt— 
niß an zur Herausgabe ver— 
pflichtet, wie wenn der Anſpruch 
auf Herausgabe zu diejer Zeit 
reht3hängig geworden wäre. 

Verſtößt der Empfänger 
durch die Annahme der Leiftung 
gegen ein geſetzlichesVerbot oder 
gegendie guten Sitten, fo iſt er 


von dem Empfange der Leiftung 
an in der gleichen Weije ver: 
pflichtet. 


$ 820. War mit der Leiftung 
ein Erfolg bezwedt, deſſen Ein= 
tritt nad dem Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts ald ungewiß an: 
gejehen wurde, jo ilt der Em: 
pfänger, fall$ der Erfolg nicht 


' eintritt, zur Herausgabe jo ver: 
langten Rechtes oder als Erſatz 
für diegeritörung, Beihbädigung | 


pflichtet, wie wenn der Anſpruch 
auf Herausgabe zur Zeit des 
Empfanges rechtshängig ge— 
worden wäre. Das Gleiche gilt, 
wenn die Leiltung aus einem 
Rechtsgrunde, deſſen Wegfall 
nach dem Inhalt des Rechts— 
geſchäfts als möglich angeſehen 
wurde, erfolgt iſt und der 
Rechtsgrund wegfällt. 
Zinſen hat der Empfänger 
erſt von dem Zeitpunkt an zu 
entrichten, in welchem er erfährt, 
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das der Erfolg nicht eingetreten | ſetzes ein Verſtoß gegen dieſes 


oder daß der Rechtsgrund weg: 
— it; zur Derausgabe von 
ußungen iſt er injoweit nicht 


verpflichtet, al3 er zu dieſer 


Zeit nit mehr bereichert ift. 

8 Wer ohne recht— 
lichen Grund eine Verbindlich— 
keit eingeht, kann die Erfüllung 
auch dann verweigern, wenn 
der Anſpruch auf Befreiung 
von der Verbindlichkeit ver— 
jährt iſt. 

z 822. Wendet der Em— 
pfänger das Erlangte unent— 
eltlich einem Dritten zu, ſo iſt, 
oweit in Folge deſſen die Ver— 
pflichtung des Empfängers zur 
Herausgabe der Bereicherung 
ausgeſchloſſen iſt, der Dritte 
zur 
wie wenn er die Zuwendung 
von dem Gläubiger ohne recht— 
lichen Grund erhalten hätte. 


Fünfundzwanzigſter Titel. 
Unerlaubte Handlungen. 
$ 823. Mer vorſätzlich oder 


fahrläſſig das Leben, den Kör— | 


per, die Gejundheit, Die reis 
heit, das Eigentbum oder ein 
ſonſtiges Recht eines Anderen 
widerrechtlich verlegt, it dem 


Anderen zum Erjate des daraus | 


entitehenden Schadens 
pflichtet. 

‚Die gleihe Verpflichtung 
trifft denjenigen, welcher gegen 
ein den Schuß eines Anderen 
bezweckendes Geſetz veritößt. 
Iſt nach dem Inhalte des Ge— 


ver⸗ 





— — — — — — — — 


Herausgabe verpflichtet, 








auch ohne Verichulden möglich, 


jo tritt die Erlaspfliht nur 
im alle des Verſchuldens ein. 
5 824. Wer der Wahrbeit 
zuwider eine Thatſache be= 
hauptet oder verbreitet, Die ge: 
eignet iſt, den Kredit eines 
Anderen zu aefährden oder 
jonftige Nachtheile für defien 
Erwerb oder Fortkommen her: 
beizuführen, hat den Anderen 
den daraus entjtehenden Scha— 
den auch dann zu erjeßen, wenn 
er die Unmwahrbeit zwar nicht 
fennt, aber kennen muß. 
Durch eine Mittheilung, 
deren Unmwahrbeit denn Mit— 
theilenden unbefannt ift, wird 
diefer nicht zum Schadenger= 
jage verpflichtet, wenn er oder 
der Empfänger derMittbeilung 
an ihr ein berechtigtes Intereſſe 


at. 
5 825. Wer eine Frauend= 
perſon durch Hinterlift, durch 
Drohung oder unter Mißbrauch 


eines Abhängigkeits-Verhält— 
niſſes zur Geſtattung der außer— 


ehelichen Beiwohnung bes 
ſtimmt, iſt ihr zum Erſätze des 
daraus entſtehenden Schadens 
verpflichtet. 

s 826. Wer in einer gegen 
die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe einen Anderen vorjäß: 
lih Schaden zufügt, ift dem 
Anderen zum Erjaße des Scha: 
dens verpflichtet. 

$ 827. Wer im Buftande 
der Bemwußtlofigfeit oder in 
einem Die freie Willensbe— 
ſtimmung ausschliegenden Bus 
ftande franfhafter Störung der 


Einzelne Schuldverhältniffe. 


Geiſtesthätigkeit einemAnderen 
Schaden zufügt, ift für den 
Schaden nicht verantwortlich. 
Hat er jich durch geiltige Ge— 
tränfe oder ähnliche Mittel in 
einen vorübergehenden som 
diejer Art verjegt, jo iſt er für 
einen Schaden, den er in dieſem 
Zuftande widerrechtlich verur— 
ſacht, in gleicher Weile verant: 
wortlid, wie wenn ihm %abr- 
läſſigkeit zur Laſt fiele; die Ver: 
antwortlichkeit tritt nicht ein, 
wenn er ohne Perichulden in 
den gultan gerathen ift. 

8828. Wernicht das ſiebente 
Lebensjahr vollendet hat, iſt 
für einen Schaden, den er einem 
Anderen zufügt, nicht verant— 
wortlich. 

Wer das ſiebente, aber nicht 
das achtzehnte Lebensjahr voll: 
endet hat, iſt für einen Schaden, 
den er einem Anderen zufügt, 
nicht verantwortlich, wenn er bei 
der Begehung der jcbädigenden 
Handlung nicht die zur Er— 
fenntniß der VBerantwortlichfeit 





erforderliche Einficht hat. Das | 


Gleiche gilt von einem Taub— 
jtummen. 

5829. Wer in einem der 
in den 88 823 biß 826 bezeid): 
neten Fälle für einen von ihm 
verurjachtenSchaden aufGrund 
der SS 827, 828 nicht verant= 
wortlich ift, bat gleihwohl, ſo— 
jern der Erjaß des Schadens 
nit von einem 
pflihtigen Dritten erlangt 
werden fann, den Schaden in: 
foweit zu erjegen, als die Bil- 


aufficht3= | 





ligfeit nach den Umſtänden, 
durch Vertrag übernimmt. 


in3bejondere nach den Verhält— 


XXV.: Unerlaubte Handlungen. 139 





niſſen der Betheiligten eine 
a en erfordert und 
ihm nicht die Mittel entzogen 
werden, deren er zum jtandes: 
mäßigen Unterhalte jowie zur 
Erfüllung feiner geſetzlichen 
Unterhalt3pflichten bedarf. 

8 . Haben Mehrere 
durch eine gemeinschaftlich be= 
gangene unerlaubte Handlung 
einen Schaden verurſacht, jo 
ift jeder fiir den Schaden ver: 
antwortlich. Das Gleiche gilt, 
wenn ſich nicht ermitteln läßt, 
wer von mehreren Betheiligten 
den Schaden durc feine Hand: 
kung verurſacht hat. 

nftifter und Gehülfen 
ſtehen Mittbätern gleich. 

$ 831. Wer einen Anderen 
zu einer Berrichtung_ beitellt, 
ift zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet, den der Andere in 
Ausführung der Berrihtung 
einem Dritten widerrechtlich 
zufügt. Die Erſatzpflicht tritt 
nicht ein, wenn der Geſchäfts— 
berr bei der Auswahl der be= 
ftelten Perſon und, fofern er 
Vorrichtungen oder Geräth— 
ſchaften zu beichaffen oder die 
Ausführung der BVerrichtung 
zu leiten hat, bei der Beſchaff— 
ung oder der Leitung die im 
Verkehr erforderlihe Sorgfalt 
beobachtet oder wenn der Scha: 
den auch bei Anwendung diejer 
Sorgfalt entitanden fein würde. 

Die gleiche Verantwortlich: 
feit trifft denjenigen, welcher 
für den Geſchäftsherrn die Be— 
jorgung eines der im Abi. 1 
Sat 2 bezeichneten Geſchäfte 
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s 832. Wer fraft Geſetzes 
zur Führung der Auflicht über 
eine Berion verpflichtet ift, Die 
wegen Minderjährigfeit oder 
wegen ihres geiltigen oder für= 
perlichen Zuitandes der Beaufs 
fihtigung bedarf, ift zum Ers 


lage des Schadens verpflichtet, | er 
erſtreckt ſich auf den Schaden, 


den dieſe Perſon einem Dritten 
widerrechtlich zufügt. “Die Erz 
ſatzpflicht tritt nicht ein, wenn 


er ſeiner Aufſichtspflicht genügt 


oder wenn der Schaden auch 

bei gehöriger Aufſichtsführung 

entitanden ſein würde. 
Die gleiche Verantwortlich— 





Roth-, Elch-,Dam- oder Reh: 
wild oder durch Faſanen ein 
Grundſtück beſchädigt, an wel— 
chem dem Eigenthümer das 
Jagdrecht nicht zuſteht, ſo iſt 
der Jagdberechtigte verpflichtet, 
dem Verletzten den Schaden 
zu erſetzen. Die Erſatzpflicht 


den die Thiere an den ge— 
trennten, aber noch nicht ein— 
geernteten Erzeugniſſen des 


Grundſtücks anrichten. 





Iſt dem Eigenthümer die 


Ausübung des ihm zuſtehenden 
Jagdrechts Durch das Geſetz 


keit trifft denjenigen, welcher 
Schaden zu erſetzen, welcher 


die Führung der Aufſicht durch 
Vertrag übernimmt. 

S Wird durch ein 
Thier ein Menſch getödtet oder 
der Körper oder Die Geſund— 
beit eines Menſchen verlegt 
oder eine Sache beſchädigt, jo 
ift derjenige, welcher das Thier 
hält, verpflichtet, den Verletz— 
ten den Daraus entjtehenden 
Schaden zu erjeßen. 

Ss 834. Wer für denjenigen, 
welcher ein Thier bält, die 

ührung der Auffiht über das 
bier durch Vertrag über— 
nimmt, iſt für den Schaden 
verantwortlich, den das Thier 
einem Dritten in der im $ 833 
bezeichneten Weile zufiigt. Die 


Perantwortlichfeit tritt nicht 


ein, wenn er bei der Führung 
der Aufiiht die im Verkehr 
erforderliche Sorafalt beobach— 
tet oder wenn der Schaden 


auch bei Anwendung Diejer 


Sorafalt entitanden fein wiirde. 








8835. Wird durch Schwarz-, 


entzogen, jo bat derjenige den 


zur Ausübung des Jagdrechts 
nad) dem Gejege berechtigt iſt. 
u der Eigenthümer eines 

rundftüd3, auf dem das 
— wegen der Lage des 

rundſtücks nur gemeinſchaft— 
lich mit dem Jagdrecht auf 
einem anderen Grundſtück aus— 
geübt werden darf, das Jagd— 
recht dem Eigenthümer dieſes 
Grundſtücks verpachtet, ſo iſt 
der Letztere für den Schaden 
verantwortlich. 

Sind die Eigenthümer der 
Grundſtücke eines Bezirkes zum 
Zwecke der gemeinſchaftlichen 
Ausübung des Jagdrechts durch 
das Geſetz zu einem Verbande 
vereinigt, der nicht als ſolcher 
baftet, ſo ſind ſie nad dem 
Verhältniſſe der Größe ihrer 
Grundſtücke erſatzpflichtig. 

z 86. Wird durch den 
Einſturz eines Gebäudes oder 
eines anderen mit einem Grund— 
ſtücke verbundenen Werkes oder 


Einzelne Schuldverhältniiie. 
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durch die Ablöfung von Theilen | mit einem Grundftüde ver— 


des Gebäudes oder des MWerfes 
ein Menich getödtet, der Körper 
oder die Gejundheit eines Men: 
ichen verlegt oder eine Sache 
beihädigt, fo iſt der Beliger 
des Grundſtücks, ſofern der 
Einſturz oder die Ablöſung die 
Folge fehlerhafter Errichtung 
oder mangelhafter Unterhalt— 
ung iſt, verpflichtet, dem Ver— 
letzten den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen. Die Er— 
ſatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
der Beſitzer zum Zwecke der 
Abwendung der Gefahr die im 


Verkehr erforderliche Sorgfalt 


beobachtet hat. 


Ein früherer Beſitzer des 
er nur dann in Anſpruch 


Grundſtücks ift für den Scha: 





den verantwortlich, wenn der 
Verletzte nicht auf andere Weile 


Einfturz oder die Ablöfung 
innerhalb eines 
der Beendigung feines Beſitzes 
eintritt, e3 ſei denn, daß er 
während feines Befites die im 
Verkehr erforderliche Sorafalt 
beobachtet hat oder ein jpäterer 
Beſitzer durch Beobachtung 
dieſer Sorgfalt die Gefahr 
hätte abwenden können. 
Beſitzer im Sinne dieſer 


Jahres nach 





Vorſchriften iſt der Eigenbe- 


ſitzer. 


widrige 


8 837. Beſitzt Jemand auf 
einen fremden Grundſtück in | 


Ausübung eines Rechtes ein 
Gebäude oder 
Werk, jo trifft ihn an Stelle 
des Beſitzers des Grundſtücks 
die im $ 836 bejtimmte Ver— 
antwortlichkeit. 


8 838. Wer die Unterhalt= | 


ung eine3 Gebäudes oder eines 


oder ein anderes | 





bundenen Werkes für den Bes 
figer überninnmt oder das 
Gebäude oder das Werk ver 
möge eine3 ihm zuftehenden 
Nutzungsrechts zu unterhalten 
bat, ift für den durch den Ein= 
ſturz oder die Ablöfung von 
Theilen verurjahten Schaden 
in gleicher Weile verantiworts 
lich wie der Beſitzer. 

$ 839. Berlegt ein Beamter 
vorfäglih oder fahrläffig die 
ihm einem Dritten gegeniiber 
obliegende Amtspflicht, jo bat 
er dem Dritten den daraus 
entitehenden Schaden zu er= 


Or 


ſetzen. Kr dem Beanıten nur 
i 


Fahrläſſigkeit zur Laſt, ſo kann 
ge⸗ 
nommen werden, wenn der 
Erſatz zu erlangen vermag. 


Verletzt ein Beamter bei 


dem Urtheil in einer Rechts— 


ſache ſeine Amtspflicht, ſo iſt 
er für den daraus entſtehenden 
Schaden nur dann verantwort— 
lich, wenn die Pflichtverletzung 
mit einer im Wege des gericht— 
lichen Strafverfahrens zu ver— 
hängenden öffentlichen Strafe 
bedroht iſt. Auf eine pflicht— 
Verweigerung oder 
Verzögerung der Ausübung 
des Amtes findet dieſe Vor— 
ichrift Feine Anwendung. _ 

Die Eriagpflicht tritt nicht 
ein, wenn der Perlegte vor— 
jäßlih oder fabrläflig unter- 
laſſen bat, den Schaden durd) 
Gebrauch eines Rechtsmittels 
abzuwenden. 

8 840. Sind für den aus 
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einer unerlaubten Handlung 
entitehenden Schaden Mehrere 
neben einander verantwortlich, 


jo haften fie, vorbehaltlich der | 
Vorſchrift des 8 835 Abf. 3, | 


al3 Geſammtſchuldner. 

Iſt neben demjenigen, wel: 
cher nac den 88 831, 832 zum 
Eriate de3 von einem Anderen 
verurſachten 


| 
| 
| 


Schadens vers | 


pflichtet it, auch der Andere | 
für den Schaden verantwort= 
lich, jo it in ihren Verhält- | 


niſſe zu einander der Andere 
allein, im Falle des $ 829 der 
Auffichtspflichtige allein ver— 
pflichtet. 

Sit neben demjenigen, wel: 
cher nad) den SS 833 bis 838 
zum Erjage des Schadens ver= 
pflichtet ift, ein Dritter für 
den Schaden verantwortlic, 
jo ift in ihrem Verhältniſſe zu 
einander der Dritte allein ver— 
pflichtet. _ 

s 541. it ein Beannter, 
der vermöge jeiner Amt3pflicht 


einen Anderen zur Geſchäfts- 
führung für einen Dritten zu | 


beitellen oder eine ſolche Ge— 
ihäftsführung zu beauffichtigen 
oder durch Genehmigung von 
Rechtsgeſchäften bei ihr mit= 
zuwirfen bat, wegen Berleßung 
dieſer Pflichten neben dem 
Anderen für den von dieſem 
verurfachten Schaden verant= 
wortlich, jo ift in ihrem Ver— 


bältuifje zu einander der Andere | 


allein verpflichtet. 

; 842. Die Berpflichtung 
zum Gchadenserjage wegen 
einer gegen die Perſon gerich: 
teten unerlaubten Handlung 











— — 


erſtreckt ſich auf die Nachtheile, 
welche die Handlung für den 
Erwerb oder das Fortkommen 
des Verletzten berbeiführt. 


s 843. Wird in Folge einer 
Derlekung des Körpers oder 
der Gejundheit die Erwerb3- 
täbigfeit des Verletzten auf: 
gehoben oder gemindert oder 
tritt eine Vermehrung feiner 
Bedürfniffe ein, fo ift dem 
Verlegten durch Entrichtung 
einer Geldrente Schadengerjat 
zu leiſten. 

Auf die Rente finden die 
Vorſchriften des 8 760 Ans 
wendung. Ob, in welcher Art 
und für welchen Betrag der 
Erſatzpflichtige Sicherheit zu 


leiſten hat, beſtimmt ſich nach 


den Umſtänden. 

Statt der Rente kann der 
Verlegte eine Abfindung in 
Kapital verlangen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

Der Anſpruch wird nit 
dadurch ausgeichlofien, daß ein 
Anderer den Verletzten Unter: 
halt zu gewähren hat. 


$ 844. Im Falle der Tödt— 


ung bat der Erjaßpflichtige die 
Koiten der Beerdigung dem— 


| jenigen a erjeßen, welchem 


die Verpflichtung obliegt, dieſe 
Koſten zu tragen. 

‚Stand der Getödtete zur 
sh der Verlegung zu einem 

ritten in einem Verhältniſſe, 
vermöge dejien er dieſem gegen: 
über fraft Gejeges unterhalts— 
pflihtig war oder unterhalts— 
pflihtig werden fonnte, und 
it dem Dritten in Folge der 


Einzelne Schuldverhältnifie. 





Tödtung das Recht auf den 
Unterhalt entzogen, jo bat der 
Erſatzpflichtige dem Dritten 
durch Entrichtung einer Geld— 
rente inſoweit Schadenserſatz 
zu leiſten, als der Getödtete 
während der muthmaßlichen 
Dauer feines Lebens zur Ge— 
währung des Unterhalt3 ver— 
pflichtet geweſen jein würde; 
die Borichriften des 8 843 
Abi. 2 bis 4 finden entipre= 
chende Anwendung. Die Er: 
jagpflicht tritt auch dann ein, 
wenn der Dritte zur Zeit der 
Derlegung erzeugt, aber noch 
nicht — war. 

8 845. Im Falle der Tödt— 
ung, der Verlegung des Kör— 
per3 oder der Gejundheit ſowie 
in Sale der Freiheitsentzieh— 
ung bat der Erjaspflichtige, 
wenn der DBerlegte kraft Ge— 
ſetzes einem Dritten zur Leiſt— 
ung von Dieniten in deſſen 
Hausweſen oder Gewerbe ver- 
pflichtet war, dem Dritten für 
die entgehenden Dienite durch 
Entrichtung einer Geldrente 
Erſatz zu leiften. Die Vor: 
Ichriften des S 843 Abi 2 bis 4 
finden entiprehende Anwend— 
ung. 

Ss 346. Hat in den Fällen 
der 88 844, 845 bei der Ent- 





ftehung des Schadens, den der 
Dritte erleidet, ein VBerichulden 


des Berleßten mitgewirkt, jo 
finden auf den Anjpruch des 
Dritten die Vorjchriften des 
8 254 Anmwendung. 

8 847. Am Falle der Ver- 
legung des Körpers oder der 
Gejundheit ſowie im Falle der 








XXV.: Unerlaubte Handlungen. 143 


—— kann der 
erletzte auch wegen des Scha— 
dens, der nicht Vermögens— 
ſchaden iſt, eine billige Ent— 
ſchädigung in Geld verlangen. 
Der Anſpruch iſt nicht über— 
tragbar und geht nicht auf die 
Erben über, es ſei denn, daß 
er durch Vertrag anerkennt 
oder daß er rechtshängig ge— 
worden iſt. 

Ein gleicher Anſpruch ſteht 
einer Frauensperſon zu, gegen 
die ein Verbrechen oder Ver— 
geben wider die Sittlichkeit 

egangen oder die durch Hin: 

terliit, Durch Drohung oder 
unter Mißbrauch eines Ab: 
hängigkeitsverhältniſſes zur Ge— 
ſtattung der außerehelichen Bei— 
wohnung beſtimmt wird. 

8 Wer zur Rückgabe 
einer Sache verpflichtet iſt, die 
er einem Anderen durch eine 
unerlaubte Handlung entzogen 
hat, iſt auch für den zufälligen 
Untergang, eine aus einem 
anderen Grunde eintretende 
zufällige Unmöglichfeit der 
— oder eine zufällige 

erſchlechterung der Sache ver: 
antwortlich, es ſei denn, daß 
der Untergang, die anderwei— 
tige Unmöglichkeit der Heraus: 
gabe oder die Verſchlechterung 
auch ohne die Entziehung ein 
getreten jein würde. 

8 849. Iſt wegen der Ent— 
ziehung einer Sache der Werth 
oder wegen der Beſchädigung 
einer Sache die Werthminder: 
ung zu erjeßen, jo kann der 
Verletzte gute des zu er— 
jeßenden Betragd von dem 
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Zeitpunkt an verlangen, welcher 
der Beltimmung des Werthes 
zu Grunde gelegt wird. 

8 50. Macht der zur 
erausgabe einer entzogenen 
ache Berpflichtete Verwend— 

ungen auf die Sade, jo ſtehen 
ihm dem Berlegten gegenüber 
die Nechte zu, die der Beliter 
dem Eigenthümer gegenüber 
wegen Verwendungen bat. 

s 851. Leiſtet der wegen 

der Entziehung oder Beichädig: 





| 


ung einer beweglihen Sade | 
erlangt, jo ift er auch nach der 


zum Schadenserjate Verpflich— 
tete den Erjaß an denjenigen, 
in deſſen Beſitze fich Die Sache 
zur Zeit der Entziehung oder 
der Beſchädigung befunden hat, 
jo wird er durch die Leiſtung 
auch dann befreit, wenn ein 
Dritter Eigenthiimer der Sache 
war oder ein ſonſtiges Recht 
an der Sade hatte, es jei 
denn, daß ihm das Recht des 
Dritten befannt oder in Folge 
grober Fahrläffigfeit unbe: 
fannt ift. 

Ss 852. Der Anſpruch auf 


Erſatz des aus einer unerlaub- 
ten Handlung entjtandenen 
Schadens verjährt in Drei 
Jahren von dem Zeitpunft an, 
in welchem der Berleßte von 
dem Schaden und der Perſon 
des Erjaßpflichtigen Kenntniß 
erlangt, ohne Rückſicht auf 
dieſe Kenntniß in dreißig Jah— 
ren von der Begehung der 
Handlung an. RE 
Hat der Erjaßpflichtige 
durch die unerlaubte Handlung 
auf Koften des Verlegten etwas 


Vollendung der Berjährung 
zur Herausgabe nach den Vor- 
ichriften iiber die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung verpflichtet. 

8 Erlangt Jemand 
durch eine von ihm begangene 
unerlaubte Handlung eine $or: 
derung gegen den Verletzten, 
jo fann der Verletzte die Er— 
füllung auch dann verweigern, 
wenn der Anſpruch auf Auf 
bebung der Forderung ver— 
jährt iſt. 
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Erſter Abjchnitt. 
Beſitz. 


s 854. Der Beſitz einer 


Sache wird dur die Erlang: 


ung der thatſächlichen Gewalt 
itber die Sache erworben. 
Die Einigung des bisherigen 
Beſitzers und des Erwerbers 
genitat zum Erwerbe, wenn 
der Erwerber in der Lage ilt, 
die Gewalt über die Sadıe 


auszuüben. 
Ss 855. Uebt jemand die 


Ss 855. 
thatſächliche 
Sache für einen Anderen in 
deſſen Haushalt oder Erwerbs— 
geſchäft oder in einem ähnlichen 
Verhältniß aus, vermöge deſſen 
er den ſich auf die Sache be— 
ziehenden Weiſungen des Au— 
deren Folge zu leiſten hat, ſo 
iſt nur der Andere Beſitzer. 

S 856. Der Beſitz wird 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. Bd. (Meihsgejege XXIV. BD.) 





Gewalt iiber eine | j e 
ohne deſſen Willen den Beſitz 


dadurch beendigt, daß der Be— 
ſitzer die thatſächliche Gewalt 
über die Sache aufgibt oder 


in anderer Weiſe verliert. 


Durch eine ihrer Natur 
nach vorübergehende Verhin— 
derung in der Ausübung der 
Gewalt wird der Pefit nicht 
beendigt. 

$ 857. Der Beliß gebt auf 
den Erben über. 

358. Mer dem Befiter 


entziebt oder ihn im Beſitze 
ftört, handelt, jofern nicht das 
Geſetz die Entziehung oder die 
Störung geitattet, widerrecht— 
li (verbotene Eigenmadt). 
Der durch verbotene Eigen: 
macht erlangte Beſitz tit fehler: 
baft. Die Fehlerhaftigkeit muß 
10 
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der Nachfolger i im n Befige gegen 
fih gelten lajien, wenn er Erbe 
des Befiters ift oder die Fehler⸗ 
haftigkeit des Beſitzes ſeines 
— — bei dem Erwerbe 
enn 

$ 859. Der Beſitzer darf 
fih verbotener Eigenmacht mit 
Gewalt erwehren. 


Wird eine bewegliche Sade | 


dem Beſitzer mittelit verbotener 
Eigenmact weggenommen, jo 
bar er fie dem auf friicher 

That betroffenen oder verfolg- 
ten Thäter mit Gewalt wieder 
abnehmen. 

Wird dem Beliger eines 
Grundſtücks der Belis durch 
verbotene Eigenmadht entzogen, 
jo darf er jofort nad der Ent— 

iehung fich des Beſitzes durch 
Entſetzung des Thäters wieder= 
bemädhtigen. 

Die gleichen Rechte ftehen 
den Beſitzer gegen — 
zu, welcher nad) $ 858 Abi. 2 
die Fehlerhaftigfeit des Beſitzes 
gegen fi gelten lafien muß. 

8 860 


dem Beſitzer nah $ 859 zu= 
een Rechte iſt “auch der= 
jenige befugt, welcher die that: 
jächlibe Gewalt nah 8 855 
für den Beſitzer ausübt. 

8 561. Wird der Beſitz 
durch verbotene nam 
dem Beſitzer entzogen, jo kann 
diefer die MWiedereinräumung 
des Beſitzes von demjenigen 
verlangen, welcher ihm gegen 
über fehlerhaft befigt. 

Der Anſpruch ift ausge— 
Ihlofien, wenn der entzogene 
Befit denı gegenwärtigen Be: 





verbotenen Eigenmact, 


figer ober dejien Rechtsvor— 
gänger gegenüber fehlerhaft 
war und in dem legten Sabre 
vor der Entziehung erlangt 
worden ilt. 

8 862. Wird der Beſitzer 
durch verbotene Eigenmadt 
im Befige geftört, jo kann er- 
von dem Störer die Beleitig- 
ung der Störung verlangen. 
Sind weitere Störungen zu 
beforgen, jo kann der Beliter 
auf — jung Hagen. 

Der Anſpruch üt ausge— 
fchloffen, wenn der Beliger dem 
Störer oder deſſen Rechtsvor— 
gänger gegenüber fehlerhaft 
befigt und der Beſitz in dem 
legten Sabre vor der Störung 
erlangt worden ift. 

8 . Gegenüber den in 
den 88 861, 862 beitinmten 
Anipriichen fann ein Recht zum 
Beliß oder zur Vornahme der 
ftörenden Handlung nur zur 
Begründung der Behauptung 
geltend gemacht werden, das 


' Die Entziebung oder Die Stör- 
Zur Ausübung der | 


ung des Beſitzes nicht verbotene 
Eigenmacht jei. 

$ 864. Ein nach den 88 S61, 
862 begründeter Anjpruch ers 
liiht mit den Ablauf eines 
Jahres nad der Veriibung der 
wenn 
nicht vorher der Anſpruch im 
Wege der Klage geltend ges 
macht wird. 

Das Erlöſchen tritt auch 


dann ein, wenn nach der Ver— 
übung der derbotenen Eigen— 


macht durch rechtskräftiges Ur: 
tbeil fejtgeitellt wird, daß dem 
Thäter ein Recht an der Sache 


1. Abſchnitt: Beſitz. 


zuſteht, vermöge deſſen er die 
Herſtellung eines ſeiner Hand— 
lungsweiſe entſprechenden Be— 
ſitzſtandes verlangen kann. 


8 865. Die Vorſchriften der 
ss 858 bis 864 gelten auch zu 
Suniten desjenigen, welcher nur 
einen Theil einer Sache, ins 
beiondere abgejonderte Wohn: 
räume oder andere Räume, 
beſitzt. 

$ 866. Beſitzen Mehrere 
eine Sache gemeinſchaftlich, ſo 
findet in ihrem Verhältniſſe 
zu einander ein Beſitzſchutz in— 
ſoweit nicht ſtatt, als es ſich 
um die Grenzen des den Ein— 
zelnen zuſtehenden Gebrauchs 

andelt. 


8 867. Iſt eine Sache aus | 


der Gewalt “Des Befiterd auf 
ein im Befig eine Anderen 
befindliche Grundſtück gelangt, 
jo hat ihm der Beſitzer des 
Grunditüds die Aufſuchung 





und die Wegichaffung zu ges 


itatten, jofern nicht Die 
inzwijchen in Belig genommen 
worden ilt. 
Grundſtücks kann Erſatz des 


durch die Aufſuchung und die | 


Wegſchaffung — 
Schadens verlangen. Er kann, 
wenn die Entſtehung eines 
Schadens zu beſorgen iſt, die 
Geſtattung verweigern, big ihm 
Sicherheit geleitet wird; Die 
Verweigerung tt unzuläflig, 
wenn nit dem Aufichube Ge— 
fahr verbunden it. 

$ 868. Belist Jemand eine 
Sace al3 Niegdraucher, Pfand: 
gläubiger, Pächter, Miether, 


Der Beſitzer des ſitz Fann dadurch auf einen 





| auch der Dritte 
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Verwahrer oder in einem ähn= 
lihen Verhältniſſe, vermöge 
deffen er einem Anderen gegen: 
über auf Beit zum Beſitze be— 
rechtigt oder verpflichtet it, jo 
ift auch der Andere Befitzer 
(mittelbarer Beliß). 


8 869. Wird gegen den 
Beliger verbotene Eigenmacht 
' verübt, jo ſtehen die in den 
88 86l, 862 beitinnmten An— 
ſprüche auch dem mittelbaren 
Beliger zu. Im Falle der 
Entziehung des Beliges ift der 
mittelbare Befiter berechtigt, Die 
MWiedereinräumung des Be— 
ſitzes an den bisherigen Beliter 
zu verlangen; fann oder will 
diefer den Befitz nicht wieder: 
übernehmen, jo fann der mittel: 
bare Befiger verlangen, daß 
ihm jelbit der Befit — 
wird. Unter der gleichen Vor 
ausſetzung kann er im Salle 
des 8 867 verlangen, daß ihn 
die Auffuhung und Wegichaff: 


Sache , ung der Sade geitattet wird. 


5 870. Der mittelbare Bes 


Anderen übertragen werden, 
daß Ddiejen der Anjpruch auf 
Herausgabe der Sache abge— 
treten wird. 


$ 871. Steht der mittel- 
bare Beliger zu einem Dritten 
in einem Verhältniſſe der im 
8 868 bezeichneten Art, jo ilt 
mittelbarer 
Beliger. 

$ 872. Wer eine Sadıe als 
ihn gehörend befigt, iſt Eigen= 
bejiger. 

10* 
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III. Buch: Sachenrecht. II. Abſchnitt: 








Zweiter Abjchnitt. 
Allgemeine Dorjchriften über Rechte an Grund: 


ſtücken. 


z 873. Zur Uebertragung 
des Eigenthums an einem 
Srunditüde, zur 
eines Grunditüds mit einen 
Rechte jowie zur Uebertragung 
oder Belaftung eines ſolchen 
Rechtes ift die Einigung des 
Berechtigten und des anderen 
Theiles iiber den Eintritt der 
Rechtsänderung und die Ein: 
tragung der Rechtsänderung in 
das Grundbuch erforderlich, ſo— 
weit nicht das Geſetz ein An: 
deres vorichreibt. 

Bor der Eintragung find 
die Betbeiligten an die Einig- 
ung nur gebunden, wenn Die 
Erklärungen 
notariell beurfundet oder vor 
dem Grundbuchamt abgegeben 
oder bei dieſem eingereicht find 
oder wenn der Berecdhligte dem 
anderen Theile eine den Vor— 
ihriften der Grundbucord= 
mung entiprechende Eintrags: 
bewilligung ausgehändigt bat. 

s 874. Bei der Eintragung 
eines Nechtes, mit dem ein 
Grundſtück belaftet wird, kann 
ur näheren Bezeichnung, Des 
R halt des Rechtes auf Die 
Eintragungsbewilligung Bezug 
genommen werden, joweit nıcht 
das Geſetz ein Anderes vor— 
ichreibt. 

s 875. Zur Aufhebung eines 


gerichtlih oder | 


Belaftung | 





Rechtes an einem Grundſtück 
ift, joweit nicht das Geſetz ein 
Anderes vorichreibt, die Er— 
flärung des Berechtigten, daß 
er das Recht aufgebe, und die 
Löſchung Des echtes im 
Grundbuch erforderlib. Die 
Erklärung iſt dem Grundbuch: 
amt oder demjenigen gegeniiber 
abzugeben, zu deſſen Gunſten 
fie erfolgt. 

Vor der Löſchung iſt der 
Berechtigte an jeine Erflärung 


nur gebunden, wenn er fie dem 


Grundbuchamte gegenüber ab— 
gegeben oder demjenigen, zu 
deſſen Gunſten ſie erfolgt, eine 
den Vorſchriften der Grundbuch— 
ordnung entſprechende Löſch— 


ungssbewilligung ausgehändigt 


hat. 

s 876. Iſt ein Recht an 
einem Grunditüde mit dem 
Rechte eines Dritten belaftet, 
jo ift zur Aufhebung des be= 
laſteten Nechtes die Zuſtimm— 
ung des Dritten erforderlich. 
Steht das aufzubebende Recht 
den jeweiligen Eigenthümer 
eines anderen Grundſtücks zu, 
jo ift, wenn Ddiejes Grundſtück 
mit dem Rechte eines Dritten 
belastet it, die Zultimmung 
de3 Dritten erforderlich, es jei 
denn, dab deſſen Hecht Durch 
die Aufhebung nicht berührt 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundftüden. 


wird. Die Zuftinnmung ift dem | 


Grundbuchamt oderdemjenigen 
gegenüber zu erklären, zu deſſen 
Gunſten fie erfolgt; fie iſt un— 
widerruflich. 

s 877. Die Vorfcriften 
der SS 873, 874, 876 finden 
aud auf Wenderungen des 
Inhalts eines Rechtes an einem 

rundſtück Anwendung. 

$ 878. Eine von dem Bes 
rechtigten in Gemäßbeit Der 
ss 873, 
Erklärung wird nicht Dadurch 
unwirkſam, daß der Berechtigte 


in der Verfügung beichränft | 


wird, nachdem die Erflärung 
für ibn bindend geworden und 





der Antrag auf Eintragung 


bei dem Grundbuchante geitellt 
worden ift. 


nig unter mebreren Rechten, 
mit denen ein Grundſtück bes 
lajtet iſt, beſtimmt fich, wenn 
Die Rechte ın derielben Abtbeil- 


875, 877 abgegebene | buch 
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Eine abweichende Beftimm- 
ung des Rangveräältuiſſes be= 
darf der Eintragung in das 


Grundbuch. 

8 880. Das Rangverbält- 
niß fann nachträglich geändert 
werden. j 

Zu der Rangänderung it 
die Einigung des zurücdtreten= 
den und des vortretenden Bes 
rechtigten und die Eintragung 
der Aenderung in Das Grund- 
erforderlid; die Vor— 
ichriften des $ 873 Abi. 2 und 
des 8 878 finden Anwendung. 
Soll eine Hypothek, eine Grund: 
Ihuld oder eine Nentenichuld 
zuriidtreten jo iſt außerden 
die Zuitimmung des Eigene 
thümers erforderlich. Die Zu— 


Stimmung ift dem Grumdbuche 
$ 879. Das Rangverbälts | 


ung des Grundbuch einges | 


tragen find, nach der Reiben: 


folge der Eintragungen. Sind 


die Rechte in verjichiedenen Ab: 


theilungen eingetragen, jo bat 


das unter Angabe eines friib= 
eren Tages eingetragene Recht | 


den Vorrang; Nechte, Die unter 
Angabe desjelben Tages ein 





getragen find, haben gleichen 


Rang. 


Die Eintragung ift für das | 


Rangverhältniß dann 
maßgebend, wenn 
$ 873 zum Erwerbe des Rechtes 
erforderliche Einigung erit nad 
der Eintragung zu Stande ges 
kommen iſt. 


auch 


die nad | 





' des Grundſtücks 


anıt oder einem der Betbeilig: 
ten gegeniiber zu erflären; ſie 
iſt unwiderruflich. 

Iſt das zurücktretende Recht 
mit dem Rechte eines Dritten 
belaſtet, ſo finden die Vorſchrif— 
ten des 8 876 entſprechende 
Anwendung. 

Der den vortretendenRechte 
eingeräumte Rang gebt nicht 
Dadurch verloren, daß das zu— 
rücktretende Recht durch Rechis— 
geichäft aufgehoben wird. 

Rechte, die den Nana 
zwiichen dem zurücdtretenden 
und dem bortretenden Nechte 
haben, werden durch die Nangs 
änderung nicht berührt. 

5 851. Der Eigentbiimer 
fann jich bei der Belaſtung 
mit einem 
Rechte die Befugniß vorbe— 
halten, ein anderes, dem Um— 
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fange nad beitinnmtes Hecht 
mit dem Wange vor jenen 
Rechte eintragen zu laffen. 
Der Vorbehalt bedarf der 
Eintragung in das Grundbud; 


II. Bud: Sadenredt. 


II. Abſchnitt: 


' eines jolden Rechtes kann eine 


die Eintragung muß bei dem 


2 age erfolgen, das zurücktreten 


ie das Grundſtück ver— 
äußert, ſo geht die vorbehaltene 
Berugnib auf den Erwerber 
über 

Iſt das Grundftiid vor der 
Eintragung des Rechtes, dem 
der Borrang beigelegt ift, mit 
einen Rechte ohne einen ent: 
iprechenden Vorbehalt belajtet 
. worden, jo bat der Vorrang 
infomweit feine Wirkung, als 


das mit dem Vorbehalt einge 


tragene Recht in Folge der in: 
zwiſchen eingetretenen Belaſt— 
ung eine über den Vorbehalt 
hinausgehende Beeinträchtig— 
ung erleiden würde. 

s 882. Wird ein Grund— 
ſtück mit einem Rechte belaſtet, 
fiir welches nach den fir Die 
Zwangsverfteigerung geltenden 
Vorſchriften den Berechtigten 
im Falle des Erlöſchens durch 
den Quitloo der Werth - 
dem Erlöje zu erießen ift, 
kann der Höchitbetrag des &. 
jate3 beſtimmt werden. 
Beitimmung bedarf der Ein 
tragung en das Grundbuch. 


. Zur Giderung 
des —*5 — auf Einräumung 
oder Aufhebung eines Rechtes 
an einem Grundſtück oder an | 


einem das Grundſtück belaften: 
den Rechte oder auf Aenderung 
des Inhalts oder des Ranges 


Die | 


Vormerfung in das Grundbuch 
eingetragen werden. Die Ein— 
tragung einer Vormerfung ift 
aud zur Sicherung eines fünf- 
— oder eines bedingten An— 
ſpruchs zuläſſig. 
Eine ra: ER die nad 


der Eintragung der®ormerfung 
über das Grundftüd oder das 
‚ Recht getroffen wird, ift inio= 





trächtigen wiirde. 


weit unwirkſam, als fie den 
Anspruch vereiteln oder beein: 
Dies gilt 
auch, wenn die Verfügung im 


| Mege der Zwangsvollitredung 


oder der Arreitvollziebung oder 
ri den Konkursverwalter er= 
D 

Der Nang des Rechtes, auf 
dejien Einräumung der Ans 
ſpruch gerichtet ift, beſtimmt fich 
nad der Eintragung der Vor: 
merfung. 

s 884. Soweit der Ans 
ipruch durch die Vormerkung 
gefichert ift, fann fich der Erbe 


' des Werpflichteten nicht auf die 





Veſchränkung jeiner Haftung 
berufen. 

s 885. Die Eintragung 
einer Vormerkung erfolgt auf 
Grund einer einstweiligen Ber: 
fügung oder auf Grund der 
Bewilligung desjenigen, deſſen 
Grundſtück oder deſſen Recht 
von der — betroffen 
wird. Zur Erlaſſung der einſt— 
weiligen Verfügung iſt nicht er: 
forderlich, daß eine Gefährdung 
des zu ſichernden Anſpruchs 
glaubhaft gemacht wird. 

Bei der Eintragung kann 


zur näheren Bezeichnung des 


Allgemeine Borjchriften über Rechte an Grundftüden. 


zu ſichernden Anſpruchs auf 
die einftweilige Verfügung oder 
die Eintragungs-Bewilligung 
Deang genonımen werden. 

8 . Steht demjenigen, 
deſſen Grundſtück oder deſſen 
Recht von der Vormerkung be— 
troffen wird, eine Einrede zu, 
durch welche die Geltendmach— 
ung des durch die Vormerkung 
geſicherten Anſpruchs dauernd 
ausgeſchloſſen wird, ſo kann er 
von dem Gläubiger die Be— 
ſeitigung der Vormerkung ver— 
langen. 

s 887. Sit der Gläubiger, 
dejien Anſpruch durch die Vor— 
merfung gefichert ift, unbefannt, 
jo fann er im Wege des Auf— 

ebot3verfahrengd mit feinen 
Rechte ausgejchlofien werden, 
wenn die im $ 1170 für die Aus: 
ihließung eines Hypotheken— 
läubigers beſtimmten Voraus— 
etzungen vorliegen. Mit der Er: 
laflung des Ausichlugurtbeils 
erliicht die Wirfung der Vor: 


en 
8 888. Soweit der Erwerb 
eine3 eingetragenen 
oder eines Rechtes an einem 
jolhen Rechte gegenüber dent: 
jenigen, zu deſſen Gunſten Die 
Vormerkung beiteht, unwirkſam 
iſt, kann dieſer von dem Er— 
werber die Zuſtimmung zu der 
Eintragung oder der — 
verlangen, die zur Verwirk— 
lichung des durch die Vor— 
merkung geſicherten Anſpruchs 
erforderlich iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn der 
Anſpruch durch ein Veräußer— 
ungsverbot geſichert iſt. 





Rechtes 
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s 889. Ein Recht an einem 
fremden®rundftüderliicht nicht 
dadurch, daß der Eigentbiimer 
des Grundftidd das Recht 
oder der Berechtigte das Eigen: 
thbum an den: Grundftüd er— 
wirbt. 

Ss 8%. Mehrere Grund» 
ſtücke fünnen dadurch zu einem 
Grundſtücke vereinigt werden, 
daß der Eigenthümer fie al3 
ein Grundftüd in das Grund— 
buch eintragen läßt. 

Ein Grunditüd kann da— 
dur zum Beltandtheil eines 
anderen Grundſtücks gemacht 
werden, daß der Eigenthümer 
es diefem im Grundbuce zu= 
ſchreiben läßt. 

s 891. Sit im Grundbuche 
für Jemand ein Recht einges 
tragen, jo wird vermutbet, daß 
ihm das Recht zuitehe. 

Iſt im Grundbud ein eine 
getragenes Recht gelöſcht, 
wird vermutbet, daß das Recht 
nicht beſtehe. 

$ 892. Bu Guniten des— 
jenigen, welcder ein Recht an 
einen Grundſtück oder ein 


Recht an einem ſolchen Rechte 
durch Rechtsgeſchäft erwirbt, 





gilt der Inhalt des Grund— 
buchs als richtig, es ſei denn, 
daß ein Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit eingetragen oder die 
Unrichtigfeit dem Erwerber be- 
fannt ift. Iſt der Berechtigte 
in der Verfügung über ein im 
Grundbuch eingetragenes Recht 
zu Gunsten einer beftimmten 
Perſon beichränft, jo it Die 
Beihränfung dem _ Erwerber 
gegenüber nur wirkſam, wenn 
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III. Abſchnitt: Gigenthum. 





fie aus dem Grundbuch er— 
ſichtlich oder dem Erwerber be— 
fannt iſt. 

Iſt zu dem Erwerbe des 
Rechtes die Eintragung er— 
forderlich, ſo iſt für die Kennt— 
niß des Erwerbers die Zeit 
der Stellung des Antrags auf 
Eintragung oder, wenn die 
nach $ 873 erforderliche Einig— 
ung erſt fpäter zu Stande 


fommit, die Zeit der Einigung | 


maßgebend. 

8 898. Die Vorichriften des 
$ 892 finden entiprechende An: 
wendung, wenn an denjenigen, 
für welden ein Recht in Grund: 
buch eingetragen iſt, auf Grund 
diejes Rechtes eine Leiſtung be: 
wirft oder wenn zwilchen ihm 
und einem Anderen in Ans 
jehung diejes Rechtes ein nicht 
unter die Vorichriften des 
8 892 fallendes Rechtsgeſchäft 
vorgenommen wird, da3 eine 
Verfügung über das Recht ent: 


alt. 
Ss 89. Steht der Anhalt 
des Grundbuch in Aaehung 
eined Rechtes an dem Grund: 
ftiif, eines Nechtes an einen 
jolhen Rechte oder einer Ver: 


fiigungs-Beichränfung der im | 
$ 892 Abi. 1 bezeichneten Art 
mit der wirklichen Nechtälage | 


nicht im Einflange, jo fann 


derjenige, deſſen Recht nicht 








oder nicht richtig eingetragen | 


oder Durch die Eintragung einer 
nicht beitehenden Belastung oder 
Beichränfung beinträdtigt iſt, 
die Zuftimmung zu der Bes 
rihtigung des Grundbuds von 
demjenigen verlangen, deſſen 


Recht durch die Berichtigung 
betroffen wird. 

8 8%. Kann die Berichtig: 
ung des Grundbuchs erit er— 
folgen, nachdem das Recht des 
nad 8 894 Berpflichteten ein- 
getragen worden ilt, jo bat 
diejer auf Verlangen fein Recht 
a zu_lafien. 

S 8%. Sit zur Berichtigung 
de3 Grundbuchs die Vorlegung 
eine® SHnpothefen-, Grund 
ſchuld- oder Nentenjchuldbriefs 
erforderlich, jo kann derjenige, 
zu deſſen Guniten die Berichtig: 
ung erfolgen foll, von dem Be: 
figer des Briefe verlangen, 
daß der Brief dem Grundbuch: 
amte vorgelegt wird. 

..$ 897. Die Koſten der Be: 
rihtigung des Grundbuch und 
der Dazu erforderlihen Ers 
Härungen bat derjenige zu 
tragen, welcher die Berichtigung 
verlangt, jofern nicht aug einem 
zwiihen ihm und dem Ders 
pflichteten beſtehenden Rechts— 
verhältniſſe ſich ein Anderes 
ergibt. 

$ 898. Die in den 88 894 
bi8 896 beitimmten Antpriche 
unterliegen nicht der Verjähr— 
ung. \ 

$ 899. In vun des 
8 894 kann ein Widerſpruch 
gegen die Richtigkeit des Grund— 
buchs eingetragen werden. 

Die Eintragung erfolgt auf 
Grund einer einſtweiligen Ver— 
fügung oder auf Grund einer 
Bewilligung desjenigen, deſſen 
Recht durch die, Berichtigung 
des Grundbuchs betroffen wird. 
Zur Erlaſſung der einſtweiligen 


I. Titel: Inhalt des Eigenthums. 


Verfügung ift nicht erforder: 
li, daß eine Gefährdung des 
Rechtes des Wideriprehenden 
glaubbaft gemacht wird. 

$ MO. Wer als Eigen: 
tbiimer eines Grundftüds im 
Grundbuch eingetragen ift, ohne 
daß er das Eigenthum erlangt 
bat, erwirbt das Eigenthum, 
wenn die Eintragung dreißig 
Jahre beitanden under während 
dieſer Zeit das Grundſtück im 
Eigenbeſitze gehabt hat. Die 
dreißigjährige Friſt wird in 
derſelben Weiſe berechnet wie 
die Friſt für die Erſitzung einer 
beweglichen Sache. Der Lauf 
der Friſt iſt gehemmt, ſolange 
ein Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit der Eintragung im 
Grundbuch — i 

Dieſe Vorſchriften finden 
entiprechendeAnwendung, wenn 
für Jemand ein ihm nicht zu: 
itehende8 anderes Recht im 
Grundbuch eingetragen ift, das 
zum Beſitze des Grunditüdg 











berechtigt oder deiien Ausübung | 
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nad den für den Bei gelten: 
den Vorschriften geibütt ift. 
Für den Rang des Rechtes iſt 
die Eintragung maßaebend. 

$ 901. Iſt ein Recht an 
einem fremden Grundſtück im 
Grundbuche mit Unrecht ae= 
löicht, jo erliſcht es, wenn der 
Anspruch desBerechtigten gegen 
den Ei — verjährt iſt. 
Das Gleiche gilt, wenn ein 
kraft Geſetzes entſtandenes 
Recht an einem fremden Grund: 
ftüife nicht in das Grundbuch 
a worden ift. 

Ss MW2. Die Anſprüche aus 
eingetragenen Rechten unter: 
liegen nicht der Berjährung. 
Dies gilt nicht für Ansprüche, 
die auf Rückſtände wieder 
fehrender Leiftungen oder auf 
Schadenerſatz gerichtet find. 

Ein Recht, wegen deſſen 
ein Widerſpruch gegen Die 
Richtigkeit des Grundbuch ein: 
getragen ift, ſteht einem eine 
getragenen Rechte gleich. 


Dritter Abjchnitt. 
Eigenthum. 


Erſter Titel. 
Inhalt des Eigenthums. | 


$ 3. Der Eigenthümer 
einer Sache fann, joweit nicht 
das Geſetz oder Rechte Dritter 
entgegenjtehen, mit der Sade | 
nad) Belieben verfahren und 


Andere von jeder Einwirkung 
ausſchließen. 
$ Der Eigentbiimer 


S , 
| einer Sache ift nicht berechtigt, 


| 


die Einwirfung eines Anderen 
auf die Sache zu verbieten, 
wenn die Einwirkung zur Ab: 
wendung einer gegenwärtigen 
Gefahr nothwendig und der 
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drohende Schaden gegenüber 
dem aus der Einwirkung 
dem Eigenthiimer entitehenden 
Schaden unverhältnißmäßig 
groß it. Der Eigentbiimer 
nn Erjaß des ihm entſtehen— 
den ‚Schadens verlangen. 

S 905. Das Recht des 
Eigenthiimerd eines Grund— 
ſtücks erſtreckt ſich auf den 





Raum über der Oberfläche und | 


auf den Erdfürper unter der 
Oberfläch 

kann jedoch Einwirkungen nicht 
verbieten, die in ſolcher Höhe 


äche. Der Eigentbiimer | 


oder Tiefe vorgenommen wer= 


den, daß er an der Ausſchließ— 
a fein m Saleıen e bat. 
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Der Eigentbümer | 


as —— kann die Zu— 
führung von Gaſen, Dämpfen, 
Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme. 
Geräuſch, Erſchütterungen und 
ähnliche von einem anderen 
Grundſtück ausgehende Ein— 
wirkungen inſoweit nicht ver— 
bieten, als die Einwirkung die 
Benutzung ſeines Grundſtücks 
nicht oder nur unweſentlich be- 
einträchtigt oder Durch eine Be— 
nußung des anderen Grunds 
ſtücks berbeigeführt wird, Die 
nach den örtlichen Berbältnifien 
bei Grundftüden dieſer Lage 
gewöhnlich iſt. Die Zuführung 
durch eine bejondere Leitung 


iſt —— 
Ss 907. Der Eigenthümer 


eines Grundſtücks kann ver— 
langen, daß auf den Nachbar: 
grundftüden nicht Anlagen ber- 
geitellt oder gehalten werden, 
von denen mit Sicherheit vor 
auszuſehen iſt, daß ihr Beſtand 


oder ihre Benutzung eine un— 
zuläſſige Einwirkung auf ſein 
Grundſtück zur Folge hat. Ge— 
nügt eine Anlage den landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften, Die 
einen beſtimmten Aöſtand 
von der Grenze oder ſonſtige 
Schutzmaßregeln vorſchreiben, 


jo kann die Beſeitigung der 


Anlage erit verlangt werden, 
wenn die unzulälfige Ein: 
wirkung thatſächlich hervortritt. 

Bäume und Sträucher ge: 


‚ hören nicht zu den Anlagen 


im Sinne dieſer Vorſchriften. 

SWS. Droht einen Grund⸗ 
ſtücke die Gefahr, daß es durch 
den Einjturz eine® Gebäudes 
oder eines anderen Werkes, 


das mit einem Nacbargrund: 





ftücfe verbunden ift, oder durch 
die Ablöjung von Theilen des 
Gebäudes oder des Werkes be— 
jchädigt wird, jo fann der 
Eigentbiimer von demjenigen, 
welcher nach dem $ 836 Abi. 1 
oder den 88 837, 838 für den 
eintretenden Schaden verant— 


‚ wortlich fein wiirde, verlangen, 


daß er Die zur Abwendung der 
Gefahr erforderliche Vorkehr— 
ung, trifft. 

8 909. Ein Grundftücd darf 
wicht in der Meile vertieft 
werden, dab der Boden des 
Nahbararundftücs die erfor=- 
derliche Stüte verliert, es jei 


denn, daß für eine geniigende 
‚ anderweitige Befeſtigung ge= 


| eines Grundſtücks kann W 


ſorgt iſt. 

8 910. Der Eigenthümer 
ur⸗ 
zeln eines Baumes oder eines 
Straucheg, die von einem Nach— 


I. Titel: Inhalt des Eigenthums. 


bargrunditüd eingedrungen 
find, abſchneiden und behalten. 
Das Gleiche gilt von herüber: 
ragenden Zweigen, wenn der 
Eigenthiimer dem Beſitzer des 
Nachbargrundſtücks eine ange= 
mejjene Friſt zur Beſeitigung 
beftinnmt hat und Die Bejeitig: 
ung nicht innerhalb der Fri 
erfolgt. , 

. Dem  Eigentbiimer ftebt 
dieſes Recht nıcht zu, wenn die 
Wurzeln oder die Ziveige die 
Benugung des Grundſtücks 
nicht beeinträchtigen. 

18 Früchte, die von 
einem Baume oder einem 
Strauche auf ein Nachbar— 
arundftüd hinüberfallen, gelten 
als Früchte dieſes Grundſtücks. 
Dieſe Vorſchrift findet feine 
Anwendung, wern dag Nach— 
bargrundftüd dem öffentlichen 
Gebrauche dient. 

S 912. 
thümer eined Grunditüds bei 
der Errichtung eines Gebäudes 
über die Grenze gebaut, ohne 
dag ihm Vorjak oder grobe 
Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, jo 
bat der Nachbar den Weber: 


daß er vor oder jofort nad) 
der Grenzüberjchreitung®ider- 
ipruch erboben bat. 


Seldrente zu entichädigen. Für 
die Höhe der Rente ift die 
Seit der Grenziüberjchreitung 
maßgebend. 

$ 913. Die Rente für den 
Ueberbau ijt dem jeweiligen 
Eigentbümer des Nachbar: 
grundftüds von dem jeweiligen 


Hat der Eigen: 
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Eigentbimer des anderen 
Grundſtücks zu entrichten. 

Die Rente ift jährlich im 
voraus zu entrichten. 

$s 914 Das Recht auf die 
Nente gebt allen Rechten an 
dem belajteten Grundſtück, auch 
den älteren, vor. Es erliicht 
mit der Bejeitigung des Ueber— 
baues. 

Das Recht wird nicht in 
das Grundbuch eingetragen. 
Sum Verzicht auf das Recht 
owie zur Feititellung der Höhe 
der Rente durch Vertrag ift 
die Eintragung erforderlich. 

Sm MUebrigen finden Die 
Vorſchriften Anwendung, die 
für eine zu Gunſten des je= 
weiligen Eigenthümers eines 
Grundſtücks beitebende Real— 
laſt gelten. 

. $ 95. Der Rentenberech— 
tigte kann jederzeit verlangen, 
daß der Rentenpflictige ihm 
gegen Uebertragung de3 Eigen: 
tbum3 an dem itberbauten 
Theile des Grundftüds den 
Werth erjegt, den diejer Theil 
zur Beit der Grenzüberjcreit: 


ung gehabt bat. Macht er von 
bau zu dulden, es jei denn, | 


diefer Befugniß Gebrauch, jo 
beitimmen jich die Rechte und 
Perpflichtungen beider Theile 


nad den Vorſchriften iiber den 
Der Nachbar ift dur eine Kauf 


uf. 

Für die Zeit bis zur Ueber: 
tragung des Eigenthums ift 
die Rente fortzuentrichten. 

8 Wird durch den 
Ueberbau ein Erbbaurecht oder 
eine Dienitbarfeit an dem Nach: 
bargrunditüde beeinträchtigt, 
io Anden zu Gunften des Be— 
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rechtigten die Boricriften der 


III. 29: —— 
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85 912 bis 914 entſprechende 


en 
InThlt einem Grund— 


Rüde en zur ordnungsmäßigen 
Benußung nothwendige Ver 
bindung mit einem öffentlichen 
Wege, jo lann der Eigenthiimer 
von den Nachbarn verlangen, 
daß fie bis zur Hebung Des 
Mangels die Benußung ihrer 
Grundſtücke zur Heritellung der 
erforderlihen Verbindung dul— 
den. Die Richtung des Noth— 
wegs und der Umfang des 
Benußungsrecht3 werden er= 


forderlihen Falles Durch Urs | 


theil beftimmt. 
Die Nachbarn, 

Srundftüde der Notbweg führt, 

find durch eine Geldrente zu 


entichädigen. Die VBorichriften | 
Sat 2 und  f 


des $ 912 Abi. 2 
der SS 913, 314, 916 finden 
entiprechende Anwendung. 

s 98. Die Berpflichtung 
zur Duldung des Nothwegs 
tritt nicht ein, wenn die bis— 
berige Verbindung des Grund: 
ſtücks mit dem öffentlichen 
MWege durch eine willfürliche 
Handlung des Eigenthümers 
aufgehoben wird. 


iiber deren 





Wird in Folge der Ber: | 
Außerung eines Theiles des | 
Grundſtücks der veräußerte oder 


der zurückbehaltene Theil von 


der Verbindung mit dem öffent: 


lihen Weae abgejchnitten, jo 
bat der Eigenthiimer desjenigen 
Theiles, über welchen die 
bindung bisher ftattgefunden 
bat, den Nothweg zu dulden. 
Der Veräußerung eines Theile 


Ver: 





ülbereinſtimmt, 





ſieht die Beruferung eine 
von mehreren demjelben Eigen: 
thümer gehörenden Grund— 
ſtücken gleich. 

8 919. Der Eigenthümer 
eineß Grundſtücks fann von 
dem Eigentbümer eines Nac: , 
bargrundftüd3 verlangen, daß 
diefer zur Errichtung fefter 
Grenzzeihen und, wenn ein 
Grenzzeichen verrückt oder un— 
kenntlich geworden iſt, zur 
Wiederherſtellung mitwirft. 

Die Art der Abmarfung 
und das Verfahren beftimmen 
ih nad den Landesgejegen ; 
enthalten dieje feine Borichrif: 
ten, jo enticheidet die Orts— 
üblichkeit. 

Die Kolten der Abmarkung 


' find von den Betbheiligten zu 


gleihen Theilen zu tragen, jo: 
ern nicht aus einem zwiſchen 
ihnen beſtehenden Rechtsver— 
hältniſſe ſich ein Anderes er— 


gibt, 

s 90. Läßt fih im Yalle 
einer Grenzverwirrung Die 
richtige Grenze nicht erinitteln, 
jo it für Die Abgrenzung der 
Beſitzſtand maßgebend. Kann 
der Befigitand nicht feitgeitellt 
werden, jo ift jedem der Grund: 
ſtücke ein gleich großes Stück 
der ftreitigen Fläche auzutbeilen. 

Someit eine dieſen Vor— 
ichriften entjprechendeBeitimm: 
ung der Grenze zu einem Er: 
gebnifje führt, das mit den 
ermittelten Umftänden, ins— 
bejondere mit der feitftehenden 
Größe der Grundjtüde, nicht 
it die Grenze 
jo zu ziehen, wie es unter Be: 
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rüdjichtigung dieſer Umſtände 
der Billigkeit entſpricht. 


$ 921. Werden zwei Grund: 
ftiide durch einen Zwijchenraum, 
Rain, Winkel, einen Graben, 


eine Mauer, Hede, Blanfe oder | 
eine andere Einrichtung, Die | 


zum Bortheile beider Grund— 
jtiife dient, von einander ge= 
jchieden, jo wird vermuthet, 
dag die Eigenthiimer der&rund: 
ſtücke zur Benugung der Ein: 
richtung gemeinschaftlich be— 
rechtigt jeien, ſofern nicht äußere 
Merkmale darauf hinweiſen, 
dat die Einrichtung einem der 
Nachbarn allein gehört. 


s 922. Sind die Nahbarn 
zur Benußgung einer der im 
S 921. bezeichneten Einricht— 
ungen gemeinfchaftlich berech= 
tigt, jo fann jeder jie zu dem 
Zwecke, der jich aus ihrer Be: 
ichaffenheit ergibt, inſoweit be= 
nugen, al3 nicht die Mitbenug: 


ung des anderen beeinträchtigt | fih aus den 88 907 bis 909, 


wird. Die Unterbaltungstojten 
ind von_den Nachbarn zu 
gleihen Theilen zu tragen. 
Colange einer der Nachbarn 


an dem ortbeitande der Ein: | 
richtung ein Intereſſe hat, darf | 
fie nicht ohne jeine Zuſtimm- 
oder geändert | 


ung beſeitigt 
werden. Im Uebrigen beſtimmt 
ſich das Rechisverbaltniß zwi⸗ 
ſchen den Nachbarn nach den 
Vorſchriften über die Gemein— 
ſchaft. 

3923. Steht auf der Grenze 


ein Baum, jo gebühren die | 


Früchte und, wenn der Baum 


gefällt wird, aucd der Baum | 











den, Nachbarn zu 
beilen. 


Jeder der Nachbarn kann 
die Beleitigung de3 Baumes 
verlangen. Die Koſten der 
Befeitigung fallen den Nach— 
barn zu gleichen Theilen zur 
Laſt. Der Nachbar, der die 
Beleitigung verlangt, bat je= 


gleichen 


doch die Koſten allein zu tragen, 


wenn der andere auf fein Recht 
an dem Baumte verzichtet; er 
erwirbt in dieſem Falle mit 
der Trennung das Alleineigen= 
tbum. Der Anipruch auf tie 
Befeitigung ift ausgeſchloſſen, 
wenn der Baum als Grenz 
eihen dient und den Um— 
Händen nach nicht durch ein 
anderes zweckmäßiges Grenz— 
zeichen erſetzt werden kann. 


Dieſe Vorſchriften gelten 
auch für einen auf der Grenze 
ſtehenden Strauch. 


s 924. Die Anſprüche, die 


915, dem 8 917 Abi. 1, dem 
$ 918 Abſ. 2, den 88 919, 920 
und den $ 923 Abi. 2 ergeben, 
unterliegen nicht der Verjähr— 
ung. 


Zweiter Titel. 


Erwerb und Derluft des 
Eigentbums an Grund- 
jtücen. 


5 925. Die zur Uebertrag: 
ung des Eigenthums an einem 
Grundſtücke nach $ 873 erfor: 
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derlihe Einigung des Ver— 
äußererd und des Erwerbers 
(Auflaffung) muß bei gleich— 
zeitiger Anweſenheit beider 
Theile vor dem Grundbuch— 
amt erflärt werden. 


Eine Auflaſſung, die unter 
einer Bedingung oder einer 
Beitbeftimmung erfolgt, ift un: 
wirfjam. 


$ 926. Sind der Veräußerer 
und der Erwerber darüber 


III. Bud: Sadenredt. 


einig, daß fich die Veräußerung | 


auf das Zubehör de3 Grund— 
ſtücks erſtrecken jol, jo erlangt 
der Erwerber mit dem Eigene 
thum an dem Grundſtück auch 
das Eigenthun an den zur Zeit 
des Erwerbes vorhandenen Bus 
beböritiiden, joweit „Ne dem 
Beräußerer gehören. Im Zwei: 
fel iſt anzunehmen, dab ich 
die Veräußerung auf das Bus 
behör eritreden joll. 


Erlangt der Erwerber auf 
Grund der Veräußerung den 
Belig von — die 
dem Veräußerer nicht gehören 


oder mit Rechten Dritten bes 
laftet find, jo finden die Vor: 
ichriften der SS, 932 bi8 936 | 
für den quten | 


Anwendung; 
Slauben des Erwerbers iſt die 
Zeit der Erlangung des Be: 
ſitzes maßgebend. 


$s 97. Der Eigenthiimer 
eines Grundſtücks fann, wenn 
das Grundftüd ſeit dreißig 
Jahren im Eigenbeſitz eines 
Anderen ift, im Wege des Auf- 
gebotsverjabrens mit jeinem 
echte ausgeſchloſſen werden. 
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Die Belitzeit wird in gleicher 
Weiſe berechnet wie die Friſt 
für Die un einer beweg⸗ 
lihen Sade. der Eigen- 
thümer im Srandbudh einge= 
tragen, jo it daS Aufgebots— 
verfahren nur zuläflig, wenn 
er geitorben oder verichollen iſt 
und eine Eintragung in das 
Grundbuch, die derzuſtimmung 
des Eigenthümers bedurfte, 
ſeit dreißig Jahren nicht er— 
folgt iſt. 


Derjenige, welcher das Aus— 
ſchlußurtheil erwirkt hat, er— 
langt das Eigenthum dadurch, 
daß er ſich als Eigenthümer in 
das Grundbuch eintragen läßt. 


Iſt, vor der Erlaſſung des 
Ausſchlußurtheils ein Dritter 
als Eigenthümer oder wegen 


des Eigenthums eines Dritten 





ein Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit des Grundbuchs ein= 
getragen worden, jo wirft das 
Urtheil nicht gegen den Dritten. 


$928. Das Eigenthum an 
einem Grundſtücke fann Das 
Durch aufgegeben werden, DaB 
der Eigenthümer den Der: 
zibt dem Grundbuchamte 
gegenüber erflärt und der Ver— 
ziht in das Grundbuch einge: 
tragen wird. 


Das Recht zur Aneignung 
des aufgegebenen Grundſtücks 
fteht dem Fiskus des Bundes- 
ſtaats zu, in deſſen Gebiete das 
Grundſtück liegt. Der Fisfus 
erwirbt das Eigenthun dadurch), 
daß er ich als Eigenthümer in 
das Grundbuch eintragen läßt. 


III.: 


Dritter Titel. 


Erwerb und Derluft des 
Eigenthums an beweglichen 
Sachen. 


I. Uebertragung. 


— Zur Uebertragung 
des Eigenthums an einer be— 
weglichen Sache iſt erforderlich, 
daß der Eigenthümer die Sache 
dem Erwerber übergibt und 
beide darüber einig ſind, daß 
das Eigenthum übergehen ſoll. 
Sit der Erwerber im Beſitze 
der Sache, jo genügt die Einig- 
ung über den Uebergang des 
Eigenthums. 

8930 Iſt der Eigenthümer 
im Befibse der Sache, 
die Uebergabe dadurch erſetzt 
werden, daß zwiſchen ihm und 
dem Erwerber ein Rechtsver— 
hältniß vereinbart wird, ver— 


möge deſſen der Erwerber den | 


en u erlangt. 
it ein Dritter im 


Behbe | “ ee jo fann die | 
Uebergabe dadurch erießt wer= | 


den, daß der Eigentbiümer dem 
Erwerber den Aniprub auf 
Herausgabe der Ei abtritt. 


932. Durch eine nach $929 | 


erfolgte Veräußerung wird 
der Erwerber aud dann Eigen: 
thümer, wenn die Sache nicht 
dem Veräußerer gehört, es jei 


denn, daß er zu der Zeit, zu | 


der er nach diejen VBorjchriften 
das Eigenthu merwerben wiirde, 
niht in qutem Glauben ilt. 
In dem Falle des 8 929 Sat 2 


\ 





jo fann | 





ı erlangt, 
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gilt dies jedoh nur dann, 
wenn der Erwerber den Be: 
In von dem Veräußerer erlangt 
atte. 

Der Erwerber ift nit in 
gutem Glauben, wenn ihm be: 
fannt oder in Folge grober 
Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, 
daß die Sache nicht dem Ver⸗ 
äußerer gehört. 

Gehört eine nad) 
8 930 veräußerte Sade nicht 
den Veräußerer, jo wird der 
Erwerber Gigenthümer, wenn 
ihn die Sache von dem Ber: 
äußerer übergeben wird, es jei 
denn, Daß er zu dieſer Zeit 
in —— Glauben iſt. 
Gehört eine nach 

— veräußerte Sache nicht 
dem Veräußerer, jo wird Der 
Erwerber, wenn der Beräußerer 
mittelbarer Befiger der Sache 
ift, mit der Abtretung des An: 
ſpruchs, anderenfall3 dann 
Eigenthümer, wenn er den Be— 
fiß der Sache von dem Dritten 
eö jei denn, dab er 
zur eit der Abtretung oder 
des Beſitzerwerbes nit in 
gutem Glauben iſt. 

935. Der Erwerb de3 
une auf Grund der 

s 952 bis 934 tritt nicht ein, 
Denn die Sache dem Eigen: 
thümer geftoblen worden, ver= 
loren gegangen oder fonit abs 
banden gefommen war. Das 
Gleiche gilt, fall3 der Eigen— 
thümer nur mittelbarer Be— 
figer war, dann, wenn Die 
Sacde dem Befiger abhanden 
gefonmen war. 


Dieſe Borjchriften finden 
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feine Anwendung auf Geld 
oder Inhaberpapiere jowie auf 
Saben, die im Wege dfient: 
licher Verjteigerung veräußert 
werden. 


5 96. it eine veräußerte | 


Sade mit dem Rechte eines 
Dritten belaftet, fo erliicht das 
Recht mit dem Erwerbe des 
Eigenthums. In den Falle 
des 5 929 Satz 2 gilt Dies 
jedod nur Dann, wenn der 
Erwerber den Beſitz von dem 
Veräußerer erlanat batte. Er: 
folgt die Veräußerung nad 
5 330 oder war die nach $ 931 
veräußerte Sache nicht im 
mittelbaren Belige des Ver— 
äußerers, jo erliiht das Recht 


| 





des Dritten erft dann, wenn | 


der Erwerber auf Grund der 


Veräußerung den Befiß der | 


Sache erlangt. 

Das Recht des Dritten er: 
liicht nicht, wenn der Erwerber 
zu der nach Abi. 1 maßgeben— 
den Seit 
Rechtes nicht in gutem Glauben 
ut. 


Steht im Falle des $ 931 
das Recht dem dritten Beſitzer 
zu, jo erliicht es auch dem gut: 
— Erwerber gegenüber 
nicht. 


II. Erſitzung. 


3 937. Wer eine bewegliche 
Sade zehn Jahre im Eigen: 


bejige hat, erwirbt das Eigen- | 
‚ desjenigen ein, welcher fie ber: 


thum (Eriigung). _ 

. Die Erfigung iſt ausge— 
Ichlofien, wenn der Erwerber 
bei dem Erwerbe des Eigen 


in Anjebung des 











' befißer den 


befiges nicht in gutem Glauben 
it oder wenn er fpäter erfährt, 
daß ihm das Eigenthum nicht 


zuſteht. 

5 88. Hat Jemand eine 
Sache anı Anfang und anı Ende 
eines Zeitraums tm Eigenbefite 
gehabt, jo wird vermutbet, daß 
jein Eigenbefiß auch in der 
Zwiſchenzeit beitanden habe. 

59. Die Erfigung fann 
nicht beginnen und, fall fie 
begonnen bat, nicht fortgefegt 
werden, jolange die Berjährung 
des Eigenthumsanſpruchs ge— 
hemmt iſt oder ihrer Vollend— 
ung die Vorſchriften der 88 206, 


207 entgegenjteben. 


$ M0. Die Erfigung wird 
durch den Verluſt des Eigen- 
befige3 unterbrochen. 


Die Unterbrehung gilt als 
nicht erfolgt, wenn der Eigen— 
Eigenbefiß obne 
feinen Willen verloren und ihn 
binnen Jahresfriſt oder mittelft 
einer innerhalb diefer Frift er— 
bobenen Klage wiedererlangt 

t 


bat. 

$ Al. Die Erfitung wird 
unterbroden, wenn der Eigen= 
thumsanſpruch gegen den Eigen: 
befiger oder im Falle eines 
mittelbaren Eigenbeſitzes gegen 


den Beſitzer gerichtlich geitend 


gemacht wird, der ſein Recht 
zum Beſitze von dem Eigen— 
beſitzer ableitet, die Unterbrech— 
ung tritt jedoch nur zu Gunſten 


beiführt. Die für die Verjähr— 
ung geltenden Vorſchriften der 
35 209 bis 212, 216, 219, 220 
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finden entiprechende Anmwend= | 


ung. 

5 M2. Wird die Erfigung 
unterbrochen, jo fommt die big 
zur Unterb rechung verſtrichene 


Zeit nicht in Betracht; eine 
neue Erſitzung kann erſt nach 


der Beendigung der Unter— 
brechung beginnen. 

s 93. Gelangl die Sache 
durch Rechtsnachfolge in den 
Eigenbefig eine3 Dritten, jo 
fomnıt die während des Be— 
ſitzes des Rechtsvorgängers ver: 
ſtrichene Erſitzungszeit dem 
Dritten zu Statten. 

594 Die Erfigungsgeit, 
die zu Gunſten eines Erbichaft3: 


beſitzers verjtrichen ift, fonımt | 


den Erben zu Statten. 

95. Mit den Erwerbe 
des Eigenthums durch Erſitzung 
erlöſchen die an der 
Rechte 


begründeten Dritter, 


es ſei denn, daß der Eigenbe- 


jiger bei dem Erwerbe des 
Eigenbeſitzes in Anſehung diejer 
Rechte nicht in autem Glauben 


it oder ibr Beſtehen jpäter | 


erfährt. Die Erligungsfrift 
muß aub in Anſehung Des 
Rechtes des Dritten verjtrichen 
jein; die Vorſchriften der 88 
939 big 944 finden entiprechende 
Anwendung. 


III. Berbindung. Bermifchung. 
Berarbeitung. 


8 946. 
lihe Sache mit einem Grunde 
ſtücke dergeitalt verbunden, daß 
lie wejentlicher Beitandtbeit 


Bayerns Geſetze u. Gejegbüdher XKAXXIYV., 


MWird eine beweg: 





Sache vor | 
den Erwerbe des Eigenbefites | 








des Grundftüds wird, jo er— 
' ftredt ſich das Gigenthum an 
dein Grundftüd auf dieſe Sache. 
S 97. Werden bewegliche 
Sachen mit einander dergeftalt 
verbunden, daß fie wejentliche 
Beitandtbeile einer einheitlichen 
Sache werden, jo werden die 
bisherigen Eigentbiimer Mit- 
eigentbiimer diefer Sache, Die 
Antheile beſtimmen ſich nad) 
den Verbältnifje des Werthes, 
den die Sachen zur Zeit der 
Berbindung haben. 
‚ Sit eine der Sachen a 
die Hauptſache anzujehen, 
eriwirbt ihr Eigentbiimer De 


| Alleineigentbun. 


Werden bewegliche 
Sachen mit einander untrenn: 
bar vermilcht oder vermengt, 
jo finden die Vorichriften Des 
S 947 entiprehende Anwend— 
ung. 

Der Untrennbarfeit ſteht 
e3 glei), wenn die Trennung 
der vermijchten oder vermen 
ten Sachen mit unverbältnike 
mäßigen Koſten verbunden fein 
würde. 

$ 49. Erliſcht nad den 

$ 946 bis 948 das Eigentbum 
an einer Sade, jo erlölchen 
auch die jonitigen an der Sadıe 
beitebenden Rechte. Erwirbt 
der Eigentbiimer der belaiteten 
Sache Miteigentbun, jo bes 
iteben die Rechte an den Ans 
tbeile fort, der an die Stelle 
der Sache tritt. Wird der 
Eigentbümer der belaſteten 
Sade Alleineigenthümer, jo er: 
ſtrecken jich die Nechte auf die 
binzutretende Sache. 


Bd. (Reichsgeſetze XXIV. 32.) 1l 
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8 50. Wer durch Verats 


beitung oder Umbildung eines 
oder mehrerer Stoffe eine neue 
beweglihe Sade heritellt, er- 
wirbt das Eigenthbum an der 
neuen Sace, fofern nicht der 
Werth der Verarbeitung oder 
Umbildung erheblich geringer 
iſt als der Werth des Stoffes. 
Als Verarbeitung gilt auch das 
Schreiben, Beinen, Malen, 
Druden, Graviren oder eine 
— Bearbeitung der Ober: 


Eigenthbum3 an der neuen 
Sade erlöfhen die an dem 
Stoffe beftebenden Rechte. 

$ Hl. Wer in Folge der 
Vorſchriften der 88 946 bis 
950 einen Rechtöverlufterleidet, 
fann von demjenigen, zu deſſen 


Gunsten die Nechtsänderung | 


eintritt, Bergiütung in Geld 


nach den Vorichriften iiber die | 


Herausgabe einer ungerecht- 
tertigten Bereicherung fordern. 
Die Miederhberitelung des 


früheren Zuftandes kann nicht 
ı Rechtes an einer fremden Sache 
Die Vorfchriften über die | 


verlangt werden. 


Verpflichtung zum Schadens 
erſatze wegen unerlaubter Hand: 
lungen ſowie die Vorichriften 
iiber den Erſatz von Verwend— 
ungen und iiber das Recht zur 
Megnahme einer Einrichtung 
‚bleiben umberübrt. In den 
Ende der SS 946, 947 ift die 
Wegnahme nach den für das 
MWegnahmerecht des Beſitzers 


gegenüber dem Eigenthümer 


geltenden _Borichriften aud) 
dann zuläflig, wenn die Ver— 


äche. fordert werden Fann, ing 
Mit dem Erwerbe des 





bindung nicht von dem Befiger 
der Hauptſache bewirkt wor— 
den iſt. 

$ %2. Das Eigenthum an 
dem über eine Forderung aus— 
geitellten Schuldicheine fteht 
dem Gläubiger zu. Das Recht 
eined Dritten an der Forder— 
ung erjtredt ſich auf den Schuld: 
ſchein. 

Das Gleiche gilt für Ur— 


kunden über andere Rechte, 


ge⸗ 
eſon⸗ 
dere fir Hypotheken-, Grund— 
ſchuld- und Rentenſchuldbriefe. 


kraft deren eine Sein 


IV. Erwerb von Erzeugniſſen 
und ſonſtigen Bejtandtheilen 
einer Sache. 


8 93. Grzeugnifie und 
ſonſtige Beftandtheile einer 
ache gehören auch nach der 
Trennung dem Eigenthiimer 
der Sache, foweit fich nicht aus 
den $$ 954 bis 957 ein An- 

deres ergibt. 
8 954. Wer vermöge eines 


befugt ift, ſich Erzeugniſſe oder 
ſonſtige Beſtandtheile der Sache 
anzueignen, erwirbt das Eigen— 
thum an ihnen, unbeſchadet 
der Vorſchriften der 88 955 
bis 957, mit der Trennung. 

. 8.95. Wer eine Sache 
im Eigenbelige bat, erwirbt 
das Eigentbum an den Er: 
zeugnifjen und fonftigen zu 
den Früchten der Sache ge= 
börenden Beſtandtheilen, uns 


beſchadet der Borjchriften der 
88 956, 957, mit der Trenn- 
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ung. Der Erwerb iſt ausge 
ichloffen, wenn der Eigenbefiger 
nicht zum Eigenbeſitz oder ein 
anderer vermöge eines Rechtes 
an der Sahe zum Fruchtbe— 
zuge berechtigt ift und Der 
Eigenbefiger bei dem Erwerbe 
des Eigenbefiges nicht in gutem 
Glauben ift oder por der 
Trennung den Rechtsmangel 
erfährt. 

Dem Eigenbefiger ftebt der- 
jenige gleich, welcher die Sache 
zum Zwecke der Ausübung 
eine? Nubungsrechts an ihr 
befigt. 

uf den Gigenbefiß und 
den ihm gleic eitellten Beſitz 
findet die Vorichrift des 8 940 
Abi. 2 entiprechende Anwend— 
ung. 

$ 956. Geitattet der Eigen: 
thiimer einem Anderen, ſich 
Erzeuanifje oder jonjtige Be— 
ftandtheile der Sache ans 
zueignen, jo erwirbt dieſer das 
Eigentbun an ibnen, wenn 
der Beſitz der Sache ihm übers 
lafien ift, mit der Trennung, 
anderenfall3 mit der Beſitzer— 
greifung. Sit der Eigentbitmer 
au der Geſtattung verpflichtet, 
o kann er fie nicht widerrufen, 
folange fich der Andere in dem 
ibm überlafienen Beſitze der 
Sache befindet. 





Das Gleiche gilt, wenn die 


Geftattung nicht von dem Eigen: 
tbiimer, jondern von einem 
Anderen auögebt, dem Erzeug— 
niſſe oder ſonſtige Beitandtbeile 
einer Sache nad) der Trenn— 


ung gebören. J 
8 %7. Die Vorſchriften 


des 8 956 finden auch dann 
Anwendung, wenn derjenige, 
welcher die Aneignung einem 
Anderen geſtattet, hierzu nicht 
berechtigt iſt, es ſei denn, daß 
der Andere, falls ihm der Be— 
ſitz der Sache überlaſſen wird, 
bei der Ueberlaſſung, anderen— 
falls bei der Ergreifung des 
Beſitzes der Erzeugniſſe oder 
der ſonſtigen Beſtandtheile nicht 
in quten Glauben iſt oder 
vor der Trennung den Rechts 
mangel erfährt. 


V. Aneignung. 


HS. Wer eine herren: 
(oje bewegliche Sache in Eigen= 
befiß nimmt, erwirbt Das 
Eigenthum an der Sache. 

Das Eigenthum wird nicht 
erivorben, wenn die Aneignung 
gejeßlich verboten ilt oder wenn 
durch die Belißergreifung das 
Aneignungsrecht eines Anderen 
verlett wird. 

8 99. Cine bewegliche 
Sache wird herrenlos, wenn 
der Eigentbiimer in der Ab— 
jiht, auf das Eigentbum zu 
verzichten, den Beſitz der Sache 
aufgibt. 

$ 960. Wilde Thiere find 
berrenlos, folange fie jih in 
der Freiheit befinden. Wilde 
Thiere in Thiergärten und 
Fiſche in Zeichen oder anderen 
aeichlofienen Privatgewäſſern 
find nicht herrenlos. 

Erlangt ein gefangenes 
wildes Thier die Freiheit wieder, 
jo wird e3 bherrenlos, wenn 
niht der Eigenthümer das 

11* 
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Thier unverzüglib verfolgt | Eigenthun und die jonitigen 


oder wenn er Die Verfolgung 
aufgibt. — 
Ein gezähmtes Thier wird 
herrenlos, wein es Die Ge— 
wohnheit ablegt, an den ihm 
beſtimmten Ort zurückzukehren. 
Zieht ein Bienen— 
ſchwarm aus, jo wird er herren: 
[08, wenn nicht der Eigen 
tbiimer ihn unverzüglich ver— 
folgt oder wenn der Eigen= 
une die Verfolgung auf: 
gibt. 
$ 92. Der Eigentbiimer 
des Bienenſchwarmes darf bei 
der Verfolgung fremde Grund: 
ftüde betreten. Sit der 
Schwarn in eine fremde nicht 
bejette Bienenwohnung einge— 


zogen, jo darf der Eigenthünter 


des Schwarmes zum Zwecke 
des Einfangens die Wohnung 
öffnen und die Waben heraus 
nehmen oder berausbrechen. 
Er hat den entitehenden Scha: 
den zu erjegen. 

8 963. Bereinigen fich aus: 
gezogene Bienenjchwärme meb- 
rerer Eigentbiimer, jo werden 





die Eigenthiimer, welche ibre 


Schwärme verfolgt haben, Mit: 
eigenthümer des eingefangenen 
Geſammtſchwarmes; die An— 


theile bejtimmen ſich nad der | 


Zahl der verfolgten Schwärme. 
5 964. Iſt ein Bienen- 


ſchwarm in eine fremde beſetzte 


Bienenwohnung eingezogen, ſo 
erſtrecken ſich das Eigenthum 
und die ſonſtigen Rechte an 
den Bienen, mit denen die 


Wohnung beſetzt war, auf den 


eingezogenen Schwarm. Das 





Rechte an dem, eingezogenen 
Schwarme erlöſchen. 


VI Fund, 


$ 95. Wer eine verlorene 
Sache findet und an fih nimmt, 
bat dem Verlierer oder dem 
Eigenthiimer oder einem ſon— 
tigen Gmpfangsberechtigten 
unverzüglich Anzeige zu macen. 

Kennt der Finder die Em: 
pfangsberechtigten nicht oder 
ift ibm ihr Aufenthalt unbe= 
fannt, jo bat er den Fund und 
die Umftände, welche für die 
Ermittelung der Empfangsbe- 


rechtigten erbeblich jein fünnen, 


unverzüglich der Bolizeibehörde 
anzuzeigen. Sit die Sache nicht 
mehr als drei Mark werth, jo 
bedarf e8 der Anzeige nicht. 

> 6. Der Finder ift zur 
Verwahrung der Sache ver= 
pflichtet. 

Iſt der Verderb der Sache 
zu beiorgen oder iſt die Auf- 
bewabhruna mit unverhältniß— 
mäßigen Koften verbunden, jo 
bat der Finder die Sache öffent— 
lich verjteigern zu lafien. Vor 
der ———— iſt der Poli— 
eibehörde Anzeige zu machen. 

er Erlös tritt an die Stelle 
der Sache. 

$ 97. Der Finder iſt be: 
rechtigt und auf Anordnung 
der Bolizeibehörde verpflichtet, 
die Sache oder den Berfteiger: 
ungserlög an die Bolizeibehörde 
abzuliefern. 

s 968. Der Finder hat nur 
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Vorſatz und grobe Fahrläſſig— 
feit zu vertreten. 

8 . Der Finder wird 
durch Die Herausgabe der Sache 
an den Verlierer auch den ſon— 
ftigen 
gegeniiber befreit. 


8 970. Macht der Finder 
zum 
oder Erhaltung der Sache oder 
zum Zwecke der Ermittelung 
eined Empfangsberechtigten 
Aufwendungen, Die er den 
Umjtänden nach fir erforder= 
lih halten darf, fo kann er 
von dem Enipfangsberechtigten 
Erſatz verlangen. 


8 91. 
von dem Empfangsberedhtigten 
einen inderlohn verlangen. 
Der Finderlohn beträgt von 
denn Werthe der Sache bis 
zu dreihundert Mark fiinf vom 
Hundert, von dem Mehrwerth 
eins vom Hundert, bei Thieren 
eins vom — Hat die 
Sache nur für den Empfangs— 


berechtigten einen Werth, jo iſt 


der Finderlohn nad billigen 
Ermeſſen zu bejtimmen. 

Der Anſpruch iſt ausge— 
ſchloſſen, wenn der Finder die 


Anzeigepflicht verletzt oder den 


Fund auf Nachfrage verheim— 


Empfangsberechtigten 


Biuede der Verwahrung  ngemeldet hat 


| 
| 


) 
N 
| 





898. Mit dem Ablauf 
eines Jahres nach der Anzeige 
des Fundes bei der Polizeibe: 
börde erwirbt der Finder das 
Eigenthum an der Sadıe, e3 
jei denn, daß vorher ein Em— 
pfangsberechtigter dem Finder 
befannt geworden ift oder fein 
Recht bei der Bolizeibehörde 
Mit dem Er: 
werbe des Eigenthums erlöſchen 
die jonftigen Rechte an der 
Sadıe. 

Sit die Sache nicht mehr 
al3 drei Mark wertb, jo be= 


' ginnt die einjährige Frift mit 


' dem 


unde. Der Finder er— 


wirbt das Eigenthum nicht, 


Der Finder fann | 





lıcht. 
8 972. Auf die in den 88 
370, 971 beftimmten Anjprüce 


finden die für die Anſprüche 
des Beſitzers gegen den Eigen: 
thümer wegen Berwendungen 
geltenden Borichriften der 88 
1000. bi3 1002 entjprechende 
Anwendung. 


f 
| 
' 


wenn er den Fund auf Nach— 
frage verheimliht. Die An: 
meldung eines Rechtes bei der 
Polizeibehörde fteht dem Er— 
werbe des Eigenthums nicht 
entgegen. 

5 974. Sind vor dem Ab: 
laufe der einjährigen Friſt Em— 
pfangsberechtigte dem Finder 
befannt geworden oder haben 
fie bei einer Sache, die mehr 
al3 drei Marf wertb it, ihre 
Rechte bei der PVolizeibehörde 
rechtzeitig angemeldet, jo kann 
der Finder Die Empfangsbes 
rechtigten nach den Vorichriften 
de3 $ 1003 zur Erklärung über 
die ihm nad den 88 970 bis 
972 zuftehenden Anſprüche auf⸗ 
fordern. Mit dem Ablaufe der 
für die Erklärung beſtimmten 
get erwirbt der Finder das 

igenthum und erlöichen Die 
ſonſtigen Rechte an der Sache, 
wenn nicht die Empfangsbe— 
rechtigten fich rechtzeitig zu Der 
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reit erflären. 

$ 975. Durch die Abliefer- 
ung der Sache oder des Ver— 
jteigerungserlöjes an die Poli— 


zeibehörde werden Die Mecte 
des Finders nicht berührt. Läßt 


die Polizeibehörde die Sache 
veriteigern, jo tritt der Erlös 
an die Stelle der Sache. Die 
Polizeibehörde darf die Sache 
oder den Erlö nur mit Zus 
ftimmung des Finders einem 
—— — heraus⸗ 
geben. 

$ 976. Verzichtet der Finder 
der Wolizeibehörde gegeniiber 
auf das Recht zum Erwerbe 
des Eigenthums an der Sadıe, 
jo gebt jein Recht auf die Ge: 
meinde des Fundort3 über. 


Hat der Finder nad der 
Ablieferung der Sache oder des 


PVerfteigerungserlöjes an Die 
Bolizeibehörde auf Grund der 
Vorſchriften der 88 973, 974 
das Eigenthum erworben, jo 
eht es auf die Gemeinde des 
undort3 über, wenn nicht der 
Finder vor dem Ablauf einer 
ihm von der Bolizeibehörde be= 
ftimmten Friſt die Herausgabe 
verlangt. 
s 977. Wer in 
Vorſchriften der 88 
976 einen Rechtsverluſt erleidet, 


olge der 
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78, 974, 


fann in den Fällen der 88 973, 


974 von den Finder, in Den 
Fällen des $ 9/6 von der Ge: 
meinde des Fundort die Her— 


ausgabe des durch Die Rechts- 
—— Erlangten nach den | 
te 


Vorſchriften iiber die Heraus: 
gabe einer 1ngerechtfertigten 





Bereicherung fordern. Der Au⸗ 
ſpruch erlifcht mit den Ablaufe 
von drei Jahren nad) dem 


—— des Eigenthums 


auf den Finder oder die Ge— 
meinde, wenn nicht Die gericht— 
lihe Geltendmachung vorher 
erfolgt. 
898 Wer eine Sade 
in den Geihäftsräumen oder 
den Beförderungsmitteln einer 
öffentlichen Behörde oder einer 
dem öffentlichen Verfehre die— 
neuden Verkehrsanſtalt findet 
und an ſich nimmt, bat die 
Sache unverzüglich an die Bes 
hörde oder die Verkehrsanſtalt 
oder an einen ihrer Angeitellten 
abzuliefern. Die Borjchriften 
der 88 965 bie 977 finden feine 
Anwendung. 

$ 979. Die Behörde oder 
die Perfehrsanftalt fann Die 
an fie abgelieferte Sache dffent= 
lih verjteigern laflen. Die 
Öffentlihen Behörden und die 
Berkehrsanitalten des Reichs, 
der Bundesftaaten und der 
Gemeinden fönnen die Ver— 
fteigerung durch einen ihrer 
Beamten vornehmen laflen. 

Der Erlös tritt an die 


Stelle der Sade. 


82880. Die PVeriteigerung 
ift erſt zuläſſig, nachdem Die 
Empfangsberehtigten in einer 
Öffentlihen Bekanntmachung 
des Fundes zur Anmeldung 
ihrer Rechte unter Beltimmung 
einer Frift aufgefordert worden 
Jind und die Friſt veritrichen 
iſt; fie ift unzuläffig, wenn 
eine Anmeldung rechtzeitig ers 


folgt iſt. 


IV. Titel: Anfprühe aus dem nn REINE AR DERE SHNLDRmE:_ _.SEDR 


Die Bekanntmachung ie Bkanntnrachumg IE 1 Des. — 
nicht erforderlih, wenn Der 
Berderb der Sache zu beforgen 
oder die Aufbewahrung mit 
unverhältnigmäßigen often 
verbunden it. 

981. Sind feit den Ab— 
laufe der in der öffentlichen 
Bekanntmachung beftimmten 
Friſt Drei Jahre veritrichen, jo 
räflt der Verſteigerungserlös, 
wenn nicht ein Empfangsbe: 
rechtigter jein Recht angemeldet 
bat, bei Reichsbehörden und 
Reichsanftalten an den Reichs⸗ 
fiskus, bei Yandesbehörden und 
Randesanftalten an den Fiskus 
des Bundesjtaats, bei Ge: 
meindebehörden und Gemeinde: 
anftalten an die Gemeinde, bei 
Berfehrsanitalten, die von einer 
Privatperſon betrieben werden, 
an Dieje. 

Fit die Berfteigerung ohne 
die dffentliche Bekanntmachung 
erfolgt, ſo beginnt Die drei— 
jährige Friſt erit, nachdem die 
Empfangsberectigten in einer 
Öffentlihen Belanntmachung 
des Fundes zur Anmeldung 
ihrer Rechte aufgefordert wor- 
den find. Das Gleiche gilt, 
wenn gefundenes Geld abge 
— worden iſt. 

Die Koſten werden von dem 
herauszugebenden Betrag ab— 
gezogen: 

$ 982. Die in den $$980, 
981" vorgejchriebene Befannt⸗ 
machung erfolgt bei Reichsbe— 
hörden und Reichsanſtalten 


nach den von dem Bundesrath, 


in den übrigen Fällen nach 
den von der Centralbehörde 
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des Bundesſtaats erlaſſenen 
Vorſchriften. 

$ 988. Sit eine öffentliche 
Behörde im Befit einer Sache, 
zu deren Herausgabe fie vers 
pflichtet ift, ohne daß die Ver: 
pflihtung auf Vertrag beruht, 
fo finden, wenn der Behörde 
der Empfangsberechtigte oder 
defien Aufenthalt unbekannt 
iſt, die Borichriften der SS 979 
biß 982 entiprechende Anwend: 


un 
& 98. Wird eine Sache, 
die jo lange verborgen gelegen 
hat, daß der Eigenthümer nicht 
mehr N ermitteln iſt (Schaß), 
entdeckt und in Folge der Ent— 
defung in Beiig genommen, 
jo wird das Ei igenthum zur 
Säle von den Entdeder, zur 
älfte von dem Eigenthümer 
der Sache erivorben, in welder 
der Schatz verborgen war. 


Vierter Titel, 


Ansprüche aus dem Eigen- 
thume. 


5 985. Der Eigenthümer 
kann von dem Beſitzer die 
Herausgabe der Sache ver— 
langen. 

S 986. Der Beliter kann 
die Herausgabe der Sache ver= 
weigern, wenn er oder Der 
mittelbare Befiger, von dem 


er jein Rebt zum Beſitz ab: 


leitet, den Eigenthünter gegen: 
iiber zum Belige berechtigt iſt. 

jt der mittelbare Beliger dem 
Eigenthümer gegenüber zur 
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Ueberlafiung des Belites an 


den Beliger nicht befugt, jo | 


kann der Eigenthiimer von dent 
Belißer Die Herausgabe der 
Sade an den mittelbaren Be— 
fiter oder, wenn dieſer den 
Beſitz nicht twiederiibernehmen 
kann oder will, an jich jelbit 
verlangen. 

Der Beliter einer Sadıe, 
die nach $ 931 durch Abtretung 
des Anſpruchs auf Herausgabe 
veräußert worden ijt, fann dem 
neuen Eigenthümer die Ein= 
wendungen entgegenjeßen, 
welche ihm gegen den abge= 
tretenen Anspruch zustehen. 


Eigenthiimer die Nußungen 
herauszugeben, die er nach dem 
et der Rechtshängigkeit 
zieht. 


Zieht der Beſitzer nach dem 
Einkritte der Rechtshängigkeit 


Nutzungen nicht, die er nach 
den Regeln einer ordnungs— 
mäßigen Wirthſchaft 
könnte, jo iſt er dem Eigen— 


thümer zum Erſatze verpflichtet, io finden die Vorſchriſten des 


joweit ihm ein Berfchulden zur 
Laſt fällt. 


zieben | 


II. Abſchnitt: Eigenthum. 


| 


abe einer ungerectfertigten 
ereiherung verpflichtet. 
8 989. Der Beliger iſt von 


dem Eintritteder Rechtshängig— 





598. Hat ein Beliker, 
der die Sache als ihm gehörig 


oder zum Zwede der Ausiibung 
eines ihm in Wirklichkeit nicht 
zustehenden Nußungsrecht3 an 


feit an dem Eigenthümer fir 
den Schaden verantwortlich, 
der dadurch entiteht, Daß in 
Solge jeines Verſchuldens Die 

ache verjchlechtert wird, unter⸗ 
geht oder aus einen anderen 
Grunde von ihm nicht heraus— 
gegeben werden fann. 

IM. War der Befiter 
bei dem Erwerbe des Befites 
nicht in gutem Glauben, fo 
haftet er dem Eigenthümer von 
der Beit des Erwerbes an nad 


8 987. Der Beſitzer hat dem | Den 53 987, 989. Crfährt der 


Beſitzer Später, dab er zum 


Beſitze nicht bereihtigt ift, jo 


haftet er in gleicher Weiſe 
von der Erlangung der Kennt— 
niß an. 

Eine weitergehende Haftung 
des Belißerd wegen Verzugs 
bleibt unberührt. 

$ 91. Leitet der Beſitzer 
das Recht zum Beſitze von 
einem mittelbaren Beliger ab, 


8 990 in Anſehung der Nuß: 


ungen nur Anwendung, wenn 


die Vorausjegungen des $ 990 
auch bei dem. mittelbaren Be: 
figer vorliegen oder dieſem 


‚ gegenüber die Recht3hängigfeit 


der Sache befitt, den Beliß 
unentgeltlich erlangt, jo it er 


dem Eigenthiimer gegenüber 
zur Herausgabe .der Nußungen, 
die er vor dem Eintritte der 
Rechtshängigfeit zieht, nach den 


Borichriften iiber die Heraus: | 


eingetreten iſt. 

War der Beliker bei dem 
Erwerbe des Belites in gutem 
Glauben, jo bat er gleichwohl 
von dem Erwerb an den im 
8 989 bezeichneten Schaden 
den Eigenthum gegenüber in 
joweit zu vertreten, als er dem 


IV. Titel: Anjprüche 


mittelbaren Beſitzer verant: 


wortlich ift. 
8 92. Hat ſich der, Be— 
figer durch verbotene Eigen 


bare Handlung den Beſitz ver— 


aus dem Eigenthume. 
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wendungen, jo beſtimmt fich 
die Erſatzpflicht des Eigen— 
thümers nach den Vorſchriften 


über die Beſchäftsführung ohne 
macht oder durch eine ftraf: 


ichafft, jo baftet er dem Eigen= | 
tbümer nah den Borichriften 


iiber den Schadenderjak wegen 
unerlanbter Handlungen. 

9%. Liegen die in den 
ss 987 bis 992 bezeichneten 
Vorausfegungen nicht vor, jo 
bat der Beſitzer die gezogenen 
Früchte, fjoweit fie nach den 
Segeln einer ordnungsmäßigen 
MWirtbibaft nicht ald Ertrag 
der Sache anzufeben find, nad) 
den Vorjchriften iiber die Her: 
ausgabe einer ungerechtfertig- 
ten Bereicherung herauszu— 
geben; im Uebrigen iſt er weder 
zur Herausgabe von Nußungen 
noch zum Schadenderfaße ver— 
pflichtet. 

Für die Zeit, für welche 
dem Beſitzer die Nutzungen 
verbleiben, finden auf ihn die 
Borichriften des 8 101 Ans 
wendung. 

Ss 99. Der Beliger fann 
fitr Die auf die Sache gemachten 
nothwendigen Verwendungen 
von dem Eigenthümer Eriaß 
verlangen. Die gewöhnlichen 
Erhaltungskoſten find ibm je= 
doch für Die Zeit, für welche 
ihm die Nußungen verbleiben, 
nicht zu erjeßen. 

Macht der Beliker nad) 
dem Eintritte der Rechtshängig— 
keit oder nach dem Beginne 
der im 


8 990 beſtimmten 





Haftung nothwendige Vers 


Auftrag. 
8 Bu den notbwen= 
digen Berwendungen im Sinne 
des 5 994 gebören auch die 
Aufwendungen, die der Beſitzer 
zur Beitreilung von Laſten der 
Sache madt. Für die Zeit, 
fiir welde dem Beſitzer die 
Nußungen verbleiben, find ihm 
nur die Aufwendungen für 
folhe außerordentliche Laſten 
zu eriegen, Die als auf den 
Stammmertb der Sache gelegt 


anzuſehen find. 


S 99%. Für andere al3 notb: 
wendige Verwendungen Fann 
der Beliker Erjaß nur injo: 
weit verlangen, al3 fie vor dent 
Eintritte der Rechtshängigfeit 
und vor dem Beginne der im 
$ 990 beitimmten Haftung ges 
macht werden und der Werth 
der Sache durch fie noch zu 
der Zeit erböbt ift, zu welcher 
der Eigentbüner die Sache 
wiedererlangt. 

8 97. Hat der Beliker 
mit der Sache eine andere 
Sache als weſentlichen Be: 
ſtandtheil verbunden, ſo kann 
er ſie abtrennen und ſich an— 
eignen. Die Vorſchriften des 
$ 258 finden Anwendung. 

Das Recht zur Abtrennung 
it ausgeichloffen, wenn der 
Beliger nah 8 994 Abi. 1 
Sat 2 für die Verwendung 
Erſatz nit verlangen fann 
oder die Abtrennung für ihn 
feinen Nutzen bat oder ihm 
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mindeſtens der Werth erjett 
wird, den der Beſtandtheil nach 
der Abtrennung für ihn haben 
wiirde, 

s 998. 
ſchaftliches Grundſtück heraus 
zugeben, ſo hat der Eigenthümer 
die Koſten, die der Beſitzer auf 
die noch nicht getrennten, je— 
doch nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirthſchaft 
vor dem Ende des Wirth— 
ſchaftejahres zu trennenden 
Früchte verwendet hat, inſo— 
weit zu erſetzen, als ſie einer 
ordnungsmäßigen Wirthſchaft 
entſprechen und den Werth 
dieſer Früchte nicht über— 
ſteigen. 

s 999. Der Beſitzer kann 
für die Verwendungen eines 


Borbefigers, deſſen Rechtsnach⸗ 
folger er geworden ift, in dem= | 
jelben Umfang Erſatz verlangen, 


in welchem ihn der Borbefißer 

fordern fünnte, wenn er Die 

Sache herauszugeben hätte. 
Die Berpflichtung des Eigen: 


Iſt ein landwirthe 


III. Abſchnitt: Eigenthum. 





thümers zum Erſatze von Ver- 
wendungen erſtreckt ſich auch 


auf die Verwendungen, Die ger 
macht worden ſind, bevor er | 


da3 Eigenthum erworben bat. 

8 1000. 
die Herausgabe der Sache ver— 
iweigern, bis er wegen der ihm 


zu erjeßenden Verwendungen 


befriedigt wird. Das Zurück— 
behaltungsrecht jtebt ihm nicht 


eine vorjätlich begangene uns 
erlaubte Handlung erlangt bat. 

s 1001. Der Beliger fann 
den Anſpruch auf den Erjas 


Der Beliter fann | 





der Berwendungen nur geltend 
machen, wenn der Eigenthümer 
die Sache wiedererlangt oder 
die Verwendungen genehmigt. 
Bis zur Genehmigung Der 
Verwendungen faun fich der 
Eigentbiimer von dem Anz 
jpruce dadurc befreien, daß 
er Die wiedererlangte Sache 
zurüdgibt. Die Genehmigung 
ilt als ertbeilt, wenn der 
igentbiimer die ihm von dem 
Beliger unter Vorbehalt des 
Anſpruchs angebotene Sache 
annimmt. 
8 12. Gibt der Beſitzer 
die Sache dem Eigenthümer 
heraus, ſo erliſcht der Anſpruch 
auf den Erſatz der Verwend— 
ungen mit dem Ablauf eines 
Monats, bei einem Grund— 
ftüfe mit dem Ablaufe von 
ſechs Monaten nach der Heraus: 
gabe, wenn nicht vorber die 
erichtliche Geltendmachung ers 
olgt oder der Eigenthümer 
die Verwendungen genehmigt. 
Auf dieje Friſten finden die 
für die Verjährung geltenden 
Vorichriften der 88 203, 206, 
207 entiprechende Anwendung. 
$ 1008. Der Belißer fanıı 
den Eigentbiimer unter Ans 
gabe des als Erfag verlangten 
Betrags auffordern, ſich innere 
halb einer von ihn: beitimmten 
angemefjenen Friſt dariiber zu 
erflären, ob er die Verwend— 


ungen genehmige. Nach dem 
zu, wenn er die Sade durch 


Ablaufe der Friſt it der Be— 
iger berechtigt, Befriedigung 
aus der Sache nach den Vor— 
ichriften itber den Pfandver— 
fauf, bei einen Grundftüde 


IV. Titel: Anſprüche aus dem Eigenthume. 


nac den Vorichriften tiber Die 
a rg in dag un: 
bewegliche Vermögen zu juchen, 


| früberen 


wenn nicht Die Genehmigung | 


rechtzeitig erfolgt. 

eitreitet der Eigenthümer 
den Auſpruch vor dem Ablaufe 
der Friſt, ſo kann ſich der Be— 
ſitzer aus der Sache erſt dann 
befriedigen, wenn er nach rechts⸗ 
kräftiger Feftitellung des Be⸗ 
trag der Verwendungen Den 
Eigenthümer unter Beſtimm— 


ung einer angemeſſenen Friſt 


zur Erklärung aufgefordert hat 
und Die Friſt veritrichen ilt; 
das Recht auf Befriedigung 
aus der Sache ift ausgeſchloſſen, 
wenn die Genehmigung recht= 


zeitig — 

51 Wird das Eigen— 
thum ne "anderer Meile als 
durch Entziehung oder Vor— 
enthaltung des Veritses beein: 
trächtigt, jo kann der Eigen- 
tbiimer von den Störer Die 
Bejeitigung der Beeinträchtigs 
ung, verlangen. Sind weitere 
Beeinträhtiqungen zu bejorgen 
jo fann der Eigenthiimer auf 
Unterlajjung lagen. 

Der Anſpruch ift ausge 
ichlofien, wenn der&igentbiimer 
zur Duldung verpflichtet iſt. 

N Befindet fih eine 
Sache auf einem Grundftüde, 
da3 ein Anderer al3 der Eigen= 
thümer der Sache beſitzt, jo 
ſteht dieſem gegen den Beſitzer 
des Grundſtücks der im $ 867 
beſtimmte Anipruch zu. 

1006. Bu Guniten des 
Beſitzers einer beweglichen 
Sache wird vermuthet, daß er 
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Eigentbümer der Sache jei. 
Dies gilt jedoch nicht einem 
Beſitzer gegenüber, 
dem dDieSache geitobhlen worden, 
verloren gegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen ilt, es ſei 
denn, daß es ſich um Geld 
oder Inhaberpapiere handelt. 

u Gunften eines früberen 
Befigers wird vermutbet, daß 
er während der Dauer feines 
SE NEE DE ONE 


geweſen jet. 


a alle eines mittelbaren 
* es gilt die Vermuthung 
für den mittelbaren Beſitzer. 

8 . Wer eine beweg= 
lihe Sache im Beſitze gebabt 
bat, fann von dem Seliber 
die Herausgabe der Sache ver: 
langen, wenn Diejer bei dem 
Erwerbe des Beſitzes nicht in 
gutem Glauben war. 

Sit die Sache dent früheren 
Befiger geitohlen worden, ver: 
loren gegangen oder jonit ab= 
handen gefommen, jo fann er 
die Herausgabe auch von einen 
gutgläubigen Beſitzer vers 
langen, er jei denn, dab dieſer 
ler der Sache iſt oder 
die Sache ihm vor der Beliß: 
zeit des früheren Beſitzers ab: 
handen gekommen war. Auf 
Geld und Inhaberpapiere findet 
dieſe Vorſchrift feine Amwend: 
ung 

"der Anipruch ift ausge 
Ichlojien, wenn der friihere Be— 
fiter bei den Erwerbe des 
Belitesnicht in gutem Glauben 
war oder wenn er den Beſitz 
aufgegeben hat. Im Uebrigen 
finden die Vorſchriften der 
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88 986 bis 1003 entiprechende | 


Anwendung. 
Fünfter Titel. 
Miteigenthum. 


8 1008. Steht das Eigen— 
tbum an einer Sache Mebreren 
nach Bruchtbeilen zu, jo gelten 
Die — der 88 1009 
bi3 011 

8 1009. Die gemeinschaft 
liche Sade fann auch zu 
Gunſten eines 
thümers belajtet werden. 

Die Belaftung eines ge: 
meinichaftlihen Grundjtüdszu 
Gunſten des jeweiligen Eigen— 
thümers eines anderen Grund— 
ſtücks fowie die Belaftung 
eines anderen Grunditids zu 
Gunſten der jeweiligen Eigen— 
tbitmer des gemeinjcaftlichen 
Grundſtücks wird nicht dadurd) 
ausgeichlofien, dat Das andere 
Grundftiit einem Miteigen- 
thümer de3 gemeinjchaftlichen 
Grundſtücks gebört. 


IV. Abſchnitt: Erbbauredt. 


$ 1010. Haben die Mit 


| eigentbiimer eines Grundſtücks 
' die Verwaltung und Benutz— 





Miteigen: 


ung aeregelt oder das Recht. 
die Aufhebung der Gemein— 
ſchaft zu verlangen, fiir immer 
oder auf Zeit ausgeſchloſſen 
oder eine Kündigungsfrift be= 
ſtimmt, jo wirft die getroffene 
Beltimmung gegen den Sonder: 
nachfolger eines Miteigene 
thümers nur, wenn ſie als 
Belaſtung des Antheils im 
Grundbuch eingetragen iſt. 
Die in den 8 755, 7 


beſtimmten Anſprüche fünnen 








gegen den Sondernachfolger 
eines Miteigenthümers nur 
Te im gemacht werden, wenn 
ie im Grundbuch eingetragen 


$ 1011. Jeder Miteigens 
thümer fann die Anſprüche aus 
dem Eigenthume Dritten gegen: 
iiber in Anfehung der ganzen 
Sache geitend macen, den Anz 
ſpruch auf Herausgabe jedod 
nur in Gemäßheit des $ 432. 


Vierter Abjchnitt. 
Erbbaurecht. 


8 1012. Ein Grumditüd 
fann in der Weiſe belajtet 
werden, daß demjenigen, zu 
deſſen Sunften die Belaſtung 
erfolgt, das veräußerliche und 
vererbliche Recht zuitebt, auf 
oder unter der Oberfläche des 
Grundftüid? ein Bauwerk zu 
baben (Erbbauredt). 


8 1013. Das Erbbauredht 
fann auf die Benugung eines 
für das Bauwerk nicht erfor= 
derlihen Theiles des Grunde 
ſtücks erjtredt werden, wenn 
fie für die Benußung Des 
Bauwezts — bietet 

8 1014. Die Beichräntung 


ı des Erbbaureht3 auf einen 


V. Abſchnitt: Dienjtbarfeiten. 


Theil eines Gebäudes, insbe— 
ſondere ein Stockwerk, iſt un— 
zuläſſig. 

$ 1015. Die zur Beſtellung 
de3 Erbbaurechts nah $ 873 | 
erforderlihe Einigung des 
Eigenthümers und des Er— 
werber3 muß bei gleichzeitiger 
Anweſenheit beider Theile vor 
dem Grundbuhamt erflärt 
iverden. 
$ 1016. Das Erbbauredt 


Fünfter 


| 
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erliicht nicht dDadurd), daß das 
Baumerf untergebt. 

$ 1017. Für das Erbbau= 
recht gelten die fich auf Grund: 
ftücfe beziehenden Vorſchriften. 

Die fiir den Erwerb- des 
Eigentbums und die Anjprüche 
aus dem Eigenthunte gelten= 
den Vorſchriften finden auf das 
— entſprechende An— 
wendung. 


Abſchnitt. 


Dienſtbarkeiten. 


Erſter Titel. 
Grunddienſtbarkeiten. 


8 1018. Ein Grundſtück 
kann zu Gunſten des jeweiligen 
Eigenthümers eines anderen 
Grundſtücks in der Weiſe be— 
laſtet werden, daß dieſer das 
Grundflück in einzelnen Be— 





ziehungen benutzen darf oder | 


daß auf dem Grunditüce ges 
wiſſe Handlungen nicht vorge 
nonımen werden Dürfen oder 
daß die Ausübung eines Rechtes 
ausgeichlofien ift, das ſich aus 
denn Eigenthbum an dem be= 


fafteten Grundftüde den ans 


deren Grundſtücke gegenüber 
ergibt (Grunddienitbarkeit). _ 

$ 1019. Eine Grunddienit- 
barleit kann nur in einer Be— 
laftung beſtehen, die für Die 
Benugung des Grunditiids 
des Berechtigten Vortheilbietet. 
Ueber das Jich hieraus ergebende 


' Mak hinaus fann der Inhalt 


der Dienftbarfeit nicht erſtreckt 


| werden 


8 1020. Bei der Ausüb- 
ung. einer Grunddienjtbarkeit 
bat der Berechtigte das unter: 
eſſe des Eigenthümers des 
belaſteten Grundſtücks thun— 
lichſt zu ſchönen. Hält er zur 
Ausübung der Dienſtbarkeit 
auf dem belaſteten Grundſtück 
eine Anlage, ſo hat er ſie in 


ordnungsmäßigem Zuſtande zu 





erhalten, ſoweit das Intereſſe 
des Eidenihůmers es — 

s 1021. Gehört zur Aus— 
übung einer Grunddienſtbarkeit 
eine Anlage auf dem belaſte— 
ten Grundſtücke, ſo kann be— 
ſtimmt werden, daß der Eigen— 
thümer dieſes Grundſtücks die 
Anlage zu unterbalten bat, jo: 
weit das Intereſſe des Verech⸗ 
tigten es erfordert. Steht 
dem Eigenthümer das Recht 
zur Mitbenugung der Anlage 
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zu, jo kann beftimmt, werden, 
daß der Berechtigte die Anlage 
zu unterhalten bat, foweit es 





für das Benützungsrecht des 
Eigenthümers erforderlich iſt. 


Auf eine ſolche Unterhalt— 
ungspflicht finden die Vor— 
ſchriften über die Reallaſten 
entſprechende Anwendung. 


dienſtbarkeit in dem Rechte, 
auf einer baulichen Anlage 
des belaſteten Grundſtücks 
eine bauliche Anlage zu hal— 
ten, ſo hat, wenn nicht ein 
Anderes beſtimmt iſt, der 
Eigentbiimer des belaſteten 
Grundſtücks ſeine Anlage zu 





der Ausübun 


unterhalten, ſoweit das Inter- 


eſſe des Berechtigten es er— 
fordert. Die Vorſchrift des 


V. Abſchnitt: Dienſtbarkeiten. 


eſchäft ausgeſchloſſen oder be— 
chränkt werden. 

s 1024. Trifft eine Grund: 
dienftbarfeit mit einer anderen 
Grunddienitbarfeit oder einem 
fonftigen Nutzungsrecht an dem 
Grundſtücke Ddergeftalt zus 
janımen, daß die Rechte neben- 


' einander nicht oder nicht voll- 


81092. Beftebt die Grund: ſtändig ausgeübt werdenfönnen, 


und haben die Necte gleichen 
Rang, ſo fann jeder Berech— 
tigte eine den Intereſſen aller 
Berechtigten nach billigem Er: 
mefjen entiprechende Regelung 
verlangen. 

8 1025. Wird das Grund: 
ſtück des Berechtigten getheilt, 
jo beiteht die Grunddienitbar: 
feit für Die einzelnen Theile 


' fort; die Ausübung ift jedoch 


8 1021 Abi. 2 gilt auch für | 


dieſe Unterbaltungspflicht. 


jeweilige Ausübung einer 
Srunddienftbarfeit auf einen 
Theil des belafteten Grund— 


ſtücks, ſo fann der Eigenthitmer | 
die Verlegung der Ausübung | 


auf eine andere, für den Be 
rechtigten ebenio geeignete 
Stelle verlangen, wenn Die 


in, Zweifel nur in der Weile 
zuläſſig, daß fie fir den Eigen: 


thümer des belafteten Grund 
s 1023. Beichränft jich die | 





Ausübung an der bisherigen 


Stelle für ihn beſonders be: 


ihwerlich ift; die Koften der 


Verlegung bat er zu tragen 
und vorzuichießen. Dies ailt 
aud) 
des Grundſtücks, auf den fich 


dann, wenn der Theil | 





die Ausübung beichränft, durch 


Rechtsgeſchäft beftimmt iſt. 
Das Recht auf die Ver— 


| 


ſtüicks nicht beichwerlicher wird. 
Gereicht die Dienftbarkeit nur 
einem der Theile zum Vor— 
theile, jo erliicht fie für Die 
übrigen Theile. 

$ 1026. Wird daß belaitete 
Grundſtück getbeilt, jo werden, 
wenn die Ausübung der Grund: 
dienitbarfeit auf einen beitimm= 
ten Theil des belafteten Grund: 
ſtücks beichränft iſt, Die Theile, 
welche außerhalb des Bereichs 
der Ausübung liegen, von der 
Dienftbarfeit frei. 

s 1027. Wird eine Grund: 
dienstbarfeit beinträcdtigt, jo 
ftehben den Berechtigten die im 
$ 1004 beftinnmten Rechte zu. 

$ 1028. Sit auf dem be= 


legung fann nicht Durch Rechts: | lafteten Grundftück eine An— 


II. Titel: Niekbraud). 


lage, durch welche die Grunds | 


dienftbarfeit beeinträchtigt wird, 
errichtet worden, jo unterliegt 


der Anipruch des Berechtigten | 


auf Bejeitigung der Beeinträch— 
tigung der Verjährung, auch 
wenn die Dienjtbarfeit im 
Grundbub eingetragen iſt. 
Mit der Verjährung des An— 
ſpruchs erlischt die Dienftbarfeit, 
joweit der Beitand der Anlage 
nit ihr in Widerſpruch ftebt. 
Die Borichriften des 8 892 
finden feine Anwendung. 
1029. Wird der Befißer 
eine3 Grundftiid3 in der Aus— 
iibung einer für den Eigen— 
thümer im Grundbuch einge: 
tragenen Grunddienitbarfeit 


I. Nießbrauch an Saden. 





aeftört, jo finden die für den 


Befigichuß geltenden Borichrif- 


ten entiprechende Anwendung, 


foweit die Dienftbarkeit inner 


balb eines Sabre vor der 


Störung, jei es auch nur ein 
mal, ausgeiibt worden it. 


Zweiter Titel. 
Nießbrauch. 
J. Nießbrauch an Saden. 


..$ 1080. Eine Sache kann 
in der Weiſe belaftet werden, 


daß derjenige, zu defien Gunz | 


ften Die elaitung erfolat, 
berechtigt ift, die Nußungen 
der Sache zu ziehen (Niehr 
braud). 

Der Nießbrauch kann durch 
den Ausſchluß einzelner Nut: 
ungen bejchränft werden. 
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s 1031. Mit dem Niekbraud) 
an einem Grundſtück erlangt der 
Nießbraucher den Niekbraud 
an dem Zubehöre nach den für 
den Erwerb des Eigenthums 
geltenden Vorſchriften des $ 926. 

> 1082. Bur Beitellung 
des Nießbrauchs an einer be= 
weglihen Sache ift erforderlich, 
daß der Eigentbiimer die Sache 
dem Erwerber itbergibt und 
beide darüber einig And. dab 
dieſem der Nießbrauch zuſtehen 
ſoll. Die Vorſchriften des $ 929 
Sat 2 und der $$ 930 bis 936 
finden entſprechende Anwend— 
ung; in den rl des 8 936 
tritt nur die Wirkung ein, daß 
der Niegbrauch dem Rechte des 
Dritten vorgeht. 

$ 1083. Der Niekbraud 
an einer beweglichen Sache 
fann durch Erfigung erworben 
werden. Die für den Erwerb 


des Eigenthums durch Erfigung 





Eigenthümer 
8 





geltenden Vorſchriften finden 
entſprechende Anwendung. 

8 10%. Der Nießbraucher 
kann den Zuſtand der Sache 
auf ſeine Koſten durch Sach— 
verſtändige feſtſtellen laſſen. 
Das gleiche Recht ſteht dem 
zu. 

8 1085. Bei dem Nieh- 
brauch an einen nbegriffe von 
Saden find der Nießbraucher 
und der Eigenthümer einander 
verpflichtet, zur Aufnahme 
eines Verzeichnifjes der Sachen 
mitzınvirfen. Das Verzeichniß 


' ift mit der Angabe des Tages 


‚ der Aufnabme zu verfeben und 


von beiden Theilen zu unter: 


' zeichnen; jeder Theil fann ver- 
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— daß die Unterzeichnung 
eier beglaubigt wird. Je— 
der Theil fann auch verlangen, 
dab das Verzeichni Durch Die 
zultändige Behörde oder durch 
einen zuftändigen Beamten 
oder Notar aufgenommen wird. 
Die Koften bat derjenige zu 
tragen und vorzufchießen, wel: 


cher die Aufnahme oder Die | 


Beglaubigung verlangt. 

$ 1086. Der Niekbraucer 
— Beſitze der Sache be— 

igt 

Er bat bei ter Ausübung 
des Nußungsrecht3die bisherige 
wirtbichaftliche 
der Sade aufrecdhtzuerhalten 
und nad den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirthichaft 
zu verfabren. 

Ss 1087. 
it nicht_berechtigt, Die Sache 
umzugeſtalten oder wejentlic) 
zu berändern. 

Der Nießbraucher 
Grundſtücks darf neue Anlagen 
zur Gewinnung von Steinen, 
Kies, Sand, Lehm, Thon, 
Mergel, Torf und jonftigen 
Bodenbeitandtheilen errichten, 
jofern nicht die wirthichaftliche 
Beftimmung des Grunditüds 
dadurch wejentlich. verändert 
wird. 


jowohl der Eigentbiimer alg der 
Nießbraucher verlangen, daß 
das Maß der Nutung und 
die Art der wirtbicaftlichen 
Behandlung durc einen Wirth: 
ihaftsplan feitageitellt werden. 
Tritt eine erhebliche Nenderung 


Beltimmung | 
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der Umftände ein, jo fann je= 
der Theil eine entiprechende 
—5— des Wirthſchafts— 
plans verlangen. Die Koſten 
hat jeder Theil zur Hälfte zu 
tragen. Das Gleiche gilt, wenn 
ein Bergwerf oder eine andere 
auf Gewinnung von Boden: 
bejtandtheilen gerichtete Anlage 
Gegenitand des Nießbrauchs iſt. 


1039. Der Nießbraucher 
erwirbt das Eigenthum auch 
an ſolchen Früchten, die er den 
Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft zumider oder, Die 
er deshalb im Uebermaße zieht, 
weil die in Folge eines be= 
jonderen Ereigniſſes nothwen— 
dig geworden iſt. Er iſt jedoch, 


unbeſchadet jeiner Veraniwori⸗ 
* ne ‚ lichkeit 
Der Niegbrauder 


für ein Berjchulden, 


verpflichtet, den Wert der 


Früchte den Eigenthiimer bei 


eineg | 





der VBeendigung des Nieß— 
brauchs zu erlegen und fir 
die Erfüllung dieſer Verpflicht= 
ung Sicherbeit zu leilten. So— 
wohl der Eigenthiimer als der 
Nießbraucher kann verlangen, 
daß der zu erſebende Betrag 
zur Wiederheritellung der Sache 
inſoweit verwendet wird, als 
es einer ordnungsmäßigen 


Wirtſchaft entipricht. 


$1088. Sit ein Wald Gegen= | 
jtand des Nießbrauchs, jo fann | 


Wird die Verwendung zur 
Wiederheritellung der Sache 
nicht verlangt, jo fällt die Er— 
jagpflicht weg, joweit durch den 
ordnungswidrigen oder Den 
übermäßigen Fruchtbezug Die 
dem Nießbraucher gebührenden 
— beeinträchtigt wer— 

en 
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s 1040. Das Recht * des 
Nießbrauchers erſtreckt fich nicht 
auf den Antheil des Eigen— 
thümers an einem Schaße, der 
in der Sache gefunden wird. 

$ 1041. Der Nießbraucher 
bat für die Erhaltung der 
Sache in ihrem wirthſchaftlichen 
Beitande zu jorgen. Ausbefjer: 
ungen und Erneuerungen liegen 
ihm nur injomweit ob, al3 fie 
zu der gewöhnlichen Unterhalt 
ung der Sache gehören. 

s 1042. Wird die Sache 
zeritört oder beichädigt oder 
wird eine außergewöhnliche 
Ausbejlerung oder Erneuerung 
der Sache oder eine Vorkehr— 
ung zum Schutze der Sache 
gegen eine nicht vorhergejehene 
Gefahr erforderlich, jo bat der 
Niegbraucher dem Eigenthiimer 
unverzüglich Anzeigezu machen. 
Das Gleiche gilt, wenn ich 
ein Dritter ein Recht an der 
Sache anmaßt. 

5 1043. Nimmt der Nieß- 
braucher eines Grundſtücks eine 
erforderlih gewordene außer- 
gewöhnliche Ausbeſſerung oder 
Erneuerung jelbit vor, jo darf 
er zu diefem Zwecke innerhalb 
der Grenzen einer ordnungs— 
mäßigen Wirthichaft auch Be- 
Itandtheile des Grundſtücks 
verwenden, die nicht zu den 
ihm gebührenden Früchten ge— 
hören. 

5 1044. Nimmt der Nieß— 
braucher eine erforderlich ge= 
wordene Ausbeſſerung oder 
Erneuerung der Sade nicht 
jelbit vor, jo hat er dem Eigen: 
thiimer die Vornahme und, 
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wenn ein Grundſtück Gegen— 
ſtand des Nießbrauchs iſt, die 
Verwendung der im $ 1043 
bezeichneten Beftandtheile des 
Grundſtücks zu geftatten. 


5 1045. Der Nießbraucher 
hat die Sache für die Dauer 
des Nießbrauch gegen Brand: 
Ihaden und fonitige Unfälle 
auf jeine Koſten unter Ver— 
iherung zu bringen, wenn Die 
Verfiherung einer ordnungs- 
mäßigen Wirthichaft entipricht. 
Die Verſicherung ift jo zu 
nehmen, daß die Forderung 
gegen den Berficherer dem 
Eigenthiimer zufteht. 

Sit die Sache bereit ver- 
fihert, jo fallen die für die 
Berficherung zu leiftenden Zahl: 
ungen dem Niebraucher für 
die Dauer des Nießbrauchs zur 
Lait, joweit er zur BVerficher- 
ung verpflichtet jein wiirde. 


5 1046. An der Forderung 
gegen den Berficherer jtebt den: 
Nießbraucher der Nießbrauch 
nach den Vorſchriften zu, die 
für den Nießbrauch an einer 
auf Zinſen ausſtehenden Forder— 
ung gelten. 

Tritt ein unter die Ver— 
ſicherung fallender Schaden ein, 
ſo kann ſowohl der Eigenthümer 
als der Nießbraucher verlangen, 


daß die Verſicherungsſummeé 





zur Wiederherſtellung der Sache 
oder zur Beſchaffung eines 
Erſatzes inſoweit verwendet 
wird, als es einer ordnungs— 
mäßigen Wirthſchaft entſpricht. 


Der Eigenthümer kann die 
Verwendung ſelbſt beſorgen 
12 
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oder dem Niekbrauder über: 
laſſen. 

_ $ 1047. Der Nießbraucher 
it dem Eigenthümer gegenüber 


verpflichtet, für die Dauer des | 
Nießbrauchs die auf der Sache 
öffentlichen Laſten 


rubenden 
mit Ausichluß der außerordent: 
lihen LZaften, die als auf den 
Stammmerth der Sache ges 
legt anzuſehen find, jowie die— 


jenigen privatrechtlichen Laſten 
zu ſchon zur 
Zeit der Beſtellung des Nieß— 


zu tragen, welche 


drauchs auf der Sache rubten, 
insbejondere die Zinſen Der 
Hypotheken⸗Forderungen und 
Grundſchulden ſowie die auf 
Grund einer Rentenſchuld zu 
entrichtenden Leiſtungen. 
81048. Sit ein Grundſtück 
ſammt Inventar Gegenſtand 
des Nießbrauchs, ſo kann der 
Nießbraucher über die einzelnen 
Stücke des Inventars inner— 
halb der Grenzen einer ord— 
nungsmäßigen Wirthſchaft ver— 
fügen. Er hat für den gewöhn— 
lichen Abgang ſowie für die 
nach den Regeln einer ord— 
nungsmäßigen Wirthſchaft aus: 


ſcheidenden Stücke Erſatz zu 


beſchaffen; die von ihm ange— 
ſchafften Stücke werden mit 
der Einverleibung in das In— 
ventar Eigenthum desjenigen, 
welchem das Inventar gehört. 

Uebernimmt der 
braucher das Inventar zum 
Schätzungswerthe mit der Ver— 


pflichtung, es bei der Beendig⸗ 
zum | 
Schäßungswertbe zurüdzuges | 
währen, jo finden die Vor- 


ung des Niekbrauchs 


Wieß- 














ſchriften der $$ 588, 589 ent— 
Iprechende Anwendung. 

$ 1049. Macht der Nieß— 
brauher VBerwendungen auf 
die Sache, zu denen er nicht 
verpflichtet iſt, jo beitimmt fich 
die Erjaßpflihbt des Eigen— 
thümers nach den VBorichriften 
iiber die Geichäftsführung ohne 
Auftrag. 

Der Niekbraucer ift be: 
rechtigt, eine Einrichtung, mit 
der er die Sache verjehen hat, 
wegzunebmen. 

81050. Beränderungen oder 


Verſchlechterungen der Sache, 


welche durch Die ordnungs= 
mäßige Ausiibung des Nieß— 
brauchs berbeigefüihrt werden, 
hat der Nießbraucher nicht zu 
vertreten: 

s 1051. Wird durch das 
Perbalten des Nießbrauchers 
die Beſorgniß einer erheblichen 
Verlegung der Rechte des Eigen— 
thümers begründet, jo fann der 
Eigenthümer Sicherheitsleiſt— 
ung verlangen. 

31052. Iſt der Nießbraucher 
zur Sicherheitsleiſtung rechts— 
kräftig verurtheilt, ſo kann der 
Eigenthümer ſtatt der Sicher— 
heitsleiſtung verlangen, daß 
die Ausübung des Nießbrauchs 
für Rechnung des Nießbrauchers 
einem von dem Gerichte zu 
beſtellenden Verwalter über: 
tragen wird. Die Anordnung 


der Verwaltung iſt nur zu— 


läſſig, wenn dem Nießbraucher 
auf Antrag des Eigenthümers 
von dem Gericht eine Friſt zur 
Sicherheitsleiſtung beſtimmt 
worden und die Friſt verſtrichen 
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it; fie ift unzuläffig, wenn 
die Sicherbeit vor dem Ab— 
laufe der Friſt geleiitet wird. 
Der Verwalter ſteht unter 
der Aufiicht des Gericht3 wie 
ein für die Zwangsverwaltung 
eines Grundſtücks beitellter 
Verwalter. Verwalter fann 
auch der Eigenthümer ſein. 
Die Verwaltung iſt aufzu— 
heben, wenn die Sicherheit 
nachträglich geleiſtet wird. 


s 1053. Macht der Nieß⸗ 
braucer einen Gebrauch von 
der Sache, zu den er nicht 
befugt it, und ſetzt er den 
Gebrauch ungeachtet einer Ab- 
mahnung des Eigenthümers 
fort, jo fann der Eigenthümer 
auf Unterlafiung Eagen. 

8 1054. Berlegt der Nieß— 
braucher die Rechte des Eigen- 
thümers in erbeblihen Maße 
und ſetzt er das verleßende 
Verhalten ungeachtet einer 
Abmahnung des Eigenthümers 
fort, fo fann der (Eigene 
tbiimer die Anordnung einer 
Verwaltung nach 8 1052 ver— 
langen. 


8 1055. Der Nießbrauder 


L. 
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.. 81056. Hat derlickbraucher 
ein Grundſtück iiber die Dauer 
des Nießbrauchs hinaus ver: 
miethet oder verpachtet, jo 
finden nad der Beendigung 
des Nießbrauchs die fiir den 
gell der Veräußerung geltenden 
Vorichriften der SS 571, 572, 


' des S 573 Saß 1 und der 








ss 574 bis 576, 579 ent- 
Iprechende Anwendung. 


Der Eigenthiimer ift be= 
rehtigt, das Mieth- oder 
Pachtverhältniß unter Ein= 
baltung der geſetzlichen Kün— 
digungsfrift zu findigen. Ver: 
zichtet der Nießbraucher auf 
den Nießbrauch, fo ift Die 
Kündigung erit von der Zeit 
an zuläflig, zu welcher der 
Nießbrauch ohne den Verzicht 
erlöichen wiirde. 

Der Miether oder der 
Pächter ift berechtigt, den Ei— 
genthiimer unter Beltimmung 
einer angemeſſenen Frilt zur 
Erflärung darüber aufzufors 
dern, ob er von dem Kündi— 
aungsrehte Gebrauch mache. 
Die Kündigung fann nur bis 


zum Ablaufe der Friit erfolgen. 


it verpflichtet, die Sache nad) 


derBeendigung des Nießbrauchs 
dem Eigenthümer zurückzu— 
geben. 

Bei dem Nießbrauch an 
einem landwirthſchaftlichen 
Grundſtücke finden die Vor— 
ſchriften der 88 591, 592, bei 


dem Nießbrauch aneinem Lande | 


gute finden die Borfcriften 
der $3 531 bi8 593 entiprechende 
Anwendung. 





$ 1057. Die Erjaßaniprüche 
des Eigenthiimers wegen Ver: 
änderungen oder Verſchlech— 
terungen der Sache, jowie die 
Aniprüche des Nießbrauchers 
auf Eriaß von Verwendungen 
oder auf Geftattung der Weg: 
nahme einer Einrichtung ver— 
jähren in ſechs Monaten. Die 
Vorſchriften des 8 558 Abi. 2, 
3 finden entiprecbende An: 
wendung. 

12* 
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$ 1058. Im Berbältnifie 
zwiichen dem Nießbraucher und 
dem Eigenthümer gilt zu 
Gunſten des Nießbrauchers der 
Beſteller als Eigenthümer, es 


V. 





ſei denn, daß der Nießbraucher 


weiß, daß der Beſteller nicht 
Eigenthümer iſt. 


8 1059. Der Nießbrauch ift | 


nicht übertraabar. Die Aus: 
übung des Nießbrauchs kann 


einem Anderen überlaſſen 
werden. 

s$ 1060. Trifft ein Niep: 
brauh mit einem anderen 


Nießbraub oder mit einem 


jonjtigen Nußgungsredht an der 


Sache dergeltalt zujanımen, 
daß die Rechte neben einander 
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an dem Fortbeitehen des Nieß— 
brauch3 bat. 

‚51064. Zur Aufhebung des 
Nießbrauchs an einer beweg— 
liben Sache durch Rechts— 
geſchäft genügt die Erklärung 
des Nießbrauchers gegenüber 


dem Eigenthümer oder dem 





nicht oder nicht vollitändig | Mit 
Nießbraucher die Rechte aus, 


ausgeübt werden können, und 
haben die Rechte gleichen Rang, 
jo findet die Vorſchrift des 
$ 1024 Anwendung. 

8 . Der Nießbrauch 


erliiht mit dem Tode des 


Nießbrauchers. Steht der 
Nießbrauch einer juriſtiſchen 
Ben zu, jo erliſcht er mit 
iejer. 


durch Nechtögeihäft aufge— 
hoben, ſo erſtreckt ſich die Auf— 
hebung im Zweifel auf den 
Nießbrauch an dem Zubehöre. 

$1063. Der Nießbrauch an 
einer bemweglihen Sache er: 
licht, wenn er mit dem Eigene 
thum in derjelben Perſon zu: 
ſammentrifft. 


r 
$ 1062. Wird der Nieß⸗ 
braud an einem Grunditüde 





Der Nießbrauch gilt, als | 
nicht erlojchen, fjoweit der &igen: | 


thümer ein rechtliche8 Intereſſe 


| 


| — Vorſchriften 


Beſteller, daß er den Nießbrauch 
aufgebe. 

1065. Wird das Recht des 
Nießbrauchers beeinträchtigt, 
ſo finden auf die Anſprüche 
des Nießbrauchers die für die 
Anſprüche aus dem Eigenthume 
ent⸗ 
prechende Anwendung.  _ 

$ 1066. Beſteht ein Nieß— 
brauch an dem Antheil eines 
Miteigentbiimers, jo übt der 


die ſich aus der Gemeinſchaft 
der Miteigentbiimer in Ans 
jehbung der Verwaltung Der 
Sache und der Art ihrer Be: 
nutzung ergeben. 

Die Aufhebung der Ge: 
meinichaft fann nur von dem 


Miteigenthümer und den Nieß— 


braucher gemeinſchaftlich ver— 
langt werden. 

Wird die Gemeinſchaft auf— 
gehoben, ſo gebührt dem Nieß— 
braucher der Nießbrauch an 
den Gegenſtänden, welche an 
die Stelle des Antheils treten. 

$ 1067. Sind verbrauchbare 
Sachen Gegenitand des Niep- 
brauchs, jo wird der Nieß— 
braucher Eigenthümer der 
Saden; nah der Beendigung 
des Nießbrauchs bat er dem 
Beiteller den Werth zu er= 
jeßen, den Die Sachen zur Beit 
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der Beitellung hatten. So: 
wohl der Beiteller als der 
Niekbraucher fann den Werth 
auf feine Roften durh Sach— 
verftändige feititellen lafien. 
Der Belteller kann Sicher— 
beit3leiitung verlangen, wenn 
der Anipruh auf Erſatz des 
Merthes gefährdet it. 


II. Nießbrauch an Rechten. 


8. 1068. Gegenitand des 
Nießbrauchs fann auch ein 
Nect fein. 

Auf den Niekbraud. an 
Rechten finden die Vorſchriften 
über den Nießbrauch an Sachen 
entiprechende Anwendung, jo= 
weit ſich nicht aus den 88 1069 
bi3 1084 ein Anderes ergibt. 

8 1069. Die Beitellung des 
Nießbrauchs an einem Rechte 
erfolgt nad) den fiir die Leber: 
tragung des Rechtes geltenden 
Vorſchriften. 

An einem Rechte, das nicht 
übertragbar iſt, fann ein Nieß— 
brauch nicht bejtellt werden. 

8 1070. Iſt ein Recht, kraft 
defien eine Xeiltung gefordert 
werden kann, Gegenitand des 
Niekbrauchs, fo finden auf das 
Rechtsverhältniß zwiichen dem 
Niekbraucher und dem Ver— 
pflichteten die Vorſchriften ent— 
jprechende Anwendung, welche 
im Falle der Uebertragung des 
Rechtes fir das Nechtsver: 
bältniß zwiichen den Erwerber 
und den Verpflichteten gelten. 

‚Wird die Ausübung, des 
Niekbrauchs nach $ 1052 einem 
Verwalter übertragen, jo ilt 
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die Mebertragung dem Ver— 
pflichteten gegenüber erit wirf- 
jam, wenn er von Der ges 
troffenen Anordnung Kennt— 
niß erlangt oder wenn ihm 
eine Mittheilung von der An: 
ordnung zugeftellt wird. Das 
Gleiche gilt von der Aufheb— 
ung der Verwaltung. 

8 1071. Ein dem Nießbrauch 
unterliegendes Recht fann 
durch Rechtsgeſchäft nur mit 
Zuſtimmung des Nießbrauchers 
aufgehoben werden. Die Zus 
ftimmung ift demjenigen gegen: 
über zu erklären, zu deſſen 
Gunſten fie erfolgt; ſie ift un— 
widerruflih. Die Vorſchrift 
des $ 876 Sat 3 bleibt une 
berührt. _ 

Das Gleiche gilt im Falle 
einer Aenderung Des Rechtes, 
fofern fie den Nießbrauch be— 
einträctigt. 

$ 1072. Die Beendigun 
des Nießbrauchs tritt na 
den PVorichriften der 88 1063, 
1064 auch dann ein, wenn das 
dem Nießbrauch unterliegende 
Recht nicht ein Recht an einer 
bewegliben Sache it. 

s1073. Dem Niegbraucher 
einer Reibrente, eines Auszugs 
oder eines Ähnlichen Rechtes 
gebühren die einzelnen Leiit= 


ungen, die auf Grund des 
Rechtes gefordert werden 
fünnen. 


$ 1074. Der Nießbraucher 
einer Forderung iſt zur Ein: 
ziehung der Forderung und, 
wenn die Fälligkeit von einer 
Kündigung des Gläubiaers 
abhängt, zur Kündigung be= 
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rechtigt. Er bat für die ord— 
a Einziehung zu 
forgen. Zu anderen Berfüg: 
ungen über die Forderung i 
er nicht berechtigt. 

$ 1075. Mit der Leiltung 
des Schuldners an den Nieß— 
braucher erwirbt der Gläubiger 
den geleifteten Gegenitand und 
der Nießbraucher den Nieß— 
brauh an dem Gegenitande. 

Werden _ verbrauchbare 
Saden geleiltet, jo erwirbt 
der Niekbrauder das Eigene 
thum; Die Vorichriften des 8 
1067 finden entiprechende Ans 
wendung. 

8 1076. Iſt eine auf Zinjen 
ausſtehende Forderung Gegen= 
ſtand des Nießbrauchs, jo gelten 
die Vorichriften der SS 1077 
bis 1079. 

8 1077. Der Schuldner 
fann das Kapital nur an den 
Nießbraucher und den Gläu- 
biger gemeinschaftlich zablen. 
Jeder von beiden, fann vers 
langen, daß an fie gemein 
Ichaftlich gezahlt wird; jeder 
fann Statt der Zahlung Die 
Hinterlegung für beide fordern. 

Der Niepbraucher und der 
Gläubiger fönnen nur gemein 
Ihaftlich fündigen. Die Kim: 
digung des Schuldners iſt nur 
wirkſam, wenn fie dem Nieß— 
brauder und den Gläubiger 
erklärt wird. 

$ 1078. ft die Forderung 
fällig, fo find der Nießbraucer 
und der Gläubiger einander 
verpflichtet, zur Einziehung 
mitzuwirken. Hängt Die Sällige 
feit von einer Kündigung ab, 
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jo fann jeder Theil die Mit- 
wirfung des anderen zur Kün— 
Digung verlangen, wenn Die 
—— der Forderung 
wegen Gefährdung ihrer Sicher⸗ 
beit nah den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Vermögens— 
verwaltung geboten ift. 

1079. Der Nießbraucher 
und der Gläubiger jind ein- 
ander verpflichtet, Dazu mitzus 


' wirfen, daß das eingezogene 





Kapital nah) den für die An— 
legung von Mündelgeld gels 
tenden Vorſchriften verzinslich 
angelegt und areingeittg dent 
Nießbraucher der Nießbrauch 
beſtellt wird. Die Art der 
Anlegung beſtimmt der Nieß— 
braucher. 
$ 1080. Die Vorſchriften 
über den Niekbraud an einer 
——— gelten auch für den 
ießbrauch an einer Grund— 
ſchuld und an einer Renten— 


uld. 

s 1081. Iſt ein Inhaber— 
papier oder ein Drderpapier, 
dad mit Blanfoindofiament 
verjehen ift, Gegenitand des 


Nießbrauchs, fo Iteht der Be— 








' fit des Papiers und des zu 


dem Bapiere gehörenden Er— 
neuerungsiheind dem Nieß— 
braucher und dem Eigenthümer 
emeinschaftlih zu. Der Be: 
iß der zu dem Papiere ge= 
börenden Zins-, Renten: oder 
Gewinnantheiljcheine jteht dem 
Niegbraucer zu. 
ur Beitellung des Nieß— 
brauchs genügt an Stelle der 
Uebergabe des Papiers Die 
Einräumung des Mitbefiges. 





— Das Papier iſt 
nebſt dem Erneuerungsſchein 
auf Verlangen des Nieß— 
brauchers oder des Eigen— 
thümers bei einer Hinter— 
legungsſtelle mit der Beſtimm— 
ung zu hinterlegen, daß die 
Herausgabe nur von dem 
Nießbraucher und dem Eigen— 
thümer gemeinſchaftlich ver— 
langt werden kann. Der Nieß⸗ 
braucer fann auch Hinterleg- 
ung bei der Neich&banf ver= 
langen. 

$ 1083. Der Niegbraucher 
und Der Eigenthümer des 
Papiers find einander vers 
pflihtet, zur Einziehung des 
fälligen Kapitals, zur Belchaff: 
ung neuer Zins-, Nenten= oder 
Geiwinnantbeilicheine jowie zu 
fonftigen Maßnahmen mitzus 
wirken, Die zur ordnungs— 
mäßigen Vermögensverwalt— 
ung erforderlich jind. 

m Falle der Einlölung 
des Papiers finden die Vor— 
ichriften des $ 1079 Anwend— 
ung. Eine bei der Einlöjung 
gezahlte Brämie gilt als Theil 
des Kapitals. 

$ 1084. Gehört ein In— 
haberpapier oder ein Order— 
papier, da3 mit Blanfoindofja= 
ment verjehen ift, nah 8 92 
zu den verbrauchbaren Sachen, 
o beiwendet ed bei den Vor— 
ihriften des $ 1067. 


III. Nießbraud an einem 
ermögen. 


s 1085. Der Nießbrauch 
an dem Vermögen einer Pers 
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jon fann nur in der Weile 
bejtellt werden, daß der Nieß— 
brauder den Niepbrauh an 
den einzelnen zu dem Ber: 
mögen gehörenden Gegen— 
ftänden erlanat. Soweit der 
Nießbrauch beftellt ift, gelten 
die Vorichriften der 88 1086 
bis 1088 


s 1086. Die Gläubiger des 
Beiteller3 fünnen, ſoweit ihre 
Forderungen vor der Beitell- 
ung entitanden find, ohne 
Rückſicht auf den Niekbrauc 
Befriedigung aus den dem 
Niekbrauch unterliegenden 
Gegenftänden verlangen. Hat 
der Niekbraucher das Eigen: 
thum an verbrauchbarenSaden 
erlangt, fo tritt an dieStelle der 
Sachen der Anſpruch des Be: 
jteller3 auf Erjat des Werthes; 
der Nießbraucher ift den Gläu— 
bigern gegenüber zum ſofor— 
tigen Erſatze verpflichtet. 

$ 1087. Der Beiteller fann, 
wenn eine vor der Beitellung 
entitandene Forderung fällig 
it, von dem Nießbraucher 
Rückgabe der zur Befriedigung 
des Gläubigerd erforderlichen 
Segenftände verlangen. Die 
Auswahl ftebt ihm zu; er 
fann jedod nur die vorzugs— 
weife geeigneten Gegenftände 
auswählen. Soweit Die zus 
rücfgegebenen Gegenitände aus: 
reichen, ift der Beſteller dem 
Nießbraucher gegenüber zur 
Befriedigung des Gläubigers 
verpflichtet. 

Der Nießbraucher kann Die 
Perbindlichfeit durch Leiſtung 
des geſchuldeten Gegenſtandes 
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erfiillen. Gehört der geichul- 
dete Gegenſtand nicht zu dem 
Bermögen, das dem Niekbraud) 
unterliegt, jo ift der Nieß— 
braucer berechtigt, zum Zwecke 
der Befriedigung des Gläu— 
biger3 einen zu dem Bermögen 
gebörenden Gegenstand zu ver— 
äußern, wenn die Befriedigung 
durch den Beiteller nicht obne 
Gefahr _ abgewartet 
fann. 
weile geeigneten Gegenitand 
auszuwählen. Soweit er zum 
Erjaße des Werthes verbraud)= 
barer Sachen verpflichtet iſt, 
darf er eine Veräußerung nicht 
vornehmen. 

8 1088. Die Gläubiger 
des "Beitellers, deren FForders 
ungen jchon zur Zeit der Be— 
ftellung verzinslib waren, 
fünnen Die BZinfen für Die 
Dauer des Nießbrauchs auch 
von dem Miekbraucher ver= 
langen. Das Gleiche gilt von 
anderen wiederfehrenden Leiit: 
ungen, Die bei ordnungs= 
mäßiger Verwaltung aus den 
Einfünften des Vermögens 
beſtritten werden, wenn die 
Forderung vor der Beſtellung 
des Nießbrauchs entſtanden iſt. 

Die Haftung des Nieß— 
brauchers kann nicht durch 
Vereinbarung zwiſchen ihm und 
dem Beſteller ausgeſchloſſen 
oder beſchränkt werden. 

Der Nießbraucher iſt dem 
Beſteller gegenüber zur Be— 
DEU De ED wegen 
der im bezeichneten 
Ansprüche A Die 
Rückgabe von Gegenftänden 





werden 
Er bat einen vorzugd= | 
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zum Bwede der Befriedigung 
fann Der Beſteller nur ver: 
fangen, wenn der Nießbraucher 
ıit der Erfiillung dieſer Ver: 
bindlichfeit in Berzug fommt. 

s 1089. Die Borjchriften 
der SS 1085 bi 1088 finden 
auf den Nießbrauch an einer 
Erbihaft entiprehende An— 
werdung. 


Dritter Titel. 


Befchränfte perfönliche 
Dienftbarfeiten. 


8 10%. Ein Grundftüc 
fann in der Meile belaftet 
werden, daß derjenige, zu deſſen 
Gunſten die Belaftuna erfolat, 


berechtigt ift, das Grundſtück 


in einzelnen Beziehungen zu 
benutzen, oder daß ihm eine 


| fonftige Befugniß zufteht, Die 


den Inhalt einer Grunddienite 
barfeit bilden kann (beichränfte 
perjönliche Dienitbarfeit). 

Die Vorſchriften der SS 
1020 bis 1024, 1026 bi3 1029, 
1061 finden entiprechende An= 
wendung. 

$ 1091. Der Umfang einer 
beichränften perſönlichen Dienſt— 
barkeit beſtimmt ſich im Zweifel 
nach dem perſönlichen Bedürf— 
niſſe des Berechtigten. 

8 1092. Eine beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit iſt 
nicht übertragbar. Die Aus— 
übung der Dienſtbarkeit kann 
einem Anderen nur überlaſſen 
werden, wenn die Ueberlaſſung 
geſtattet iſt. 
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8 1093. Als beſchränkte Der Berechtigte iſt befugt, 
perſönliche Dienſtbarkeit kann feine Familie ſowie die zur 
auch das Recht beſtellt werden, ſtandesmäßigen Bedienung und 
ein Gebäude oder einen Theil | zur Pflege erforderlichen Ber: 
eined Gebäudes unter Aus= | jonen in die Wohnung aufzu= 
ſchluß des Eigenthiimerd8 al3 | nehmen. 

Wohnung zu benuten. Auf tt das Recht auf einen 
dieſes Recht finden die für den | Theil des Gebäudes beichräntt, 
Niekbraub geltenden Vor- | jo kann der Berechtigte Die 
ichriften der SS 1031, 1034, | zum gemeinſchaftlichen Ge— 
1036, des $ 1037 Abi. 1 und | brauche der Bewohner be: 
der 88 1041, 1042, 1044, 1049, | ftimmten Anlagen und Eins 
1050, 1057, 1062 entiprechende | richtungen mitbenutzen. 
Anwendung. 


Sechſter Abſchnitt. 


Vorkaufsrecht. 


8 1094. Ein Grundſtück 8 1097. Das Vorkaufsrecht 
kann in der Weiſe belaſtet beſchränkt ſich auf den Fall 
werden, daß derjenige, zu deſſen des Verkaufs durch den Eigen: 
Gunſten die Belaftung erfolat, | thümer, welhem das Grund— 
dem Eigenthümer gegenüber ſtück zur Zeit der Beitellung 
zum Vorkaufe berechtigt ift. gebört, oder durch deſſen Erben; 

Das Vorkaufsrecht kann | es fann jedoch auc für mehrere 
auch zu Gunſten des jeweiligen | oder für alle Verkaufsfälle be— 
Eigenthümers eines anderen | ftellt werden. 

Grundſtücks bejtellt werden. : R: - — a a 
' «r |, bältnik zwiſchen dem Berech— 

und 05, Ci, Beute | Kl iD denne 
: ejtimmt ſich na en Vor: 

dem Borkaufsrehte nur bes | ichriften der $$ 504 bis 514. 


Laitet werden, wenn er in dem 8 
ar For a3 Vorkaufsrecht kann auch 
rn ' danıı ausgeübt werden, wenn 
das Grundjtüd von den Klon: 
8 10%. Das Borfaufsreht | Fursverwalter aus freier Hand 
kann auf das Zubehör eritredt | verfauft wird. 
werden, das mit dem Grund: Dritten gegenüber bat das 
ftüide verkauft wird. Im | Borfauftreht die Wirkung 
Zweifel iſt anzunehmen, daß | einer VBormerfung zur Sicher: 
th das Vorkaufsrecht auf | ung des durch die Ausübung 
dieſes Zubehör erjtreden fol. | des Nechtes entjtehenden Anz 
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ſpruchs auf Uebertragung des 
Eigentbund. 

s 1099. Selangt das Grund: 
ftü in das Eigentbum eines 
Dritten, ſo kann Diejer in 
gleicher Weiſe wie der Ber: 
pflichtete dem Berechtigten den 
Inhalt des Kaufvertrages mit 
der im $ 510 Abi. 2 beftimmten 
Wirkung mittbeilen. 





Der Berpflichtete bat den 
neuen Eigenthümer zu benach= 
richtigen, jobald die Ausübung 
des Vorfaufsrecht erfolgt oder 





ausgeichloiien iſt. 
su Der neue Eigen 
thümer kann, wenn er der 
Käufer oder ein Rechtsnach— 
foiger den Käufers ift, Die Zus 
ſtimmung zur Eintragung des 
Berechtigten als Eigenthümer 
und die Herausgabe des Grund— 
ſtücks verweigern, bis ihm der 
zwiſchen dem Verpflichteten 
und dem Käufer vereinbarte 
Kaufpreig, joweit er berichtigt 
iit, eritattet wird. Erlangt der 
Berechtigte die Eintragung als 
Eigenthümer, jo fanıı der bis— 
herige Eigenthümer von ihm 
die Erftattung des berichtigten 
Kaufpreiſes gegen Herausgabe 
de3 Grundſtücks fordern. 

. $ 1101. Soweit der Bered): 
tigte nach $S 1110 dem Käufer 
oder deſſen Rechtsnachfolger 
den ffaufpreis zu eritatten bat, 





wird er von der Verpflichtung | 
zur Zahlung des aus dem Vor: 
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faufe gejchuldeten Kaufpreiies 


rei. 

$ 1102. Berliert der Käufer 
oder fein Rechtsnachfolger in 
polge der Geltendmachung de3 
Borkaufgrecht3 das Eigentgum, 
jo wird der Käufer, ſoweit der 
von ihm gejchuldete Kaufpreis 
noch nicht berichtigt it, von 
jeiner Verpflichtung, frei; den 
berichtigten Kaufpreis fann er 
nicht zurüdfordern. 

51108. Ein zu Gunften des 
jeweiligen Eigentbiimers eines 
Grundſtücks beitehendes Vor— 
lkaufsrecht kann nicht von dem 
Eigenthum an dieſem Grund— 
ſtücke getrennt werden. 

Ein zu Gunſten einer be— 
ſtimmten Perſon beſtehendes 
Vorkaufsrecht kann nicht mit 
dem Eigenthum an einem 
Grundſtücke verbunden werden. 

51104. Sit der Berechtigte 
unbefannt, jo fann er im Wege 
des u alien mit 
jeinem Rechte ausgeſchloſſen 
werden, wenn die im $ 1170 
für Die Ausichließung eines 
Hnpothefengläubigers beitimm= 
ten Borausjegungen vorliegen. 
Mit der Erlafiung des Aus— 
ſchlußurtheils erliicht dag Vor— 
kaufsrecht. 

Auf ein Vorkaufsrecht, das 
zu Gunſten des jeweiligen 
Eigenthümers eines Grund— 
ſtücks beſteht, finden dieſe Vor— 
ſchriften keine Anwendung. 


VII. Abſchnitt: Reallaften. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Reallaften. 


$ 110. Ein Grundftüd 
fann in der Weile belaitet 
werden, daß an denjenigen, zu 
deſſen Gunſten die Belaſtung 
erfolgt, wiederkehrende Leiſt— 
ungen aus dem Grundſtücke 
zu entrichten ſind (Reallaſt). 

Die Reallaſt kann auch zu 
Gunſten des jeweiligen Eigen— 
thümers eines anderen Grunde 
ſtücks heſtellt werden. 

$ 1106. Ein Bruchtheil eines 
Grundſtücks kann mit einer 
Reallaſt nur belaftet werden, 
wenn er in dem Antheil eines 
Miteigenthiimers befteht. 

‚5 1107. Auf die einzelnen 
Leiſtungen finden Die für Die 
Binjen einer Hypothekenfor— 
derung geltenden Vorichriften 
entiprehende Anwendung. 

5 1108. Der Eigenthiimer 
baftet für die während der 
Dauer feines Eigenthums fälli 
werdenden Leiſtungen au 
perjönlich, jomweit nicht ein An: 
deres beſtimmt iſt. 

Wird das Grundſtück ge— 
theilt, ſo haften die Eigen— 
thümer der einzelnen Theile 
als Geſammtſchuldner. 

‚$ 1109. Wird das Grund: 
ftüd des Berechtigten getheilt, 
jo beiteht die Reallaft für die 
einzelnen Theile fort. Sit Die 
Leiſtung theilbar, jo beitimmen 
jih die Antheile der Eigen= 
thümer nach dem Berhältnifie 
der Größe der Theile; ift fie 





nicht theilbar, jo finden die 
Vorichriften des 8 432 Ans 
wendnng. Die Ausübung des 
Rechtes ift im Bweifel nur 
in der Weije zuläffig, daß fie 
für den Eigenthiimer des be= 
lafteten Grundſtücks nicht be= 
ſchwerlicher wird. 

Der Berechtigte kann be= 
ftimmen, daß das Recht nur 
miteinem der Theile verbunden 
fein jol. Die Beltimmung 
bat den Grundbuchamte gegen= 
über zu erfolgen und bedarf 
der Eintragung in das Grunde 
buch; Die Vorſchriften der 
88 876, 878 finden entiprechende 
Anwendung. Veräußert der 
Berechtigte einen Theil des 
Grundſtücks, ohne eine jolche 
Beltimmung zu treffen, jo 
bleibt das Recht mit dent 
Theile verbunden, den er be= 


ält. 

Gereicht die Reallaſt nur 
einem der Theile zum Vor— 
tbeile, jo bleibt fie mit dieſem 
Theile allein verbunden. 

s 1110. Eine zu Guniten 
des jeweiligen Eigenthümers 
eines Grundſtücks bejtehende 
Reallaſt kann nicht von dem 
Eigenthum an dieſem Grund— 
ſtücke getrennt werden. 

s 1111. Eine zu Gunſten 
einer bejtimmten Berfon be= 
ftebende Reallaſt kann nicht 
mit dem Eigenthun an einent 
Grnundſtücke verbunden werden. 
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Iſt der Anipruch auf die 
einzelne Leiſtung nicht über- 
tragbar, jo kann das Nect 
nicht veräußert oder belajtet 
iverden. 





| 
| 


s 1112. Iſt der Berechtigte 
unbefannt, jo finden auf Die 


Ausihliegung feines Rechtes 
die Vorichriften des 8 1104 
entiprechende Anwendung. 


Achter Abjchnitt. 


Hypothek. 


Erſter Titel. 


Hypothek. 


8 1113. Ein Grundſtück 
kann in der Weiſe belaſtet 
werden, daß an denjenigen, zu 
deſſen Gunſten die Belaſtung 
erfolgt, eine beſtimmte Geld— 
ſumme zur Befriedigung wegen 
einer ihm zuſtehenden For— 
derung aus dem Grundſtücke 
zu zahlen iſt Gypothek). 

Die Hypothek kann auch 
für eine künftige oder eine be— 
dingte Forderung beſtellt 
werden. 

s 1114. Ein Brudtbeil 
eines Grundſtücks kann mit 
einer Hypothek nur belaſtet 
werden, wenn er in dem An— 
theil eines Miteigenthümers 
beſteht. 

$1115. Bei der Eintragung 
der Hypothek müſſen der Gläu— 
biger, der Geldbetrag der For— 
derung und, wenn die For— 
derung verzinslich iſt, der Zins— 
ſatz, wenn andere Nebenleiſt— 
ungen zu entrichten ſind, ihr 


Geldbetrag im Grundbuch ans | 


gegeben werden; im Hebrigen 


Grundſchuld. 








Rentenſchnld. 


fann zur Bezeichnung der For— 
derung auf die Eintragung3= 
bewilligung Bezug genommen 
werden. 

Bei der Eintragung der 
Hypothek für ein Darleben 
einer Sreditanftalt, deren Sat: 
ung von der zuftändigen Be— 
hörde öffentlich befannt gemacht 
worden ift, genügt zur Be: 
zeichnung der außer den Binien 
ſatzungsgemäß zu entrichtenden 
Nebenleiitungen die Bezug— 
nahme auf die Satung. 


$ 1116. Ueber die Hypothek 
wird ein Hypothekenbrief er: 
tbeilt. 

Die Ertbeiluna des Briefes 
fann ausgeſchloſſen werden. 
Die Ausſchließung fann auch 
nacbträglic erfolgen. Zu der 
Ausihliefung ift die Einigung 
de3 Gläubigers und des Eigen= 
thümers jowie die Eintragung 
in das Grundbuch erforderlich; 
die Vorſchriften des 8 873 
Abſ. 2 und der 88 876, 878 
finden entſprechende Anwen— 


dung. 

Die Ausſchließung der Er— 
theilung des Briefes kann auf- 
gehoben werden; die Aufhebung 


Grundſchuld. Rentenichuld. 
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erfolgt in gleiher Weile wie dieſer Berechtigten gleichfalls 


die Ausſchließung. 


$ 1117. Der Gläubiger er- 
wirbt, jofern nicht die rs 
theilung des Hppothefenbrief3 


erit, wenn ibm der Brief von 
dem — Grund— 
ſtücks übergeben wird. Auf die 
Uebergabe finden die Vor— 
ſchriften des 8 929 Satz 2 und 
der 83 330, 931 Anwendung. 

Die Uebergabe des Briefes 


fann durch die Vereinbarung | 
Hläus 


erjest werden, daß Der 
biger berechtigt fein joll, ſich 
den Brief von dem Grund: 





buchamt ausbändigen zu laflen. | 
Iſt der Gläubiger im Ber 


fige des Briefes, jo wird ver— 
mutbet, daß die Lebergabe ers 
folgt jei. 

$ 1118. Kraft der Hypothek 
haftet das Grundjtüd auch für 
die geſetzlichen Zinſen der For— 
derung, ſowie für die Koͤſten 
der Kündigung und der Die 
Befriedigung aus den Grund— 
ſtücke bezweckenden Rechtsver— 
folgung. 





nicht erforderlich. 


$ 1120. Die Hypothek er⸗ 
ſtreckt ſich auf die von dem 
Grundſtücke getrennten Er— 


ausgeihlofien it, Die Hnpother Frugniſſe und jonitigen Des 


Itandtheile, joweit fie nicht mit 
der Trennung nad den 88 954 
bi3 957 in das Eigenthum 
eines Anderen als deg Eigen: 
thümers oder des Eigenbefigers 
des Grundſtücks gelangt find, 
jowie auf das Zubehör Des 
Grunditüds mit Ausnahme 
der Zubehörſtücke, welche nicht 
in das Eigentbum des Eigen: 
thümers des Grunditüds ges 


lanat jind. J 
5. 1121. Erzeugniſſe und 
ſonſtige Beſtandtheile des 


Grundſtücks, ſowie Zubehör— 
ſtücke werden von der Haftung 
frei, wenn ſie veräußert und 
von dem Grundſtück entfernt 
werden, bevor ſie zu Gunſten 
des Gläubigers in Beſchlag 
genommen worden ſind. 
Erfolgt die Veräußerung 


vor der Entfernung, ſo kann 


ſich der Erwerber dem Gläu— 


biger gegenüber nicht darauf 


$ 1119. Iſt die Forderung | 


unverzinglich oder ijt der Zins: npotb; 
geweſen jei. Entfernt der Er= 


jag niedriger al3 fünf vom 
Hundert, jo fann die Hnpothef 
ohne Zuftimmung der im 
Range gleich= oder nachſtehen— 
den Berechtigten dahin er: 
weitert werden, daß das Grund— 
ſtück für Zinſen bis zu fünf 
vom Hundert haftet. 

Zu einer Aenderung der 
Zahlungszeit und des Zah— 
lungsorts iſt die Zuſtimmung 





berufen, daß er in Anſehung 
der Hypothek in gutem Glauben 


werber die Sache von dem 
Grundſtücke, ſo iſt eine vor 
der Entfernung erfolgte Be— 
ſchlagnahme ihm gegenüber 
nur wirfjam, wenn er bei der 
Entfernung in Anſehung der 
Beichlagnabme nidht in gutem 
Glauben iſt. 

s 1122. Sind die Erzeug— 
nilje oder Beitandtheile inner= 
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balb der Grenzen einer ord= 
nungsmäßigen Wirtbichaft von 


dem Grundſtiicke getrennt wor= | 


den, fo erliiht ihre Haftung 
auch ohne Veräußerung, wenn 
fie vor der Beihlagnabme von 


dem Grundſtück entfernt wer= | 


den, es jei denn, dab die Ent— 

fernung zu einem vorüber 

gehenden Zwede erfolgt. 
Zubebörftüde werden ohne 





Veräußerung von der Haftung 


frei, wenn Die Zubehöreigene 
ihaft innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirth: 
ibaft vor der Beihlagnahme 
aufgehoben wird. 

$ 1128. Sit das Grundſtück 
vermiethet oder verpactet, jo 
erſtreckt ich die Hypothek auf 
die Mieth- oder Pachtzins— 
forderung. 

Soweit die Forderung fällig 


fügt, fo ift die Verfügung dem 


ı Sppotbefengläubiger gegenüber 


wirkſam. Beſteht die Ver 
fügung in der WVebertragung 
der Rudern auf einen 
Dritten, jo erliiht die Haftung 
der Forderung; erlangt ein 
Dritter ein Recht an der For— 


‚ derung, fo gebt es der Hypo— 
thek im Range vor. 


Die Verfügung iſt dem 
Hnpothefengläubiger gegenüber 
unwirkſam, ſoweit fie ſich auf 
den Mieth- oder Pachtzins für 
eine jpätere Zeit als das zur 
zeit der Beichlagnahme lau= 
ende und das folgende Ka— 
lendervierteljahr bezieht. - 

Der Uebertragung der For: 
derung auf einen Dritten ſteht 
e3 gleich, wenn das Grundſtück 


ohne die Forderung veräußert 


ift, wird fie mit dem Ablauf 


eines Jahres nah dem Eins 
tritte der SFälligfeit von der | 


Haftung frei, wenn nicht vor— 
ber _die Beichlagnabme zu 
Gunſten des Hypothekengläu— 
bigers erfolgt. Iſt der Mieth— 
oder Pachtzins im voraus zu 
entrichten, ſo erſtreckt ſich die 
Befreiung nicht auf den Mieth— 


oder Pachtzins fir eine ſpätere 


Zeit als das zur Zeit der Be: 


ihlagnahme laufende und das 


folgende Ralendervierteliahr. 
s 1124. Wird der Mieth— 
oder Pachtzins eingezogen, be= 
vor er zu Gunſten des Hypo— 
tbefengläubiger8 in Bejchlag 
genommen worden ift, oder 
wird vor der Beichlagnahme 
in anderer Weile iiber ibn ver: 








wird. 

$ 1125. Soweit die Ein— 
ziehung des Mieth= oder Pacht⸗ 
zinjes den Hypotbefengläubiger 
gegeniiber unwirkſam ift, kann 


der Miethber oder der Pächter 


nicht eine ihm gegen den Ver— 
mietber oder den Verpächter 
zuitebende Forderung gegen 
den Hppotbefengläubiger auf: 
rechnen. 

$ 1126. Sit mit dem Eigen: 
ihum an dem Grundftüd ein 
Recht auf wiederkehrende Leiſt— 
ungen verbunden, fo eritredt 
ih die Hypothek auf die An: 
ſprüche auf dieſe Leiftungen. 
Die Borichriften des $ 1123 
Abi. 2 Sab 1, des 8 1194 
Abi. 1, 3 und des $ 1125 fine 
den entiprechende Anwendung. 
Eine vor der Beichlagnahme 


Grundſchuld. Rentenihuld. 


erfolgte Verfügung itber den 
Anſpruch auf eine Leiftung, die 
erit drei Monate nach der Be— 
ſchlagnahme fällig wird, ift 
dem Hypothekengläubiger ge— 
genüber unwirkſam. 

$ 1127. Sind Gegenſtände, 
die der Hypothek unterliegen, 
fiir den Eigenthiimer oder den 
Eigenbefiger des Grundſtücks 
unter Verficherung gebracht, jo 
eritredt fih die Hypothek auf 
die Forderung gegen den Ber: 
— it Ford 

ie Haftung der Forderung 

gegen den Verſicherer erlilcht, 
wenn Der verjicherte Gegen: 
ftand wiederhergeitellt oder Er- 
ſatz für ihn beichafft ift. 

s$ 1128. Sit ein Gebäude 
verfichert, fo kann der Ver— 
ficherer die Verſicherungsſumme 
mit Wirkung gegen den Hy— 
pothekengläubiger an den Ver— 
ſicherten erſt zahlen, wenn er 
oder der Verſicherte den Ein— 
tritt des Schadens dem Hypo— 
thekengläubiger angezeigt hat 
und ſeit dem Empfange der 
Anzeige ein Monat verſtrichen 
iſt. Der Hypothekengläubiger 
kann bis zum Ablaufe der 
Friſt dem Verſicherer gegenüber 
der Zahlung widerſprechen. 
Die Anzeige darf unterbleiben, 
wenn ſie unthunlich iſt; in 
dieſem Falle wird der Monat 
von dem Zeitpunkt an be— 
rechnet, in welchem die Ver— 
ſicherungsſumme fällig wird. 

Im Uebrigen 
für eine verpfändete ——— 
geltenden Vorſchriften 
wendung; der Verſicherer kann 


finden Die | 
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fich jedoch nicht darauf berufen, 
daß er eine au dem Grunde 
buch erfichtliche Hypothek nicht 
gefannt babe. 

s 1129. Sit ein anderer 
Gegenitand al3 ein Gebäude 
verjichert, jo beſtimmt fich Die 
Haftung der Forderung gegen 
den Verficherer nach den Vor— 
Ihriften des 8 1123 Abi. 2 
Saß1 und des 8 1124 Abi. 1, 3. 

$ 1130. Iſt der Berficherer 
nad den Verſicherungsbeſtim— 
mungen nur verpflichtet, Die 
Perfiherungsfumme zur Wie— 
derheritellung des verficherten 
Gegenftande3 zu zahlen, jo iſt 
eine diefen Beitimmungen ent 
Iprebende Zahlung an den 
Verfiherten dem Hypotheken— 
gläubiger gegenüber wirkſam. 

s 1131. Wird ein Grund— 
ftüd nach $ 890 Abi. 2 einem 
anderen Grundftüd im Grund» 
buche zugejchrieben, jo eritreden 
fih die an diefem Grunditücde 
beitehbenden Hypotheken auf 
das zugeichriebene Grundſtück. 
Rechte, mit denen das zuge— 
ichriebene Grundſtück belaſtet 
iſt, gehen dieſen Hypotheken im 
Range vor. 
s 1132. Beſteht für Die 
Forderung eine Hypothek an 
mehreren Grundſtücken (Ge: 
ſammthypothek), jo haftet jedes 
Grundſtück für die ganze For: 
derung. Der Gläubiger fann 
die Befriedigung nad feinem 
Belieben aus jeden der Grund: 
ſtücke ganz oder zu einem Theile 
juchen. u 

Der Gläubiger ıft berechtigt, 


den Betrag der Forderung auf 
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die einzelnen Grundſtücke in 
der Weiſe zu vertheilen, daß 
jedes Grundſtück nur für den 
zugetheilten Betrag haftet. Auf 
die Vertheilung finden die Vor— 
ſchriften der SS 875, 876, 878 
entiprechende Amvendung. 

s 1138. it in Folge einer 


Verichlechterung des Grunds 


ſtücks die Sicherheit der Hypo— 
thef gefährdet, jo kann der 
Gläubiger dem Eigenthümer 
eine angemeſſene Friſt zur 
Bejeitigung der Gefährdung 
beitimmen. Nach dem Ablaufe 
der Friſt iſt der Gläubiger 
berechtigt, jofort Befriedigung 
aus den Grundſtücke zu fuchen, 
wenn nicht die Gefährdung 
Durch Berbeflerung des Grunds 


jtiif3 oder durch anderweitige 
Hypothekenbeſtellung beſeitigt 


worden iſt. Iſt die Forderung 
unverzinslich und noch nicht 
fällig, jo gebührt den Gläu— 


biger nur Die Summe, welde 


mit Hinzurechnung der geſetz⸗ 
lichen Zinſen für die Zeit von 
der Zahlung bis zur Fälligkeit 
dem Betrage der Forderung 
gleihfommt. 

s 1134. Wirkt der Eigen: 


thüher oder ein Dritter auf 
das Grundſtück in ſolcher Weiſe 


ein, daß eine die Sicherheit 
der Hopothet gefährdende Ver— 
ſchlechterung des Grundſtücks 
zu beſorgen iſt, ſo kann der 
Gläubiger auf Unterlaſſung 
klagen. 

Geht die Einwirkung von 
dem Eigenthümer aus, ſo hat 
das Gericht auf Antrag des 
Gläubigers die zur Abwendung 








ı der Gefährdung erforderlichen 
Maßregeln anzuordnen. Das 
Gleiche gilt, wenn die Ver— 
ſchlechterung deshalb zu be— 
ſorgen iſt, weil der Eigenthümer 
die erforderlichen Vorkehrungen 
gegen Einwirkungen Dritter 
oder gegen andere Beſchädi— 
— unterläßt. 

1135. Einer Verſchlech— 
— des Grundſtücks im 
Sinne der $$ 1133, 1134 ſteht 
e3 gleich , wenn ubehörftüice, 
auf Die ſich die Hypothek er— 
ſtreckt, verſchlechtert oder den 
Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft zuwider von dem 
Grundſtück entfernt werden. 

$ 1136. Eine Bereinbarung, 
durch Die Jich der Eigenthiimer 
den Gläubiger gegenüber ver: 
pflichtet, daS Grundſtück nicht 
zu veräußern oder nicht weiter 
zu A it nichtig. 
$ 1137. Der Eigenthümer 
fann —— die Hypothek die 
dem perſonlichen Schuldner 
gegen, die Forderun rn jowie Die 
nach $ 770 einem Bürgen zus 
jtehenden Einreden geltend 


machen. Stirbt der periönliche 


Schuldner, jo kann fi der 
Eigenthümer nicht darauf be= 
rufen, dab der Erbe für Die 
Schuld nur beichränft haftet. 

Iſt der Eigenthümer nicht 
der perjünlihe Schuldner, jo 
verliert er eine Einrede nicht 
dadurch, daß Diejer auf fie 
verzichtet. 

$ 1138. Die Vorſchriften 
der "Ss 891 bis 899 gelten für 


die Hypothek auch in Anſehung 


der Forderung und der dem 


Grundſchuld. Rentenſchuld. 


Eigenthümer nach 8 1137 zu— 
ſtehenden Einreden. 
Iſt bei der Be— 


ſtellung einer Hypothek für ein 


Darlehen die Ertheilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen 
worden, ſo genügt zur Ein— 
tragung eines Widerſpruchs, 
der ſich darauf gründet, daß 
die Hingabe des Darlehens 
unterblieben ſei, der von dem 
Eigenthümer an das Grund— 
buchamt gerichtete Antrag, ſo— 
fern er vor dem Ablauf eines 
Monats nach der Eintragung 
der Hypothek geſtellt wird. 
Wird der Widerſpruch inner— 
halb des Monats eingetragen, 
jo bat die Eintragung Die 
leiche Wirkung, wie wenn der 

ideripruch zugleich mit der 
Hypothek eingetragen worden 
wäre. 

8 1140. Soweit die Unrich- 
tigkeit des Grundbuchs aus 
dem Hypothekenbriefoder einem 
Vermerf auf dem Briefe her— 
vorgeht, ift die Berufung auf 
die Vorichriften der 88 892, 
893 ausgeichlofien. Ein Wider: 


ie Richtiafeit | | 
Ipruch gegen Die Slichtigfeit bes ' Bürgen geltenden Vorjchriften 


des S 774 Abi. 1 finden ent: 


Grundbuchs, der aus dem 
Briefe oder einenı Vermerf 
auf dem Briefe hervorgeht, 
jteht einem im Grundbuch ein: 
getragenen Widerſpruche gleich. 

s1141l. Hängt die Fälligfeit 
der Forderung von einer Sin: 
digung ab, jo iſt die Kündigung 
für die Hypothek nur wirkiam, 
wenn fie von dem Gläubiger 
dem Eigentbiimer oder von 








I. Titel: Sypothet. 193 


des Gläubigers gilt derjenige, 
welcher im Grundbuch als 
Eigenthiimer eingetragen ift, 
al3 der Eigenthümer. 

Hat der Eigenthümer feinen 
Wohnſitz im Inland oder liegen 
die Vorausſetzungen des 8 132 
Abi. 2 vor, jo bat auf Antrag 
des Gläubiger3 das Amts— 


| gericht, in defien Bezirke das 


Grundſtück liegt, dem Eigen— 
thiimer einen Vertreter zu be: 
ftelen, dem gegenüber die 
Kiindigung des Gläubigers er: 
folgen fann. 


$ 1142. Der Eigenthiimer 
ift berechtigt, den Gläubiger 
zu befriedigen, wenn die For= 
derung ihn gegenüber fällig 
geworden vder wenn Der per: 
jönliche Schuldner zur Reiftung 
berechtigt iſt. 

Die Befriedigung fann auch 
durch Hinterlegung oder durch 
Aufrechnung erfolgen. 

$1143. Sit der eg Se 
nicht der perfönliche Schuldner, 
jo geht, joweit er den Gläu— 
biger befriedigt, Die Forderung 
auf ibn iiber. Die für einen 


Iprechende Anwendung. 
Beſteht für die Forderung 


eine Geſammthypothek, jo gelten 


' fir diefe die Vorjchriften des 


dem Eigenthümer dem Gläu: | jo Arku 
biger erklärt wird. Zu Gunften | diezur Berichtigung des Grund— 


Bayerns Gejege u. Gefeßbüher XXXIV, Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Bd.) 


8 1173. 

8 1144. Der Eigenthümer 
fann gegen Befriedigung des 
Gläubigerd die Aushändigung 
des Hnpotbefenbrief3 und der 
jonftigen Urkunden verlangen, 
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buch8 oder zur Löſchung der 
Hypothek erforderlich find. 

8 11 Befriedigt der 
Eigenthümer den Gläubiger 


nur theilweiſe, ſo kann er die 
Aushändigung des Hypotheken— 


briefs nicht verlangen. Der 
Glänbiger iſt verpflichtet, die 
theilweſſe Befriedigung auf 
dem Briefe zu vermerken und 
den Brief zum Zwecke der Bes 
richtigung des Grundbuchs oder 
der Köihung dem Grundbuch 
anıt oder zum Zwede der Her: 
ftellung eines Theilbypotbefen- 
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brief3 für den Eigentbiimer | 


der zuitändigen Behörde oder 
einem zuftändigen Notare vor= 
zulegen. j 
Die Vorſchrift des Abi. 1 
Sat En fir Binfen und 
andere Nebenleiftungen nur, 
wenn fie jpäter als in dem 
Salendervierteljabr, in welchem 
der Gläubiger befriedigt wird, 
oder dem folgenden Bierteljabre 
fällig werden. Auf Koften, für 
die das Grundſtück nach $ 1118 
baftet, 
feine Anwendung. 


jegungen vor, unter denen ein 
Schuldner in Verzug kommt, 


findet die Vorſchrift 


des Rechtes aus der Hypothek 
gilt zu Gunften des Gläubigers 
derjenige, welcher im Grunde 
buch als Eigentbiimer einges 
tragen ift, als der Eigenthümer. 
Das Recht des nicht einge— 
tragenen Eigenthümers, die 
ihm gegen die Hypothek zu— 
ftehenden Einwendungen gel— 
tend zu machen, bleibt uns 


berührt. 

$ 1149. Der Eigenthiiner 
fann, jolange nicht die For— 
derung ibm gegenüber fällig 
geworden iſt, dem Gläubiger 
nibt dag Necht einräumen, 
zum Zwecke der Befriedigung 
die Uebertraguna des Eigen= 
tbums an den Grundftüde zu 
verlangen oder die Beräußerung 
des Grundſtücks auf andere 
Weiſe als im Wege der Zwangs— 


vollſtreckung zu bewirken. 


$ 1150. Berlangt der Gläu— 


biger Befriedigung aus dem 


Grundſtücke, je finden die 





jo gebübhren dem Gläubiger 
Berzugszinien aus dem Grund: 
| ſofern nicht die Ertbeilung des 
s 1147. Die Befriedigung 


ſtücke. 


des Gläubigers aus dem 


Grundſtück und den Gegen- 


ſtänden, auf die ſich die Hypo— 
thek erftredt, erfolgt im Wege 
der Bwangsvollitredung. 


51148. Bei der Verfolgung | 


Vor: 
ichriften der $S$ 268, 1144, 1145 
entiprecbende Anwendung. 

$ 1151. Wird die Forderung 


' getbeilt, fo ift zur Menderung 
$ 1146. Liegen dem Eigen- 
thümer gegeniiber die Boraus- 


des Ranaverbältnifjes derZheil: 
bypothefen unter einander die 
Zuſtimmung des Eigenthümers 
nicht erforderlich. 

8 1152. 


Im Falle einer 
Theilung der 


Forderung kann, 


Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen 
it, fiir jeden Theil ein Theil: 
bupotbefenbrief bergeftellt wer= 
den; Die Zuftimmung _ des 
Eigenthümers des Grundſtücks 
iſt nicht erforderlich. Der 
Theilhypothekenbrief tritt für 


Grundſchuld. Rentenfhuld. 


den Theil, auf den er fich be— 
zieht, an die Stelle des bis— 
berigen Briefes. 

8 1158. Mit der Ueber— 
tragung der Forderung geht 
die Hypothek auf den neuen 
Gläubiger über. 

Die Forderung fann nicht 
ohne die Hnpothef, die Hypo— 
thek fann nicht ohne die For— 
derung übertragen werden. 

$ 1154. Zur Abtretung der 
Forderung tt Ertbeilung der 

btretungserflärung in ſchrift— 
licher Form und Uebergabe des 
Hypothekenbriefs erforderlich; 
die Vorichriften des 8 1117 
finden Anwendung. Der bis 
berige Gläubiger hat auf Ver: 
langen de3 neuen Gläubigers 
die Abtretungserflärung auf 
feine Koſten öffentlich beglau— 
bigen zu laflen. 

Die jchriftlibe Form der 
Abtretungderflärung fann da: 


Durch erjeßt werden, daß die | 


Abtretung in das Grundbuch 
eingetragen wird. 
ft die Ertheilung des Hy— 


potbefenbrief3 ausgeichloflen, 


jo finden auf die Abtretung 
der Forderung die Vorſchriften 
der SS 873, 878 entiprechende 
Anwendung 

$ 1155. Ergibt fih das 
SGläubigerreht des Beſitzers 
des Hnpotbefenbrief3 aus einer 
zulammenbängenden, auf einen 
eingetragenen Gläubiger zurück— 
zufuüͤhrenden Reihe von öffentlich 
beglaubigten Abtretungserklär— 
ungen, ſo finden die Vorſchriften 
der 88 891 bis 899 in gleicher 





Meile Anwendung, wie wenn | 
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der Beliger des Briefe als 
Gläubiger im Grundbuch ein: 
getragen wäre. Einer öffentlich 
beglaubigten Abtretungserflär- 
ung jteht gleich ein gerichtlicher 
Ueberweilungsbeichluß und das 
öffentlich beglaubigte Aner— 
kenntniß einer kraft Geſetzes 
erfolgten Uebertragung der 
Forderung. 

$ 1156. Die fiir die Ueber— 
tragung Der Forderung gels 
tenden Vorichriften der SS 406 
bi3 408 finden auf das Rechts: 
verhältniß zwiſchen dem Eigen= 
thümer und dem neuen Gläu- 
biger in Anfebung der Hypo— 
thef feine Anwendung. Der 
neue Gläubiger muß jedoch 
eine dem bisherigen Gläubiger 
gegenüber erfolgte Kündigung 
des Eigenthiimerd gegen ſich 
gelten laſſen, e3 ſei denn, daß 
die Uebertragung zur Beit. der 
Kündigung dem Eigenthümer 
belannt oder im Grundbuch 
eingetragen iſt. 

$ 1157. Eine Einrede, Die 
dem Eigentbiimer auf Grund 
eine3 zwilchen ihm und dem 
bisherigen Gläubiger. beitehen- 
den Rechtsverhältnifie gegen 
die Hypothek zuſteht, kann auch 
dem neuen Gläubigerentgegen= 
geſetzt werden. Die Borichriften 
der 88 892, 894 bis 899, 1140 
gelten auch für dieſe Einrede. 

$ 1158. Soweit die For— 
derung auf Zinjen oder andere 
Mebenleiftungen gerichtet tft, 
die nicht jpäter als in dem 
Kalendervierteljabr, in welchem 
der Eigentbiimer von Der 
Uebertragungstenutniß erlangt, 
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oder dem folgenden Bierteljabre 
fällig werden, finden auf das 
Rechtsverhältniß zwiichen dem 
Eigentbiimer und dem neuen 


Släubiger die Borjchriften der 
SS 406 biß 408 Anwendung; | weil 


der Gläubiger fann ſich gegen: | 
iiber den Einwendungen, le | 
en | 


dem Gigentbiimer nac 
SS 404, 406 bis 408, 1157 zus 
jteben, nicht auf die Borichriften 
des $ 892 berufen. 

$ 1159. Soweit die For— 
derung auf Rückſtände von 
Binfen oder anderen Neben= 
leiftungen gerichtet ift, beſtimmt 


fib die Uebertragung, jowie | 
das Rechtsverbältnik zwiſchen 


dem Gigentbiimer und dem 


nenen Gläubiger nach den für | 


die Uebertragung von order: 
ungen geltenden allgemeinen 





Vorſchriften. Das Gleiche gilt 


für den Anspruch auf Erftattung 


von Koſten, für Die das Grunde | 


ftiif nach $ 1118 haftet 
Die Vorſchriften des $ 892 


finden auf die im Abi. 1 bes 
zeichneten Anſprüche feine Ans 


wendung. 


$ 1160. Der&eltendmahung | 


der Hypothek fann, jofern nicht 
die Ertbeilung des Hyotheken— 


briefs ausgeichlofjen ift, wider: | 
ſönliche Schuldner den Gläu— 
Gläubiger nicht den Brief vor: | 
legt; ift der Gläubiger nicht 
im Grundbuch eingetragen, jo | 


fprodben werden, wenn der 


find auch die im $ 1155 be= 





zeichneten Urfunden vorzulegen. | 


Eine dem Eigentbünter ge: 


geniüber erfolate Kündiqung | 


oder Mahnung ift unwirkſam, 


wenn ter Gläubiger die nad) | 


Abi. 1 erforderlichen Urkunden 
nicht vorlegt und der Eigen: 
thiimer die Kündigung oder 
die Mahnung aus dieſem 
Grunde unverzüglich zurück— 


eiſt. 
Dieſe Vorſchriften gelten 
nicht für die im 8 1159 be: 
zeichneten Anſprüche. 

$1161. Sit der Eigentbiimer 
der periönlibe Schuldner, jo 


finden die Vorſchriften des 


$ 1160 auch auf die Geltend: 
macung der Forderung Anz 


wendung. 

8 1162. Sit der Hwothelen⸗ 
brief abhanden gefommıen oder 
vernichtet, jo kann er im Wege 
des Aufgebotsverfabrens für 
fraftlos erflärt werden. 

$ 1163. Sit die Forderung, 
für welche die Hypothek beitellt 
ift, nicht zur Entftebung ge: 
langt, jo jtebt die Hypothek 
dem Eigentbitmer zu. Erlifcht 
die Forderung, jo erwirbt Der 
Eigenthiimer die Hypothek. 

Eine Hppotbef,_ für welche 
die Ertbeilung des Hypotheken— 
briefs nicht ausgeſchloſſen ift, 
ſteht bis zur Uebergabe Des 
Briefes an den Gläubiger dem 
Eigenthümer zu. 

$ 1164. Befriedigt der per: 


biger, jo gebt die Hypothek in= 
joweit auf ihn über, als er von 
dem Eigentbiimer oder einem 
Rechtsvorgänger des Eigen= 
thümers Erjaß verlangen fann. 
Sit dem Schuldner nur theil— 
weile Erjag zu leiten, jo Fan 
der Eigentbümer die Hypothek, 
joweit fie auf ihn iibergegaugen 


Grundſchuld. Rentenjchuld. 





it, nicht zum Nachtheile der 
Hypothek des Schuldners gel: 
tend machen. 

. Der Befriedigung des Gläu— 
bigers steht es gleich, wenn fich 
— und Schuld in einer 
Perſon vereinigen. 

1165. Verzichtet der 
Gläubiger auf die Hypothek 


oder hebt er fie nah 5 1183 Abi. 2 und der 


auf oder räumt er einem an— 
deren Rechte den Vorrang ein, 
jo wird der periönliche Schuld: 
ner injoweit frei, als er ohne 


dieje Verfiigung nab $ 1164 


aus der Hypothek hätte Erjaß 
erlangen fünnen. 

$ 1166. Iſt der perlönliche 
Schuldner berechtigt, von dem 
Eigentbiimer Erjag zu vers 
langen, fall3 er den Gläubiger 
befriedigt, jo fann er, wenn 
der Gläubiger die Ywangd: 
verjteigerung des Grundſtücks 





betreibt, obne ihn unverzüglich | 


zu benachrichtigen, die Befrie— 
— des Gläubigers wegen 
eines Ausfalls bei der Zwangs— 
verjteigerung injoweit vers 
weigern, als er in Foige der 
Unterlafjung der Bengchrich— 
tigung einen Schaden erleidet. 
Die Benahrichtigung Darf 
unterbleiben, wenn fie unthuns 
lich iſt. 

$ 1167. Erwirbt der per: 
fünlihe Schuldner, fal3 er den 
Gläubiger befriedigt, die Hy— 
potbef oder bat er in Falle 
der Befriedigung ein jonjtiges 
rechtliches Intereſſe an Der 
Berichtigung des Grundbuchg, 
jo Stehen ihm Die in den 
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ss 1144, 1145 beitimmten 
Rechte zu. 

81168. Verzichtet der Gläu— 
biger auf die Hnpotbef, jo er= 
wirbt ie der Eigenthümer. 

Der Berzicht ift dem Grund: 
buchanıt oder dem Eigenthümer 
gegenüber zu erklären und be: 
darf der Eintragung in das 
Grundbuch. Die Borichriften 


S$ 876, 878 finden entiprechende 
Anwendung. 

Verzichtet der Gläubiger 
für einen Theil der Forderung 
auf die Hypothek, ſo ſtehen 
dem Eigenthümer die im $ 1145 
beſtimmten Rechte zu. 

$ 1169. Steht dem Eigen= 
thiimer eine Einrede zu, durch 
welche die Geltendmachung der 
Hypothek dauernd ausge— 
ihloflen wird, jo fann er ver: 
langen, daß der Gläubiger auf 
die Hnpothef verzichtet. 

$ 1170. Sit der Gläubiger 
unbefannt, jo kann er in Wege 
des Aufgebotsverfahreng mit 
jeinem Rechte ausgeſchloſſen 
werden, wenn ſeit der letzten 
ſich auf die Hypothek beziehenden 
Eintragung in das Grundbuch 
zehn Jahre verſtrichen ſind 
und das Recht des Gläubigers 
nicht innerhalb dieſer Friſt von 
dem Eigenthümer in einer 
nach 8 208 zur Unterbrechung 
der Verjährung geeigneten 
Meile anerfaunt worden ilt. 
Beſteht für die Forderung eine 
nach den Kalender beſtimmte 
Zablunggzeit, jo beginnt Die 
Frift nicht vor dem Ablaufe 
des Zahlungstags. 
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Mit der Erlafiung des 
Ausſchlußurtheils erwirbt der 
Eigentbiimer Die Hypothek. 
Der dem Gläubiger ertbeilte 
Hnpotbekenbrief wird fraftlos. 

$ 1171. Der unbefannte 
Gläubiger fanıı im Wege des 
Aufgebotsverfahrend mit ſei— 
nen Rechte auch dann ausge» 
ihloffen werden, wenn Der 
Eigentblimer zur Befriedigung 
des Släubigerd oder zur Kün— 
Digung berechtigt iſt und den 
Betrag der Forderung für den 
Gläubiger unter Verzicht auf 
das Recht zur Rücknahme 
hinterlegt. 
von Zinſen ift nur erforderlich, 
wenn der Zinsſatz im Grund: 
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buch eingetragen ift; Zinſen 


für eine frühere Zeit als das 
vierte Kalenderjahr vor der 
Erlafjung des Ausſchlußur— 
theil3 find nicht zu hinterlegen. 

it der Erlaffung Des 
Ausſchlußurtheils gilt derGläu— 
biger als befriedigt, ſofern nicht 
nach den Vorſchriften über die 
Hinterlegung die Befriedigung 


ſchon vorher eingetreten iſt. 
Der dem Gläubiger ertheilte 


Hypothekenbrief wird kraftlos. 


Das Recht des Gläubigers 


auf den hinterlegten Betrag 
erlifcht mit dem Ablaufe von 
dreißig Jahren nah der Er— 
laffung des Ausichlußurtheilg, 


wenn nicht der Gläubiger ih 


vorher bei der Hinterlegungs= 
!telle meldet; der Hinterleger 
it zur Rüdnahnıe berechtigt, 
auch wenn er auf das Recht 
zur Rüdnabnıe, verzichtet bat. 

s 1172, Eine Geſammt— 


Die Hinterlegung | 
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hypothel ftebt in den Fällen 
des $ 1163 den Eigentbimern 
der belalteten Grundftüde ge— 
meinschaftlich zu. 

Jeder Eigenthümer fann, 
jofern nicht ein Anderes ver— 
einbart ift, verlangen, daß die 
Hppothef an ſeinem Grundftüd 
auf den Theilbetrag, der dem 
Berbältnifie des Werthes feines 
Grundſtücks zu dem Werthe 
der jämmtlihen Grundſtücke 
entipricht, nach $ 1132 Abi. 2 
beihränft und in dieſer Be— 
ſchränkung ihm zugetbeilt wird. 
Der Werth wird unter Abzug 
der Belaftungen berechnet, Die 
der Geſammthypothek im Range 


vorgehen. 


s 1173. Befriedigt der Ei— 
genthiimer eines der mit einer 
Geſammthypothek belafteten 
Grundftüde den Gläubiger, fo 
erwirbt er die Hypothek an 
jeinem Grundſtücke; die Hypo: 
tbef an den übrigen Grund= 
ftücfen erliicht. Der Befriedig— 
ung des Gläubigers durch den 
Eigentbümer ſteht e3 gleich, 
wenn das Gläubigerrecht auf 
den Eigenthiimer ilbertragen 
wird oder wenn fich Forderung 
und Schuld in der Berfon Des 
Eigenthümers vereinigen. 

Kann der Eigentbiimer, Der 
den Gläubiger befriedigt, von 
dem Eigerthiimer eines Der 
anderen Grundſtücke oder einem 
Rechtsvorgänger dieſes Eigen: 
thümers Crjag verlangen, jo 
gebt in Höhe des Erſatzan— 
ſpruchs auch die Hypothek au 
dent Grundſtücke Diejes Eigen: 
thümers auf ihm über; fie 


Grundihuld. Rentenfchuld. 


bleibt mit der Hypothek an 
feinen eigenen Grundſtücke Ge: 
ſammthypothek. 


51174. Beſriedigt der perſön⸗ 
liche Schuldner den Gläubiger, 
dem eine Geſammthypothek 
zuſteht, oder vereinigen ſich bei 
einer Geſammthypothek For— 
derung und Schuld in einer 
Verſon, fo gebt, wenn der 
Schuldner nur von dem Eigen= 
thümer eine3 der Grundſtücke 
oder von einem Rechtsvor— 

änger de3 Eigenthümers Er: 
Tab verlangen fann, die Hypo— 
tbef an dieſem Grundſtück auf 
ihn über; die Hnpothef an den 
iibrigen Grundſtücken erlifcht. 

Sit, dem Schuldner nur 
theilweife Erſatz zu leilten und 
geht deshalb die Hypothek nur 
zu einem Theilbetrag auf ihn 





über, jo bat fih der Eigen= 


thiimer diefen Betrag auf den 


ihm nach S 1172 gebübrenden | 


Theil de3 übrigbleibenden Be: 


trand der Geſgumthypothek uch die Sorderung zu, jo bes 


ſtimmen 


anrechnen zu laſſen. 


81173. Verzichtet der Gläu: 
biger auf die Geſammthypothek, 
ſo fällt ſie den Eigenthümern 


meinſchaftlich zu; die Vor— 
ſchriften des 8 1172 Abi. 2 
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$ 1176. Liegen die Voraus— 
ſetzungen der 88 1163, 1164, 
1168, 1172 bi3 1175 nur in 
Anjebung eines Theilbetrags 
der Hypothek vor, jo fann Die 
auf Grund diefer Vorjchriften 
dem Eigentbümer oder einem 
der Eigenthiimer oder dem 
perfönlihen Schuldner zus 
fallende Hypothek nicht zum 
Nacıtbeile der den Gläubiger 
verbleibenden Hypothek geltend 
gemacht werden. 

8 1177. Bereinigt fich die 
Hypothek mit dem Eigenthum 
in einer Berjon, ohne daß dem 
Eigenthümer aud die For— 
derung zuſteht, jo verwandelt 
fih Die Hypothek ineine Grund» 
ihuld. In Anjebung der Ver: 
zinglichkeit, des Zinsſatzes, der 
Zahlungszeit, der Kiindigung 
und des Zahlungsorts bleiben 
die für Die Forderung ges 
troffenen Beftimmungen maßs 
gebend. 

Steht dem Eigentbimer 
ich jeine Nechte aus 
der Hnpotbef, jolange die Ver: 
einigung beftebt, nach den für 


eine Grundichuld des Eigen: 
der belafteten Grundftüde ge= | 


finden Anwendung. Berzichtet 


der Gläubiger auf die Hypo— 
thef an einem der Grund— 
ſtücke, jo erliicht die Hypothek 
an diejem. 

Das Gleiche gilt, wenn der 
Gläubiger nah $ 1170 mit 
KEN Rechte ausgeſchloſſen 
wird. 





thümers geltenden Vorſchriften. 

8 1178. Die Hypothek für 
Rückſtände von Zinſen und 
anderen Nebenleiſtungen, ſo— 
wie für Koſten, die dem Gläu— 
biger zu erſtatten ſind, erliſcht, 


wenn ſie ſich mit dem Eigen— 
thum in einer Perſon vereinigt. 


Das Erlöſchen tritt nicht ein, 
ſolange einem Dritten ein 
Recht an den Anſpruch auf 
eine ſolche Leiſtung zuſteht. 
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Zum Berzicht auf die Hy— 
pothef für die in Abj. 1 bee 
zeichneten Leitungen genügt 
die Erflärung des Gläubigers 
gegenüber den Cigentbitmer. 
Solange einem Dritten ein 
Recht an dem Anſpruch auf 


eine Solche Leiftung zuftebt, ift | 


die Zuſtimmung des Dritten 
erforderlib. Die Zuſtimmung 
it demjenigen gegenüber zu 





erklären, zu deſſen Guniten | 
fie_ erfolgt; fie iſt unwider- 


ruflich. 
$ 1179. Berpflichtet fich der 
Eigenthümer einem Anderen 
gegenüber, die Hypothek löſchen 
zu lafjen, wenn fie ſich mit dem 
Eigenthbun in einer Perſon 
vereinigt, jo fann zur Sicher: 
ung des Anſpruchs auf Löſchung 
eine Vormerkung in das Grund— 
buch eingetragen werden. 

$ 1180. An die Stelle der 
Forderung, fiir welche die Hy: 





pothef beiteht, fann eine ans 
dere Forderung gejeßt werden. | 


Bu der Aenderung ift die Ei- 
nigung des Gläubigerd und 


des Eıgenthiimers, jowie die | 


Eintragung in das Grundbud 
erforderlich; 
des 8 873 Abi. 2 und Der 
8$ 876, 878 finden entiprechende 
Anwendung. 

Steht die Forderung, die 
an die Stelle der bisherigen 
Forderung treten joll, nicht 
dent bisherigen Hypotheken— 
läubiger zu, jo iſt defien Zu— 
timmung ertorderlich; die Zus 
ftimmung ift dem Grundbuch 
amt oder demjenigen gegen 
iiber zu erflären, zu deſſen 


die Borichriften | 





| 


Gunſten fie erfolgt. Die Bor- 
ichriften des $ 875 Abi. 2 und 


| des $ 876 finden entipredhende 


Anwendung. 

$ 1181. Wird der Gläu— 
biger aus dem  Grunditiide 
befriedigt, jo erliiht die Hy— 
potbef. — 
Erfolgt die Befriedigung 
des Gläubigers aus einem 
der mit einer Geſammthypothek 
belaſteten Grundſtücke, ſo wer— 
den auch die übrigen Grund— 
ſtücke frei. 

Der Befriedigung aus dem 
Grundſtücke ſteht die Befrie— 
digung aus den Gegenſtänden 
gleich, auf die fich die Hypothek 
erſtreckt. 

$ 1182. Soweit im Falle 
einer Geſammthypothek Der 
Eigenthitmer des Grundſtücks, 


aus dem der Gläubiger be= 


friedigt wird, von dem Eigen— 
tbiimer eines der anderen 
Grundſtücke oder einem Rechts— 
vorgänger diejes Eigenthünters 
Erjat verlangen fann, gebt die 
Hppotbef an dem Grundſtücke 
diejes Eigenthümers auf ibn 
über. Die Hppotbef kann je= 
doch, wenn der Gläubiger nur 
theilweiſe befriedigt wird, nicht 
um Nachtheile der dem Gläu= 
iger verbleibenden Hypothek 
und, wenn das Grundſtück mit 
einem im Range gleiche oder 
nachſtehenden echte  belaitet 
ift, nicht zun Nachtbeile dieſes 
Nechtes geltend gemacht werden. 
s 1183. Bur Aufhebung 
der Hnpothef durch Rechtsge— 
ſchäft int die Zuftimmung Des 
Eigenthümers erforderlich. Die 


Grundſchuld. —— 


Zuſtimmung iſt dem Grund— 
duchamt oder dem Gläubiger 
gegenüber zu erklären; jie iſt 
unwiderruflich. 


1184. Eine Hypothek 
fann in der Weiſe beſtellt 
werden, daß das Recht Des 


Släubigers aus der Hypothek 
fih nur nad der Forderung 
beſtimmt und der Gläubiger 
fich zum Beweile der Forderung 
nicht auf die Eintragung be= 
rufen kann Sicherungshy— 
pothek. 

Die Hypothek muß im 
Grundbuch als Sicherungs— 
hypothek bezeichnet werden. 

$1185. Bei der Sicherungs⸗ 
hypothek iſt die Ertheilung 
des Hypothekenbriefs ausge— 
ſchloſſen. 

DieVorſchriften der 88 1138, 
1139, 1141, 1156 finden keine 
Anwendung. 

$ 1186. Eine Sicherungs— 
hypothek kann in eine gewöhn— 
liche Hypothek, eine gewöhn— 
üche Hppotbef fann in eine 
Sicherungshypothek umgewan: 
delt werden. Die Zuftimmung 
der im Range gleiche oder 
nachſtehenden — — iſt 
nicht erforderlich. 

$ 1187. Für die Forderung 
aus einer Schuldverſchreibung 
auf den Inhaber, aus einem 
Wechſel oder aus einem ans 
deren Papiere, das Durch In— 
doſſament übertragen werden 
kann, kann nur eine Sicherheits— 
hypothek beſtellt werden. Die 
Hypothek gilt als Sicherungs⸗ 
bypotbef, auch wenn ſie im 
Grundbuche nicht als ſolche 





| 
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——— iſt. Vorſchrift 
des 8 1154 Abſ. 3 findet feine 
Anwendung. 

8 1188. Bur Beſtellung 
einer Hypothek für die For— 
derung aus einer Schuldver— 
ſchreibung auf den Inhaber 
genügt die Erklärung des Ei— 
genthümers gegenüber * 
Grundbuchamte, daß er die 
Hypothek befielle, und die Ein- 
tragung in, das Grundbuch; 
die Vorichrift des $ 878 findet 
Anwendung. 

Die Ausihliegung des 
Gläubiger mit jeinem Rechte 
nah 8 1170 iſt nur zuläflig, 
wenn die im $ 801 bezeichnete 
Borlegungsfriit verjtrichen iſt. 
di! innerhalb der Friſt die 

chuldverihreibung vorgelegt 

oder der Aniprud aus der 
Urkunde gerichtlich geltend ge: 
mact worden, 
Ausihliegun 
wenn Die 
treten iſt. 

$1189. Bei einer Hypothel 
der” im $& 1187 bezeichneten 
Art kann für den jeweiligen 
Gläubiger ein Vertreter mit 
der Befugniß beitellt werden, 
mit Wirkung für umd gegen 
jeden jpäteren Gläubiger be= 
ſtimmte Verfügungen iiber Die 
Hypothek zu treffen und den 
Gläubiger bei der Geltend= 
machung der Hypothek zu ver: 
treten. Zur Beitellung Des 
Vertreters iſt Die Eintragung 
in das Grundbucd) erforderlich. 

Kt der Eigenthiimer bes 
rechtiat, von dem Gläubiger 
eine Verfügung zu verlangen, 


erit erfolgen, 
erjährung einges 


jo kann Die . 
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zu welder der Vertreter befugt 
it, fo fanıı er die Vornahme 
der Verfügung von den Per: 
treter verlangen. 

‚ 1190. Eine Hyothek kann 
in der Weile bejtellt werden, 
daß nur der Höchitbetrag, bis 
u dem das Grunditücd haften 
Io, beitimmt, im Uebrigen 
die Feſtſtellung der Forderung 
vorbehalten wird. Der Höchſt— 


betrag muß in das Grundbuch 


eingetragen werden. 

Sit Die Forderung verzing- 
li, jo werden die Zinfen in 
den Höchitbetrag eingerechnet. 

Die Hypothek gilt als Si- 
herungsbppothef, auch wenn 
lie im Grundbuche nicht als 
jolche bezeichnet ift. 

ie Forderung kann nad 
den fiir Die Hebertragung von 
Forderungen geltenden allge= 
meinen Borjchriften übertragen 
werden. Wird fie nach Diejen 
Vorſchriften übertragen, jo ift 
der Uebergang der Hypothek 
ausgeichlofjen. 


Zweiter Titel. 


Grundfchuld. Renten: 
ſchuld. 


J. Grundſchuld. 


s 119. Ein Grundftüd 
fann in der Weile belaſtet 
werden, daß an denjenigen, zu 
dejien Gunſten die Belaftung 
erfolgt, eine beitimnite Geld— 
jumme aus dem Grundſtücke 
zu zahlen. iſt (Grundichuld). 





‚ Die Belaftung fann auch 
in der Weiſe erfolgen, daß 
Zinſen von der Geldfunme, 
jowie andere Nebenleiitungen 
aus dem Grunditiide zu ent= 
richten find. 


s 1192. Auf die Grunde 
Ihuld finden die Vorſchriften 
iiber die Hypothek entiprechende 
Anwendung, foweit fich nicht 
Daraus ein Anderes ergibt, 
daß die Grundſchuld nicht eine 
Forderung vorausſetzt. 

Für Zinfen der Grundfchuld 
gelten die Borjchriften iiber Die 
Zinſen einer Hypothekenfor— 
derung. 

s 1198. Das Kapital der 
Grundihuld wird erſt nad 
vorgängiger Kündigung fällig. 
Die Kündigung ftebt ſowohl 
dem Eigenthümer, al3 dem 
Gläubiger zu. Die Kündigungs— 
frift beträgt ſechs Monate. 

Abweichende Beſtimmungen 
find zuläflig. 

$ 119. Die Zahlung des 
Kapitals, ſowie der Zinjen und 
anderen Mebenleiftungen bat, 
joweit nicht ein Anderes be= 
ftimmt ift, an dem Drte zu 
erfolgen, an dem das Grunde 
buchamt jeinen Sit bat. 

8 11%. Eine Grundichuld 
fann in der Weile beitellt 
werden, daß der Grundichuld- 
brief auf den Inhaber ausge— 
jtellt wird. Auf einen jolchen 
Brief finden die Vorſchriften 
über Schuldverjchreibungen auf 
den Inhaber entipredhende Ans 
wendung. 

$ 1196. Eine Grundichuld 


Grundſchuld. ID ER: —— II.: 


kann auch für den fiir den Eigenthümer | Zahlung die Rentenfhuld ab» 
beitellt werden. 

Bu der Beſtellung ift die 
Erklärung des Eigentbiimerg 
gegenüber dem Grundbuchamte, 
dag die Grundſchuld für ibn 
in das Grundbuch eingetragen 
werden joll, und die Ein- 
tragung erforderlich; die Bor- 
ichrift des 8 878 findet Ans» 
wendung. 

$ 1197. Iſt der Eigene 
thiimer der Gläubiger, jo kann 
er nicht die Zwangsvollftrefung 
— Zwecke ſeiner Befrie digung 
etreiben. 

Zinſen gebühren dem Eigen— 
thiimer nur, wenn das Grund— 
ſtück auf Antrag eines Anderen 
zum Zwecke der BZiwangöver= 
waltung in Beſchlag genommen 
ift, und nur für die Dauer der 
Bwangsverwaltung. 

s 1198. Eine Hypothek 
kann in eine Grundſchuld, 


Hypothek umgewandelt werden. 
Die Zuftimmung der im Range 
gleich oder nachſtehenden Bes 
rechtigten ijt nicht erforderlich). 


II. Rentenjchufd. 


| 
| 
| 
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Bablung die Rentenſchuld ab— 
gelöft werden fann. Die Ab: 
löſungsſumme muß im Grunde 
buch angegeben werden. 

200. Auf die einzelnen 
Reiftungen finden die für Hp: 
pothekenzinſen, auf die Ab— 
löſungsſumme finden die für 
ein Grundſchuldkapital gelten— 
den Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. 

Die Saar derAblöjungs= 
ſumme an den Gläubiger bat 
die gleihe Wirkung wie Die 
Zahlung des Kapitals einer 


Grundſchuld. 





$ 119. Eine Grundſchuld 


fann in der Weiſe bejtellt wer: 
den, daß in regelmäßig wieder— 
fehrenden Terminen eine be— 
jftimmte Geldjunme aus dent 
Grundſtücke zu zablen iſt 
(Rentenſchuld). 

ei der Beſtellung der 
Rentenſchuld muß der Betrag 
beſtimmt werden, durch deſſen 








$ 1201. Das Recht zur 
Ablöfung fteht dem Eigen— 
thümer zu. 

Den Gläubiger fann das 
Net, Die Ablöjung zu ders 
langen, nicht eingeräumt wer⸗ 
den. Im Falle des $ 1133 
Satz 2 ijt der Gläubiger be= 


‚ rechtigt, die Zahlung der Ab⸗ 
eine Grundſchuld kann in eine 


löſungsſumme aus den Grund: 
ſtücke Au en 

Der Eigenthimer 
fann rn Ablöiungsredt erft 
nach vdorgängiger Kündigung 
ausüben. Die Kündigungs— 
frift beträgt sechs Melonate, 
wenn nit ein Anderes be= 
ftimmt it. 

Eine Beihränfung des 
Kündigungsrects ift nur joweit 
zuläflig, daß der Eigenthümer 
nach dreißig Jahren unter 
Einhaltung der ſechsmonatigen 
Friſt fiindigen kann. 

Hat der Eigentbiimer ges 
kündigt, jo kann der Gläubiger 
nah dem Mblaufe der Kün— 
digungsfriit die Zahlung der 
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IX. ————— 





Ablöfungsiumme aus Dem 
eu verlangen. 

$ 1208. Eine Rentenihuld | 
fann in eine gewöhnliche Grund: 
jhuld, eine gewöhnliche Grunde 





ſchuld — in eine ——— 
umgewandelt werden. Die 
Zuſtimmung der im Range 
gleich: oder nachitehenden Be: 
rechtigten iſt nicht erforderlich. 


Neunter Abjchnitt. 
Pfandrecht an beweglichen Sachen 2 an 
Rechten. | 
| da d thü 
Erſter Titel. en Be Ne "auf * 


Pfandrecht an beweglichen 
Sachen. 


8 1204. Eine bewegliche 
Sade kann zur Sicherung 
einer Forderung in der Weiſe 
belaſtet werden, daß der Gläu— 
biger berechtigt iſt, Befriedigung 
aus der Sade zu Suchen 
(Biandrect). 

Das Piandredt kann aud 
fiir eine fünftige oder eine be= 
dingte Forderung  beitellt 
werden. 

$ 1205. Zur Beitellung de3 
Biandrechtä it . erforderlich, 
daß der Eigentbiimer die S ache 
den Gläubiger übergibt und 
beide darüber einig find, daß 
dem Gläubiger das Bfandrecht 
zuftehen jol. it der Gläu- 
biger im Beſitze der Sache, jo 
genügt die Einigung über Die 
Entitehung des Pfandrechts. 

Die Uebergabe einer im 
mittelbaren Belige des Eigen: 
thümers befindlichen Sache 
kann dadurch erſetzt werden, 





Pfandgläubiger überträgt und 
die Berpfändung dem Befiger 
anzeigt. 

8 1206. An Stelle der 
Uebergabe der Sache genügt 
die Einräunmung des Mit: 
bejiges, wenn jich die Sache 
unter dem Mitverichlufie des 
Gläubigers befindet oder, falls 
fie in Beſitz eines Dritten it, 
die Herausgabe nur an den 
Eigentbhiimer und den Gläu— 
— gemeinſchaftlich erfolgen 


ann. 

$ 1207. Gebört die Sache 
nicht den Berpfänder, jo finden 
auf Die Berpfändung die für 
den Erwerb des Eigenthums 


geltenden Vorichriften der 
88 932, 934, 935 entiprechende 
Amvendung. 


$ 1208. Iſt die Sache mit 
dem Nechte eines Dritten be= 
laftet, jo geht das Pfandrecht 
dem echte vor, eg jei denn, 
das der Phandgläubiger zur 
Beit des Erwerbes des Pfand— 
recht3 in Anſehung des Rechtes 
nicht. in qutenı Glauben: ift. 


Pfandredt an bewegliden Sahen und an Rechten. 


Die Porjchriften des 8 932 
Abi. 1 Sab 2, des $ 935 und 
des $ 936 Abſ. 3 finden ent— 
fprechende Anwendung. 

$ 1209. Für den Rang des 
Pfandrechts iſt, die Zeit der 
Beitelung auch dann maß— 
gebend, wenn es für eine Fünf: 
tige oder eine bedingte Forder: 
ung beſtellt iſt. 

$ 1210. Das Pfand haftet 
für die Forderung in Deren 
jeweiligem Beſtand, insbeſon— 
dere auch für Zinſen und Ver— 
*tragsitrafen. Iſt der perſön— 
libe Schuldner nicht der Eigen: 
thiimer des Pfandes, jo wird 
durch ein Rechtsgeichäft, 
der Schuldner nach der Ver: 
pfändung vornimmt, Die Haft: 
ung nicht erweitert. 

Das Pfand haftet für 
die Ansprüche des Pfandgläu— 
biger3 auf Erſatz von Ber: 
wendungen, für die den Pfand: 
gläubiger zu erjegenden Koſten 
der Kündigung und Der Rechts— 
verfolgung jowie für die Koſten 
des Biandverfaufs. 

8 1211. Der Berpfänder 
fan dem Bfandgläubiger gegen: 
iiber Die Den perjönlichen 
Schuldner geaen die Forderung 
jowie die nah $ 770 einem 
Biürgen zuſtehenden Einreden 
geltend machen. Gtirbt der 
perjönlihe Schuldner, jo fann 
fih der Verpfänder nicht da— 
rauf berufen, daß der Erbe 
für die Schuld nur beichränft 
haftet. 

Iſt der PVerpfänder nicht 
der perjönlibe Schuldner, jo 
verliert er eine Einrede nicht | 





| berechtigt ist, 
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u. daß diejer auf fie ver= 
zi 

$ 1212. Das Pfandrecht 
erſtreckt ſich auf die Erzeugniffe, 
die von dem Pfande getrennt 
werden. 

$ 1213. Das Pfandrect 
fann in der Weiſe bejtellt wer: 
den, daß der Pfandgläubiger 
die Nußungen 
des Bandes zu ziehen. 

Iſt eine von Natur frucht: 
tragende Sache dem Pfand— 
gläubiger zum Alleinbejiß über: 
geben, jo iſt im Zweifel anzu= 





ı nehmen, dab der Bfandgläus 


das | 





biger vun ——— berech⸗ 
tiat ſein ſoll 
8 1214. Steht dem Pland- 


' aläubiger das Recht zu, die 
Nutzungen zu ziehen, ſo iſt er 


verpflichtet, für die Gewinnung 
der Nubungen zu ſorgen und 
Rechenſchaft abzulegen. 

Der Reinertrag der Nutz— 
ungen wird auf die geſchuldete 
Leiſtung und, wenn Koſten 
und Zinſen zu entrichten ſind, 


zunächſt auf dieſe angerechnet. 


Abweichende Beitinnmungen 


ſind zuläflig. 
51 Der Pfandgläu— 
biger 3 Verwahrung des 


Pfandes verpflichtet. 


| 


8 1216. Macht der Pfand: 
gläubiaer Verwendungen auf 
das Pfand, jo beſtimmt fich 
die Erjatspflicht des Verpfän— 
ders nach den Borjchriften über 
die Gejchäftsfübrung obne 
Auftrag. Der Pfandgläubiger 
it berechtigt, eine Einrichtung, 
mit der er das Pfand verjehen 
bat, wegzunebmen. 
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$ 1217. Verletzt der Bfand: 
gläubiger die Rechte des Ver— 
pfänders in erbebliben Maße 
und jeßt er Das verlegende 
Berhalten ungeachtet einer Ab— 
mahnung des Verpfänders fort, 
jo fann der Berpfänder ver= 
langen, daß das Band auf 
Koften des Biandgläubigers 
binterlegt oder, wenn es ſich 
nicht zur Hinterlegung eignet, 
an einen gerichtlich zu beftellen- 
den Berwabhrer abaeliefert wird. 

Stattder Hinterlegung oder 
der Ablieferung der Sache an 
einen Verwahrer fann der Ver— 
pfänder die Rückgabe des 
Pfandes gegen Befriedigung 
des Gläubigers verlangen. Zit 
die Forderung unverzinslich 
und noch nicht fällig, fo gebührt 
den Pfandgläubiger nur Die 
Summe, welde mit giuu 
rechnung der gejeglichen Zinſen 
für die Zeit von der Zahlung 
bi8 zur Fälligkeit dem Bes 
trage der Forderung gleiche 
fommt. 

$ 1218. Sit der Verderb 
des Bfandes oder eine wejent: 
lihe Minderung des MWertbes 
zu bejorgen, fo fann der Ver— 
pfänder Die Rückgabe Des 
Pfandes gegen anderweitige 
Sicherheitleiitung verlangen; 
die Sicherheitsleiſtung Durch 
Bürgen ift ausgeichlofien. 

Der Bfandgläubiger bat 
denn Berpfänder von Dem 
drohenden Verderb unverzüg— 
lich Anzeige zu machen, ſofern 
nicht die unthunlich iſt. 

s 1219. ird durch den 
drohenden Verderb des Pfandes 





III. Buch: Sachenrecht. 








IX. Abſchnitt: 


oder durch eine zu beſorgende 
weſentliche Minderung des 
Werthes die Sicherheit des 
Pfandgläubigers gefährdet, ſo 
kann dieſer das Pfand öffent— 
lich verſteigern laſſen. 

er Erlös tritt an die 
Stelle des Pfandes. Auf Ver— 
langen des Verpfänders iſt der 
Erlös zu hinterlegen 

$ 1220. Die Beriteigerung 
des Pfandes iſt erit zuläffig, 
nachdem ſie dem Verpfänder 
angedroht worden iſt: die An— 
drohung darf unterbleiben, 
wenn das Pfand dem Verderb 
ausgeſetzt und mit dem Auf— 
ſchube der Verſteigerung Ge— 
fahr verbunden iſt. Im Falle 
der Werthminderung tt außer 
der Androhung erforderlich, 
daß der Pfandgläubiger dent 
Berpfänder zur Leiltung ander: 
weitiger Sicherheit eine ange= 
meſſene Friſt beftimmt hat und 
dieje verſtrichen ift. 

Der Pfandgläubiger bat 
den Berpfänder von der Ver— 
jteigerung unverzüglich zu be— 
nachrichtigen; im Falle der 
Unterlafjung iſt er zum Scha— 
denserſatze verpflichtet. 

Die Androhung, die Friit- 
beſtimmung und die Benach- 
rihtigung Dürfen unterbleiben, 
wenn fie untbunlich find. 
‚51221. 9Hat das Pfand 
einen Börſen- oder Marftpreig, 
jo fann der Bfandgläubiger 
den Verkauf aus freier Hand 
Durch einen zu foldhen Ver— 
fäufen öffentlich ermächtigten 
Handelsmäkler oder durch eine 
zur öffentlichen Berfteigerung 


Pfandrecht an beweglihden Saden und an Rechten. 


befugte Perſon zum laufenden 
reife bewirfen. 

$1222. Beiteht das Pfand: 
recht an mehreren Sachen, jo 
haftet jede für die ganze For— 
derung. 

$ 1223. Der Piandaläus 
biger iſt verpflichtet, das Pfand 
nach dem Erlöfchen des Pfand— 
recht3 dem PVerpfänder zurück— 
zugeben. 

Der Berpfänder kann die 
Rüdgabe des Piandes gegen 
Befriedigung des Biandgläu- 
biger3 verlangen, jobald der 
Schuldner zur Leiftung berech— 
tigt iſt. 

8 1224. Die Befriedigung 
des Biandgläubigers durch den 
Berpfänder kann auch durch 
Hinterlegung oder durch Auf 
rechnung erfolgen. 

$ 1225. Sit der Berpfänder 
nicht der perjönliche Schuldner, 
jo geht, joweit er den Pfand— 
gläubiger befriedigt, die Forder— 
ung auf ihn über. Die fir 
einen Bürgen geltenden Vor— 
ichriften des 8 774 finden ent= 
jprehende Anwendung- 

$ 1226. Die Erſatzanſprüche 
des Verpfänders wegen Ver— 
änderungen oder Verichlechter- 
ungen des Pfandes ſowie Die 
Aniorüche des Pfandgläubigers 
auf Erjag von Verwendungen 
oder auf Geftattung der Weg: 
nahme einer Einrichtung vers 
jähren in jehs Monaten. Die 
Borjchriften des 5 558 Abi. 2,3 
finden entjprechende Anwend— 


ung. 
Wird das Recht 








8 1227. 
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tigt, jo finden auf die An— 
fprüche des Pfandgläubigers die 
fiir die Ansprüche aus dem 
Eigenthume geltenden Vor— 
ſchriften entfprechende Anmwend: 


ung. 

$ 1228. Die Befriedigung 
des Pfandgläubigers aus den 
Pfande erfolgt durch Verkauf. 

Der Pfandgläubiger iſt zum 
Verkaufe berechtigt, ſobald die 
— ganz oder zum Theil 
ällig iſt. Beſteht der geſchul— 
dete Gegenſtand nicht in Geld, 
ſo iſt der Verkauf erſt zu— 
läſſig, wenn die Forderung 
in eine Geldforderung über— 
gegangen iſl. 

s 1229. Eine vor dem 
Eintritte der Berfauf3berechtig: 
ung getroffene Bereinbarung, 
nach welcher dem Pfandgläu— 
biger, fal3 er nicht oder nicht 
rechtzeitig befriedigt wird, das 
Eigentbum an der Sadıe zus 
fallen oder übertragen werden 
ſoll, ift nichtig. 

8 1230. Unter mebreren 
Pfändern fann der Bfandaläus 
biaer, joweit nicht ein Anderes 
beſtimmt ift, Diejenigen aus: 
wäblen, welche verfauft werden 
follen. Er fann nur jo viele 





Pfänder zun Berfaufe bringen, 


als zu jeiner Befriedigung er= 
forderlich find. 

s 1231. Sit der Pfandgläu— 
biger nicht im Alleinbejiße des 
Pfandes, jo kann er nad dem 
Eintritte der Verkaufsberechtig— 
ung die Herausgabe des Pfan— 
des zum Zwecke des Verkaufs 
fordern. Auf Verlangen des 


des Pfandgläubigers beeinträch: | Berpfänders hat an Stelle der 
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Herausgabe die Ablieferung | die Androhung unthunlich, fo 
an einen gemeinjchaftlichen Ver: | wird der Monat von den Ein: 
wahrer zu erfolgen: der Ber: | tritte der Verfaufsberechtigung 
wabrer bat fich bei der Ab= | an berechnet. 


lieferuna zu verpflichten, das $ 1235. Der Verkauf des 
Pfand zum Verkaufe bereitzus Pfandes ift im Wege öffent— 
jtellen. licher Berfteige ung zu — 

$ 1232. Der Pſfandgläu⸗ Hat d das fand einen Bör⸗ 


Diger ift nicht verpflichtet, einem | ſen- oder Marktpreis, jo findet 
ibm im Range nachitebenden | die Vorjchrift des 8 1221 An= 
Prandagläubiger das Wand | wendung. 
zun Zwecke des Verkaufs ber: S 1286. Die Berfteigerung 
zugeben. Iſt er nicht im Ber | hat an den Orte zu erfolgen, 
lige des Brandes, jo fann er, | an dem das Pfand aufbewahrt 
jofern er micht felbit den | wird. ft von einer Der: 
Berfauf betreibt, dem Ver- | fteigerung an dem Aufbewahr: 
faufe durch einen nachitehenden | ung3ort ein angemefjener Er— 
Plandgläubiger nicht wider- folg zu erwarten, jo .ift das 
jprechen. Pfand an einen geeigneten 
1233. Der Verkauf de3 | anderen Drte zu verjteigern. 
Pfandes ift nad den Vor— $ 1287. Beit und Ort der 
ichriften der S$ 1234 bis 1240 | Beriteigerung find unter all= 
zu bewirken. gemeiner Bezeihnung des Bfan: 
Hat der Biandgläubiger für desöffentlich befannt zu machen. 
fein Net zum Verkauf einen | Der Eigenthümer und Dritte, 
vollitrefbaren Titel gegen den | denen Rechte an den: Pfande 
Eigenthümer erlangt, jo fann zuſtehen, find beſonders zu be— 
er den Verkauf auch nach den | nacrichtigen; die Benachrich- 
für den Verkauf einer gepfän= | tigung darf unterbleiben, wenn 
deten Sache geltenden Bor: | fie unthunlic ift. 
ichriften bewirten lafjen. | 8 1238. Das Pfand darf 
51234. Der Bfandaläubiger | nur” mit der Beltimmung ver: 
bat den Eigenthiimer den Ber: | Fauft werden, daß der Käufer 
fauf vorber anzudroben und | den Kaufpreis jofort baar zu 
dabei den Geldbetrag zu bes | entrichten hat und feiner Rechte 
zeichnen, wegen dejjen der Ver- | verluftia jein joll, wenn Dies 
Fauf ftattfinden joll. Die An- | nicht geichiebt. 
drobung fann erit nach dem Erfolat der Verkauf ohne 
Eintritte_der DVerfaufsberech- | dieſe Beitimmung, jo ilt der 
tigung erfolgen; jie Darf unter: | Kaufpreis ala von dem Pfand: 
On, wenn fie unthunlich ift. | gläubigerempfangen anzuſehen; 
Verkauf darf nicht vor | Die Nechte des Pfandglaͤubigers 
dem Ablauf eines Monats nah | gegen den Eriteber bleiben un— 
der Androhung erfolgen. Iſt | berührt. Unterbleibt die jo: 


Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten. 


fortige Entrihtung des Kauf— 
preiſes, jo gilt daS Gleiche, 
wenn nicht vor dem Schluſſe 
des la dar tr von 
dem Vorbe ) 
wirkung Gebrauch gemacht wird. 
81239. Der Piandaläubiger 
und der Eigenthiimer fünnen 
bei der Berfteigerung mitbieten. 
Erbält der Biandaläubiger den 


alte der Rechtsver- 
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gilt auhdann, wenn dem Pfand: 
—5 der Zuſchlag ertheilt 
wird. 

Pfandrechte an der Sache 
erlöſchen, auch wenn fie dem 
Erwerber bekannt waren. Das 
Gleiche gilt von einem Nieß— 
brauch, es ſei denn, daß er 


allen Pfandrechten im Range 
vorgeht. 


Zuſchlag, fo iſt der Kaufpreis 
als von ihm empfangen anzu= | des 
mäßig, wenn gegen die Vor— 


jeben. 
Das Gebot des Eigen 
thümers darf zurücdgewiejen 
werden, wenn nicht der Betrag 
baar erlegt wird. Das Gleiche 
gilt von dem Gebote des Schuld: 


ners, wenn das Pfand für 


eine fremde Schuld haftet. 

$ 1240. Gold und Silber: 
jachen dürfen nicht unter dem 
Gold: oder Silberwerthe zuge— 
ſchlagen werden. 

Wird ein geniigendes Ge: 
bot nicht abgegeben, jo kann 
der Perfauf Durch eine zur 


t 
5 1243. Die Veräußerung 
des Bandes ift nicht recht— 


ichriften des 8 1228 Abi. 2, 


des $ 1230 Satz 2, des $ 1235, 





öffentlichen Werfteigerung bes | 


fugte Perjon aus freier Hand | 


zu einen den Gold= oder Silber- 
werth erreichenden Preiſe er= 
folgen. 

s1241. Der Biandgläubiger 
bat den Eigenthümer von dem 
Berfaufe des Bfandes und dem 
Ergebniß unverzüglich zu be— 
nachrichtigen, jofern nicht Die 
Benachrichtigung untbunlic ift. 

8 2. Durch die recht— 
mäßige Veräußerung des Pfan— 
des erlangt der Erwerber die 
aleihen Rechte, wie wenn er 
die Sache von dem Eigen— 








des $ 1237 Sab 1 oder des 
$ 1240 verftoßen wird. 

Verletzt der Biandgläubiger 
eine andere für den Berfauf 
geltende Borichrift, jo ift er 
zum Schadenserſatze verpflich- 
tet, wenn ihm ein Verjchulden 


' zur Laſt fällt. 


s 1244. Wird eine Sache 


| als Pfand veräußert, ohne das 


den Beräußerer ein Pfandrecht 
zuſteht oder den Erfordernifien 
genligt wird, don Denen Die 
echtmäßigfeit der Veräußer— 
ung abbängt, jo finden Die 
Vorichriften der SS 932 bis 
934, 936 entiprechende Anwend: 
ung, wenn Die Veräußerung 
nad $ 1233 Abi. 2 erfolgt itt 
oder die Borichriften des $ 1235 
oder des $ 1240 Abi. 2 beob= 
achtet worden jind. 
$ 1245. Der Eigentbümer 
und der Brandgläubiger können 
eine von den Borfchriften der 
88 1234 bis 1240 abweichende 
Art des Pfandverkaufs verein: 
baren. Steht einem Dritten 


tbiimer erworben bätte. Dies | an dem Pfande ein Recht zu, 


Bayerns Gejege u. Gejetbücher XXXIV. Bd. (Meihsgeieke XXIV. Bd.) 
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das durd die Veräußerung er: 
Gicht, jo ift die Buftimmung 
des Dritten erforderlih. Die 
Zuftimmung ift demjenigen 
gegenüber zu erllären, zu deſſen 
Gunſten fie erfolat; fie ift un« 
widerruflid). 

Auf die Beobahtung der 
Vorſchriſten des 8 1235, des 

$ 1237 Satz 1 und des g 1240 
Tann niht vor dem Eintritte 
der PVerfaufsberehtigung ver— 
zichtet werden. 

$ 1246. Entipricht eine von 
den Borihriften der 88 1235 
bis 1240 abweichende Art des 
—— 

Ermeſſen den Intereſſen der 
Betheiligten, jo fann jeder bon 
ihnen verlangen, daß der Ver 
fauf in dieſer Art erfolgt. 

Kommt eine Einigung nicht 
zu Stande, jo enticheidet das 
Gericht. 

8 1247. Soweit der Erlös 
— dem Pfande dem Pfand— 
gläubiger zu ſeiner Befriedig— 
ung gebührt, gilt die Forderung 
als von dem Eigenthümer be— 
richtigt. Im Uebrigen tritt 
der Erlös an die Stelle des 
Pfandes. 





8 1248. Bei dem Verkaufe Prandgläubigers tritt nicht ein, 


de3 Pfandes gilt zu Gunsten 


des Bfandglöubigerd der Ver⸗ 
pfänder al3 der Eigenthümer, 
e3 jei denn, daß der Prandgläu: 
biger weiß, daß der Berpfänder 
nicht der Eigenthümer ift. 

12 Wer Durch Die 
— des Pfandes ein 
Recht an dem Pfande verlieren 
würde, kann den Pfandgläubiger 
befriedigen, jobald der Schuld= 


nach billigem | 


III. Bud: Sadenredt. 








IX. Abſchnitt: 


ner zur Leitung berechtigt ift. 
Die PVorichriiten des $ 268 
Abi. 2, 3 finden entiprechende 


Anwendung. 
$ 1250. Mit der Weber 


tragung der Forderung gebt 


das Pfandrecht auf den neuen 


Gläubiger über. Das Pfand— 
recht kann nicht ohne die For— 
derung übertragen werden. 
MWird bei der Uebertragung 
der Forderung der Uebergang 
des Pfandrechts ausgeichlofien, 
jo erliiht das Pfandrecht. 
8 1251. Der neue Pfand: 
läubiger fanı von dem bis— 
Perlen Pfandgläubiger Die Her: 
ausaabe des Pfandes verlangen. 
Mit der Erlangung des 
Beſitzes tritt der neue Pfand— 
läubiger an Stelle des bis— 
—** Pfandgläubigers in die 
mit dem Pfandrechte verbun— 
denen Verpflichtungen gegen 
den Verpfänder ein. Erfüllt 
er die Verpflichtungen nicht, 
ſo haftet für den von ihm zu 
erſetzenden Schaden der bis— 
herige Pfandgläubiger wie ein 
Bürge, der auf die Einrede 
der ? orausklage verzichtet bat. 
Die Haftung des bisherigen 


wenn Die Forderung Fraft Ge⸗ 
ſetzes auf den neuen Pfand— 


gläubiger übergeht oder ihm 


auf Grund einer geſetzlichen 
Verpflichtung abgetreten wird. 
s 1252. Das Blandrect 


erliſcht mit der Forderung, für 


die es beiteht. 
s 1253. Das Pfandrecht 
erliicht, wenn der Pfandgläu= 


biger das Pfand dem Ver— 


Pfandredt an beweglichen Sachen und an Rechten. 


211 


pfänder oder dem Eigenthünter | zufammentrifft. Das Erlöfchen 


zurüdgiebtt.. Der Vorbehalt 
der Fortdauer des Pfandrechts 
ift unwirkſam. 

Iſt das Pfand im Befite 
des Verpfänders oder Des 
Eigenthiimers, jo wird vers 
mutbet, da 
von dem Bfandgläubiger zurück— 
aegeben worden ſei. Diefe 


Permuthung gilt auch dann, 


wenn fih das Pfand im Bes 
fiß eines Dritten befindet, der 
den Belis nach der Entitebung 
des Pfandrechts von dem Ber: 


5 das Pfand ihm | 





pfänder oder dem Eigenthiimer 


erlanat bat. 

8 1254. Steht dem Band: 
recht eine Einrede entgegen, 
durch welche die Geltendmach: 
ung des Pfandrechts dauernd 
ausgeichlofien wird, fo kann 


der Berpfänder die Rücdaabe | 


des Bandes verlangen. Das 
gleiche Recht hat der Eigen— 
thümer. 

s 1255. Zur Aufhebung 
des Pfandrechts durch Rechts— 


geſchäft genügt die Erklärung 


des Pfandgläubigers gegenüber 
dem Verpfänder oder dem 


Eigenthümer, daß er das Pfand | 
dem Eimtritte der Verfaufsbe- 


recht aufacbe. 
Iſt das Pfandrecht mit dem 
Rechte eines Dritten belaftet, 


jo ift die Zultimmung des | 


tritt nicht ein, ſolange die For— 
derung, für welche das Band: 
recht befteht, mit dem Rechte 
eine3 Dritten belaftet ift. 
Das Pfandrecht gilt, als 
nicht erlofchen, foweit der Eigen: 
thümer ein rechtliche Intereſſe 
an dem Fortbeſtehen des Pfand— 
rechts hat. 

8 1257. Die Vorſchriften 
über das durch Rechtsgeſchäft 
beſtellte Pfandrecht finden auf 
ein kraft Geſetzes entſtandenes 
Pfandrecht entſprechende An— 
wendung. 

8 1258. Beſteht ein Pfand— 


| rehbt an dem Antbeil eines 





Dritten erforderlid. Die Zu: | 


ſtimmung ift demjenigen gegen: 
über zu erflären, zu deſſen 
Gunſten fie erfolgt; fie ift une 
widerruflich. 

8 1256. Das Pfandrecht 
erliiht, wenn es mit dem 
Eigenthum in derjelben Berjon 





Miteigenthüümers, jo übt der 


Pfandgläubiger die Rechte aus, 


die ſich aus der Gemeinſchaft 
der Miteigenthümer in An— 
ſehung der Verwaltung Der 
Sache und der Art ihrer Be— 
nutzung ergeben. 

Die Aufhebung der Ge— 
meinſchaft kann vor dem Ein— 
tritte der Verkaufsberechtigung 
des Pfandgläubigers nur von 
dem Miteigenthümer und dem 
Pfandgläubiger gemeinichafts 
lich verlangt werden. Nach 


rechtigung kann der Pfand— 
gläubiger die Aufhebung der 
Gemeinſchaft verlangen, ohne 
daß es der Zuſtimmung des 


Miteigenthümers bedarf; er iſt 


nicht an eine Vereinbarung 

gebunden, durch welche die 

iteigenthümer das Recht, die 

Aufhebung der Gemeinſchaft 

zu verlangen, für immer oder 

auf Zeit ausgeſchloſſen oder 
14* 


212 II. Bud: Sachenredit. 
eine Kündigungsfriſt bejtimmt | 
haben. 


Wird die Gemeinjchaft auf: 
gehoben, jo gebührt den Pfand: 
gläubiger das Pfandrecht an 
den Gegenftänden, welche an 
die Stelle des Antheils treten. 

Das Recht des Pfandaläus 


biger3 zum Verkaufe des Anz | 


theils bleibt unberührt. 
$ 1259. Für das Pfand: 
recht an einem im Schiffsre— 
giſter 
gelten die beſonderen Vorſchrif— 
ten go ss 1260 bis 1271. 
1260. Zur Beſtellung 
des —— iſt die Einig— 


IX. Abſchnitt: 


der Veräußerung oder Belaft: 
ung des Schiffes feine Kraft, 
auch wenn der Erwerber in 
gutem Glauben ift. 

Sit das Pfandrecht mit Un— 
recht gelöicht, jo gelten im alle 
der Veräußerung des Schiffes 
die Vorichriften des 8 936 
Abſ. 1 Satz 1, Abi. 2 auch 


dann, wenn der Erwerber das 


eingetragenen Schiffe 


' Den 


Eigenthum ohne llebergabe er: 
langt: die Vorfchrift des $ 936 
Ab}. 3 findet Feine Anwendung. 
Wird ein Pfandrecht, welches 
mit Unrecht gelöjchten 


Pfandrechte im Range nad 


ung tes Eigentbiimers Des | 
Schiffes und des Gläubigers 
darüber, daß dem Gläubiger | 


das Pfandrecht zufteben fol, 
und die Eintragung des Riand- 
rechts in das Schiffsregiſter 
erforderlib. Die Vorichriften 
des _S 873 Abi. 2 und des 
S 878 finden entiprechende An- 
ipendung. 

In der Eintragung müſſen 


der Gläubiger, der Geldbetrag 


der Forderung und, wenn Die 
Forderung verzinglich iſt, der 
Zinsſatz angegeben werden. Zur 
näberen Bezeichnung der For— 
derung fann auf Die Eintrag: 
ungsbewilligung Bezug ge— 
nommen iverden. 

$ 1261. Das Rangverbält: 
niß der an dem Schiffe beftell- 
ten Pfandrechte beſtimmt ſich 
nach den Vorſchriften der 88 
879 bis 881 und des 8 1151. 


$1262. Solange das Pfand: | 


recht im Schifigregiiter einge: 
tragen ift, behält es im Falle 





jtebt, auf einen Dritten über— 
tragen, jo finder die Borjchrift 
des 8 1208 Sag 1 Anwendung. 

s 1263. Steht der Inhalt 
des Schifisregifters in Anſehung 
eines Pfandrechts mit der wirk— 
lichen Rechtslage nicht im Ein— 
klange, ſo kann die Berichtigung 
des Regiſters nach den für die 
Berichtigung des Grundbuchs 
geltenden Vorſchriften der 
s$ 894, 895, 897, 898 verlangt 
werden. 

Iſt ein Pfandrecht mit Un: 
recht aelöjcht worden, jo kann 
ein Widerſpruch gegen Die 
Richtigteit des Schiffsregiſters 
nach 8 899 Abi. 2 eingetragen 
werden. Solange der Wider: 
Bun eingetragen it, gilt im 
Falle der Veräußerung oder 
Belaftung des Schiffes dem 
Erwerber gegeniiber dasGleiche. 


wie wenn das Pfandrecht ein— 
| wäre. 


1264. Die Haftung des 
Schiffes beichränft fich au ven 
eingetragenen Betrag der or: 


Pfandrecht an beweglihen Saden und an Rechten. 


derung und die Zinſen nad 
dem AN BELEGEN Zinsſatze. 
Die Haftung für geſetzliche 
Zinſen und für Koſten be— 
ſtimmt ſich nach der für die 
— an Vorſchrift 
des 81 

Iſt Hi Korderung unver- 
zinglih oder ift der Zinsſatz 
niedriger al3 fünf vom Hun— 
dert, 
ohne Buftimmung der im Range 
gleiche oder nachſtehenden Be: 
rechtigten dabin erweitert wer— 
den, dat das Schiff für Zinjen 
big au Hinf oo von Hundert haftet. 


jo kann das Pfandrecht | 


| 
| 


Das Biandredt er: | 


265 
ftrecft fich auf das Zubehör des 
Schiffes mit Ausnahme der 
Zubehörſtücke, die nicht in das 
igentbum des Eigenthümers 
des Schiffes aelangt find. 


Auf die Haftung der Zur 


beböritiide finden die fir die 
Hypothek geltenden Borichriften 





der 88 1121, 1122 entiprechende | 


Anwendung. 


8 1266. Die Vorichriften | 


der 88 1205 big 1257 finden 


infoweit feine Anwendung, als | 
Biand- 


fib daraus, daß der 
aläubiger nicht den Beſitz des 
Sciffes erlangt, Abweichungen 
ergeben. In dem alle des 
$ 1254 tritt an Die 





telle des 


Anſpruchs auf Rückgabe des 


Brandes das Recht, 
bebung des Pfandrechts zu 
verlanaen. 


1267. Der Berpfänder | 
kaun gegen Befriedigung Des | 


Pfandgläubigers die Aushän— 
digung der zur Löſchung des 
Pfandrechts erforderlichen Ur— 


die Auf-⸗ 
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kunden verlangen. Das gleiche 
Recht ſteht dem perſönlichen 


Schuldner zu, wenn er ein 
rechtliches iercq an der 
' Berihtigung des Schiffs— 


regiſters bat. 
$1268. Der Bfandgläubiger 
fan feine Befriedigung aus 
dem Sciffe und dem Zubehöre 
nur auf Grund eines vollftred: 
baren Titels nach den für die 
Go ned ung geltenden 

en juchen 

Iſt der Gläubiger 
ER N sen jo kann er im Wege 
des Aufgebotsverfahrens mit 
feinem WBfandrebt ausge— 
ihlofjen werden, wenn die im 


' 8 1170 oder die im $ 1171 für 


die Ausichließung eines Hypo— 
tbefengläubiger3 beſtimmten 


Vorausſetzungen vorliegen. Mit 


der Erlafiung des Ausſchluß— 
urtheils erliicht das Pfandrecht. 
Die Vorſchrift des 8 1171 
Abi. 3 findet Anwendung. 

$ 1270. Auf das Pfandrecht 
für die Forderung aus einer 
Schuldverjchreibung auf den 
Inhaber, aus einem Wechiel 
oder aus einem anderen Bas 
viere, das durch Indoſſament 
übertragen werden fann, finden 
die Borichriften des $ 1189, auf 
das Pfandrecht für die For: 
derung aus einer Schuld— 
verichreibung auf den Inhaber 
finden auch die Vorichriften 
des $ 1188 entiprechende Anz 
wendung. 

s 1271. Das Pfandrecht 
fann in der Weiſe beitellt wer— 
den, daß nur der Höchſtbetrag, 
big zu dem das Schiff haften 
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ſoll, beſtimmt, im Uebrigen die | 


ititellung der Yorderung vor= 
ehalten wird. Der Höchſt— 
betrag muß in das Schiffs—⸗ 
regiiter eingetragen werden. 
Iſt die Forderung verzius⸗ 
lich, ſo werden die Zinſen in 
den Höcitbetrag eingerechnet. 

$ 1272. Die Vorſchriften 
der $$ 1260 bis 1271 gelten 
auch für das Piandredt an 
einer Schiffspart. 


Zweiter Titel. 
Pfandrecht an Rechten. 
$ 1273. Gegenitand des 


Pfandrechts kann auch 
Recht ſein. 


Auf das Pfandrecht an 


Rechten finden die VBorjchriften 
über das Pfandrecht an be= 
weglihen Sachen entiprechende 
Anwendung, ſoweit ſich nicht 


aus den $$ 1274 bi3 1296 ein | 


Anderes ergibt. Die Anıwend: 
ung der 


ein | 








Vorichriften des 


$ 1208 und des $ 1213 Ubi. 2 


iſt ausgeichlofien. 

5 1274. Die Beitellung des 
Pfandrechts an einem echte 
erfolgt nach den für die Leber: 
tragung des Rechtes geltenden 
Vorſchriften. Sit zur Ueber— 
tragung des Rechtes die Ueber⸗ 
abe einer Sache erforderlich, 
o finden die Borjchriften der 
88 1205, 1206 Anmwendung- 

Soweit ein Recht nicht 
iibertragbar iſt, fannein Bfand= 


recht an dem echte nicht bes 
‚ ift, Gegenstand des Pfandrecht3, 


ftellt werden. 


II. Bud: Sadenredt. IX. Abſchnitt: 





$ 1275. Iſt ein Recht, fraft 
defien eine Leiſtung gefordert 
werden kann, Gegenftand des 
Pfandrechts, jo finden auf das 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem 
Pfandgläubiger und dem Ver— 
pflichteten die Vorſchriften, 
welche im Falle der Ueber— 
tragung des Rechtes für das 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem 
Erwerber und dem Verpflich— 
teten gelten, und im alle einer 
nad 5 1217 Abi. 1 getroffenen 
gerichtlihen Anordnung Die 
Vorſchrift des $ 1070 Abt. 2 
entiprecbende Anwendung. 

8 1276. Ein verpfändetes 
Recht kann durch Rechtsgeſchäft 
nur mit Buftimmmg des 
Plandgläubigerd _ aufgehoben 
werden. Die Zuftimmung iſt 
demjenigen gegenüber zu er= 
Hären, zu deſſen Gunſten fie 
erfolgt; fie it unwiderruflich. 
Die VBorichrift des $ 876 Say 3 
bleibt unberührt. 

Das Gleiche gilt im Falle 
einer Aenderung des Rechtes, 
joferu fie das Pfandrecht be: 
einträchtiat. 

$ 1277. Der Bfandgläubiger 


kann jeine Befriedigung aus 





' eines 


dem Rechte nur auf Grund 
vollitredbaren Titels 
nad den für die Zwangsvoll= 
ſtreckung geltenden Borichriften 
juchen, jofern nicht ein Anderes 
beſtimmt ift. Die Borichriften 
des $ 1229 und des $ 1245 
Abi. 2 bleiben unberührt. 

8 1278. Iſt ein Recht, zu 
deſſen Verpfändung die Leber: 
gabe einer Sache erforderlich 


Pfandredt an beweglichen Sachen und an Rechten. 


jo finden auf das Erlöjchen 
des Pfandrechts Dur die 
Rückgabe der Sache die Vor— 
ſchriften de3$1253entjprechende 
Anwendung. 

31279. Fiir das Pfandrecht 
an einer Forderung gelten die 
bejonderen Porjchriften der 
88 1280 bis 129. 

$ 1280. Die VBerpfändung 
einer Forderung, zu Deren 
Uebertragung der Abtretungs— 
vertrag genügt, iſt nur wirkianı, 
wenn der Gläubiger fie dem 
Schuldner anzeigt: 

$s 1281. Der Schuldner 
fann nur an den Pfandgläu— 
biaer und den Gläubiger ges 
meinſchaftlich leisten. Jeder 
von beiden kann verlangen, 
daß an fie gemeinſchaftlich ge: 
leiitet wird; jeder kann ftatt 
der Leijlung verlangen, 
die geichuldete Sache für beide 
hinterlegt oder, wenn fie ſich 
nicht zur Hinterlegung eignet, 
an einen gerichtlich zu bes 
jtellenden Verwahrer abgeliefert 
wird. 

$ 1282. Sind die Voraus 
jegungen des $ 1228 Abi. 2 
— ſo ft der Pfand— 

läubiger zur Einziehung der 
Sorderug berechtigt und fann 
der Schuldner nur an ihn 
leiftten. Die Einziehung einer 
Geldforderung steht dein? Band: 
aläubiger nur infoweit zu, als 
ie zu feiner Befriedigung er— 
forderlich iſt. Soweit er zur 
Einziehung berechtigt ift, kann 
er auch verlangen, daß ihn 
die Geldforderung an Zahl: 
ungsftatt abgetreten wird. 


daß 
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Zu anderen Verfügungen 
über die ehe iſt Der 
Plandgläubiger nicht berechtigt; 
das Necht, die Lefriedigung 
aus der Forderung nad $ 1277 
zu juchen, bleibt unberührt. 

8 1288, Hängt die Fälligkeit 
— verpfändeten Forderung 
von einer Kündigung ab, ſo 
bedarf der Gläubiger zur Kün⸗ 
digung der Zuſtimmung des 
Pfandgläubigers nur, wenn 
dieſer berechtigt iſt, die Rub⸗ 
ungen zu ziehen. 

Die Kündigung des Schuld— 
ners iſt nur wirkſam, wenn ſie 
dem Piandgläubiger und dem 
Gläubiger erklärt wird. 

Sind die Vorausſetzungen 
des $ 1228 Abi. 2 eingetreten, 
jo ift auch der Bfandgläubiger 
zur Kündigung berechtigt; für 
die Kündigung des Schuldners 
geniigt die Erklärung gegen= 
über den Piandgläubiger. 

Ss 1284. Die PVorjchriften 
der 88 1281 bis 1283 finden 
feine Anwendung, Soweit der 


Pfandgläubiger und der Gläus 


biger ein Anderes vereinbaren. 

Hat die Leiftung 
an den Pfandgläubiger und 
den Gläubiger gemeinjchaftlich 
zu erfolgen, jo find beide einan— 
der verpflichtet, zur Einziehung 
mitzuwirken, — die For— 
derung fällig iſt. 

Soweit der Pfandgläubiger 
berechtigt iſt, die Forderung 
ohne Mitwirkung de3 Gläu— 
biger$ einzuziehen, bat er für 
die ordnungsmäßige Eins 
ziehung zu ſorgen. Bon der 
Einziehung hat er den Gläu— 
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III. Bud: Sachenrecht. IX. Abſchnitt: 





biger unverzüglich zu benach— 
richtigen, jofern nicht die Be— 
nachrichtigung unthunlich iſt. 

$ 1286. Hängt die Fällig: 


feit der verpfändeten Forderung 


von einer Kündigung ab, jo 
fann der Pfandgläubiger, ſo— 


fern nicht das Klündigungsredht 


ihm zuitebt, von dem Gläus 
biger die Kündigung verlangen, 


wenn die Einziehung der For: 


derung 
ihrer 


wegen 


Gefährdung 
Sicherheit 


nad Den 


Negeln einer ordnungsmäßigen | 


Dermögensverwaltung geboten 
tft. Unter der gleichen Vorauss 
jeßung fann der Gläubiger von 
dem Ifandaläubiger Die Zus 
timmung zur Kündigung ver: 
langen, jofern die Zuſtimmung 
erforderlich ilt. 

$ 1287. Leiſtet der Schuld: 
ner in Gemäßbeit der $$ 1281, 
1282, jo erwirbt mit der Leiſt— 
ung der Gläubiger den ge= 
leisteten Gegenftand und der 
Plandgläubiger ein Pfandrecht 
an dem Gegenitande. Beſteht 
die Leiftung ın derllebertragung 
des Eigenthums an 
Grundſtücke, jo erwirbt der 
Prandgläubiger eine Sicher: 
ungshypothek. 

$ 1288. Wird eine Geld— 
forderung in Gemäßbeit des 
$ 1281 eingezogen, jo find der 
Piandgläubiger und der Gläu— 
biger einander verpflichtet, Dazu 
mitzuwirken, daß der einge 
zogene Betrag, joweit e3 ohne 
Beeinträhtigung des Inter— 
eſſes des — 
thunlich iſt, nach den für die 
Anlegung von Mündelgeld 


einem 


geltenden Vorjchriften verzins— 
lih angelegt und gleichzeitig 
dent Bfandgläubiger das Pfand— 
recht beitellt wird. Die Art der 
Anlegung bejtimmt der Gläu— 
biger. 

Erfolgt die Einziehung in 
Gemäßheit des $ 1282, jo gilt 
die Forderung des Pfandgläu— 
biger3, ſoweit ihm der einges 
ogene Betrag zu jeiner Bes 
————— gebührt, als von 
dem Gläubiger berichtigt. 

s$ 1289. Das Pfandrecht 
an einer Forderung erſtreckt 
ſich auf die Zinſen der For— 
derung. Die Vorſchriften des 
$ 1123 Abſ. 2 und der 88 1124, 
1125 finden entjprechende An: 
wendung; an die Stelle der 
Beihlagnahme tritt die Anz 
zeige des Pfandgläubigers an 
den Schuldner, daß er von 
denn Einziehungsredte Ge- 
brauch made. _ 

$ 1290. Beitehen mehrere 
Pfandrechte an einer For— 
derung, jo iit zur Einziehung 
nur derjenige Bfandgläubiger 
berechtigt, deſſen Pfandrecht 
* übrigen Pfandrechten vor— 
geht. 
5 1291. Die Vorſchriften 


‚ über das Pfandrecht an einer 





Prandgläubigers | 


——— gelten auch für das 
Pfandrecht an einer Grund— 
ſchuld und an einer Renten— 
ſchuld. 

$ 1292. Zur Verpfändung 
eines Wechſels oder eines ans 
deren Papiers, da3 durch In— 
dojjament übertragen werden 
fann,. genügt Die Einigung des 
Gläubiger und des Pfand— 


Pfandredt an bemweglihen Sachen und an Rechten. 


gläubiger83 und die Uebergabe | 


de indoilirten Papiers. 

an einen Inhaberpapiere gel— 
ten die WVorjchriften über das 
Pfandrecht an beweglichen 
Saden. 

8 129. Sit ein Wechſel, 
ein anderes Bapier, das durch 
Indoſſament übertragen wer: 
den fann, oder ein Inhaber— 
papier Gegenstand des Pfand— 
rechts, jo it, auch wenn Die 
Porausjegungen des 8 1228 
Abi. 2 noch nicht eingetreten 
find, der Piandgläubiger zur 
Einziehung und, fal3 Kün— 
digung erforderlih it, zur 
Kündigung berechtigt und fann 
der Schuldner nur an ihn 
leiſten. 





1295. Hat ein verpfän- 
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detes Papier, das durch In— 





r doſſament übertragen werden 
293. Für das Pfandrecht 


kann, einen Börſen- oder 
Marktpreis, ſo iſt der Gläu— 
biger nach dem Eintritte der 
Vorausſetzungen des $ 1228 
Abi. 2 berechtigt, das Papier 
nach $1221 verkaufen zu laſſen. 

8 12%. Das PBrandrect 
an einem Werthpapier eritredt 
fih auf die zu dem Papiere 
gehörenden Zins, Renten- oder 
Gewinnantbeilibeinenurdann, 
wenn fie den: Pfandgläubiger 
übergeben find. Der Berpfäns 
der fann, jofern nicht ein An— 
deres bejtimmt ijt, die Heraus— 
gabe der Scheine verlangen, 
joweit fie vor dem Eintritte 
der Vorausjeßungen des 8 1228 
Abi. 2 fällig werden. 
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Viertes Bud). 
Familienrecht. 


a) Denkſchrift zum Entwurfe eines Bürgerlichen Geſetzbuches. — 
Druckſachen des Reichsſtages, O. Legidlatur:Periode, IV. Seſſion 


1895/96, Nr. 87, &. 157 u. ff. 


b) KRommifiiondbericht. — Druckſachen des — —————— O. Legis⸗ 
Intur:Beriode, IV. Seſſion 1895/96, Nr. 440b, &. 1 u. ff. 


Eriter Abſchnitt. 
— Ehe. 


Erſter Titel. 
Verlöbniß. 


$ 1297. Aus einem Ver—⸗ 
löbniffe fann nicht auf Eingeh: 
ung der Ehe geklagt werden. 

Dad Verſprechen einer 
Strafe für den Fall, daß Die 
Eingebung der Ehe unterbleibt, 
ijt nichtig. 

81298. Tritt ein Berlobter 
von dem PVerlöbnifje zurücd, jo 
bat er den anderen Verlobten 


und deſſen Eltern jowie dritten | 
ein, wenn ein wichtiger Grund 


Berfonn. welche an Stelle der 
Eltern gehandelt baben, 
chaden zu erjeßen, der daraus 
entitanden it, daß fie in Er— 
'rtung ter Ehe Aufwend- 


den 


ungen gemacht haben oder Ver: 
en eingegangen find. 
Dem anderen Werlobten bat 
er auch den Schaden zu erſetzen, 
den diejer Dadurch erleidet, Daß 
er in Erwartung der Ebe fons 
ftige jein Vermögen oder feine 
Erwerbsitellung berührende 
ar re getroffen bat. 

r Schaden ift nur info= 
weit erjegen, als die Auf- 
wendungen, Die Eingehung der 
Berbindlichfeiten und die fon= 
tigen Maßnahmen den Um— 
ftänden nach angemefjen waren. 

Die Erjagpflicht, tritt nicht 


für den Rücktritt vorliegt. 
8129. Veranlaßt ein Ver: 

lobter den Ritdtritt des anderen 

durh ein Perichulden, Das 
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einen a Br: Grund 750520 —— den 
Rücktritt bildet, fo ift er nad 
Maßgabe des $ 1298 Abi. 1,2 
zum&chadengerjaßeverpflichtet. 


8 1800. Hat eine unbe= 
icholtene Verlobte ihrem Ber- 
lobten die Beimohnung ge— 
ftattet, jo fann jie, wenn Die 
Borausiegungen des & 1 
oder des $ 1299 vorliegen, auch 
wegen des Schadens, der nicht 
Bermögengichaden ift, eine 
billige Entihädigung in Geld 
verlangen. 


Der Anſpruch ift nicht über 
tragbar und geht nicht auf Die 
Erben über, es jei den, daß 
er durdı Bertrag anerfannt 
oder daß er rechtshängig ge— 
worden ift. 


8 1301. Unterbleibt Die 
Eheichliegung, jo fann jeder 
Verlobte von dem anderen Die 
Herausgabe desjenigen, was 
er ihm gejchenft oder zum 
Zeihen des Verlöbniſſes ge— 
geben hat, nach den Vorſchriften 
iiber die Herausgabe einer un— 
erechtfertigten Bereicherung 
Dos Im Bweifel iſt ans 
zunehnien, vr die Rüctorder: 
ung ausgeſchloſſen jein joll, 
wenn das Verlöbniß durch den 


Zod eines der Verlobten aufs 


gelöft wird. 


$ 1802. Die in den $$ 1298 
bis 1301 beſtimmten Anjprücde | 


verjähren in zwei Jahren von 
der Auflöfung des Verlübs 
nifje3 an. 


| 





Zweiter Titel. 
Eingehung der Ehe. 


$ 38 Ein Mann darf 
nicht vor dem Eintritte der 
Volljährigkeit, eine Frau darf 
nicht vor der Vollendung des 
jechzehnten Lebensjahrs eine 
(Ehe unten, 

Einer Frau fann Befreiung 
von dieſer Borfchrift bewilligt 
werden. 

5 1304. Wer in der Geſchäfts— 
Fähiafeit beichränft iſt, bedarf 
zur Eingebung einer Ehe der 
Einwilligung jeines gejeglichen 
Vertreters. 

yi der gejeßliche Vertreter 
ein Bormund, jo kann die Ein: 
willigung, wenn fie von ihm 
bermweigert wird, auf Antrag 
des Miindel3 durch das Vor: 
mundjchaft3aericht erjeßt wer— 
den. Das Bormundicaftsges 
richt bat die Eimwilligung zu 
erjegen, wenn die Eingebung 
der Ehe in Sinterefje Des Miin: 
dels lieat. 

$ 1305. Ein eheliches Kind 
bedarf bis zur Vollendung des 
einundzwanzigiten Yebensjahrs 
zur Eingebung einer Ehe der 
Einwilligung des Vaters, ein 
uneheliches Kind bedarf big 

um gleichen Lebensalter der 
Einwilligung der Mutter. Au 
die Stelle des Vaters tritt die 
Mutter, wenn der Vater ge- 
ftorben ijt oder wenn ihm Die 
ih aus der DBaterichaft er— 
gebenden Rechte nach $ 1701 
nicht zuftehen. Ein für ehelich 
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erflärtes Find bedarf der Ein: 
willigung der Mutter auch dann 
nicht, wenn der Vater geſtor— 
bei tit. 

Dem Tode des Vaters oder 
der Mutter ſieht, es aleich, 
wenn fie zur Abgabe einer Er: 
flärung dauernd außer Stande 
find oder wenn ihr Aufenthalt 
Ben unbekannt iſt. 

51 Einem an Kindes— 
ſtatt ne Kinde 
gegenüber ſteht die Einwillig— 
ung zur Eingehung einer Ehe 
an Stelle der leiblichen Eltern 
demjenigen zu, welcher das 
Kind angenommen hat. Hat 
ein Ehepaar das Kind gemein— 
ſchaftlich oder hat ein Ehegatte 
das Kind des anderen Ehe— 
gatten angenommen, ſo finden 
die Vorſchriften des 8 1305 
Abi. 1 Satz 1, 2, Abſ. 2 An— 
wendung. 

Die leibliben Eltern er: 
langen das Recht zur Einwillig: 
ung auch dann nicht wieder, 
wenn das Durch Die Annahme 





an Sindesitatt begründete 
Rechtsverhältniß aufgehoben 
wird. 


$ 1307. Die elterliche Ein= 
willigung kann nicht Durch einen 
Vertreter ertbeilt werden. 
der Bater oder die Mutter 
in der Geichäftstäbigfeit be— 
ſchränkt, jo it die Zuſtimmung 
des gefeglichen Vertreters nicht 
erforderlich. 


Sit | 


IV. Bud: Familienrecht. 


— — — 


J. Abſchnitt: 


ſetzt werden. Das Vormund— 
ſchaftsgericht hat die Einwillig— 
ung zu erſetzen, wenn ſie ohne 
RUNDER rund verweigert 
wird 

Vor der Entſcheidung ſoll 


das Vormundſchaftsgericht Ver: 


wandte oder Verſchwägerte des 
Kindes hören, wenn es ohne 
erhebliche Verzögerung und 


ohne unverhältnißmäßige Ko— 








s 1308. Wird die elterliche 


Einwilligung einem volljähri- 


aen Kinde verweigert, jo fann 


fie auf deſſen Antrag durch | 


das Vormundicaftsgericht ers 


jten geicheben fan. Für den 
Erſatz der Auslagen gilt Die 
— des $ 1847 Abi. 2. 

Niemand darf eine 
Che bevor jeine 
frühere Ebe aufgelöft oder für 
nichtig erklärt worden iſt. 
Mollen Ehegatten die Ehe— 
ſchließung wiederholen, jo it Die 
vorgängige Nichtigfeitgerflär= 
ung nicht erforderlich. 

Wird gegen ein Urtbeil, 
durch das die frühere Ehe aufs 
gelöſt oder für nichtig erklärt 
worden ilt, Die Nichtigfeitäflage 
oder Reititutiongflage erhoben, 
jo dürfen die Ehegatten nicht 
vor der Erledigung des Necht$- 
ftreit3 eine neue Ehe eingehen, 
es jei denn, daß die Klage erſi 
nach dem Ablaufe der vorges 
ichriebenen fünfjährigen Frift 
erhoben worden it. 

8 1310. Eine Ehe darf 
nicht geichlofjen werden zwiichen 
Verwandten in gerader Linie, 
zwiſchen vollbürtigen oder balb- 
bürtigen Geſchwiſtern ſowie 
zwiſchen Verſchwägerten in ge— 
rader Linie. 

Eine Ehe darf nicht ge— 
ſchloſſen werden zwiſchen Per— 
ſonen, von denen die eine mit 
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Eltern, Voreltern oder Ab— 
kömmlingen der anderen Ge— 
Ichlechtägemeinfhaft gepflogen 


at. 

‚ Verwandticaft in Sinne 
diejer Vorichriften befteht auch 
ziwiihen einem umehelichen 
Finde und deſſen Abkömm— 
lingen einerjeit3 und dem Vater 
el en Verwandten anderer: 
eits. 

s 1311. Wer einen Anderen 
an Kindesftatt angenommen 
bat, darf mit ihm oder deſſen 
Abkömmlingen eine Ehe nicht 
eingeben, jolange das durch die 
Annabme begründete Rechts— 
verhältniß beſteht. 

1312. Eine Ehe darf 
nicht geſchloſſen werden zwiſchen 
einem wegen Ehebruchs ge— 
ſchiedenen Ehegatten und dem: 
jenigen, mit welchem der ge— 
ichtedene Ehegatte den Ehebrüch 
begangen bat, wenn dieſer Ehe— 
bruc in dem Scheidungsurtbeil 
al3 Grund der Scheidung feſt— 
geitellt ift. 

Bon dieſer Vorſchrift kann 
Befreiung bewilligt werden. 


m—r — — — — — — — — — —— — — — — — — — — — 


$ 1313. Eine Frau darf 


erft zehn Monate nach der 
Auflöſung oder Nichtigfeitser- 
llärung ibrer früberen Ehe 
eine neue Ehe eingeben, es jei 
denn, dab fie inzwiichen ge 
boren bat. 

Bon diejer Vorſchrift kann 
Pefreiung bewilligt werden. 

$ 1314. Wer ein ebeliches 
Kind hat, das minderjährig ift 
oder unter jeiner Vormund— 
ſchaft fteht, darf eine Ebe erit 
eingeben, nachdem ibm das 
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Vormundſchafts-Gericht ein 
Zeugniß dariiber ertbeilt bat, 
daß er die im $ 1669 bezeich- 
neten Berpflichtungen erfüllt 
bat oder daß fie ihm nicht ob= 
liegen. 

Iſt im Falle der fortgejeß- 
ten Giitergemeinjchaft ein an: 
theilöberechtigter Ablömmling 
minderjährig oder bevormuns 
det, jo darf der ilberlebende 
Ehegatte eine Ehe erſt eingehen, 
nachdem ihm das Bormunds 
ſchaftsgericht ein Zeugniß dar— 
über ertheilt hat, daß er die 
im $ 1493 Abſ. 2 bezeichneten 
Verpflichtungen erfüllt bat oder 
daß fie ihm nicht obliegen. 

8 1315. Militärperjonen 
und jolche Landesbeamte, fir 
die nach den Landesgeſetzen 
zur Eingebung einer Ebe eine 
bejondere Erlaubniß erforder= 
li ift, dürfen nicht obne Die 
vorgeichriebene Erlaubniß eine 
Ehe eingeben. 

Ausländer, für die nach den 
Landesgejegen zur Eingehung 
einer Ebe eine Erlaubniß oder 
ein Zeugniß erforderlich iſt, 
Dürfen nicht ohne dieje Erlaub: 
niß oder obne dieſes Zeugnik 
eine Ehe eingeben. 

$ 1316. Der Eheſchließung 
joll ein Aufgebot vorbergeben. 
Das Aufgebot verliert jeine 
Kraft, wenn die Ehe nicht 
binnen ſechs Monaten nad 
der Vollziehung des Aufgebots 
geichloffen wird. 

Das Aufgebot darf unter 
bleiben, wenn die lebensgefähr: 
lihe Erkrankung eines Der 


222 IV. Bud: Familienrecht. I. Abjchnitt: Bürgerliche Che. 





Berlobten den Aufihub der 

Eheichliegung nicht geftattet. 
Bon dem Aufgebote fann 

Befreiung bewilligt werden. 


$ 1317. Die Ehe wird da: 
durch geichlofien, daß die Ver— 
lobten vor einen Standesbe— 
amten perfünlich und bei gleich 
zeitiger Anweſenheit erklären, 
die Ehe mit einander eingehen 
zu wollen. Der Standesbe- 
amte muß zur Entgegennahme 
der Erklärungen bereit fein. 


Die Erklärungen Fönnen 
nicht unter einer Bedingung 
oder einer Beitbejtimmung abs 
gegeben werden. 


s 1318. Der Standesbe- 
amte joll bei der Eheſchließung 


in Gegenwart von zwei Zeugen | 


an die Verlobten einzeln und 
nac einander die Frage richten, 
ob fie die Ehe mit einander 
eingeben wollen, und, nachdem 
die Berlobten die Frage bejaht 
baben, ausſprechen, daß fie 
fraft dieſes Geſetzes nunmehr 
a 
eien. 


Als Zeugen ſollen Perſonen, 
die der bürgerlichen Ehrenrechte 
für verluftig erflärt find, wäh⸗ 
rend der Zeit, für welche die 
Aberkennung der Ehrenrxechte 
erfolgt iſt, ſowie Minderjährige 
nicht zugezogen werden. Ver— 
ſonen, die mit einem der Ver— 
lobten, mit dem Standesbe— 
amten oder mit einander ver— 
wandt oder verſchwägert ſind, 
dürfen als Zeugen zugezogen 
werden. 





gewöhnlichen 


Der Standesbeamte ſoll 
die Eheſchließung in das Hei— 
valbäregifter eintragen. 

5 1319. Als Standesbe- 
amter im Sinne de3 8 1317 
gilt aucd derjenige, welcher, 
ohne Standesbeaniter zur fein, 
das Amt eines Standesbeam= 
ten dffentlih ausübt, es fei 
denn, dab Die Verlobten den 
Mangel der amtlihen Befug: 
nig bei der Eheſchließung 
fennen. 

3 1320. Die Ehe fol vor 
dem zuftändigen Standesbe- 
amten gejchloffen werden. 

Buftändig ift der Standes- 
beamte, in defjen Bezirk einer 
der Verlobten feinen Wohnfig 
oder jeinen gewöhnlichen Auf: 
enthalt bat. 

. Hat feiner der Verlobten 
feinen Wohnſitz oder feinen 
‚Aufenthalt im 
Inland und ift auch nur einer 
von ihmen ein Deuticher, fo 
wird der zuftändige Standes: 
beamte von der oberften Auf— 
ſichtsbehörde des Bundesftaatg, 
dem der Deutſche angehört, 
und, wenn dieſer feinem Bun— 
desitaat angehört, von dem 
Neichskanzler beftinmt. 

Unter mehreren zuftändigen 
Standesbeamten haben die 
Verlobten die Wahl. 

$ 1321. Auf Grund einer 
ſchriftlichen Ermächtigung deg 
zuftändigen Gtandesbeanten 
darf die Ehe auch vor dem 
Standesbeaniten eines anderen 
Bezirkes gejchlofjen werden. 
8 2. Die Bewilligung 
einer nach den 88 1303, 1313 


III. Titel: Nichtigkeit und Anfechtbarfeit der Ehe. 


auläfl igen Befreiung fteht dem 
Bundesftaate zu, den die Frau, 
Die nung, einer nad 
$ 1312 zuläfligen Befreiung fteht 
dent Bundesitaate zu, dem der 
eichiedene Ehegatte angehört. 

ür Deutfche, die feinem Bun— 
desitaat angehören, Steht Die 
Bemilligung dent Reichskanz— 
ler zu. 

Die Bewilligung einer nad) 
ö 1316 zuläfligen Befreiung 
tehbt dem Bundesitaate zu, 
in defien Gebiete Die Ehe ge— 
ſchloſſen werden ſoll. 

Ueber die Ertheilung der 
einem Bundesſtaate zuſtehen— 
den Bewilligung hat die Lan— 
desregierung zu beſtimmen. 


Dritter Titel. 


Nichtigkeit und Anfechtbar- 
feit der Ehe. 


$ 1323. Eine Ehe ift nur 
in den Fällen der $$ 1324 big 
1328 nichtig. 

51324. Eine Ehe iſt nichtig, 
wenn bei der Eheichliegung die 
im $ 1317 vorgejchriebene Form 
nicht beobactet worden. ilt. 

Sit Die Ehe in das Heirath3- 
regilter eingetragen worden 
und baben die Ehegatten nad 
der Eheichliefung zehn Jahre 
oder, fall3 einer von ihnen vor: 
ber gejtorben iſt, bis zu deſſen 
Tode, jedoch mindeſtens Drei 
Sabre, als Ehegatten mit ein: 
ander gelebt, jo ijt die Ehe als 
von Anfang an gültig anzu— 
ſehen. Dieje Vorichrift findet 
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feine Anwendung, wenn bei 


ı dem Ablanfe der 








| 


ehn Sahre 
oder zur Zeit des Todes Des 
einen Ehegatten die Nichtig- 
feitöflage erhoben ift. _ 

$ 1325. Eine Ebe iſt nichtig, 
wenn einer der Ehegatten zur 
Beit der Sheidtiebunggefätte 
unfähig war oder ſich im Bu: 
ftand der Bewußtloſigkeit oder 
vorübergebender Störung der 
Geiſtesthätigkeit befand. 

Die Ehe ift als von Anfang 
an gültig anzujeben, wenn der 
Ehegatte fie nach dem Wegfalle 
der Geihäftsunfähigfeit, der 
Bewußtloſigkeit oder der Stör— 
ung der Geiftesthätigfeit be= 
ftätigt, bevor fie für nichtig er= 
Härt oder aufgelöft worden it. 
Die Beltätigung bedarf nicht 
der für die Eheſchließung vor— 
gejchriebenen Form. 

$ 1326. Eine Ehe iſt nichtig, 
wenn einer der Ehegatten zur 
Zeit der Eheichliegung mit 
einen Dritten in einer gültigen 
Ehe lebte. 

$ 1327. Eine Ehe iſt nichtig, 


wenn jie zwilchen Verwandten 


oder Verichwägerten dem Ber: 
bot des 8 1310 Abi. 1 zuwider 
geihlofien worden ilt. 

$ 1328. Eine Ebe ift nichtig, 
wenn fie wegen Ehebruch nad 
$ 1312 verboten war. 

Wird nachträglich Befrei- 
ung von der Borichrift des 
8 1312 bewilliat, jo it Die 

be als von Anfang an gültig 
anzujeben. 

8 1329. Die Nichtigfeit 
einer nach den 88 1325 bis 1528 
nichtigen Ehe fann, jolange 
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nicht die Ehe fir nichtig erflärt 
oder aufgelöft ift, mr im Wege 
der 
gemacht werden. 








Das Gleiche 


gilt von einer nach $ 1324 nich- 
wenn fie in das ı 


tigen Ebe, 
Heiratbsregiiter 
worden it. 

$ 1330. Eine Ehe fann 
nur in den Fällen der $$ 1331 
bis 1335 und des $ 1350 an— 
——— werden. 

$ 1331. Eine Ehe kann 

von dem Ebegatten angefochten 
werden, der zur Zeit_der Ehe— 
ichliegung oder im alle des 
$ 1325 zur Zeit der Beltätig« 
ung in der Gefchäftsfähiafeit 
beichränft war, wenn die Ehe— 
ſchließung oder die Beltätigung 
ohne Einwilligung feines geſetz— 
liben Vertreters erfolgt ilt. 

$ 1832. Gine Ebe fann 
bon dem Ehegatten angefochten 
werden, der bei der Eheichliep- 
una nicht gewußt hat, dab es 
jihb um eine Eheſchließung 
bandle, oder dies zwar gewußt 


eingetragen 


bat, aber eine Erklärung, die | 


(She eingeben zu wollen, nicht 
bat abgeben wollen. 

8 1333. Eine Ehe kann 
von dem Ehegatten ——— 
werden, der ſich bei der Ehe— 


| 


Nichtigleitäflage geltend 
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8 1334. Gine Ebe fann 
bon dem Ehegatten oe 
werden, Der zur ebung 
der Ehe durch argliltige ee 
ung über ſolche Umſtände be= 
ftimnıt worden ift, Die ihn bei 
Kenntniß Der Sab hlage und 
bei verftändiger Würdigung des 
Weſens der Ehe von der Eingeb: 
ung der Ebe — haben 
würden. Iſt die Täuſchung 
nicht von dem anderen Ehe— 
gatten verübt worden, ſo iſt 
die Ehe nur dann anfechtbar, 
wenn Diejer die Täuſchung bei 


‚ der Ebeichließung gekannt hat. 





ibliegung in der Perſon des 


anderen Ehegatten oder über 
jolche perjönliche Eigenſchaften 
des anderen Ehegatten geirrt 
bat, die ihn bei Kenntniß der 
Sachlage und bei verjtändiger 
MWirrdigung des MWejens der 
Ehe von der Eingehbung der 
Ehe abgehalten haben wiirden. 


‚ Bertreter erfolgen. 


Auf Grund einer Täuſch— 
ung über Vermögensverbält- 
niſſe 5 die Anfechtung 
nicht jtat 

S 1335. Eine Ebe fann 
von dem Ehegatten angefochten 
werden, der zur Eingebung der 
Ehe widerrechtlich durh Droh— 
ung beitinmt ae iſt. 

8 . Die Anfechtung 
der Ehe fann nicht Durch einen 
ft der 
anfechtunasberechtigte Ehegatte 
in der Geſchäftsfähigkeit be= 
ſchränkt, jo bedarf er nicht der 

Zuftinnmung feines gejeglichen 
Vertreters. 

Für einen geſchäftsunfähi— 
gen Ehegatten Fann fein gejeß: 
licher Vertreter mit Genebmig— 
ung des Vormundſchafsge— 
richts die Ehe anfecten. In 
den Fällen des 8 1331 kann, 
folange der anfechtung&berech= 
tigte Ebegatte in der Geſchäfts— 
fähigkeit beſchränkt ift, nur fein 
geießlicher Bertreter die Ehe 


‚ anfechten. 
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8 1837. Die Anfechtung 
der Ehe ift in den Fällen des 
8 1331 ausgeſchloſſen, wenn 
der gejeßliche Wertreter Die 
Ehe genehmigt oder der ans 
fechtunasberechtigte Ehegatte, 
nachdem er unbeſchränkt ge= 
ihäftsfähig geworden ilt, Die 
Ehe bejtätigt. Sit der gejeß- 
lihe Vertreter ein Vormund, 
jo fann die Genehmigung, 
wenn fie von ihm verweigert 
wird, auf Antrag des Ebegatten 
durch das Vormundſchaftsge— 
richt erſetzt werden; das Vor— 
mundſchaftsgericht hat die Ge— 





nehmigung zu erſetzen, wenn 


die Aufrechterhaltung der Ehe 
im Intereſſe des Ehegatten 


liegt. 

In den Fällen der 88 1332 
bis 1335 iſt die Anfechtung 
ausgeſchloſſen, wenn der an— 
fechtungsberechtigte 
nach der Entdeckung des Irr— 


— — 





Ehegatte 


thums oder der Täuſchung oder | 


nach den Aufhören der Zwangs— 
lage_die Ehe beitätigt. 

Die Borichriften des $ 1336 
Ab. 1 gelten auch für die Be— 
ſtätigung. 

8 1338. Die Anfechtung 
iſt nach der Auflöſung der Ehe 
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gehung oder die Beſtätigung 
der Ehe dent gejetlichen Ver— 
treter befannt wird oder der 
Ehegatte die unbejchränfte Ge— 
ihäftsfähigfeit erlangt, in den 
Fällen der 88 1332 bis 1334 
mit dem Beitpunft, in welchem 
der Ehegatte den Irrthum oder 
die Täufhung entdeckt, in dem 
alle de8 S 1335 mit dem 
eitpunft, in welchem Die 
Swangslage aufbört. 

. Auf die Frift finden die für 
die Verjährung geltenden Bor: 
ichriften der $$ 203, 206 ent— 
jprechende Anwendung. 

$ 1340. Hat der gejeßliche 
Vertreter eines geſchäftsunfäh— 
igen Ehegatten die Ehe nicht 


' rechtzeitig angefochten, jo fann 


nah dem Wegfalle der Ge— 
ſchäftsunfähigkeit der Ehegatte 
jelbjt die Ehe in gleicher Weiſe 
anfechten, wie wenn er ohne 
geſetzlichen Bertreter gewejen 
wäre. 

s 1341. Die Anfechtung 
erfolgt, folange nicht die Ehe 
aufgelöft it, Durch Erbebung 


; der Anfechtungäflage. 


ausgejchlofien, es jei denn, daß 
die Auflöfung durch den Tod 
des zur Anfechtung nicht bes | 


rechtigten Ehegatten herbeige- 
führt worden iſt. 


$ 1339. Die Anfechtung 
fann nur binnen ſechs Monaten 
erfolgen. 


Die Frift beginnt in den 
Fällen des 8 





1331 mit dem | 


Zeitpunkt, in welchem die Ein- | 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. Bd. (Reichsgeſetze XXIV. BD.) 


Wird die Klage zurückge— 
nommen, ſo iſt die Anfechtung 
als nicht erfolgt anzuſehen. 
Das Gleiche gilt, wenn die an— 
gefochtene Ehe, bevor ſie für 
nichtig erklärt oder aufgelöſt 
worden iſt, nach Maßgabe des 
$ 1337 genehmigt oder beſtätigt 


wird. — 
s 1342. Sit die Ehe durch 


den Tod des zur Anfechtung 
berechtiaten Ehegatten aufge= 
löft worden, jo erfolgt die An- 
fechtung durch Erklärung gegen: 
15 


226 IV. Buch: Familienredt. I. 





über dem Nachlakgerichte; Die 


Erklärung ift in Öffentlich be | 


glaubigter Form abzugeben. 
Das Nachlaßgericht fol die 
Erklärung jowohl demjenigen 
wittbeilen, welder im Falle 
der Gültigkeit der Ehe, als auch 
demjenigen, welder im Falle 
der Nichtigfeit der Ehe Erbe 
des verftorbenen Ehegatten ilt. 
Es hat die Einficht der Erklär— 
ung Jedem zu geitatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaub: 
haft macht. 
s 1343 Wird eine anfecht- 
bare Ehe angefochten, jo iſt fie 
al3 von Anfang an nichtig an: 
zujeben. Die Vorſchrift des 





S 142 Abi. 2 findet Anwendnng. 


Die Nichtigkeit einer anfecht: 


baren Ebe, die im Wege der 


Klage angefochten worden it, 
kann, folange nicht die Ehe für 
nichtig erflärt oder aufgelöft 


ift, nicht anderweit geltend ge= 


macht werden. _ 
$ 134. Einem Dritten 
gegenüber können aus der Nich: 


tigfeit der Ehe Einwendungen | 


gegen ein zwiichen ihm und 
einem der Ehegatten vorges 
nonımenes Rechtsgeſchäft oder 
gegen ein zwiſchen ihnen er= 
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einem Formmangel berubt und 
die Ehe nicht in das Heiraths— 
regilter eingetragen worden ılt. 

8 3b. ar dem einen 
Ehegatten die Nichtigkeit der 
Ehe bei der Eheichliegung be= 
fannt, jo kann der andere Ehe— 
gatte, ſofern nicht auch ibm 
die Nichtigfeit befannt war, 
nach der Nichtigkeitgerflärung 
oder der Auflölung der Ebe 
verlangen, daß ihr Verbältnik 
in vermögensrechtlicher Bezieh— 
ung, insbejondere auch in An: 
jebung der Unterhaltspflicht, 
jo behandelt wird, wie wenn 
die Ebe zur Zeit der Nichtige 
feit3erflärung oder der Auflöſ— 
ung geichieden und der Ehe— 
gatte, den die Nichtigkeit be: 
fannt war, für allein jchuldig 
erklärt worden wäre. 

Diele Vorſchrift findet feine 
Anwendung, wenn die Nichtig- 
feit auf einem Formmangel 
beruht und die Ehe nicht in 
das Heiratböregiiter einge 
tragen worden it. 

s 1346. Wird eine wegen 
Drohung anfechtbare Ehe für 


nichtig erklärt, ſo ſteht das im 


gangenes rechtsfräftigesllrtbeil 


nur bergeleitet werden, wenn 
ur Zeit der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit 


des Eintritt3 der Rechtshängig⸗ 


feit die Ebe für nichtig erflärt 
oder die Nichtigfeit dem Dritten 
befannt war. 

Die Nichtigfeit kann ohne 
dieje Beichränfung geltend ge= 


macht werden, wenn fie auf 


$ 1345 Abi. 1 beitimmite Recht 
den anfechtungsberectigten 
Ehegatten zu. Wird eine 
wegen Irrthums anfechtbare 
Ehe für nichtig erklärt, fo ſteht 
diejes Recht dem zur Anfecht- 
ungnicht berechtigten Ehegatten 
zu, es jei denn, Daß diejer den 
Srrtbum bei der Emgehung 
der_ Ehe Fannte oder kennen 


mußte. 
$ 1347. Erklärt der Ehe— 
gatte, Dem das im $ 1345 
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Abi. 1 beſtimmte Recht zufteht, | 


dem anderen Ehegatten, daß 


er von dem Rechte Gebraud | 


mache, jo fann er die Folgen 
der Nichtigkeit der Ehe nicht 
mehr geltend machen; erflärt 
er dem anderen Ehegatten, daß 
e3 bei diejen Folgen bewenden 
folle, fo erliiht das im $ 1345 
Abi. 1 beitimmte Recht. 

Der andere Ehegatte kann 
den berechtigten&begatten unter 
Beſtimmung einer angemefje= 
nen Frift zur Erklärung dar— 
über auffordern, ob er von 
dem Rechte Gebraucd) mache. 
Das Recht kann i i 
Falle nur bis zum Ablaufe 
der Friſt ausgeübt werden. 


Vierter Titel. 


Wiederverheirathung im 
Falle der Todeserklärung. 


8 1348. Geht ein Ehegatte, 
nachdem der andere Ehegatte 
für todt erklärt worden iſt, eine 
neue Ehe ein, ſo iſt die neue Ehe 
nicht deshalb nichtig, weil der 
für todt erklärte Ehegatte noch 
lebt, es ſei denn, daß beide 


Ehegatten bei der Eheſchließung 


willen, daß er die Todeserklär— 
ung iiberlebt hat. 

Mit der Schließung der 
neuen Ehe wird die frübere 
Ehe aufgelöit. Sie bleibt auch 
dann aufgelöft, wenn die Todes— 
erflärung in Folge einer An— 


in Diejem | 











fechtungsklage aufgehoben wird. | 
1349. ft das Urtbeil, | 


durch das einer der Ehegatten 


fiir todt erflärt worden ift, im 
MWege der Plage angefochten, jo 
darf der andere Ehegatte nicht 
vor der Erledigung des Rechts⸗ 
ftreit3 eine neue Ehe eingehen, 
e3 jei denn, daß die Anfecht— 
ung erft zehn Sabre nad der 
Perfiindung des Urtheil3 er- 
folgt ift. 

8 1350. Seder Ehegatte 
der neuen Ebe kann, wenn der 
für todt erflärte Ehegatte noch 
lebt, die neue Ehe anfechten, 
ed fei denn, daß er bei der 
Eheichließung von dejien Leben 
Kenntniß hatte. Die Anfecht- 
ung fann nur binnen ſechs 
Monaten von dem Zeitpunft 
an erfolgen, in weldyem der 
anfechtende Ehegatte erfährt, 
daß der für todt erklärte Ehe— 
gatte noch lebt. 

Die Anfechtung ift ausge: 
Ichloffen, wenn der anfechtungs— 
berechtigte Ehegatte die Ehe 
betätigt, nadhdem er von dem 
Reben des für todt erflärten 
Ehegatten Kenntniß erlangt 
bat, oder wenn die neue Ehe 
durch den Tod eine der Ehe— 
gatten aufgelöft worden it. 

$1351. Wird die Ehe nad 
$ 1350 von dem Ehegatten der 
früheren Ehe angefochten, jo 
hat dieſer dem anderen Ehe— 
gatten nach den für die Scheid= 
ung geltenden Borichriften der 
ss 1578 bi8 1582 Unterhalt 
zu gewähren, wenn nicht der 
andere Ehegatte bei der Ehe— 
ichliegung wußte, dab der für 
todterklärte Ehegatte die Todes: 
erflärung überlebt hat. 

$ 13552. Wird die frübere 

15* 
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Ehe nadı & 1348 Abſ. 


2 auf⸗ | 


gelöft, jo eftimmt fich die Ver: 


pflihtung Der Frau, den 
Unterbalts eines gemeinjchaft: 
lihen indes einen Beitrag 
zu leiften, 
Scheidung geltenden Vorſchrif— 
ten des 8 1585. 


Fünfter Titel. 


Wirfungen der Ehe im 
Allgemeinen. 


$ 1358. Die Ehegatten find 
einander zur ehelichen Lebens— 
gemeinichaft verpflichtet. 

Stellt ſich das Verlangen 
eines Ehegatten nach Heritelle 
ung der Gemeinſchaft als Miß— 
brauch ſeines Rechtes dar, ſo 
iſt der andere Ehegatte nicht 
verpflichtet, dem „ zerlangen 
Folge zu leiſten. 
gilt, wenn der andere Ehegatte 
berechtigt ift, auf Scheidung 
zu Flagen. 


Die Enticheidung in allen das 


gemeinjchaftliche eheliche Leben 
Angelegenheiten 
er beſtimmt insbeſondere 


betreffenden 
zu; 
Wohnort und Wohnung. 
Die Frau ift nicht verpfliche 
tet, der Entjcheidung des 
Mannes Folge zu leiiten, wenn 
fich die Enticeidung als Riß— 
brauch feines Rechtes darftellt. 
$ 1355. Die Frau erbält den 
Familiennamen des Mannes, 


$ 1356. Die Frau it, un— 


Das Gleiche 


$ 1354, berechtigt und verpflich“ 
tet, das gemeinjchaftliche Haus: 


‚St weſen zu leiten. 
Manne zur Beitreitung des | 


nach den für Die 
Verhältniſſen, 





nommen, 
| Umitänden ſich ein Anderes 





Zu Arbeiten im Hausweſen 
und im 1 Gejchälte des Mannes 
ift die Frau verpflichtet, joweit 
eine ſolche Thätigfeit nach den 
in Denen Die 
Ehegatten — üblich iſt. 

$ 1857. Die Frau ift be= 
rechtiat, innerhalb ihres häus— 
liben Wirkungskreiſes die Ge— 
ibäfte des Mannes für ihn 


zu bejorgen und ihn zu ver— 
' treten. Rechtsgeſchäfte, die fie 


innerhalb dieſes Wirkungs— 
kreiſes vornimmt, gelten als im 
Namen des Mannes vorge= 
wenn nicht au3 den 


ergibt. 
Der Mann fanıı das Recht 


der Frau beichränfen oder aus— 


ichlieken. Stellt fih die Be— 
ichränfuna oder die Ausſchließ— 
ung als Mißbrauch des Rechtes 
des Mannes dar, jo kann fie 
auf Antrag der Frau durch 


das Bormundicaftsgericht auf: 
s 1354. Den Manne ftebt 


gehoben werden. Dritten gegen- 
iiber ift die Beichränfung oder 
die Ausſchließung nur nad 
Maßaabe des $ 1435 wirkſam. 

8 1358. Hat ſich die Frau 


‚ einem Dritten gegenüber zu 


einer von ihr in WBerjon 
zu bewirfenden Leiftung vers 
pflichtet, jo fann der Mann 
das Rechtsverhältniß ohne Ein— 
haltung einer Kündigungs— 
frift Fündigen, wenn er auf 


ſeinen Antrag von dem Vor— 


beijchadet der Rorichriften des | 


mundichaftsgerichte 


und! te dazu er= 
mächtigt worden ift. 


Das Bor: 
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mundicaftsgeriht bat die Er: 
mächtigung zu ertbeilen, wenn 
ih ergibt, daß die Thätigfeit 
der Frau Die ehelichen Inter— 
eſſen beeinträchtigt. 

Das: Kündigungsrecht iſt 
ausgeſchloſſen, wenn der Mann 
der Verpflichtun 
hat oder ſeine Zuſtimmung auf 
Antrag der Frau durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt 
worden iſt. Das Vormund— 
ſchaftsgericht kann die Zu— 
ſtimmung erſetzen, wenn der 
Mann durch Krankheit oder 
durch Abweſenheit an der Ab— 
gabe einer Erklärung ver— 
hindert und mit dem Auf— 
ſchube Gefahr verbunden 


ung der Zuſtimmung als Miß— 


brauch feines Rechtes darſtellt. 


Solange die häusliche Gemein: 


ſchaft aufgehoben ilt, jtebt das 


iſt 


oder wenn ſich die Verweiger- 
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mögens und ſeiner Erwerbs— 
fähigkeit Unterhalt zu gewähren. 

Die Frau hat dem Manne, 
wenn er außer Stande iſt, 





ſich ſelbſt zu unterhalten, 
den ſeiner Lebensſtellung ent— 
ſprechenden Unterhalt nach 


zugeſtimmt 





Kündigungsrecht dem Manne 


nicht zu. 
Die Zuftimmung, jowie Die 
Kündigung fanıı nicht durch 


einen Vertreter de8 Mannes | 


erfolgen; ilt der Mann in der 


Geſchäftsfähigkeit beihränkt, jo 


bedarf er nicht der Zuftimmung 
ſeines aeleglichen Vertreters. 
1359. Die Ehegatten 
baben bei der Erfüllung der 
jib aus dem ehelichen Ver— 
bältniß ergebenden Berpflicht- 
ungen einander nur 
jenige Sorgfalt 
welche fie in eigenen Angelegen- 
beiten anzuwenden pflegen. 
8 1860. Der Mann bat 
der Frau nach Maßgabe feiner 
Rebensitellung, ſeines Ber: 


e für dies 
einzufteben, | 
Mannes fält weg oder 





Maßgabe ihres Vermögens und 
ihrer Erwerbsfähigfeit zu ge= 
währen. = 

Der Unterhalt it in der 
durch Die eheliche Lebensgemein— 


ſchaft gebotenen Weile zu ge= 


währen. Die fir die Unter: 
baltspfliht der Berwandten 
geltenden Vorichriften der 88 
1605, 1613 bis 1615 finden 
entiprecbende Anwendung. 
1361. Leben die Ehe— 
gatten getrennt, jo iſt, jolange 
einer von ihnen die SHeritell- 
ung des ehelichen Lebens ver: 
weigern darf und verweigert, 
der Unterhalt durch Entricht— 
ung einer Geldrente zu ge= 
währen; auf die Rente finden 
die Borichriften des $ 760 Ans 
wendung. Der Mann bat der 
Frau au die zur Führung 
eines abgejonderten Haushalts 
erforderlichen Sachen aus dem 
gemeinschaftliben Haushalte 
zum Gebrauche herauszugeben, 
e3 jei denn, dat die Sachen 
für ihn unentbehrlich find oder 
daß fich ſolche Sachen in dem 
der Verfiigung der Frau unter= 
liegenden Bermögen befinden. 
Die Unterhaltspflicht > 
e= 
ihränft fih auf die Zahlung 
eine3 Beitrags, wenn der Weg: 
fall oder die Beichränkung mit 
Rückſicht auf die Bedürfniffe 
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jowie auf die Vermögens: und 
Erwerbsverhältniſſe der Ehe— 
gatten der Billigkeit entſpricht. 

$ 1862. Zu Gunſten der 
Gläubiger des Mannes wird 
vermutbet, daß die im Beſitz 
eines der Ehegatten oder beider 


und Nußniekung des Mannes 
tritt nicht ein, wenn er Die 
Ehe mit einer in der Geſchäfts— 
fähigkeit befchränften Frau ohne 


‘ Einwilligung ihres gejeßlichen 


Ehegatten befindlichen beweg= 


hören. Dies gilt indbejondere | 
auch für Subhaberpapiere und ‚do 
' die ausichlieglib zum perſön— 


für Drderpapiere, Die mit 
ST DAMEN verjehen 
ind. 
Für die ausichließlich zum 
perönlichen Gebrauche der Frau 
beftimmten Sachen, insbe— 
jondere für Kleider, Schmuck— 
ſachen und Arbeitögerätbe, gilt 
im Berbältnifje der Ehegatten 
zu einander und zu Den 
Släubigern die Vermuthung, 
daß die Sachen der rau 
gehören. 


Sechſter Titel. 
Eheliches Güterredht. 
I. Geſetzliches Güterredt. 
1. Allgemeine VBorjchriften. 


$ 1863. Das Bermögen 
der Frau wird Durch Die 
Eheſchließung der Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes 
unterivorfen (eingebrachtes 


ut). 

Zum eingebradten Gute 
gehört auch das Vermögen, 
das die Frau während der 
”r erwirbt. 








Die Verwaltung 


Vertreters eingeht. 
8 Die Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes 


lihen Sachen dem Manne ge: | erftredt ſich nicht auf das Vor— 


behaltsgut der Frau. 
$ 1366. Borbebaltsqut find 


liben Gebraude der Frau 
beftimmten Sachen, insbes 
jondere Kleider, Schmuckſachen 
und Arbeitägerätbe. 

$ 1367. Vorbehaltsgut ift, 
was die Frau durch ihre Ar— 
beit oder durch den felbitändigen 
Betrieb eines Erwerbögeihäfts 
erivirbt. 

$ 1868. PVorbehaltägut ift, 
was durch Ehevertrag für Bor: 
behaltsgut erklärt ift. 

8 1369. Borbehaltsgut ift, 
was die Frau durch Erbfolge, 
durch Vermächtniß oder als 
Pflichttheil erwirbt (Erwerb 
von Todeswegen) oder was ihr 
unter Lebenden von einen 
Dritten umentgeltlih zuge— 
wendet wird, wenn der Erb- 
laſſer durch letztwillige Ver— 
fügung, der Dritte bei der Zu— 
wendung beſtimmt hat, daß 
der Erwerb Vorbehaltsgut 
ſein ſoll. 

$ 1370. Vorbehaltsgut iſt, 
was die Frau auf Grund eines 
zu ihrem Vorbehaltsgute ge— 
hörenden Rechtes oder als 
Erſatz für die Zerſtörung, Be— 
ſchädigung oder Entziehung 
eines zu dem Vorbehaltsgute 
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gehörenden Gegenftandes oder 
durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, 
das ſich auf das Vorbehalts— 
gut bezieht. 

1371. Auf das Bor: 
bebalt3gut finden die bei der 
Gütertrennung für das Ber- 
mögen der Frau geltenden Vor: 
Ichriften entiprechende Anwend— 
ung; Die Frau bat jedody einen 


Beitrag zur Beitreitung des | 


ebelihen Aufwandes nur ins 
joweit zu leiften, al3 der Mann 
nicht Schon durch die Nußungen 
des eingebradhten Gutes einen 
angemefienen Beitrag erbält. 
Jeder Ehegatte 
fann verlangen, daß der Bes 
ftand de3 eingebrachten Gutes 
durh Aufnahme eines Ver— 
zeichnifje8 unter Mitwirkung 
de3 anderen Ehegatten feſt— 
geftellt wird. Auf die Auf: 
nahme des Verzeichniſſes finden 
die für den Nießbrauch geltenden 
Vorſchriften des 8 1035 An— 
wendung. 
Jeder Ehegatte kann den 
re der zum eingebrachten 
ute gehörenden Saden auf 
jeine Koften durch Sachver— 
jtändige feititellen lafjen. 


2. Verwaltung und Nut: 
nießung. 


81873. Der Mann ift 
berechtigt, Diezum eingebrachten 
Gute gebörenden Saden in 
Beſitz zu nehmen. 

$ 1374. Der Mann bat 
das eingebrachte Gut ordnungs⸗ 
mäßia zu verwalten. 
den Stand der Verwaltung 


Ueber | 


nicht die Befuanik, die F 





bat er der Frau auf Ber: 
langen Auskunft zu ertheilen. 
Ss 1375. Das Verwaltungs: 
reht des Mannes umfaßt 
rau 
durch Rechtsgeſchäfte zu ver— 
ptlihten oder über einges 
brachtes Gut ohne ihre Zus 
ſtimmung zu verfügen. 

$ 1376. Ohne Zuftimmung 
der — kann der Mann: 

1. über Geld und andere ver— 
brauchbare Sachen der Frau 
verfügen; 

2. Forderungen der Frau gegen 
ſolche Forderungen an die 
Frau, deren Berichtigung 
aus dem eingebrachten Gute 
verlangt werden kann, auf— 


rechnen; . 

3. Verbindlichkeiten der Frau 
zur Leiſtung eines zum ein— 
gebrachten Gute gehörenden 
Gegenſtandes durch Leiſt— 
ung des Gegenſtandes er— 
füllen. 
Ss 1377. Der Mann ſoll 

Verfügungen, zu denen er nach 

$ 1376 ohne Buftimmung der 

au berechtigt ift, nur zum 
wece ordnungsmäßiger Ver: 
waltung des eingebrachten 

Gutes vornehmen. 

Das zum eingebrachtenGute 
gehörende Geld hat der Mann 
nach den für Die Anlegung von 
Mitindelaeld geltenden Vor— 
ichriften für Die Frau verzing: 
lich anzulegen, joweit es nicht 
zur Beitreitung von Ausgaben 
bereit zu balten iſt. 

Andere verbrauchbare Sachen 
darf der Mann auch für Tich 
veräußern oder verbraucen.. 
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Macht er von dieſer —— 
Gebrauch, ſo hat er den Werth 
der Sachen nach der Beendig- 
ung der Verwaltung und Ruß: 
ii Khon zu erjeßen; der Erjaß 
ift ſchon vorher zu leilten, jo= 
weit die ordnungsmäßige Ver: 
waltung des eingebrachten 
Gutes e8 erfordert. 

$ 1378. Gehört zum eins 
ebradten Gute ein Grunde 
tück ſammt Inventar, ſo be= 
ftimmen fich die Rechte und 
die Pflichten des Mannes in 
Anſehung des Inventars nach 
den für den 9 Nickbrauc „gelten: 
3. ı Vorichriften Des 8 1048 


& 1879 Sit zur ordnungs— 
an Verwaltung des ein= 


| 


gebrachten Gutes ein Rechts: 


eichäft erforderlich, zu dem der 
dann Der Buftimmung der 
7 bedarf, ſo kann die Zu— 
timmung auf Antrag des 
Mannes durch das Vormund— 
ſchaftsgericht erſetzt werden, 
wenn die Frau ſie ohne aus— 
reichenden Grund verweigert. 


Das Gleiche gilt, wenn die die Nutzungen des eingebrachten 


durch Abwefenheit an der Ab⸗ Gutes in derſelben Weiſe und 


Frau durch Kraniheit oder 


gabe einer Erklärung ver— 
hindert und 
InuDe Gefahr verbunden ift. 
Der Mann fann 

ein nee eingebradhten Gute 
— Recht im eigenen 
damen „gerichtlich geltend 
machen. Sit er befugt, über 
das Recht obne Buftimmung 
der Frau zu verfügen, jo wirft 


mit dem Aufs 


6⸗ Ehe. 
gussi. Erwirbt der Mann 
mit Mitteln des eingebrachten 
Gutes beweglihe Sachen, jo 
geht mit dem Erwerbe da3 
Eigenthum auf die Fran iiber, 
e3 jei denn, das der Mann 
nicht für Rechnung des einge— 
brachten Gutes erwerben will. 
Dies gilt insbeſondere auch 
von Inhaberpapieren und von 
Orderpapieren, die mit Blanko— 
indoſſament verſehen ſind. 
Die Vorſchriften des Ab}. 1 
finden entiprechende Anwend— 
ung, wenn der Mann mit 
Mitteln des eingebrachten 
Gutes ein Recht an Sachen 
der bezeichneten Art oder ein 
andere8® Recht erwirbt, zu 
defien Uebertragung der Ab— 
tretungsvertrag genügt. 

$ 183832. Hausbaltägegen= 
ftände, die der Manı an 
Stelle der von der Frau eine 
aebradhten, nicht mehr vor= 
bandenen oder wertblo8 ge— 
wordenen Stücke anjcafft, 
werden eingebradtes Gut. 


81333. Der Mann erwirbt 


in demjelben Umfange wie ein 
Nießbraucher. 


8 1384. Der Mann bat 
außer den Koften, welche durch 
die Gewinnung der Nußungen 
entiteben, die Koften der Er: 
baltıına der zum eingebrachten 
Gute gehörenden Gegenftände 
nach den für den Niegbrauch gel— 


lenden Vorjihriften zu tragen. 


das Urtbeil auch für und gegen | 
' der Frau gegenüber verpflichtet, 


die Frau. 


8 35. Der Mann ilt 
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für die Dauer der Verwaltung | 


und Nußniegung zu tragen: 

1. die der Frau obliegenden 
öffentlichen Zaften mit Aus: 
ihluß der auf den Vorbe— 
balt3gute rubenden Laften 
und der außerordentlichen 
Raiten, die al3 auf den 
Stammwerth des einges 
brachten Gutes gelegt an— 
zuſehen ſind; 

2. die privatrechtlichen Laſten, 
die auf den zum eingebrach— 
ten Gute gehörenden Gegen— 
ſtänden ruhen; 

3. die Zahlungen, die für die 
Verſicherung der zum ein— 
gebrachten Gute gehörenden 
Gegenſtände zu leiſten ſind. 
8 1386. Der Mann iſt der 

Frau gegenüber verpflichtet, 


für die Dauer der Verwaltung | 
und Nußniegung die Binfen | 


derjenigen Verbindlichfeiten der 
Frau zu tragen, deren Berich- 


tigung aus dent eingebrachten | 


Gute verlangt werden fann. 
Das Gleiche gilt von wieder 
fehrenden Leiftungen anderer 
Art, einschließlich der von der 
Frau auf Grund ihrer geſetz— 
lihen Unterbaltspfliht ge— 





idhuldeten Leitungen, fofern 
fie bei ordnungsmäßiger Vers: 


waltunga aus den Einkünften 
des Vermögens  bejtritten 
werden. 

Die BVerpflihtung des 
Mannes tritt nicht ein, wenn 
die Verbindlichfeiten oder die 
Leiſtungen im Berbältnifie der 
(Ehegatten zu einander dem 
VBorbebaltsgute der Frau zur 
Laſt fallen. 


$ 1387. Der Mann it der 
Frau gegenüber verpflichtet, 
zu tragen: 

1. die Koſten eines Rechts— 
ftreit3, in welchem er ein 
zum eingebrachten Gute ge= 
hörendes Recht geltend 
macht, ſowie die Koſten 
eines Rechtsſtreits, den die 
Frau führt, ſofern nicht 
die Koſten dem Vorbehalts— 
gute zur Laſt fallen; 

. die Koſten der Vertheidig— 
ung der Frau in einem 
gegen fie gerichteten Straf: 
verfahren, jofern die Auf— 
wendung der Koſten Den 
Umständen nad) geboten ift 
oder mit Zuſtimmung des 
Mannes erfolgt, vorbebalt- 
lih der Erſatzpflicht der 
Frau im Falle ihrer Ver— 
urtbeilung. 
$ 1388. Soweit der Dann 

nach den 88 1385 big 1397 der 

Frau gegenüber deren Berbind: 

lichfeiten zu tragen bat, baftet 

er den Gläubigern neben der 

Frau als Gejammtichuldner. 

$ 13859. Der Mann bat 
den ebelichen 
tragen. 

Die frau kann verlangen, 
dab der Mann den Reinertrag 
des eingebradten Gutes, ſo— 
weit diefer zur Beitreitung des 
eigenen und des der Frau und 
den gemeinjchaftlichen Abkfömm: 
lingen zu gewäbrenden Unter— 
balt3 erforderlib iſt, ohne 
Rückſicht auf jeine fonftigen 
Verpflibtungen zu  Diejem 


ID 


Aufwand zu 


Zwecke verwendet. 


$ 13%. Macht der Mann 
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zum Zwecke der Verwaltung | 


de3 eingebrachten Gutes Auf: 
wendungen, die er den Une 
ftänden nach für erforderlich 
balten darf, jo faun er von 
der Frau Erfaß verlangen, ſo— 
fern nicht die Aufwendungen 
ihm jelbit zur Laſt fallen. 

s 1391. Wird dur das 
Verbalten des Mannes Die 
Bejorgnii begründet, daß Die 
Rechte der Frau in einer das 
eingebradhte Gut erheblich ge= 
tährdenden Weile verlegt wer: 
den, jo fann Die Frau von 
denn Manne Sicherheitsleiſt— 
ung verlangen. 


Das Gleiche gilt, wenn die | 


der Frau aus der Verwaltung 
und Nugnießung des Mannes 
zuftchenden Anſprüche auf Er— 


Jat des Wertbes verbrauchbarer | 


Sachen erheblich gefährdet jind. 

$ 1392. Liegen die Voraus— 
jeßungen vor, unter denen der 
Mann zur Sicherheitsleiftung 
verpflichtet it, jo famı Die 
Frau auch verlangen, daß der 
Mann die zum eingebrachten 
Gute gebörenden Inhaber— 
papiere nebſt den Erneuerungs: 
icheinen bei einer Hinterleg— 
unasitelle oder bei der Reichs— 
banf mit der Beltimmung 
hinterlegt, daß die Herausgabe 
von Dem Manne mur mit 
Zuſtimmung der Frau vers 
langt werden fann. Die Hin 
terleguna von Inhaberpapieren, 
die nach $ 92 zu den verbrauch— 
baren Sachen gebören, jowie 
ron Zins, Renten- oder Ge— 
winnantbeilicheınen fann nicht 
verlangt werden. Den In— 











baberpapieren ſtehen Order— 
papiere gleich, die mit Blanko— 
indoſſament verſehen ſind. 

Ueber die hinterlegten Pa— 
piere kann der Mann auch 
eine Verfügung, zu der er 
nach 8 1376 berechtigt iſt, nur 
mit Zuſtimmung der Frau 
treffen. 

$ 1393. Der Mann kann 
die Inhaberpapiere, ſtatt ſie 
nah 8 1392 zu hinterlegen, 
auf den Namen der Frau um: 
jchreiben oder, wenn fie von 
den Reiche oder einem Bun— 
desjtaat außsgeftellt find, in 
Aucforderungen gegen Das 
Reich oder den YBundesitaat 
umwandeln lafien. 

8 . Die Frau kann 

Aniprüche, die ihr auf Grund 
der Verwaltung und Nutznieß— 
ung gegen den Mann zuſtehen, 
erſt nach der Beendigung Der 
Verwaltung und Nutznießung 
erichtlich geltend machen, es 
ei denn, daß die Vorausſetz— 
ungen vorliegen, unter Denen 
die Frau nad $ 1391 Sicher— 
beitsleiftung verlangen kann. 
Der in $ 1389 Abi. 2 be= 
ſtimmte Anſpruch unterliegt 
dieſer Beſchränkung nicht. 

$ 139. Die rau bedarf 
zur Berfügung iiber eingebrad: 
tes Gut der Einwilligung des 
Mannes. 

Ss 1396. Verfügt die Frau 
durch Vertrag obne Einwillig- 
ung des Mannes iiber einge 
bradtes Gut, jo bängt Die 
Wirkſamkeit des Bertrand von 
der Genehmigung des Manz 
nes ab. 
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Fordert der andere Theil 
den Mann zur Erklärung über 
die Genehmigung auf, jo fann 
die Erflärung nur ihm gegen: 
über erfolgen; eine vor der 
Aufforderung der Frau gegen: 
über erklärte Genehmigung 
oder Verweigerung der Ge— 
nehmigung wird unwirfiam. 
Die Genehnigung fann nur 
bi3 zum MWblaufe von zwei 
Wochen nah dem Empfange 


der Aufforderung erklärt wer= | 


den; wird fie nicht erklärt, jo 
gelt fie al3 verweigert. 

Perweigert der Manı die 
Genehmigung, jo wird der 
Vertrag nicht Dadurch wirfiam, 
daß die Berwaltung und Nuß: 
niegung aufbört. 

$ 1397. Bis zur Genehmig= 
ung des Vertrags ift der andere 
Theil zum Widerrufe berechtigt. 
Der Widerruf kann auch der 
Frau gegenüber erklärt werden. 

Hat der andere Theil ges 
wußt, daß die Frau Ehefrau 
ift, jo kann er nur widerrufen, 
wenn die Frau der Wahrheit 
zuwider die Einwilligung Des 
Mannes behauptet hat; er fann 
audh in dieſem alle nicht 
widerrufen, wenn ihm das 
Fehlen der Einwilligung bei 
dem Abſchluſſe des Vertrags 
befannt war. j 

; 1398. Ein einjeitiges 
Rechtsgeſchäft, Durch das Die 
Frau ohne Einwilligung des 
Mannes über eingebractes 
Gut verfügt, it unwirkſam. 





813%. Zu Rechtsgeſchäften, 


durch die ji) Die Frau zu einer | 


Leiſtung verpflichtet, it Die 


I 


Zuſtimmung des Mannes nicht 
erforderlich. 

Stimmt der Mann einem 
jolhen Rechtsgeſchäfte zu, jo iſt 
es in Anſehung des eingebrach— 
ten Gutes ihm gegeniiber wirf- 
fam. Stimmt er nicht zu, fo 
muß er das Nechtsgeicäft, ſo⸗ 
weit das eingebrachte Gut be— 
reichert wird, nach den Vor— 
ſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Be— 
— gegen ſich gelten 
aſſen. 

8 1400. Führt die Frau 
einen Rechtsftreit ohne Bus 
ftimmung des Mannes, jo ilt 
das Urtheil dem Marne gegen 
über in Anſehung des einge= 
brachten Gutes unwirkſam. 

Ein zum eingebrachten Gute 
gehörendes Recht kaun die Frau 
im Wege der Klage nur mit 
Zuſtimmung des Mannes 
geltend machen. 

8 Die Zuſtimmung 
des Mannes iſt in den Fällen 
der 88 1395 bis 1398, des 
8 1399 Abſ. 2 und des 81400 
nicht erforderlih, wenn Der 
Mann durch Krankheit oder 
durch Abwejenheit an der Ab: 
gabe einer Erklärung verbindert 
und mit dem Aufichube Gefahr 
verbunden iſt. 

$ 1402. Sit zur ordnungs⸗ 
mäßigen Bejorgung der pers 
jönlihen Angelegenheiten de— 
Frau ein Rechtsgeſchäft erfor= 
derlich, zu dem Die Frau der 
BZuftimmung des Mannes be= 
darf, jo fann die Zujtimmung 
auf Antrag der Frau durch 
das Bormundichaftsgericht er= 
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fett werden, wenn der Mann 
fie ohne ausreichenden Grund 


I. Abſchnitt: 


Bürgerliche Ehe. 


Einſpruch und der Widerruf 
der Eimmwilligung nur nad 


verweigert. | archnls des N 1435 wirkſam. 
1408. Ein einjeitiges Die Frau bedarf 
Rechtsgeſchäft, das ſich auf | — der Zuſtimmung des 


das eingebrachte Gut bezieht, 


Mannes: 


iſt dem Manne gegenüber vor- 


zunehmen, * 
Ein einſeitiges 


bindlichkeit der Frau bezieht, 
iſt der Frau gegenüber vorzu— 
nehmen ;dasRecht3geihäft muß 
jedoch auch den Manne gegen= 
iiber vorgenommen werden, 


Nechtsge: | 
ichäft, das fich auf eine Vers 





wenn es ın Anjebung des ein= | 
gebrachten Gutes ihm gegenz | 


ev an jein ſoll. 

404. Die Beihränkungen, 
— die Frau nach den SS 
1395 bis 1403 unterliegt, muß 
ein Dritter auch dann gegen 
ſich gelten laſſen, wenn er nicht 
gewußt hat, dab die Frau eine 
Ehefrau iſt. 

—9 Ertheilt der Mann 
der Frau die Einwilligung zum 
ſelbſtändigen Betrieb eines Er— 
werbsgeſchäfts, jo iſt ſeine Zus 
ftimmung zu ſolchen Rechtsge— 


ſchäften und Rechtsſtreitigkeiten 


nicht erforderlich, die der Ge— 
ſchäftsbetrieb mit ſich bringt. 
Einſeitige Rechtsgeſchäfte, die 
ſich auf das Erwerbsgeſchäft 
beziehen, ſind der Frau gegen— 
über borzunehnien, 
Einwilligung _ des 


Mannes in den Geſchäftsbe- 


trieb ſteht es aleich, wenn Die 
Frau mit Wıflen und obne 
Einijpruh des Mannes das 
Erwerbsgeſchäft betreibt. 
Dritten gegenüber ift ein 





1. zur Annahme oder Aus- 
ihlagung einer Erbſchaft 
oder eines Vermächtniſſes, 
zum Verzicht auf den Pflicht— 
theil jowie zur Erridtung 
des Inventars über eine 
angefallene Erbſchaft; 

2. zur Ablehnung eines Ber: 
tragsantragd oder einer 
Schenkung. 

3 zur Vornahme eines Rechts— 
geſchäfts gegenüber dem 
Manne. 

8 1407. Die Frau bedarf 
nicht der Zuſtimmung des 
Mannes: 

1. zur Fortjeßung eines zur 
Zeit der Eheſchließung an: 
bängigen Rechtsſtreits; 

2. zur gerichtlichen Geltend⸗ 
machung eines zum einge— 
brachten Gute gehörenden 
Rechtes gegen den Mann; 

3. zur gerichtlichen Geltend= 
machung eines zum einges 
brachten Gute gehörenden 
Rechtes gegen einen Dritten, 
wenn der Mann ohne die 
erforderliche BZuftunmung 
der Bra sans das Recht 
verfügt h 

4. zur —— Geltend— 
machung ae Widerſpruch— 


rechts egenüber einer 
— treckung. 
408. Das Recht, das 


| er Marne an dem einges 


bradıten Gute fraft feiner Ver: 
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waltung und Nußnießung zu: 
fteht, it nicht itbertragbar. 
81 Steht der Mann 
unter Vormundſchaft, ſo hat 
ihn der Vormund in den 
Rechten und Pflichten zu ver— 
treten, die ſich aus der Ver— 
waltung und Nutznießung des 
eingebrachten Gutes ergeben. 
Dies gilt auch dann, wenn die 
Frau Vormund des Mannes iſt. 


3. Schuldenhaftung. 


$ 1410. Die Gläubiger des 
Mannes können nicht Befrie— 
digung aus dem eingebrachten 
Gute verlanaen. 

$ 1411. Die Gläubiger der 
Frau können obne Rückſicht 
auf Die Verwaltung und Nutz— 
nießung des Mannes Befriedig: 
ung aus dem eingebrachten 
Gute verlangen, ſoweit fich nicht 

aus den $$ 1412 bis 1414 ein 

Anderes ergibt. Sie unter 
liegen bei der Geltendmachung 
der Aniprüche der Frau nicht 
der im $ 1394 bejtimmten 
Beihränfung. 

Hat der Mann verbrauch- 
bare Sachen nad $ 1377 Abi. 3 
veräußert oder verbrauct, jo 
ift er den Gläubigern aegen: 


über zum fofortigen Erſatze 2 


verpflichtet. 

$ 1412. Das eingebradte 
Gut haftet für eine Verbind⸗ 
lichkeit der Frau, die aus einem 
nach der Eingehung der Ehe 
vorgenommenen Rechtsgeſchäft 
entſteht, nur dann, wenn der 
Mann ſeine Zuſtimmung zu 
dem Rechtsgeſchäft ertheilt oder 











— das Rechtsgeſchäft — 
ſeine Zuſtimmung ihm gegen— 
über wirkſam iſt. 

Für die Koſten eines Recht$- 
ftreit3 der Frau haftet das ein: 
gebrachte Gut auch dann, wenn 
das Ürtbeil dem Manne gegen 
‚ über in Anjehung des einge= 
brachten Gutesnicht wirkſamiſt. 

s 14 Da3_ eingebradte 
Gırt haftet nicht ‚für eine Der: 
bindlichfeit_der rau, Die in 
Folge des Erwerbes einer Erb— 
ſchaft oder eines Vermächtniſſes 
entiteht, wenn die Frau Die 
Erbſchaft oder das Vermächt— 
niß nach der Eingehung der 
Ehe al — — erwirbt. 

81 Das eingebrachte 
Gut — nicht für eine Ver— 
bindlichkeit der Frau, die nach 
der Eingehung der Ehe in 
Folge eines zu dem Vorbehalts— 
gute gehörenden Rechtes oder 
des Beſitzes einer dazu ge— 
hörenden Sache entſteht, es 
ſei denn, daß das Recht oder 
die Sache zu einem Erwerbs 
geſchäfte gehört, das die Frau 
mit Einwilligung des Mannes 
jelbitändia betreibt. 

s 1415. Im Berbältnifie 
der Ehegatten zu einander 
fallen dem Vorbehalt3gute zur 


alt: 

J. die Verbindlichkeiten der 
Frau aus einer unerlaubten 
Handlung, die ſie während 
der Ehe begeht, oder aus 
einen Strafverfahren, das 
wegen einer jolchen Hands 
lung gegen fie gerichtet wird; 

2. die Verbindlichfeiten Der 

Frau aus einem jich auf 
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das Borbehaltsgut beziehen: 
den Rectsverbältnig, auch | 
wenn fie vor der Eingehung 
der Ehe oder vor der Zeit 
entitanden find, zu der das 
Gut Borbebaltsgut ges 
worden ilt; 

3. die Koften eines Rechts— 
ſtreits, den die Frau gi 
eine der in Nr. 1, 
— Berbindlicifeiten 


fu hrt. 

8% 1416. Im Verhältniſſe 
der Ehegatten zu einander 
fallen die Koften eines Rechts— 
ftreit3 zwiichen ihnen den Bor: 
bebalt3gute zur Laſt, ſoweit 
nicht der Mann jiezutragen bat. 

Das Gleiche gilt von den 
Koſten eines Nechteitreit zwi 
ihen der Frau und einem 
Dritten, es jei denn, daß Das 
Urtbeil dem Manne gegenüber 
in Anſehung des eingebrachten 
Gutes wirkſam it. Betrifft 
jedoch der Rechtsſtreit eine per: 
jünliche Angelegenbeit der grau 
oder eine nicht unter die Vor— 
ihriften des $ 1415 Nr. 1, 2 
fallende Verbindlichkeit, fiir die 
das eingebrachte Gut haftet, 
jo findet dieſe Vorichrift Feine 
Anwendung, wenn die Auf— 
wendung der Koſten den Um: 
naar nach geboten it. 

s$ 1417. Wird eine Berbind: 
lichkeit, die nach den 88 1415, 
1416 den Vorbebaltsgute zur 
Laſt fällt, aus dem eingebrad): 
ten Gute berichtigt, jo bat Die 
Frau aus dem Vorbehaltsgute, 
joweit dieſes reicht, zu dem 





eingebrachten Gute Erjag zu | 


leiiten. 














I. Abſchnitt: Bürgerliche Ehe. 


Wird eine PVBerbindlichkeit 
der Frau, die im Verhältniſſe 
der begatten zu einander nicht 
dem Borbehaltsqute zur Laſt 
fällt, au dem Vorbehalt3gute 
berichtigt, jo bat der Mann 
aus dem eingebrachten Gute, 
foweit dieſes reicht, zu Dem 
Vorbehaltsgut Erſatz zu leiſten. 


4. en ana der Verwalt- 
ung und Nußniekung. 


$ 1418. Die Kran fann 

auf Aufhebung der Verwaltung 

und Nußnießung Hagen: 

1. wenn die Vorausſetzungen 
vorliegen, unter denen Die 
Frau nah $ 1391 Sicher— 
beitleiftung verlangen 
faun; 

2. wenn der Mann feine Ver: 
pflihtung, der Frau und 
den gemeinjchaftlihen Ab= 
fönımlingen Unterbalt zu 
fir de verlegt hat und 
ür die Zufunft eine erheb— 
lihe Gefährdung des Unter: 
balt3 zu bejorgen ift. Eine 
Verlegung der Unterhalts— 
pflicht liegt Ihon dann vor, 
wenn der Frau und den 
gemeinschaftlihen Abkünme 
lingen nicht mindeſtens Der 
Unterhalt gewährt wird, 
welcher ihnen bei ordnungs— 
mäßiger Verwaltung und 
Nusßniefung des einges 
bradten Gutes zufommen 
wiirde; 

3. wenn der Mann entmün— 
digt ift; 

4. wenn der Mann nad) $ 1910 
zur Bejorgung feiner Ver— 
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mögen = Angelegenheiten 

einen Pfleger erbalten bat; 
5. wenn für den Mann ein 

Abwejenbeitspfleger beftellt 

und die baldige Aufhebung 

der Pflegichaft nicht zu er= 
warten tt. 

Die Aufhebung der Ver— 
waltung und Nugnießung tritt 
mit der Rechtskraft des Ur: 
theils ein. 

s 1419. Die Verwaltung 
und Nußnießung endigt mit der 
Rechtskraft des Beſchluſſes, 
durch den der Konkurs über 


das Vermögen des Mannes | 


eröffnet wird. 

8 Die Verwaltung 
und Nutznießung endigt, wenn 
der Mann für todt erklärt 
wird, mit dem Zeitpunkte, der 
als Zeitpunkt des Todes gilt. 
8 1421. Vach der Been— 
digung der Verwaltung und 
Nutznießung hat der Mann 
das eingebrachte Gut der Frau 
herauszugeben und ihr über 
die Verwaltung Rechenſchaft 
abzulegen. Auf die Heraus— 
gabe eines landwirthſchaftlichen 
Grundſtücks findet die Vor- 
ichrift des $ 592, auf die Her: 


ausgabe eines Landguts finden 


die Vorichriften der 88 592, 
593 entiprechende Anwendung. 

8 1422. Wird Die Ber 
waltung und Nußnießung auf 


Grund des $ 1418 durch Urs | 


tbeil aufgehoben, jo iſt der 
Mann zur Herausgabe des 
eingebrachten Gutes jo ver= 
pflichtet, wie wenn der Ans 
ipruch auf Herausgabe mit der 


Erhebung der Klage auf Auf | 














bebung der Berwaltung und 
Nutznießung rechtshängig ges 
worden wäre. 

S 1423. Hat der Mann 
ein zum eingebrachten Gute 
gehörendes Grundſtück ver— 
miethet oder verpachtet, ſo fin— 
den, wenn das Mieth- oder 
Bactverhältnig bei der Be— 
endigung der Berwaltung und 
Nutznießung noch beitebt, die 
PBorichriften des $ 1056 ent— 
Iprechende Anwenduna. 

s 14%4. Der Mann ift 
auch nad) der Beendigung der 
Verwaltung und Nußniekung 
zur Fortführung der Verwalt— 
ung berechtigt, bis er von der 
Beendigung Kenntniß erlangt 
oder fie fennen muß. Eın 
Dritter kann fich auf Diele Be: 
rechtigung nicht berufen, wenn 
er bei der Vornahme eines 
Rechtsgeichäfts Die Beendigung 
der Verwaltung und Nußnieh- 
ung fennt oder fennen muß. 

Endigt die Verwaltung und 
Nutznießung in Folge des Todes 
der Frau, ſo hat der Mann 
diejenigen zur Verwaltung ge— 
börenden Geſchäfte, mit deren 
Aufſchube Gefahr verbunden 
iſt, zu beſorgen, bis der Erbe 
anderweitFürſorge treffen kann. 

s 1425. Wird die Ent— 
mindigung oder Wrlegichaft, 
wegen deren die Aufhebung 
der Berwaltung und Nutznieß— 
ung erfolgt iſt, wiederaufges 
hoben oder wird der die Ent— 
miündigung ausiprechende Be: 
ihluß mit Erfolg angefochten, 
jo fann der Mann auf Wieder: 
beritellung jeiner Rechte klagen. 
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Das Gleiche ailt, wenn der für 
todt erflärte Mann noch lebt. 

Die MWiederberftellung der 
Nechte des Mannes tritt mit 
der Nechtäfraft des Urtheils 
ein. Die Vorjchrift des $ 1422 
findet entjprechende Anwend— 
ung. 

Im Falle der MWiederher- 
ſtelling wird Worbebaltsgut, 
was ohne die Aufbebung der 
Nechte des Mannes Vorbehalt: 
ut geblieben oder geworden 
ein wiirde. 


5. Gittertrennung. 


8 1426. Tritt nach $ 1364 | 
die Verwaltung und Nutnießs | 








ung des Mannes nicht ein oder 
endigt fie auf Grund derss141l8 


bis 1420, jo tritt Gütertrenne 


ung ein. 
Für die Gütertrennung 
gelten die Vorſchriften der 


SS 1427 big 1431 


Anfpruc des Mannes ift nicht 
iibertraabar. 

$ 1428. Sit eine erhebliche 
Gefährdung des Unterhalt zu 
bejorgen, den der Mann der 
Frau und den gemeinſchaft— 
lıhen Abfümmlingen zu ges 
währen bat, jo fann die Frau 
den Beitrag zu dem ebelichen 
Aufwand injoweit zur eigenen 
Verwendung zurückbehalten, 
als er zur Beltreitung des 
Unterhalts erforderlich iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn der 
Mann entmündigt iſt oder 
wenn er nach $ 1910 zur Be— 
jorgung feiner VBermögensane 
gelegenbeiten einen Pfleger er: 
halten hat oder wenn für ihn 
ein Abwejenbeitspfleger be= 
ſtellt ift. 

s 1429. Macht die Frau 
zur Beitreitung des ehelichen 
Aufvandes aus ihren Ver— 
mögen eine Aufivendung oder 
überläßt fie dem Manne zu 


dieſem Zwecke etwas aus ihrem 
Vermögen, jo iſt inı Zweifel 


$ 1427. Der Mann hat 
den ehelichen Aufwand zu 
tragen. | 


lichen Aufwandes hat die Frau 
dem Manne einen angemefjenen 
Beitrag aus den Einkünften 
ihres Vermögens und dem Er— 
trag ihrer Arbeit oder eines 
von ihr jelbjtändig betriebenen 
Erwerbsgeichäfts zu 
Für die Vergangenheit kann 


injoweit verlangen, al3 Die 
Frau ungeachtet jeiner Auf— 
orderung mit der Leiltung im 
Rückſtande geblieben ilt. Der 


leiiten. | 


anzunehmen, daß die Abficht 


fehlt, Erſatz zu verlangen. 
Zur Beitreitung des ebes 





weiſe 


$ 1430. Ueberläßt die Frau 
ihr Vermögen ganz oder theil— 
der Derwaltung des 
Mannes, jo kann der Mann 
die Einkünfte, die er während 
jeiner Verwaltung bezieht, nad) 
freiem Ermeſſen verwenden, 
joweit nicht ihre Verwendung 


n ' zur Beitreitung der Koften der 
der Mann die Leiftung nur | 


ordnungsmäkigen Verwaltung 
und zur Erfüllung ſolcher Ver: 
pflihtungen der Frau erforder: 
lich ift, die bei ordnungsmäßi: 
ger Verwaltung aus den Eine 


VI T.: Eheliches Güterrecht. II. ENGER Güterrecht. 241 





fünften des Vermögens bes | 
ftritten werden. Die an fann 
eine abweichende Beltimmung 
treffen. 

$ 1431. Die Gütertrenn— 
ung iſt Dritten gegenüber nur 
nab Mabaabe des 8 1435 
wirkſam. 

Das Gleiche gilt im Falle 
des 8 1425 von der Wieder— 
beritellung der Verwaltung 
und Nutznießung, wenn Die 
Aufhebung in das Güterredht3- 
register eingetragen worden ift. 


II. Bertragsmäßiges Güter: 
recht. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 


$ 1432. Die Ehegatten | 
fünnen ihre güterrectlichen 
Berbältnifie durch Bertrag | 


(Ehevertrag) vegeln, i 
dere auch nach der Eingehuna 


der Ehe den Güterſtand aufs 


heben oder ändern. 


$ 1483. Der Güterſtand 
fann nicht durch VBerweilung | 


auf ein nicht mebr geltendes 
oder auf ein ausländiiches Ge— 
jeß bejtimmt werden. 


Hat der Mann zur Zeit 
der Eingehung der Ehe oder, 
falls der Vertrag nad) der Ein: 
gehbung der Ehe geicloffen 
wird, zur et des DVertragss 
abſchiuffes 


insbeſon- 





ae bei gleichzeitiger Anwefen- 
| beit beider Theile vor Gericht 
oder dor einem Motar ges 


ſchloſſen werden. 





 Ebevertrag aufgehoben 


einen Wohnfiß im | 


Auslande, fo it Die VBerweilung | 
auf ein an diefem Mobnfige | 


geltendes Güterrecht zuläflig. 
$ 1434. Der Ehevertrag | 


Pagıns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV, Bd, (Reichsgeſetze XXIV. 2b.) 


$ 1435. Wird durch Ehe: 
vertrag die Berwaltung und 
Nutznießung des Mannes aus— 
geichlofjen oder_geändert, jo 
können einem Dritten gegenz 
iiber aus der Ausichliegung 
oder der Aenderung Einwends 
ungen gegen ein zwilchen ihm 
und einem der Ehegaäatten 
vorgenommenes Rechtsgeſchäft 
oder gegen ein zwiſchen ihnen 
ergangenes rechtskräftiges Ur— 
theil nur hergeleitet werden, 
wenn zur Zeit der Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts oder zur 


Zeit des Eintritts der Rechts— 


hängigkeit die Ausſchließung 
oder die Aenderung in dem 
Güterrechtsregiſter des zu— 
ſtändigen Amisgerichts einge— 
tragen oder dem Dritten be— 
kannt war. 


Das Gleiche gilt, wenn eine 
in dem Güterrechtsregiſter ein— 
getragene Regelung der güter— 
rechtlichen Verhältniſſe durch 
oder 
BEQNDER: wird. 


8 1436. Wird durch Ehe: 
vertrag die Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes aus: 
geichlofien oder die allgemeine 
Gütergemeinſchaft, die Er: 
vumgenichaitsgemeinichaft oder 
Die Fahrnißgemeinſchaft auf⸗ 
gehoben, ſo tritt Gütertrennung 
ein, ſofern ſich nicht aus dem 
Vertrag ein Anderes ergibt. 


16 
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2. Allgemeine Gütergemein— 
ſchaft. 


8 1437. 
durch den die allgemeine Güter— 
gemeinſchaft vereinbart 
aufgehoben wird, kann nicht 
durch einen gefetzlichen Ver⸗ 
treter geſchloſſen werden. 

Iſt einer der Vertrags 
Ichliegenden in der Geſchäfts— 
fähigkeit beichräntt, 
er der Buftimmung jeines ge: 
jeglihen Vertreters. Iſt der 


gejeßliche Vertreter ein Vorz | 


mund, jo iſt die Genehmigung 
des Bormundichaftsgerichts er: 
furderlich. 


; 14383. Das Vermögen | 
⸗ — halisgut der Frau finden die 


des Mannes und das Ver— 
mögen der Frau werden durch 
die allgemeine Gütergemein— 
ſchaft gemeinſchaftliches Ver— 
mögen beider Ehegatten (Ge— 


janınıtgut). Zu dem Geſammt-⸗ 


gute gebüört auch das Wer: 
mögen, das der Mann oder 


die rau während der Güter: 
ha — fallenden Einkünfte zur Be— 


gemeinjchaft erwirbt. 
ie einzelnen Gegenſtände 
werden gemeinjchaftlib, ohne 
daß es einer Vebertragung 
durch Rechtsgeſchäft bedarf. 
Wirdein Recht gemeinichaft- 
(ih, das im Grundbuch einge: 
tragen ift oder in das Grund: 
buch eingetragen werden kann, 


jo fanı jeder Ehegatte von | 


dem anderen die Mitwirkung 


Ein Ebevertrag, | 


oder | 








geſchäft 





— 


jtände, die nicht durch Rechts: 
übertragen werden 
fünnen. Auf ſolche Gegen— 
ſtände finden die bei der Er— 

rungenſchaftsgemeinſchaft für 
das eingebrachte Gut geltenden 
Vorſchriften, mit Ausnahme 
des $ 1524, entſprechende An: 
wendung. 


51440. Bon den Geſammt— 
aut ausgeſchloſſen ift das Vor: 


| Zaut. 
ea bebaltsgut 


Vorbehaltsgut ift, was durch 
Ehevertrag fir VBorbebaltsgut 
eine3 der Ehegatten erflärt ift 

oder von einem der Ehegatten 
nad $ 1369 oder $ 1370 er— 
worben wird. 


s 1441. Auf das Vorbe= 
bei der Gütertrennung fiir das 
Vermögen der Frau geltenden 
Vorſchriften entſprechende An: 
wendung; die Frau bat jedoch 
den Manne zur Beltreitung 
des ehelichen Aufwandes einen 
Beitrag nur injoweit zu leilten, 
al3 die in das GSejanmtgut 


ſtreitung des Aufwandes nicht 





zur Berichtigung des Grunde | 


buchs verlangen. j 
$1439. Bon den Geſammt— 
gut ausgeichloffen find Gegen: 


| 
| 


ausreichen. 


5142. Ein Ehegatte fann 
nicht über feinen Antheil an 
dem Gejammtqut und an den 
einzelnen Dazu gehörenden 
Gegenſtänden verfüigen; er ift 
nicht berechtigt, Theilung zu 
verlangen. 

Gegen eine Forderung, die 
zu dem Gejammtgute gehört, 
fann der Schuldner nur eine 
Forderung aufrechnen, deren 
Berichtigung aus dem Ge⸗ 
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ſammtgute verlangt werben 
kann. 

8 1443. Das Geſammt— 
gut unterliegt es Verwaltun 
des Mannes. Der Mann ift 
insbejondere berechtigt, die zu 
den Gejammtqute gehörenden 
Sahen in Beliß zu nehmen, 
über das Gelammitgut zu ver: 
fügen ſowie Rechtsſtreitigkeiten, 


die ſich auf das Geſammtgut 


une im eigenen Namen 
u führen. 
Die Frau wird durch die 
ge Di Drau wien dur des 





| werden Toll. Das Gleiche gilt 


ı von 





Mannes weder Dritten noch 


denn Marne gegeniiber pers 
ſönlich verpflichtet. 

8 1444. Der Mann bes 
darf der Einwilligung der Frau 
zu einen Rechtsgeſchäfte, Durch 
das er fich zu einer Verfügung 


über das Gelammtgut 
Ganzen verpflichtet, jowie zu 
einer Berfügung über Ge: 


ſammtgut, durch Die eine ohne 

Buftimmung der Frau einges 

def Verpflichtung dieſer 
rt ur werden joll. 


445. Der Mann bedarf | 


der Gimvilliaung der rau zur 


im 





Verfiigung iiber einzu dem Ges | 


ſam itgute gehörendes Grund— 
ſtück ſowie zur Eingehung der 
Verpflichtung zu einer ſolchen 
Verlänung, 
8 1446 
der Einwilligung der Frau zu 
einer Schenfung aus dem Ge— 
ſammtgute jowie zu einer Ver: 
füigung über Geſammtgut, durch 
welche das ohne Zuſtimmung 
der Frau ertheilte Verſprechen 
einer ſolchen Schenkung erfüllt 


Der Mann bedarf 


| gu beichaffen, 


einem Schenkungsver— 
iprechen, das fich nicht auf das 
Sefammtaut bezieht. 
Ausgenommen find Schent: 
ungen, durch Die einer fittlichen 


' Brlicht oder einer auf den An= 


ſtand zu nehmenden Riüdficht 


er wird. 


7. Iſt zur ordnungs- 
— Verwaltung des Ge= 
ſammtguts ein Rechtsgeſchäft 
der in den 88 1444, 1445 be— 
zeichneten rt erforderlich, fo 
kann die Zuftimmung der Frau 
auf Antrag des Mannes durch) 
das VBormundichaftsgericht er— 
jest werden, wenn Die Frau fie 
ohne ausreichenden Grund ver: 
weigert. 
as Gleiche gilt, wenn die 
Frau durch Krankheit oder 
durch Abweſenheit an der Ab— 
gabe einer Erklärung verhin— 
dert und mit dem Aufſchube 
Gefahr verbunden iſt. 
$ 1448. Nimmt der Mann 
obne Einwilligung der Frau ein 
Nechtögeichäft der in den 88 
1444 bis 1446 bezeichneten Art 
vor, jo finden. die fiir eine Ver: 
fügung der Frau über einge= 
brachtes Gut geltenden . 
ichriften des $ 1396 Abi. 1, 
und der SS 1397, 1398 nn 
jprechende Anvendung 
Fordert bei einem Vertrage 
der andere Theil den Mann 
auf, die Genehmigung der Frau 
jo kann die Er: 
lärung über die Genehmigung 
nur ihm gegenüber erfolgen; 
eine vor der Aufforderung dem 
Manne gegenüber erflärte Ge— 
16* 
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nehmiqung oder Verweigerung 
der Genehmigung wird un: 
wirfian. Die Genehmigung 
fann nur bis zum Ablaufe von 


ı 


I. 


zwei Wochen nah dem Em: 
pfange der Aufforderung er: | 


flärt werden; wird ſie nicht 
erflärt, fo ailt fie als verweigert. 

Wird die Genehmigung der 
Frau durch das Vormund— 
ſchaftsgericht erſetzt, ſo iſt im 
Falle einer Aufforderung nach 
Abſ. 2 der Beſchluß nur wirk— 
ſam, wenn der Mann ihn dem 
anderen Theile mittheilt; die 


Vorſchriften des Abſ.? Sag? | 


finden entſprechende Anwend— 
ung. 

$1449. Verfügt der Mann 
ohne Die erforderliche Zuſtimm— 
ung der Frau über ein zu 
dem Geſammtgute gebörendes 


Recht, jo fann die Frau das | 
Recht ohne Mitwirkung des | 
Mannes gegen Dritte gericht: | 
Frau gemadten Vertragsan— 


lich geltend machen. 

81450. Iſt der Mann durch 
Krankheit oder durch Abweſen— 
heit verhindert, ein ſich auf 
das Geſammtgut beziehendes 
Rechtsgeſchäft“ vorzunehmen 
oder einen ſich auf das Ge— 
ſammtgut beziehenden Rechts— 
ſtreit zu führen, ſo kann die 
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derlich, das die Frau mit Wirk— 
ung für das Geſammtgut 
nicht ohne Zuſtimmung des 
Mannes vornehmen kann, ſo 
kann die Zuſtimmung auf An— 
trag der Frau durch das 
Vormundſchaftsgericht erjert 


werden, wenn der Mann fie 
ohne ausreichenden Grund ver— 


weigert. _ 
s 1452. Auf den jelbitän- 
digen Betrieb eines Erwerbs: 


geſchäftsſdurch die Frau finden 





Frau in eigenen Namen oder | 
ım Namen des Mannes das | 


Nechtsgeichäft vornebmen oder 
den Nechtsitreit fiihren, wenn 
mit dem Aufſchube Gefahr ver: 
bunden it. 

s 1451. Sit zur ordnungs— 
mäßigen Belorgung der per= 
ſönlichen Angelegenheiten der 


rau ein Nechtsgeihäft erfor: | 


‚ oder eines 


die Vorchriften des 8 1405 
entiprechende Anwendung. 

s 1453. Bur Annahme 
oder Ausichlagung einer Der 
Frau angefallenen GErbichaft 
ihr angefallenen 
Bermächtnifjes ift nur die Frau 
beredhtiat; die Zuſtimmung des 
Mannes ift nicht erforderlich. 
Das Gleiche gilt von dem Ver: 
zicht auf den Pflichttheil ſowie 
bon der Ablehnung eines Der 


trags oder einer Schenfung. 

Zur Errihtung des Inven— 
tar3 iiber eine der Frau ans 
aefallene Erbichaft bedarf die 
Frau nicht der BZuftimmung 
des Mannes. 

s 1454. Zur Fortiegung 
eines bei dem Eintritte Der 
Gütergemeinſchaft anhängigen 
Rechtsſtreits bedarf die Frau 


nicht der Zuſtimmung Des 
Mannes. | 
8 1555. Wird dur ein 


Nechtsgeichäft, das der Mann 
oder die Frau obne die erforder= 
libe Zuſtimmung des anderen 
Ehegatten vornimmt, das Ge: 


ſammtgut bereichert, jo kann Die 
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Sernußgobe der Beriberann 


aus den Gejammtgutenacdh den | 


Vorſchriften iiber die Heraus: 
aabe einer ungerechtfertiaten 
——— gefordert werden. 

8 1456. Der Mann iſt 
der Frau für die Verwaltung 


de3 Gejammtauts nicht vers | 


antwortlid. Er bat jedoch für 
eine Verminderung des Ge— 
ſammtguts zu dieſem Erſatz 
zu leiſten, wenn er die Ver— 
minderung in der Abſicht, die 
Frau zu benachtheiligen, oder 
durch eln Rechtsgeſchäft herbei— 
führt, das er ohne die erforder— 


liche Zuſtimmung der Frau 


voruimmit, 
$ 1457. Stebt der Mann 
unter Vormundſchaft, jo bat 
ihn der Vormund in Den 
Rechten und Pflichten zu ver: 
treten, die fih aus der Ver— 
waltung des Gejammtguts 
ergeben. Dies gilt auch dann, 
wenn die 5 ie Vormund des 
Mannes i 
8 1458. Der ehelihe Auf: 
wand fällt dem Gejammtgute 
zur Laſt. 
81459. Aus dem Geſammt—⸗ 


gute fünnen die Gläubiger des ı 


annes und, joweit jich nicht 
aus den 88 1460 bis 1462 ein 
Anderes ergibt, auch die Gläu— 
biger der Frau Befriedigung 
verlangen 
bindlichfeiten). 

Für Berbindlichfeiten der 
Frau, die Geſammtgutsver— 
bindlichfeiten find, baftet der 
Mann auch perfönlich als Ge: 
ſammtſchuldner. Die Haftung 
erliiht mit der Beendigung 








(Geſammtgutsver- 





der Gutergemeinſchaſt, wenn 
die Verbindlichkeiten im Ver— 
hältniſſe der Ehegatten zu ein— 
ander nicht dem Geſammtgute 
zur Laſt fallen. 

8 1460. Das Geſammtgut 
haftet für eine Verbindlichkeit 
der Drau, die aus einem nad 
dem Eintritteder Gütergemein: 


ſchaft vorgenommenen Rechts— 


geſchäft entſteht, nur dann, 
wenn der Mann feine Bus 
ftimmung zu dem Rechtsge— 
ichäft ertheilt oder wenn das 
Nehtsgeichäft ohne feine Zu: 
ftimmung für das Geſammt— 
gut wirkſam iſt. 

Für die Koſten eines Rechts— 
ſtreits der Frau haftet das 
Geſammtgut auch dann, wenn 
das Urtheil dem Geſammtgute 
gegenüber nicht wirkſam iſt. 

$ 1461. Das Geſammtgut 
baftet nicht fiir Berbindlichfeiten 
der rau, die in Folge Des 
Erwerbes einer Erbſchaft oder 
eired Vermächtniſſes entitehen, 
wenn Die rau Die Erbſchaft 
oder das Vermächtniß nach dem 
Eintritte der Gütergemeinſchaft 
als Vorbehaltsgut erwirbt. 

3 1462. Das Geſammtgut 
haftet nicht für eine Verbind— 
lichkeit der Frau, die nach dem 
Eintritte der Gütergemeinſchaft 
in Folge eines zu dem Vorbe— 
haltsqute aebörenden Rechtes 


oder des Beſitzes einer dazu 


gehörenden Sache entiteht, es 
ſei denn, daß das Recht oder 
die Sache zu einem Erwerbs bs 

geſchäfte gehört, das die rau | 
mit Einwilligung des Mannes , 
jelbftändig betreibt. 
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8 1468. Im Verbältniffe 
der Ehegatten zu einander 
fallen folgende Geſammtguts— 
derbindlichkeiten dem Ebegatten 
zur Laſt, in defien Perſon fie 
entiteben: 

1. die BVerbindlichfeiten aus 
einer unerlaubten Sands 
lung, die er nach dem Eins 
tritte der Gütergemeinichaft 





begebt, oder aus einem 
Strafverfahren, das wegen 
einer ſolchen Handlung 


gegen ihn gerichtet wird: 
2. die VBerbindlichfeiten aus 
einem fich auf ſein Vorbe— 
baltsaut beziebenden Rechts— 
verbältniß, auch wenn fie 
vor dem Eintritte der Güter: 
gemeinichaft oder vor der 
Zeit entitanden find, zu der 
das Gut Vorbebaltsgut 
geworden ilt; 
3. Die Koſten eines Nectsitreits 
iiber eine der in Wr. 1,2 be: 
ne Berbindlichfeiten. 


Im Berbältnifie 


der@begatten zu einander fallen 
die Koſten eines Rechtsſtreits 
zwiſchen ihnen der Frau zur 
Laſt, ſoweit nicht der Mann 
ſie zu tragen hat. 

as Gleiche gilt von den 
Koiten eines Rechtsſtreits 
ziijchen der rau und einen 
Dritten, es ſei denn, dab das 
Urtbeil dem Gejamntgute ge: 
genüber wirkſam tt. Betrifft 
jedoch Der Rechtsſtreit eine 
periönlibe Angelegenbeit der 
Frau oder eine nicht unter 
die Vorſchriften des S 1463 
Jr. 1,2 fallende Geſammtguts— 
verbindlichfeit der Frau, jo 


l. Aſquut: — Ex. 


findet diee Vor ſchrift feine An- 
wendung, wenn die Aufwend— 
ung der Koften den Umftänden 
ae! geboten tft. 

$ 1465. Im Berbältnifie 
der Ehegatten zu einander fällt 
eine Ausitattung, Die der Mann 
einem gemeinichaftlihen Kinde 
aus dem Gelammtgute vers 
ipribt oder gewährt, den 
Manne inioweit zur Laſt, als 
jie das dem Geſammtgut ent: 
ſprechende Maß überfteigt. 

Verſpricht oder gewährt der 
Mann einem nicht gemeinſchaft— 
lichen Kinde eine Ausſtattung 
aus dem Geſammtgute, ſo fällt 
ſie im Verhältniſſe der Ehe— 
gatten zu einander dem Vater 
oder der Mutter des Kindes zur 
Laſt, der Mutter jedoch nur inſo— 
weit, als ſie zuſtimmt oder die 
Austattung nicht das dem Ges: 
ſammtgut entiprehende Maß 
überſteigt. 

8 1466. Verwendet Der 
Mann Geſammtgut in ſein 
Vorbehaltsgut, ſo hat er den 
Werth des Verwendeten zu 
dem Geſammtgute zu erſetzen. 

Verwendet der Mann Vor— 
behaltsgut in das Geſammt— 
gut, jo kann er Erſatz aus dem 
Geſammtgute verlangen. 

Ss 1467. Was cin Ehegatte 
zu dem Geſammtgut oder Die 
Frau zu dem Borbehaltsgute 
des Mannes jchuldet, it erſt 
nach der Beendigung der Güter: 
gemeinichaft_zu leilten; ſoweit 
jedoch zur Verichtigung einer 
Schuld der Frau deren Vor: 
behaltsgut ausreicht, bat fie 
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die Schuld ſchon vorber zu be= 

richtigen. 

a8 der Mann aus dem 
Geſammtgute zu fordern bat, 
fanı er erjt nach der Beendig: 
ung der Giütergemeinjchaft 
fordern. 

1468. Die Frau fann 
auf Aufhebung der Güterge— 
meinichaft klagen: 

1. wenn der Mann ein Necht3: 
geihäft der in den 88 1444 
bi8 1446 bezeichneten Art 
ohne Zuftimmung der Frau 
vorgenommen bat und für 
die Zufunft eine erhebliche 
Gefährdung der Frau zu 
beiorgen ift; 

2. wenn der Dann das Ge— 
fammtgut in der Abſicht, 
die Frau zu benachtbeiligen, 
vermindert bat; 

3. wenn der Mann feine Ber: 
pflihtung, der Frau und 
den gemeinscaftlichen Ab— 
fümmlingen Unterbalt zu 


gewähren, verlegt bat und | 


für die Zukunft eine erbeb: 
liche Gefährdung des Unter: 
halts zu beſorgen ift; 

4, wenn der Manı wegen 
Berihwendung entmindigt 


oder wenn er das Ges | 


ſammtgut durch Berichwend: 
ung erbeblich gefäbrdet; 


5. wenn das Geſammtgut in | 


Folge von Berbindlichkeiten, 
die in der Berion des Man 
nes entitanden find, in jols 
ben: Make iiberichuldet ift, 
daß ein jpäterer Erwerb der 
Frau erheblich gefährdet 


wird. 
$ 1469. Der Mann kann 
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auf Aufhebung der Güterge— 
meinſchaft Klagen, wenn das 
Geſammtgut in Folge von 
Berbindlichfeiten der Frau, Die 
im Berbältnifje der Ehegatten 
zu einander. nicht dem Ge— 
ſammtgute aur Zait fallen, in 
ſolchem Maße überichuldet iſt, 
daß ein ſpäterer Erwerb des 
Mannes erheblich gefährdet 
wird. 

8.1470. Die Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft tritt in 
den Fällen der SS 1468, 1469 


‚ mit der Rechtsfraft des Urtbeils 





: | deren 


ein. Für Die Zufunft 
Gütertrennung. 


Dritten gegenüber iſt die 
Aufhebung der Gütergemein— 
Ichaft nur nab Maßgabe des 

$ 1435 wirkſam. 


s 1471. Nach der Beendig: 
ung, der Gütergemeinichait fin= 
det in Anfehung des Geſammt— 
gut3 die Auseinanderiegung 
ſtatt. 

Bis zur Auseinanderſetzung 
gelten für das Sefammtgut 
die Vorichriften des $ 1442, 

s$ 1472. Die Verwaltung 
des Sefanmtquts jtebt bis zur 
Auzeinanderjeßung beiden Ehe: 

atten gemeinschaftlich zu. Die 
orichriften des S 1424 finden 
entiprechende Anwendung. 

Jeder Ehegatte ift dem an 
gegenüber verpflichtet, 


gilt 


zu —7— mitzuwirken, die 


zur ordnungsmäßigen Verwalt⸗ 
ung erforderlich ſind; die zur 
Erhaltung nothwendigen Map: 
regeln kann jeder Ehegatte ohne 
Mitwirkung des anderen treffen. 


248 IV. Bud: Familienrecht. I. Abſchnitt: Bürgerliche Ehe, 





s 1473. Was auf Grund 
eines zu dem Geſammtgute ae: 
börenden Nechtes oder al3 Er: 
lat fir die Zerſtörung, Bes 
ſchädigung oder Entziebung 
eines zu dem Geſammtgute 
gebörenden Gegenstandes oder 
durch ein Rechtsgeſchäft error: 
ben wird, das fıch auf das Ge— 
ſammtgut bezieht, wird Ge— 
ſammtgut. 

Die Zugehörigkeit 
durch Rechtsgeſchäft erworbenen 
Ben zum Gelanmmtaute 

at der Schuldner erit dann 


gegen Sich gelten zu laſſen, 


s 1476. Der nad) der Be: 
ricbtigung der Geſammtguts— 
verbindlichfeiten verbleibende 
Ueberſchuß gebührt den Ehe— 


gatten zu gleichen Theilen. 


wenn er von der Zugehörige 


feit Kenntniß erlangt; die Vor: 
ichriften der 88 406 bis 408 
finden entiprechende Anwend— 
und. 

s 1474. Die Auseinander— 
ſetzung erfolgt, ſoweit nicht eine 
andere Vereinbarung getroffen 
wird, nach den SS 1475 big 1481. 

$ 1475. Aus dem Geſammt— 
gute ind zunächit die Geſammt— 
qutsverbindlichkeiten zu berich- 
tigen. it eine Geſammtquts— 
verbindlichfeit noch nicht fällig 
oder ift fie ſtreitig, To iſt dag 
zur Berichtigung Erforderliche 
zuriiczubebalten. 

Fällt eine Geſammtguts— 
verbindlichkeit im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinandereinem 
der Ehegatten allein zur Laſt, 
ſo kann dieſer die Berichtigung 
aus dem Geſammtgute nicht 
verlangen. 

Zur Berichtigung der Ge— 
ſammtgutsverbindlichkeilen iſt 
das Geſammtgut, ſoweit erfor— 
derlich, in Geld umzuſetzen. 


Was einer der Ehegatten zu 
dem Geſammtgute zu erſetzen 
verpflichtet iſt, muß er ſich auf 
ſeinen Theil anrechnen laſſen. 
Soweit die Erſatzleiſtung nicht 


durch Anrechnung erfolgt, bleibt 
einer | 


er dem anderen Ehegatten ver: 
pflichtet. 

$ 1477. Die Tbeilung des 
lleberichuffes erfolgt nah den 
Vorichriften iiber Die Gemeine 
ichaft. 

Jeder Ehegatte fann gegen 
Eriat des Werthes die aus: 
ichlieglich zu feinen periönlichen 
Sebrauche beſtimmten Sachen, 
insbeiondere Kleider, Schmuck— 


ſachen und Arbeitsgeräthe, jowie 


diejenigen Gegenſtände über— 
nehmen, welche er in die Güter— 
gemeinichaft eingebracht oder 
während der Gittergemeinichaft 
durh Erbfolge, durch Ver— 
mächtnig oder mit Rückſicht 
aufein Fünftiges Erbrecht, durch 
Schenkung oder als Ausitatt- 
ung erworben bat. 

s 1478. Sind die Ehe— 
gatten gejchieden und iſt einer 
von ihnen allein für ſchuldig 
erklärt, jo kann der andere ver= 
langen, daß jeden von ihnen 
der Werth desjenigen zurücder: 
itattet wird, was er in Die 
Gütergemeinſchaft eingebracht 
bat; reicht der Werth des Ge— 
ſammtguts zur Ritderitattung 
nicht aus, jo bat jeder Ehegatte 
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die Halfte des Fehlbetrags zu niſſe der Ehegatten zu ——— 


tragen. 


AS eingebracht iſt arzu— 


ſehen, 
geweſen ſein würde, wenn Er— 
rungenſchaftsgemeinſchaft 


Eingebrachten beſtimmt ſich 
nach der Zeit der Einbringung. 

Da3 im Abi. 1 beſtimmte 
Hecht ſteht auch dem Ehegatten 
zu, deſſen Ehe wegen ſeiner 
Geiſteskrankheit geſchieden wor— 
den iſt. 

8 1479. 
gemeinjchaft auf Grund des 


wa3 eingebrahbtes Gut 


bes: 
ftanden hätte. Der Werth des | 


Mird die Giüterz | 


 Manne gegenüber, 
Berichtigung einer Geſammt— 





8 1468 oder des 8 1469 durch 
Ürtheil aufgehoben, jo fanı der | 
Ehegatte, welcher das Urtbeil 


erwirft hat, verlangen, daß die 
Augeinanderjeßung jo erfolgt, 


wie wenn der Anjpruch auf | 
der ı 


Auseinanderjegung niit 
Erhebung der Klage auf Auf: 
bebung der Gütergemeinſchaft 
HL geworden wäre. 

$ 1480. Wird eine Geſammt— 
autsverbindlichfeit nicht vor der 
Theilung des Geſammtguts be= 
richtigt, jo baftet dem Gläu— 





dem Geſammtgut oder dem 
Manne zur Lalt fällt, jo bat 
der Mann dafür einzuitebeıt, 
daß die Frau von dem Gläus 
biger nicht in Anſpruch ges 
nommen wird. Die aleiche Ver: 
pflibtung bat die Frau dem 
wenn Die 


gutsverbindlichfeit_unterbleibt, 
die im Verhältniſſe der Ehe: 
gatten zu einander der Frau 
zur Laſt fällt. 

$ 1482. Wird die Ehe durch 
den "Tod eines der Ehegatten 
aufgeidit und it ein gemein: 
Ichaftliher Abkömmling nicht 
vorbanden, jo gehört der An— 
theil des verftorbenen Ebeuatten 
am GSelammtqute zum Nach 
laſſe. Die Beerbung des Ehe: 
gatten erfolgt nach den allge= 
gemeinen Vorſchriften. 


Sind bei dem 


N eines & Ehegatten gemein: 


biger auch der Ehegatte perſön- 


lich als Gejammtihuldner, fir 
den zur Seit der Theilung eine 
jolhe Haftung nicht beitebt. 
ie Haftung beichränft ſich 
auf die ihm zugetheilten Gegen— 
ſtände; die für die Haftung 
des Erben geltenden Vorſchrif— 
ten der SS 1990, 1991 finden 
— —— Anwendung. 

8 1481. Unterbleibt 
der Auseinanderſetzung die Be— 
richtigung einer Geſammtguts— 
verbindlichkeit, die im Verhält— 


ichaftliche Abkömmlinge vorhau— 
den, ſo wird zwilchen Dem 
iiberlebenden Ehegatten und 
den gemeinschaftlichen Abkömm— 
lingen, die im Falle der geſetz— 
lichen Erbfolge als Erben be— 
rufen ſind, die Gütergemein— 


ſchaft fortgeſetzt. Der Antbeil 


de? verſtorbenen Ehegatten am 


Geſammtgute gehört in dieſem 


Falle nicht zum Nachlaſſe; im 


Uebrigen erfolgt die Beerbung 
des Ehegatten nach den allge— 


bei | 


meinen Borichriften. 
Sind neben den gemein— 
ichaftlihen Abkföümmlingen ans 
dere Ablömmlinge vorbanden, 
jo beſtimmen ſich ihr Erbrecht 
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und ihre Erbtheile ſo, wie wenn 


fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
— ngetreten wäre. 
Der überlebende Ehe— 
— en die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft ablehnen. 
Auf die Ablehnung finden 
die für die Ausichlagung einer 
Erbſchaft geltenden Borichriften 
der SS 1943 bis 1947, 1950, 
1952, 1954 bis 1957, 1959 eut: 
jprechende Anwendung. Stebt 
der iiberlebende Ebegatte unter 
elterliber Gewalt oder unter 
Vormundſchaft, jo ift zur Ab- 
lehnung die Genehmigung des 


| 


VormundichaftggerichtS erfors 


derlich. 
Lehnt der Ehegatte die Fort— 
ſetzung der Gütergemeinſchaft 


ab, ſo gilt „Das Gleiche wie im | 
‚ tbeil&berechtigten Ablümmlinge 


Falle des S 1482 

x 1485. Das Geſammtgut 
der "fortgefegten Gütergemein— 
ſchaft beſteht aus dem ehelichen 
Geſammtgute, ſoweit es nicht 
nah $ 1483 Ab}. 2 einem nicht 
antbeilsberedhtigten Abkömm— 
linge zufält, und aus dem 
Vermögen, Das der iiberlebende 
Ehegatte aus dem Nachlafie des 
veritorbenen (Ehegatten oder 
nach dem Cintritte der fortge: 
jeßten Gütergemeinſchaft 
wirbt. 

Das Vermögen, das ein ge: 
meinichaftlicher Abibmmling zur 
Zeit des Eintritts der 
ſetzten Gütergemeinſchaft 
oder ſpäter erwirbt, gehört nicht 
zu dem Geſammtgme. 

Auf das Gelammtqut.finden 
die fiir die ebeliche Güterge— 
meinjchaft geltenden Vorſchrif— 


—* 


ten des $ 1438 Abſ. 2, 3 ent” 
iprehende Anwendung. 

$ 1486. Vorbebaltsgut des 
iiberlebenden Ehegatten tft, was 
er bisher als Borbebaltsqut 
gehabt hat oder nah $ 1396 
oder $ 1370 erwirbt. 

Gebören zu dem Vermögen 
des üiberlebenden Ehegatten 
Segenftände, die nicht durd 
Nechtsgeichäfte übertragen wer— 
deu fünnen, jo finden auf fie 
die bei der Errungenichaftsges 
meinichaft für das eingebracte 
Gut des Mannes geltenden 
Vorichriiten, mit Ausnahme 
des $ 1524, entiprechende An: 
wendung. 

81 87. Die Rechte und 
Verbindlichkeiten des überleben— 
den Ehegatten ſowie der an— 


in Anſehung des Geſammtguts 
* fortgeſetzten Gütergemein— 

ſchaft beſtimmen ſich nach den 
für die eheliche Gütergemein— 
ſchaft geltenden Vorſchriften der 
ss 1442 bis 1449, 1455 bis 
1457, 1466; der liberlebende 


| Ehegatte hat die rechtliche Stell: 


er 


fortge= | 
bat 


ung des Mannes, die antbeilg: 
berechtigten Abfümmlinge haben 
die rechtliche Stellung der Frau. 
Was der iiberlebende Ehe— 
gatte zu dem Gelammtgute 
Ihuldet oder aus dem Geſammt— 
gute zu fordern bat, ift erit nad 
der Beendigung der fortgejeßten 
Sitergemeinicaft zu leisten. 
8 1488. Gejanımtqutsver: 
bindlichfeiten der fortgeießten 


- Güteraemeinichaft ſind die Ber: 
‚ bindlichfeiten des iiberlebenden 


Ehegatten ſowie folche Berbind= 
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lichkeiten des ——— Ehe⸗ 
gatten, die Geſammtgutsver— 
bindlichkeiten Der ehelichen 
Gütergemeinſchaft waren. 


$ 1489. Für die Geſammt— 
gut3verbindlichkeiten der forte 


gejegten Gütergemeinſchaft haf— | über dem fir den Nachlaß des 


tet der itberlebende (Ehegatte 
perſönlich. 


Soweit die perſönliche Haft- 


ung den überlebenden Ehegatten 


tigter Abkömmling kann 








nicht vorhanden ſind, Sen iiber: 
lebenden Ehegatten an. 

$ 1491. Ein — 
au 
ſeinen Antheil an dem Geſammt— 
gute verzichten. Der Verzicht 
erfolgt durch Erklärung gegen— 


verſtorbenen Ehegatten zuſtän— 
digen Gerichte; die Erklärung iſt 
in öffentlich beglaubigter Form 


abzugeben. Das Nachlaßgericht 
ſoll die Erklärung dem über- 
lebenden Ehegatten und den 
iibrigen antheilsberechtigten Ab— 
kömmlingen mittbeilen. 

Der Berzicht kann auch Durch 
Vertrag mit den üiberlebenden 


nur in Folge des Eintritt3 der 
fortgejegten Gütergemeinſchaft 
trifft, finden die für die Haft: 
ung des Erben für die Nachlaß— 
verbindlichfeiten geltenden Vor: 
fchriften entiprechende Anwends 


ung; an die Stelle des Nach— 
lafjes tritt daS Geſammtgut 
in dem Beltande, den e8 zur 
Zeit des Gintritt3 der fortge= 
jeßten Gütergemeinichaft bat. 
Eine pertönlibe Haftung 
der antbeilsberechtigten Abz | 
fönmlinge für die Verbindliche 
feiten des veritorbenen oder 
des iiberlebenden Ehegatten 
wird Durch Die fortgeſetzte Güter: 
gemeinjchaft nicht begründet. 


8 1490. Stirbt ein antheils- 
berechtigter Abkömmling. jo ges 
bört fein Antbeil an dem Ge— 
ſammtgute nicht au feinen Nach: 
laſſe. Hinterläßt er Abkömm— 
linge, die antheilsberechtigt jein 
würden, wenn er Den verſtor— 
benen Ehegatten nicht iiberlebt 
bätte, jo treten die Ablömm— 
linge an jeine Stelle. Hinter: 
läßt er ſolche Abkömmlinge nicht, 
jo wächſt jein Antheil den übri— 
gen antbeilsberectigten Ab- 
fümmlingen und, wenn jolde 


27 
* 


Ehegatten und den übrigen an— 
theilsberechtigten Ablömmlin— 
gen erfolgen. Der Vertrag be— 
darf der gerichtlichen oder no— 


| tariellen Beurfundung. 


Steht der Ablömmlirg unter 
elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundſchaft, jo iſt zu dem 
Verzichte Die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erfor= 


Der Verzicht bat die gleichen 
Wirkungen, wie wenn der Wer: 
zichtende zur Zeit des Verzichts 
ohne Hinterlafiung bon Ab— 
ge geitorben wäre. 

1492 Der überlebende Ehe: 


| — art die fortgejeßte Güter: 


' gemeinschaft jederzeit aufbeben. 
Die Aufbebung erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem fir 
den Nachlaß des verftorbenen 
Ebegatten zuftändigen Gerichte ; 
die Erklärung it in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben, 


| Das Nahlakgericht fol die Er: 
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klärung den antheilßberechtigten 
Abkömmlingen und, wenn der 
überlebende Ehegatte geſetzlicher 
Vertreter eines der Abkoͤmm— 
linge it, dem Bormundicafts: 
gerichte mittbeilen. 

Die Aufhebung kann aud 
durch Vertrag zwilchen Dem 
itberlebenden Ehegatten und den 
antheilsberechtigten Abkömm— 
lingen erfolgen. Der Bertrag 
bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 

Steht der iiberlebende Ehe: 
aatte unter elterliher Gewalt 
oder unter Vormundicaft, To 


| 
I 
} 


| 
| 


it zu der Aufhebung die Ges 


nehmigung des Bormundicafts: | 


gericht3 erforderlich. 
sı Die for 
Gülergemeinſchaft endigt mit 


der Wiederverheirathung Des 


fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft endigt mit 
dem Tode des überlebenden 
Ehegatten. 


fortgeſetzte | 





Wird der iiberlebende Ehe: 
gatte für todt erklärt, jo endigt 
die fortgejegte Gütergemein— 
ſchaft mit dem Zeitpunfte, der 
al3 Zeitpunft des Todes gilt. 

8 1495. Ein antheilöberech- 
tigter Abfümmlina kann gegen 
den iiberlebenden Ehegatten auf 


Aufbebung der 


fortgejegten 


Gütergemeinſchaft Hagen: 


1. 


wenn der überlebende Ehe⸗ 
gatte ein Rechtsgeſchäft 
der in den $$ 1444 bis 
1446 bezeichneten Art 
ohne Zuftimmung Des 
Abkömmlinges vorgenom— 
men hat und für die Zu— 
kunft eine erhebliche Ge— 
fährdung des Abkömm— 
linges zu beſorgen iſt; 


wenn der überlebende Ehe— 


gatte das Geſammtgut in 
der Abſicht, den Abkömm— 
ling zu benachtheiligen, 
vermindert bat; 


wenn der überlebende&be: 


gatte jeine Verpflichtung, 
dem Abkömmling Unter: 
balt zu gewähren, verlegt 
bat und für die Zukunft 
eine erbebliche Gefährd— 
ung des Unterbalt3 zu 
bejorgen tt; 


- wenn der überlebende&he: 


gatte wegen Verichwends 
ung entmündigt it oder 
wenn er das Geſammt— 
gut durch Verſchwendung 
erheblich gefährdet; 


wenn der überlebendeEhe— 


gatte die elterliche Gewalt 
über den Abfümmling vers 
wirft hat oder, falls ſie 
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ihm augeflauden hätte, 
verwirft haben wiirde. 

s 1496. Die Aufhebung der 
fortgefeßten Sittergemeinschaft 
tritt in den Fällen des $ 1495 
mit der Rechtskraft des Ur— 
theils ein. 


Abfümmlinge ein, auch wenn 





I 


Sie tritt für alle | 


das Urtbeil auf die Klage eines 


der Abkönmlinge ergangen ift. 

8 1497. Nach der Beendig- 
— der rate Güterge— 
meinſchaft findet in Anſehung 


des Geſammtguts die Ausein- 


anderſetzung ſtatt. 


Bis zur Auseinanderſetzung | 
beitimmmt ſich das Nechtöver: 
hältniß der Theilbaber am Ge= 


jammtqute nach den SS 1442, 
1472, 1473. 


anderjegung finden die Vor— 
Ichriften der 88 1475, 1476, Des 
8 1477 Abi. 1 und der 88 1479 
bis 1481 Anwendung; an Die 
Stelle de3 Mannes tritt der 
iiberlebende Ebegatte, an Die 
Stelle der Frau treten Die 
antheilöberechtigten Abkömm— 
linge. Die im $ 1476 Abi 2 


8 1498. Auf die Ausein= 





Sat 2 bezeichnete Verpflichte | 


ung beitebt nur für den über— 
lebenden Ehegatten. 
$ 149. Bei der Ausein= 
anberfebung fallen dem über— 
lebenden Ehegatten zur Laſt: 
1. die ihm bei dem Eintritte 
der fortgeiegten Güter— 
gemeinschaft obliegenden 
Sefammtgutsverbindlich- 
feiten, für Die das ehe— 
liche Geſammtgut nicht 
haftete oder die im Ver— 
hältniſſe der Ehegatten 





zu einander ihm zur Laſt 
fielen; 

2, die nach dem Eintritte der 
fortgeſetzten Gütergemein— 
ſchaft entſtandenen Ge— 
ſammtguts-Verbindlich— 
keiten, die, wenn ſie 
während der ehelichen 
Sitter- Gemeinschaft in 
jeiner Perſon entitanden 
wären, im Berbältnifje 
der Ehegatten zu ein: 
ander ihm zur Laſt ges 
fallen jein würden; 

3. eine Ausftattung, die er 
einem antheilsberechtig— 
ten Abkömmling über das 
denn Gejammtaut ente 
ſprechende Maß hinaus 
oder die er einem nicht 
antheilsberechtigten Ab— 
kömmlinge verſprochen 
„oder gewährt bat. 

51500. Die antheil3beredh- 

tigten Abkömmlinge müſſen 
ſich Verbindlichkeiten des ver— 
ſtorbenen Ehegatten, die dieſem 
imVerhältniſſe der Ehegatten zu 
einander zur Laſt fielen, bei der 
Auseinanderſetzung auf ihren 
Antheil inſoweit anrechnen 
laſſen, als der überlebende 


Ehegatte nicht von dem Erben 


des verftorbenen Ehegatten 
Dedung bat erlangen fünnen. 

Sn gleicher Weile haben 
jihb Die antbeilsberechtigten 
Abfömmlinge anrechnen zu 
laßen, was der verftorbene 
Ehegatte zu dem Gefammtgute 
zu erießen hatte, 

s 1501. Sit einem antbeil3= 
berechtigten Abkömmlinge für 
den Verzicht auf feinen Ans 
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tbeil eine Abfindung aus dem 
Geſammtgute gewährt worden, 


jo wird ſie bei der Ausein- 


anderjeginıg in das Gejammt: 
gut eingerechnet und auf Die 


den Ablömmlingen gebübrende 
folge als Erben des veritor- 


Hälfte angerechnet. 

Der iberlebende Ehegatte 
fann mit den übrigen ans 
theilSberehtigten Ablömm— 
lingen jhon vor der Aufheb— 
ung der fortgejeßten Güter— 
— eine abweichende 
Vereinbarung 


treffen. Die | 





Vereinbarung bedarf der ge: | 
richtlichen oder notariellen Be | 


urfundung; fie ift auch dene 
jenigen Abfümmlingen gegen: 
über wirkſam, welche erit jpäter 
in die fortgeſetzte Gütergemein— 
Ichaft eintreten. 

8 1502. Der überlebende 
Ehegatte ift berecdhtiat, das 
Sejammtgut oder einzelne dazu 
— Gegenſtände gegen 


Erſatz des Werthes zu über- 


nehmen. Das Recht geht nicht 
auf den Erben über. 

Wird die fortgeſetzte Güter— 
gemeinſchaft auf Grund des 


* 1495 durch Urtbeil aufge-⸗ 


hoben, ſo ſteht dem überleben— 
den Ehegatten das im Abi. 1 
beſtimmte Recht nicht zu. Die 


antbeilsberechtigten Abfönme | 


linge fünnen in dieſem alle 
diejenigen Gegenitände gegen 
Erſatz desWertbes übernehmen, 


welche der veritorbene Ehegatte 
nah $ 1477 Abi. 2 zu übers | 


nehmen berechtigt fein würde. 
Das Recht fann von ihnen nur 
— ausgeübt wer— 
en. 





8 1508. Mehrere antheils— 
berechtigte Abkömmlinge theilen 
die ihnen zufallende Hälfte des 
Geſammtguts nach dem Ver— 
hältniſſe der Antheile, zu denen 
ſie im Falle der geſetzlichen Erb— 


benen Ehegatten berufen ſein 
würden, wenn dieſer erſt zur 
Zeit der Beendigung der fort— 
eſetzten Gütergemeinſchaft ge— 
torben wäre. 

Das Vorempfangene kommt 
nach den für die Ausgleichung 
unter Abkömmlingen geltenden 
Vorſchriften zur Ausgleichung, 
ſoweit nicht eine ſolche bereits 
bei der Theilung des Nach— 
laſſes des verſtorbenen Ehe— 
gatten erfolgt iſt. 

Sit einem Ablömmlinge, 
der auf jeinen Antbeil ver— 
zichtet hat, eine Abfindung 
aus dem Gejammtgute gewährt 
worden, jo fällt fie den Ab 
fümmlingen zur Laſt, Denen 
der Verzicht zu Statten fommt. 

$ 1504. Soweit die antheils— 
berechtigten Abkömmlinge nad 
$ 1480 den Geſammtguts— 
gläubigern baften, find fie im 
Berbältnijje zu einander nach 
der Größe ihres Antheils an 
dem Geſammtgute verpflichtet. 
Die Verpflichtung beichränft 
jih auf die ihnen zugetheilten 
Gegenstände; die für die Haft» 
ung des Erben geltenden Vor— 
Ichriften der 88 1990, 1991 
finden entiprechende Anwend— 
ung. 

Ss 1505. Die Vorſchriften 
über das Recht auf Ergänzung 
des Pflichttheils finden zu 
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Gunſten eine? antheilsberech— 
tiglen Abkömmlinges entſpre— 
chende Anwendung: an die 
Stelle des Erbfalls tritt die 
Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft, als geſetz— 
licher Erbtheil gilt der dem 
Abkömmlinge zur Zeit der Be— 
endigung gebührende Antbeil 
an dem Gelammetgut, 
Pflichttheil 
Werthes dieſes Antheils. 
8 1506 


ad 
gilt die Hälfte des | 


wenn er berechtigt tt, dem 
anderen Ehegatten den Pflicht— 
theil zu entzieben oder auf Auf: 
bebung der Gütergemeinschaft 
zu Hagen. Auf die Ausichließ- 
ung finden die VBorichriften fiber 
die Entziehung des Pflichttheils 
entiprechende Anwendung. 

$ 1510. Wird die Fortjeß- 
ung der Gütergemeinjchaft aus— 
geſchloſſen, jo gilt das Gleiche 


' wie im Salle des $ 1482. 
$ 1511. Jeder Ehegatte 


- $ 1506. Sit ein gemein= | 
ichaftlicher Abkümmling erb⸗ 


unmiürdig, jo iſt er auch des 
Antheil3 an dem Geſammt— 
gut umvirdig. Die Vorſchriften 
iiber die Erbunwürdigkeit finden 
entiprechende Anwendung. 


fann für den Sal, dab die 
Ehe dur feinen Tod aufges 
löſt wird, einen gemeinjchaft- 
lihen Abkömmling von der 


‚ fortgejeßten Gütergemeinſchaft 


durch 


8 1507. Das Rachlaßgericht 


bat dem 


iiberlebenden Ehe: 


gatten auf Antrag ein Zeugs kö 
' feines Erbrecht3, aus den Ge: 


niß über die Fortießung der 


Gütergemeinſchaft zu ertbeilen. 


Die Vorſchriften iiber den Erb— 
jchein finden entiprechende Ans 


wendung. 

8 1508. Die Ehegatten 
fünnen die FFortießung der 
Gütergemeinfcaft durch Ehe⸗ 


vertrag ausſchließen. 


bh legtwillige Verfügung 
ausichließen. 

Der ausgeſchloſſene Ab— 
kömmling kann, unbeſchadet 


jammtgute der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft die Zahlung 
des Betrags verlangen, der ihm 
von dem Geſammtgute der ehe— 
lichen Gütergemeinſchaft als 
Prlichttheil gebühren würde, 
wenn die fortgeſetzte Güter— 


gemeinſchaft nicht eingetreten 


Auf einen Ehevertrag, durch 


welchen die 


Fortjeßung Der 
Gütergemeinich 


Pen wird, finden die Vor: 


criften des $ 1437 Anmwende 


ung. 

Ss 1509. Jeder Ehegatte 
fann für den Fall, daß die 
Ehe durch jeinen Tod aufge= 


aft ausgeichloj: 
jen oder die Ausſchließung aufs 





löſt wird, die Fortiegung der | 
Gitergemeinichaft durch lebte 
willige Verfügung ausichließen, | 


wäre. Die für den PBflicht- 
tbeilganipruch geltenden Vor: 
ichriften finden entiprechende 
Anwendung. 

Der dem ausgeſchloſſenen 
Abkömmlinge gezahlte Betrag 
wird bei der Augeinanderjeß- 
ung den antheiläberechtigten 
Abkömmlingen nah Maßgabe 
des 8 1500 angerechnet. Im 
Verhältniſſe der —— 
zu einander fällt er den Ab— 
kömmlingen zur Laſt, denen 
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die Ausſ — V zu Statten 
kommt. 

$ 1512. Jeder Ehegatte 
fan für den Fall, daß mit 
jeinem Tode Die fortgefeßte 
Gütergemeinſchaft eintritt, Ten 
einem antheilsberechtigten Ab⸗ 
lömmlinge nach der Beendig— 


I. 


N Bürgerliche Ehe 





un Tode die fortgefebste 
Güter-Gemeinſchaft eintritt, 
durch letztwillige Verfiigung 
anordnen, daß ein antheils— 
berechtigter Ablömmling das 
Recht haben joll, bei der Theil— 
ung das Geſammtgut cder 


‚ einzelne dazu gehörende Gegen: 


ung der fortgejeßten Gitter | 


gemeinſchaft gebührenden An— 
theil an dem Geſammtgute 
durch letztwillige Verfügung bis 
auf die Hälfte berabjegen. 

$ 1513. Jeder Ehegatte 
fann für den Fall, daß mit 
jeinem Tode die fortgeſetzte 
Güter-Gemeinſchaft eintritt, 
einem antheilsberechtigten Ab— 
kömmlinge den dieſem nach der 
Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft gebühren— 
den Antheil an dem Geſammt— 
gute durch letztwillige Verfüg— 
ung entziehen, wenn er be— 
rechtigt iſt, dem Abkmmlinge 
den Rflchtibei zu entziehen. 
Die Borihriften des S 2336 
Abi. 2 bis 4 finden entſpre— 
chende Anwendung. 

Der Ehegatte kann, wenn 
er nach 8 2338 berechtigt iſt, 
das Pflihttheilsrecht des Ab: 
kömmlinges zu befchränfen, den 
Antheil des Ablönmlinges am 
Geſammtgut einer entiprechen= 
den Beichränfung unterwerfen, 

8 1514. Jeder Cbegatte 
fann den Betrag, den er nad) 
$ 1512 oder nach $ 1513 Abi. 1 
einem Abkömmling entzieht, 
auch einen Dritten durch leßt- 
willige Verfiigung zuwenden. 

$ 1515. jeder Ehegatte 
fann für den Fall, dab mit 


ftände gegen Erjag des Werkhes 


zu übernehmen, 


Gehört zu dem Geſammt— 
qut ein Landgut, jo fanı ans 
geordnet werden, daß Das 
Landgut mit den Ertrags⸗ 
werth oder mit einem Preiſe, 
der den Ertragswertb min— 
deſtens erreicht, angejegt wer— 
den ſoll. Die für die Erbfolge 
geltenden Borichriften des 
S 2049 finden Anwendung. 

Das Recht, das Landgut 
zu dem im Abi. 2 bezeichneten 
Werthe oder Rreife zu über— 
nehmen, kann auch dem iiber: 
lebenden Ehegatten eingeräumt 
werden. 

$ 1516. Zur Wirfjamfeit 
der in den $S 1511 bis 1515 
bezeichneten Verfügungen eines 
Ehegatten ift die Zuſtimmung 
des anderen Cbegatten er: 
forderlich. 

Die Zuſtimmung kann nicht 
durch einen Vertreter ertheilt 
werden. Iſt der Ehegatte in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo iſt die Zuſtimmung ſeines 


geſetzlichen Vertreters nicht er— 


forderlich. Die Zuſtimmungs— 
exllärung bedarf der gericht— 
lichen oder notariellen Beur— 


' fundung. Die Zuftimmung ift 


unmmiderruflich. 
Die Ehegatten fünnen die 
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in den 88 1511 biß 1515 be= | und der 88 1442 bis 1453, 


zeichneten Verfügungen auch 
in einem gemeinjchaftlichen 
Teitamente treffen. 

$ 1517. Zur Wirkjanfeit 
eines Vertrags, durch den ein 
gemeinſchaftlicher Abkömmling 
einem der Ehegatten gegen— 
über, für den Fall, daß die 


be durch defien Tod aufge: 
löft wird, auf jeinen Antheil . 


am Gejammtgute der furtge= 
legten Gütergemeinſchaft ver- 
zihtet oder Durch Den 
ſolcher Verzicht aufgehoben 
wird, iſt die Zuſtimmung des 
anderen Ehegatten erforderlich. 
Für die Buftimmung gelten 
die Porichriften des $ 1516 
Abi. 2 Sag 3, 4. 

Die für den Erbverzicht 
geltenden Vorſchriften finden 
entiprehende Anwendung. 

$ 1518. Anordnungen, Die 
mit den Boricriften der 88 
1483 bis 1517 in Wideriprud 
jtehen, fünnen von den Ehe: 
atten weder Durch leßtwillige 
zerfügung noch durch Vertrag 
getroffen werden. 


3. Errungenicaftögentein= 
ſchaft. 


$1519. Was der Mann 
oder die Frau während der 
Errungenjchaftsgemeinicafter: 
wirbt, wird gemeinjchaftliches 
Vermögen beider Ehegatten 
Geſammtgut). 

Auf das Geſammtgut finden 
die für die allgemeine Güter— 
emeinſchaft geltenden Vor— 


ein 








chriften des $ 1438 Abi. 2,3 | 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. Bd. (Reichsgeſete XXIV. Bd.) 


1455 bis 1457 Anwendung. 
8 1820. Eingebrachtes Gut 
eines Ebegatten iſt, was ihm 
bei den Eintritte der Errungen: 
ſchaftsgemeinſchaft gehört. 
‚ $ 1521. Eingebradhtes Gut 
eine3 Ehegatten ift, wa3 er 
von Todeswegen oder mit Rück— 
iht auf ein Fünftiges Erbrecht, 
durch Schenfung oder al3 Aus: 
ftattung erwirbt. Ausgenom— 
men ift ein Erwerb, der den 
Umitänden nad zu den Ein- 
fünften zu rechnen ift. 

s 1522. Eingebracdtes Gut 


eines Ehegatten find Gegen 


ftände, die nicht Durch Rechts: 
aejhäft übertragen werden 
fünnen, ſowie Rechte, die mit 
feinen Tode erlöfchen oder 
deren Erwerb dur den Tod 
eines der Ehegatten bedingt ift. 

$ 1523 Eingebrachtes Gut 
eines Ehegatten ift, was durch 
Ehevertrag für eingebradtes 
Gut erflärt iſt. 

s 1524. Eingebrachtes Gut 


eines Ehegatten ift, was er 


auf Grund eines zu ſeinem 
eingebrachten Gute gehörenden 
Rechtes oder als Erſatz für die 
erſtörung, Beſchädigung oder 
Entziehung eines zum ein— 
gebrachten Gute gehörenden 
Gegenſtandes oder durch ein 
Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich 
auf das eingebrachte Gut be— 
ieht. Ausgenommen iſt der 
Srwerb aus dem Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts. 

ie Zugehörigkeit einer 
durch Rechtsgeſchäft erwor— 
benen Forderung zum einge— 
17 
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brachten Gute bat der Schuld= | 
ner erft dann gegen fich gelten | 


zu lafjen, wenn er von der Zu: 
gehörigfeit Kenntniß erlangt; 
die Vorichriften der 88 406 
bis 408 finden entjprechende 
Anwendung. 

$ 1525. Das eingebradte 
Gut wird für Rechnung des 
Geſammtguts in der Weije 


verwaltet, daß die Nutzungen, 


welche nach den für den Güter— 
ſtand der Berwaltung und Nutz— 
nießung geltenden Borichriften 
denn Manne zufallen, zu dem 
Geſammtgute gehören. 

Auf das eingebracte Gut 
Frau finden in a 
Rorichriften der 88 1373 


der 
die 


bi3 1383, 1390 bi8 1417 ent= | 


iprechende Anwendung. 
$ 1526. Vorbehaltsgut der 
Frau ift, was durch Ehever— 
trag für Vorbehaltsgut erklärt 
ift oder von der rau nad 
5 1369 oder $ 1370 erworben 
wird. 
Vorbehaltsgut des Mannes 
iſt ausgeichlofien. 

Für, das Vorbehaltsgut der 
Frau gilt das Gleiche wie für 
das Vorbehaltsgut bei der all: 
gemeinen Gütergemeinschaft. 








ftellt wird. Auf die Aufnahme 
des Verzeichnifies finden Die 
für den Nießbrauch geltenden 
Vorſchriften des $ 1035 Ans 
wendung. 

Leder Ehegatte kann den 
Sun der zum eingebrachten 

ute gebörenden Sachen auf 
jeine Koſten durch Sachver— 
ſand feſtſtellen laſſen. 

s 1529. Der eheliche Auf— 
wand fällt dem Geſammtgute 
zur Laſt. 

Das Geſammtqut trägt 
auch die Laſten des einge— 


brachten Gutes beider Ehe— 


gatten; der Umfang der Laſten 
beſtimmt ſich nach den bei dem 


Güterſtande der Verwaltung 





$ 1527. Es wird vermuthet, 


daß das vorhandene Vermögen 
Geſammtgut sei. 
$ 1528. Jeder Ehegatte 


fan verlangen, daß der Be- | 


ſtand feineS eigenen und des 
dem 
hörenden eingebrachten Gutes 
durch Aufnahme eine3 Ber: 
zeichniffes unter Mitwirkung 
des anderen Ehegatten feftges 


anderen Ehegatten ges | 


und Nußnießung für das ein= 
gebrachte Gut der Frau gel- 
tenden Vorichriften der 88 
1384 bi3 1387. 

$ 1580. Das Geſammtgut 
baftet für die VBerbindlichfeiten 
des Mannes und für die im 
den 88 1531 bis 1534 bezeich— 
neten DVerbindlichfeiten der 

rau (Gejammtgutsp.rbind= 
lichkeiten). 

Für Berbindlichleiten der 
Frau, die Geſammtguts— 
verbindlichfeiten find, haftet 
der Mann auch perlönlich als 
Geſammtſchuldner. Die Haft: 
ung erliiht mit der Beendig- 
ung der Errungenſchaftsge— 
meinschaft, wenn die Verbind: 
lichfeiten im Verhältniſſe der 
Ebegatten zu einander nicht 
_ Geſammtgute zur Laſt 


allen. 
$ 1531. Das Geſammtgut 
haftet für Verbindlichkeiten der 





Frau, Die zu den im $ 1529 
Abt. 2 bezeichneten Laſten des 
eingebrachten Gutes gehören. 
$ 1532. Das Geſammtgut 
haftet fir eine Verbindlichkeit 
der Frau, die aus einem nach 
den Eintritte der Errungens 
ſchaftsgemeinſchaft vorgenom— 
menen Rechtsgeſchäft entſteht, 
ſowie für die Koſten eines 
Rechtsſtreits, den die Frau nach 
dem Eintritte der Errungen— 
ſchaſtsgemeinſchaft führt, wenn 
die Vornahme des Rechtsge— 
jbäfts oder die Führung des 
Rechtsſtreits mit Zuſtimmung 
des Mannes erfolgt oder ohne 
ſeine Zuſtimmung für das Ge— 
famımtgut wirkſam iſt. 

8 1533. Das Geſammtgut 
haftet für eine Verbindlichkeit 
der Frau, die nach dem Ein— 
tritte der Errungenſchaftsge— 
meinschaft in Folge eines ihr 
uftehenden Rechtes oder des 

efiged einer ihr gehörenden 
Sache entiteht, wenn dag Recht 
oder die Sache zu einem Er— 
werbsgeichäfte gehört, das die 
Frau mit Einwilligung des 
Mannes jelbftändig betreibt. 

$ 1534. Das Geſammtgut 
haftet fiir Verbindlichfeiten der 
Frau, die ihr auf Grund der 
geſetzlichen Unterhaltspflicht ob: 
hegen. 

8 155. Am Verhältniſſe 
der Ehegatten zu ei 
fallen folgende Geſammtguts— 
verbindlichkeiten den Ehegatten 
zur Lait, in deflen Berjon fie 
entitehen: 

1. die Berbindlichfeiten aus 
einem fih auf fein einge 


einander 
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brabte8 Gut oder fein 
PVorbehaltsqut beziehenden 
Recht3verhältnig, auch wenn 
fie vor dem Eintritte der 
Errungenschaft = Gentein= 
jchaft oder vor der Beit ent— 
ftanden find, zu Der das 
Gut eingebradhtes Gut oder 
Vorbehaltsgut geworden ift; 

2. die Koſten eines Rechts— 
ſtreits, den der Ehegatte 
über eine der in Nr. 1 be— 
— Verbindlichkeiten 

ührt 

81536. Im Berhältniſſe 
der Ehegatten zu einander fallen 
dem Manne zur Lait. 

1. die vor dem Eintritte der 

Errungenichaft3 = Gemein= 
ichaft entitandenen Per: 
bindlichfeiten des Mannes ; 

. die Verbindlichfeiten des 

Mannes, dieder Frau gegen: 
iiber aus Der Verwaltung 
ihre eingebrachten Gutes 
entiteben, joweit nicht das 
Geſammtgut zur Zeit der 
Beendigung der Errungen: 
ſchafts = Gemeinschaft be= 
reichert ift; 

3. die Perbindlichfeiten des 
Mannes aus einer uner— 
laubten Handlung, die er 
nah dem Eintritte der Er— 
rungenſchafts-Gemeinſchaft 
begeht, oder aus einem 
Strafverfahren, das wegen 
einer unerlaubtenHandlung 
gegen ihn gerichtet wird; 

4. die Koſten eines Rechts— 
ſtreits, den der Mann über. 
eine der in Nr. 1 bis 3 

bezeichneten Verbindlichkei— 

ten führt. A - 
17* 
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$ 1587. Die Borichriften 


des $ 135 und des $ 1536 | 
Nr. 1, 4 finden injoweit feine | 


Anwendung, ald die VBerbind: 
libfeiten nach $ 1529 Abi. 2 
von dent Gejammtgute zu 
tragen find. 

a3 Gleiche gilt von den 
Vorjchriften des $ 1535 info= 
weit, al3 die VBerbindlichfeiten 
durch den Betrieb eines Er: 
werbsgeichäftg,der für Rechnung 
des Geſammtguts geführt wird, 


oder in Folge eines zu einem 


jolhen Erwerbsgeichäfte gehö— 
renden Rechtes oder des Be— 
ſitzes einer Dazu gehörenden 
Sache entiteben. 

s 1538. Veripricht oder ge 
währt der Mann cinem Kinde 
eine Ausſtattung, jo finden die 
Borichriften des 8 1465 Ans 
wendung. 

$ 1539. Soweit das einge: 
brachte Gut eined Ehegatten 
auf Koſten des Gejammitguts 
oder das Geſammtgut auf 


Kosten des eingebrachten Gutes 


eines Ehegatten zur Zeit der 
Beendigung der Errungens 
Ihaftsgemeinjchaft bereichert ift, 
muß aus dem bereicherten 
Gute zu dem anderen Gute 
Erſatz geleiftet werden. Weiter: 
gehende, auf beionderen Grüne 


den beruhende Anjpriüche blei- | 


ben unberübrt. 


$ 1540. Sind verbraucbare | 
Sachen, die zum eingebrachten 


Gute eines Ehegatten gebört 


haben, nicht mehr vorhanden, | 


jo wird zu Gunften des Ehe: 
gatten vermuthet, daß Die 
Saden in das Gelammtgut 


verwendet worden jeien und 
diefe8 um den Werth Der 
Sachen bereichert jei. 

8 1541. Was ein Ehegatte 
u dem Gelammtgut oder Die 
—* u dem eingebrachten Gut 
des Mannes ſchuldet, iſt erſt 
nach der Beendigung der Er— 
rungenſchaftsgemeinſchaft zu 
leiſten; ſoweit jedoch zur Be— 
richtigung einer Schuld der 
Frau ihr eingebrachtes Gut 
und ihr Borbebaltegut aus— 
reichen, bat fie die Schuld ſchon 
vorber zu berichtigen. 

Was der Mann aus dem 
Geſammtgute zu fordern bat, 
fann er erſt nad der Beendig: 
ung der Errungenſchaftsge— 
meinjchaft fordern. 

8 1542. Die Frau kann 
unter den Vorausjegungen des 
$ 1418 Wer. 1, 3 bis 5 und des 
8 1468, der Mann fann unter 
den Vorausſetzungen Des $ 1469 
auf Aufhebung der Errungen: 
ſchaftsgemeinſchaft Hagen. 

Die Aufhebung tritt mit 


der Rechtskraft des Urtbeilsein. 





— 





51543. Die Errungenſchafts⸗ 
gemeinen endigt mit der 
echtsfraft des Beſchluſſes, 
durch den der Konkurs über 
das Vermögen des Mannes 
eröffnet wird. 
51544. Die Errungenſchafts⸗ 
— J endigt, wenn ein 
hegatte fiir todt erflärt wird, 
mit dem Seitpunfte, der al3 
Zeitpunft des Todes gilt. 
$1545. Endigt die Errungen: 
ihaftsgemeinichaft nach den 88 
1542 big 1544, jo gilt für die 
Zufunft Giitertrennung. 


VI. T.: Eheliches Güterrecht. II 


Dritten gegenüber ift Die 
Beendigung der Gemeinschaft 
nur nac Makaabe des 8 1435 
wirfiam. 

$ 1546. Nach der Beendig- 
ung der Errungenichaftsges 
meinschaft findet in Anfebung 
des Geſammtguts die Ausein: 
anderjegung Statt. Bis zur 
Auseinanderjegung beſtimmt 
fih das Rechtsverhältniß der 
Ehegatten nad) den 88 1442, 
1472, 1473. 


Die Augeinanderjegung er: | 
folgt, foweit nicht eine andere | 


. Vertragsmäßiges Güterrecht. 261 








Vereinbarung getroffen wird, 


nach den fir Die allgemeine 
Gütergemeinſchaft geltenden 
Vorichriften der $$ 1475 bis 
1477, 1479 bis 1481. 

Auf das eingebradte Gut 
der Frau finden Die fir den 
Güterſtand der Verwaltung 
und Nußnießung geltenden Vor: 
Schriften der 88 1421 bi 1424 
Anwendung. 

$ 1547. Endigt die Er: 
rungenjchaftsgemeinschaft durch 
die Eröffnung des Konkurſes 
iiber das Vermögen des Man: 
nes, jo kann die Frau auf 
MWiederheritellung der Gemein: 
ſchaft Hagen. Das gleiche Recht 
fteht, wenn die Gemeinschaft 
in Folge einer Todeserklärung 





endigt, dem fiir todt erflärten | 
ſchaftsgemeinſchaft für das ein- 


a zu, falls er noch lebt. 
ird die Gemeinschaft auf 


Grund des $ 1418 Nr. 3 bis | 
jo fanı der 


5 aufgehoben, 
Mann unter den Vorausſetz- 
ungen des $ 1425 Abi. 1 auf 
MWiederberitellung der Gemein— 
ſchaft Hagen. 





$ 1548. Die Wiederheritell- 
ung der Errungenicaftsge: 
meinfchaft tritt in den Fällen 
des $ 1547 mit der Rechtskraft 
de3 Urtbeil8 ein. Die Vor— 
ſchrift des $ 1422 findet ent- 
fprebende Anwendung. 

Dritten gegeniiber ift die 
MWiederberftellung, wenn Die 
Beendigung in das Güterrechts— 
regiſter eingetragen worden iſt, 
nur nach Maßgabe des 8 1435 
wirkſam. 

Im Falle der Wiederher— 
ſtellung wird Vorbehaltsgut der 
Frau, was ohne die Been— 
digung der Gemeinſchaft Vor— 
behaltsgut geblieben oder ge— 
worden ſein wiirde. 


4. Fahrnißgemeinſchaft. 


De Auf die Gemein 
ichaft des beweglichen Ver— 
mögeng und der Errungenschaft 
(Fahrnißgemeinſchaft) finden 
die für die allgemeine Güter: 
gemeinschaft geltenden Vor— 
hriften Anwendung, joweit 
fid nicht au den 88 1550 big 
1557 ein Anderes ergibt. 

$ 1550. Bon den Geſammt— 
gut ausgeichlofien ift das ein: 
gebrachte Gut eines Ehegatten. 

Auf das eingebrachte Gut 
finden die bei der Errungen: 


ebrachte Gut geltenden Vor— 
hriften Anwendung. 

$ 1551. Eingebrachtes Gut 
eined Ehegatten iſt das un— 
bewegliche Vermögen, das er 
bei dem Eintritte der Fahrniß— 


gemeinſchaft hat oder während 
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der Gemeinſchaft durch Erb— 
folge, durch Vermächtniß oder 
mit Rückſicht auf ein künftiges 
Erbrecht, durch Schenfung oder 
als Ausſtattung erwirbt. 
Zum unbeweglichen Ver— 
mögen im Sinne dieſer Vor— 
ſchrift gehören Grundſtücke 
nebſt Zubehör, Rechte an 
Grundſſücken, mit Ausnahme 


der Hypothelen, Grundſchulden 


und Rentenſchulden, ſowie De 
derungen, Die auf Die Leber 
traaung des Eigentbung an 
Grunditiicen oder auf die Be: 


gründung oder UWebertragung | 
eine3 der bezeichneten Rechte 


oder auf die Befreiung eines 
Grundſtücks von einem jolchen 
Rechte gerichtet find. 

$ 1552. Eingebradhtes Gut 
eines Ehegatten find Gegen— 
ftände, die nicht durch 
eibäft übertragen 
Önnen. 


werden 


$ 1553. Eingebradtes Gut | 
das Giterrechtäregifter 


eines Ebegatten ift: 
1. was durch Ehevertrag für 
eingebrachte8 Gut erklärt ift; 


2. was er nach $ 1369 —— | 
as | 
bin getroffen iſt, daß der 


jofern die Beftimmun 


Erwerb eingebradhtes Gut 
fein fol. 
$ 1554. Eingebradtes Gut 


Rechts: 





eines Ehegatten ift, was er in | 


der im 


8 1524 bezeichneten | 


Weiſe erwirbt. Ausgenommen 
ift, was an Stelle von Gegen= 


ftänden erworben wird, Die 
nur deshalb eingebractes Gut 


find, weil fie nicht Durch Necht3= | wi 
werden | Eintragung gilt al3 von neuem 


geichäft 
fünnen. 


iibertragen 


| 


Abjchnitt: Bürgerliche Ehe. 








$ 1555. Vorbebaltsqut de3 
Mannes ift ausgeicloffen. 

$ 1556. Erwirbt ein Ehe— 
gatte während der Fahrnißge— 
meinſchaft Durch Erbfolge, Durch 
Vermächtniß oder mit Rückſicht 
auf ein künftiges Erbredt, 
durch Echenfung oder alö Aus— 
ftattung Gegenftänte, die theils 
Gefammtgut, theils eingebrach— 
tes Gut werden, jo fallen die 
in Folge des Erwerbes ent= 
ſtehenden Berbindlichfeiten im 
Berbältnifie der Ehegatten zu 
einander dem Geſammtgut und 
dem Ehegatten, der den Erwerb 
mact, verbältnikmäßig zur 


alt. 
$ 1557. Fortgeſetzte Güter: 
emeinschaft tritt nur ein, wenu 
ie durch Ehevertrag vereinbart 
iſt. 


III. Güterrechtsregiſter. 


81558. Die Eintragungen in 
aben 
bei dem Amtsgerichte zu ge— 
ſchehen, in deſſen Bezirfe der 
Mann jeinen Wohnfiß bat. 

Durb Anordnung der Lan— 
desjuftizverwaltung kann Die 
Führung des Regiſters für 
mehrere Amtsgerichtsbezirle 
einem Amtsgericht übertragen 
werden. 

$ 1559. Verlegt der Mann 
nach der Eintragung feinen 
Wohnſitz in einen anderen Be: 
irk, jo muß die Eintragung 
im Regiſter dieſes Bezirkes 
wiederholt werden. Die frühere 


erfolgt, wenn der Mann den 


VI. Titel: Scheidung der Che. 


Wohnfig in den früheren Be— 

zirf zurückverlegt. 

560. Eine Eintragung 

in das WRegifter ſoll nur auf 

Antrag und nur infoweit er: 

folgen, al3 fie beantragt ift. 

Der Antrag ift in öffentlich 

beglaubiater Form zu Stellen. 
$ 1561. Die Eintragung er: 

folgt in den Fällen des $ 1357 

Abt. 2 und des $ 1405 Abi. 3 

auf Antrag des Mannes. 

In den anderen Fällen ift 
der Antrag beider (Ehegatten 
erforderlich; jeder Ehegatte ift 
dem anderen gegenüber zur 
Mitwirkung verpflichtet. 

Der Antrag eines der Ehe: 
gatten genügt: 

1. zur Eintragung eines Ehe 
ver trags oder einer auf ge: 
richtlicher Entſcheidung be: 
ruhenden Aenderung der 
giiterrechtlichen Verbältnifie 
der Ehegatten, wenn mit 
den Antrage der&hevertrag 
oder die mit dem Zeugniſſe 
der Rechtskraft verjehene 
Enticheidung vorgelegt wird; 

2. zur Wiederholung einer Ein: 
tragung in den Regiſter 
eines anderen Bezirkes, 
wenn mit dem Antrag eine 
nah der Aufbebung des 
bisherigen Wohnſitzes er— 
theilte, öffentlich beglaubigte 
Abſchrift der früheren Ein— 
tragung vorgelegt wird. 
$ 1562. Das Amtsgericht 

bat die Eintragung durd das 

für feine Bekanntmachungen 
beſtimmte Blatt zu veröffent— 
lichen. 

Wird eine Aenderung des 
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Güterftandes eingetragen, fo 
bat fih die Bekanntmachung 
auf die Bezeichnung des Güter: 
ftandes und, wenn dieſer ab= 
weichend von dem Geſetze ge= 
regelt iſt, auf eine allgemeine 
Bezeichnung der Abweichung 
zu beichränfen. 

._$ 1563. Die Einficht des Re- 
gifters ift Jedem geftattet. Bon 
den Eintragungen fann eine 
Abſchrift gefordert werden; Die 
Abichrift iſt auf Verlangen zu 
beglaubigen. 


GSiebenter Titel. 
Scheidung der Ehe. 


8 1564. Die Ehe kann aus 
den in den 88 1565 bis 1569 
beftinnmten Griinden gejchieden 
werden. Die Scheidung erfolgt 
durch Urtheil. Die Auflöjung 
der Ehe tritt mit der Rechts— 
fraft des Urtbeilß ein. 

$ 1565. Ein Ehegatte kann 
auf Scheidung Flagen, wenn 
der andere Ehegatte fih des 
Ehebruchs oder einer nach den 
88 171, 175 des Strafgeſetz- 
buchs ftrafbaren Handlung 
ſchuldig macht. 

Das Recht des Ehegatten 
auf Scheidung ift ausgeſchloſſen, 
wenn er dem Ehebruch oder 
der ftrafbaren Handlung zus 
ſtimmt oder fich der Theilmnahme 
Ihuldia macht. 

$ 1566. Ein Ehegatte fanıı 
auf Scheidung Fflagen, wenn 
der andere Ehegatte ihm nach 
dem Leben trachtet. 
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$ 1567. Ein Ehegatte fann 
auf Scheidung Hagen, wenn 
der andere Ehegatte ibn bös— 
lich verlaffen bat. 

Bösliche Verlaſſung Liegt 
nur vor: 

1. wenn ein Ehegatte, nach: 
dem er zur Herftellung dev 
bäusfihen Gemeinschaft 
rechtöfräftig 
worden ift, ein Jahr lang 
gegen den Willen des ans 
deren Ebegatten 
liher Abfiht dem Urtbeile 
nicht Folge geleiftet bat: 


19) 


Jahr lang gegen den Willen 
des anderen Ehegatten in 
bösliher Abſicht von der 
bäuslihen&emeinichaft fern 
aebalten hat und die Voraus— 
jegungen für die Öffentliche 
Zuftellung feit Jahresfriſt 
gegen ihn beitanden haben. 


Die Scheidung ift im Falle 
des Abſ. 2 Nr. 2 unzuläffig, 
wenn die Vorausjeßungen für 
die dffentlihe Zuſtellung am 
Schluſſe der mündlichen Ver: 
bandlung, auf die das Urteil 
ergeht, nicht mebr befteben. 


5 1568. Ein Ehegatte kann | 


auf Scheidung klagen, wenn 
der andere Ühegatte durch 
ſchwere Verlegung der durch 


die Ehe begründeten Pflichten 


oder Durch ehrloſes oder une 


fittliches Verhalten eine jo tiefe 


Zerrüttung des ehelichen Ver: 


bältnifjes verfchuldet hat, dak | 


dem Ehegatten die Fortießung 
der Ehe nicht zugemutbet wer: 
den fann. Als fchivere Verletz⸗ 


verurtheilt 
in bös— 


wenn ein Ehegatte ſich ein | 








ung der Pflichten gilt auch 
grode Mißhandlung. 
$ 1569. Ein Ehegatte kann 
auf Scheidung Fagen, wenn 
der andere Ehegatte in Geiſtes— 
franfheit verfallen ift, die Krank: 
beit während der Ehe minde— 
ſtens drei Jahre gedauert und 
einen ſolchen Grad erreicht hat, 
daß die geiftige Gemeinichaft 
wiichen den Ehegatten aufge: 
oben, auch jede Ausſicht auf 
——— dieſer Ge— 
meinſchaft ausgeſchloſſen iſt. 
8. 1570. Das Recht auf 
Scheidung erliſcht in den Fällen 
der SS 1565 bis 1568 durch 


Verzeihung. 


5 1571. Die Scheidungs— 
klage muß in den Fällen der 
8 1565 bis 1568 binnen 


ſechs Monaten von dem Zeit- 


punkt an erhoben werden, in 
dem der Ehegatte von dem 
Scheidungsgrunde Kenntniß 
erlangt. Die Klage ift aus 
geichloffen, wenn ſeit den Ein: 
tritte des Scheidunasarundes 
zehn Fahre, verftrichen find. 

Die Frift läuft nicht, ſo— 
lange die häusliche Gemein- 
schaft der Ehegatten aufgehoben 
it. Wird der zur Klage be- 
rechtigte Ehegatte von dem an— 
deren Ehegatten aufgefordert, 
entweder die häusliche Gemein: 
ſchaft herzuftellen oder die Plage 
zu erheben, jo läuft die get 
von dem Empfange der Auf: 
forderung an. 

, Der&rhebungderStlage fteht 
die Ladung zum Siühnetermin 
gleich. Die Ladung verliert ihre 
Wirkung, wenn der zur Klage 
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berechtigte Ehegatte im Sühne— 
termine nicht erjcheint oder 
wenn drei Monate nad der 
Beendigung des Sühnever— 
fahrens verftrichen find und 
nicht vorher die lage erhoben | 
worden ilt. 





Auf den Lauf der jechd- 


monatigen und Der dreimo— 
er Friſt finden die für 
Die 
jchriften der 88 203, 206 
iprechende Anwendung. 

8 1572 


ent= 


erjährung geltenden Vor: | 





| 
| 
| 





Ein Sceidungss | 


rınıd fann, auch wenn Die für | 
‚ lichen Gemeinschaft Hasen. Be: 
antragt der andere Ehegatte, 
im Laufe des Nechtsitreits gel | 


eine Geltendmachung im$ 1571 
beſtimmte Friſt verſtrichen ut, 
tend 


gemacht werden, ſofern 


die etz jur Zeit der Erbeb= 


ung der lage noch nicht ver— 
ftrihen war. 
$ 1573. Thatſachen, auf Die 


eine Scheidungsflage nicht mehr | 


gegründet werden kann, dürfen 
zur Unterftüßung einer auf 
andere Thatjachen gegründeten 
Scheidungsfiage geltend ges 
macht werden. 

8 1574. Wird die Ehe aus 
einem der in den SS 1565 bis 
1568 beſtimmten Gründe ge: 
ichieden, jo it in dem Urtbeil 
auszufprechen, daß der Beklagte 
die ARD an der Scheidung 


träg 
St der Bellagte Wider: 
Hage erhoben und wird auch 
dieje für begriindet erfannt, jo 
ſind beide Ehegatten für ſchul⸗ 
dig zu erklären. 
hneErhebung einerWider— 
klage iſt auf Antrag des Be— 
klagten auch der Kläger für 
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ſchuldig zu erklären, wenn That— 
ſachen vorliegen, wegen deren 
der Beklagte auf Scheidung 
Hagen könnte oder, falls fein 
Recht auf Scheidung durd) Ver: 
zeihung oder durch Zeitablauf 
ausgeſchloſſen ift, zur Zeit des 
Eintritt des von dem Kläger 
geltend gemachten Scheidung3- 
arundes berechtigt war, auf 
Scheidung zu Hagen. 
$ 1575. Der Ehegatte, der 
auf Scheidung zu Hagen berech- 
tigt ift, kann ftatt auf Scheid- 
ung auf Aufhebung der ehe— 





daß die Ehe, falls die Klage 
begriindet iit, geichieden wird, 
jo iſt auf Scheidung zu erfennen. 

Für die lage auf Aufhe— 
bung der ehelichen Gemeinschaft 
gelten die Borjchriften der 88 
1573, 1574. 

$ 1576. Iſt auf Aufbebung 
der “ehelice n Gemeinichaft er: 
faunt, jo kann jeder der Ehe— 
gatten auf Grund des Uriheilg 
die Scheidung beantragen, es 
jei denn, daß nad der Erlaff 
ung des Urtbeilg die ebeliche 
Gemeinſchaft wiederbergeftellt 
worden it. 

Die Borichriften der 88 
1570 bi3 1574 finden feine Anz 
wendung; wird die Ebe ge— 


ſchieden, jo iſt der für ichuldig 


erflärte Ehegatte auch im 
Scheidungsurtheile fir ſchul— 
Dig zu erflären. 

$ 1577. Die geichiedene Frau 
behält den Familiennamen des 
Manns, 

Die Frau kann ihren Fa— 
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miliennamen wiederannebmen. 
War fie vor der Eingebung der 
eicbiedenen Ehe verbeiratbet, 
o kann fie auch den Namen wies 


Abfchnitt: Bürgerliche Che. 


' al er außer Stande ift, ſich 


derannebmen, den ſie zur Zeit | 


der Eingehung diejer Ebe batte, 
e3 jei denn, Daß fie allein für 
ſchuldig erklärt itt. Die Wieder 
annabme des Namens erfolgt 
durch Erklärung gegenüber der 
zuftändigen Behörde; die Er— 
klärung iſt in öffentlich beglau— 
bigter Form abzugeben. 


Iſt die Frau allein für 


Mann ihr die Führung ſeines 
Namens unterſagen. Die Unter: 
ſagung erfolgt dur Erklärung 
egenüber der zuftändigen Be— 
drde; die Erklärung iſt in 


jelbit zu unterbalten. 


$ 1579. Soweit der allein 
für ſchuldig erflärte Ebegatte 
bei Berüdjihtigung jeiner ſon— 
ftigen Verpflichtungen außer 


‘ Stande ift, ohne Gefährdung 


jeines ftandesmäßigen Unter 


halts dem anderen Ehegatten 


Unterbalt zu gewäbren, ift er 
berechtigt, von den zu feinem 
Unterbalte verfügbaren Eine 


‚ fünften zwei Drittbeile oder, 


Öffentlich bealaubiater Form | 


abzugeben. Die Behörde joll 
der Fran die Erflärung mit— 
tbeilen. Mit den Berlufte des 


Namens des Mannes erhält 
die Frau ihren gamiliennamen | 


wieder. 


$ 1578. Der allein für 
ſchuldig erfiärte Mann bat der 


geichiederen Frau den ſtandes- 
mäßigen Unterbalt injoweit zu 


gewähren, al3 fie ihn nicht aus | 


den Einfünften ihre Vermö— 


gens und, jofern nach den Vers | 


bältnifjen, in denen die Che: 
gatten gelebt haben, Erwerb 
Durch Arbeit der Frau üblich 


ift, aus dem Ertrag ihrer Ars 


beit beitreiten fann. 


Härte Frau hat denigeichierenen 
anne den ftandesmäßigen 
Unterhalt injoweit zugewäbren, 





h F ; wenn dieje zu feinem not 
ihuldig erflärt, jo kann der s be 


dürftigen Unterbalte nicht aus— 
reichen, jo viel zurüdzubebalten, 
al3 zu deſſen Beitreitung er= 
forderlich ift. Hat er einem min— 
derjährigen unverheiratheten 
Kinde oder in Folge jeiner Wie: 
derverbeiratbung Dem neuen 
Ehegatten Unterhalt zu ges 
wäbren, jo beichränft ich feine 
Verpflichtung dem gejchiedenen 
Ehegatten gegeniiber auf das- 
jenige. was mit Rückſicht auf 
die Bedürfniffe jowie auf die 
Vermögens und Erwerböver- 
bältnifte der Betheiligten der 
Billigfeit entipricht. 

Der Mann iſt ter Frau 
egenüber unter den Boraus- 
eßungen des Abi. 1 von der 
Unterbaltspfliht ganz befreit, 
wenn die Fran den Unterbalt 
aus dem Stamme ihres Vers 
mögens bejtreiten fann. 


$ 1580. Der Unterhalt it 


| durch Entrichtung einer Geld— 
Die allein für ſchuldig er- 


rente nah Maßgabe des 5 760 
u gewähren. Ob, in welcher 
rt und fir welchen Betrag 


der Unterhaltspflichtige Sicher: 
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beit zu beit. ar An bar; Aue itree She: Ipmeit terab: bat, Dan 
fi) nadı den Umftänden. 

Statt der Rente fann der 
Berechtigte eine Abfindung in 
Kapital verlangen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

Im Uebrigen finden Die 
fir die Unterbaltspfliht der 
Verwandten geltenden Vor— 
ichriften der 5 1607, 1610, 
des $ 1611 Abi. 1, des $ 1613 
und flir den Fall des Todes 
des Berechtigten die Vorſchrif— 
ten des $ 1615 entjprechende 
Anwendung. 

$ 1581. Die Unterbalts: 
pflicht erliicht mit der Wieder: 
verheirathung des Berechtigten. 

Im Falle der Wiederver- 
heirathung des BVerpflichteten 


finden die Vorichriften des $ 


1604 entiprechende Anwendung. 
1582. Die Unterhalt 

pflicht erliicht nicht mit dent 

Zode des Berpflichteten. 

Die Verpflichtung desErben 
unterliegt nicht den Beichränf: 
ungen des $ 15:9. Der Be 
rechtigte muß fich jedoch Die 
Herabjegung, der Rente bis 
auf die Hälfte der Einfinfte 
gefallen lafjen, die der Ver— 


pflichtete zur Beit des Todes | 


aus jeinem Vermögen bezogen 
bat. Einkünfte aus _ einen 
Rechte, das mit dem Eintritt 
eines beſtimmten Zeitpunkts 
oder Ereigniſſes erliſcht, bleiben 
von dem Eintritte des Zeit— 
punft3 oder de3 Ereignifjes an 
außer, Betracht. 
Sind mehrere Berechtigte 
vorhanden, jo fann der Erbe 


die Renten nad) dem Verhält— 








1J 
€ 


ne ne NEE. 08 


ni& ihrer Höhe joweit herab= 
jegen, daß fie zufammen der 
Hälfte 4 Einkünfte gleich 
nn 
1583. Iſt die Ehe wegen 
Geittestranfiet eines Ehegat⸗ 
ten geichieden, jo bat ihm der 
andere Ehegatte Unterhalt in 
gleicher Weile zu gewähren wie 
ein allein für huldig erflärter 
egatte. 
$ 1584. Sft ein Ebegatte 
allein für jchuldig erflärt, jo 
kann Der andere Ehegatte 
Schenkungen, die er ihn wäh— 
rend des Brautftandes oder 
während der Ehe gemacht bat, 
widerrufen. Die Vorſchriften 
des 8 531 finden Anwendung. 

Der Widerruf ift ausge— 
ichlofjen, wenn feit der Recht3- 
fraft des Scheidungsurtbeils 
ein Jahr verftrichen oder wenn 
der Scenfer oder der Bes 
jchenfte geſtorben iſt. 

$ 1585. Hat der Mann 
einem gemeinjcaftlichen Kinde 
Unterhalt zu gewähren, jo ift 
die Frau verpflichtet, ihm aus 
den Einkünften ihre Vermö— 
> und dem Ertrag ibrer 

rbeit oder eines von ihr 

jelbjtändig _ betriebenen Er— 
werbsgeſchäfts einen augen emeſ⸗ 
ſenen Beitrag zu den Koſten 
des Unterhalts zu leiſten, ſo— 
weit nicht dieſe durch die dem 
Manne an dem Vermögen 
des Kindes zuſtehende Nutz- 
nießung gedeckt werden. Der 
Anſpruch des Mannes iſt nicht 
übertragbar. 

Steht der Frau die Sorge 
für die Perſon des Kindes zu 


und ift eine erhebliche Gefährd— 
ung deölinterhalts des Kindes 
zu beiorgen, jo kann die Frau 
den Beitrag zur eigenen Ders 
wendung für den Unterhalt 
des Kindes zuriicdbebalten. 

8 1586. Wird nah $ 1575 
die ebeliche Gemeinschaft auf: 
gehoben, jo treten die mit der 
Scheidung verbundenen Wir 
fungen ein. Die Eingebung 
einer neuen Ehe ilt jedoch 
ausgeichlofien. Die Vorſchrif— 
ten über die Nichtigkeit und 
Anfehtbarfeit der Ebe finden 
Anwendung, wie wenn dag Ur: 
theil nicht ergangen wäre. 





| 
| 
| 


268 IV. Bud: Familienrecht. II. Abjchnitt: Verwandtichaft. 


$ 1587. Wird die eheliche 
Gemeinichaft nach Der Aufbeb- 
ung wiederbergeftellt, jo fallen 
die mit der Aufhebung verbuns 
denen Wirkungen weg und tritt 
Sütertrennung ein. 


Achter Titel. 
Kirchliche Derpflichtungen. 


$1588. Die lirchlichen Ber: 
pflihtungen in Anjebung der 
Ehe werden durch die Vor— 
ichriften dieſes Abſchnitts nicht 
berührt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Derwandtichaft. 


Erſter Titel. 
1. Allgemeine Dorfchriften. 


$ 1589. Perſonen, deren 
eine vonder anderen abſtammt, 
find in gerader Linie verwandt. 
Perſonen, die nicht in gerader 
Linie verwandt find, aber von 
derjelben dritten Perſon abe 
ftammen, find in der Seiten— 
linie verwandt. 
der VBerwandtichaft beitimmit 
ſich nach der Zahl der fie ver- 
mitteluden Geburten. 

Ein uneheliches Kind und 
deſſen Vater gelten nicht als 
verivandt. 

8 15%. Die Verwandten 
eines Ebegatten find mit dem 
andern Ehegatten verjchwägert. 


Der Grad | 





Die Linie und der Grad der 
Schwägerihaft beſtimmen fich 
nad der Linie und dein Grade 
der fie vermittelnden Verwandt: 


aft. 

Die Schwägerichaft dauert 
fort, auch wenn die Ehe, Durch 
die fie_begriindet wurde, aufge: 
löſt iſt. 


Zweiter Titel. 


Eheliche Abſtammung. 


81591. Ein Kind, das nach 
der Eingebung der Ehe geboren 
wird, ift ehelich, wenn die Fran 
es vor oder während der Ehe 
empfangen und der Mann 
innerhalb der Empfängnißzeit 
der Frau beigewohnt bat. Das 


IT, Titel: Ehelihe Abjtinnmung. 


Kind ift nicht ehelich, wenn es 
den Umständen nah offenbar 
unmöglich ift, daß die Frau 
das Kınd von dem Manne em: 
pfangen bat. 

Es wird vermutbet, daß der 
Mann innerhalb der Empfäng— 
nißzeit_der Frau _beigewohnt 
babe. Soweit die Enıpfängniß: 
zeit in die Zeit vor der Ehe 
fällt, gilt die Vermutbung nur, 
wenn der Mann geftorben ift, 
ohne die Ebelichfeit des Fine 
des angefochten zu haben. 

‚815%. Als Empfängnip- 
zeit gilt die Zeit von dem ein: 
bunderteinundactzigiten bi zu 
dem dreihundertundzweiten 

age vor dem Tage der Ge⸗ 
burt de3 Kindes, mit Einfluß 
ſowohl des einhunderteinund: 
achtzigſten als des dreihundert— 
undweiten Tages. 

Steht feſt, daß das Kind 
innerhalb eines Zeitraums em— 





pfangen worden iſt, der weiter 


als dreihundertundzwei Tage 
vor dem Tage der Geburt zu— 
rückliegt, fo gilt zu Gunſten 
der Ehelichfeit des Kindes dieier 
Zeitraum ald Empfängnißzeit. 
$S 15%. Die Unehelichkeit 
eines Kindes, Das während der 
Ehe oder innerhalb dreihundert: 
undzwei Tagen nad) der Auf: 
löjung der Ehe geboren ift, 
fann nur geltend gentacht wer: 
den, wenn ter Mann Die Ebe- 
lichfeit angefochten bat oder, 
ohne das Anfechtungsrecht vers 
loren zu haben, geitorben ift. 
$ 159. Die Anfechtung der 
Ehelichkeit Fann nur binnen 
Jahresfriſt erfolgen. 
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‚Die Seit beainnt mit dem 
Beitpunft, in welchen der Mann 
die Geburt des Kindes erfährt. 
Auf den Lauf der Friſt fin: 
den die für die Verjährung gel— 
tenden Vorjchriften der SS L03, 
206 entiprehende Anwendung. 
s 15%. Die Anfechtung der 
Ehelichkeit fann nicht durch 
einen Vertreter erfolgen. Iſt 
der Mann in der Geſchäfts— 
fäbigfeit beichränft, fo bedarf 
er nicht der Dullmmeng ſeines 
geſetzlichen Vertreters. 

Für einen geſchäftsunfähigen 
Mann kann ſein geſetzlicher Ver— 
treter mit Genehmigung des 
Vormundſchafts-Gerichts Die 
Ehelichkeit anfechten. Hat der 
geſetzliche Vertreter die Ehe— 
lichfeit nicht rechtzeitig ange— 
fochten, ſo kann nach den Weg⸗ 
falle der Geſchäftsunfähigkeit 
der Mann ſelbſt die Ehelich— 
keit in gleicher Weiſe aufechten, 
wie wenn er ohne qeſetzlichen 
Vertreter gewefen wäre. 

$ 15%. Die Anfechtung der 
Ebelichfeit erfolgt bei Qebzeiten 
des Kindes durch Erhebung 
der Anfehtungsflage. Die 
Klage ift gegen Das Kind zu 
richten. 

Wird die Klage zuridges 
nommen, jo iſt die Anfechtung 
al3 nicht erfolgt anzufeben. 
Das Gleiche gilt, wenn der 

ann vor der Erledigung des 
Nectöftreits das Kind als das 
jeinige anerfennt. 

Bor der Erledigung des 
Rechtsſtreits kann die Unehe— 
lichkeit nicht anderweit geltend 
gemacht werden. 
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$ 1597. Nach dem Tode des 
Kindes erfolgt die Anfechtung 
der Ebelichkeit durch Erklärung 


gegenüberdem Naclakaerichte; | 


die Erklärung ift in Öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben. 

Das 
Erklärung jowobl demjenigen 
mittbeilen, welcher im alle 





achlaßgericht ſoll die 


der Ehelichkeit, als auch dem- 


Inebelichfeit Erbe des Kin— 
des iſt. Es hat die Einſicht 
der Erklärung Jedem zu ge— 
ſtatten, der ein rechtliches In— 
tereſſe glaubhaft macht. 

$ 1598. Die Anfechtung der 
Ehelichfeit it ausgeſchloſſen, 
wenn der Mann das Kind 
nah der Geburt al3 das jei- 
nige anerkennt. 

Die Anerkennung fann nicht 
unter einer Bedingung oder 
einer Beitbeitimmung erfolgen. 

Für die Anerkennung gelten 
die PVorichriften des $ 1595 
Abi. 1. Die Anerkennung kann 
auch in einer Verfügung von 
Todeswegen erfolgen. 

1599. Iſt die Anerfenn= 


3 welcher im Falle der 





ung der Ehelichkeit anfechtbar, 


jo finden die Vorschriften der 


ss 1595 bis 1597 und, wenn 
die Anfechtbarkeit ihren Grund 


in argliitiger Täuſchung oder 
in Drobung bat, neben den 
Vorſchriften des $ 203 Abi. 2 
und des $ 206 auch die Vor— 
jchrift des 8 203 Abi. 1 ent— 
jprehende Anwendung. 

s 16 Wird von einer 





Frau, Die ſich nach der Aufz 


löfung ihrer Ehe wiederverbei: 


ratbet hat, ein Kind geboren, | 


das nach den 88 1591 big 1599 
ein ebeliches Kind fowohl des 
eriten al8 de3 zweiten Mannes 
jein würde, jo gilt das Rind, ' 
wenn esinnerbalb zweihundert: 
undfiebzig Tagen nad) der Auf: 
löjung der friiheren Ehe ges 
boren wird, als Kind des eriten 
Mannes, wenn e8 fpäter ge= 
boren wird, al3 Kind deszweiten 
annes. 


Dritter Titel. 


Unterhaltspflicht. 


5 1601. Verwandte in ge= 
rader Linie find verpflichtet, 
einander Unterhalt zu gewäh— 


ren. 
.. 5,1602. Unterhaltsberech— 
tigt ift nur, wer außer Stande 
ift, fich jelbit zu unterhalten. 

Ein minderjähriges unver: 
beiratbete8 Kind fann von 
jeinen Eltern, auch wenn es 
Vermögen hat, die Gewährung 
des Unterhalt infoweit ver- 
langen, als die Einkünfte feines 
——— und der Ertrag 
ſeiner Arbeit zum Unterhalte 
nicht ausreichen. 

8 1608. Unterhaltspflichtig 


iſt nicht, wer bei Berückſichtigung 


ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen 
außer Stande iſt, ohne Gefähr— 
dung ſeines ſtandesmäßigen 
Unterhalts den Unterhalt zu 
gewähren. 

. Befinden fih Eltern in 
dieſer Zage, jo find fie ihren 
minderjährigen unverheirathe— 
ten Kindern gegeniiber vers 


Ill. Titel: Unterhaltspflicht. 


pflichtet,alleverfüigbaren Mittel 
u ihrem und der Kinder Unter 
alte gleihmäßig zu verwenden. 
Dieje Verpflichtung tritt nicht 
ein, wenn ein anderer unters 
baltspflihtiger Verwandter 
vorhanden ift; fie tritt auch 
nicht ein gegenüber einem finde, 
deſſen nterhalt aus dem 
Stamme jeines Vermögens be: 
ftritten werden kann 

$ 1604. Soweit die Unter: 
balt3pfliht einer Frau ihren 
Verwandten gegenüber davon 
abbängt,daß fiezur Gewährung 
de3 Unterbalt3 im Stande ilt, 
fomnıt die dem Manne an 
dem eingebradten Gute zu= 
ftehende Berwaltung und Nutz— 
nießung nicht in Betracht. 

Beiteht allgemeine Güter— 
gemeinschaft, Errungenſchafts— 
gemeinschaft oder a henikees 
meinjchaft, jo beſtimmt fich Die 
Unterbaltspfliht des Mannes 
oder der Frau Perwandten 
aegeniüber fo, wie wenn das 
Geſammtgut dem unterhalts— 
pflichtigen Ehegatten gehörte. 
Sind bedürftige Verwandte 
beider Ehegatten vorhanden, jo 
iſt der Unterhalt aus den Ge- 
ſammtgute jo zu gewähren, wie 


wenn die Bediürftigen zu beiden 


Ehegatten in dem Verwandt— 


ichaftsverbältnifje jtänden, auf 


dem di: Unterhaltspflicht des 
verpflichteten Ehegatten beruht. 

$ 1605. Soweit die Unter: 
haltspflicht eine3 minderjäb: 
rigen Kindes feinen Verwand— 
ten gegenüber davon abhängt, 
dab ed zur Gewährung des 
Unterhalt3 im Stande  ift, 
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kommt die elterlihe Nutznieß— 
ung an dem Vermögen Des 
Kindes nicht in Betradıt. 

$ 1606. Die Abkömmlinge 
find vor den Verwandten der 
aufiteigenden Linie unterhalt3- 
pflihtig. Die Unterhaltspflicht 
der Abkümmlinge beſtimmt fich 
nad der geieglihen Erbfolge— 
ordnung und dem Verhältniſſe 
der Erbtbeile. 

Unter den Berwandten der 
anffleigenden Linie haften Die 
näberen vor den entfernteren, 
mebrere gleich nahe zu gleichen 
Theilen. Der Vater haftet je= 
doch vor der Mutter; ſteht 
die Nußnießung an den Ver: 
ınögen des Kindes der Mutter 


zu, jo haftet die Mutter vor 
dem Water. — 
8 1607. Soweit ein Ver— 


wandter auf Grund des $ 1603 
nicht unterbalt3pflichtig tft, bat 
der nach ihm haftende Ver— 
wandte den Unterhalt zu ge= 
währen. 

Das Gleiche gilt, wenn die 


Rechtsverfolgung gegen einen 


Verwandten im Inland aus: 
geſchloſſen oder erheblich er= 
Ichwert ift. Der Anſpruch gegen 
einen jolchen Berwandten gebt, 
joweit ein anderer Verwandter 
den Unterhalt gewäbrt, auf 
diefen über. Der Uebergang 
fann nicht zum Nachtheile des 
Unterbalt3berechtigten geltend 
gemacht werden. 

$ 1608. Der Ehegatte des 
Bedürftigen haftet vor deſſen 
Berwandten. Soweit jedoch 
der Ehegatte bei Berüdjichtig: 
ung jeiner jonftigen Berpflicht: 
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ungen außer Stande ift, ohne | 


Gefährdung feines ftandes- 
mäßigen Unterbalt3 den Unter: 
balt zu gewähren, haften Die 
Verwandten vor dem Ehegatten. 
Die Vorſchriften des 8 1607 
Abi. 2 finden entſprechende An— 


wendung. 
Das Gleiche gilt von einem 
geichiedenen unterbaltspflich= 


tigen Ehegatten jowie von einem 
Ehegatten, der nah 8 1351 
unterbaltöpflichtig ift. 

$ 1609. Sind mehrere Be: 
dürftige vorhanden und iſt 
der Unterbaltspflichtige außer 
Stande, allen Unterhalt zu ge: 
währen, jo geben unter ihnen 
die — ——— den 
wandten der aufſteigenden Li— 
nie, unter den Abkömmlingen 
diejenigen, welche im Falle der 
geſetzlichen Erbfolge als Erben 
berufen ſein würden, den üb— 
rigen Abkömmlingen, unter den 
Verwandten der aufiteigenden 
Linie die näheren den ent= 
ternteren vor. 

Der Ehegatte jtebt den min: 
derjährigen unverbeiratbheten 


Vers 





‚ Der Unterhalt umfaßt den 

geſammten Lebensbedart, bei 
einer der Erziehung bediürftigen 
VPerſon auch die Koften der 
Erziehung und der VBorbildung 
zu einem Berufe. 
— . Wer durch ſein 
ſittliches Verſchulden bedürftig 
geworden iſt, kann nur den 
nothdürftigen Unterhalt ver— 
langen. 

Der gleichen Beſchränkung 
unterliegt der Unterhaltsan— 
ſpruch der Ablömmlinge, der 
Eltern und des Ehegatten, 
wenn ſie ſich einer Verfehlung 
— machen, die den Unter: 
haltspflichtigen berechtigt, ihnen 
den Pilichttbeil zu entziehen, 
jowie der Unterhaltsanſpruch 


der Großeltern und der weis 


nes Anſpruchs 


Kindern gleich; er geht anderen 
Kindern und den übrigen Ber: | 


wandten vor. Ein geichiedener | 


Ehegatte jowie ein Ehegatte, 


der nach $ 1351 unterbaltsbe: 


rechtigt it, gebt den volliäh- 


rigen oder verheiratheten Kin— 
dern uud den übrigen Ver— 
wandten vor. . 

$ 1610. Das Maß des zu 
gewährenden UnterhaltS be= 
Ytinmt fich nach der Lebens— 
ftellung, des Bedürftigen (ſtan— 
desmäßiger Unterbalt:. 


teren Boreltern, wenn ihnen 
gegenüber die Vorausſetzungen 
vorliegen, unter denen Kinder 
berechtigt find, ihren Eltern 
den Pflichttbeil zu entziehen. 
. Der Bedürftige fann wegen 
einer nach dieſen Borfchriften 
eintretenden Beichränfung jeis 
ıh3 nicht andere 
Unterbaltspflichtige 
ſpruch nebmen. 

s 1612. Der Unterbalt ift 
durch Entrichtung einer Geld: 
rente zu gewähren: Der Ber: 
pflichtete fanıı verlangen, daß 
ihm die Gewährung des Unter: 
balt3 in anderer Art geftattet 
wird, wenn bejondere Gründe 
e3 rechtfertigen. 

Haben Eltern einen un= 
verbeiratheten Finde Unterhalt 
zu gewähren, jo fünnen fie be= 
ſtimmen, in welcher Art und 


in Ans 
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für welche Zeit im voraus der 
Unterbalt gewährt werden fol. 
Aus bejonderen Gründen fann 
das Vormundichaftsgericht auf 
Antrag des indes die Be— 
ftimmung der Eltern ändern. 

m Uebrigen finden Die 


Vorſchriften des 760 Anwende | 


ung. 

$ 1613. Für Die Vergangen= 
beit fann der Berechtigte Er— 
fülung oder Schadenserjaß 
wegen Nichterfüllung nur von 
der . an fordern, zu welcher 
der Berpflichtete in Verzug ge: 
fommen oder der Unterhalts— 
— rechtshängig gewor— 


den iſt. 

$ 1614. Für die Zukunft 
kann auf den Unterhalt nicht 
verzichtet werden. 

Durch eine Vorausleiftung 
wird der Verpflichtete bei er— 
neuter Bedürftigkeit des Be: 
rechtigten nur für den im $ 760 
Abi. 2 beftimmten Zeitabjchnitt 
oder, wenn er felbit den Zeit: 
abichnitt zu beitimmen hatte, 
für einen den Umftänden nad) 
— Zeitabſchnitt be— 


reit. 
$ 1615. Der Unterhaltsan— 


ſpruch erliiht mit dem Tode 


des Berechtigten oder des Ver: 
pflichteten, joweit er nicht auf 
Erfüllung oder Schadengerfaß 
wegen Nichterfüllung für Die 
Vergangenheit oder auf ſolche 
im voraus zu bewirfende Leift- 
ungen gerichtet ift, Die zur Zeit 


des Todes des Berechtigten oder 


des PVerpflichteten fällig find. 
Im alle des Todes des 
Berechtigten hat der Verpflich— 


Bayerns Gefege u. Gefegbüher XXXIV. Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Bd.) 


| 


| 





tete die Koften der Beerdigung 
zu tragen, joweit ihre Bezahl- 
ung nicht von dem Erben zu 
erlangen ift. 


Vierter Titel. 


Rechtliche Stellung der 
ehelichen Kinder. 


I. Recdtsverhältniß zwijchen 
den Eltern und dem Kinde 
im Allgemeinen, 


$ 1616. Das Kind erhält 
den zamiliennamen des Vaters. 
$ 1617. Das Kind ilt, ſo⸗ 
lange e3 dem elterlichen Haus: 
ftand angehört und von den 


| Eltern erzogen oder unterhalten 


wird, verpflichtet, in einerfeinen 
Kräften und feiner Lebensſtell— 
ung entiprechenden Weife den 
Eltern in ihrem Hausweſen und 
Geſchäfte Dienſte zu leiften. 

$ 1618. Macht ein dem 
elterlihen Hausfjtand angehö— 
rendes volljäbriges Kind zur 
Beitreitung der Koften Des 
Haushalt3 aus feinen Ver— 
mögen eine Aufwendung oder 
überläßt es den Eltern zu 
diejem Zwecke etwa3 aus jeinem ' 
Vermögen, jo ift im Zweifel 
anzunehmen, dab die Abficht 
fehlt, Erfaß zu verlangen. 

$1619. Veberläßtein dent el: 
terlihen Hausftand angehören: 
des volljähriges Kind jein Ver— 
mögen ganz oder theilweije 
der Verwaltung des Vaters, 
fo kann der Bater die Ein= 
fünfte, die er während feiner 
18 
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Berwaltung bezieht, nad freiem 
Ermefien verwenden, joweit 
nicht ihre Verwendung zur Be 
ftreitung der Koſten der ord= 
nung@mäßigenDerwaltung und 
zur Erfüllung folder Berpflicht: 
ungen des Kindes erforderlich 
it, die bei ordnungsmäßiger 
Verwaltung aus den Einkünften 
des Vermögens beſtritten wer— 
den. Das Kind kann eine ab— 
weichende Beſtimmung treffen. 

Das gleiche Recht ſteht der 
Mutter zu, wenn das Kind ihr 
die Verwaltung ſeines Ver— 
mögens überläßt. 


$ 1620. Der Bater iſt vers 
pflichtet, einer Tochter im Falle | 


| 


— — — — — 





ihrer Verheirathung zur Ein- 
richtung des Haushalts eine | 


—— Ausſteuer 
währen, ſoweit er bei Berück— 
ſichtigung ſeiner ſonſtigen Ver— 


pflichtungen ohne Gefährdung | 


ſeines ſtandesmäßigen Unter— 
halts page im Stande ift und 
nicht die Tochter ein zurBeichaff: 
ung der Ausfteuer ausreichen: 
des Vermögen bat. Die gleiche 
Verpflichtung trifft die Mutter, 
wenn der Vater zur Gewähr: 
ung der Ausſteuer außer 
Stande oder wenn er geitor= 
ben it. 

Die Vorichriften des $ 1604 
und des 8 1607 Abi. 2 finden 
entiprehende Anwendung. 

$ 1621. Der Vater und Die 
Mutter fünnen die Ausfteuer 
derweigern, wenn ſich die Toch— 


u ges | 
‚ der 





ter ohne die erforderliche elter= | 
lihe Einwilligung verheiratbet. 


, Das Gleiche gilt, wenn jich 
die Tochter einer Berfehlung 


ſchuldig gemacht bat, die den 
Verpflichteten berechtigt, ihr 
den Bilichttbeil a entziehen. 

8 1622. Die Tochter lann 
eine Ausiteuer nicht verlangen, 
wenn fie für eine frübere Ehe 
von dem Vater oder der Mutter 
eine Ausiteuer erhalten bat. 

. 8.1623. Der Anipruch auf 
die Ausiteuer ift nicht über— 
tragbar. Er verjährt in einem 
x re von der Eingehung der 

be an. 

S 1624. Wa3 einen Finde 
mit Rüdficht auf feine Ver— 
heirathbung oder auf die Er— 
langung einer felbitändigen 
Lebensitellnng zur Begründ— 
ung oder zur haltung der 
Wirthſchaft oder der Lebens— 
ftelung von dem Vater oder 
utter zugewendet wird 
(Ausstattung), gilt, auch wenn 
eine Verpflichtung nicht befteht, 
nur injoweit als Schenkung, 
al3 die Ausftattung das den 
Umftänden, insbejondere den 
Vermögensverhältnifien des 
Vater oder der Mutter, ent: 
ſprechende Maß überfteigt. 

Die Verpflichtung des Aus: 
ftattenden zur Gewährleiftung 
wegen eines Mangel3 im 
Rechte oder wegen eines Feb: 
ler8 der Sache beftimmt ich, 
aud joweit die Ausftattung 
nicht als Schenkung gilt, nad 
den für die Gewährleiſtungs— 
pfliht des Schenfers geltenden 
Vorichriften. 

$ 1625. Gewährt der Vater 
einem Finde, deſſen Vermögen 
jeiner elterlichen oder vormund— 
ihaftlihen Verwaltung unter 
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liegt, eine Ausitattung, fo ift 
im Aweife anzunehmen, da 
er ſie aus dielem Vermögen 
gewährt. Dieſe Borichrift findet 
auf die Mutter entiprechende 
Anwendung. 


II. Elterliche Gewalt, 


5 1626. Das Kind fteht, 
jolange es minderjährig iſt, 
unter elterliher Gemalt. 


1. Elterliche Gewalt des Vaters. 


51627. Der Bater bat fraft 
derelterlihen Gewalt das Recht 
und die Bflicht, für die Perſon 
und das Vermögen des Kindes 
zu jorgen. 

$ 1628. Das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon und das 
Vermögen des Kindes zuforgen, 
erftreft fib nit auf Ans 
gelegenbeiten des Kindes, für 
die ein Pfleger bejtellt ift. 

3 1629. Steht die Gorge 
fiir die Perſon oder die Sorge 
für das Vermögen des Kindes 
einem Pfleger zu, jo entjcheidet 
bei einer Meinungsverjchieden: 
beit zwiichen dem Vater und 
dem Sflegerüiber die Bornahme 
einer jowobl die Perſon als 
das Vermögen des Kindes be: 
treffenden Handlung das Bor: 
ee 

$ 1630. Die Sorge für Die 
Perſon und das Vermögen um: 
faßt die Vertretung des Kindes. 

Die Vertretung fteht dem 
Bater infoweit nicht zu, als 
nad $ 1795 ein VBormund von 
der Vertretung des Mündels 
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ausgeihloffen itt. Das Vor—⸗ 
mundjchaftsgeriht fann dem 
Vater nah 8 1796 die Ver— 
tretung entziehen. 

$ 1631. Die Sorge für die 
Perſon des Kindes umfaßt das 
Recht und die Pflicht das Kind 
zu erziehen, zu beauffichtigen 
und jeinen Aufenthalt zu be= 
ftimmen. 

Der Vater fann fraft des 
Erziehungsreht3 angemeflene 
Zucdtmittel gegen das Find 
anwenden. Auf feinen Antrag 
bat das Vormundichaftsgericht 
ihn durch Anwendung geeige 
neter BZuchtmittel zu unter 
ſtützen. 

$ 1682. Die Sorge für die 
Perſon des Kindes unfaßt das 


Recht, Die —— des 
Kindes von Jedem zu ver— 
langen, der es dem Vater 


widerrechtlich vorenthält. 

8 1638. Iſt eine Tochter 
verheirathet, jo beichränft fich 
die Sorge für ihre Perſon auf 
die Vertretung in den Die 
Perſon betreffenden Angelegen- 
beiten. 

s 1634. Neben dem Bater 
hat während der Dauer der 
Ehe die Mutter das Recht 
und die Pflicht, für die Berfon 
des Kindes zu jorgen ; zur Ver: 
tretung des Kindes iſt fie nicht 
berechtigt, unbejchadet der Bor: 
ichrift des 8 1685 Abſ. 1. Bei 
einer Meinungsverichiedenheit 
zwiichen den Eltern geht Die 
Meinung des Vaters vor. 

$ 1635. Sit die Ebe aus 
einen der in den 88 1565 bis 
1568 beftimmten Gründe ges 

18* 
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die Sorge für die Berlon des 


Kindes, wenn ein Cbegatte 
allein fir ſchuldig erklärt ift, 
den anderen Ehegatten zu; 
find beide Ehegatten für ſchul— 
dig erklärt, fo jteht die Sorge 


für einen Sobn unter ſechs 


Jahren oder für eine Tochter 
der Mutter, für einen Sohn, 
der über ſechs Jahre alt. ift, 
dem Bater zu. Das Bı 
mundichaftsgeribt fann eine 


wirbt oder welches ihm unter 
Lebenden von einem Dritten 
unentgeltlich zugewendet wird, 
wenn der Erblaſſer durch letzt⸗ 
willige Verfiigung, der Dritte 
bei der Zuwendung beſtimmt 
bat, daß der Erwerb der Ver— 
waltung de3 Vaters entzogen 
jein ſoll. 

Was das Find auf Grund 


eines zu einem ſolchen Bermögen 
gehörenden Rechtes oder als 


Vor⸗ | 


abweichende Anordnung treffen, | 


wenn eine jolche aus bejonderen 
Gründen 
Kindes geboten ift; es fann 
die Anordnung aufheben, wenn 
jie nicht mehr erforderlich ift. 
Das Net des Baters zur 
Bertretung des Kindes bleibt 
unberührt. 
5 1686. Der Ehegatte, dem 
nah $ 1635 die Sorge für Die 
erſon des Kindes nicht zu= 
teht, behält die Befugniß, mit 
dem Rinde periönlich zu ver 
fehren. Das Vormundſchafts— 
gericht fannı den Berfehr näher 
regeln. 
$ 1687. Sit die Ehe nad) 
8 1348 Abi. 2 aufgelöft, jo gilt 
in Anjehung der Sorge für 
die Perſon des Kindes das 
Gleiche, wie wenn die Ehe ge= 
ichieden ift und beide Ehegatten 
für jchuldig_erklärt find. 
$ 1638. Das Recht und Die 
Pflicht, für das Vermögen des 
Kindes zu jorgen (Vermögens— 
— —— erſtreckt ſich nicht 
auf das Vermögen, welches 


im Intereſſe des 





Erſatz für die Zerſtörung, Bes 
ihädigung oder Entziehung 
eined zu den Vermögen ges 
hörenden Gegenftandes oder 
Durch ein Rechtsgeichäft erwirbt, 
dad ſich auf das Vermögen 
bezieht, iſt gleichfalls der Ver— 
waltung des Baters entzogen. 

$ 1639. Was das Find von 


Todeswegen erwirbt oder was 
ihm unter Zebenden von einen 


Dritten unentgeltlic zugewen— 
det wird, hat der Vater nad) 
den Anordnungen des Erbs 


laſſers oder des Dritten zu 


verwalten, wenn die Anord— 


nungen von dem Erblafjer durch 
legtwillige Verfügung, von dem 
Dritten bei der Zuwendung 
getroffen worden find. Kommt 
der Vater den Anordnungen 


nicht nad, jo bat das Vor: 


mundſchaftsgericht die zu ihrer 
Durdführung erforderlichen 
Maßregeln zu treffen. 

Der Vater darf von den 
Anordnungen injoweit abwei— 
hen, al3 e3 nach $ 1803 Abi. 
m 3 einem Bormunde geftattet 


iſt. 
$ 1640. Der Vater hat das 


das Kind von Todeswegen er= | feiner Verwaltung unterlies 
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gende Vermögen des Kindes, 
welche3 bei dem Tode derMutter 
vorhanden iſt oder dem Finde 
jpäter zufällt, zu verzeichnen 
und das Verzeichnik, nadıdem 
er es mit der Derficherung der 
Richtigkeit und Volftändigfeit 
verjeben bat, dem Vormuͤnd— 
Ichaft3gericht einzureichen. Bei 
Haushaltsgegenſtänden genügt 
die Angabe des Geſammt— 
werths. 

Iſt das eingereichte Ver— 
zeichniß ungenügend, ſo kann 
das Vormundſchaftsgericht an— 
ordnen, daß das 
durch eine zuſtändige Behörde 
oder durch einen zuſtändigen 
Beamten oder Notar aufge— 
nommen wird. Die Anord— 
nung iſt für das in Folge des 
Todes der Mutter dem Kinde 
zufallende Vermögen unzu— 
läſſig, wenn die Mutter ſie 
durch letztwillige Verfügung 
ausgeſchloſſen hat. 


8 1641. Der Vater kann 
nicht in Vertretung des Kindes 
Schenkungen machen. Aus— 
genommen ſind Schenkungen, 
durch die einer ſittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anſtand 
— nehmenden Rückſicht ent— 
prochen wird. 


81642. Der Vater bat das 
feiner Verwaltung unterlie 
see Geld des Kindes, uns 
eſchadet der Borichrift des 
$ 1653, nach den für die An- 
legung von Mündelgeld gelten: 
den Borichriften der 88 1807, 
1808 verzinzlich anzulegen, jo: 
weit es nicht zur Beitreitung 





erzeihniß | 
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bon Ausgaben bereit zu halten 


iſt. 

Das Vormundſchaftsgericht 
kann dem Vater aus beſonderen 
Gründen eine andere Anleg— 
ung geſtatten. 

5 1643. Zu Rechtsgeſchäften 
fiir das Riud bedarf der Vater 
der Genehmigung des Bor: 
mundſchaftsgerichts in den 
Fällen, in denen nach $ 1821 
Ab. I Nr. 1 bis 3, Abi. 2 
und nah 8 1822 Nr. 1, 3,5, 
8 bis 11 ein Vormund der 
Genehmigung bedarf. 

Das Gleiche gilt für die 
Ausichlagung einer Erbſchaft 
oder eines Vermächtniffes jo= 
wie für den Verzicht auf einen 
PBflichttbeil. Tritt der Anfall 
an das Find erjt in Folge der 
Ausichlagung des Vaters ein, 
jo ift die Genehmigung nur 
erforderlich, wenn der Vater 
neben dem Kinde berufen war. 

Die Vorichriften der $$ 1825, 
1828 bis 1831 finden ent= 
Iprechende Anwendung. _ 

8 1644. Der Vater kann 
Segenftände, zu deren Per: 
Außerung die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erfor= 
derlih ift, dem Finde nicht 
ohne dieſe Genehmigung zur 
Erfüllung eines von dem Kinde 
eichloflenen Vertrags oder zu 
reier Verfiigung überlaſſen. 

$ 1685. Der Buter joll nicht 
ohne Genehmigung des Bor: 
mundichaftsgerichtö ein neues 
Erwerbögeihäft im Namen des 
indes beginnen. 

‚5 1646. Erwirbt der Vater 
mit Mitteln des Kindes be= 
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weglibe Saden, jo gebt mit 
dem Erwerbe das Eigenthum 
auf das Sind über, e8 jei denn, 
daß der Vater nicht für Rech— 
nung des Kindes erwerben will. 
Dies gilt insbeſondere auch 
von SSnhaberpapieren und von 
Drderpapieren, die mit Blanko— 
indoſſament verjehen find. 

Die Vorſchriften des Abi. 1 
finden entjprechende Anwend— 
ung, wenn der Bater mit Mit— 
teln des Kindes ein Recht an 
Sachen der bezeichneten Art 
oder ein anderes Hecht erwirbt, 
zu defien Hebertragung der Ab— 
tretunaspertrag genügt. 

$ 1647. Die Vermögens— 
verwaltung des Vaters endigt 
mit der Rechtskraft des Be— 
ichlufjeg, durch den der Konkurs 
über Das Vermögen des Vaters 
eröffnet wird. 

Nah der Aufhebung des 
Konfurjes fann das Vormund— 
ihaftsgericht die Verwaltung 
dem Vater wieder übertragen. 

5 1648. Macht der Vater 
bei der Sorge für die Perſon 
oder das Vermögen des Kindes 
Aufivendungen, die er den Um— 
ftänden nad für erforderlich 
halten darf, jo fann er von 
dem Finde Eriaß verlangen, 
jofern nicht die Aufwendungen 
ihm jelbit zur Laft fallen. 

8 1649. Dem Bater fteht 
fraft der elterlihen Gewalt 
die Nußniekung an den Ber: 
mögen des indes zu. 

$ 1650. Bon der Nußnieß: 
ung ausgeichlofjen (freies Ver: 


| 





Kindes beftinnmten Sachen, ins⸗ 
befondere Kleider, Schmud: 
jahen und Arbeitägeräthe. 


$ 1651, Freies Vermögen ift: 

1. was das Kind durch feine 
Arbeit oder durch den ihm 
nach $ 112 — ſelbſt⸗ 
ſtändigen Betrieb eines Er— 
werbsgeſchäfts erwirbt; 

2. was das Kind von Todes— 
wegen erwirbt, oder was 
ihm unter Lebenden von 
einem Dritten unentgeltlich 
ugewendet wird, wenn der 

rblaſſer durch letztwillige 
Verfügung, der Dritte bei 
der Zuwendung beſtimmt 
hat, daß das Vermögen der 
—— — entzogen ſein 


oll. 

Die Vorſchriften des $ 1638 
Abi. 2 finden entjprechende An— 
wendung. 


. $,1652. Der Vater erwirbt 
die Nutzungen des feiner Nußs 
nießung unterliegenden Vers 
mögen in derjelben Weiſe und 
in denselben Umfange wie ein 
Nießbraucher. 

8 1653. Der Vater darf 
verbrauchbare Sachen, die zu 
dem feiner Nußnießung unter— 
liegenden Vermögen gehören, 
für fich veräußern oder ver— 
brauchen, Geld jedoh nur mit 
Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts. Macht der Va— 
ter von Diefer Befugniß Ges 
brauch, jo hat er den Werth 
der Sahen nad der Beendige 
ung der Nußnießung zu ers 


mögen) jind die ausſchließlich jegen; der Erſatz ift jchon vorher 
zum perjönlichen Gebrauche de3 | zu leiten, wenn die ordnungs— 
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mäßige Verwaltung des Ber- 
mögens e3 erfordert. 

654. Der Vater bat die 
Laſten des jeiner Nugnießung 
unterliegenden Vermögens zu 
tragen. Seine Haftung be= 
ftimmt fi nach den für den 
Süterftand der Verwaltung 
und Nutznießung geltenden 
Vorſchriften der 88 1384 big 
1386, 1388. Zu den Laſten 
gehören aud die Koſten eines 
Rechtsſtreits, der für das Kind 
gefiihrt wird, jofern fie nicht 
dem freien Vermögen zur Laft 
fallen, jowie die Koften der 
Vertheidigung des Kiudes in 
einem aegen das Kind ge— 
richteten Strafverfabren, vor= 
behaltlidy der Erjagpflicht des 
Kindes in Falle feiner Ver— 
urtheilung. 

1655. Gehört zu Dem 
der Nutznießung unterliegenden 
Bermögen ein Erwerbsgeſchäft, 
das von dem Bater in Namen 
des Kindes betrieben wird, fo 

ebührt dem Water nur der 
ich aus den Betrieb ergebende 
jährliche NReingewinn. Ergibt 
jih in einem Jahre ein Vers 
luft, jo verbleibt der Gewinn 
Ipäterer Jahre bis zur Aus— 
aleihung de3 Verluſtes dem 


inde. 

8 1656 Steht dem Pater 
die Berwaltung des jeinerNuß: 
nießung unterliegenden Ver— 
mögens nicht zu, jo fann er 
auch die Nußnießung nicht aus— 
üben ; er fann jedoch Die Heraus: 
abe der Nußungen verlangen, 
* nicht ihre Verwendung 
zur ordnungsmäßigen Ver— 


| 


l 
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— des Vermögens und 
ur Beſtreitung der Laſten der 
ußnießung erforderlich ift. 

ubt die elterliche Gewalt 
des Vater oder ift dem Pater 
die Sorge für die Perſon und 
das Vermögen des Kindes 
durh das Vormundſchaftsge— 
richt entzogen, jo fünnen die 
Koiten des Unterhalts des 
Kindes aus den Nutzungen in- 
foweit vorweg entnommen 
werden, al3 fie dem Vater zur 
Laſt fallen. 

S 1657. Sit der Vater von 
der Ausübung der Nußnießung 
ausgeichloffen, jo bat er eine 
ihm den Rinde gegenüber ob= 
liegende Verbindlichkeit, die in 
Folge der Nutznießung erft 
nad) deren Beendigung zu er: 
füllen jein würde, jofort zu er= 
füllen. Dieje Vorſchrift findet 
feine Anwendung, wenn die 
elterlibe Gewalt ruht. 

1658. Das Rec, das dem 
Bater fraft jeiner Nußnießung 
an den Vermögen des Kindes 
zuftebt, it nicht übertragbar. 

Das Gleihe gilt von den 
nad den 88 1655, 1656 dem 
Bater zuftehenden Aniprüchen, 
jolange fie nicht fällig find. 

$ 1659. Die Gläubiger des 
Kindes fünnen ohne Rüdficht 
auf die elterlibe Nugnießung 
— aus dem Ver— 
mögen des Kindes verlangen. 

Hat der Vater verbrauch— 
bare Sachen nach $ 1653 ver— 
äußert oder verbraucht, jo iſt 
er den Gläubigern gegenüber 
zum fofortigen Erſatze ver= 
pflichtet. 
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8 1660. Im Verhältniſſe 
des Vaters und des Kindes zu 





der Verbindlichkeiten des Kin— 


des die für den Güterftand | 


der Verwaltung und Nutznieß— 
ung geltenden Vorichriften Des 
$ 1415, des $ 1415 Abſ. 1 und 
$ 1417 entiprechende Anwend— 
ung. 

s 1661. Die Nutznießung 
endigt, wenn ſich das Find ver— 
beiratbet. Die Nutznießung 
verbleibt jedoch dem Vater, 
wenn die Ehe ohne die erfors 
liche elterlide Einwilligung ge: 
ſchloſſen wird. 

$ 1662. Der Bater fann 
auf die Nußniekung verzichten. 





Der Verzicht erfolgt durd Er: 


Härumg gegenüber dem Vor-— das Kind vernadläffigt oder 


mundjchaftsgerichte; Die Er— 
klärung ift in Öffentlich be= 
glaubigter Form abzugeben. 

s 1663. Hat der Vater fraft 
feiner Nußnießung ein zu dem 
Vermögen des Kindes gebören- 
des Grundſtück vermietbet oder 
verpachtet, jo finden, wenn das 
Mieth- oder Pachtverhältniß 
bei der Beendigung der Nutz— 
nießung noch beitebt, die Vor— 
ihriften des 8 1056 ent— 
ſprechende Anwendung. 


Gehört zu dem der Nutz— 
nießung, unterliegenden Ver— 
mögen ein landwirthſchaftliches 
Srundftücd, fo findet die Vor— 
ihrift des $ 592, gehört zu 
dem Bermögen ein Landgut, 
jo finden die Vorfchriften der 
88 592, 593 entiprechende Anz 
wendung. 








$ 1664. Der Vater bat bei 
der Ausübung der elterlichen 
einander finden in Anfebung 


Gewalt dem Kinde gegenüber 
nur für diejenige Sorgfalt ein: 
Xnalen welche er in eigenen 

— anzuwenden 


egt. 

8 1665. Sit der Vater ver: 
bindert, die elterlibe Gewalt 
auszuüben, jo bat das Vor: 
mundschaftsaericht, fofern nicht 


die elterlibe Gewalt nach 8 


1685 von der Mutter ausge— 
übt wird, die im Intereſſe des 
Kindes erforderlihen Maß— 
en — a ih 

666. Wird das geiftige 
— leibliche Wohl des Kindes 
dadurch gefährdet, daß der Vater 
das Recht der Sorge für die 
Berfon des Kindes mißbraucht, 


fich eines ehrlofen oder unfitt= 
J 
ſo hat das VBormundicaftsge: 


' richt die zur Abiwendung der 
Gefahr erforderlichen 


Ma: 
regeln zu treffen. Das Vor— 
mundſchaftsgericht fann ins— 
beſondere anordnen, daß das 
Kind zum Bwede, der Erzieb= 
ung in einer geeigneten Fa— 
milie oder in einer Erziehungs: 
anftalt oder einer Beſſerungs— 
anjtalt untergebradt wird. 

Hat der Vater das Recht 
des Kindes auf Gewährung des 
Unterbalt3 verlegt und ift für 
die Zufunft eine erhebliche Ge— 
fährdung des Unterhalts zu 
bejorgen, jo fann dem Bater 
auch die Bermögensverwaltung 
fowie die Nußniegung ent= 
zogen werden. ' 
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$ 1667. Wird das Ver— 
mögen des Kindes dadurch ge: 


' Teiftuna für das feiner Per: 


‚ waltung 


fährdet, da& der Vater die mit | 


der Bermögendverwaltung oder 


die nıit der Nußnießung ver- 
bundenen Pflichten verlegt oder 


daß er in Permögensverfall 
preäth, jo bat das Vormund— 


chaftsgericht Die zur Abwends 


ung der Gefahr erforderliden | 


Makregeln zu treffen. 

Das VBormundihaftsgericht 
fann inäbefondere anordnen, 
daß der Vater ein Perzeichnik 
des Vermögens einreicht und 


über feine Verwaltung Rech- 


nung legt. Der Vater hat das 


Berzeihniß mit der Verfichers |. 


ung der Richtigfeit und Voll: 
ftändigfeit zu verjehen. Iſt das 
eingereichte Verzeichniß unge— 
nügend, ſo findet die Vorſchrift 
des 8 1640 Abſ.2 Sab 1 An— 
wendung. Das Vormund— 
ihaftsgericht kann auch, wenn 
MWertbpapiere, SKoftbarfeiten 
oder YBuchforderungen gegen 





da3 Neid) oder einen Bundes- | 
ftaat zu dem Vermögen des 


Kindes gehören, dem Vater die 
gleihen Verpflichtungen auf- 
erlegen, welche nach den 88 1814 
bis 1816, 1818 einem Vormund 


obliegen; die Vorjchriften der | 


88 1819, 1820 finden entipre= 
chende Anwendung. 

Die Koften der angeord= 
neten Maßregeln fallen dem 
Bater zur Lait. 

$ 1668. Sind die nad $ 
1667 Abi. 2 zuläffigen Maß: 
regeln nicht ausreichend, ſo 


kann das Vormundſchaftsge- 


richt dem Vater Sicherheits— 





unterliegende Ver— 
mögen auferlegen. Die Art 
und den Umfang der Sicher 
beitleiftung beitimmt das Vor— 
mundichaftsgericht nad) jeinem 
Ermefien. 

8 1669. Will der Vater eine 
neue Ehe eingeben, jo bat er 
feine Abfiht dem Vormund— 
ichaftögeriht anzuzeigen, auf 
feine Koften ein Berzeichniß 
des feiner Verwaltung unters 
liegenden Vermögens einzu— 
reichen und, ſoweit in Anſeh— 
ung dieſes Vermögens eine 
Gemeinſchaft zwiſchen ihm und 
dem Kinde beſteht, die Aus— 
einanderſetzung herbeizuführen. 
Das Vormundſchafts-Gericht 
kann geſtatten, daß die Aus— 
einanderſetzung erſt nach der 
Eheſchließung erfolgt. 

8 1670. Kommt der Vater 
den nach den 88 1667, 1668 
getroffenen Anordnungen nicht 
nach oder erfüllt er die ihm 
nach den 88 1640, 1669 ob— 
liegenden Verpflichtungen nicht, 
ſo kann ihm das Vormund— 
ſchaftsgericht die Vermögens— 
verwaltung entziehen. Zur Er— 
zwingung der Sicherheitsleiſt— 
ung ſind andere Maßregeln 
nicht zuläſſig. 

8 1671. Das Vormund— 
ſchaftsgericht kann während der 
Dauer der elterlichen Gewalt 
die von ihm getroffenen Ans 
ordnungen jederzeit Ändern, 
insbejondere die Erböbung, 
Minderung oder Aufhebung 
der geleilteten Sicherheit an— 
ordnen. 
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$ 1672. Bei der Beitellung 
und Aufbebung der Sicherheit 
wird die Mitwirkung des Fin: 
des durch die Anordnung des 
Bormundichaftsgericts erſetzt. 

Die Koften der Beftellung 
und Aufhebung der Sicherheit 


fallen dem Bater zur Laft. 
8 1673. Das VBormunds 


ichaftsaericht fol vor einer 
Enticheidung, durch welche die 
Sorge fiir dıe Berjon oder das 
Vermögen des Kindes oder die 
Nutznießung dem Vater ent 
zogen oder beichränft wird, 
den Vater hören, e3 ſei denn, 
v0 ‚die Anhörung unthun: 
ich ift. 
Vor der Enticheidung follen 
auch Verwandte, insbeſondere 
die Mutter, oder Verſchwägerte 
des Kindes gebört werden, wenn 
es ohne erhebliche Verzögerung 
und ohne unverhältnigmäßige 
Koſten geſchehen kann. Für 
den Erſatz der Auslagen gilt 
die Vorſchrift des $ 1847 Abſ. 2. 


$ 1674. Verletzt der Vorz | 
vorſätzlich 


mundſchaftsrichter | 
oder fahrläſſig die ihm oblie: 
genden Pflichten, jo ift er dem 


Kinde nah $ 839 bj. 1, 3 
verantwortlich. 
$ 1675. Der Gemeinde 


waiſenrath hat den Bormunds 
Ihaftsgeriht Anzeige zu machen, 
wenn ein Fall zu feiner Kennt— 
niß gelangt, in weldem das 
Ber mundihaffäoeriht 
Einfchreiten berufen ift. 

$ 1676. Die elterlihe Ge— 
walt des Waters rubt, wenn 
er geſchäftsunfähig ift. 


zum 


Das Gleiche gilt, wenn der | dem 











Vater in der Geſchäftsfähig— 
feit beichränft ift oder wenn 
er nach $ 1910 Abſ. 1 einen 
Pfleger für feine Perſon und 
jein Vermögen erbalten bat. 
Die Sorge für die Berjon des 
Kindes ſteht ihm neben dem 
geieglichen Vertreter des Kin— 
des zu; zur Vertretung des 
Kindes ift er nicht berechtigt. 
Bei einerMeinungsverichieden: 
beit zwifchen dem Vater und 
dem geießlichen Vertreter gebt 
die Meinung des gejeßlichen 
Vertreters vor. 

8 1677. Die elterliche Ge— 
walt des Vaters ruht, wenn 
von dem Vormundſchaftsge— 
richte feitgeitellt wird, Daß der 
Vater auf längere Beit an der 
era, der elterlichen Ge— 
walt tbatlächlich verhindert ift. 

Das Ruben endigt, wenn 
von Dem Bormundicaftsge: 
richte feitgeftellt wird, daß der 
Grund nicht mehr beiteht. 

$ 1678. Solange die elter: 
libe Gewalt des Vaters ruht, 
ift der Vater nich! berechtigt, 
fie auszuüben; es verbleibt ihm 
jedoch die Nußnießung an dem 
Vermögen des Kindes, unbe— 
habe) der VBorichrift des $ 1685 


$s 1679. Die elterliche Ge: 
walt des Vaters endigt, wenn 
er für todt erklärt wird, mit 
den Zeitpunfte, der als Beit- 
punft des Todes gilt. 

Lebt der Pater nod, io 
erlangt er die elterliche Ge— 
walt dadurch wieder, dab er 
Vormundichaftsgerichte 
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gegenüber feinen hierauf ges 
richteten Willen erflärt. 

50. Der Vater ver- 
wirft die elterlihe Gewalt, 
wenn er wegen eine3 an dem 
Finde verübten Verbrechens 
oder vorjäßlich verübten Ver— 
gehens zu —— oder 
zu einer Gefängnißſtrafe von 
mindeſtens ſechs Monaten ver: 
urtheilt wird. Wird wegen 
des Zuſammentxeffens mit 
einer anderen ſtrafbaren Hand— 
lung auf eine Geſammtſtrafe 
erfannt, jo entjcheidet die Ein» 
eiltrafe, welche fiir das an dem 

inde verübte Verbrechen oder 
Vergehen verwirkt ift. 

Die Verwirlung der elter— 
lichen Gewalt tritt mit der 
Rechtskraft des Urtheils ein. 

. $ 1681. Endigt oder ruht 
die elterliche Gewalt des Vaters 
oder hört aus einem anderen 
Grunde jeine Vermögensver— 
waltung auf, jo bat er dem 
Kinde da3 Vermögen heraus: 
zugeben und über die Verwalt= 
ung Rechenſchaft abzulegen. 

$ 1682. Der Bater iſt auch 
nah der Beendigung feiner 
elterlihen Gewalt zur Fort— 
führung der mit der Gorge 
für die Verjon und das Vers 
mögen des Kindes verbundenen 
Geſchäfte berechtigt, bis er von 
der Beendigung Kenntniß er= 
langt oder fie fennen muß. 
Ein Dritter kann fich auf dieſe 
Berechtigung nicht berufen, 
wenn er bei der Bornabme 
eines Rechtsgeſchäfts die Be— 
endigung der elterlichen Ge— 
walt kennt oder fennen muß. 


— 
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Dieſe Vorichriften finden ent: 
Iprechende Anwendung, wenn 
die elterliche Gewalt des Va— 
terö rubt oder aus einem an— 
deren Grunde feine Vermögens: 
verwaltung aufbört. 

8 1688. Endigt die elter= 
liche Gewalt in Folge des Todes 
des Kindes, jo bat der Vater 
diejenigen Geichäfte, mit deren 
Aufihube Gefahr, verbunden 
ift, zu beforgen, bis der Erbe 
anderweitFürſorge treffen kann. 


2.Elterliche Gewalt der Mutter. 


84684. Der Mutter ſteht 
die elterliche Gewalt zu: 
1. wenn der Vater geſtorben 
oder für todt erkärt iſt; 
2. wenn der Vater die elter— 
liche Gewalt verwirkt hat 
und die Ehe aufgelöſt iſt. 
Im Falle der Todeserklär— 
ung beginnt die elterliche Ge— 
walt der Mutter mit dem Zeit— 
punkte, der als Zeitpunkt des 
odes des Vaters gilt. 
8 1685. Iſt der Vater an 
der Ausübung der elterlichen 
Gewalt thatſächlich verhindert 
oder ruht ſeine elterliche Ge— 
walt, ſo übt während der Dauer 
der Ehe die Mutter die elter— 
liche Gewalt mit Ausnahme 
der Nutznießung aus. 
ſt die Ehe aufgelöſt, ſo 
hat das Vormundſchaftsgericht 
der Mutter auf ihren Antrag 
die Ausübung zu übertragen, 
wenn Die elterliche Gewalt Des 
Vaters rubt und feine Aus: 
fiht beitebt, daß der Grund 
des Ruhens wegfallen werde. 
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Die Mutter erlangt in diefem | 


Falle auch die Nugniegung an | 


dem Vermögen des Kindes. 

$ 1686. Auf die elterliche 
Gewalt der Mutter finden die 
für die elterliche Gewalt des 
Vaters geltenden Vorfchriften 
Anwendung, foweit fib nicht 
aus den 88 1687 bis 1697 ein 
Anderes ergibt. 


8 16897. Das Vormunds | 


Ichaft3gericht bat der Mutter 

einen Beiftand zu beitellen: 

1. wenn der Vater die Bes 
ftelung nah Maßgabe de3 
8 1777 angeordnet hat; 

2, wenn die Mutter die Be— 
jtellung beantragt; 


3. wenn das Vormundicafts: 


gericht aus bejonderen Grin: 

den, inäbejondere wegen 

de3 Umfanges oder Der 

Schmwierigfeit der Vermö— 

gensverwaltung, oder in den 

Fällen der 88 1666, 1667 

die Beitellung im Intereſſe 

des Kindes für nöthig er: 
achtet. 

$ 1688. Der Beiltand fann 
für alle Angelegenbeiten, für 
gewifie Arten von Angelegen= 
beiten oder für einzelne Ans 
gelegenbeiten beitellt werden. 

Ueber den Umfang feines 
Wirkungskreiſes enticheidet die 
Beftellung. Iſt der Umfang 
nicht bejtimmt, jo_ fallen alle 
Angelegenbeiten in feinen Wirk: 
ungskreis. 

Hat der Pater die Beſtell— 
ung angeordnet, jo bat das 
PVormundichaftsgeriht _ Bes 
ftimmungen, die er nah Maß: 











fang des Wirkungskreiſes ges 
troffen bat, bei der Beſtellung 


zu befolgen. 
8 1689. Der Beiftand hat 


innerhalb feines Wirkungskrei⸗ 
ſes die Mutter bei der Aus— 
übung der elterlihen Gemalt 
zu unterftüßen und zu über— 
wachen; er hat dem Vormund⸗ 
Ihaftsgerichte jeden Fall, in 
welchem es zum Einſchreiten 
berufen ift, unverzüglich ans 
zuzeigen. 

5 16%. Die Genehmigung 
des Beiſtandes iſt innerbalb 
feines Wirfungsfreijeg zu jedem 
Rechtsgeſchäft erforderlich, zu 
dem ein Vormund der Geneh— 
migung des Vormundſchafts— 
gerichts oder des Gegenvor— 
mundes bedarf. Ausgenommen 
ſind Rechtsgeſchäfte, welche die 
Mutter nicht ohne die Geneh— 
migung des Vormundſchafts— 
gerichts vornehmen kann. Die 
Vorſchriften der 88 1828 bis 
1831 ſinden entſprechende An— 
wendung. 

Die Genehmigung des Bei— 
ſtandes wird durch die Geneh— 
migung des Vormundſchafts— 
gerichts erſetzt. 

Das Vormundſchaftsgericht 
ſoll vor der Entſcheidung über 
die Genehmigung in allen 
Fällen, in denen das Rechts— 
geſchäft zu dem Wirkungskreiſe 
des Beiſtandes gehört, den Bei— 
ſtand hören, ſofern ein ſolcher 
vorhanden uud die Anhörung 
thunlich ift. 

$ 1691. Soweit die Anleg: 
ung des zu dem Vermögen des 


aabe des $ 1777 iiber den Um= | Kindes gehörenden Geldes in 
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den Wirfungsfreiß des Bei— 
ftandes fällt, finden die für 
die Anlegung von Miündelgeld 
geltenden Vorſchriften der 88 
1809, 1810 entſprechende An— 
wendung. 


81692. Hat die Mutter ein 
Permögendverzeihnik einzu— 
reichen, jo ift bei der Aufnahme 
des Verzeichniſſes der Beiſtand 
zuzuziehen; das Verzeichniß iſt 
auch von dem Beiſtande mit 
der Verſicherung der Richtig— 
keit und Vollſtändigkeit zu ver— 
ſehen. Iſt das Verzeichniß un= 
genügend, ſo finden, ſofern 
nicht die Vorausſetzungen des 
1667 vorliegen, die Vor— 
chriften des 8 1640 Abſ. 2 
entſprechende Anwendung. 


1693. Das Vormund— 
ſchaftsgericht kann auf Antrag 
der Mutter dem Beiſtande die 
Vermögensverwaltung ganz 
oder theilweiſe übertragen; ſo— 
weit dies geſchieht, hat der Bei— 
ſtand die Rechte und Pflichten 
eines Pflegers. 

5 169. Für die Berufung, 
Beitellung und Beauffichtigung 
des Beiltandeg, für jeine Haft- 
ung und jeine Anjprüche, für 
die ihm zu bewilligende Ver— 
gütung und für die Beendig- 
ung ſeines Amtes gelten die 
gleihen Vorſchriften wie bei 
dem Gegenvormunde. 

Das Amt des Beiftandeg 
endigt auch dann, wenn Die 
elterlihe Gewalt der Mutter 


ruht. 
; 169. Das Vormunds 
ihaft3gericht kann in den Fällen 
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des $ 1687 Nr. 2, 3 die Be— 
ftellung des Beiftandes und im 
alle des 8 1693 die Ueber— 
tragung der Vermögensver— 
waltung aufden Beiltand jeder= 
zeit —— 


Iſt die Beſtellung des Bei— 
ſtandes nach $ 1687 Nr. 2 er: 
folgt, jo joll fie nur mit Bus 
ftimmung der Mutter aufge= 
hoben werden. Das Gleiche 
gilt für die Üebertragung der 

ermögensverwaltung auf den 
Beiltand. 


$ 16%. Ruht die elterliche 
Gewalt der Mutter wegen 
Minderjährigfeit, jo hat die 
Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon des 
Kindes zu jorgen; zur Ver— 
tretung des Kindes ijt fie nicht 
berechtigt. Der Vormund des 
Kindes bat, joweit der Mutter 
die Sorge zufteht, die rechts 
liche Stellung eines Beiſtandes. 


$ 169. Die Mutter ver 
liert die elterliche Gewalt, wenn 
fie eine neue Ehe eingeht. Sie 
behält jedodh unter den im 
8 1696 beitimmten Beſchränk— 
ungen das Recht und die Pflicht, 
für die Perjon des Kindes zu 
jorgen. 


$ 1698. Wird für das Kind 
ein Vormund bejtellt, weil die 
elterlihe Gewalt des Baters 
ruht oder verwirft ift, oder 
weil die Bertretung des Kindes 
dem Vater entzogen ijt, oder 
wird fir die Erziehung des 
Kindes an Stelle des Vaters 
ein Pfleger beftellt, ſo ſteht der 
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Mutter die Sorge für die 
Perſon des Kindes neben dem 
Bormund oder dem Pfleger 
in gleicher Weiſe zu wie nad 
8 1634 neben dem Vater. 


Fünfter Titel, 


Rechtliche Stellung der Kin- 
der aus nichtigen Ehen. 


‚5.16%. Ein Sind aus einer 
nichtigen Ebe, das im Falle 
der Gültigkeit der Ehe ehelich 
fein wiirde, gilt al3 ehelich, ſo— 
fern nicht beide Ehegatten die 
Nichtigfeit der Ehe bei der 
Eheichließgung gekannt haben. 

Dieſe Vorſchrift findet Feine 
Anwendung, wenn die Nichtig: 
feit der Ehe auf einem Form⸗ 
mangel beruht und Die Che 
nit in das Heirathsregiſter 
eingetragen worden ift. 


Das Rechtsver— 


g 1700. 
hältniß zwiſchen den Eltern 
und einem Kinde, das nad) 
S 1699 als ebelich gilt, beſtimmt 
ſich. ſoweit fich nicht aus den 
len, 1702 ein Anderes er: 
gibt, 


nach den Vorſchriften, 


die für ein Kind aus einer ges | 


beide Ehegatten für fchuldig 
erflärt find. 

‚8170. War dem Vater 
die Nichtigfeit der Ehe bei der 
Eheichließung befannt, jo bat 
er nicht die aus der Vaterfchaft 
ergebenden Rechte. Die elter= 
lihe Gewalt fteht der Mut— 
ter zu. 





ſchiedenen Ehe gelten, wenn liches Kind verlangen. 


1702. War der Mutter 
die Nichtigkeit der Ehe bei der 
Eheſchließung befannt, jo bat 
fie in, — des Kindes 
nur diejenigen Rechte, welche 
im Falle der Scheidung der 
allein für ſchuldig erklärten 
Frau zuſtehen. 


Stirbt der Vater oder en— 
digt ſeine elterliche Gewalt aus 
einem anderen Grunde, ſo hat 
die Mutter nur das Recht und 
die Pflicht, für die Perſon des 
Kindes zu ſorgen; zur Ber: 
tretung des Kindes ift fie nicht 
berechtigt. Der Bormund des 
Kindes hat, joweit der Mutter 
die Sorge zufteht, die rechtliche 
Stellung eines Beiftandes,. 


,‚ Die Borichriften des Ab. 2 
finden au dann Anwendung, 
wenn die elterliche Gewalt des 
Vaters wegen jeiner Gejchäfts- 
a oder nad $ 1677 
ruht. 


‚s 1708. Gilt das Kind 
nicht al3 ehelich, weil, beiden 
Ehegatten die Nichti feit Der 
Ehe bei der Eheichliegung be— 
fannt war, jo fann es gleich- 
wohl von dem Water, folange 
er lebt, Unterhalt wie ein ehe— 
| . Das 
im $ 1612 Ab. 2 beftimmte 
Recht ſteht dem Vater nicht zu. 


8 1704. Iſt die Ehe wegen 
Drohung anfechtbar und än— 
gefodhten, jo ſteht der anfecht- 
ung3berechtigte Ehegatte einem 
Ehegatten gleich, dem die Nich— 
tigfeit der Ehe bei der Ehe— 
ihliegung unbefannt war. 
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Sechſter Titel. 


Rechtliche Stellung der un— 
ehelichen Kinder. 


8 1705. Das unebeliche 
Kind bat in Verhältniſſe zu 
der Mutter und zu den Ver— 
wandten der Mutter die recht- 
liche Stellung eine3 ehelichen 
Kindes. 

$ 1706. Das uneheliche 

Kind erbält den Familien- 
namen der Mutter. 
‚. Führt die Mutter in Folge 
ihrer Verheirathung einen an: 
deren Namen, jo erhält das 
Kind den Familiennamen, den 
die Mutter vor der Verhei— 
ratbung geführt bat. Der Ehe— 
mann der Mutter kann durch 
Erklärung gegenüber der zu— 
ftändigen Behörde dem Finde 
mit Einwilligung des Kindes 
und der Mutter — Namen 
ertheilen; die Erklärung des 
Ehemanns ſowie die Einwillig— 
ungserklärungen des Kindes 
und der Mutter ſind in öffent— 
lich beglaubigter Form abzu— 
geben. 

1707. Der Mutter ſteht 
nicht die elterliche Gewalt über 
das uneheliche Kind zu. Sie 
hat das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon des Kindes zu 
ſorgen, zur Vertretung des 
Kindes ift fie nicht berechtigt, 
Der Vormund des Kindes bat, 
joweit der Mutter die Sorge 
zusteht, die rechtliche Stellung 
eines Beiltandes. 


—— — — — 





$ 1708. Der Vater des un: | 


ehelichen Kindes ift verpflichtet, 
dem Rinde bis zur Vollendung 
des jechzehnten Lebensjahrs den 
der Rebensitellung der Mutter 
entiprechenden Unterhalt zu ges 
währen. Der Unterhalt um 
faßt den geſammten Lebens— 
bedarf jowie die Koften der 
Erziehung und der Vorbildung 
zu einem Berufe. 

Iſt das Kind zur Zeit der 
Vollendung des fechzehnten 
Lebensjahrs in Folge körper— 
licher oder geiftiger Gebrechen 
außer Stande, ſich jelbft zu 
unterhalten, jo bat ibm der 
Vater auc über diejegeit hinaus 
Unterhalt zu gewähren; die 
Vorſchrift des 8 1603 Abi. 1 
findet Anwendung. 

$ 1709. Der Vater ift vor 
der Mutter und den mütter- 
lihen Verwandten des Kindes 
unterbaltspflichtia. 

Soweil die Mutter oder 
ein unterhaltSpflichtiger müt— 
terlicher Verwandter dem Finde 
den Unterhalt gewährt, gebt 
der Unterhaltsanſpruch des 
Kindes gegen den Vater auf 
die Mutter oder den Ver— 
wandten über. Der Uebergang 
kann nicht zum Nachtheile des 
Kindes geltend gemacht werden. 

$s 1710. Der Unterhalt iſt 
durch Entrichtung einer Geld— 
vente zu gewähren. 

Die Rente ift für drei 
Monatevorauszuzahlen Durch 
eine Vorausleiltung für eine 
Ipätere Zeit wird der Vater 
nicht befreit. 

Hat das Kind den Beginn 
des Wierteljahrs erlebt, jo ge— 


bührt ihn: der volle auf das 
Vierteljahr entfallende Betrag. 
51711. Der Unterhalt kann 
auch für die Bergangenbeit ver: 
langt werden. 
5 1712. Der Uuterhaltsan= 
anſpruch erlifcht nicht mit dem 








Tode des Vaters; er Steht dem | 


Kinde aucd dann zu, wenn der 
Vater vor der Geburt des Kin— 
des geitorben it. 

Der Erbe de3 Vaters ift 
berechtigt, das Kind mit dem 
Betrag abzufinden, der dem 
Finde als Pflichttheil gebübren 


wirde, wenn es ebelich wäre. | 
' wand verlangen. 


Sind mehrere uneheliche Kin: 


der vorhanden, jo wird Die | 
Abfindung jo berechnet wie 


wenn fie alle ehelich wären. 
$ 1713. Der Unterhalts- 
anfpruch erlischt miit dem Tode 


des Kindes, foweit er nit auf 


Erfüllung oder Schadenserjag 


wegen Nichterfüllung für die | 


Vergangenheit oder auf jolche 
im voraus zu bewirfende Leift: 
ungen gerichtet ift, Die zur Zeit 
des Todes des Kindes fällig 
find. 

Die Koften der Beerdigung 
hat der Pater zu tragen, ſo— 
weit ihre Bezahlung nicht von 
den Erben des Kindes zu er: 
langen ift. 

51714. Eine Vereinbarung 
zwiichen dem Bater und den 


Kinde iiber den Unterhalt für | 


die Zufunft oder über eine an 
Stelle des Unterhalt3 zu ge= 
währende Abfindung bedarf 
der Genehmigung des Vor— 
mundſchaftsgerichls. 

Ein unentgeltlicher Verzicht 
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‚ auf den Unterhalt für die Zus 


kunft iſt nichtig. 

$ 1715. Der Vater iſt ver— 
pflichtet, der Mutter die Koften 
der Entbindung ſowie die Koiten 
des Unterhalts für die erſten 
ſechs Wochen nach der Ent— 
bindung und, falls in Folge der 
Schwangerſchaft oder der Ent: 


bindung weitere Aufwendungen 
nothwendig werden, auch Die 


dadurch entitehenden Koſten zu 





weilige Verfügun 





erſetzen. Den gewöhnkichen Be— 


trag der zu erſetzenden Koſten 


fan die Mutter ohne Rück— 
fiht auf den wirklichen Auf: 


Der Anſpruch Steht der 
Mutter aud) dann zu, wenn 
der Water vor der Geburt des 
Kindes geitorben oder wenn 
das Find todt geboren iſt. 

Der Anſpruch verjährt in 
vier Jahren. Die Verjährung 
beginnt mit dem Ablaufe von 
ſechs Wochen nach der Geburt 


des Kindes. 


$ 1716. Schon vor der Ge 


burt des Kindes fanıı auf An: 


trag der Mutter durch einit- 
angeordnet 
werden, dab der Vater den für 
die erften drei Monate dem 
Finde zu gewährenden Unter: 
halt al8bald nach der Geburt 
an die Mutter oder an den 
Vormund zu zahlen und den 
erforderlihen Betrag ange 
mejjene Zeit vor der Geburt 
zu binterlegen bat. In gleicher 
Weile kann auf Antrag der 
Mutter die — des ge⸗ 
wöhnlichen Betrags der nach 
Ss 1715 Abſ. 1 zu erſetzenden 


VII Titel: Legitimation unehelicher Kinder. 


Koſten an die Mutter und die 
Hinterlegung des erforderlichen 
Betrags angeordnet werden. 





‚Zur Erlaffung der einit- 
weiligen Verfügung ift nicht 
erforderlich, daß eine Gefährd: 


ung des Anſpruchs glaubhaft | 


gemacht wird. 
$ 1717. Als Vater des un: 


ebelihen Kindes im Sinne der | 


88 1708 bi3 1716 gilt, wer der 
Mutter 
pfängnißzeit beigewohnt bat, 
e3 jeı denn, daß aud ein Anz 
derer innerhalb dieſer Zeit bei: 
gewohnt hat. Eine Beiwohn— 
ung bleibt jedocd außer Be— 
trat, wenn e3 den Umſtänden 
nach offenbar unmöglich ift, 
daß die Mutter das Find aus 
dDiefer Beimohnung empfan: 
gen bat. 


Als Empfängnißzeit gilt die 
Zeit von dem einhunderteins 
undachtzigiten bis zu dem drei— 
hundertundzweiten Tage vor 
dem Tage der Geburt des Kin— 
des, mit Einſchluß ſowohl des 


einhunderteinundachtzigſten als 


des 
Tages. 


S 1718. Wer ſeine Vater— 
Ihaft nad) der Geburt des 
Kindes in einer öffentlichen 
Urfunde anerkennt, fann id; 
nicht darauf berufen, dab ein 
Anderer der Mutter innerhalb 
Den Empfängnißzeit beigewohnt 

abe. 


dreihundertundzweiten 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. Bd. (Reichsgeſetze XXIV, Bd.) 


innerhalb der Em: | 
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Siebenter Titel. 


Segitimation unehelicher 
Kinder. 


I. Legitimation durd nad): 
folgende Ehe. 


8 1719. Ein unebeliches 
Kind erlangt dadurd, daß fid) 
der Pater mit der Mutter 
verheiratbet, mit der Eheſchließ— 
ung die recdtlihe Stellung 
eines ehelichen indes. 

Ss 1720. Der Ehemann der 
Mutter gilt als Pater des 
Kindes, wenn er ihr innerhalb 
der im $ 1717 Abi. 2 beftinin= 
ten Empfängnißzeit beigewohnt 
hat, es ſei denn, daß es den 
Umſtänden nach offenbar un— 
möglich iſt, daß die Mutter 
das Kind aus dieſer Beiwohn— 
ung empfangen hat. 

Erkennt der Ehemann ſeine 
Vaterſchaft nach der Geburt 
des Kindes in einer öffentlichen 
Urkunde an, ſo wird vermuthet, 
daß er der Mutter innerhalb 
der Empfängnißzeit beigewohnt 
habe. 

s 1721. Sit die, Ehe der 
Eltern nichtig, jo finden Die 
Vorichriften der 88 1699 bis 
1704 entiprechende Anwendung. 

g 1722. Die Eheichliegung 


zwiſchen den Eltern bat für 


| 


die Abkömmlinge des unehe— 
lichen Kindes die Wirkungen 
der Legitimation auch dann, 
wenn das Kind vor der Ehe— 
ſchließung geſtorben iſt. 

19 
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II. Ehelichfeit3erflärung. 


8 17283. Ein umneheliches | 


Kind kann auf Antrag feines 
Vaters durch eine Verfügun 
der Staatsgewalt für ehelich 
erflärt werden 

Die Ebelichkeitserflärung 
ftebt dem Bundesftaate zu, 
den: der Vater angehört; i 
der Vater ein Deutjcher, der 
feinem Bundesitaat angebört, 
ſo ftebt fie dem Neichfanzler zu. 
‚ Ueber die Ertbeilung der 
einen Aundesjtaate zuſtehen— 
den Ehelichkeitserklärung bat Die 
Landesregierung zu beitinmen. 

s 1724. Die Ebelichfeit3- 
erklärung kann nicht unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbe— 
ſtimmüng erfolgen. 

s 1725. Der Antrag muß 
die Erklärung des Vaters ent— 





balten, daß er das Kind als 


das jeinige anerfenne. 

8 1726. Zur Ehelichkeits— 
erflärung ift die Einwilligung 
des Kindes und, wenn Das 
Kind nicht das einundzwan— 
zigſte Lebensjahr vollendet bat, 
die Einwilligung der Mutter 
erforderlich. Sit der Vater ver— 


beirathet, jo bedarf er auch der | 


Einwilligung jeiner Frau. 
3 Die Einwilligung bat dem 
Vater oder der Behörde gegen: 


iiber zu erfolgen, bei welcder 
der Antrag einzureichen it; | \ 
ı der 


fie ift umwiderruflich. 
Die Einwilligung der Mut: 


ter iftnichterforderlih,wenndie | 


MutterzurAbgabe einer®rklär: 


ung dauernd außer Stande | 


oder ihr Aufenthalt dauernd 
unbefannt iſt. Das Gleiche 
ilt von der Einwilligung der 
rau des Vaters. 

$ 1727. Wird die Einwillig- 
ung ton der Mutter ver- 
weigert, jo fann fie auf Ans 
trag des Kindes Durch Das 
Vormundicaftsgeriht erſetzt 
werden, wenn das Unterbleiben 


ft | der Ehelichfeitserflärung dem 


Finde zu unverbältnikmäßigem 
Nachtbeile gereihen würde. 

$ 1728. Der Antrag auf 
Ehelichkeitserklärung ſowie Die 
Einwilligung der im $ 1726 
bezeichneten Berlonen kann 
nicht durch einen Vertreter er— 
folgen. 

Iſt das Kind geſchäftsun— 
fähig oder bat es nicht das 
vierzehnte Lebensjahr vollen 
det, jo fann jein gefeßlicher 
Vertreter die Einwilligung mit 
Genehmigung des Pormund- 
Ihaftsgericht3 ertbeilen. 

s 1729. Sit der Vater in 
der Geſchäftsfähigkeit beibränft, 
ſo bedarf er zu dem Antrag, 
außer der Zuſtimmung ſeines 
geſetzlichen Vertreters, der Ge— 
nehmigung des Vormund— 


ſchaftsgerichts. 





Iſt das Kind in der Ge— 
ſchäſtsfähigkeit beſchränkt, so 
gilt das Gleiche für die Er— 
theilung ſeiner Einwilligung. 

Iſt die Mutter des Kindes 
oder die Frau des Vaters in 
Geſchäftsfähigkeit be— 
ſchränkt, ſo iſt zur Ertheilung 
ihrer Einwilligung die — 
ſtimmung des geſetzlichen Ver— 
treters nicht erforderlich. 
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1730. Der Antrag, jowie 
die Einwilligunggerllärung der 
im $ 1726 bezeichneten Wer: 
fonen bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung. 

17 ft der Antrag 
oder die Einwilligung einer der 
im $ 1726 bezeichneten Per— 


jonen anfechtbar, jo gelten für | 
die Anfehtung und für Die 
PBeltätigung der anfechtbaren | 


Bang die Borfchriften der 
881 1729. 

gl Tree. Die Ebelichkeits— 
erflärung ift nicht zuläſſig, wenn 
zur Zeit der Erzeugung des 
Kindes Die Ebe zwilchen den 


Eltern nach 81310 Abi. 1 wegen 


Berwandtichaft oder Schwäger: 
ſchaft verboten war. 





s 1733. Die Chelichfeit3= 


erfiärung fann nicht nach dem 
Tode de3 Kindes erfolgen. 
Nach dem 


Tode des Vaters 


it die Ehelichkeitäerflärung nur | 


autälfin, wenn der Vater den 
ntrag bei Der zuftändigen 
Behörde eingereicht oder bei 


oder nach der gerichtlichen oder | 
notarielen Beurfundung des | 
Antrags das Gericht oder den 


Notar 
betraut bat. 

Die nah) den Tode des 
Baterd erfolgte Ehelichkeitser— 
Härung bat die gleiche Wirkung, 
wie wenn fie vor dem Tode 
des „oler erfolgt wäre. 

8 1734. Die Ebelichkeit3- 
erflärung kann verjagt werden, 
auch wenn ihr ein geietsliches 
Hindernig nicht entgegeniteht. 

Ss 1735. Auf die Wirkſam— 
feit der Ehelichkeitserklärung 


mit der Einreichung | 
Pflicht, 


Kinde 
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it es ohne Einfluß, wenn der 
Antragiteller nicht der Vater 
de3 Kindes ift oder wenn mit 
Unreht angenommen worden 
ift, daß die Mutter des Kindes 
oder die Frau des Vaters zur 
Abgabe emer Erklärung dau= 
ernd außer Stande oder ihr Auf: 
enthalt dauernd unbefannt ſei 
8 1736. Durch die Ebelich- 
feitserklärung erlangt das Rind 
die rechtlihe Stellung eines 


| „Kindes, 


37. Die Wirfungen der 
Ghelihfeitgerftärung eritreden 
fih auf die Abfünmmlinge des 
Kindes; fie erftreden ſich nicht 
auf Die Verwandten des Vaters. 
Die Frau des Vaters wird nicht 
nit dem Finde, der Ehegatte 
des Kindes wird nicht mit dem 
Vater verichwägert. 

Die Rechte und Bflichten, 
die fih aus den Perwandt- 
ichaftsverhältniffe zwiichen deni 
Kinde und feinen Verwandten 
ergeben, bleiben unberührt, 
joweit niht das Geſetz ein 
Anderes vorichreibt. 

8 1738. Mit der Ehelich- 
feit? - Erklärung verliert Die 
Mutter das Recht und Die 
für die Perſon des 
Kindes zu jorgen. Hat fie dent 
Kinde Unterbalt zu gewähren, 
jo treten Recht und Pflicht 
wieder ein, wenn die elterliche 
Gewalt des Baters endigt oder 
wenn fie wegen Geſchäftsun— 
fähigfeit des Vaters oder nad 
8 1677 ruht. 
$ 1739. Der Vater ift dem 
und deſſen Ablömm— 
lingen vor der Mutter und 


19* 
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den mütterlichen Verwandten 
zur Gewährung des Unterhalts 
verpflichtet. 

s 1740. Will der Vater 
eine Ehe — während er 
die elterliche Gewalt über das 
Kind bat, jo finden die Vor— 
ichriften der SS 1669 bis 1671 
Anwendung. 


Achter Titel, 
Annahme an Kindesitatt. 


s 1741. Wer feine ehelichen 

Abkömmlinge bat, kann durd) 
Vertrag mit einem Anderen 
diejen an Hindesftattannehmen. 
Der Bertrag bedarf der Beitä- 
tigung durch das zuſtändige 
Gericht. 
8 1742. Die Annahnıe an 
Kindesitatt kann nicht unter 
einer Bedingung oder einer 
Beitbeitimmung erfolgen. 

$ 1783. Das Vorhandene 
fein eine3 angenommenen 
Kindes Steht einer weiteren 


Annahme an Kindegitatt nicht | 


entgegen. 


$ 174. Der Annehmende ı 8 
‚ der in den 88 


muß das fünfzigite Lebensjahr 
vollendet haben und mindeſtens 
achtzehn Jahre Älter fein als 
das Kind, 

s 1745. Bon den Erforder- 
nifjen des $ 1744 kann Befrei— 
ung bewilligt werden, von der 
Vollendung des fünfzigften 


Rebensjahrs jedoch nur, wenn | 


der Annehmende volljährig ift. 


Die Bewilligung jteht dem 
Bundesitaate zu, dem der Anz | 








nehmende angehört; ift, der 
Annehbmende ein Deutſcher, 
der feinem YBundesftaat ange: 
bört, fo ftebt die Bewilligung 
den Reichskanzler zu. 

Ueber die Ertbeilung der 
einem YBundesftaate zuſtehen— 
den Bewilligung bat die Landes— 
regieruung zu beftinmen. 

5 1746. Wer verbeiratbet 
ift, kann nur mit Einwilligung 
jeineg Ehegatten an Kindesitatt 
annehmen oder angenommen 
werden. 

Die Einwilligung iſt nicht 
erforderlich, wenn der Ehegatte 
zur Abgabe einer Erklärung 
dauernd außer Stande oder 
ſein Aufenthalt dauernd unbe— 
kannt iſt. 

8 1747. Ein eheliches Kind 
fann bis zur Vollendung des 
einundzwanzigften Lebensjahrs 
nur mit Ginwilligung der 
Eltern, ein uneheliche8 Rind 
fann bis zum gleichen Lebens— 
alter nur mit Einwilligung 
der Mutter an Kindesſtatt an 

enommen werden. Pie Vor: 
chrift des $ 1746 Abſ. 2 finder 
entiprecbende Anwendung. 

8 1748. Die Einwilligung 
1746, 1747 be: 


| —— Perſonen hat dem 





unehmenden oder dem Kinde 
oder dem für die Beſtätigung 
des Annahmevertrags zuſtän— 
digen Gerichte gegenüber zu 
erfolgen; fie ift umpiderruflich. 
Die Einwilligung fann nicht 
durch einen Bertreter ertheilt 
werden. Sit der Einwilligende 
in der Geichäftsfäbigfeit be= 
Ichräuft, jo bedarf er nicht der 
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ra jeines gefeglihen | mundfchaftsgeriht die Geneh— 


ertreterö. 

Die Einwilligunggerklärung 
bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 

8 1749. Als gemeinschaft: 
Jiches Kind Fann ein Kind nur 
von einem Ehepaar ange 
nommen erden. : 

Ein angenommenes Kiud 
fann, Solange das durd Die 
Annahme begriindete Rechts— 
verhältniß beiteht, nur von dem 
Ehegatten de3 Annehmenden 
an Kindesſtatt angenommen 
iverden, 

8 1750. Der Annahme— 
vertrag fann nicht durch einen 
Vertreter geichlofien werden. 
Hat das Kind nicht das vier- 
zehnte Lebensjahr vollendet, 
jo fann jein geſetzlicher Ver— 
treter den Vertrag mit Ge— 
nehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts ſchließen. 

Der Annahmevertrag muß 

bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Theile vor Gericht oder 
vor einem Notar geſchloſſen 
werden. 
81731. Iſt der Annehmende 
in der Geſchäftsfähigkeit be— 
ſchränkt, ſo bedarf er zur Ein— 
gehung des Vertrags, außer 
der Zuſtimmung ſeines geſetz- 
lichen Vertreters, der Geneh— 
migung de? Vormundſchafts— 
gerichts. 

Das Gleiche gilt für das 











Kind, wenn es in der Geſchäfts- 
tragſchließenden find jchon vor 
der Betätigung gebunden. 


fäbigfeit beſchränkt iſt. 

$ 1752. Will ein Vormund 
feinen Mündel an Kindesitatt 
annehmen, jo joll das Por: 
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migung nicht ertbeilen, folange 
der Vormund im Amte it. 
Will Jemand feinen früheren 
Miündel an Kindesſtatt ans 
nehmen, jo ſoll das Vormund— 
ſchaftsgericht die Genehmigung 
nicht ertheilen, bevor er über 


ſeine Verwaltung Rechnung 


gelegt und das Vorhandenſein 


des Mündelvermögens nach— 


gewieſen hat. 

Das Gleiche gilt, wenn ein 
zur Vermögensverwaltung be— 
ſtellter Pfleger ſeinen Pflegling 
oder ſeinen früheren Pflegling 
an Kindesſtatt annehmen will. 

Ss 1753. Die Beſtätigung 
des Annahmevertrags kann 
nicht nach dem Tode des Kindes 
erfolgen. 

ach dem Tode des An— 
nehmenden iſt die Beſtätigung 
nur zuläſſig, wenn der An— 
nehmende oder das Kind den 
Antrag auf Beſtätigung bei 
dem zuſtändigen Gericht ein— 
gereicht oder bei oder nach der 
gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung des Vertrags das 
Gericht oder den Notar mit 
der Einreichung betraut hat. 

Die nach dem Tode des 
Annehmendenerfolgte Beſtätig— 
ung hat die gleiche Wirkung, 
wie wenn ſie vor dem Tode 
erfolgt wäre. 

8 1754. Die Annahme an 
FKindesitatt tritt mit der Be— 
ftätigung in Kraft. Die Ver: 


Die Beftätigung ift nur zu 
verfagen, wenn ein gejetliches 
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Erforderniß der Annabıne an | 
die | 


Stindesitatt feblt. Wird 
Betätigung endgültig veriagt, 
jo verliert der Vertrag jeine 


raft. 
s 1755. Sit der Annahme— 


vertrag oder die Einwilligung | 


einer der in den 88 1746, 1747 


bezeichneten Berjonen anfecht— | 


bar, jo 


des anfechtbaren Rechtsgeſchäfté 
die Borjchriften des 8 1748 
Abi. 2, des 8 1750 Abi. 1 und 
des S 171. 

Ss 1756. 
feit der Annahme an Kindes— 
statt ift eg ohne Einfluß, wenn 
bei der Beltätigung des Anz 
nabmevertrags mut Unrecht 
angenommen worden ut. 
eine der in den SS 1746, 174, 
bezeichneten Perſonen zur Ab: 
gabe einer Erklärung dauernd 
außer Stande oder ihr Aufent: 
balt dauernd unbekannt jei. 

$ 1757. Durch die Annahme 
an Kindesſtatt erlangt das Kind 
die rechtlibe Stellung eines 
chelibhen Kindes des An— 
nehmenden. 

Wird von einem Ehepaare 
gemeinſchaftlich ein Kind an— 
genommen oder nimmt ein 


gelten für die Anfecht- 
ung und für die Betätigung | 


Auf die Wirkfiams | 


ungeinen anderen Namen fübrt, 
joerhältes den Familiennamen, 
den Die Frau vor der Ver 
beiratbung geführt bat. Sn 
den Fällen des $ 1757 Abi. 2 
erhält das Sind den Familien⸗ 
namen des Mannes. 


Das Kind darf dem neuen 
Namen ſeinen früheren u. 
liennamen binzufügen, fofern 
nicht in dem Anna mevertrag 
ein Anderes beſtimmt ift. 

$ 1759. Durch die Annahme 
an Kindesſtatt wird ein Erb- 
recht für den Annehmenden 
nicht begriindet, 

Ss 1760. Der Annehmende 
bat über das Vermögen Des 


Kindes, joweit ed auf Grund 


daß | 


' Berfiberung Der 


der elterlien Gewalt jeiner 
Verwaltung unterliegt, auf 
jeine Koſten ein Verzeichniß 
aufzunehmen und dem Vor— 
mundſchaftsgericht einzureichen; 
er hat das Verzeichniß mit der 
Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit zu verſehen. 
Iſt das eingereichle Verzeich— 


niß ungenügend, ſo findet bie 


Ehegatte ein Kind des anderen | 


Ehegatten an, jo erlangt das 
Kind Die rechtliche Stellung 
eine gemeinjchaftlichen ehe— 
lihen Sindes der Ehegatten. 

s 1758. Das Kind erbält 
den Kamiliennamen des Anz 
nehmenden.. Wird das Kind 
von ciner Frau angenommen, 
die in Folge ihrer Berbeiratb: 


Vorſchrift des $ 1640 Abi. 2 
Sab 1 Anwendung. 

Erfült der Annehbmende 
die ibm nach Abi. 1 —— 
Verpflichtung nicht, jo fann 
ib dag Rormundfhaftsgericht 
die Vermögensverwaltung ent= 
zieben. Die Entziehung kann 
jederzeit —— wer⸗ 


en. 

s 1761. Will der Anneh— 
mende eine Ehe eingeben, wäb: 
rend er Die elterliche Gewalt 
iiber das Kind bat, jo finden 


VIII Titel: Annahme an Kindesftatt. 
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die Vorſchriften der 88 1669 | wieder ein, wenn die elterliche 


big er Anwendung. 

s 1762. Die Wirkungen der 
Annahme an Sindesitatt er= 
ftreden fih auf die Abkömm— 
linge de3 Kindes. Auf einen 
ur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
— bkömmling 
und deſſen ſpäter geborene 


Abkömmlinge erſtrecken ſich die 


Wirkungen nur, wenn der Ver— 
trag auch mit dem ſchon vor- 
handenen FL ge= 
ihlefi en wird 

8 1768. Die Wirkungen der 
Annahme an Pindesitatt er— 
ftrecden fich nicht auf die Ver: 
wandten des Annehmenden. 
Der Ehegatte des Annehmen: 
den wird nicht mit den Finde, 
der Ehegatte des Kindes wird 
nit mit dem Annehmenden 
verichwänert. 


8 1764. Die Rechte und 


Pflichten, die fih aus dem 
Berwandtichafts = Berbältniffe 
zwiichen dem Rinde und jeinen 
PBerwandten ergeben, werden 
Durch die Annahme an Kindes: 
ftatt nicht berührt, joweit nicht 
das Feſes ein Anderes vor— 
ſchreib t. 

Ss 1765. Mit der Annahme 
au nindesftatt verlieren Die 
leiblichen Eltern die elterliche 
Gewalt iiber das Find, Die 
uneheliche Mutter da? Recht 











Die Aufhebung 


und die Pflicht, für die Berion | 


des Kindes zu jorgen. 

Hat der Pater oder Die 
Mutter dem Kinde Unterhalt 
u gewähren, jo treten dag 


echt und die Wilicht, für die 


Perjon des Kindes zu forgen, 


' alle de3 $ 1611 
' leiblichen Verwandten der aufs 


Gewalt des Annehmenden 
endigt oder wenn fie wegen 
Geſchäftsunfähigkeit des An⸗ 
nehmenden oder nach 8 1677 
ruht. Das Recht zur Ver— 
tretung des Kindes tritt nicht 
wieder ein. 

Ss 1766. Der Annebmende 
iſt dem Kinde und denjenigen 
Ablömmlingen des Kindes, auf 
welche fich die Wirkungen der 
Annahme erftrefen, vor den 
leiblichen Rerwandten des 
Kindes zur Gewährung des 
Unterhalt3 verpflichtet. 

Der Annebmende ſteht im 
Abſ. 2 den 


ſteigenden Linie gleich. 


$ 1767. In dem Annahmez 
vertra e ann die Nußnießung 
de8 Annehmenden an den 
Vermögen Des Kindes ſowie 
das Erbrecht des Kindes dent 
Annehmenden gegenüber aus— 
gejchlofjen werden, 

Im Uebrigen fönnen die 
Wirkungen der Annahme au 
Kindesstatt in dem Annahme— 
un nicht geändert werden, 


$ 1768. Das durd) die An= 
nahıne an Rindesitatt begrün- 
dete Nechtsverbältniß kann 
wieder aufgehoben werden. 
fann nicht 
unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeſtimmung erfolgen. 
Die Aufbebungertolgt durch 
Vertrag zwiſchen dem Anneh— 
menden, dem Finde und den— 
jenigen Abfömmlingen des 
Kindes, auf welche fich Die 
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Wirkungen der Annahme er— 
reden. 

Hat ein Ehepaar gemein« 
ibarttich ein Kind angenomnıen 
oder hat ein Ehegatte ein Kind 
de3 anderen Ebegatten anges 
nommen, jo it zu der Aufs 
bebung die Mitwirkung beider 
Ehegatten erforderlich. 

8 1769. Nah den Tode 
des Kindes fünnen die iibrigen 


Berbeiligten das zwiichen ihnen 
Nechtsverbältniß 


beſtehende 

durch Vertrag aufheben. Das 

Gleiche gilt in den Fällen des 

81757 

eines der Ehegatten. 
S 


den Vorichriften des 8 1741 
1753 bis 1755 gelten auch für 
die Aufhebung. 

s 1771. Schließen Berjonen, 
die Durch Annahme an Kindes— 
ftatt verbunden find, der Vor: 
ichrift des $ 1311 zuwider eine 





bi. 2 nach dem Tode 





ihließung die Aufhebung des 


durch die Annahme zwiſchen 
‚ ihnen begründeten Rechtsver— 


bältnifjes ein. 

Sit die Ehe nichtig, jo wird, 
wenn dem einen &begatten 
die elterliche Gewalt iiber den 
anderen zuſteht, dieſe mit der 
Cheichliegung verwirft. Die 
Verwirkung tritt nicht ein, 
wenn Die Nichtigfeit der Ehe 
auf einem Formmangel beruht 
und die Ehe nicht in das Hei— 
rathöregifter eingetragen wor— 
den iſt. 

s 1772. Mit der Aufheb— 


ung der Annahme an Kindes— 
Die fir die Anz | 
nahme an Kindesitatt gelten= 


ftatt verlieren das Kind und 
diejenigen Abkömmlinge Des 


‚ Kindes, auf welche fich die Auf 
Sat 2 und der $$ 1750, 1751, 


bebung erftredt, dag Recht, den 
Familiennamen des Anneh— 
menden zu führen. Dieſe Vor— 
ſchrift findet in den Fällen des 
$ 1757 Abi. 2 feine Anwend— 
ung, wenn die Aufhebung nach 
den Tode eines der Ehegatten 


Ebe, jo tritt mit der Ehbes | erfolgt. 


Dritter Abjchnitt. 
Dormundichaft. 


Erſter Titel. 
Dormundfchaft über Min— 
derjährige. 


I. Anordnung der Bormund- 
ſchaft. 


s 1773. Ein Minderiähri— 
ger erbält einen Bormund, 


wenn er nicht unter elterlicher 
Gewalt ſteht oder wenn Die 
Eltern weder in den die Berjon 
noch in den das Vermögen bes 
treffenden Angelegenheiten zur 
Vertretung des Minderjährigen 
berechtigt find. 


Ein Minderjähriger erhält 
einen VBormund auch danı, 


I. Titel: Vormundſchaft über Minderjährige. 








wenn jein Familienſtand nicht | 


zu ermitteln ift. 
s 1774 Das Vormund— 
ihaftsgericht hat die Vormund— 


ordnen, 
s 1775. 
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wenn ihm zur Zeit feines To— 
des die elterliche Gewalt iiber 
das Kind zuſteht; er hat dieſes 





Recht nicht, wenn er in den 
ſchaft von Amtswegen anzu 


die Perſon oder in den dag 


‚ Vermögen betreffenden Ange— 


Da3 Pormunds | 


ichaftSgericht foll, jofern nicht 


bejondere Griinde für die Be: 
lellung mebrerer Vormünder 
vorliegen, fiir den Mündel und, 
wenn mehrere Geſchwiſter zu 
bevormunden find, fir alle 
Mündel nur einen Vormund 
bejtellen. 

s 1776. Als Vormünder 
find in nachſtehender Reihen— 
ige berufen: 


Das 


. wer von dem Vater des 


Mündels als Vormund be: 
nannt iſt; 


2. wer von der ehelichen Mut- 


ter des Mitndel3 als Vor: 
mund benannt ilt; 

. der Großvater des Mün— 
del3 von väterlicher Seite: 


os 


4. der Groß ater des Miünz | 


dels von mütterlicher Seite; 


Die Großväter find nicht 


berufen, wenn Der ündel 
von einem Anderen als dem 
Ehegatten ſeines Vaters oder 
feiner Mutter an Kindesſtatt 
angenommen ilt. Das Gleiche 
gilt, wenn derjenige, von wel— 
ben der Mündel abitanımt, 
von einem Anderen als dem 


Ehegatten jeines Vaters oder 


feiner Mutter an Sindesitatt 


angenommen ift und die Wirk 


ungen der Annahme ſich auf 
den Miindel erjtreden. 
s 1777 


Der Bater fann | 





einen Vormund nur benennen, | 


legenhetten nicht zur Vertret— 
ung des Kindes berechtigt iſt. 
Sleihe gilt für Die 
Mutter. 

Der Bater kann für ein 
Kind, das erft nach ſeinem 
Tode geboren wird, einen Vor— 
mund benennen, wenn er Dazu 
berechtigt fein würde, falls das 
Kind vor feinem Tode geboren 
wäre. 

Die Berennung des Porz 
mundeserfolgt durch leßtwillige 
Verfügung. 

s 1778. Wer nad $ 1776 
al3 Vormund berufen ift, darf 
ohne jeine Zuſtimmung nur 
ütbergangen werden, wenn er 
nad den SS 1780 bis 1784 
nicht zum Bormunde bejtellt 
werden kann oder joll oder 
wenn er an der Uebernabme 
der Vormundichaft verhindert 
iſt oder die Uebernahme ver— 
zögert oder wenn ſeine Beſtell— 
ung das Intereſſe des Mün— 
dels gefährden würde. 

Iſt der Berufene nur vor— 
übergehend verhindert, ſo hat 
ihn das Vormundſchaftsgericht 
nach dem Wegfalle des Hin— 
derniſſes auf ſeinen Antrag 
an Stelle des bisherigen Vor— 
mundes zum Vormunde zu 
beſtellen. 

Für eine Eheſrau darf der 
Mann vor den nah $ 1776 
Berufenen, für ein uneheliches 
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Kind darf die Mutter vor | 


dem Großvater zum Tormunde 
bejtellt werden. 
Neben dem Berufenen darf | 


nur mit deſſen Zuftimmmung | 
ein Mitvormund beftellt wer- 


den, 

s 1779. Sit die Bormundz 
ichaft nicht einen nach $ 1776 
Berufenen zu übertragen, To 
bat das Bormundicaftsgericht 
nad Anbörung des Gemeinde— 
wailenratb8 Den 
auszuwählen. 


ſol eine Perſon auswäblen, 
die nach ihren perſönlichen Ver— 
hältniſſen und ihrer Vermö— 
genslage ſowie nach den ſon— 
ſtigen Umſtänden zur Führung 
der Vormundſchaft geeignet iſt. 
Bei der Auswahl iſt auf das 
religiöſe Bekenntniß des Mün— 
dels Rückſicht zu nehmen. 


berückſichtigen. 

s 1780. Zum Vormunde 
kann nicht beitellt werden, wer 
geihäftsunfäbig oder wegen 
Geiſtesſchwäche, Verſchwendung 
oder Trunkſucht entmündigt iſt. 

s 1781. 
joll nicht beitellt werden: 

1. wer minderjährig oder nad) 
Ss 1906 unter vorläufige 
Bormundfcaft geitellt iſt; 

2, wer nach $ 1910 zur Be: 
jorgung feiner Vermögens— 


angelegenbeiten einen Pfle- 


ger erhalten bat; 

‚wer in Konkurs geratben 
ift, während der Dauer des 
Konkurſes; 


co 


rathet ift, 
ſtimmung ihres Mannes zum 
Vormunde beſtellt werden. 

Verwandte und Verſchwägerte 
des Miindels ſind zunächit zu | 


Zum Bormunde 





4. wer der bürgerlichen Ehren: 
rechte fir dertuftig erflärt 
ift, ſoweit ſich nicht aus 
den Vorſchriften des Straf: 
a ein Anderes er— 
gie 
s 1782. Bun Bormunde 

ſoll nicht beftellt werden, wer 

durch Anordnung des Vaters 
oder der ehelichen Mutter des 


Miündels von der Bormunds 
ſchaft ausgeichlofien ift. Die 
VPormund | 

Vater al3 Bormund Benann— 
Das Vormundſchaftsgericht 


Mutter kann den von dem 


ten nicht ausichliegen. 
Aufdie Ausichliegung finden 


| die Vorſchriften des 8 1777 


Anwendung. 

s 1783. Eine Frau, Die 
mit einem Anderen al3 dem 
Vater des Miindel3 verhei= 
joll nur mit Bus 


s 1784. Ein Beanter oder 
Heligionsdiener, der nach den 


Landesgeſetzen einer beſonderen 


Erlaubniß zur Uebernahme 
einer Vormundſchaft bedarf, 
ſoll nicht ohne die vorgeſchrie⸗ 
bene Erlaubniß zum Vormunde 
beſtellt werden. 

s 1785. Jeder Deutſche 


* 


hat die Vormunñdſchaft, für die 


er don dem Vormundſchafts 
gericht ausgewählt wird, zu 
übernehmen, ſofern nicht ſeiner 
Beſtellung zum Vormund einer 
der in den SS 1780 bis 1784 
net Gründe entgegen= 
ſteht 

s 1786. Die Uebernahme 
der Vormundſchaft kann abs 
lehnen: 
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1. eine Frau; 

. wer das jechzigfte Lebens: 
jahr vollendet bat; 

. wer mehr al3 vier minder: 
jährige ebeliche Kinder hat; 


ein von einem Anderen an 





Kindesitatt angenommenes | 
Kind wird nicht gerechnet; ı 


. wer durch Krankheit oder 


durch Gebrechen verbindert | 


it, Die Vormundſchaft ord: 
nungsmäßig zu fübren; 

. wer wegen Entfernung 
ſeines MWohnfiges von dem 
Site des Vormundſchafts— 
gerichts die Vormundſchaft 
nicht ohne beſondere Be— 
läſtigung führen kann: 

. wer nach $ 1844 zur Sicher: 
heits-Leiltung angehalten 
wird; 


gemeinfchaftlichen Führung 
der Vormundichaft beftellt 
werden joll; 


mundjchaft oder Pflegſchaft 
führt; die Vormundſchaft 
oder PBilegichaft iiber meh— 
rere Gejchwifter gilt nur 
al3 eine; die Führung von 
zwei Gegenvormundſchaften 


. wer niit einem Anderen zur | 


‚ wer mehr al3 eine Bors | 


iteht der Führung einer 


Vormundihait gleich. 


Das Ablehnungsrecht er- 


liſcht, wenn es nicht vor der 
Beſtellung bei dem Vormund— 
ſchaftsgerichte geltend gemacht 
wird. 

8 1787. 
nahme der Vormundſchaft ohne 


Mer die Ueber: 


Grund ablehnt, ift, wenn ihm | 
ein Verjchulden zur Laſt fällt, _ 
für den Schaden verantworts . 
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lich, der dem Mündel dadurch 
entiteht, daß fich Die Beſtellung 
des Vormundes verzögert. 

Erklärt das Vormund— 
ihaftsgeriht die Ablehnung 
für unbegründet, fo bat der 
Ablehnende, unbefchadet der 
ihn zuftebenden Rechtsmittel, 
die Vormundichaft auf Erfor: 
dern des Bormundicdaftsges 
richt vorläufig zu übernehmen. 

Ss 1788. Das Vormund— 
schaftsgericht fann Den zum 
Vormund Ausgewählten durch 
Drdnungsftrafen zur Ueber— 
nahme der Bormundjchaft ans 
halten. | 

Die einzelne Strafe darf 
den Betrag von dreibhundert 
Mark nicht überfteigen. Die 
Strafen dürfen nurin Zwiſchen— 
räumen von mindeltens einer 
Woche verhängt werden. Mebr 
al3 drei Strafen Dürfen nicht 
verhängt werden. 

s 1789. Der Bormund 
wird von den Vormundſchafts— 
gerichte Durch Verpflichtung zu 
treuer und gewiljenbafter Führ— 
ung der Bormundichaft beitellt. 
Die Verpflichtung ſoll mittelft 
Handſchlags an Eidesitatt er: 
folgen. \ 

s179%0. Bei der Beitellung 
des Vormundes Tann die Ent: 
laflung für den Fall vorbe= 
balten werden, daß ein be= 
ſtimmtes Ereigniß eintritt oder 
nicht eintritt. 

s 1791. Der Bormund ers 
bält eine Beitallung. 

Die Beitallung jo entbal= 
ten den Namen und die Zeit 
der Geburt des Miindels, Die 
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Namen des Vormundes, des 
Gegenvormundes und der Mit: 
vormünder ſowie im alle der 
Theilung der PVormundicaft 
die Art der Theilung. it ein 


Familienrath eingejegt, jo ift | 


auch Died anzugeben. 

$ 1792. Neben dem Vor— 
munde fann ein Gegenvormund 
beftellt werden. 

Ein Gegenvormund fol be: 
ftelt werden, wenn mit der 
Vormundſchaft eine Vermö— 
gensverwaltung verbunden iſt, 
e3 jei denn, daß die Verwalt— 
ung nicht erheblich oder daß die 
Vormundſchaft von mebreren 
Vormündern gemeinſchaftlich zu 
führen iſt. 

Iſt die Vormundſchaft von 
mehreren Vormündern nicht 
gemeinſchaftlich zu führen, ſo 
kann der eine Vormund zum 
Gegenvormunde des anderen 
beſtellt werden. 


Auf die Berufung und Ber | 


ftelung des Gegenvormundes 
finden die für Die Berufung 
und Beitellung des Bormundeg 
geltenden Vorſchriften Ans 
wendung. 


II. Führung der Bormund- 
ſchaft. 


s 1793. Der Vormund bat 
das Recht und die Prlicht, für 
die Berion und das Vermögen 
des Mündels zu forgen, ins— 
beiondere den Mündel zu ver: 
treten. 

s 179%. Das Recht und die 
Pflicht des VBormundes, für 
die Berfon und das Vermögen 








des Mündels zu forgen, er= 

ftredt jich nicht auf Angelegen: 

beiten des Mündels, für die 
ein Pfleaer beitellt ift. 

179. Der Bormund 
fann den Miindel nicht ver— 
treten: 

1. bei einem Rechtsgeſchäfte 
zwiichen feinen Ehegatten 
oder einen feiner Berwande 
ten in gerader Linie einer= 
feit8 und dem Mündel an: 
dDererjeit3, es jei denn, dag 
das Nechtsgeihäft aus— 
Ihließlich in der Erfüllung 
einerBerbindlichkeit beftebt; 

2. bei einem Rechtsgeſchäfte, 
das die Uebertragung oder 
Belaftung einer Durch 
Pfandrecht, Hypothek oder 
Bürgſchaft geſicherten For— 
derung des Mündels gegen 
den Vormund oder die Auf— 
bebung oder Minderung 
dieſer Sicherheit zum Gegen: 
ftande hat oder die Ver— 
pflihtung des Mündels zu 
einer ſolchen Uebertragung, 
Belaftung, Aufhebung oder 
Minderung begründet; 

3. bei einem Rechtsſtreite 
zwilchen den in Nr. 1 be= 
zeichneten Perſonen ſowie 
bei einem Rechtsſtreit über 
eine Angelegenheit der in 
Nr. 2 bezeichneten Art. 
Die Vorſchrift des 8 181 

bleibt unberübrt. 

s 17%. Das PVBormunde 
ſchaftsgericht kann dem Vor— 
munde die Vertretung für ein— 
zelne Angelegenheiten oder für 
einen beſtimmten Kreis von 
Angelegenheiten entziehen. 
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Die Entziehung ſoll nur 
erfolgen, wenn das Intereſſe 
des Miindel3 zu dem nterefie 
des Vormundes oder eines von 
dieſem vertretenen Dritten oder 
einer der im $ 1795 Nr. 1 be: 
zeichneten Perſonen in erheb— 
lihem Gegeniaße ftebt. 

s 1797. Mebrere Vormün— 
der führen die Bormundjcaft 

emeinſchaftlich. Bei einer 

einungsverichiedenheit ent— 
Icheidet das Vormundſchafts— 
gericht, jofern nicht bei der Be: 
ftellung ein Anderes beſtimmt 
wird. 

Das Bormundichaftsgericht 
fann die Führung der Vor— 
mundichaft unter mehrere Vor: 
minder nad beftinnmten Wirk: 
ungskreiſen vertheilen. Inner— 
halb des ihm überwieſenen 
Wirkungskreiſes führt jeder 
Vormund die Vormundſchaft 
ſelbſtändig. 

Beſtimmungen, die der 
Bater oder die Mutter für 
die Enjheidung von Meine 
ungsverjchiedenheiten zwiſchen 
den von ihnen benannten Vor: 
mindern und für Die Ders 
tbeilung der Geichäfte unter 
dieje nadı Maßgabe des 8 1777 
etroffen bat, find von dem 

ormundjichaftsgerichte zu be= 
folgen, Sofern nicht ihre Bes 
folgung das Intereſſe des Mün— 
dels gefährden würde. 

5 1798. Steht die Sorge 
fiir die Berfon und die Sorge 
für daS Vermögen des Mün— 
del3 verjchiedenen Vormün— 
dern zu, fo entjcheidet bei einer 
Meinungsverichiedenheit iiber 
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die Vornahme einer ſowohl die 
Perſon als das Vermögen des 
Mündels betreffenden Hand— 
lung das Vormundſchaftsge— 


richt. 

s 1799. Der Gegenvor— 
mund bat darauf zu achten, 
daß der Pormund die Vor— 
mundjchaft pflihtmäßig führt. 
Er bat dem Bormundicafts- 
gerichte Pflichtwidrigfeiten des 
Bormundes ſowie jeden Fall 
unverzüglich anzuzeigen, in 
welhem das Vormundſchafts⸗ 
gericht zum Einjchreiten berufen 
it, insbejondere den Tod des 
Vormundes oder den Eintritt 
eine3 anderen Umſtandes, in 
Folge defjen das Amt des Vor— 
mundes endigt oder die Ent: 
laffung des Bormundes erfor: 
derlich wird. 

Der Bormund hat dem 
Gegenvormund auf Verlangen 
über Die Führung der Vor— 
mundſchaft Auskunft zu er— 
theilen und die Einſicht der 
ih auf die Bormundichaft be: 
ziehenden Bapiere zu geftatten. 

. 8, 1300. Das Recht und 
die Prliht des Vormundes, 
für die Perſon des Mündels 
zu jorgen, beſtimmt fich nad 
den für Die elterlihe Gewalt 
geltenden PVorichriften der 88 
1631 bis 1633. 

$ 1801. Die Sorge für die 
religiöje Erziehung des Mün— 
del3 fann dem Vormunde von 
dem Bormundichaftsgericht ent: 


zogen werden, wenn der Por: 


mund nicht dem Bekenntniß 
angehört, in dem der Miindel 


| zu erzieben ift. 
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$ 1802. Der Bormund bat 
das Bermögen, das bei der 
Anordnung der Bormundicaft 
vorbanden ift oder jpäter dem 
Mündel zufällt, zu verzeichnen 
und das Verzeichniß, nachdem 
er es mit der Verſicherung der 
Richtigkeit und VBollitändigfeit 
verjeben bat, dem Vormund— 


ichaftsgericht einzureichen. Iſt unter Lebenden getroffen bat, 








ein Gegenvormund vorhanden, 


fo hat ihn der VBormund bei 


der Aufnahme des VBerzeich- | 


niſſes zuzuzieben; 


vormunde mit der Berfiherung 
der Richtigkeit und Bollftändig: 
feit zu verjeben. 


nes, da8 Ver⸗ 
zeichniß ift auch von dem Gegen: | 


Der Bormund darf mit 
Genehmigung des Vormund— 
Ihaftsgeriht3 von den Anord- 
nungen abweichen, wenn ihre 
Befolgung das Intereſſe des 
Miindel3 gefährden würde. 

Zu einer Abweihung von 
den Anordnungen, Die ein 
Dritter bei einer Suwendung 


ift, folange er lebt, feine Zus 
ſtimmung erforderlich und ge: 
niügend. Die Zuſtimmung des 
Dritten fann durch das Vor: 
mundſchaftsgericht erjett wer: 


' den, wenn der Dritte zur Ab— 





Der Vormund kann fich bei 
der Aufnahme des Verzeich-⸗ 
niſſes der Hitlfe eines Beanıten, | 
eine Notar oder eines ans | 


deren Sachverſtändigen be— 
dienen. 

Iſt das eingereichte Ver— 
zeichniß ungenügend, ſo kann 
das Vormundſchaftsgericht an— 


ordnen, daß das Verzeichniß 
durch eine zuſtändige Behörde 


oder durch einen zuſtändigen 
Beamten oder Notar aufge— 
nommen wird. 

$ 18038. Was der Mündel 
von Todeswegen erwirbt oder 
was ihm unter Qebenden von 
einem Dritten umentgeltlich 
zugewendet wird, bat der Vor— 
mund nach den Anordnungen 
des Erblaffers oder de3 Dritten 
zu verwalten, wenn die Anord: 
nungen von dem Erblaſſer 
durch 


legtwillige Verfiigung, 





gabe einer Erflärung dauernd 
außer Stande oder fein Auf— 
entbalt dauernd unbekannt ift. 
. 51804. Der Vormund fann 
nicht in Vertretung des Min: 
dels 2 Schenfungen machen. 
Ausgenommen find Schenk: 
ungen, durch die einer fittlichen 
Pflicht oder einer auf Den Ans 
ftand zu nehmenden Rückſicht 
entiprocen wird. 
8 1805. Der Bormund 
darf Vermögen des Mündels 


‚ nicht für fich verwenden. 


$ 1806. Der Bormund bat 
da8 zum Vermögen des Mün— 
del3 gehörende Geld verzinslic 
anzulegen, joweit es nicht zur 


Beſtreitung von Ausgaben be: 
‚ reit zu halten iſt. 


von dem Dritten bei der Zu: 


wendung getroffen worden ſind. 


Ss 1807. Die im $ 1806 
vorgejchriebene Anlegung von 
Miindelgeld joll nur erfolgen: 
1. in Forderungen, für Die eine 
jihere Hypothek an einen 
inländischen Grundſtücke be: 
ftebt, oder in icheren Grund: 
ichulden oder Rentenjchuls 
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den an inländischen Grund: 
jtüden; 

2. in verbrieften Forderungen 
gegen das Reich oder einen 
Bundesitaat jowie in For- 
derungen, Die in das Reichs— 
fhuldbub oder in das 
Staat3-Schuldbuh eines 
Bundesftaat3 eingetragen 
find; 

3. in verbrieften Forderungen, 
deren Berzinfung von dem 
Reiche oder einem Bundes: 
ftaate gewäbrleiftet iſt; 

4. in Wertbpapieren, 
fondere Riandbriefen, jowie 
in verbrieften Forderungen 
jeder Art gegen eine inlän= 
diſche kommunale Körper— 
ſchaft oder die Kreditanſtalt 
einer ſolchen Körperſchaft, 
ſofern die Werthpapiere oder 
die Forderungen von dem 
Bundesrathe zur Anlegung 
von Mündelgeld für geeig— 
net erklärt ſind; 

5. bei einer inländiſchen öffent— 
lichen Sparkaſſe, 
von der 


| 
| 
| 


insbe⸗ | 





börde des Bundesſtaats, in 


welchem ſie ihren Sit bat, 

ur Anlegung von Mündel— 

geld fiir geeignet erklärt it. 

Die Landesgejege können 
für die innerhalb ihres Gelt— 
ungsbereichs belegenen Grund: 
ftücfe Die Grundfäße beſtimmen, 
nach denen Die Sicherheit einer 
Hppotbef, einer Grundſchuld 
oder ar Rentenſchuld feitzu: 
ftellen ift. 


\haftlich geführt wird. 
Ä 18511. 
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Weiſe erfolgen, jo iſt das Geld 
bei der Reſchsbank, bei einer 
Staalsbant oder bei einer an- 
deren durch Qandesgejek dazu 
für geeignet erklärten inländi: 
ſchen Banf oder bei einer Hin= 
Irene Sue —“ 


Vorwund ſoll 
— * 1807 Abſ. 1 
Nr. 5 oder nad F 1808 nur 
mit der Beſtimmung anlegen, 
daß zur Erhebung des Geldes 
die Genehmigung des Gegen— 
vormundes oder des Vormund— 
ſchaftsgerichts erforderlich iſt. 

8 1810. Der Vormund ſoll 
die in den 88 1806 bis 1808 
vorgeſchriebene Anlegung nur 
mit Genehmigung des Gegen— 
vormundes bewirken; die Ge— 
nehmigung des Gegenvormuns 
des wird durch Die Genehmig— 
ung des Vormundſchaftsge— 
richts erſetzt. Iſt ein Gegen— 
vormund nicht vorhanden, ſo 


ſoll die Anlegung nur mit Ge— 
nehmigung des Vormund— 
wenn fie | 
uftändigen Bes 


ſchaftsgerichts erfolgen, ſofern 
nicht die Vormundicaft von 
mehreren VBormindern gemeine 


Das Pormunde 


| ihaftsnericht fann aus bejon- 


deren Gründen dem Vormund 
eine andere Anlegung als die 
in den 88 1807, 1808 vorge= 


| ichriebene aeftatten. 
S 


812. Der Pormund 
fann über eine Forderung oder 
iiber ein anderes Net, Fraft 


deſſen der Miindel eine Leift: 

8 1808. Kann die Anleg: 
ung den Umftänden nach nicht 
in der im $ 1807 bezeichneten 


ung verlangen fann, ſowie über 
ein Wertbpapier des Mitndels 
nur mit Genehmigung des 
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Gegenvormundes verfügen, jo: 
fern nicht nad den 88 1819 


Pormundjcaftsgericht3 erfor: 
derlib ill. Das Gleiche gilt 
von der Eingehung der Vers 
pflichtung zu einer ſolchen Ver— 
fügung. 


die Erhebung von Geld, bei 


deſſen Anlegung ein Anderes 
bi3 1822 die Genehmigung des 


beſtimmt worden ift. Die Be— 
freiung nach Abſ. 1 Nr. 3 gilt 
auch nicht für die Erhebung 


' von Geld, das nah $ 1807 
Abſ. 1 Nr. 1.6i8 4 angelegt ift. 


Die Genehmigung des Ges 


genvormundes wird durch Die 
Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts erſetzt. 

Iſt ein Gegenvormund nicht 
vorhanden, ſo tritt an die Stelle 


der Genehmigung des Gegen- 


vormundes die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts, ſo— 
fern nicht die Vormundſchaft 
von mehreren Vormündern 
gemeinſchaftluich geführt wird. 


8 1813. Der Vormund bes | 


darf nicht der Genehmigung 

des Gegenvormundes zur An— 

nahme einer gefchuldeten Leiſt— 

ung: x. 

1. wenn der Gegenitand der 
Reiftung nicht in Geld oder 
Merthpapieren beftebt; 

2. wenn der Anfpruch nicht 
mehr als dreihundert Marf 
beträgt; 

3. wenn Geld zuridgezablt 
wird, das der Bormund ans 
gelegt bat; 

4. wenn der Anspruch zu den 
Nußungen des Mündelver— 
mögens gebört; 

5. wenn der Anfpruc auf Er: 
ftattung von Koſten 
Kündigung oder der Rechts: 
verfolgung oder auf jonftige 
Mebenleiftungen gerichtet ih. 
Die Befreiung nah Abi. 1 

Nr. 2, 3 erftredt ſich nicht auf 





' auf den 


. $1814. Der Bormund bat 
die zu dem Vermögen des 
Mündels gehörenden Inhaber— 
papiere nebſt den Erneuerungs— 
ſcheinen beieiner Hinterlegungs⸗ 
ſtelle oder bei der Reichsbank 
mit der Beſtimmung zu hinter— 
legen, daß die Hexausgabe der 
Papiere nur mit Genehmigung 
des Vormundſchafts-Gerichts 
verlangt werden kann. Die 
Hinterlegung von Inhaber— 
papieren, die nach $ 92 zu den 
verbraudhbaren Sachen gehören, 
jowie von Zins-, Nenten= oder 
Gewinnantbeiliceinen ift nicht 
erforderlih.. Den Inhaber— 
papieren jtehen Drderpapiere 
gleich, die mit Blanfoindofjas 
ment verjehen find. 

5 1815. Der Bormund 
kann die Inhaberpapiere, ftatt 
fie nad) ee zu hinterlegen, 

| amen des Mündels 
mit der Beltimmung ums 
jchreiben lafjen, daß er über 
ſie nur mit Genehmigung des 


Vormundſchafts-Gerichts ver: 


' don 


fiigen fann. Sind die Bapiere 


dem Reiche oder einem 


' Bundesstaat ausgeftellt, fo fann 


der | 


er fie mit der gleihen Be— 
ſtimmung in Buchforderungen 
gegen das Neich oder den Bun— 


desſtaat umwandeln laſſen. 


Sind Inhaberpapiere zu 
hinterlegen, die in Buchforder— 
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ungen gegen daS Reich oder | $ 1814.oder nad) $ 1818 hinter: 
einen Bundesitaat umgewan- | legten Wertbpapiere oder Koft- 


delt werden Fönnen, jo fann 
da3 Vormundichaftsgeriht an— 
ordnen, daß fie nach Abi. 1 
in Buchforderungen umgewane 
delt werden. 

$ 1816. Gehören Bud 
forderungen gegen das Reid) 
oder gegen einen Bundesſtaat 
bei der Anordnung der Vor— 
mundichaft zu dem Vermögen 
des Miindel3 oder erwirbt der 
Mündel fpäter ſolche Forder— 
ungen, ſo hat der Vormund in 
das Schuldbuch den Vermerk 
eintragen zu laſſen, daß er 
über die Forderungen nur mit 
Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts verfügen kann. 

8 1817. Das Vormund— 
ſchaftsgericht kann aus beſon— 
deren Gründen den Vormund 
von den ihm nad) den 88 1814, 
1816 obliegenden Berpflidht= 
ungen entbinden. 
..$ 1818. Das Bormund- 
ihaftsgeriht fann aus beſon— 
deren Gründen anordnen, daß 


der Bormund auch ſolche zu | 


dem Vermögen des Mündels 
gehörende Werthpapiere, zu 
deren Hinterlegung er nad) 
; 1814 nicht verpflichtet ift, 
owie Koftbarkeiten des Mün— 
del3 in der im $ 1814 bezeich— 
neten Weiſe zu hinterlegen bat; 
auf Antrag de3 Bormundes 
fann Die Hinterlegung von 
Binde, Nenten- und Gewinn— 
antbeiljcheinen angeordnet wer: 
den, auch wenn ein bejonderer 
Grund nicht vorliegt. _ 

$ 1819. Solange die nad) 





| 


Bayerns Gejete u. Gefegbüher XXXIV 


. Bd. (MReichdgefege XXIV. BD.) 


barfeiten nicht zurüdfgenommen 

find, bedarf der Vormund zu 

einer Verfiigung über jie und, 
wenn Sppothefene, Grund= 

Ihuld= oder Rentenjchuldbriefe 

hinterlegt find, zu_einer Ver— 

lgung über die Hypotheken— 
orderung, die Grundſchuldoder 
die NRentenfchuld der Genehmig— 
ung des Vormundſchaftsge— 
richts. Das Gleiche gilt von 
der Eingehung der Verpflicht— 
ung zu einer ſolchen Verfügung. 

8 Sind Inhaber— 
papiere nach 1815 auf den 

Namen des Mündels umge— 

ſchrieben oder in Buchforder— 

ungen umgewandelt, ſo bedarf 
der Vormund, auch zur Ein— 
gebung, der Berpflichtung zu 
einer Verfügung über Die ſich 
aus der Umschreibung oder 
der Umwandlung ergebenden 

Stammforderungen der Ges 

nehmigung des Vormund— 

ſchaftsgerichts. 

Das Gleiche gill, wenn bei 
einer Buchforderung des Mün— 
dels der im $ 1816 bezeichnete 

Vermerk eingetragen ilt. 
$ 1821. Der Bormund bes 

darf der Genehmigung Des 

Vormundſchaftsgerichts: 

1. zur Verfügung über ein 
Grundſtück oder über ein 
Recht an einem Grundſtücke; 

2. zur Verfügung über eine 
Forderung, die auf Ueber— 
tragung des Eigenthums 
an einem Grundſtück oder 
auf Begründung oder Ueber: 
tragung eines Rechtes an 

20 
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einem Grundſtück oder auf 
Befreiung eines Grund— 
ſtücks von einem ſolchen 
Rechte gerichtet iſt; 

3. zur Eingehung, der Vers 
pflichtung zu einer der in 
Nr. 1, 2 bezeichneten Ver— 
füigungen; 

4, zu einem PVertrage, der auf 
den entgeltlihen Erwerb 
eines Grundftiid3 oder eines 
Nechtes an einem Grund— 
ſtücke gerichtet it. 

Zu den Rechten an einem 

Grundftüd im Sinne dieſer 

Vorſchriften gehören nicht Hy— 





pothefen, Grundichulden und | 


ann 


1822. Der Bormund bes | 


darf der Genehmigung des 
Vormundichaftsgerichts: 

1. zu einem Rechtsgeſchäfte, 
durch das der Mündel zu 
einer Verfügung über ſein 
Vermögen im Ganzen oder 
iiber eine ihm angefallene 


Erbichaft oder über feinen 


fünftigen geſetzlichen Erb— 


theil oder ſeinen künfti-— 


gen Pflichttheil verpflichtet 

wird, ſowie zu einer Ver— 

fügung über den Antheil 
des Mündels an einer 
Erbſchaft; 

2. zur Ausſchlagung einer 
Erbſchaft oder eines Vexr— 
mächtniſſes, zum Verzicht 
auf einen Pflichttheil ſo— 
wie zu einem Erbtheil— 
ungsvertrage; 

3. zu einem Vertrage, der 
auf den entgeltlichen Er— 
werb oder die Veräußerung 


eines Erwerbsgeſchäfts ge: | 





—10. 


richtet iſt, ſowie zu einem 
Geſellſchaftsvertrage, der 
zum Belrieb eines Er: 
werbsgeſchäfts eingegan— 
gen wird; 


‚zu einem Pachtvertrag 


über ein Landgut oder 
einen gewerblichen Be— 
trieb; 


.zu einen Mieth- oder 


PBachtvertrag oder einem 
anderen PVertrage, durch 
den der Mündel zu wieder: 
fehrenden Leiſtungen ver: 
pflichtet wird, wenn das 
Bertragsverbältnig länger 
als ein Kabr nad) der Vol: 
lendung des einundzivan: 
zigten Lebensjahrs Des 

ündels fortdauern ſoll; 
zu einem Lehrvertrage, 
der fiir längere Zeit als 
ein Jahr geſchloſſen wird: 


. zu einem auf die Ein 


gebung eines Dienft= oder 
lrbeitsverhältniſſes ge— 
richteten Vertrage, wenn 
der Mündel zu perſön— 
lichen Leiſtungen für län— 
gere Zeit als ein Jahr 
verpflichtet werden ſoll: 


‚zur Aufnahme von Geld 


auf den Kredit des Min: 
del3 ; 


. zur Ausitellung einer 


Schuldverichreibung auf 
den Inhaber oder zur Ein: 
gehung einer Verbindlich 
feit aus einem Wechſel 
oder einem anderen Ba: 
piere, da3 durch Indoſſa— 
ment übertragen werden 


ann; 
zur MUebernahme einer 





fremden Verbindlichkeit, 
insbejondere zur Eingeh: 
ung einer Bürgſchaft; 
11. zur Ertheilung einer Pro: 
ura; 
zu einem Vergleich oder 
einem Schiedsvertrag, es 
ſei denn, daß der Gegen— 
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ftand des Streite oder | 


der Ungemwißheit in Geld 
ihätsbar ilt und den Werth 
von dreihundert Marf 
nicht überiteigt; 

18. 
durh das die für eine 
Borderung de3 Mündels 
eitehende Sicherheit auf: 
gehoben oder gemindert 
* die Verpflichtung dazu 

— wird. 
$ 1823. Der Vormund ſoll 


riht ohne Genehmigung des 


Bornundichaftsgeriht8 ein 
neue® Grwerbsgeihäft im 
Namen des Mündels beginnen 
oder ein beſtehendes Erwerbsge⸗ 
ihäft des Mündels auflöfen. 

s 1824. Der Bormund 
kann Gegenftände, zu deren 
Veräußerung die Genehmigung 


zu einem Rectögefchäfte, | 
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zeichneten Rechtsgefchäiten eine 
allgemeine Ermächtigung er: 
theilen. 

Die Ermädtigung ſoll nur 
ertheilt werden, wenn fie zum 
Bwede der Vermögensverwalt= 
ung, ingbejondere zum Be— 
trieb eines Erwerbsgeſchäfts, 
erforderlich iſt. 

8 Das Vormund— 
ſchaftsgericht ſoll vor der Ent— 
ſcheidung über die zu einer 
Handlung des Vormundes er— 
forderliche Genehmigung den 
Gegenvormund hören, ſofern 
ein ſolcher vorhanden und die 
Anhörung thunlich iſt. 

1827. Das Vormund— 
ſchaftsgericht ſoll den Mündel 
hören vor der Entſcheidung 
über die Genehmigung eines 
Lehrvertrand oder eines auf 
die Eingehung eines Dienit- 


‚ oder Arbeitsverhältniſſes ge: 
‚ richteten Vertrags und, wenn 


der Miindel daS vierzehnte 
Lebensjahr vollendet hat, iiber 
die Entlaffung aus den: Staats— 


verbande. 


des Gegenvormundes oder des 
Vormundſchaftsgerichts erfor⸗ 


derlich iſt, dem Mündel nicht 
ohne dieſe Genehmigung zur 
Erfüllung eines von dieſem 
geſchloſſenen Vertrags oder zu 
freier Verfügung überlaſſen. 
1825. Das ———— 
ſchaftsgericht kann dem Vor— 
munde zu Rechtsgeſchäften. zu 
denen nach 81812 die Geneh— 
migung des Gegenvormundes 
erforderlich iſt, 
im $ 1822 Nr. 8 


Hat der Miündel da acht— 
ehnte Lebensjahr vollendet, jo 
dot! ibn das Rormundicaitsge: 
richt, ſoweit tbunlich, aud; hören 
vor der Entſcheidung über die 
Genehmigung eines der im 
8 1821 und im $ 1822 Wer. 3 
bezeichneten Rechtsgeichäfte ſo⸗ 
wie vor der Entſcheidung über 


die Genehmigung des Beginns 


ſowie zu Den | 
bis 10 be⸗ 


oder der Auflöjung eines Ers 

WerDBgeIchiN 8. 

s 1828. Das Vormund— 

Ihaftsgericht kann die Geneh— 

migung zu einen Rechtsge— 
20* 
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ihäfte nur dem Bormunde 
gegeniiber erklären. 

$ 1829. Schließt der Vor⸗ 
mund einen Vertrag, ohne die 
erforderlihe Genehmigung des 
Vormundicaftsgerihts, fo 
hängt die Wirkfamfeit des Ver: 
trag don der nachträglichen 
Genehmigung des Vormunds 
Ihaft3geriht8 ab. Die Ges 
nehmigung jowie deren Ver— 
weigerung wird dem anderen 
Theile gegenüber erft wirflam, 
wenn fie ihm Durd den Vor— 
mund mitgetheilt wird. 


den 
darüber auf, ob die Geneh— 
migung ertheilt jei, jo fann 
die ittheilung zur Geneh— 
migung nur bi zum Ablaufe 
von zwei MWocen nach dem 


Enmpfange der Aufforderung 


erfolgen; erfolgt fie nicht, jo 
gilt die Genehmigung als ver: 
weigert. 

Sit der Miindel volljährig 
geworden, jo tritt feine Ge— 
nehmigung an die Stelle der 


Genehmigung des VBormunds 
Mehrere neben einander ver= 


ſchaftsgerichts. 
$ 1830. Hat der Vormund 


dem anderen Theile gegenüber 
dem 


der Wahrheit zuwider die Ge: 
nehmigung des Bormunds 
ichaftsgericht3 behauptet, jo iſt 
der andere Theil bis zur Mit: 
theilung der nachträglichen Ge: 
nehmigung des 
jchaftögericht8 zum Widerrufe 


berechtigt, es jei denn, daß ihm | 


das Fehlen der Genehmigung 
bei den Abjchluffe des Ver— 
trag3 befannt war. 


ormund zur Mittbeilung 
mund zu einen: Rechtsgeichäfte 


ormunds | 


| 
| 
| 
| 
| 


' wenn Der 





8 18831. Ein einjfeitiges 
Nechtögeihäft, das der Vor: 
mund ohne Die erforderliche 
Genehmigung des Vormund— 
ihaftsgericht3 vornimmt, ift 
unwirkſam. Nimmt der Bor: 
mund mit diefer Genehmigung 
ein ſolches Rechtsgeſchäft einem 
Anderen gegenüber vor, fo ift 
das — — unwirkſam, 

ormund, die Ge— 
nehmigung nicht in ſchriftlicher 
Form vorlegt und der Andere 
das Rechtsgeſchäft aus dieſem 


Grunde unverzüglich zurück— 
ordert der andere Theil 





weift. 
$ 1832. Soweit der Vor— 


der Genehmigung des Gegen 
vormundes bedarf, finden Die 


Vorſchriften der 88 1828 bis 


1831 entiprechende Anwendung. 
1833. Der Bormund i 

den Mindel für den aus einer 

Pflichtverlegung entftehenden 


' Schaden verantwortlich, wenn 





i 


ihm ein Verſchulden zur Laſt 
fällt. Das Gleiche ailt von 
dem Gegenvormunde. 

Sind für den Schaden 


antwortlich, ſo haften ſie als 
Geſammtſchuldner. Iſt neben 
em Vormunde für den von 
dieſem verurſachten Schaden 
der Gegenvormund oder ein 
Mitvormund nur wegen Ver— 
letzung ſeiner Aufſichtspflicht 
verantwortlich, ſo iſt in ihrem 
Verhältniſſe zu einander der 
ormund allein verpflichtet. 

$ 1834. Verwendet der Vor⸗ 
mund Geld des Mündels für 
fi, jo hat er es von der Beit. 
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der Verwendung an zu ber: 
zinjen. 


$ 1835. Macht der Bor: 
mund zun Zwecke der ——— 
der Vormuündſchaft Aufwen— 
dungen, ſo kann er nach den 
den Auftrag Den 

— der 88 669, 670 
von dem Mindel Vorſchuß 
oder Eriat verlangen. Das 
gleihe Recht fteht den Gegen: 
vormunde zu. 


Als Aufwendungen gelten 
aub folde Dienfte des Vor— 
mundes oder des Gegenvor— 
munde3, die zu jeinem Ges 
werbe oder jeinem Bernfe ges 
hören. 


8 1886. Die Bormund- 
fhaft wird unentgeltlich ge— 
führt. Das Vormundſchafts— 
gericht kann jedody den Vor— 
mund und aus beſonderen 
Gründen auch dem Gegenvor: 
mund eine angemefjene Ver- 
gütung bewilligen. Die Be- 
willigung Soll nur erfolgen, | 
wenn das Vermögen des Münz | 
del3 fowie der Umfang und 
die Bedeutung der Vormund— 
ſchaftlichen Geſchäfte es recht- 
fertigen. Die Vergütung kann 
jederzeit für die Zukunft ge— 
ändert oder entzogen werden. 


Vor der Bewilligung, Aen— 
derung oder Entziehung ſoll 
der Vormund und, wenn ein 
Gegenvormund vor handen oder 

u beſtellen iſt, auch dieſer ge— 

—* werden. 
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III. Fü dA d 
Kenne —5— 


1837. Das Vormund— 
hat über die ge— 
ammte Thätigkeit des Vor— 
mundes und des Gegenvor— 
mundes die Aufſicht zu führen 
und gegen Pflichtwidrigkeiten 
durch geeignete Gebote und 
Berbote einzufchreiten. 

Das Bormundjchaftsgericht 
fann den Vormund und den 
Segenvormund zur Befolgung 
feiner Anordnungen Durch 
Ordnungsſtrafen anhalten. Die 
einzelne Strafe darf den Be— 
trag von dreihundert Marf 
nicht — 

81 Das Bormund- 
— kann anordnen, 

daß der Mündel zum Bwede 
der Erziehung in einer geeig- 
neten Familie oder in einer 
Erziehungsanftalt oder einer 
Beilerungsanitalt unterge— 
bracht wird. Steht dem Bater 
oder der Mutter die Sorge 

für die Perſon des Münde 
zu, ſo iſt eine ſolche Anord— 
nung nur unter den Voraus— 
a des 8 1666 zulälfig. 

8 1889. Der VBormund jo= 
wie der Gegenvormund bat 
dem Bormundihaftsgericht auf 
Perlangen jederzeit über Die 
Führung der VBormundichaft 
und iiber die perſönlichen Ver— 
bältnifie de8 Mündels Aus— 
funft us ertheilen. 

840. Der Vormund bat 
iiber * Vermögensverwal⸗ 
tung dem Vormundſchaftsge— 
richte Rechnung zu legen. 
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Die Rechnung iſt jährlich 
zu legen. Das Rechnungsjahr 
wird von dem VBormundicafts: 
gerichte beſtimmt. 

Iſt die Verwaltung von 
geringem Umfange, jo kann 
das Bormundicafts = Gericht, 
nachdem die Rechnung fiir dad 
erite Jahr gelegt worden ift, 
anordnen, Daß Die Rechnung 
für längere, höchſtens dreijäh- 
rige Beitabjchnitte zu legen ift. 

81841. Die Rechnung ſoll 
eine geordnete Zuſammenſtell— 
ung der Einnahmen und 
Ausgaben enthalten, iiber den 
Ab=- und Zugang des Per: 
mögens Auskunft geben und, 
joweit Belege ertheilt zu wer: 
den pflegen, mit Belegen ver 
ſehen jein. 

Wird ein Erwerbsgeſchäft 
mit kaufmänniſcher Buchführ— 
ung betrieben, ſo genügt als 
Rechnung eine aus den Büchern 
gezogene Bilanz. Das Vor— 
mundſchaftsgericht kann jedoch 
die Vorlegung der Bücher und 
ſonſtigen Belege verlangen. 

8 1842. Iſt ein Gegenvor— 
mund vorhanden oder zu be— 
ſtellen, ſo hat ihm der Vor— 
mund Die Rechnung unter 
Nachweiſung des Vermögens: 
beitande8 vorzulegen. Der 
Gegenvormund hat die Rech 
nung mit den Bemerkungen 
zu verſehen, zu denen die Prüf: 
ung ihm Anlaß gibt. 

’ 1843. Das Vormund— 
ihaftsgericht hat die Rechnun 
rehnungsmäßig und ſachli 
zu prüfen und, foweit erforder: 








ih, ihre Berichtigung und 
Ergänzung herbeizuführen. 

Antpriiche, die zwilchen dem 
Vormund und den Miündel 
itreitig bleiben, fünnen jchon 
vor der Beendigung des Vor: 
mundſchaftsverhältniſſes im 
Rechtswege geltend gemacht 
werden. 

s 1854. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann aus beſon— 
deren Gründen den Vormund 
anhalten, für das ſeiner Ver— 
waltung unterliegende Ber: 
mögen Sicherheit zu leiften. 
Die Art, und den Umfang der 
Sicerbeitäleiftung beſtimmt 
das ne ee Sa nad) 
jeinem Ermeſſen. Das Bor: 
mundichaftsgeriht kann, ſo— 
lange das Amt des Vormun— 
de3 dauert, jederzeit die Er: 
höhung, Minderung oder Auf- 
bebung der Sicherheit anord= 
nen. 

Bei der Beitellung, Wen: 
derung oder Aufbebung der 
Sicherheit wird die Mitwirl- 
ung des Mündels durch die 
Anordnung des Vormund— 
ſchaftsgerichts erſetzt. 

Die Koſten der Sicherheits— 
leiſtung ſowie der Aenderung 
oder der Aufhebung fallen dem 
Mündel zur Laſt. 

$ 1845. Will der zum Bor: 
munde beſtellte Vater oder die 
u Vormunde beſtellte eheliche 

utter des Mündels eine 
Ehe eingehen, ſo liegen ihnen 
die im $ 1669 beſtimmten Ber: 
pichlungen ob. 

Ss 1846. Sit ein Vormund 
noch nicht beitellt oder ift der 
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VBormund an der Erfüllung 
feiner Pflichten verhindert, jo 
bat das Vormundſchaftsgericht 
die im Intereſſe des Mündels 
erforderlihen Maßregeln zu 
treffen. 


s 1347. Das Bormunds 
ſchaftsgericht fol vor einer von 
ihm zu treffenden Entſcheidung 
auf Antrag des PVormundes 
oder des Gegenvormundes Ver: 
wandte oder Verichwägerte des 
Miindels hören, wenn e3 ohne 
erheblihe Verzögerung _ und 
ohne verhältnigmäßige Koften 
gelhehen fann. vn wichtigen 

ngelegenheiten joll die An— 
hörung auch ohne Antrag ers 
folgen; wichtige Angelegen— 
heiten ſind insbejondere Die 
BVolljährigfeitserflärung, die 
Erfeßung der Einwilligung 
zur Eheichliegung im alle 
des 3 1304, die Eriegung der 
Genehmigung im alle des 
$ 1337, die Entlaljung aus 
den Staatöverband und Die 
Todeserflärung. 


Die Verwandten und Ver: 
ihmwägerten fünnen von dem 
Mündel Erjag ihrer Auslagen 
verlangen; der Betrag der 
Auslagen wird von dem Vor: 
mundſchaftsgerichte feitgejeßt. 


$ 1848. Verletzt der Vor: 
mundicaftsrichter vorjäßlich 
oder fahrläjlig die ihm ob— 
liegenden Pflichten, jo ift er 
den Miindel nach 8 839 Abi 
1, 3 verantiwortlid. 


| 


0 
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IV. Mitwirkung des&emeinde- 
waifenraths. 


5 1349. Der Gemeindes 
wailenrath bat dem VBormund- 
ſchaftsgerichte die Perſonen 
vorzuſchlagen, die ſich im ein— 
zelnen Falle zum Vormunde, 
Gegenvormund oder Mitglied 
eines Familienraths eignen. 

$ . Der Gemeinde- 
waiſenrath hat in Unterftüß- 
ung desVormundſchaftsgerichts 
darüber zu wacen, daB Die 
Vormünder der ſich in feinem 
Bezirk aufhaltenden Miindel 
für die Perfon der Miindel, 
ingbejondere für ihre Erziehung 
und ihre, fürperlibe Pflege, 
pflihtmäßig Sorge tragen. & 
bat dem Vormundſchaftsgerichte 
Mängel und Pflichtwidrig— 
feiten, Die er in Diejer Hin— 
fiht wahrnimmt, anzuzeigen 
und auf Erfordern über das 
verfönlihe Ergeben und das 
Derhalten eines Mündels Aus: 
funft zu erteilen. 


— der Gemeinde⸗ 
waiſenrath Kenntniß von einer 
Gefährdung des Vermögens 


eines Mündels, ſo hat er dem 
Vormundſchaftsgericht Anzeige 
zu machen. 

$ 1851. Das Vormund— 
ſchaftsgericht hat dem Gemeinde— 
waiſenrathe die Anordnung 
der Vormundſchaft über einen 
ſich in deſſen Bezirk aufhalten— 
den Mündel unter Bezeich— 
nung des Vormundes und des 
Gegenvormundes ſowie einen 


in der Perſou des Vormundes 
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oder des Gegenpormundes ein: 
tretenden Wechſel mitzutbeilen. 

Wird der Aufenthalt eines 
Mündels in den Bezirk eines 
anderen Gemeindewaiſenraths 
verlegt, jo bat der Vormund 
den Gemeindeiwailenratbe des 


bisherigen Aufentbaltsort3und 
diefer dem Gemeindewaiiens | 
rathe de3 neuen Aufenthalts | 
mitzus | 
‚ den Vermögens dem Bormund: 
ſchaftsgericht einzureichen. Das 


ort3 die Verlegung 
theilen. 


V. Befreite Vormundſchaft. 


$ 1852. Der Vater kann, 
wenn er einen Vormund bes 
nennt, die Beitellung eines 
Gegenvormundes ausichliegen. 


Der Vater fann anordnen, 


daß der von ibm benannte 


Vormund bei der Anlegung 
von Geld den in den 88 1809, 
1810 beſtimmten Bejchränf: 
ungen nicht unterliegen und 
u den im $ 1812 bezeichneten 


echtögeichäften der Geneh⸗ 
migung des Gegenvormundes | 


oder des Vormundſchaftsge— 
richts nicht bedürfen ſoll. Dieſe 
Anordnungen ſind als getroffen 
anzuſehen, wenn der Vater die 
Beſtellung eines Gegenvor— 
mundes ausgeſchloſſen hat. 


8 1853. Der Vater kann 
den von ihm benannten Vor— 
mund von der Berpflichtung 
entbinden, Inhaber⸗ und Order: 
papiere zu hinterlegen und den 


im $ 1816 — Vers | 


merk in das Reichsſchuldbuch 
oder das Staatsſchuldbuch ein: 
tragen zu laſſen. 





‚ anordnen, daß Die 








$ 1854. Der Pater fann 


| den von ihm benannten Vor: 


mund von der PVerpflictung 
entbinden, während der Dauer 
jeine8 Amtes Rechnung zu 
legen. 

Der Vormund hat in einem 
ſolchen Falle nach dem Ablaufe 
von je zwei Jahren eine Ueber— 
fiht über den Beitand des 
feiner Verwaltung unterliegen 


Bormundichaft3= Gericht kann 
Ueberſicht 
in längeren, höchſtens fünfjäh— 
rigen —— einzu⸗ 
reichen iſt. 

Iſt ein Gegenvormund vor— 
handen oder zu beſtellen, ſo 
bat ihm der Bormund die 
Ueberfiht unter Nachweiſung 
des Vermögensbeſtandes vor= 
ar Der, Gegenvormund 
at die Ueberſicht mit den Be: 
merfungen zu verjeben, zu 
Pan die Prüfung ihn Anlaß 
gibt. 
‚5 1855. Benennt die ehe- 
liche Mutter einen VBormund, 
jo kann fie die gleichen Anord— 
nungen treffen wie nad Den 
88 1852 bi8 1854 der Bater. 

$ 1856. Auf die nach_den 
ss 1852 bis 1855 zuläffigen 
Anordnungen finden die Vor— 
ichriften des $ 1777 Anwendung. 

8 Die Anordnungen 
des Vaters oder der Mutter 
können von dem Vormund— 
ſchaftsgericht außer Kraft ge— 
ſetzt werden, wenn ihre Be— 
foigung das Intereſſe des Mün— 
dels gefährden würde. 
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VI Familienrath, 


$ 18558. Ein Familienrath 
joll von dem VBormundicafts: 
gericht eingejeßt werden, wenn 
der Vater oder Die eheliche 
Mutter des Mündels die Ein: 
fegung angeordnet hat. 

Der Vater oder die Mutter 
fann die Einſetzung des Fa— 
milienratb8 von dem Eintritt 
oder Nichteintritt eines be— 
ftimmten Ereignifjes abhängig 
macden. 

Die Einjegung unterbleibt, 
wenn die erforderliche Zahl ge: 
eigneter Perjonen nicht vor= 
handen ift. 

$ 1859. 
joll von dem Vormundſchafts— 
gericht eingejegt werden, wenn 
ein Berwandter oder Ver— 
ihmwägerter des Miindel3 oder 
der Bormund oder der Gegen— 
vormund die Einfeßung bean= 
tragt und das Vormundſchafts⸗ 
geidt fie im Intereſſe des 





indel3 für angemeſſen er- 


achtet, 
Die Einſetzung unterbleibt, 
wenn der Vater oder Die ehe: 
lihe Mutter des Mündels fie 
unterjagt bat. 
1860. Der Familienrath 
bejtehbt aus dem Vormund— 
Ichaftsrichter als Borligendem 
und aus mindeftens zwei, höch— 
ſtens ſechs Mitgliedern. 
8 1861. Als Mitglied des 


Familienrath3 ift berufen, wer 


von dem Vater oder der ehe— 
lihen Mutter des Mündels 
als Mitglied benannt iſt. Die 
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Vorſchriften des $ 1778 Abi. 1, 
2 finden entjprechende Ans 


—— 
$ 1862. Soweit eine Be— 
rufung nach $ 1861 nicht vor= 
liegt oder die Berufenen die 
Uebernahme des Amtes ab— 
lehnen, bat das Vormund— 
ſchaftsgericht die zur Beſchluß— 
fähigkeit des Familienraths 
erforderlichen Mitglieder aus— 
eg Vor der Auswahl 
ollen der Gemeindewaijenrath 
und nah Maßgabe des $ 1847 
Verwandte oder VBerichwägerte 
des Miindels gehört werden. 
Die Beltimmung der Zahl 
weiterer Mitglieder und ihre 


AR | Auswahl fteht dem Familien: 
Ein Familienrath | 


rathe zu. 

8 1868. Sind neben den 
Vorſitzenden nur die zur Be— 
Ihlußfähigkeit des Familien— 
rath3 erforderlichen Meitglieder 
vorhanden, jo find ein oder 
—* Erſatzmitglieder zu be— 

ellen. 

Der Familienrath wählt die 
Erſatzmitglieder aus und be— 
ſtimmt die Reihenfolge, in der 


ſie bei der Verhinderung oder 





| 


den Wegfall eines Mitglieds 
in den Familienrath einzutreten 
haben. 

Hat der Bater oder Die 
ehelihe Mutter Erfatmit- 

lieder benannt und die Reihen: 
olge ihres Eintritts beftimmt, 
jo ift Diefe Anordnung zu be= 
folgen. 

s 1864. Wird der Fami— 
lienratb durch vorübergehende 
Berbinderung eines Mitglieds 
beihlußunfähig und ift ein Er: 
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fagmitglied nicht vorhanden, io 

ift für die Dauer der Verbin 

derung ein Erlagmitglied zu 
beftellen. Die Auswahl fteh 
dem PVorligenden zu. 

$ 1865. Zum Mitgliede des 
Familienraths fann nicht bes 
jtellt werden, wer geſchäftsun— 
fähig oder wegen Geiſtes— 
ihwäce, Verichwendung oder 
Trunucht — iſt. 

8 . Bum itgliede 
des Familienraths fol nicht 
ie werden: 

1. der Bormund des Mündels; 

2, wer nad $ 1781 oder nad) 
$ 1782 nicht zum Vormunde 
beſtellt werden joll; 

3. wer durch Anordnung des 
Vater oder der ehelichen 
Mutter des Mindel3 von 
der Mitgliedichaft ausge— 
ſchloſſen iſt. 

s_ 1867. Bun Mitgliede 
des Familienraths ſoll nicht 
beftellt werden, wer mit dem 
Mitndel weder verwandt noch 
verihwägert ift, es jei denn, 


dab er von dem Water oder 


der ehelichen Mutter des Mün— 
del3 benannt oder bon dem 
samilienrath oder nad) $ 1864 


von dem Vorſitzenden auöges 


wählt worden iſt. 





' eines 





Ss 1868. Für die nad den 


ss 1858, 1859, 1861, 1863, 


Mündels fie erfordert. 


1866 zuläffigen Anordnungen | 
des Vaters oder der Mutter | 


gelten die Porichriften des 
s 1777. 

Die Anordnungen des Va: 
ters Ri eben den Anordnungen 
der utter vor. 

8 1869. 


pflichtet, das Anıt eine Mit- 
nr, des Familienraths zu 
— men. 

1870. Die Mitglieder 
des ————— werden von 
dem Vorſitzenden durch Ver— 
pflichtung zu net und ges 
tiffenbafter ührung des 
Amtes beftellt.e Die Verpflicht: 
ung fol mittelt Handſchlags 
an — erfolgen. 

$ 1871. Bei der Beſtellung 

Mitzliepe des; ml 
rath8 kann die Entlaffung für 
den Fall vorbehalten werden, 
daß ein beftimmıtes Ereigniß 
eintritt oder nicht eintritt. 

$ 1872. Der Samilienrath 
bat die Rechte und Pflichten des 
Vormundicaftsgerihtd. Die 
Leitung der Geſchäfte liegt dent 
Vorfigenden ob. 

Die Mitglieder des Fami— 
lienratb3 fünnen ihr Amt nur 


perſönlich ausüben. Sie find 


in gleiher Weiſe verantwort= 
lih wie der Vormundidaft3- 
richter. 

.$ 1873. Der Familienratb 
wird von dem Borligenden ein: 
berufen. Die Einberufung hat 
zu erfolgen, wenn zwei Mit- 
glieder, der Vormund oder der 
Gegenvormund fie beantragen 
oder wenn Das Intereſſe Des 
Die 
Mitglieder können mündlich 
— ſchriftlich eingeladen wer— 


$ 1874. Zur Beihlußfäbig: 
feit na Familienraths ift die 
Anweſenheit des Vorfigenden 


und mindeſtens zweier Mit 


Niemand ift vers | 


glieder erforderlich. 
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Der Familienrath faßt jeine 
Beichlüffe nad der Mehrheit 
der Stimmen der Anwejenden. 
Bei Stimmengleihheit ent- 
icheidet die Stimme des Vor— 
fißenden. 

Steht in einer Angelegen: 
heit das Intereſſe des Mündels 
zu dem Intereſſe eines Mit— 
glieds in erheblibem Gegen— 
tage, jo iſt das Mitglied von 
der Theilnahme an der Bes 
Kalubfafiung ausgeſchloſſen. 
Ueber die Ausſchließung ent— 
ſcheidet der Vorſitzende. 

8.1875. Ein Mitglied des 
Familienraths, das ohne ge— 


nügende Entſchuldigung der | 


Einberufung nicht Folge leiſtet 
oder Die rechtzeitige Anzeige 
jeiner Verhinderung unterläßt 
oder jich der Theilnahme an 
der Beſchlußfaſſung enthält, 
ift von dem Borfigenden in 
die Dadurch verurfachten Koften 
zu berurtheilen. 

Der Vorſitzende kann gegen 
dad Mitglied eine Drdnungs: 
itrafe bis zu einhundert Märk 
verbängen. 

Erfolgt_ nacträglih ge— 
nügende Entjchuldigung, jo 
jind die getroffenen Verfüg— 
ungen aufzubeben. 


$ 1876. Wird ein fofortiges 


Einſchreiten nöthig, jo hat der 
Vorſitzende die erforderlichen 
Anordnungen zu treffen, den 
Samilienrath einzuberufen, ihn 
von den Anordnungen in Kennt— 
niß zu jeßen und einen Ber 
ſchluß über die etwa weiter er: 
forderlichen Maßregeln herbei: 
zuführen. 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
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$ 1877. Die Mitglieder de3 

amilienratb3 fünnen von dem 

iindel Erjas ihrer Auslagen 
verlangen; der Betrag Der 
Auslagen wird von den Vor: 
fißenden feitgejegt. 

‚$ 1878. Das Amt eines 
Mitglieds des Familienraths 
endigt aus denjelben Griinden, 
aus denen nach den 88 1885, 
1886, 1889 da3 Amt eines Vor: 





mundes endigt. 


Ein Mitglied kann gegen 
feinen Willen nur durch das 
dem Vormundſchaftsgericht im 
Zurlongenauge borgeordnete 

ericht entlaffen werden. 

$ 1879. Das Bormunds 
ichaftsgericht hat den Familien: 
rath aufzubeben, wenn es an 
der zur Beichlußfähigkeit ers 
forderlihen Zahl von Mitglie: 
dern fehlt und geeignete Ber: 
fonen zur Ergänzung nidt 
vorhanden find. 

$ 1880. Der Bater des 
Miündels fann die Aufhebung 
de8 von ihm angeordneten 
Familienraths fir, den Yall 
desEintrittSoderNichteintritts 
eines fünftigen gun nad 

: des 5 1777 anordnen. 
Das gleiche Recht ſteht der 
ebelihen Mutter des Mündels 
für den von ihr angeordneten 
Samilienrath zu. _ 

Tritt der Fall ein, jo bat 
das Bormundichaftsgericht den 
Familienratb aufzuheben. 

$ 1881. Bon der Aufheb— 
ung de3 Familienrath3 hat das 


‚ Vormundicaftsaericht Die bis— 


| 


berigen Mitglieder, den Vor: 
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mund und den Gegenvormund 
in Senntniß zu jeßen. 

Der Vormund und der 
Gegenvormund erhalten neue 
Beltallungen. Die  früberen 
Beſtallungen find dem Bor: 
mundjchaftsgerichte zuridzus 
geben. 


VII. Beendigung der Vor— 
mundjchaft. 


$ 1882. Die Bormundicaft. 
endigt mit dem Wegfalle der 
ür die Anordnung 


ormundicaft beitimmten ik Der Grlafung 


im $ 1773 $ 
der 
— 

8 1883. Wird der Mündel 
durch nachfolgende Ehe legi— 
timirt, jo endigt die Vormunds 
ſchaft erft dann, wenn die Bater- 
ſchaft des Ehemanns durch ein 
zwijchen ihm und dem Mündel 
ergangenes Urtheil rechtskräftig 
feſtgeſtellt iſt oder die Aufheb— 
ung der Vormundſchaft von 
dem Vormundſchaftsgericht an- 
geordnet wird. 

Das Bormundicaftsgericht 
bat die Aufhebung anzuordnen, 
wenn es die VBorausjeßungen 
der Legitimation für vorhanden 
erachtet. Solange der Ehemann 
lebt, joll die Aufbebung nur 
angeordnet werden, wenn er 
die Vaterſchaft anerfannt bat 
oder wenn er an der Abgabe 
einer Erklärung dauernd ver= 
bindert oder fein Aufenthalt 
dauernd unbefannt ift. 

8 1884. Sit der Miündel 
verichollen, jo endigt die Vor— 
mundſchaft erit mit der Auf: 
bebung durch das Vormund— 


ſchaftsgericht. Das Vormund— 








die 


ſchaftsgericht hat die Bormund: 
ſchaft aufzuheben, wenn ihm 
— des Mündels bekannt 
wird. 

Wird der Mündel für todt 
erklärt, ſo endigt die Vormund— 
ſchaft mit der Erlaſſung des 
die Todeserklärung ausſprechen⸗ 
den Urtheils. 


$ 1885. Das Amt des Vor: 


| mundeg endigt mit feiner Ent: 


mindigung. 

Wird der Vormund für 
todt erklärt, jo endigt jein Amt 
des Die 
Todeserklärung ausiprehenden 
Urtbeils. 

$ 1886. Das Vormund— 
ihaftsgericht hat den Bormund 
u entlaffen, wenn die Fort— 
—* des Amtes, insbe— 
ſondere wegen pflichtwidrigen 
Verhaltens des Vormundes, 
das Intereſſe des Mündels 
gefährden würde oder wenn in 
der Perſon des Vormundes 
einer der in $ 1781 beſtimm— 
ten Gründe vorliegt. 


s$ 18357. Das Bormund- 
ihaftsgeriht Fann eine Frau, 
die zum Vormunde beftellt ift, 
entlafien, wenn fie fich verbei: 
rathet. 

Das Bormundicaftsgericht 
bat eine verbeirathete Frau, 
die zum Vormunde beitellt ift, 
u entlafien, wenn der Mann 
Kine BZuftimmung zur Weber: 
nahme oder zur Fortführung 
der Bormundichaft verfagt oder 
Zuftimmung _ widerruft. 


Dieſe Vorſchrift findet Feine 


I. Titel: Vormundichaft über Minderjährige. 





Anwendung, wenn der Mann 
der Vater des Mündels ift. 

$ 1888. Iſt ein Beamter 
oder ein Religionsdiener zum 
Bormunde beitellt, jo hat ihn 
das Bormundichaftsgericht zu 
entlafien, wenn die Erlaubniß, 
die nach den Landesgeſetzen zur 
Uebernahbme der Voxmund— 
ihaft oder zur Fortführung 
der vor dem Eintritt in das 
Amts- oder Dienftverhältnik 
übernommenen Vormundjcaft 
erforderlich iſt, verſagt oder 
zurüdgenommen wird oder 
wenn die nad den Landesge— 
jegen zuläffige Unterfagung der 
Fortfüihrungder Vormundichaft 
erfolgt. 

$ 1889. Das VBormund- 
tchaft3gericht hat den Bormund 
auf feinen Antrag zu entlafien, 
wenn ein wichtiger Grund vor: 
liegt; ein wichtiger Grund it 
insbejondere der Eintritt eines 
Umſtandes, der den Normund 
nadı $ 1786 Abi. 1 Nr. 2 bis7 


berechtigen wiirde, die Ueber- 
nabme der Vormundſchaft ab: | 


zulehnen. 
$ 189%. Der Vormund bat 
nah der Beendigung jeines 
Amtes dem Mündel das ver— 
waltete Vermögen herauszu— 
ae und über die Verwaltung 
echenſchaft abzulegen. So— 
weit er den Vormundſchafts⸗ 
gerichte Rechnung gelegt hat, 
genügt die Bezugnahme auf 
dieſe Rechnung. | 
8 1891. St ein Gegenvor= 
mund vorhanden, jo hat ihm 


der Pormund die Nechnung | 
Gegenvor⸗ 


vorzulegen. Der 
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mund hat die Rechnung mit 

den Bemerkungen zu verſehen, 
u denen die Prüfung ihm 
nlaß gibt. 

Der Gegenvormund, hat 
über die Führung der Gegen— 
vormundſchaft und, ſoweit er 
dazu im Stande iſt, über das 
von dem Vormunde verwaltete 
Vermögen auf Verlangen Aus: 
funft zu ertbeilen. 


8 189%. Der Bormund bat 
die Rechnung, nachdem er fie 
dent Gegenpormunde-vorgelegt 
bat, dem Bormundfchaftsgericht 
einzureichen. 


Das Vormundſchaflsgericht 
bat die Rechnung rechnungs— 
mäßig und jachlid zu prüfen 
und deren Abnahme Durch Ber: 
handlung mit den Betbeiligten 
unter Zuziehung des Gegen= 
bormundes zu vermitteln. So— 
weit die Rechnung als richtig 
anerfannt wird, bat das Vor: 
mundjcaftsgeriht das Aner= 
fenntniß zu beurfunden. 

S 189. Im alle der Be: 
endigung der Vormundſchaft 
oder des vormundichaftlichen 
Amtes finden die Vorjchriften 
der 88 1682, 1683 entiprechende 
Anwendung. 

Der Bormund hat nach der 
Beendigung jeines Amtes die 
Beitallung dem Bormund: 
ichaftsgerichte zuriidzugeben. 

$ 189. Den Tod des Vor: 
mundes bat defjen Erbe dem 
Vormundicaftsgeriht unver— 
züglich anzuzeigen. 

Den Tod des Gegenvor= 
mundes oder eines itvor= 
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mundes bat der Vormund un: | Vater im Falle des $ 1701, 


verzüglich anzuzeigen. 

8 189%. Die Porichriften 
der 88 1885 bis 1889, 1893, 
1894 finden auf den er 
vormund entiprechende Ans 
wendung. 


Zweiter Titel. 


Dormundfchaft über Doll: 
jährige. 

8 18%. Ein Bolljähriger 

erhält einen Vormund, wenn 


er entmündigt ift. 
$ 1897. Auf die Vormund— 


ichaft über einen Volljährigen | 
finden die für die Vormunds | 


ſchaft iiber einen Minderjähri— 
gen geltenden Vorſchriften An— 
wendung, joweit fih nicht aus 


den 88 1898 bis 1908 ein Anz 


deres ergibt. 

s 1895. Der Vater und 
die Mutter des Mündels find 
nicht berechtigt, einen Vormund 
zu benennen oder Jemand von 


der Vormundſchaft auszu— 
ſchließen. 
s$ 1899. Por den Groß— 


pätern ift der Vater und nad) 
ibm die ehelihe Mutter des 
Miindel3 als Vormund bes 
rufen. 

Die Eltern find nicht be= 
rufen, wenn der Miindel von 
einen Anderen al3 den Ehe 

atten feines Vaters oder feiner 
tutter an Sindesftatt ange 

nommen it. 

. Stanımt der Mündel aus 

einer nichtigen Ehe, jo ift der 


| 


die Mutter im Falle des $ 1702 
nicht berufen. 

5 1900. Eine Ehefrau darf 
zum VBormund ihre8 Mannes 
auch ohne deſſen Zuftimmung 


| bejtellt werden. 


' darf im Falle des 8 





Der Ehegatte des Mündels 


' darf vor den Eltern und den 


Großvätern, die ehelihe Mutter 
1702 vor 
den Großpätern zum Vormunde 
beitellt werden. 

Die uneheliche Mutter darf 
bor dem Großvater zum Vor— 
munde bejtellt werden. 

s 101. Der Bormund bat 
für die Perjon des Mündels 
nur injoweit de jorgen, als der 
Zweck der VBormundidhaft e3 
erfordert. _ 

Steht eine Ehefrau unter 
Vormundſchaft, jo tritt die im 
$ 1633 beftimmte Beichränfung 


nicht ein, 


s 1902. Der PVormund 
fann eine Ausftattung aus 
den Vermögen des Mündels 


nur mit Genehmigung des 
PVormundichaftsgeriht3 ver: 
Iprechen oder gewähren. 

Zu einem Mieth- oder 


Pachtvertrage ſowie zu einen 
anderen Vertrage, durch den 
der Mündel zu wiederfehrenden 
Leiftungen verpflichtet wird, 
bedarf der Bormund der Ge— 
nehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts, wenn das Ver— 
tragsverhältniß länger als vier 
Jahre dauern ſoll. Die Vor— 
ſchrift des $ 1822 Mr. 4 bleibt 
unberübrt. i 

S 1903. Wird der Vater 


Ill. Titel: Pflegſchaft. 


— mn — — 


des Mündels zum Vormunde 
beſtellt, ſo unterbleibt die Be— 
ftellung eines Gegenvormuns 
de3. Dem Vater Steben die 
PBefreiungen zu, Die nach den 
ss 1852 bis 1854 angeordnet 
werden fünnen. Das Vor— 
mundfchaftägeriht kann Die 
Befreiungen außer Kraft feßen, 
wenn fie das Intereſſe des 
Mindels —— 

Dieſe Vorſchriften finden 
feine Anwendung, wenn der | 
Vater im Falle der Minder- 
jährigfeit des Mündels zur 
Bermögensverwaltung nicht bes 
rechtigt fein wiirde. 

8 1904. Sit die eheliche 
Mutter des ündels zum 
Vormunde beftellt, jo gilt a. 
fie da3 Gleiche wie nach $ 1903 
für den Bater. Der Mutter 
ift jedod ein Gegenvormund 
au beitellen, wenn fie die Bes 

ellung beantragt oder wenn 
die Vorausjeßungen —— 
unter denen ihr nach $ 168 
Nr. 3 ein Beiltand zu —*8 
ſein würde. Wird ein Gegen— 
vormund beſtellt, ſo ſtehen der 





Mutter die im $ 1852 bezeich— | 


neten Befreiungen nicht zu. 


195. Ein ‚BSamilienrath | 
fann nur nad $ 1859 Abi. 1 
licher Gewalt oder unter Vor: 


eingejeßt werden. 


er Vater und die Mutter 
des Mündels find nicht berech- 


tigt, Anordnungen über die 
Einfegung und Aufhebungeines 
Familienraths oder über Die 

— zu treffen. 
Ein Volljähriger, 


deife en uns beantragt 


ift, fann unter vorläufige Vor— 
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mundjhaft geitelt werden, 
wenn das VBormundicaftsge= 
richt e3 zur Abwendung einer 
erbeblihen Gefährdung der 
Perſon oder des Vermögens 
des Wolljährigen für erforder- 
lid erachtet. 

8 197. Die VBorichriften 
über die Berufung zur Vor: 
mundjcaft N nicht für die 
borläufige | —— 

%#S. Die vorläufige 
Rormundidaft endigt mit der 
Rücknahme oder der rechts— 
fräftigen Abweifung des An— 
Fe auf Entmündigung. 

Srfolgt die Entmündigung, 
jo endigt die vorläufige Vor— 
mundſchaft, wenn auf Grund 
der Entmündigung ein Vor= 
mund bejtellt wird. 

Die vorläufige Vormund— 
Da it von dem Vormund— 
ſchaftsgericht —— wenn 
der ündel des vorläufigen 
vormundſchaftlichen Schutzes 


nicht mehr bedürftig iſt. 


Dritter Titel. 
Pflesihaft. 


Ss 199. Wer unter elter- 


mundichaft ſteht, erhält für 
Angelegenheiten, an deren Be— 
jorgung der Gewalthaber oder 
der VBormund verhindert ift, 
einen Pfleger. Er enthält ine: 
bejondere einen Pfleger zur 
Verwaltung des Vermögens, 
das er von Todeswegen er— 
wirbt oder das ihm unter 
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Lebenden von einem Dritten ſei denn, daß eine Verftändi 


unentgeltlich zugewendet wird, 
wenn der Erblaſſer Durch leßt- 
willige Verfügung, der Dritte 
bei der Zuwendung beftinmit 
bat, daß den Gewalthaber oder 
den Vormunde die Verwaltung 
nicht zuſtehen jol. 

Tritt das Bedürfniß einer 
Pflegſchaft ein, jo hat der Ge— 
waltbaber oder der Vormund 
dem Vormundjchaftsgericht un: 
verzüglich Anzeige zu machen. 

Die Pflegſchaft ift auch dann 
anzuordnen, wenn die Vorauss 
jegungen für Die Anordnung 
einer Bormundichaft vorliegen, 
ein Vormund aber noch nicht 
beſtellt ift. 

8 1910. Ein Volljähriger, 
der nicht unter Vormund— 
ichaft ſteht, Fann einen Pfleger 
für feine Perſon und fein Ber: 
mögen erhalten, wenn er ın 
Folge Förperliher Gebrechen, 
insbeſondere weil er taub, blind 
oder ſtumm iſt, ſeine Ange— 
legenheiten nicht zu beſorgen 
vermag. 

Vermag ein ——— 
der nicht unter Vormundſchaft 
ſteht, in Folge geiſtiger oder 
körperlicher Gebrechen einzelne 
ſeiner Angelegenheiten oder 
einen beſtimmten Kreis ſeiner 
Angelegenheiten, insbeſondere 
ſeine Vermögens-Angelegen— 
heiten, nicht zu beſorgen, ſo 
kann er für dieſe Angelegen— 
heiten einen Pfleger erhalten. 

‚Die Pflegſchaft darf nur 
mit Einwilligung des Gebred: 
lihen angeordnet werden, es 











ung mit ihm nicht möglich if. 
s 1911. Ein abwejender 
Voljähriger, defien Aufenthalt 
unbefannt ift, erhält für feine 
Vermögensangelegenheiten, jo: 
weit fie der Fürſorge bedürfen, 
einen Abwejenheitöpfleger. Ein 
jolher Pfleger ijt ihm insbe— 
jondere auch dann zu beitellen, 
wenn er Durch Ertbeilung eines 
Auftrag oder einer Bolmadıt 
iielorge getroffen bat, aber 
nıftände eingetreten find, Die 
zum MWiderrufe des Auftrags 
oder der Vollmacht Anlaf 


geben. 

Das Gleiche gilt von eineni 
Abwejenden, defien Aufenthalt 
befannt, der aber an der Rück— 
fehr und der Bejorgung jeiner 
Vermögensangelegenheiten ver: 
hindert ift. __ 

$ 1912. Eine Leibesfrucht 


‚ erbält zur Wahrung ihrer fünf: 


tigen Rechte, joweit dieſe einer 
Fürſorge bedürfen, einen Pfle- 
ger. Die Fürſorge fteht jedoch 
dem Vater oder der Mutter 
u, wenn das Kind, falld es 
ereit3 geboren wäre, unter 
elterliber Gewalt ſtehen würde. 
5 1913. Sit unbelannt oder 
ungewiß, wer bei einer Ange: 
legenheit der Betheiligte ıft, 
jo fann dem Betheiligten für 
diefe Angelegenheit, ſoweit eine 
ürjorge erforderlich ift, ein 
fleger bejtellt werden. Ins— 
befondere fann einen lache 
erben, der noch nicht erzeugt 
ift oder deſſen Berfönlichkeit 
erft Durch ein Fünftiges Er 
eigniß beftimmt wird, für die 


III. Titel 





eit bis zum Cintritte der 
Nacherbfolge ein Bfleger be= 
jtellt werden, 

s 1914. ft durch öffent- 
lihe Sammlung Vermögen 
für einen vorübergehenden 
Zwed zuſammengebracht wor= 
den, jo fann zum Zwecke der 
Verwaltung und Verwendung 
des Vermögens ein Pfleger 
beſtellt werden, wenn die zu 
der Verwaltung und Verwend— 
ung berufenen Perſonen weg— 
gefallen ſind. 


319015. Auf die Pflegſchaft 
finden die für die Vormund— 
ſchaft geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung, ſo⸗ 
weit ſich nicht aus dem Geſetz 
ein Anderes ergibt. 

Die Beſtellung eines Gegen— 
vormundes iſt nicht erforderlich. 


81916. Für die nach $ 1909 
. anzuordnende Bflegichaft gelten 
die Vorſchriften iiber die Be— 
rufung zur Bormundicaft 


nicht. 

$ 1917. Wird die Anord= 
nung einer Wflegichaft nad) 
$ 1909 Abi. 1 Sa 2 erforder= 
li, jo ift als Pfleger berufen, 
wer als jolder von dem Er— 
blafjer durch letzwillige Ver— 
fügung, von dem Dritten bei 
der Zuwendung benannt wor= 
den iſt; die Vorichriften des 

1778 tinden entiprechende 

nwendung. 

Für den benannten Pfleger 
kann der Erblaſſer durch letzt— 
willige Verfügung, der Dritte 
bei der Zuwendung die in den 
88 1852 bis 1854 bezeichneten 


Bayerns Gejege u. Geſetzbücher XXXIV, Bd, (Reichsgeſetze XXIV. BD.) 


: Pflegichaft. 
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Befreiungen anordnen. Das 
Vormundichaftsgericht fann die 
Anordnungen außer Kraft 
fegen, wenn fie dag Intereſſe 
des Pflegebefohlenen gefährden. 


u einer Abweihung von 
den Anordnungen des Dritten 
ift, jolange er lebt, feine Zu- 
ftimmung erforderlih und ge: 
nügend. Die Zuſtimmung des 
Dritten kann durch das Vor— 
mundjchaftögericht erjegt wer 
den, wenn der Dritte zur Ab: 
gabe einer Erflärung dauernd 
außer Stande oder fein Auf- 
enthalt dauernd unbekannt ift. 


$ 1918. Die Pflegichaft für 
eine unter elterliher Gemalt 
oder unter Vormundſchaft 
jtehende Perſon endigt mit der 
Beendigung der elterlihen Ge— 
walt oder der Bormundicaft. 

Die Bflegicbaft für eine 
Reibesfruht endigt mit der 
Geburt des Kindes. 

Die Pflegſchaft zur Beſorg— 
ung einer einzelnen Angelegen: 
beit endigt mit deren Erledig: 


ung. 

$ 1919. Die Pflegſchaft ift 
von dem VBormundichaftsgericht 
aufzuheben, wenn der Grund 
für die Anordnung der Pfleg— 
ſchaft weggefallen ift. 

$ 1920. Eine nad 3 1910 
angeordnete Pflegſchaft iſt von 
demPBormundicaftsgericht auf: 
ubeben, wenn der Pflegebe— 
Äobiene die Aufbebung beats 
tragt. 

$ 1921. Die Bflegichaft 
für einen Abwejenden iſt von 
21 
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den Bormundfehaft — mundſchaftsgericht bat Die 


zubeben, wenn der Abweſende 
an der Selorgung feiner Ber: 
mögens-Angelegenbeiten nicht 
mehr verhindert ift. 

Stirbt der Abweiende, jo 
endigt die Pflegſchaft erit mit 
der Aufhebung durch das Bor: 
mundichaftsgeriht. Das Vor 





Pflegihaft aufzuheben, wenn 
ihm der Tod des Abweſenden 
befannt wird. 

Wird der Abwejende für 
todt erklärt, jo endigt die Pfleg— 
ihaft mit der Erlafjung des 
die Todeserflärung ausiprechen: 
den Urtbeils. 
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Fünftes Bud). 
Erbrecht. 


a) Denkfchrift zum Entwurfe eine® Bürgerlichen Geſetzbuches. — 
Drudfachen ded Reichdtaged, 9. Legidlatur: Periode, IV. Seſſion 


1895/96, Nr. 87, ©. 241 u. ff. 


b) Kommiffiondbericht. — Drurfahen des Meihödtaged, 9. Legis— 
latur:Beriode, IV. Seffion 1895/96, Nr. 440c, &. 1u. ff. . 


Erſter Abjchnitt. 
Erbfolge. 
8 1922. Mit dent Tode | lebender Abkömmling ſchließt 


einer Werion (Erbiall) gebt 
deren Vermögen (Erbicdaft) 
als Ganzes auf eine oder meh— 
vo andere Berjonen (Erben) 
über. 


Auf den Antheil eines Mit: | 
erben (Erbtbeil) finden die ſich 


auf die Erbichaft beziehenden 
Borihriften Anwendung. 
8 19283. Erbe fann nur 





werden, wer zur Zeit des Erb: | 


falls lebt. 

Wer zur Zeit des Erbfalls 
nod nicht lebte, aber bereits 
erzeugt war, gilt als vor dem 
Erbialle aeboren. 

5 1924. Geſetzliche Erben 
der eriten Ordnung find Die 
Abklömmlinge des Erblailers. 


die durch ihn mit dem Erb— 
laffer verwandten Abkömm— 
linge von der Erbfolge aus. 

An die Stelle eines zur Zeit 
des Erbfalld nicht mehr leben: 
den Abkömmlinges treten die 
durch ihn mit dem Erblailer 
verwandten Abtümmlinge (Erb: 
folge nah Stämmen). 

Kinder erben zu gleichen 
Theilen. 

8 1925. Geſetzliche Erben 
der zweiten Ordnung find Die 
Eltern des Erblaſſers und 
deren Abfönımlinge. 

Leben zur Zeit des Erb— 
fall3 die Eltern, jo erben fie 
allein und zu gleichen Tbeilen. 

Rebt zur Zeit des Erbfall 


Ein zur Zeit des Erbfalls der Vater oder die Mutter 


21* 
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nicht mehr, jo treten an die 
Stelle des Verftorbenen defjen 
Abkömmlinge nach den für Die 
Beerbung in der erften Ord— 
nung geltenden Boricriften. 
Sind Abtömmlinge nicht vor: 
handen, jo erbt der überlebende 
Theil allein. 

$ 1926. Gefeßlihe_ Erben 
der dritten Ordnung find Die 
Großeltern des Erblafierd und 
deren Abkümmlinge. 

Reben zur Zeit des Erb— 
falls die Großeltern, jo erben 
fie allein und zu gleichen 
Theilen. 

‚Lebt zur Zeit des Erbfalls 
von den väterlichen oder von 
den mütterlichen Großeltern 
der Großvater oder die Groß— 
mutter nicht mebr, jo treten 
an die Stelle des Verftorbenen 
defien Abkömmlinge. Sind 
Abkömmlinge nicht vorhanden, 
jo fällt der Antbeil des Ver— 
jtorbenen dem anderen Theile 
de3 Großelternpaard und, wenn 
diefer nicht mehr lebt, deſſen 
Abfömmlingen zu. 

Reben zur Beit des Erb» 
falls die väterlichen oder die 
mitterlihen Großeltern nicht 
mehr und find Ablümmlinge 
der PWerftorbenen nicht vor— 
banden, jo erben die anderen 
Großeltern oder ihre Abfünım= 
linge allein. 

Someit Abkömmlinge an 
die Stelle ihrer Eltern oder 
ihrer Voreltern treten, finden 
die für die VBeerbung in der 
eriten Ordnung geltenden Vor— 
Ichriften Anwendung. 

Ss 197. Wer in der eriten, 





5 





V. Bud: Erbredt. 


der zweiten oder der dritten 
rdnung verfchiedenen Stäm: 
men angehört, erhält den in 
jedem dieſer Stämme ihm zu: 
fallenden Antheil. Jeder An: 
ben gilt als bejonderer Erb— 

eil. 

$ 1928. Gefeßliche_Erben 
der vierten Ordnung find die 
Urgroßeltern des Erblaſſers 
und deren Abfümmlinge. 

Reben zur Zeit des Erb- 
falls Urgroßeltern, jo erben 
fie allein; mebrere erben zu 
— Theilen, ohne Unter— 
chied, ob, ſie derſelben Linie 
oder verſchiedenen Linien an— 
gehören. 
Leben zur Zeit des Erb— 


falls Urgroßeltern nicht mehr, 


jo erbt von ihren Ablömm— 
lingen derjenige, welcher mit 
dem Erblaffer dem Grade 
nad am nächiten verwandt ift; 
nıchrere gleich nahe Berwandte 
erben zu gleichen Theilen. 

8 1929. Geſetzliche Erben 
der fünften Ordnung und der 
ferneren Ordnungen find Die 
entfernteren Boreltern des 
Erblafierd und Deren Ab— 
tönımlinge. 

Die Vorſchriften des $ 1928 
Abi. 2, 3 finden entiprechende 
Anwendung. 

8 190. Ein Verwandter 
iſt nicht zur Erbfolge berufen, 
lolange ein Verwandter einer 
vorbergebenden Ordnung vor— 
banven iſt. 

$ 1981. Der überlebende 
Ehesatte des Erblafjers iſt 
neben Verwandten der eriten 
Drdnung zu einen Biertbeile, 


I. Abſchnitt: 


neben Berwandten der zweiten 
Drdnung oder neben Groß 
eltern zur Hälfte der Erbichaft 
al3 gejegliher Erbe berufen. 
Treffen mit Großeltern Ab- 
fümmlinge von Großeltern zu: 
fanımen, jo erhält der Ehegatte 
auch von der anderen Hälite 
den Antbeil, der nad $ 1926 
den Abfümmlingen zufallen 
würde. 

Sind weder Verwandte der 
erſten oder der zweiten Ord— 
nung noch Großeltern vor— 
handen, ſo erhält der über— 
lebende Ehegatte die ganze 
Erbſchaft. 

$ 1982. ft der überlebende 
Ehegatte neben Verwandten 
der zweiten Ordnung oder 
neben Großeltern gejeßlicher 
Erbe, jo gebühren ihm — 
dem Erbtheile die zum ehe— 
lichen Haushalte gehörenden 
Gegenſtände, ſoweit ſie nicht 
Ir ehör eines Grundftüds 
ind, und die Hochzeitägeichenfe 
al8 Voraus. Auf den Voraus 
finden die für Vermächtniſſe 
geltenden Borichriften Anwend: 


ung. 

8 1983. Das Erbredt des 
iiberlebenden Ebegatten jowie 
das Recht auf den Voraus iſt 
ausgeichlofjen, wenn der Erb: 
laſſer zur Zeit ſeines Todes 
auf Scheidung wegen Verſchul— 
dens des Ehegatten zu klagen 
berechtigt war und Die Stlage 
auf Scheidung oder auf Auf: 
hebung der ehelichen Gemein: 
ſchaft erhoben batte. 

$ 194. Gehört der über— 
lebende Ehegatte zu den erbbe= 
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rechtigten Verwandten, jo erbt 
er zugleih als Verwandter. 
Der Erbtbeil, der ihm auf 
Grund, der Berwandtichaft zu: 
hl: gilt al8 bejonderer Erb 
eil. 
8 1%. Fällt ein gejeß- 
lihber Erbe vor oder nad) dem 
Erbfalle weg und erhöht fic 
in Folge deſſen der Erbtheil 
eines anderen gejeglichen Erben, 
jo gilt der Theil, um welchen 
ih der Erbtheil erhöht, in 
ea, der Bermächtniffe 
und Auflagen, mit denen diejer 
Erbe oder der wegfallende 
Erbe beichwert ift, jowie in 
Anjehung der AusgleichungS: 
pflicht als bejonderer Erbtheil. 
1936. Iſt zur Beit des 
Erbfalls weder ein Verwandter 
nod ein Ehegatte des Erb— 
lafferd vorhanden, jo ift Der 
Fiskus des Bundesitaats, dem 
der Erblafler zur Zeit des 
Todes angehört hat, geſetz— 
liher Erbe. at der Erb- 
lafjer mehreren Bundesitaaten 
angehört, jo ift der Fiskus 
eines jeden diejer Staaten zu 
leihem Antheile zur Erb: 
olge berufen. 

War der Erblafier ein 
Deuticher, der feinem Bundes: 
ftaat angehörte, jo iſt der 
Neichsfisfus gefeßlicher Erbe. 

5 197. Der Erblafier kann 
durch einjeitige Verfügung von 
Zodeswegen (Teitament, let- 
willige Verfügung) den Erben 
beftimmen. 

$ 198. Der Erblajier fann 
durch Teftament einen Ber 
wandten oder den Ehegatten 
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von der geſetzlichen Erbfolge 
ausihliegen, ohne einen Erben 
einzujeßen. 

$ 1989. Der Erblafier fann 
durhTeftament einem Anderen, 
ohne ihn als Erben einzulegen, 
einen Vermögensvortheil zus 
wenden (Bermäctniß). 

$ 1940. Der Erblafier fann 
durch Zeftament den Erben 
oder einen Vermächtnißnehmer 
zu einer LZeiftung verpflichten, 
ohne einem Anderen ein Recht 


Zweiter 


Erſter Titel. 


Annahme und Ausfchlag- 
ung der Erbſchaft. Für— 
forge des Nachlaßgerichts. 


$ 1942. Die Erbichaft geht 
auf den berufenen Erben unbe: 
ſchadet des Rechtes über, fie 
—— (Anfall der Erb— 


a s 

Der Fisfus fann die ihm 
als gefetlihem Erben ange: 
fallene Erbidhaft nicht aus— 


ſchlagen. 
$ 193. Der Erbe kann die 
Erbihaft nit mehr aus 


ichlagen, wenn er fie angenont= 
men bat oder wenn Die für 
die Ausichlagung vorgeichrie= 
bene Friſt verjtrichen iſt; mit 
dem Ablaufe der Frift gilt die 
Erbichaft als angenommen. 

5 1944. Die Ausichlagung 


II. Ab 


: Rechtliche Stellung des Erben. 


auf die Leiltung zuzumenden 
(Auflage). 

8 191. Der Erblafier fann 
durch Vertrag einen Erben ein: 
ſetzen ſowie VBermächtnifie und 
Auflagen anordnen (Erbver— 


trag). 

Al8 Erbe (Bertragderbe) 
oder als Vermächtnißnehmer 
kann ſowohl der andere Ver— 
tragſchließende als ein Dritter 
bedacht werden. 


Abſchnitt. 
Rechtliche Stellung des Erben. 


| 
| 
| 
| 





fann nur binnen ſechs Wochen 


' erfolgen. 


Die Frift beginnt mit dem 
Beitpunft, in welchem der Erbe 
von dem Anfall und dem 
Grunde der Berufung Kennt— 
niß erlangt. Sit der Erbe 
durch Berfügung von Todes— 
wegen berufen, to beginnt Die 
Friſt nicht vor der Verfündun 
der Verfiigung. Auf den Lau 
der Frift finden Die für Die 
Verjährung geltenden Vor— 
jchriften der $$ 203, 206 ent= 
jprehende Anwendung. 


Die Frift — ſechs 
Monate, wenn der Erblaſſer 
ſeinen letzten Wohnſitz nur im 
Auslande gehabt hat oder wenn 
ſich der Erbe bei dem Beginne 
der Friſt im Auslande aufhält. 


81945 Die Ausſchlagung 
erſolgt durch Erklärung gegen: 
über dem Nachlabgerichte; Die 
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Erklärung iſt in öffentlich bes 
glaubigter Form abzugeben. 

Ein Bevollmächtigter be= 
darf einer Öffentlich beglaubig— 
ten Vollmacht. Die Vollmacht 
muß der Erklärung beigefügt 
oder innerhalb der Ausichlag- 
ungsfriſt nachgebradht werden. 
8.196. Der Erbe fann die 
Erbſchaft — oder aus⸗ 
ſchlagen, ſobald der Erbfall 
eingetreten iſt. 


4947. Die Annahme und 
die Ausſchlagung können nicht 
unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeſtimmung erfolgen. 


8 19048. Wer durch Ver— 
fügung von Todeswegen als 
Erbe berufen iſt, kann, wenn 
er ohne die Verfügung als 
geſetzlicher Erbe berufen fein 
würde, die Erbicaft als ein 
gejegter Erbe ausichlagen und 
als gejeglicher Erbe annehmen. 
er durch Teſtament und 
durch Erbvertrag als Erbe be: 
rufen ift, fann die Erbichaft 
aus dem einen Berufungsgrund 
annehmen und aus dem ans 
deren ausſchlagen. 
$ 199. Die Annahme gilt 
als nicht erfolgt, wenn der 
Erbe über den Berufungsgrund 
im ajettunne war. 
ie Ausichlagung erftredt 
ib im Bweifel auf alle Be— 
rufungsgründe, die dem Erben 
— Zeit der Erklärung bekannt 


ſind. 

.1850. Die Annahme und 
die Ausichlagung fünnen nicht 
auf einen Theil der Erbicaft 
beichränft werden. Die Ans 


nahme oder Ausichlagung eines 
heiles iſt unwirkiam. 
$ 191. Wer zu mehreren 
Erbtheilen berufen ift, kann, 
wenn die Berufung auf ver— 
Ibiedenen Gründen beruht, den 
einen Erbtheil annehmen und 


den anderen ausichlagen. 


Beruht die Berufung auf 
demjelben runde, fo gilt die 
Annahme oder Ausichlagung 
des einen Erbtbeild auch für 
den anderen, jelbjt wenn der 
andere erft jpäter anfällt. Die 
Berufung berubt auf demjelben 
Grunde aud dann, wenn fie 
in verjchiedenen Teſtamenten 
oder vertragsinäßig in vers 
fhiedenen zwiſchen denjelben 
Perſonen geichlojienen Erbver- 
trägen angeordnet ilt. 

Seßt der Erblafier einen 
Erben auf mehrere Erbtheile 
ein, jo fann er ihm durch Ver: 
fügung von Todeswegen ges 
ftatten, den einen Erbtheil an— 
zunchmen und den anderen 
auszujchlagen. 


$ 1952. Das Recht des 
Erben, die Erbihaft auszu— 
ſchlagen, ift vererblic. 

Stirbt der Erbe vor dent 
Ablaufe der Ausichlagungsfrift, 
jo endigt die Friſt nicht dor 
dem Ablaufe der fiir die Erb— 
Ichaft des Erben vorgeichrie= 
benen Ausichlagungstrift. 

Bon mehreren Erben des 
Erben fann jeder den jeinem 
Erbtbeil entiprehenden Theil 
der Erbſchaft ausichlagen. 

$ 198. Wird die Erbichaft 
ausgeichlagen, fo gilt der Anz 
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fall an den Ausichlagenden ala 
nicht erfolgt. 

Die Erbihaft fällt dem— 
jenigen an, welcher berufen 
ein wiirde, wenn der Aus— 
fchlagende zur Zeit des Erb— 
falls nicht gelebt hätte; der 
Anfall gilt als mit dem Erb: 
fall erfolgt. 

Das Nachlaßgericht foll die 
Ausfchlagung demjenigen mit: 
theilen, weldben die Erbichaft 
in Folge der Ausichlagung an- 
gefallen iſt. Es hat die Ein- 
ticht der Erklärung Jedem zu 
eftatten, der ein rechtliches 
Intereſſe glaubhaft macht. 

$ 1954. Sit die Annahme 
oder die Ausichlagung anfecht: 
bar, jo fann die Anfechtung 
nur binnen ſechs Wochen er— 
folgen. 

Die Frift beginnt im Falle 
der Anfechtbarfeit wegen Drob: 
ung mit dem ZBeitpunft, in 
welchem die Zwangslage aufs 
hört, in_den übrigen Yällen 
mit dem Zeitpunkt, in welchen 
der Anfechtungsberechtigte von 
dem Anfehtungsgrunde Kennt: 
niß erlan 
der Friſt 
Verjährung geltenden Vor— 
Ichriften der 88 203, 206, 207 
entiprechende Anwendung. 


Die Frift beträat ſechs 


Monate, wenn der Erblafier | 


feinen legten Wohnſitz nur im 
Auslande gehabt hat oder wenn 
jfih der Erbe bei dem Beginne 
der Frift im Auslande aufbält. 

Die Anfechtung ift — 
ſchloſſen, wenn ſeit der An— 


gQ Auf den Lauf 
Inden Die für Die | 


— 








nah 
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nahme oder der Ausſchlagung 
dreißig Sabre veritrichen find. 

8 19%5. Die Anfechtung 
der Annahme oder der Aus— 
Ichlagung erfolgt durch Er— 
klärung gegeniiber dem Nach: 
laßaerichte. Für die Erflärung 
gelten die Worfchriften des 
$ 1945 


$ 196. Die Verſäumung 
der Ausichlagungsfrift ann in 
gleicher Weije wie Die Annahme 
angefochten werden. 

5 197. Die Anfechtung 
der Annahme gilt al3 Aus— 


| — — die Anfechtung der 


Ausſchlagung gilt als An— 
me. 
Das Nachlaßgericht ſoll 
die Anfechtung der Ausſchlag⸗ 
ung demjenigen mittheilen, 
welchem die Erbichaft in Folge 
der Ausichlagung angefallen 
war. Die Bortchrift des 8 
1953 Abi. 3 Sat 2 findet An- 
Be 

Ss 1988. Bor der Annahme 
der Erbihaft fanı ein Ans 
ſpruch, der fich gegen den Nach: 
laß richtet, nicht gegen den 
Erben gerichtlich geltend ge— 
macht werden. 

$ 1959. Bejorgt der Erbe 
vor der Ausſchlagung erbicaft: 
lihe Geſchäfte, jo ift er dem 
jenigen gegenüber, welcher Erbe 
wird, wie ein Geſchäftsführer 
ohne Auftrag berechtigt und 


' verpflichtet. 





Verfügt der Erbe vor der 
Ausichlagung über einen Nach= 
laßagegenitaud, jo wird Die 
Wirkjamteit der Berfügung 
durh die Ausfchlagung nicht 


I. Titel: ER und Ausfchlagung der Erbſchaft. ꝛc. ıc. 


berührt, wenn die Verfügung 
win ohne Nachtheil fiir den 

Nachlaß verichoben werden 
fonnte. 

Ein Rechtsgeſchäft, das 
gegenüber dem Erben als fol- 
dem vorgenommen werden 
muß, bleibt, wenn es vor der 
Ausichlagung dem Ausſchlagen⸗ 
den gegenüber vorgenommen 
wird, auch nad) der Ausſchlag⸗ 
ung wirtſam. 

8 1900. Bis zur Annahme 
der Erbſchaft bat das Nachlaß— 

gericht fiir die Sicherung des 
Nachlaſſes zu ſorgen, joweit 
ein Bedürfniß be eht. Das 
Gleihe gilt, wenn der Erbe 
unbefannt oder wenn ungewiß 
ift, ob er die Erbichaft ange 
nommen bat. 

Das Nachlaßgericht Tann 
insbejondere Die Anlegung von 
Siegeln, die Hinterlegung von 
Geld, Wertbpapieren und Koft: 
barfeiten fowie die Aufnahme 
eines Nachlaßverzeichnifies an— 
ordnen und fir denjenigen, 
welcher Erbe wird, einen Pfle— 
ger (aclappfleger) beitellen. 

e PBorichrift des $ 1958 
findet. “auf den Nachlaßpfleger 
feine Anwendung. 

$ 1961. Das Nachlaßgericht 
bat in den Fällen des 8 1960 
Abi. 1 einen Nachlaßpfleger zu 
beftellen, wenn die Beſiellung 
zum Zwede der gerichtlichen 
Geltendmachung eines An— 
ſpruchs, der ſich gegen den 
Naclak richtet, von dem Bes 
rechtigten beantragt wird. 

5 1962. Fiir die Nachlaß-— 
pflegichaft tritt an die Stelle 
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pe 
Nachlaßgericht 

8 1968. Sit zur Zeit des 
Grblalls die Geburt eines Er⸗ 
ben zu erwarten, jo fann die 
Mutter, falls fie außer Stande 
ift, fih ſelbſt zu unterhalten, 
big zur Entbindung itandes= 
mäßigen Unterhalt aus dem 
Nachlaß oder, wenn noch ans 
dere Berjonen als Erben berufen 
find, aus dem Erbtbeile des 
Kindes verlangen. Bei der 
Bemeflung des Erbtheils ift 
anzunehmen, dak nur ein Kind 
geboren wird. 

$ 194. Wird der Erbe 
nicht innerhalb einer den Um: 
ftänden entiprechenden Frift 
ermittelt, jo ou das Nachlaß: 
gericht feftzu tellen, daß ein 
anderer Erbe als der Fiskus 
nicht vorhanden ilt. 

Die Feſtſtellung begründet 
die Bermuthung, daß der Fis— 
kus er un ſei. 

965. —— 
* * * fforder= 
ung zur Anmeldung der Erb: 
rechte unter Beltimmung einer 
Anmeldungsfrift vorauszu⸗ 
geben; die Art der Bekannt— 
machung und die Dauer der 
Anmeltungsfrift beſtimmen fich 
nad den für das Aufgebots— 
verfahren geltenden Vorſchrif— 
ten. Die Aufforderung darf 
unterbleiben, wenn die Koſten 
dem Beitande des Nachlaſſes 
gegenüber unverbältnigmäßig 
aroß find. 

Ein Erbredt bleibt unbe= 
rücfichtigt, wenn nicht dem 
Naclaßgerichte binnen Drei 
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Monaten nah dem Ablaufe 
der Anmeldungsfriſt nachge— 
wieſen wird, daß das Erbrecht 
beſteht oder daß es gegen den 
Fiskus im Wege der Klage 
eltend gemacht iſt. Iſt eine 
oͤffentliche Aufforderung nicht 
ergangen, jo beginnt Die Dreis 
monatige Friſt mit der gericht: 
liben Aufforderung, das Erb- 
recht oder die Erbebung der 
Klage nachzuweiſen. 

Ss 196. Bon dem Fisfus 
al3 geießlibem Erben und 
gegen den Fiskus als geſetz- 
lichen Erben kann ein Recht 
erſt geltend gemacht werden, 
nachdem von dem Nachlaßge— 
richte feſtgeſtellt worden iſt, 
daß ein anderer Erbe nicht 
vorhanden iſt. 


Zweiter Titel. 


Haftung des Erben für die 
Hachlaßverbindlichkeiten. 


I. Radjlafverbindlichkeiten. 


$.1%7. Der Erbe baftet 
für dieNachlaßverbindlichkeiten. 
Zu den Nachlaßverbindlich— 
feften gehören außer den vom 
Erblafier herrührenden Schul— 
den die den Erben als ſolchen 
treffenden Verbindlichkeiten, 
insbeſondere die Verbindlich— 
feiten aus Pflichttheilsrechten, 
Bermäctnifien und Auflagen. 
HS. Der Erbe trägt die 
Koften der ftandesmäßigen 

Beerdigung des Erblaſſers. 
$ 1969. Der Erbe ift vers 


1 





pflichtet, ri en 
des Erblaſſers, Die zur Zeit 
des Todes des Erblafiers zu 
defien Hausſtande gehört und 
von ihm Unterhalt bezogen 
baben, in den eriten dreißig 
Tagen nad dem Eintritte des 
Erbfallein demjelben Umfange, 
wie der Erblafier es getban 
bat, Unterhalt zu gewähren 
und die Benußung der Woh— 
nung und der Haushaltögegen= 
ftände zu geftatten. Der Erb: 
lafier kann durch legtwillige 
Verfügung eine abweichende 
Anordnung treffen. 

Die Borichriften über Ber: 
mächtnifje finden entjprechende 
Anwendung. 


II. Aufgebot der Nachlaßgläu— 
biger. 


$ 1970. Die Nachlaßgläu— 
biger fönnen int Wege Des 
Aufgebot3verfahrend zur An⸗ 
meldung ihrer Forderungen 
aufgefordert werden. 

$ 1971. Biandgläubiger und 
Gläubiger, die im Konkurſe 
den Pfandgläubigern gleich 
ftehen, jowie Gläubiger, die 
bei der Zwangsvollftredung in 
da3 unbeweglide Bermögen 
ein Recht auf Befriedigung 
aus Ddiefem Vermögen haben, 
werden, ſoweit es jich um die 
Befriedigung aus den ihnen 
baftenden Gegenftänden hau— 
delt, durch das Aufgebot nicht 
betroffen. Das Gleiche gilt 
bon Gläubigern, deren An— 
ſprüche durch eine Bormerfung 
gefichert find oder denen im 
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Konkurs ein Ausjonderungs: 
recht zuftebt, in Anſehung des 
Gegenitandes ihres Rechles. 

$ 1972. Pflichttheilsrechte, 
Permädtnifie und Auflagen 
werden durh Das Aufgebot 
nicht betroffen, unbejchadet der 
Vorſchrift des $ 2060 Nr. 1. 

$ 1973. Der Erbe kann die 
Befriedigung eines im Aufge— 
botsverfabren ausgeichlofjenen 
Nachlaßgläubigers iniomweit ver⸗ 
weigern, als der Nachlaß durch 
die Befriedigung der nicht aus— 
geſchloſſenen Gläubiger er— 
ſchöpft wird. Der Erbe hat 
jedoch den ausgeſchloſſenen 
Gläubiger vor den Verbind— 
lichkeiten aus Pflichttheilsrech— 
ten, Vermächtniſſen und Auf— 
lagen zu befriedigen es ſei denn, 
daß der Gläubiger ſeine For— 
derung erſt nach der Berichtig— 
ung dieſer Verbindlichkeiten 
geltend macht. 

Einen Ueberſchuß hat der 
Erbe zum Zwecke der Befrie— 
digung des Gläubigers im 
Wege der Zwangsvollitredung 
nad den Vorſchriften iiber die 
Herausgabe einer ungerect= 
fertigten Bereicherung beraus: 
zugeben. Er fann die Heraus— 
— der noch vorhandenen 

dachlaßgegenſtände durch Zahl: 

ung des Werthes abwenden. 
Die rechtskräftige Verurtheil— 
ung des Erben zur Befriedig— 
ung eines ausgeichlofienen 
Gläubiger wirft einem ans 
deren Gläubiger gegenüber wie 
die Berriedigung. j 

$ 1974. Ein Nachlaßgläu⸗ 
biger, der jeine Forderung 


jpäter als fünf Jahre nach dem 
Erbfalle dem Erben gegenüber 
geltend macht, jteht einem au: 
geichlofienen Gläubiger gleich, 
e3 jei denn, daß die Forderung 
dem Erben vor dem Ablaufe 
der fünf Sabre befannt ges 
worden oder im Aufgebots— 
verfahren angemeldet worden 
it. Wird der Erblafjer für 
todt erflärt, jo beginnt Die 
Friſt nicht vor der Erlafjung 
des die Todeserflärung aus— 
jprechenden Urtheils. 

Die dem Erben nad $ 1973 
Abi. 1 Satz 2 obliegende Ver- 
pflihtung tritt ım Verbältnifie 
von Berbindlichfeiten aus 
Pflichttheilsrechten, Vermächt— 
niſſen und Auflagen zu ein— 
ander nur inſoweit ein, als 
der Gläubiger im Falle des 
Nachlaßkonkurſes im Range 
vorgehen würde. 

Soweit ein Gläubiger nach 
$ 1971 von dem Aufgebote 
nicht betroffen wird, finden Die 
Vorſchriften des Abi. 1 auf 
ihn feine Anwendung. 


III. Beſchränkung der Haft: 
ung des Erben. 


$ 1975. Die Haftung des 
Erben fir die Nachlaßverbind— 
lichkeiten bejchränft ſich auf den 
Nachlaß, wenn eine Nachlaß— 
pflegichaft zum Zwecke der Be= 
friedigung der Nachlaßgläubiger 
Machlaßverwaltung) angeord= 
net oder der Nachlaßkonkurs 
eröffnet iſt. 

$ 1976. il die Nachlaß— 
verwaltung ungeordnet oder 
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der Nachlaßlonkurs eröffnet, jo | 


elten die in Folge des Erb— 
als durch Bereinigung von 
Recht und Berbindlichfeit oder 
von Recht und Belaflung er= 
loſchenen Rechtsverbältnifie als 
nicht erloichen. 

$ 1977. Hat ein Nadlap: 
gläubiger vor der Anordnung 
der Wachlaßverwaltung oder 
vor der Eröffnung des Nach 
laßkonkurſes feine Forderung 
gegen eine nicht zum Nachlafie 
gehörende Forderung des Erben 
ohne defien Zuftimmung aufs 
gerechnet, jo iſt nach der An— 
ordnung der Naclakverwalt= 
ung oder der Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes die Aufrech- 
nung al3 nicht erfolgt anzu— 
jehen. 

Das Gleiche gilt, wenn ein 
Gläubiger, der nicht Nachlaß⸗ 
gläubiger ift, die ihm gegen 
den Erben zuftehende Forder— 
ung gegen eine zum Nachlaſſe 
gehörende Forderung aufges 
rechnet bat. 

$ 1978. Sit die Nachlaßver⸗ 
waltung angeordnet oder der 
Nachlaßkonkurs eröffnet, jo iſt 
der Erbe den Nachlaßgläubigern 
fiir die bisherige Verwaltung 
des Nachlaſſes jo verantivort= 
lich, wie wenn er von der Anz 
nahme der Erbihbaft an die 
Berwaltung für fie als Beauf 
tragter zu führen gehabt hätte. 
Auf die vor der Annahme der 
Erbichaft von dem Erben bes 
forgten erbſchaftlichen Geſchäfte 
finden die Vorſchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auf— 
trag entſprechende Anwendung. 


— — — — — — — — — 
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Die den Nahlakgläubigern 
nach Abi. 1 zuftehenden An— 
ſprüche gelten al3 zum Nach— 
lafie gebörend. 

Aufwendungen find dem 
Erben aus dem Nachlaſſe zu 
erjeßen, joweit er nach den Por: 
ichriften iiber den Auftrag oder 
iiber die Geihäftsführung ohne 
Auftrag Erſatz verlangen 
fönnte. 

8 1979. Die Berichtigung 
einer Naclaf » Verbindlichkeit 
durb den Erben müſſen die 
Nahlakgläubiger als für Rech— 
nung des Machlaffes erfolgt 
gelten lafien, wenn der Erbe 
den Umftänden nab annehmen 
durfte, daß der Nachlaß zur 
Berichtigung aller Nachlaßver— 
bindlichfeiten außreiche. 

$ 1 Beantragt der 
Erbe nicht unverzüglich, nach» 
dem er von der Heberjchuldung 
des Nachlaſſes Kenntniß er— 
langt hat, die Eröffnung des 
Nachlaßkonlurſes, ſo iſt er den 
Gläubigern für den daraus 
entſtehenden Schaden verant— 
wortlich. Bei der Bemeſſung 
der Zulänglichkeit des Nach— 
laſſes bleiben die Verbindlich— 
keiten aus Vermächtniſſen und 
Auflagen außer Betracht. 

Der Kenntniß der Ueber— 
ſchuldung ſteht die auf Fahr— 
läſſigkeit beruhende Unkenntniß 
gleih. ALS Fahrläſſigkeit gilt 
es inäbejondere, wenn der Erbe 
dad Aufgebot der Nachlaß: 
gläubiger nicht beantragt, ob» 
wohl er Grund hat, das Vor- 
bandenfein unbefannter Nach 
laßverbindlichkeiten anzuneh— 
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men; das Aufgebot ift nicht 
erforderlib, wenn die Koſten 
de3 Verfahrens dem Beſtande 
des Nachlafie8 gegenüber uns 
verbältnikmäßig groß find. 
1981. Die Nachlaßver⸗ 
waltung ift von den Nacdlap- 
ericht anzuordnen, wenn der 
Erbe die Anordnung beantragt. 

Auf Antrag eines Naclak- 
gläubigers ift die Nachlaßver— 
waltung anzucrdnen, wenn 
Grund zu der Annahme be= 
ftebt, daß die Befriedigung der 
Nachlakgläubiger aus dem 
Nachlaſſe Durb das Verhalten 
oder die Vermögenslage des 
Erben gefährdet wird. Der 
Antrag kann nicht mebr ges 
jtelt werden, wenn jeit der 
Annahme der Erbichaft zwei 
Sabre verjtrichen jind. 

Die Borichriften des $ 1785 
finden feine Anwendung. 

8 1982. Die Anordnung 
der Naclakverwaltung fann 
abgelehnt werden, wenn eine 
den Koſten entiprechende Maſſe 
nicht vorbanden ift. 

BR - . Das Naclaßge- 
richt bat die Anordnung der 
Naclakverwaltung durch das 
für feine Belanntmachungen 
beftimmte Blatt zu veröffent- 
lichen. 

$ 1984. Mit der Anord- 
nung der Nachlaßverwaltung 
verliert der Erbe die Befugniß, 
den Nachlaß zu verwalten und 
iiber ihn zu verfügen. Die 
Borjchriften der 88 6, 7 der 
Konkursordnung finden ents 
fprehende Anwendung. Ein 
Anſpruch, der fich gegen den 











Nachlaß richtet, kann nur gegen 
den Naclaßverwalter geltend 
gemacht werden. 

Bwangsvollitredungen und 
Arrelte ın den Nachlaß zu 
Gunften eines Gläubigers, der 
nicht Naclakgläubiger ift, find 
ausgeſchloſſen. 

8 1985. Der Nachlaßver⸗ 
walter hut den Nachlaß zu ver— 
walten und die Nachlaßver— 
bindlichkeiten aus dem Nachlaſſe 
zu bang ara 

Der Nachlaßverwalter ift 
für die Verwaltung des Nach— 
lafje auch den Nachlaßgläubi— 

ern verantwortlid. Die Vor— 
chriften des $ 1978 Abi. 2 
und der SS 1979, 1980 finden 
entiprechende Anwendung. 

. Der Nahlabvers 
walter darf den Nachlaß dem 
Erben erit ausantworten, wenn 
die befannten Nachlakverbinds 
lichfeiten berichtigt find. 

Iſt die Berichtigung einer 
Verbindlichkeit zur Zeit nicht 
ausfübrbar oder ift eine Ver— 
bindlichfeit ftreitig, jo darf die 
Ausantwortung des Nachlafies 
nur erfolgen, wenn dem Gläu— 
biger Sicherheit geleistet wird. 

ür eine bedingte Forderung 
iſt Sicherheitsleiſtung nicht ere 
forderlib, wenn die Mönlich- 
feit des Eintritt3 der Beding— 
ung eine jo entfernte ift, dab 
die Forderung einen gegen= 
wärtigen Vermögenswerth nicht 


at. 

8 1987. Der Naclafver- 
walter fann für die Führung 
feines Amtes eine angemejiene 
Vergütung verlangen. 
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$ 1988. Die Naclahver- 


waltung — mit der Er— 
öffnung des Nachlaßkonkurſes. 


Die Nachlaß-Verwaltung 
kann aufgehoben werden, wenn 
ſich ergibt, daß eine den Koſten 
entſprechende Maſſe nicht vor— 
handen iſt. 


$ 1989. Iſt der Nachlaß⸗ 
konkurs durch Vertheilung der 
Meafte oder durch Zwangsver— 
gleich beendigt, ſo finden auf 
die Haftung des Erben die 
Vorſchriften des 8 1973 ent— 
ſprechende Anwendung. 


$ 190. Iſt die Anordnung 
der Nachlaßverwaltung oder 
die Eröffnung des Nachlaß— 
fonfurje3 wegen Mangels einer 
den Koſten entiprechenden 
Maſſe nicht thunlich oder wird 
aus diefem Grunde die Nach— 
lagverwaltung aufgehoben oder 
das Konfursverfahren einge= 
ftellt, jo kann der Erbe die 
Befriedigung, eines Nachlaß— 
gläubigers injoweit verweigern, 
al3 der Nachlaß nicht ausreicht. 


Der Erbe ift in dieſem 
Falle verpflichtet, den Nachlaß 
zum Zwecke der Befriedigung 
de3 Gläubigers in Wege der 
Zwangsvollſtreckung herauszu— 
geben. 

Das Recht des Erben wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Gläubiger nach dem 


der Zwangsvollſtreckung oder 
der Arreitvollziehungein Brand: 
recht oder eine Hypothek oder 
im Wege der einftweiligen Ver: 


fügung eine VBormerfung er= 
langt bat. 


s 191. Macht der Erbe 
von dem ibm nach $ 1990 zu: 
ftehenden Rechte Gebrauch, jo 
finden auf feine Verantwort= 
lihfeit und den, Eriaß, feiner 
Aufwendungen die Vorſchriften 
der 88 1978, 1979 Anwendung. 


Die in Folge ded Erbfalls 
durch Vereinigung von Recht 
und Verbindlichkeit oder von 
Neht und Belaitung erloiche= 
nen Rechtsoerhältniſſe gelten 
im Berbältnifje zwiſchen dem 
Gläubiger und den Erben als 
nicht erlojchen. 


Die rechtskräftige Verur— 
theilung des Erben zur Be— 
friedigung eines Gläubigers 
wirkt einem anderen Gläubi— 
ger gegenüber wie die Befrie— 
digung. 

Die Verbindlichkeiten aus 
Pflichttheilsrechten, Vermächt— 
niſſen und Auflagen bat der 
Erbe jo zu berichten, wie jie 
im Falle des Konfuries zur 
Berichtigung kommen würden. 


8 1992. Berubt die Ueber: 
Ibuldung des Naclafies auf 
Bermächtnifien und Auflagen, 
jo ijt der Erbe, auch wenn die 
Vorausjegungen des $ 1940 
nicht vorliegen, berechtigt, Die 
Berichtigung dieſer Verbind— 


Ib D | lichfeiten nach den Borichriften 
Eintritte des Erbfalls in Wege 


der SS 1990, 1991 zu bewirfen. 
Er fann die Herausgabe der 
nohb vorhandenen Nachlaß— 
gegenftände durch Zahlung des 
Werthes abwenden. 
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IV. Inventarerrichtung. Un: 
beichränfte Haftung des Erben. 


8 1998. Der Erbe ift be= 
rechtigt, ein Verzeichniß Des 
Nachlaſſes (Inventar) bei dem 
——5 — — 
ventarerrichtung). 

1994. Das Nachla ge: 
richt hat dem Erben auf 
trag eines Nachlasaläubigers 
zur Errichtung des Inventars 
eine Friſt ——————— zu 
beſtimmen. Nach dem Ablaufe 
der Friſt haftet der Erbe für 
die Nachlaßverbindlichkeiten 
unbeſchränkt, wenn nicht vor— 
her das Inbentar errichtet 
wird. 

Der Antragſteller hat ſeine 
Ben glaubbaftzu machen. 

uf die Wirfjamfeit der Friſt— 
beftimmung iſt es ohne Ein= 
fluß, wenn die Forderung nicht 
eiteht. 

5 195. Die Inventarfriſt 
joll mindeſtens einen Monat, 
höchfteng drei Monate betragen. 
Sie beginnt mit der Zuſtell— 
ung des Beichluffes, durch den 
die it beftimmt wird. 

ird die Frift vor der An- 
nahme der Erbichaft beitimmt, 

o beginnt fie erft mit der An- 
Habe der Erbichaft. 

Auf Antrag des Erben kann 
das Nachlaßgericht die Frift 
nab jeinem Ermefjen vers 
längern. 

8 1996. Sit der Erbe durch 
höhere Gewalt verhindert wor: 
den, das Inventar rechtzeitig 
zu errichten oder die nad) den 








—— nn ——— 


Umftänden geredhtfertigte Ver— 
längerung der 5 
u beantragen, ſo hat ihm auf 
Bein Antrag das Nachlakge- 
richt eine neue el 
zu beſtimmen. a3 Gleiche 
ilt, wenn der Erbe von der 
uftellung des Beſchluſſes, 
durch den die Inventarfriſt be: 
ſtimmt worden ift, ohne fein 
Berichulden Kenntniß nicht er: 
lanat bat. 
Der Antrag muß binnen 
zwei Wochen nad der Beſei— 


tigung de3 Hinderniffe und 
ſpäteſtens vor dem 


Ablauf 
eines Jahres nah dem Ende 
der zuerft beſtimmten Friſt ges 
ſtellt werden. 

Vor der Entiheidung joll 
der Nachlaßgläubiger, auf deſſen 
Antrag die erſte Friſt beſtimmt 
worden iſt, wenn thunlich ge— 
hört werden. 

$ 1997. Auf den Lauf der 
nl und der im $ 

996 Abi. 2 beitimmmten Friſt 
* zwei Wochen finden die 
ür du Verjährung Bene 
orjichriften des $ 203 Abi. 
und des $ 206 te 
Anwendung. 

s 198. Stirbt der Erbe 
vor dem Ablaufe der Inven— 
Sa oder der im 8 1996 
Abi. 2 beftimmten Friſt von 
wei Wochen, jo endigt Die 

riſt nicht vor dem Ablaufe 

der für die Erbichaft des Erben 
vorgeichriebenen Ausſchlag— 
ungsfriſt. 

8 1999. Steht der Erbe 
unter elterlicher Gewalt oder 
unter Vormundſchaft, ſo ſoll 
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das Nahlakgeriht dem Vor- | Beamten oder Notar zu iiber: 
mundjcaftsgerihte von der | tragen. Durch die tellung 
Beitimmung der Inventarfriſt des Antrags wird die Inven— 
Mittheilung machen. Aare gewahrt. 

2000. Die Beitimmung Der Erbe ift verpflichtet, 
die zur Aufnahme des Xnven: 
tar3 erforderlihe Auskunft zu 
ertbeilen. 

Das Inventar ift von der 
Behörde, dem Beamten oder 
dem Notar bei dem Nachlaß— 
gericht — 

Befindet ſich bei 
dem ——— ſchon ein 
den Vorſchriften der 88 2002, 
2003 entſprechendes Anventar, 
jo genügt ed, wenn der Erbe 
vor dem Ablaufe der Jnpens 
tarfriftt dem Nachlabgerichte 
gegenüber erflärt, daß das In— 
ventar al3 von ihm eingereicht 
gelten foll. 


| 
einer Inventarfriſt wird uns 
wirfiam, wenn eine Nachlaß— 
verwaltung angeordnet oder 
der Nachlaßkonkurs eröffnet 
wird. Während der Dauer der 
Naclapverwaltung oder Des 
Nachlaßkonkurſes kann eine In— 
Ds nicht beitimmt wer: 
der — — 
Dach ——— der Maſſe 
oder durch Zwangsvergleich 
beendigt, ſo bedarf es zur Ab— 
wendung der unbeſchränkten 
Haftung der Inventarerricht— 
tung nicht. 

5 2001. In dem Inbentar 
jollen die bei dem Eintritte 
des 2 Erbfal3 vorhandenen 5 2005. Führt der Erbe ab: 
IRadılaßnegenflänbe und Die | fichtlich eine erhebliche Unvoll: 
Naclagverbindlichkeiten voll» ſtändigkeit der im Inventar ent: 
ftändig angegeben werden. haltenen Angabe der Nachlaß— 

Das Inventar ſoll außer= | gegenftände herbei oder bewirft 
dem eine Bejchreibung der | er in der Ablicht, die Nachlaß— 
Nachlaßgegenſtände, ſoweit eine ——— zu benachtheiligen, 
ſolche zur Beſtimmung des die Aufnahme einer nicht bes 
Werthes erforderlih ift, und | ftehenden Nachlaßverbindlich- 
die Angabe des Werthes ent= | feit, jo haftet er für die Nach» 
halten. [aß = Berbindlichfeiten unbe 

$ 2002. Der Erbe muß zu ſchränkt. Das Gleihe gilt, 
der Aufnahme des Inventars | wenn er im alle de 8 2003 
eine zuftändige Behörde oder | die Ertheilung der Auskunft 
einen zuftändign Beamten | verweigert oder abſichtlich in 
oder Notar zuziehen. erheblihen Make verzögert. 

$ 2003. Auf Antrag des Sit die Angabe der Nach— 
Erben hat das Nachlaßgericht laßgegenftände unvollftändig, 
entweder das Inventar ic ohne daß ein Fall des Abi. 1 
aufzunehmen oder die Auf- | vorliegt, jo kann dem Erben 
nahme einer zuftändigen Bes | zur Ergänzung eine neue In—⸗ 
börde oder einem zuftändigen | ventarfrift beitimmt werden. 
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5 2006. Der Erbe bat auf 
Verlangen eines Nachlaßgläu— 
bigers vor dem Nachlaßgerichte 


den Offenbarungseid dahin zu | 


leiften : 
daß er nad beiten Wiſſen 
die Naclaßgegenftände fo 
volftändigangegeben habe, 
als er dazu im Stande 


ſei. 
‚Der Erbe fanıı vor der 
Leiftung des Eides das Inven— 
tar vervollitändigen. 
Verweigert der Erbe Die 
Reiftung des Eides, fo haftet 
er dem Gläubiger, der den An: 
trag geitellt hat, unbeichränft. 


Das Gleiche gilt, wenn er | 


weder in dem Termine noch 
in einem auf Antrag des Gläu— 
biger3 beftimmten neuen Ter— 
min erjcheint, es jei denn, daß 
ein Grund vorliegt, Durch den 
das Nichtericheinen in dieſem 
Termine genügend entfchuldigt 
wird. i 
Eine wiederholte Leiftung 
des Eides kann derjelbe Gläu— 
biger oder ein anderer Gläubi— 
ger nur verlangen, wenn Grund 
zu der Annahme beſteht, daß 
dem Erben nach der Eidesleiſt— 
ung weitere Nachlaßgegenſtände 
bekannt geworden ſind. 
$ 2007. Sit ein Erbe zu 
mehreren Grdtheilen berufen, 
jo beftimmt fich feine Haftung 
für die Nachlaß - Verbindlich: 
feiten in Anſehung eines jeden 
der Erbtheile jo, wie wenn die 
Erbtheile verjchiedenen Erben 
ehörten. In den Fällen der 
nwachſung und des 8 1935 











gilt died nur dann, wenn Die | 


Bayerns Gejete u. Geſetzbücher XXXIV, 





Erbtheile verichieden bejchwert 


ind. 

8.2008. Sit eine Ehefrau 
die Erbin und gehört die Erb- 
Ihaft zum eingebrachten Gute 
oder zum Geſammtgute, jo ift 
die Beſtimmung der Inventar: 
frift nur wirffam, wenn fie 
auh den Manne gegenüber 
erfolgt. Solange nicht die 
Zrift den Manne gegenüber 
verftrihen ift, endigt fie auch 
nicht der Frau gegenüber. Die 
Errichtung des Inventars durch 
den Mann kommt der Frau 
zu Statten. 

Gehört die Erbſchaft zum 
Sejammtgute, jo gelten dieje 
Vorſchriften auch nach der Be: 
endigung der Gütergemein— 
ſchaft. 

$ 2009. Iſt das Inventar 
rechtzeitig errichtet worden, fo 
wird im Verhältniſſe — 
dem Erben und den Nachlaß— 
läubigern vermutbet, daß zur 

eit des Erbfalls weitere Nach: 
labgegenftände als die ange 


gebenen nicht vorhanden ge= 


wejen jeien. 

8 2010. Das Nachlaßgericht 
bat die Einficht des Inventars 
Jedem zu geitatten, der ein 
rechtliches Intereſſe glaubhaft 
macht. 

s 2011. Dem Fiskus als 
geſeblichem Erben kann eine 
Inventarfriſt nicht beſtimmt 
werden. Der Fiekus iſt den 
Pantoholinbigern — 
verpflichtet, iiber den Beſtand 
des Nachlaffes Auskunft zu er: 
theilen. 


Bd. (Reichsgejete XXIV. Bd.) 


22 
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$ 2012. Einem nad den 
$$ 1960, 1961 beitellten Nach: 
laßpfleger fann_eine Inventar: 
frift nicht beitimmt werden. 
Der Naclaßpfleger iſt den 
Nachlaßgläubigern gegenüber 
verpflichtet „ iiber den 
des Nachlaſſes Auskunft zu er: 
tbeilen. Der 
fann nicht auf die Beſchränk— 


Vorichriften 


$ 2013. Haftet der Erbe 
für die Nachlaßverbindlichkeiten 
unbeichränft, jo finden die Vor— 
ichriften der 88 1973 bis 1975, 


1977 bis 1980, 1989 bis 1992 | 


feine Anwendung; der Erbe 


Naclaßpfleger | 


gelten 
auch für den Nachlazverwalter. 





eitand | 





it nicht berechtigt, die Anord: | 


nung einer Naclaßverwaltung 
zu beantragen. Auf eine nad 
8 1973 oder nach $ 1974 einge— 
tretene Beichränfung der Haft: 
ung fann fich der Erbe jedod) 
berufen, wenn jpäter der Fall 


des 8 1994 Abi. 1 Sab 2 oder | 


des 5 2005 Abi. 1 eintritt. 

Die Vorſchriften der $$ 1977 
bis 1980 und das Recht des 
Erben, die Anordnung einer 
Nachlakverwaltung zu bean 
tragen, werden nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, der Erbe 
einzelnen Nachlaßgläubigern 
gegenüber unbeſchränkt haftet. 


V. Aufſchiebende Einreden. 


s 2014. Der Erbe iſt be— 
rechtigt, Die Berichtigung einer 
Naclakverbindlichkeit bis zum 
Ablaufe der erften drei Mo: 





nicht vor dem Ablauf 


nate nach der Annahme der 
Erbichaft, jedoch nicht über die 
Errichtung des Inventars hin: 
aus, zu verweigern. 

$ 2015. Hat der Erbe den 
Antrag auf Erlafjung des Auf⸗ 
gebot3 der Naclakgläubiger 
innerhalb eines Jahres nad) 
der Annahme der Erbichaft ge: 
ftellt und ift der Antrag zuge: 
lajien, fo iſt der Erbe berech— 
tigt, die Berichtigung einer 
Nachlaßverbindlichkeit bis zur 
Beendigung des Aufgebotsver— 
fahreng zu verweigern. 

Der Beendigung des Auf: 
gebotsverfahreng ſteht es gleich, 
wenn der Erbe in dem Auf- 
gebotstermine nicht erichienen 
iſt und nicht binnen zwei Wo: 
chen die Beltimmung eines 
neuen Zermins beantragt oder 
wenn er aud in dem neuen 
Termine nicht erjcheint. 

Wird das Ausſchlußurtheil 
erlafien oder der Antrag auf 
Erlaffung des Urtbeils zurüds 
gewiefen, jo ift das Verfahren 
einer 
mit der Verkündung der Ent: 
ſcheidung beainnenden Frift von 
wei Wochen und nicht vor der 
——— einer rechtzeitig ein— 
gelegten Beſchwerde als been— 
digt auzuſehen. 

Ss 2016. Die Vorſchriften 
der 88 2014, 2015 finden feine 
Anwendung, wenn der Erbe 
unbeichränft haftet. 
Das Gleiche gilt, ſoweit 
ein Gläubiger nad) $ 1971 von 
dem Aufgebote der Nachlaß— 
gläubiger nicht betroffen wird 
mit der Maßgabe, daß ein er 
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nah dem Eintritte des Erb— 
fal3 in Wege der Zwangs— 
vollftrefung oder der Arreit- 
vollziehung erlangtes Recht jo: 
wie eine erit mach dieſem Zeit: 
punkt im Wege der einftiweili- 
gen Berfügung erlangte Vor— 
merfuna außer Betracht bleibt. 

S 2017. Wird vor der An: 
nahme der Erbichaft zur Vex— 
waltung des Nachlaffes ein 
Nachlaßpfleger beitellt, jo be= 
ginnen die ım 8 2014 und im 
52015 Abi. 1 beitimniten Friften 
mit der Beitellung. 


Dritter Titel, 
Erbfchaftsanfprud. 


8 2018. Der Erbe fann 
von Reden, der auf Grund 
eine3 ihm in Wirklichkeit nicht 
zuftehenden Erbrehts etwas 
aus der Erbichaft erlangt hat 
Erbſchaftsbeſitzer), die Heraus: 


gabe de3 Erlangten verlangen. | 


2019. Als aus der Erb: 
ihaft erlangt gilt auch, was 
der Erbichafts = Beliger durch 
Rechtsgeſchäft mit Mitteln der 
Erbihaft erwirbt. 

Die Zugehörigkeit einer in 


ſolcher Weiſe erworbenen Kor- 





— — — — — — — — 
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zogenen Nutzungen herauszu— 
geben; die Verpflichtung zur 
Herausgabe erſtreckt ſich auch 
auf Früchte, an denen er das 
Eigenthum erworben hat. 

Soweit der Erb— 
ſchaftsbeſitzer zur Herausgabe 
außer Stande iſt, beſtimmt ſich 
ſeine Verpflichtung nach den 
Vorſchriften über die Heraus— 
gabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung. 

5 2022. Der Erbſchaflsbe⸗ 
iger ift zur Serausgabe der 
zur Erbichaft gehörenden Sa— 
chen nur gegen Erſatz aller 
Verwendungen verpflichtet, jo: 
weit nicht die Verwendungen 
durch Anrechnung auf die nach 





8 2021 berauszugebende Be— 
‚ reicherung gededt werden. “Die 





derung zur Erbſchaft bat der 


Schuldner erit Dann gegen ſich 
gelten zu laffen, wenn er von 
der Zugehörigkeit Kenntniß er: 
langt; die PVorjchriften der 
88 406 bis 408 finden entjpre= 
chende Aanpenbung. 

8 Der Erbſchaftsbe⸗ 
ſitzer hat dem Erben die ge— 


für den Eigenthumsanſpruch 
geltenden Vorſchriften der 88 
1000 bis 1003 finden Anwend— 
ung. 

Zu den Verwendungen ge— 
hören auch die Aufwendungen, 
die der Erbſchaftsbeſitzer zur 
Beſtreitung von Laſten der 
Erbſchaft oder zur Berichtigung 
von Nachlaßverbindlichkeiten 


macht. 

Soweit der Erbe für Auf— 
wendungen, die nicht auf ein— 
elne Sachen gemacht worden 
ind, insbeſondere für die im 
Abſ. 2 bezeichneten Aufwend— 
ungen, nach den allgemeinen 
Vorſchriften in weiterem Um— 
fang Erſatz zu leiſten hat, bleibt 
der Anſpruch des Erbſchaftsbe— 
ſitzers unberührt. 

2028. Er der Erbichafts- 
befiger zur Erbichaft gehörende 
22° 
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Sachen herauszugeben, jo be= 
ftimmt fih von dem Eintritte 
der Nectshängigfeit an der 
Anſpruch des Erben auf Scha: 
denserjat wegen Verſchlechter— 
ung, Unterganges oder einer 
aus einem anderen Grunde 
eintretenden Unmöglichfeit der 
Herausgabe nach den Bor 
Ihriften, die für daS DVerbält- 
niß zwiichen dem Eigenthiimer 
und dem Beſitzer von dem 
Eintritte der Rechtshängigkeit 
des Eigenthumsanſpruchs an 
gelten. 

Das Gleiche gilt von dem 
Anipruche des Erben auf Her: 
ausgabe oder Vergütung von 
Nußungen und von dem Ans 





| 


| 





ipruche des Erbſchaftsbeſitzers 


auf Erfag von Verwendungen. | 
2024 


S der Erb— 
ſchaftsbeſitzer bei dem Beginne 
des Erbſchaftsbeſitzes nicht in 
utem Glauben, jo haftet er 
o, wie wenn der Anjpruc des 
Erben zu Ddiefer Zeit rechts— 
hängig geworden wäre. Er: 
fährt der Erbſchaftsbeſitzer 
ipäter, dab er nicht Erbe ift, 
jo haftet er in gleicher Weiſe 
von der Erlangung der Kennt: 
niß an. Eine weitergehende 
Haftung wegen Verzugs bleibt 

unberührt. j 
$ 2025. Hat der Erbſchafts⸗ 


befißer einen Erbſchaftsgegen- 





ſtand durch eine ftrafbare Hand» | 
lung oder eine zur Erbichaft | 
gehörende Sache durch vers | 


botene Eigenmacht erlangt, fo 
haftet er nach den Vorſchriften 
über den Schadenserjag wegen 


unerlaubter Handlungen. Ein 


————— Erbſchaftsbeſitzer 
aftet jedoch wegen verbotener 
Eigenmacht nach dieſen Vor— 
ſchriften nur, wenn der Erbe 
den Beſitz der Sache bereits 
thatſächlich ergriffen hatte. 

$ 2026. Der Erbſchaftsbe⸗ 
figer fann fich dem Erben gegen= 
über, folange nicht der Erb— 
ihaftsanfprud verjährt iſt, 
nicht auf die Erſitzung einer 
Sache berufen, die er als zur 
N gehörend im Beſitze 


a 
8 2027. Der Erbſchaftsbe⸗ 
fißer ijt verpflichtet, dem Erben 
über den Beitand der Erbichaft 


‚ und über den Verbleib der 
Erbſchafts-Gegenſtände Aus— 


kunft zu ertheilen. 

Die gleiche Verpflichtung 
hat, wer, ohne Erbſchaftsbe— 
ſitzer zu ſein, eine Sache aus 
dem Nachlaß in Beſitz nimmt, 
bevor der Erbe den Beſitz that: 
ſächlich ergriffen bat. 

5 2028. Wer ich zur Zeit 
des Erbfalls mit dem Erblaſ— 
jer in bäuslicher Gemeinjchaft 
befunden bat, ift verpflichtet, 
dem Erben auf Berlangen Aus: 
funft Darüber zu ertheilen, 
welche erbſchaftliche Geſchäfte 
er geführt hat und was ihm 


über den Verbleib der Erb— 


ſchaftsgegenſtände bekannt iſt. 
Beſteht Grund zu der Ans 
nahme, daß die Ausfunft nicht 
mit der erforderlichen Sorgfalt 
ertheilt worden ift, jo hat der 
Verpflichtete auf Verlangen 
des Erben den Dffenbarungs- 

eid dahin zu leiften: 
daß er feine Angaben nad) 


IV. Titel: Mehrheit von Erben. 


beſtem Wiffen fo volftändig 
gemacht habe, als er dazu 
im Stande fei. 


Die Borichriften des $ 259 
Abi. 3 und des $ 261 finden 
Anwendung. 


Ss 2029. Die Haftung des 
Erbſchaftsbeſitzers beſtimmt fich 
auch gegenüber den Anſprüchen, 
die dem Erben in Anſehung 
der einzelnen Erbſchaftsgegen— 
ſtände zuſtehen, nach den Vor— 
ſchriften über den Erbſchafts— 
anſpruch. 


S 2030. Wer die Erbſchaft 
durch Vertrag von einem Erb— 
ſchaftsbeſitzer erwirbt, ſteht im 
Verhältniſſe zu dem Erben 
einem Erbichartöbefiger gleich. 


5 2031. lleberlebt eine für 
todt erflärte Perſon den Zeit— 
punft, der als Zeitpunkt ihres 

odes gilt, jo Fann fie die 
Herausgabe ihres Vermögens 
nach den für den Erbſchaftsan— 
jpruch geltenden Borichriften 
verlangen. Solange der für 
todt Erflärte noch lebt, wird 


die Verjährung feines Ans 
jpruch8 nicht vor dem Ablauf 
eines Jahres nah dem Zeit 


punfte vollendet, in welchem 
er von der Todeserklärung 
Kenntniß erlangt. 


Das Gleiche gilt, wenn der 
Zod einer Perſon ohne Todes: 
erflärung mit Unrecht ange— 
nommen worden ift. 


| 
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Vierter Titel. 
Mehrheit von Erben. 


I. Rechtsverhältniß der Erben 
unter einander, 


$ 2032. Hinterläßt der Erb— 
laſſer mehrere Erben, jo wird 
der Nachlaß gemeinichaftliches 
Vermögen der Erben. 

Big zur Augeinanderjeßung 
gelten die Vorſchriften der 
SS 2033 bis 2041. 

$ 2033. Jeder Miterbe fann 
über jeinen Anthbeil an dem 
Nachlaffe verfügen. Der Ver: 
trag, durch den ein Miterbe 
über feinen Antheil verfügt, 
bedarf der aerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 

‚ Ueber jeinen Antbeil an den 
einzelnen Naclapgegenftänden 
fann ein Miterbe nicht verfiigen. 

34. Verkauft ein Mit- 
erbe jeinen Antheil an einen 
Dritten, jo find die iibrigen 
Miterben zum Borfaufe be= 


rechtigt. i 
gan für die Ausüb— 
ung des Vorfaufsrecht beträgt 
zwei Monate. Das Vorkaufs— 
recht iſt vererblich. z 
20835. Iſt der verfaufte 
Antbeil auf den Käufer über— 
tragen, fo fünnen die Miterben 
das ihnen nah 8 2034 dem 
Perfäufer gegenüber zuftehende 
Vorkaufsrecht dem Käufer ge= 
genüber ausüben. Den Vers 
fäufer gegenüber erliiht das 


| Borfaufsreht mit der Ueber: 
| tragung des Antheils. 
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Der Verfäufer bat die Mit: 
erben von der Webertragung 
unverziiglich zu benachrichtigen. 

$ 20386. Mit, der Ueber— 
tragung des Antbeil3 auf die 
Miterben wird der Käufer von 
der Haftung für die Nachlaß— 
verbindlichkeiten frei. Seine 
Haftung bleibt jedoch beiteben, 
joweit er den Nadlakgläubis 
gern nad den 88 19,8 bis 
1980 verantwortlih ift; Die 
Borichriften der 88 1990, 1991 
finden entiprechende Anwend— 


ung. 

2037. Ueberträgt Der 
Käufer den Antheil auf einen 
Anderen, jo finden die Vor— 
ichriften der 88 2033, 20835, 
2036 entiprechende Anwendung. 

$S 2088. Die Verwaltung 
des Nachlafies ftebt den Erben 
gemeinschaftlich zu. Jeder Mit: 
erbe iſt den anderen gegenüber 
verpflichtet, zu Maßregeln mit: 
zuwirfen, Die zur ordnung 
mäßigen Verwaltung erforder: 
(ic) And: die zur Erhaltung 
notbwendigen Maßregeln fann 
jeder Miterbe ohne Mitwirf- 
ung der anderen treffen. 

Die VBorichriften der SS 743, 
745, 746, 748 finden Anwend— 
ung. Die Theilung der Früchte 
erfolgt erit beider Auseinander: 
jegung. Sit die Auseinanders 
jegung auf längere Bet als 
ein Jahr ausgeſchloſſen, So 
fann jeder Miterbe am Schluffe 
jedes Jahres die Theilung des 
Reinertrags verlangen. 


Gehört ein Ans | 


jpruch zum Nachlaſſe, jo kann 
der Verpflichtete nur an alle 











die Zerſtörung, a 


: Rechtliche Stellung des Erben. 
Erben gemeinschaftlich leisten 


und jeder Miterbe nur Die 
Reiftung an alle Erben for 
dern. Jeder Miterbe kann 
verlangen, daß der Verpflich— 
tete die zu leiſtende Sache fiir 
alle Erben hinterlegt oder, wenn 
fie fih nicht zur Hinterlegung 


eignet, an einen gerichtlich zu 
2 Verwahrer abs 
liefert. 


8 2040. Die Erben fünnen 
über einen Nachlaßgegenitand 
nur gemeinichaftlich verfügen. 

Gegen eine zum Nachlafie 
gehörende Forderung faun der 
Schuldner nicht eine ihm gegen 
einen einzelnen Miterben zu= 
ftehende Forderung aufrechnen. 
‚5204. Was auf Grund 
eines zum Nachlaſſe gehörenden 
Rechtes oder als Erſatz für 


oder Entziehung eines Nach— 
laßgegenſſandes oder durch 
ein Rechtsgeſchäft erworben 
wird, das ſich auf den Vach— 
[aß beziebt, gehört zum Nach- 
laſſe. Auf eine durch ein fols 


ches Rechtsgeſchäft erworbene 


Forderung findet die Vorſchrift 


des $ 2019 Abi. 2 Abwendung. 

5 2042. Jeder Miterbe fann 
jederzeit Die Auseinanderjeg- 
ung verlangen, ſoweit jich nicht 
aus den 88 2043 bis 2045 ein 
Anderes ergibt. 

Die Vorichriften des $ 749 
Abi. 2, 3 und der 88 750 big 
758 finden Anwendung. 

$ 2043. Soweit die Erb 
theile wegen der zu erwarten= 
den Geburt eines Miterben 
noch unbeftimmt find, ift die 
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Auseinanderjegung bi8 zur ! fann verlangen, dab die Aus— 


Hebung der Unbeſtimmtheit 
— — se 

as Gleiche gilt, jomweit Die 
Erbtheile deshalb noch unbes 
ſtimmt find, weil die Ent— 
bang iiber eine Ehelich— 
feit3erflärung, über die Bes 
ftätigung einer Annahme an 
Kindesitatt oder tiber Die Ge— 
nehmigung einer von Erb— 
lafjer errichteten Stiftung noch 
ausſteht. 

$ 2044. Der Erblaſſer kann 
durch legtwillige Verfügung die 
Auseinanderfegung in Anſeh— 
ung des Nachlaſſes oder ein 
elner Nachlaßgegenſtäude aus— 
—4 oder von der Einbalt: 
ung einer ea ha ab= 
bängig maden. Die Vorſchrif— 
ten des 8 749 Ubi. 2, 3, der 

8 750, 751 und des $ 1010 
bj. 1 finden entjprechende 
Anwendung. 

Die Berfiigung wird un— 
wirfam, mwenn dreißig Sabre 
ſeit dem Entritte_des Erbfall3 
verftrichen find. Der Erblafier 
fann jedoc; anordnen, dab Die 
Verfiigung bi8 zum Eintritt 
eine3 beitimmten Ereignifje3 
in der Perſon eines Miterben 
oder, fall8 er eine Nacherbfolge 
oder ein Vermächtniß anord= 
nel, bi zum Eintritte Der 
Nacerbfolge oder big zum An: 
falle des VBermächtnifies gelten 
fol. Iſt der Miterbe, in defien 
Perſon das Ereignik eintreten 
ſoll, eine juriſtiſche Perſon, jo 
bewendet es bei der dreißigjäh— 


rigen Friſt. 
8 — Jeder Miterbe 





— — — — — — — — — 





einanderſetzung his zur Been— 
digung des nach 8 1970 zu— 
läſſigen Aufgebotsverſahrens 
oder bis zum Ablaufe der im 
$ 2061 beſtimmten Anmeld— 
ungsfriſt aufgeſchoben, wird. 
Iſt das Aufgebot noch nicht 
beantragt oder die öfſentliche 
Aufforderung nach $ 2061 noch 
nicht erlafien, jo lann der Auf: 
ſchub nur verlangt werden, 
wenn unverzüglich der Antrag 
geitellt oder die Aufforderung 

erlaflen wird. 
$ 2046. Aus dem Nachlofje 
find zunächſt die Nachlaßver— 
bindlichkeiten zu berichtigen. 
Iſt, eine Nachlaßverbindlichkeit 
noch nicht fällig oder iſt ſie 
ſtreitig, ſo iſt das zur Berich— 
tigung Erforderliche zurückzube— 

halten. 

Fällt eine Nachlakverbind- 
lichfeit nur einigen Miterben 
ur Laſt, jo fünnen dieſe Die 
erichtigung nur aus dem 
verlangen, was ihnen bei der 
Auseinanderjeßung zukommt. 
ur Berichtigung ift der 
Nachlaß, foweit erforderlich, in 
Geld umzuſetzen. 
2047. Der nad der Be: 
ricbtigung der Nachlaßverbind— 
(ihfeiten verbleibende Ueber— 
ihuß gebiihrt den Erben nad 
den Verhältniſſe der Erbtheile. 
Shhriftitiide, die fih auf 
die perfönlihen Verhältniſſe 
de3 Erblaſſers, auf deſſen 
Familie oder auf den ganzen 
tachlaß beziehen, bleiben ge= 

meinfcaftlich. 
$ 2048. Der Erblafier kann 


344 V. Bud: Erbredt. 


II. Ab.: Rechtliche Stellung des Erben. 





durch (etstwilli e Verfügung | 


Anordnungen für Die 
einanderießung treffen. 
kann insbeſondere anordnen, 
daß die 
nach dem billigen Ermeſſen 
eines Dritten erfolgen joll 
Die von dem Dritten auf 
Grund der Anordnung ges 
troffene Beſtimmung if 
die Erben nicht verbindlich, 
wenn fie offenbar unbillig it; 
Die Beſtimmung erfolgt in 
dieſem, Falle durch Urtheil. 

5 2049. Hat der Erblgſſer 
angeordnet, daß einer der Mit: 
erben das Net haben joll, 


ein zum Nacklafe gebörendes | 


Landgut zu übernehmen, jo 
iſt im Bweifel anzunehmen, 
daß das Landgut zu dem Gr- 
tragswerth angejeßt werden joll. 

Der Ertragswerth beſtimmt 
fich nad) dem Neinertrage, den 
das Landgut nac feiner bis⸗ 
herigen wirthſchaftlichen Be— 
ſtimmung beiordnungsmäßiger 
Bewirthſchaftung nachhaltig 
gewähren kann. 

82050. Abkömmlinge, die als 


Aus⸗ 


Er | 


Anseinanderjegung | 


jowie Aufwendungen für Ddie 
Vorbildung zu einem Berufe 
find infoweit zur Ausgleichung 
u bringen, als fie das den 
ermögensverbältniff ien des 
Erblaſſers entiprehende Maß 
iiberitiegen haben. 
Andere Zuwendungen unter 


' Lebenden jind zur Ausgleich- 


für | 


| * 


ung zu bringen, wenn der 

Erblaſſer bei der Zuwendung 

die Ausgleichung angeordnet 
at. 


8 2051. Fällt ein Abfümnı: 
der als Erbe zur Aus— 
aleihung verpflichtet fein witrde, 
bor oder nach dem Erbfalle 
weg, jo ift wegen der ihm ge: 
machten Zuwendungen der an 
jeine Stelle tretende Abkömm— 


ling zur Wusgleihung vers 





gejeglibe Erben zur Erbfolge 


gelangen, find verpflichtet, daS: 
jenige, was fie von dem Erb: 
laffer bei defjen Lebzeiten als 
Ausstattung erbalten haben, 
bei Der Auseinanderfeßung 
unter einander zur Ausgleich 
ung di bringen, ſoweit wicht 
der Erblaſſer bei der Zuwend— 
ung ein Andere3 angeordnet 


Zuſchüſſe, die zu dem 5 
gegeben worden Hin, als Ein: 
fünfte verwendet zu werden, 





pflichtet. 

Hat der Erblajier für den 
wegfallenden Abkömmling einen 
Griagerben eingejegt, fo ift im 
Zweifel anzunehmen, daß diefer 
nicht mehr erhalten ſoll, als 
der Abkömmling unter Bes 


| rüdjihtigung der Ausgleich— 


UNDRDIEIENt erhalten würde. 
052. Hat der Erblafier 
Die Abtömmlinge auf dasjenige 
als Erben eingelegt, was 
als gejegliche Erben erhalten 
würden, oder bat er en Erb: 
theile jo beftinmt, daß fie zu 
einander in demfelben Ver⸗ 
hältniſſe ſtehen wie die geleb- 
lihen Erbtheile, jo ift 
weifel anzunehmen , daß die 
bkömmlinge nach den 88 2050, 
2051 zur Ausgleihung verz 
——— ſein ſollen. 
g 2053. Eine Zuwendung, 


die ein entfernterer Abkömm— 


ling vor den MWegfalle des ihn | 


bon der Erbfolge ausſchließen— 
den näheren Abkömmlinges 
oder ein an die Stelle eines 
Abkömmlinges als Erſatzerbe 
tretender Abkömmling von 
den Erblaſſer erhalten hat, iſt 
niht zur Wusgleihung zu 
bringen, e3 fei denn, daß der 
Erblafier bei der Zuwendung 
v Ausgleihung angeordnet 


at. 
Das Gleihe gilt, wen 
ein Abkömmling, bevor er die 
rechtlibe Stellung eines ſol— 
hen erlangt hatte, eine Zus 
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| 
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| 





wendung von dem Erblafjer 


erhalten bat. 

$ 2054. Eine Zuwendung, 
die aus dem Geſammtgute der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft, 
der Errungenſchafts-Gemein— 
ſchaft oder der Fahrnißgemein— 
Ichaft erfolgt, gilt al3 von je= 
dem der Ehegatten zur Hälfte 
gemadt. Die — gilt 
jedoch, wenn ſie an einen Ab— 


kömmling erfolgt, der nur von 


einem der Ehegatten abſtammt, 
oder wenn einer der Ehegatten 
er der Zuwendung zu den 
Geſammtgut Erfag zu leiſten 
bat, al3 von diejen Ehegatten 
gemacht. ü 
Dieſe PVorjchriften finden 
auf eine Zuwendung aus dem 
Geſammtgute der fortgejetten 
Güter-Gemeinſchaſt entſpre— 
chende Anwendung. 

82055. BeiderAluseinander: 
ſetzung wird jedem Miterben der 
Werth der Zuwendung, die er 


zur Ausgleihung zu bringen | 


| 
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hat, auf feinen Erbtheil ange: 
rechnet. Der Werth der ſämmt— 
lihen Zuwendungen, die zur 
Ausgleihung zu bringen find, 
wird dem Nachlaffe hinzuge— 
rechnet, foweit diefer den Mit: 
erben zufommt, unter denen 
die Ausgleichung ftattfindet. 

Der Werth beſtimmt fich 
nad der Zeit, zu der die Zu: 
wendung erfolgt ift. 

5 2056. Hat ein Miterbe 
durcd die Zuwendung mebr er: 
halten, al3 ihm bei der Augein= 
anderjeßung zukommen wiirde, 
jo ift er zur Seraugzahlung 
des Mehrbetrags nicht ver- 
pflihtet. Der Nachlaß wird 
in einem ſolchen Falle unter 
die übrigen Erben in der Weiſe 

etbeilt, daß der Werth der 
Zuwendung und der Erbtheil 
des Miterben außer Anſatz 
bleiben. 

5 2057. Jeder Miterbe iſt 
verpflichtet, den übrigen Erben 
auf Verlangen Auskunft über 
die Zuwendungen zu ertbeilen, 
die er nad den 88 2050 big 
2053 zur Ausgleibung zu 
bringen bat. Die Vorſchriften 
der SS 260, 261 iiber die Ver: 
pflihtung zur Leitung des 
Dffenbarungseids finden ent 
Iprechende Anwendung. 


II. Rechtsverhältniß zwiſchen 
den Erben und den Nachlaß— 
gläubigern. 


S 2058. Die Erben baften 
für die gemeinschaftlichen Nach— 
la&verbindlichkeiten als Ges 
ſammtſchuldner. 
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$ 2059. Bis zur Theilung 
des Nachlafies kann jeder Mit: 
erbe die Berichtigung der 
Nachlagverbindlichfeiten aus 
dem Vermögen, das er außer 
feinem Antbeil an dem Nach— 
lafje hat, verweigern. Haftet 
er für eine Nachlaßverbindlich— 
feit unbeichränft, jo fteht ihm 
dieſes Recht in Anjebung des 
feinem Erbtbeil entiprechenden 
Theile8 der Berbindlichkeit 
nicht zu. 

Das Recht der Nachlaß: 
gläubiger, die Befriedigung aus 
dent ungetbeilten Nachlafie 
von ſämmtlichen Miterben zu 
verlangen, bleibt unberührt. - 
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$ 2060. Nach der Theilung 
des Nachlaſſes haftet jeder 


Miterbe nur für den feinem 
Erbtheil entiprechenden Theil 
einer Nachlaßverbindlichkeit : 
1. wenn der Gläubiger 
Aufgebotsverfahren ausge= 
ſchloſſen ift; das Aufgebot 
erſtreckt ſich injoweit auch 


auf die im 8 1972 bezeich⸗ 


neten Gläubiger ſowie auf 
die Gläubiger, denen der 


Miterbe unbeſchränkt haftet: 


2. wenn der Gläubiger feine 
Forderung fpäter als fünf 
ahre nach dem im 8 1974 


im | 


| 








Abi. 1 beftimmten Zeits 


punfte geltend macht, es 
jei denn, daß die Forder— 
ung vor dem Ablaufe der 
fünf Sabre dem Miterben 
befannt geworden oder im 
Aufgebotsverfahren ange: 
meldet worden iſt; die Vor 
ichrift findet Feine Anwend— 


III. Abfchnitt: Teftament. 


nah $ 1971 von den Auf: 
gebote nicht betroffen wird; 

3. wenn der Nachlaßkonkurs 
eröffnet und Durch Vertbeil- 
ung der Maſſe oder durch 
Zwangsvergleich beendigt 
worden ilt. 


$ 2061. der Miterbe 
fann die Nachlaßgläubiger 
öffentlich auffordern, ihre For: 
derungen binnen ſechs Monaten 
bei ihm oder bei dem Nachlaß— 
gericht anzumelden. Iſt die 
Aufforderung erfolgt, jo baftet 
nad der Theilung jeder Mit- 
erbe nur für den feinen Erb- 
theil entjprechenden Theil einer 
Forderung, foweit nicht vor 
dem Ablaufe der Frift die Ans 
meldung erfolgt oder die For— 
derung ihm zur Beit der Theil: 
ung befannt it. 


Die Aufforderung ift durch 
den Deutſchen Reichsanzeiger 
und durch das für die 
kanntmachungen des Nachlaß— 
gerichts beſtimmte Blatt zu 
veröffentlichen. Die Seit be 
ginnt mit der leiten Einrüde 
ung. Die often fallen dem 
Erben zur Zaft, der die Auf: 
forderung erläßt. 


8 2062. Die Anordnung 
einer Naclakverwaltung fann 


von den Erben nur gemeins 


| 


ihaftlich beantragt werden; fie 


iſt auögejchloffen, wenn der 


ung, joweit der Gläubiger | 


Nachlaß getheilt ift. 


8 2068. Die Errichtung 
des Inventars durch einen 
Miterben kommt auch den üb— 
rigen Erben zu Statten, ſoweit 


NS 
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nicht ihre Haftung für die | die Beichränfung feiner Haft— 
Nachlapverbindlichkeiten unbes | ung auch danı berufen, wenn 


ſchränkt ift. 
Ein Miterbe kann ſich den 
übrigen Erben gegenüber auf 





er den anderen Naclakgläubi: 
a gegeniiber unbejchränft 
aftet. 


Dritter Abjchnitt. 
Teftament. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriftag 


.. 8.2064. Der Erblaſſer kann 
ein Teſtament nur perjönlich 
errichten. 
$ 2065. Der Erblafier kann 
eine leßtwillige Verfiigung nicht 
in der Weile treffen, daß ein 
Anderer zu beftinnmen hat, ob 
fie gelten oder nicht gelten fol. 

‚ Der Erblafjer fan die Be: 
ftimmung der Berfon, die eine 
Zuwendung erhalten fol, jowie 
die Beſtimmung des Gegen- 
ftandes der Zuwendung nicht 
einem Anderen überlafien. 

8 2066. Hat der Erblafier 
feine geießlihen Erben ohne 
nähere Beſtimmung bedacht, jo 
find diejenigen, welche zur Hei 
des Erbfall3 feine gejelichen 
Erben jein würden, nad den 
Berbältniß ihrer geſetzlichen 
Erbtheile bedacht. it die Zus 
wendung unter einer aufichies 
benden Bedingung oder unter 
Beltimmung eines Anfangs 
terming gemacht und tritt Die 
Bedingung oder der Termin 
erit nad dem Erbfall ein, fo 
find im Zweifel diejenigen als 





bedacht anzuſehen, welche die 
geſetzlichen Erben jein würden, 
wenn der Erblafler zur Zeit 
des Eintritt der Bedingung 
oder des Termins geftorbeit 
wäre. | 
82067. Hat der Erblafjer 
feine Verwandten oder feine 
nächſten Verwandten ohne 
nähere Beſtimmung bedacht, ſo 
ſind im Zweifel diejenigen Ver— 
wandten, welche zur Zeit des 
Erbfalls ſeine geſetzlichen Erben 
ſein, würden, als nad dem 
Verhältniß ihrer geſetzlichen 
Erbtheile bedacht anzuſehen. 
Die Vorſchrift des $2U66 Satz2 
findet Anwendung. . 
Hat der Erblajier 
feine Rinder ohne nähere Bes 
ftimmung bedabt und ift ein 
Kind vor der Errichtung des 
Teſtawents mit Hinterlaffung 
von Abkömmlingen geftorben, 
jo ift im Zweifel anzunehmen, 
daß die Abkömmlinge injoweit 
bedacht find, als fie bei der ge— 
jeglichen Erbfolge an die Stelle 
des Kindes treten würden. 
..5 2069. Hat der Erblaſſer 
einen jeiner Ablömmlinge be= 
dacht und fällt dieſer nach der 
Errichtung des Teſtaments weg, 
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jo ift im Zweifel anzunehmen, 
daß deſſen Abkömmtlinge_ info: 
weit bedacht find, als fie bei 
der geleglichen Erbfolge an deſ— 
jen Stelle treten wiirden. 

g 2070. Hat der Erblafier 
die Abkömmlinge eineg Dritten 
ohne nähere ale mung be= 
dacht, jo ift im Zweifel anzu— 


nehmen, daß diejenigen Abs | 


fünımlinge nicht bedacht find, 
welche zur Zeit des Erbfalls 
oder, wenn die Zuwendung 
unter einer aufichiebenden Be: 
Dingung oder unter Beſtimm— 
ung eines Anfangsterming ges 
macht ift und die Bedingung 
oder der Termin erft nach den 
Erbfall eintritt, zur Zeit des 
Eintritt3 der Bedingung oder 
a noch nicht erzeugt 
ind, 

Ss 2071. Hat der Erblaſſer 
ohne näbere Beſtimmung eine 
Klaſſe von Perſonen oder Ber: 
jonen bedacht, die zu ihm in 
einem Dienſt- oder Geſchäfts— 
verbältniffe ſtehen, jo ift im 
Zweifel anzunehmen, daß die= 
jenigen bedacht find, welche 
zur Beit des Erbfall3 der be- 
eichneten Klaſſe angehören oder 
in dem bezeichneten Verhältniſſe 
ſtehen 

$2072. Hat der Erblaſſer die 
Armen ohne näbere Beſtimm— 
ung bedacht, fo ift in Zweifel 
anzunehmen, daß die öffent 
liche Armenfafle der Gemeinde, 
in deren Bezirk er feinen letz— 
ten Wohnfig gehabt bat, unter 
der Auflage bedacht iſt, das 
Zugewendete unter Arme zu 
vertbeilen, 


| 
| 
| 
| 
| 
| 








8 2078. Hat der Erblafier 
den Bedachten in einer Weije 
bezeichnet, die auf mehrere 
Perſonen paßt, und läßt fich 
nicht ermitteln, wer von ihnen 
bedacht werden jollte, jo gelten 
ie u zu gleichen Theilen be: 
a 


‚52074. Hat der Erblafjer 
eine lettwillige Zuwendung 
unter einer aufichiebenden Be: 
Dingung gemacht, jo it im 
weifel anzunehmen, daß die 
wendung nur gelten joll, 
wenn der Bedachte den Eins 
tritt der Bedingung erlebt. 
Ss 2075. Hat der Erblafler 
eine letztwillige Zuwendung 
unter der Bedingung gemacht, 
daß der Bedachte während 
eine Zeitraum von unbe 
ftinnmter Dauer etwa3 unter 
läßt oder fortgejegt tbut, fo 
iſt, wenn das Unterlajjen oder 
das Thun lediglich in der Will: 
für des Bedachten liegt, im 
a anzunehmen, dab die 
umwendung von der auflöfen= 
den Bedingung abhängig fein 
joll, daß der Bedachte die San 
lung vornimmit oder das Thun 
unterläßt. 
.. 8 2076. Bezwedt die Be- 
dingung, unter der eine letzt— 
au Bumendung gemadt ift, 
den Vortheil eines Dritten, jo 
gilt fie inı Zweifel als einge 
treten, wenn der Dritte Die 
zum Eintritte der Bedingung 
erforderlihe Mitwirkung vers 
weigert. 
S 2077. Eine Testwillige 
Verfügung, duxch die der Erb: 
lafjer feinen Ehegatten bedacht 


I. Titel: Allgemeine Vorſchriften. 





Ehe nichtig oder wenn fie vor 
den Tode de3 Erblaffer3 auf: 
elöjt worden ifl. Der Auf: 
öſung der Ehe ſteht es gleich, 
wenn der Erblaſſer zur Zeit 
jeine8 Todes auf Scheidung 
wegen Berichuldend des Ehe: 
gatten zu lagen berechtigt war 
und die lage auf Scheidung 
oder auf Aufhebung der, ehe— 
lihen Gemeinschaft erhoben 
hatte. 


Eine letztwillige Verfügung, 
durch die der Erblajjer feinen 
Verlobten bedacht bat, iſt un— 
wirfiam, wenn das Verlöbniß 
vor den Tode des Erblafiers 
aufgelöft worden ift. 

Die Verfügung ift nicht 
unwirkſam, wenn anzunehmen 
ift, daß der Erblafier fie aud 
für einen ſolchen Fall getroffen 
haben würde. 


$ 2078. Eine lestwillige 


Verfiigung kann angefochten 


iverden, joweit der Erblaſſer 
nbalt jeiuer Er: 


iiber den 
Härung im Irrthum war oder 
eine Erklärung dieſes Inhalts 
überhaupt nicht abgeben wollte 
und anzunehmen it, daß er die 
Erklärung bei Senntniß der 
Sachlage nicht abgegeben haben 
wiirde. 

Das Gleiche gilt, ſoweit 
der Erblafier zu der Verfüg— 
ung durch die irrige Annahme 
oder Erwartung des Eintritt3 
oder NichteintrittS eined Um— 
ftande8 oder widerrechtlich 
Te a beitinnmt wor: 

en ift. 





bat, ift unwirffam, wenn die | 


| 
) 


' derjenige berechtigt, 





| 


| 
I 
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„„ „Die Vorfchriften des $ 122 
finden feine Anwendung. 

$ 2079. Eine lettmwillige 
Verfügung kann angefochten 
werden, wenn der Erblaſſer 
einen zur Zeit des Erbfalls vor= 
bandenen Bflichttheilsberech: 
tigten übergangen bat, deſſen 
Porbandenfein ihn bei der 
Errichtung der Verfügung nicht 
befannt war vder der erit 
nad) der Errichtung geboren 
oder pflichttheilßberechtigt ge— 
worden ilt. Die Anfechtung 
ift ausgeſchloſſen, joweit anzu: 
nehmen ift, daß der Erblafier 
auch bei Kenntniß der Sach— 
lage die Verfügung getroffen 
haben witrde. 

$ 2080. Zur Anfechtung ift 
welchem 
die Aufhebung der letztwilligen 
Verfiigung unmittelbar zu 
Statten kommen würde. 

Beziebt fih in den Fällen 
des 8 2078_der Irrthum nur 
auf eine beftinmte Berjon und 
it dieſe anfechtungsberechtigt 
oder würde fie anfechtungsbe: 
rechtigt fein, wenn fie zur Beit 
des Erbfalld gelebt hätte, jo 
it ein Anderer zur Anfecht— 
ung nicht berechtigt. 

Sn Halle des 8 2079 fteht 
das Anfechtungsreht nur dem 
Pflichttbeilsberechtigten zu. 

‚5 2081. Die Anfechtung 
einer legtiwilligen Verfiigung, 
durch die ein Erbe eingejeit, 
ein gejeßlicher Erbe von der 
Erbfolge ausgeſchloſſen, ein 
Zeitamentsvollitreder ernannt 
oder eine Berfügung jolcher 
Art aufgehoben wird, erfolgt 
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durch Erflärung gegenüber dem | verichiedene Auslegungen zu, 


Nachlaßgerichte. 

Das Nachlaßgericht ſoll die 
Anfechtungserflärung _ dem— 
jenigen mittbeilen, welchem die 
angefochtene —— un⸗ 
mittelbar zu Statten fommt. 
Es bat die Einfiht der Er— 
Härung Jedem zu aeftatten, 
der ein rechtlihes Intereſſe 
glaubhaft macht. 

Die Vorfchrift des Abi. 1 
gilt auch für die Anfechtung 
einer legtwilligen Verfügung, 
durch Die ein Recht fiir einen 
Anderen nicht begründet wird, 
insbeſondere für die Anfecht— 
ung einer Auflage. 

$ 2082. Die Anfechtung 
kann nur binnen Jahresfriſt 
erfolgen. 


Die Frift beginnt mit dem | 


Zeitpunft, im welchem Der 


Anfechtungsberechtigtevon dem 


Anfehtungsgrunde 
erlangt 
Friſt finden die fiir die Ber: 
jährung geltenden Vorfchriften 
der 88 203, 206, 207 entipre- 
chende Anwendung. 

Die Anfehtung iſt ausge— 


Kenntniß 











Auf den Lauf der 


ichlofjen, wenn jet dem Erb: 


ar dreißig Jahre verftrichen 
ſin 


S 2083. Sit eine letztwillige 
Verfiigung, durch die eine Ver— 
pflibtung zu einer Leiftung 
begründet wird, anfechtbar, jo 
fann der Beſchwerte die Leiſt— 
ung verweigern, auch wenn Die 


Anfechtung nad) $ 2082 aus- 


geſchloſſen iſt. 
82084. Läßt der 
einer 





ſo 
L nhalt bezeichnet iſt. 
legtwilligen Verſügung 82088. Hat der Erblaſſer 


ſo iſt im Zweifel diejenige Aus— 
legung vorzuziehen, bei welcher 
Verfügung Erfolg haben 
ann. 

8 2085. Die Unwirkſamkeit 
einer von mehreren in einem 
Teſtament enthaltenen Ver— 
fügungen hat die Unwirkſam— 
leit der übrigen Verfügungen 
nur zur Folge, wenn anzu— 
nehmen iſt, daß der Erblaſſer 
dieje ohne die unwirkſame Ver— 
fügung nicht getroffen baben 
wiirde. 

$ 2086. Steiner legtiwilligen 
Verfügung der Borbebalt einer 
Ergänzung beigefügt, die Er: 
gänzung aber unterblieben, fo 
it die Verfügung wirkfjan, fo= 
fern nicht anzunehmen ift, daß 
die Wirfiamfeit von der Er: 
gänzung abhängig fein follte. 


Zweiter Titel. 
Erbeinfeßung. 


8 2087. Hat der Erblaffer 
fein Vermögen oder einen 
Bruchtheil ſeines Vermögens 
dem Bedachten zugewendet, ſo 


iſt die Verfügung als Erbein— 


ſetzung anzuſehen, auch wenn 
der Bedachte nicht als Erbe 
bezeichnet iſt. 

Sind dem Bedachten nur 
einzelne Gegenſtände zugewen— 
det, jo iſt im Zweifel nicht ans 
unehmen, daß er Erbe fein 

l, auch wenn er al3 Erbe 


II. Titel: Erbeinſetzung. 





nur einen Erben eingeſetzt und 
die Einjeßung auf einen Bruch: 
theil der Erbſchaft beichräntt, 
jo tritt_in Anjehung des ib» 
rigen Theiles die gejetliche 
Erbfolge ein. 

Das Gleiche gilt, wenn der 
Erblafjer mehrere Erben unter 
Beihränfung eines jeden auf 


einen Bruchtbeil eingejeßt hat 


und die Bruchtheile das Ganze 
nicht erichöpfen. —— 
$ 2089. Sollen die einge— 


feßten Erben nach dem Willen | 


des Erblaſſers Die alleinigen 


Erben jein, fo tritt, wenn jeder | 


von ihnen auf einen Bruchtbeil 
der Erbſchaft eingeſetzt iſt und 
die Bruchtheile das Ganze 
nicht erſchöpfen, eine verhällt— 
nißmäßige Erhöhung der Bruch— 
theile ein. 
82090. Sit jeder der ein— 
gejeßten Erben aufeinen Bruch: 


tbeil der Erbichaft eingejeßt und 
überfteigen die Bruchtbeile das | 


Ganze, jo tritt eine verhältniß— 
mäßige Minderung der Bruch: 
theile ein, 

$ 2091. Sind mehrere Er: 


ben eingelegt, ohne daß Die | 


Erbtheile beſtimmt find, jo find 


fie zu gleichen Theilen einges | 


jest, joweit ſich nicht aus den 
88 2066 bis 2069 ein anderes 
ergibt. 
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tritt eine verhältnigmäßige 
Minderung der Bruchtheile 
in der Weile ein, daß jeder 
der ohne Bruchtheile einge= 
ſetzten Erben fo viel erhält 
wie der mit dem geringften 
Bruchtheile bedadhte Erbe. 

$ 2098. Sind einige von 
mehreren Erben auf einen und 
denselben Bruchtheil der Erbe 
ſchaft eingejeßt (gemeinjcaft- 


| Liber Erbtheil), jo finden in 


Anſehung desgemeinfchaftlichen 
Erbtheils die Vorfcriften der 
s$ 2089 bis 2092 entiprechende 
Anwendung. 

$ 2094. Sind mehrere Er: 
ben in der Weile eingeſetzt, 
daß fie die gejegliche Erbfolge 
ausicliegen, und fällt einer 
der Erben vor oder nach dem 


Eintritte des Erbfall3 weg, 





$ 2092. Sind von mehreren | 
Erben die einen auf Brude | 


tbeile, die anderen ohne Bruch— 


theile eingejeßt, jo erhalten die 


leßteren Den 
Theil der Erbicaft. 


freigebliebenen 
Anwachſung ausſchließen. 
Erſchöpfen die beſtimmten $ 2095. 


Bruchtheile die Erbihaft, fo | 


jo wächſt deſſen Erbtbeil den 
librigen Erben nach dem Ber: 
hältniß ihrer Erbtheile an. 
Sind einige der Erben auf 
einen gemeinschaftlihen Erb— 
theil eingejeßt, jo tritt die An: 
wachſung zunächit unter ihnen 


ein. 
Iſt durch die Erbeinfegung 
nur über einen Theil der Erb— 
ſchaft verfügt und findet in 
Anfehung des iibrigen Theites 
die geſetzliche Erbfolge ftatt, 
jo trıtt die Anwachſung unter 
den eingejeßten Erben nur ein, 
joweit ſie auf einen gemein— 
allen Erbtheil eingejett 
ſind. 
Der Erblaſſer kann die 


Der, durch An— 
wachſung einem Erben anfal— 
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(ende Erbtbeil gilt in Anſeh— 
ung der Vermächtnifje und 
Auflagen, mit denen dieſer 
Erbe oder der wegfallende Erbe 
bejchwert ift, fowie in Anſeh— 
ung der Ausgleichıngäpflicht 
als bejonderer Erbtbeil. 


$ 2096. Der Erblafjer fann 
für den Fall, daß ein Erbe 
vor oder nach dem Eintritte 


des Erbfalls wegfällt, einen | 


anderen als Erben einjegen 
(Erjaßerbe). 


2097. Iſt Jemand für 
den Fall, dat der zunächit be: 
rufene Erbe nicht Erbe jein 
kann, oder fir den Fall, DaB 
er nicht Erbe fein will, als Er- 
ſatzerbe eingeießt, jo it im 
Zweifel anzunehmen, daß er 
für beide Fälle eingeſetzt iſt. 


$ 2098. Sind die Erben 
gegenjeitig oder find für einen 
von ihnen die übrigen al3 Er— 
jagerben eingejegt, jo tt im 


Zweifel anzunehmen, daß fie 


nah den Berhältnig ihrer 
Erbtheile als Erjagerben ein 
geſetzt find. 


Sind die Erben gepenteilis | 


als Eriagerben eingejeit, jo 


gehen Erben, die auf einen ges | 


meinſchaftlichen Erbtheil eins 
gelebt find, im Zweifel als 


viagerben für diefen Erbtheil | 


den anderen dor. 


Ss 2099. Das Recht des Er: 
fagerben geht dem Anwachſ— 
ungsrechte vor. 





Dritter Titel. 
Einfeßung eines Nacherben. 


$ 2100. Der Erblajier kann 
einen Erben in der Weile eiu— 
ſetzen, daß diejer erit Erbe 
wird, nachdem zunächſt ein 
anderer Erbe geworden iſt 
(Nacherbe). 

$ 2101. Iſt eine zur Zeit 
des Erbfalld no nicht erzeugte 
Perſon al3 Erbe eingejeßt, jo 
iſt im Bweifel anzunehmen, 
dat fie als Nacherbe eingejet 
ift. Entſpricht es nicht dem 
Willen des Erblaſſers, daß der 
Eingeſetzte Nacherbe werden 
ſoll, jo iſt die Einſetzung un— 
wirkſam. 

Das Gleiche gilt von der 
Einjegung einer juriſtiſchen 
Perſon, die erft nach dem Erb— 
falle zur Entitehung gelangt; 
die Borjchrift des 8 84 bleibt 
unberührt. 

$ 2102. Die Einjeßung al3 
Nacerbe enthält im Zweifel 
auch die Einfegung als Erſatz— 


erbe. 

Iſt zweifelhaft, ob Jemand 
al3 Erſatzerbe oder als Nach— 
erbe eingeſetzt iſt, ſo gilt er als 
Erſatzerbe. 

$ 2103. Hat der Erblaſſer 
angeordnet, daß der Erbe mit 
dem Eintritt eine beftimmten 
Zeitpunft8 oder Ereignifies 
die Erbſchaft einem Anderen 
herausgeben fol, fo iſt anzus 
nehmen, daß der andere als 


| Nacherbe eingefegt ift. 


III. Titel: Einfegung eines Nacherben. 
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$ 2104. Hat der Erblafjer | erben nıit den Tode des Vor— 


angeordnet, daß der Erbe nur | 


bis zu dem Eintritt eines be= 
jtimmten geitpunfts oder Er— 
eignifje8 Erbe fein ſoll, obne 
5 beftinmmen, wer al3danı Die 

rbſchaft erhalten fol, ſo ift 


anzunehmen, daß als Nacherben 


diejenigen eingeſetzt ſind, welche 
die geſetzlichen Erben des Erb— 
laſſers ſein würden, wenn er 
zur Zeit des Eintritts Des 
Zeitpunkts oder de Ereigniſſes 
geitorben wäre. Der Fiskus 
Er nicht zu den geleglichen 
Srben im Sinne diefer Vor— 
ſchrift. 

z 2105. Hat der Erblaſſer 
angeordnet, 3 
Erbe die Erb 
dem Eintritt eines beſtimmten 
Zeitpunkts oder Ereigniffes er: 
halten ſoll, ohne zu bejtimmen, 
wer bis dahin Erbe ein joll, 
jo find die geſetzlichen Erben 
des Erblafjers die Borerben. 

Das Gleiche gilt, wenn die 
Perfönlichfeit des Erben durch 
ein erſt nach dem Erbfall ein 


werden ſoll oder wenn die Ein: 
jeßung einer zur Zeit des Erb: 








der eingelegte 
haft erit mit 


als Erbe nad ; 


erben_an. 

Kt die Einfegung eiger 
noch nicht erzeugten Perſon 
2101 Abi. 1 
als Nacherbeinjegung anzu— 
ſehen, ſo fällt die Erbſchaft 
dem Nacherben mit deſſen Ge— 
burt an. Im Falle des 82101 
Abſ. 2 tritt der Anfall mit der 
Entitehung der juristischen Per: 
jon ein, 

s 2107. Hat, der Erblaſſer 
einem Abkömmlinge, der zur 


| Zeit der Errichtung der leßt= 


willigen Verfiigung feinen Ab— 


kömmling bat oder von dent 


der Erblaffer zu dieſer Zeit 
nicht weiß, dab er einen Ab— 
kömmling bat, für die Seit 
nach dejlen Tode einen Nach— 
erben beitimmt, jo ift anzu— 
nehmen, daß der Nacherbe nur 
fir den Fall eingelegt ift, daß 
der Abfünımling ohne Nach— 
fonımenschaft ſtirbt. 

s 2108. Die . Rorichriften 
des S 1923 finden auf Die Nach: 


 erbfolge entiprehende Anwend— 
tretende3 Greigniß beitimmt | 


falls noch nicht erzeugten Ber: | 


jon oder einer zu Diejer Zeit 
noch nicht eutjtandenen juriſti— 


anzujeben it. 


$ 2106. Hat der Erblafjer 


einen Nacherben eingejeßt, ohne 
den Beitpunft oder das Greig- 
niß Re bejtimmen, mit Dem 
die ? 


ung: 

Stirbt der eingelegte Nach: 
erbe vor dem intritte des 
Falles der Nacherbfolge, aber 
nach dem Eintritte des Erb: 


' falls, jo gebt jein Recht auf 
ihen Berfon al3 Erbe nah 
$ 2101 als Nacherbeinjegung | 


jeine Erben iiber, jofern nicht 
ein anderer Wille des Erblaj- 
jer3 anzunehmen it. Iſt der 
Nacherbe unter einer aufichies 
benden Bedingung eingeleßt, 
io bewendet e3 bei der Vor— 


schrift des 8 2074. 


acherbfolge eintreten joll, 
jo fällt die Erbichaft dem Nach-⸗ 
Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. 


$ 2109. Die Einſetzung 
eines Nacherben wird mit dem 
Bd. (Reichsgeſetze XXIV. 38) 23 
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Ablaufe von dreißig Jabren 
nab den Erbjall unwirkſam, 
wenn nicht vorber der Fall 
der Nacherbiolge eingetreten 
ift. Sie bleibt auch nad) dieſer 
Zeit wirkſam: 
l. wen die Nacerbfolge für 
den Fall angeordnet iſt, daß 
in der Perſon des Borerben 


oder des Nacherben ein be: 


ſtimmtes Ereigniß eintritt, 
und Derjenige, 


in Ddejlen 


eines Erbſchaftsgegenſtandes 





Perſon das Ereigniß ein- 


treten ſoll, zur Zeit des 
Erbfalls lebt; 


—8 


einem Nacherben für den 


. wenn dem Vorerben oder | 


Fall, daß ihm ein Bruder 
oder eine Schweiter geboren | 


wird, der Bruder oder die 


Scweiter als Nacherbe be | 


ſtimmt iſt. 
Iſt der Vorerbe oder der 
Nacherbe, in deſſen Perſon 
das Ereigniß eintreten joll, 
eine juriftiihe Perſon, jo be= 
wendet es bei der Ddreikigiäb- 


rigen Friſt. 
82110. Das Recht des 
Nacherben erftredt Sich im 


Zweifel 


oder durch Rechtsgeſchäft mit 
Mitteln der Erbſchaft enwirbt, 
fjofern nicht der Erwerb ihm 
als Nusung gebührt. Die Zus 
aebörigfeit einer durch Rechts— 
geſchäft erworbenen Forderung 
zur Erbichaft hat der Schul: 
ner erit dann gegen fich gelten 
zu lajien, wenn er von Der 
Zugebörigkeit Kenntnißerlangt; 
die Vorſchriften der 88 406 
bis 408 finden entiprechende 
Anwendung. 

Zur Erbſchaft gebört auch, 
was der Vorerbe dem Inven— 
tar eines erbichaftlichen Grund: 
ſtücks einverleibt, 

$ 2112. Der Borerbe fann 
iiber die zur Erbichaft gehören= 
den Gegenftände verfiigen, ſo— 
weit fi nicht aus den Vor— 
ichriften der $$ 2113 bis 2115 
ein Anderes ergibt. 

8 2113. Die Verfiigung des 
Vorerben über ein zur Erb: 
Ihaft gebörendes Grundſtück 
oder über ein zur Erbſchaft 
gehörende8 Recht an einem 


Grundſtück ift im alle des 


auf einen Erbtbeil, 


der dem Vorerben in Folge | 


des Wegfalls eines Miterben 
anfällt. 

Das Recht des Nacherben 
— ſich im Zweifel nicht 
au 
wendetes Vorausvermächtniß. 

$ 2111. Zur Erbſchaft ge— 
hört, was der Borerbe auf 
Grund eines zur Erbichaft 
börenden Rechtes oder al3 
ag für die Berftörung, Bes 
Ihädigung oder Entziehung 


EintrittS der Nacherbfolge in: 
joweit unwirkſam, als fie dag 
Recht des Nacerben vereiteln 


' oder beeinträchtigen würde, 


ein dem Vorerben zuges 


N 
) 





er 


Das Gleihe gilt von der 
Derfügung über einen Erb: 
ihaftögegenitand, die unent— 
eltlih oder zum Zwecke der 
rfüllung eines von dem Vor: 
erben ertheilten Schenkungs— 
verjprechens erfolat. Ausge— 
nommen find Schenfungen, 
durch die einer fittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anjtand 


Ill. Titel: Einfegung eines Nacherben. 


i nehmenden Rückſicht ent= 
procden wird. 

Die Vorschriften zu Gunften 
derjenigen, welche Rechte von 


einen Nichtberechtigten her- 


leiten, finden entiprechende 
Anwendung. 
en Gehört zur Erb: 
Ihaft eine Hypothekenforder— 
ung, eine Grundſchuld oder 
eine Nentenjchuld, fo fteht die 
Kiindigung und die Einzieh- 
ung dem Borerben zu. Der 
Vorerbe fann jedoch nur vers 
langen, daß da3 Kapital an 
ihn nad ar der Ein⸗ 
willigung des Nacherben ge= 
zablt oder daß es für ihn und 
den Nacherben hinterlegt wird. 
Auf andere Verfügungen über 
die Hppothefenforderung, die 
Grundſchuld oder die Renten: 
Ichuld finden die Vorichriften 
des 8 2113 Anwendung. 
2115. Eine Verfügung 
über einen Erbichaflögegen= 
Stand, die in Wege der Zwangs— 





vollftrefung oder der Arreit= 


vollziehung oder durch Den 
Konfursverwalter erfolgt, it 
im alle des Eintritt3 ver 
Nacerbfolge infoweit unwirk— 
jam, al3 fie das Recht des 


Nacherben vereiteln oder bes 


einträchtigen wide. Die Ver: 


fügung it umbejchränft wirk— 
jam, wenn der Anjpruch eines 
Nachlaßgläubigers oder ein an 
einem Erbſchaftsgegenſtande 


beitehendes Recht geltend ge= 
macht wird, das im ?zalle des 


Eintritt3 der Nacherbfolge dem 
Nacherben gegenüber wirf- 
ſam iſt. 
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$ 2116. Der Vorerbe bat 





' auf Verlangen des Nacerben 


die zur Erbichaft gehörenden 
Snhaberpapiere nebit den Er— 
neuerungsicheinen bei einer 
— —— oder bei der 

eichsbank mit der Beſtimm— 
ung zu hinterlegen, daß die 
Herausgabe nur mit Zuſtimm— 


ung des Nacherben_ verlangt 
werden fann. Die Hinterleg- 
ung bon 


Inhaberpapieren, Die 
nah $ 9d zu den verbrauch— 
baren Sachen gehören, ſowie 
von Zins, Renten: oder Ge— 
winnantbeilicheinen fanı nicht 
verlangt werden. Den In— 
baberpapieren ftehen Order— 
papiere gleich, die mit Blanko— 
indofjament verjeben find. 

Ueber die hinterlegten Pa— 
piere lann der PVorerbe nur 
mit Zuftimmung des Nach— 
erben verfügen. 

$ 2117. Der Vorerbe fann 
die Inhaberpapiere, ftatt fie 
nah 8 2116 zu binterlegen, 
auf feinen Namen mit der 
Beſtimmungumſchreiben laſſen, 
daß er über ſie nur mit Zu— 
ſtimmung des Nacherben ver— 
fügen kann. Sind die Pa— 
piere von dem Reiche oder 
einem Bundesſtaat ausgeſtellt, 
ſo kann er ſie mit der gleichen 
Beſtimmung in Buchforder— 
ungen gegen das Reich oder 
den Bundesſtaat umwandeln 


laſſen. 
$ 2118. Gehören zur Erb— 
ihaft YBuchforderungen gegen 
das Reich oder einen Bundes: 
ftaat, jo ift der Vorerbe auf 
Verlangen des Nacherben ver: 
23 * 
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pflitet, in das Schuldbud 
den Dermerk eintragen zu 
lafien, daß er über die Forder- 
ungen nur mit Zuftimmung 
des Nacherben verfügen fann. 

s 2119. &eld, das nach den 
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| 


Negeln einer ordnungsmäßigen | 


Wirthſchaft dauernd anzulegen 
ift, darf der Vorerbe nur nad) 
den für Die Anlegung von 


Miindelgeld geltenden Vor— 


Ichriften anlegen. 
5 2120. Iſt zur ordnnungs: 


mäßigen Verwaltung, insbes _ 


jondere zur Berichtigung von 
Nadylakverbindlichkeiten , 
Berfügung erforderlich, die der 
Vorerbe nicht mit Wirkung 
gegen den Nacherben 
nehmen fann, jo ift der Nach— 
erbe dem Borerben gegenüber 
verpflichtet, feine Einwilligung 
iu der Verfiigung zu ertheilen. 
ie Eimwilligung iſt auf Ver— 
langen i in Öffentlich beglaubigter 
orm zu erklären. Die Kolten 
der Beglaubigung fallen dem 

Vorerben zur Lalt. 
$ 2121. Der Vorerbe hat 


feſtſtellen laflen. 
eine | 


vor⸗ 
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Der Vorerbe iſt berechtigt 
und auf Verlangen des Nach— 
erben verpflichtet, das Verzeich— 
niß durch die zuftändige Behörde 
oder Durch einen zuitändigen 
Beanıten oder Notar auf: 
a n laſſen. 

oſten der Aufnahme 
AN Beglaubigung fallen 
der — zur Laſt. 

$ 2122. Der Vorerbe kann 

den Zuftand der zur Erbicaft 
ebörenden Sachen auf feine 
often durch Sachverſtändige 
Das gleiche 
Recht ſteht dem Nacherben zu. 
$ 2123. Gehört ein Wald 
zur Erbichaft, jo kann ſowohl 
der Vorerbe ald der Nacherbe 





‚ verlangen, daß das Maß der 


dent Nacherben auf Verlangen 
ein Berzeihniß der zur Erb: | 


ihaft gehörenden —— | 
auf Gewinnung von Bodens 


mitzutbeilen. Das Verzeich— 
niß iſt mit der Angabe des 
Tages der Aufnahme zu vers 
jehen und von dem Vorerben 
zu unterzeichnen ; der Vorerbe 
bat auf } 


Nutzung und die Art der wirth: 
Ibaftliben Behandlung durch 
einen Wirthſchaftsplan feitges 
ftellt werden. Tritt eine er— 
bebliche Aenderung der Um— 
ftände ein, jo fann jeder Theil 
eine entiprechende Aenderung 
des Mirtbichaftöpland ver— 
langen. Die Koſten fallen der 
Erb San zur Laſt. 

Das Gleiche gilt, wenn ein 
Bergwerk oder eine andere 


beitandtheilen gerichtete An— 
lage zur, Srokbalt gehört. 
Der Vorerbe trägt 


s 2124 


dem Nacherben gegenüber die 


erlangen die Unter= | 


zeichnung Öffentlich beglaubigen 


zu laſſen. 

Der — kann ver— 
langen, daß er bei der Auf— 
nahme des Verzeichniſſes zuge— 
zogen wird. 


Erhaltung von 


gewöhnlichen Erhaltungskoſten. 

Andere Aufwendungen, die 
der Vorerbe zum Zwecke der 
rbſchafts⸗ 
gegenſtänden den Umſtänden 
nach für — halten 
darf, kann er aus der Erbſchaft 


III. Titel: Einjegung eines Nacherben. 


beitreiten. 
aus feinen Vermögen, jo ift 
der Nacherbe im * des 


Beſtreitet er ſie 


Eintritts der Nacherbfolge zum 


Erſatze verpflichtet. 
$ 2125. Macht der Vor— 
erbe Verwendungen auf die 


Erbſchaft, die nicht unter die 


Borichriit des 8 2124 fallen, 


jo ift der Nacherbe im Falle 
des Eintritt3 der Nacherbiolge 


nad den Vorjchriften iiber die 


Geſchäftsführung ohne Aufs 
trag zum Erfaße verpflichtet. 
Der Vorerbe ift berechtigt, | 


eine Einrichtung, mit der er 
eine zur Erbſchaft gehörende 
Sache verjehen bat, 
nehmen. 

z 2126. Der Porerbe bat 


wegzus | 


im Berbältnifie zu dem Nach: 
Kenntniß erlangt oder wenn 


erben nicht die außerordent= 
lihen Laſten zu tragen, Die 
als auf den Stammwerth der 


Erbichaftsgegenftändegelegtan: | 


zufeben find. Auf dieje Laſten 
finden die Vorjchriften des 8 
2124 Abi. 2 Anwendung. 


8 2127. Der Nacherbe ift 
' erben die Erbichaft in dem Zus 
Ausfunft über den Beltand 


berechtigt, von den Vorerben 


der Erbihaft zu verlangen, 


wenn Grund zu der Annahme 
beſteht, daß der Vorerbe durch 
feine Verwaltung die Rechte 


des Nacherben erheblich verlett. 
Ss 2128. Wird Durch das 
Verhalten des Vorerben oder 
durch feine — Ver⸗ 
mögenslage die Beſorgniß einer 
erheblichen ——— 
Rechte des Nacherben begrün— 
det, ſo kann der Nacherbe Sicher⸗ 
heitsleiſtung verlangen. 
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Die für die Verpflichtung 
des Nießbrauchers zur Sicher— 
heitsleiſtung geltenden Vor— 
ſchriften des 8 1052 finden 
entſprechende Anwendung. 

s 2129. Wird dem Vor—⸗ 
erben die Verwaltung nach 
den Vorſchriften des $ 1052 
entzogen, jo verliert er das 
Net, iiber Erbichaftägegen: 
ſtände zu verfügen. 

Die Vorichriften zu Gunſten 
derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten her— 
leiten, finden entiprechende 
Anwendung. Für die zur Erb 
Ichaft gehörenden Forderungen 
iſt die Entziehbung der Ber 
waltung dem Schuldner gegen: 
iiber erjt wirkſam, wenn er von 
der getroffenen Anordnung 


ihm eine Mittheilung von der 
Anordnung zugeftellt wird. Das 
Gleiche ailt von der Aufheb— 
ung der Entziehung. 

$ 2130. Der Borerbe ilt 
nach dem Eintritte der Nach— 
erbfolge verpflichtet, dem Nach: 


ftande herauszugeben, der ſich 
bei einer bis zur Herausgabe 
fortgeſetzten ordnungsmäßigen 
Verwaltung ergibt. Auf, Die 
Herausgabe eines landmwirtb- 
ſchaftlichen Grundſtücks findet 
die Vorſchrift des $ 592, auf 
die Herausgabe eines Land— 


auts finden die Porjcriften 


der 


| 
| 


der 88 592, 593 entiprechende 
Anwendung. 
Der PVorerbe bat auf Ver: 
langen Rechenſchaft abzulegen. 
$ 2131. Der Borerbe hat 
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denn Nacherben gegenüber in 
Anjebung der Verwaltung nur 
für diejenige Sorgfalt einzu= 
itehben, welche er in eigenen 
Angelegenheiten anzumenden 
pflegt. 

Ss 2182. Veränderungen 
oder Verſchlechterungen von 
Erbihaftsiahen, die durch ord: 
nungsmäßige Benußung ber: 
beigeführt werden, bat der 
Vorerbe nicht zu vertreten. 

$ 2133. 
Früchte den Regeln einer ords 
nungsmäßigen Wirtbichaft zu: 
wider oder zieht er die Früchte 
deshalb im Uebermaße, weil 
Dies in Seloe eines bejonderen 
Ereigniſſes nothwendig ges 
worden iſt, ſo gebührt ihm der 
Werth der Früchte nur inſo— 
weit, als durch den ordnungs— 
widrigen oder den übermäßigen 
Fruchtbezug die ihm gebühren— 
den Nutzungen beeinträchtigt 
werden und nicht der Werth 
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bei den Eintritte der, Nach: 
erbfolge noch beiteht, die Vor— 
ichriften des $ 1056 entipre= 
chende Anwendung. 

$ 2136. Der Erblafjer kaun 
den Morerben von den Be: 


ſchränkungen und Berpflicht- 


ieht der Vorerbe 


der Früchte nah den Wegeln | 


einer a nl — Wirth: 


ihaft zur MWiederberitellung 
der Sache zu verwenden ift. 

. $ 2134. Hat der Vorerbe 
einen Erbichaftsgegenitand für 
ſich verwendet, jo iſt er nad) 
dem Eintritte der Nacherbfolge 
denn Nacherben gegenüber zum 
Erjage des Wertbes verpflich- 
tet. Eine weitergehende Haft: 
ung wegen Berjchuldeng bleibt 
unberübrt. 

82135. Hat der Vorerbe 
ein zur Erbichaft gebörendes 
Grundſtück vermiethet oder 
verpachtet, jo finden, wenn das 
Mieth- oder Pachtverhältniß 





ungen des $ 2113 Abi. 1 und 
der 88 2114, 2116 bis 2119, 
2123, 2127 bis 2131, 2133, 
2134 befreien. 


$ 2137. Hat der Erblafier 
den Nacherben auf dasjenige 
eingejegt, was bon der Erb— 
ihaft bei den Eintritte der 
— — übrig ſein wird, 
ſo gilt die Befreiung von allen 
im 8 2136 bezeichneten Be: 
ichränfungen und Verpflicht— 
ungen als angeordnet. 

Das Gleiche ift im Zweifel 
anzunehmen, wenn der Erb— 
lafter beftinnmt bat, daß der 
Borerbe zur freien Verfiigung 
iiber die Erbichaft berechtigt 
fein joll. 

$ 2138. Die Herauggabes 
pflicht des Vorerben beichränft 
fih in den Fällen des $ 2137 
auf die bei ihm noch vorban= 
denen Erbichaftsgegenitände. 

iir Berwendungen auf Gegen: 
tände, die er in Folge dieſer 
Beihränkung nicht herauszu: 
geben hat, kann er nit Erjaß 
verlangen. 

Hat der Borerbe der Vor— 
ichrift des $ 2113 Abſ. 2 zus 
wider iiber einen Erbſchafts— 
gegenftand verfügt oder hat er 
die Erbihaft in der Abjicht, 
den Nacherben zu benachthei— 
ligen, vermindert, jo ift er dem 


III. Titel: Einfegung eines Nacherben. 


Nacherben zum Schadenerjage 
verpflichtet. 
8 2139. Mit dem Eintritte 





des Falles der Nacherbfolge | 
die Stelle des Nachlafjes tritt 


hört der Vorerbe auf, Erbe zu 
fein, und fällt die Erbichait 
dem Nacerben an. 

$ 2140. Der Vorerbe ift 


auch nah dem Eintritte des | 


er der Nacerbfolge zur 
Verfiigung über Nachlaßgegen— 
ftände in dem gleichen Umfange 
wie vorher berechtigt, bis er 
von dem Eintritte Kenntniß 
erlangt oder ihn fennen nun 
Ein Dritter fann fich auf dieje 
Berechtigung nicht berufen, 
wenn er bei der Vornahme 
eined Rechtsgeſchäfts den Ein: 
tritt fennt oder fennen muß. 

g 2141. 
tritte des Falles der Nacherb— 
folge die Geburt eines Nach— 
erben zu erwarten, jo finden 
auf den Unterbalt3anipruch der 
Mutter die Vorichriften des 
Ss 1963 entiprechende Anwend— 
ung. 

. $ 2142. Der Nacherbe kann 
die Erbſchaft ausichlagen, ſo— 
bald der Erbfall eingetreten ift. 

Schlägt der, Nacherbe Die 
Erbicaft aus, fo verbleibt fie 
dem Vorerben, joweit nicht 
der Erblaffer ein Anderes be= 
ftimmt bat. 

$ 2143. Tritt die Nacherb: 


folge ein, fo gelten die in Folge | 


des Erbfall3 durch Vereinigung 
von Recht und Verbindlichkeit 
oder von Recht und Belaftung 
erlojhenen Rechtsverhältniſſe 
als nicht erloichen. 


$ 2144. Die Borfchriften | 


Sft bei dem Eine 


— 











bindlichleiten 
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über die Beſchränkung der 
aftung des Erben für die 
achlaßverbindlichkeiten gelten 
auch für den Nacherben; an 


dasjenige, was der Nacherbe 
aus der Erbichaft erlangt, mit 
Einihluß der, ihm gegen de 
Vorerben als ſolchen zuſtehen— 
den Anfpriüche. 

Das von dem Vorerben 
errichtete Inventar kommt 
auch dem Nacherben zu Statten. 

Der Nacherbe kann fich den 
Vorerben gegenüber auf Die 
Beihränfung feiner Haftung 
auh dann berufen, wenn er 
den übrigen Naclakaläubigern 
gegenüber unbejchränft haftet. 

$ 2145. Der Vorerbe baftet 
nah den Eintritte der Nach— 
erbfolge für die Naclakver- 
noch injoweit, 
als der Nacherbe nicht haftet. 
Die Haftung bleibt auch für 
diejenigen Nachlaßverbindlich— 
feiten beitehen, welche im Ber: 
bältniffe zwiichen dem Vor— 
erben und dem Nacherben dem 
Vorerben zur Laſt fallen. 

Der VBorerbe kann nach dent 
Eintritte der Nacerbfolge die 
Berichtigung der Nachlaßver— 
bindlichkeiten, jofern nicht feine 
Haftung unbeichränft ift, info: 
weit verweigern, al3 dasjenige 
nicht ausreicht, was ihm von 
der Erbibaft gebührt. Die 
Borichriften der 88 1990, 1991 
finden entjprechende Anwend— 
ung. 

5 2146. Der Vorerbe ijt 
den Naclapgläubigern gegen— 
über verpflichtet, den Eintritt 
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der Nacerbfolge unverzüglich 
den: Nachlaßgericht anzuzeigen. 
Die Anzeige des Borerben 
wird Durch die Anzeige des 
Nacherben erſetzt. 

. Das Naclaßgericht hat Die 
Einficht der Anzeige Jeden zu 


ftatten, der ein rechtliches | 


e 

Fuan glaubhaft macht. 
Vierter Titel. 
Vermächtniß. 


z 2147. Mit einem Ber: 
mächtniſſe lann der Erbe oder 
ein Vermächtnißnehmer be: 
ſchwert werden. Soweit nicht 
der Erblafier ein Anderes be= 
ftimmt bat, ift der Erbe be: 
chwert. 

82148. Sind mehrere Erben 
oder mehrere Vermächtniß— 


nehmer mit demſelben Ver- 


mächtniſſe beſchwert, ſo ſind im 
— die Erben nach dem 

erhältniſſe der Erbtheile, die 
Vermächtnißnehmer nach dem 








Verhältniſſe des Werthes der 


Vermächtniſſe beſchwert. 

5 2149. Hat der Erblaſſer 
beſtimmt, daß dem eingeſetzten 
Erben ein Erbſchaftsgegenſtand 
nicht zufallen ſoll, ſo gilt der 
Gegenſtand als den geſetzlichen 
Erben vermacht. Der Fiskus 
—— nicht zu den geſetzlichen 
Erben im Sinne dieſer Vor— 
ſchrift. 

$ 2150. Das einem Erben 
zugewendete Vermächtniß (Bor: 
ausvermächtniß) gilt al3 Ver— 
mächtniß auch injfoweit, als der 
Erbe ſelbſt beſchwert ift. 


8 2151. Der Erblafler kann 
Mehrere mit einem Vermächt— 
niß in der Weile bedenken, 
dak der Beſchwerte oder ein 


Dritter zu beftinnmen bat, wer 


von den Mehreren das Vers 
mächtniß erhalten foll. 

Die Beſtimmung des Bes 
ſchwerten erfolgt durch Erklär— 
ung gegenüber demjenigen, 
welcher das Vermächtniß er— 
halten ſoll; die Beſtimmung 
des Dritten erfolgt durch Er— 
klärung gegenüber dem Be— 
ſchwerken. 

Kann der Beſchwerte oder 
der Dritte die Beſtimmung 
nicht treffen, ſo ſind die Be— 
dachten Geſammtgläubiger. 


Das Gleiche gilt, wenn das 
Nachlaßgericht den Beſchwer— 


ten oder dem Dritten auf An— 
trag eines der Betheiligten eine 
Friſt zur Abgabe der Erklär— 
ung beſtimmt hat und die 
Friſt verſtrichen iſt, ſofern nicht 
vorher die Erklärung erfolgt. 
Der Bedachte, der das Ver— 
mächtniß exhält, iſt im Zweifel 
nicht zur Theilung verpflichtet. 

$ 2152. Hat der Erblaſſer 
Mehrere mit einem VBermächt: 
niß in der Weile bedacht, daß 
nur der Eine oder der Andere 
das Vermächtniß erhalten fol, 
jo ift anzunehmen, daß der 
Beichwerte beftimmen fol, wer 
von ihnen das Vermächtniß 


erhält. 

$ 2153. Der Erblafjer kann 
Mehrere mit einem Bermächt: 
nis in der Weife bedenfen, daß 
der Beſchwerte oder ein Dritter 
zu beftimmen hat, was jeder 


IV. Titel: — 
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von dem vermachten Gegen- 
ſtand erhalten ſoll. Die 


Kann der Beſchwerte oder 
der Dritte die Beſtimmung 
nicht treffen, ſo ſind die Be— 
dachten zu aleichen Theilen be: 
rechtigt. Die Vorichrift des $ 
2151 Abi. 3 Sat 2 findet ent: 
—— Anwendung. 

$ 2154. Der Erblaſſer kann 
ein — — in der Art 
anordnen, daß der Bedachte 
von mehreren Gegenſtänden 
nur den einen oder den an— 
deren erhalten ſoll. Sit in 
einem folhen Falle die Wahl 
einen Dritten übertragen, jo 
erfolgt fie durch Erklärung 
gegeniiber: dem Beſchwerten. 

Kann der Dritte die Wahl 
nicht treffen, jo geht das Wahl: 
recht auf den Beſchwerten iiber. 
Die Yank des $ 2151 
Abi.3 Sak 2 
chende Anwendung. 


$ 2155. Hat der Erblaſſer | 


die vermachte Sache nur der 
Gattung nad beſtimmt, ſo iſt 
eine den Verhältniſſen des Be— 
dachten entſprechende Sache zu 
leiſten. 


Iſt die Beſtimmung der | 
oder 


Sache den Bedachten 


einem Dritten übertragen, ſo 


finden Die nach 8 2154 für die | 
wachſung einem Vermächtniß— 


ahl des Dritten geltenden 
—2 Anwendung. 

Entſpricht die von dem 
Bedachten oder dem Dritten 
——— Beſtimmung den 


erhältniſſen des Bedachten 
offenbar nicht, fo hat der Bes | 


Bes 
nung erfolgt nad $ 2151. 





finden entipre= | 


— 
— 


ſchwerte ſo zu leiſten, wie wenn 
der Erblaſſer über die Beſtimm— 
ung der Sache keine Anord— 
nung — hätte. 

56. Der Erblaſſer kann 
bei — Anordnung eines Ver: 
mächtnifjes, deſſen Zweck er 
— bat, die Beitimmung 

der Leiftung dem billigen Er— 
meſſen des Beichwerten oder 
eines Dritten iberlafien. Auf 
ein ſolches Vermächtniß finden 
die Borichriften der 88 315 
bi3 319 entiprechende Anwend— 


ng. 

$ 2157. Sit Mebreren der: 
jelbe Gegenitand vermacht, To 
finden die Vorſchriften der 88 
2089 bis 2093 entiprechende 


re 

Iſt Mebreren der= 
jelbe er nd vermacht, fo 
wächft, wenn einer von ihnen 
vor oder nad dem Grbfalle 
wegfält, deſſen Antheil den 
übrigen Bedachten nach dem 


| Berhältuiß ihrer Antheile an. 





Dies ailt auch dann, wenn der 
Erblafier die Antheile der Be: 
dachten beſtimmt bat. Sind 
einige der Bedachten zu dem— 
jelben Antbeile berufen, jo 
tritt die Anwachſung zunächit 
unter ihnen ein. 

Der Erblafier kann die An- 
wachſung ausicließen. 

$ 2159. Der durb An— 


nehmer anfallende Antbeil gilt 


in Anjebung der Vermächtniſſe 


und Auflagen, mit denen dieſer 


oder der wegfallende Vermächt— 


ns beichwert ift, als 


bejonderes Vermächtniß. 
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$ 2160. Ein Vermächtniß 


| 
\ 


ift unwirkſam, wenn der Bes | 
dachte zur Beit Des Erbfalls 


nicht mebr lebt. 
$ 2161. 
bleibt, jofern nicht ein anderer 


Ein Vermächtniß 


Wille des Erblaffer8 anzus | 


nebmen ift, wirkſam, wenn der 


Beichwerte nicht Erbe oder Ver: . 


mächtnißnehner wird. Bes 
jchwert iſt im dieſem alle der: 
jenige, welchem der Wegfall 


des zunächſt Beichwerten uns | 
mittelbar zu Statten fonımt. 


8 2162. 
das unter einer aufichtebenden 
Bedingung oder unter Be— 
ftimmung eine Anfangsters 
mins angeordnet ift, wird mit 
den Ablaufe von dreißig Johren 
nach den Erbfall unwirlſam, 
wenn nicht vorber die Beding— 
ung oder der Termin einges 
treten ijt. 

Iſt der Bedachte zur Zeit 
des Erbfalls noch nicht erzeugt 


Ein Vermächtniß, 


oder wird ſeine Perſönlichkeit 


durch ein erſt nach dem Erb— 
fall eintretendes Ereigniß be— 
ſtimmt, ſo wird das Vermächt— 
niß mit dem Ablaufe von dreißig 
Jahren nach dem Erbfall un— 
wirkſam, wenn nicht vorher der 
Bedachte erzeugt oder das Er— 
eigniß eingetreten iſt, durch 
das ſeine Perſönlichkeit be— 
ſtimmt wird. 


bleibt in den Fällen des $S 2162 
auch nad dem Ablaufe von 
dreißig Fahren wirkſam: 

1. wenn es fir den Fall ans 





des Bedahten ein bes 
ftinnmtes Ereigniß eintritt, 
und derjenige, in dejlen 
Perſon das Ereigniß eins 
treten joll, zur Zeit des 
Erbfalls lebt; 

2. wenn ein Erbe, ein Nach 
erbe oder ein Vermächtniß- 
nehmer für den Fall, daß 
ihm ein Bruder oder eine 
Schweſter geboren wird, mit 
einen Vermächtniſſe zu 
Gunsten des Bruders oder 
der Schweiter beichwert ift. 
it der Beichwerte oder der 

Bedachte, in deſſen Perſon das 

Ereigniß eintreten ſoll, eine 

juriſtiſche Perſon, ſo bewendet 

es bei der dreißigjährigen Friſt. 
s 2164. Das Vermächtniß 

einer Sache erſtreckt ſich im 

Zweifel auf das zur a des 

Stbfall3 vorhandene Zubehör. 

Hat der Erblaffer wegen 

einer nach der Anordnung des 

Vermächtniffes erfolgten Bes 

ihädigung der Sache einen 

Anjpruc auf Erſatz derMinder: 

ung des Werthes, jo erftredt 

fih im Zweifel das Vermächt: 
niß auf dieſen Anſpruch. 

$ 2165. Sit ein zur Erb— 
ichaft gebörender Gegenjtand 


vermacht, jo fanıı der Bermächt: 


nißnehmer im Zweifel nicht Die 
Bejeitigung der Rechte ver= 


langen, mit denen der Gegen— 
$ 2168. Das Vermächtniß | 


eordnet it, dab in der 


erjon des Beichwerten oder 


jtand belaftet ift. Steht dem 
Erblafier ein Anſpruch auf die 
Befeitigung zu, fo erftredt fich 
im Yweifel da8 Vermächtniß 
auf dieſen Anſpruch. 

Ruht auf einem vermachten 
Grundſtück eine Hypothek, 


IV. Titel: Vermächtniß. 


Grundſchuld oder Rentenſchuld, 
die dem Erblaſſer ſelbſt zuſteht, 
ſo iſt aus den Umſtänden zu 
entnehmen, ob die Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld 
als mitvermacht zu gelten hat. 
$ 2166. Sit ein vermachtes 
Grundſtück, das zur Erbichaft 
aebört, mit einer Hypothek für 
eine Schuld des Erblaſſers oder 
für eine Schuld belaftet, zu 
deren Berichtigung der Erb— 
laffer dem Schuldner gegenüber 
verpflichtet it, jo ift der Ver— 
mäctnißnehmer im Zweifel 
denn Erben 
rechtzeitigen Befriedigung des 
Släubigerd injoweit verpflich- 
tet, als die Schuld durch den 
Werth des Grundſtücks gededt 
wird. Der Werth beftimmt fich 
nach der Zeit, zu welcher das 
Eigenthum auf den Vermächt— 
nißnehmer itbergebt; ev wird 
unter Abzug der Belaftungen 
berechnet, die der Hypothek im 
Range vorgeben. 
it dem Erblafjer gegen= 
über ein Dritter zur Berichtig: 
ung der Schuld verpflichtet, 
jo beiteht die Berpflichtung 
des Vermächtnignehmers im 
weifel nur injoweit, als der 
rbe die Berichtigung nicht 
von den Dritten erlangen kann. 
Auf eine Hypothek der im 
5,1190 bezeichneten Art finden 
diefe Vorſchriften feine Anz 
wendung. 
$ 2167. Sind neben dem 
vermachten Grundſtück andere 
N Erbichaft gehörende Grund: 
tüde mit der Hypothek be= 
laitet, jo bejchränft ſich die im 
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3 2166 beſtimmte Verpflichtung 
des Vermächtnißnehmers im 
Zweifel auf den Theil der 
Schuld, der dem Verhältniſſe 
des Werthes des vermachten 
Grundſtücks zu dem Werthe 
der ſämmtlichen Grundſtücke 


entſpricht. Der Werth wird 
nah $ 2166 Abſ. 1 Satz 2 
berechnet. 


$ 2168. Befteht an mehre- 
ren zur Erbichaft gebörenden 
Grundftiiden eine Geſammt— 
grundjchuld oder eine Geſammt— 


gegenüber zur rentenjchuld und ift eines dieſer 


Grundſtücke vermacht, jo it 
der Vermächtnißnehmer im 
Sweifel den Erben gegeniiber 
zur Befriedigung des Gläubi: 
ger3 in Höhe des Theiles 
der Grundſchuld oder Der 
Rentenſchuld verpflichtet, der 
den WVerbältnifje des Werthes 
de vermadten Grundſtücks 
zu dem Werthe der ſämmtlichen 
Grundſtücke entipriht. Der 
Werth wird nad $ 2166 Abi. 1 
Sat 2 berechnet. 


Sit neben dem vermachten 
Grundſtück ein nicht zur Erb— 
ſchaft gebörendes Grundftüc 
mit einer Geſammtgrundſchuld 
oder einer Geſammtrenten— 
ſchuld beiaftet, jo finden, wenn 
der Erblaſſer zur Zeit de3 Erb: 
fall3 gegenüber dem Eigene 
tbiimer des anderen Grunde 
jtiif3 oder einen Rechtsvor— 

änger des Eigenthümers zur 

efriedigung Des Gläubigers 
verpflichtet ift, die Vorichritten 
de3 $2166 Ab}. 1 und des$ 2167 
entjprechende Anwendung. 
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$ 2169. Das Vermächtniß 
eines beſtimmten Gegenitandes 
iſt unwirkſam, foweit der Gegen: 
ftand zur Zeit des Erbfalls 
nicht zur Erbſchaft gehört, es 
jei denn, daß der Gegenitand 
dem Bedahten aud Mir den 
Fall zugewendet jein ſoll, daß 
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er nicht zur Erbichaft gebört. 
Hat der Erblafier nur den | 


Beſitz der vermachten Sade, 


jo gilt im Zweifel der Beliß 


al3 vermacht, es jei denn, daß 
er dem Bedadıten feinen recht: 
lihen Bortbeil gewährt. 
Steht dem Erblajier ein 
Aniprud auf Leiftung des ver: 
macten Gegenitandes oder, 
falls der Gegenitand nach der 
Anordnung des Vermächtniſſes 
untergegangen oder dem Erb— 
lafjer entzogen worden tft, ein 
Anipruc auf Erſatz desWerthes 
all, 
Anſpruch als vermadht. 


Zur Erbſchaft gehört im 


Sinne des Abſ. 1 ein Gegen— 
ſtand nicht, wenn der Erb— 
laſſer zu deſſen Veräußerung 
verpflichtet iſt. 


$ 2170. Iſt das Vermächt- 


niß eines Gegenftandes, der 


zur Beit des Erbfalld3 nit 


zur Erbichaft gehört, nah $ 2169 
Abi. 1 wirfiam, jo bat der 
Beichwerte den Gegenſtand dem 
Bedachten zu verichaffen. 

Iſt der Beichwerte zur Ver: 
ihaffung außer Stande, jo bat 
er den Werth zu entrichten. 
Sit die Verſchaffung nur mit 
unvderbältnigmäßigen Aufwend— 
ungen möglich, jo fann fich der 





Beichwerte durch Entridtung 
des Werthes befreien. 

8 2171. Ein —— 
das auf eine zur zei des Er 
fal3 unmögliche Leiſtung ge= 
richtet ift, nder gegen ein zu 
diefer Zeit beitebende3 geſetz— 
liches Verbot verftößt, iſt un= 
wirfam. Die Vorſchriften des 
8 308 finden entiprehende An: 
wendung. 

$ 2172. Die Leiftung einer 
vermachten Sache gilt auch 
dann als unmöglich, wenn die 


- 
> 


Sache mit einer anderen Sache 


jo gilt im Zweifel der | 





in ſolcher Weife verbunden, 
vermischt oder vermengt wor— 
den ift, daß nad den $$ 946 
bis 948 das Eigentbunm an der 
anderen Sade ſich auf fie er— 
ftret oder Miteigentbum ein: 
etreten ift, oder wenn fie in 
older Weiſe verarbeitet oder 
umgebildet worden ilt, daß 
nad $ 950 derjenige, welder 
die neue Sache bergeitellt bat, 

Eigenthümer geworden ift. 
ſt die Verbindung, Ver: 
miſchung oder Bermengung 
durch einen Anderen als den 
Erblaſſer erfolgt und hat der 
Erblafier dadurch Miteigen- 
tbum erworben, jo gilt im 
Zweifel das Miteigentbun als 
vermacht; ſteht dem Erblaſſer 
ein Recht zur Wegnahme der 
verbundenen Sade " jo gilt 
im Zweifel dieſes Recht als 
vermaht Im Falle der Ber: 
arbeitung oder Umbildung 
dur einen Anderen al3 den 
Erblafier bewendet es bei der 
Vorſchrift des $ 2169 Abi. 3. 
$ 2173. Hat der Erblafier 


IV. Titel: Vermächtniß. 


eine ihm —— Forderung 


vermacht, ſo iſt, wenn vor dem 
Erbfalle die Leiftun erfolgt und 
der geleiſtete Gegenttand nod) in 
der Erbichaft — iſt, 
im Zweifel anzunehmen, da 
dem Bedachten dieſer Gegen— 
ſtand zugewendet ſein ſoll. War 
die Forderung auf die Zahl— 
ung einer Geldjumme gerich: 
tet, jo gilt im Zweifel die ent: 
iprechende Geldfumme als ver: 
macht, auch wenn fich eine folche 
in der Erbichaft nicht vorfindet. 

s 2174. Durch das Ber 
mächtniß wird für den Be— 
dachten das Recht begriindet, 
von dem Beichwerten die Leit: 
ung des vermadhten Gegene 
ftandes zu fordern. 

s 2175. Hat der Erblafjer 
eine ihm gegen den Erben zu: 
—— — oder hat 
er ein Recht, vermacht, mit 
dem eine Sache oder ein Recht 
des Erben belaſtet iſt, jo gelten 
die in Folge des Erbfalls durch 
Vereinigung von Recht und 
Verbindlichkeit oder von Recht 
und Belaſtung erloſchenen 
Rechtsverhältniſſe in Anſehung 
des Vermächtniſſes als nicht 
erloſchen. 

$ 2176. Die Forderung des | 
Bermächtnißnehmers fommt, 
unbejchadet des Rechtes, dag 
Vermächtniß aus uschlagen, zur 
Entitehung Anal des Ber: 
mächtniſſes) mit dem Erbfalle. 

z 2177. Iſt das Vermächt— 
niß "unter einer aufichiebenden 
Bedingung ‚oder unter Be— 
ftimmung eines Anfangeter- 
mins angeordnet und tritt Die 


| 
| 
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Bedingung oder der Termin 


erit nach dem Erbfall ein, fo 
erfolgt der Anfall des Ver— 
mächtniſſes mit dem Eintritte 
der Bedingung oder des Ter— 


mus. 

g 2178. Sit der Bedachte 
zur Beit des Erbfall3 noch nicht 
erzeugt oder wird feine Per— 
fönlichfeit durch ein erft nad) 


dem Erbfall eintretendes Er: 


‚ eiqniß beftinmt, jo erfolgt der 


Anfall des Vermächtnifi es im 
eriteren Falle mit der Geburt, 
im legteren Falle mit dem Ein: 
tritte . Ereigniſſes. 

82179. Für die Zeit zwiſchen 
dent Erbfal und dem Anfalle 
des Dermächtniffes_ finden in 
den Fällen der SS 2177, 2178 
die Vorſchriften Anwendung, 
die für den Fall gelten, da 
eine Leiftung unter einer auf: 
——— edingung geſchul— 
et A 

2180. Der Vermächtniß— 
— kann das Vermächtniß 
nicht mehr ausſchlagen, wenn 
er es angenommen bat. 
ie Annahme jowie die 
Ausihlagung des Permächt- 
niffes erfolgt durch Erklärung 
— dem Beſchwerten. 

ie Erklärung kann erſt nach 
dem Eintritte abgegeben wer— 
den; ſie iſt unwirkſam, wenn 
ſie unter einer vedingung oder 
einer Zeitbeſtimmung abge— 
geben wird. 
Die für die Annahme und 
die Ausſchlagung einer Erb— 
ſchaft geltenden en 
des 8 1950, des $ 1952 vo 


3 und des 8 1953 Abi. 1 
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finden entiprechende Anwend= ' 


ung. 
8 2181. Iſt die Zeit der 
Erfüllung eines Vermächt— 
niſſes dem freien Belieben des 
Beſchwerten überlaſſen, ſo wird 
die Leiſtung im Zweifel mit 
dem Tode des Beſchwerten 
fällig. 
82182. Iſt eine nur der 
Gattung nad beſtimmte Sace 
vermact, jo bat der Bes 
ſchwerte die gleichen VBerpflicht: 
ungen wie ein VBerfäufer nad 
den Vorſchriften des $ 433 


Abi. 1, der $$ 434 bis 437, 
ten Rechtes Erlangte heraus— 


des 8 440 Abi. 2 bi8 4 und 
der 88 441 biß 444. 
Dasjelbe gilt im Zweifel, 
wenn ein beftimmiter nicht zur 
Erbichaft gebörender Gegen— 
ſtand vermacht ift, unbejchadet 
der ſich aus dem 8 2170 er: 


gebendenBeichränfung derHaft: | 
‚ Schwerte fiir Die nach dem Erb- 
‚ fall auf die Sade gemachten 
- Verwendungen ſowie für Auf 


ung. 

Iſt ein Grundftüd Gegen 
jtand des Vermächtniſſes, jo 
haftet der Beichwerte in Zweifel 
nicht für Die Freiheit desßrund- 
ſtücks vonGrunddienſtbarkeiten, 


zugeben. 
hat der 


mangel freien Sache Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. Auf dieſe An— 
ſprüche finden die für die Ge— 
währleiſtung wegen Mängel 
einer verfauften Sache gelten— 
den Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. 

$ 2184. Sit ein beſtimm— 
ter zur Erbihaft gebörender 
Segenitand vermacdt, jo bat 
der Beſchwerte dem Permächt: 
nißnehmer auch die jeit dem 
Anfalle des Vermächtniſſes ge— 
ogenen Früchte jowie das 
8* auf Grund des vermach— 


Für Nutzungen, die 
nicht zu den Früchten gehören, 
Beſchwerte nicht Er: 
aß zu leiften. 

$ 2185. Sit eine beftimmite 


zur Erbichaft gehörende Sache 


beichränften perfönlicbenDienft: | 


barfeiten und Reallaften. 

$ 2188. Sit eine nur der 
Gattung nad beſtimmte Sache 
vermacht, jo kann der Ver— 
mächtnißnehmer, wenn die ge= 
leiftete Sache mangelhaft ift, 
verlangen, daß ihm an Stelle 


' verlangen, 


der mangelhaften Sache eine 


mangelfreie geliefert wird. 
Hat der Beſchwerte einen 
Fehler argliftig verichwiegen, 
jo kann der Vermächtnißneh— 


ner ftatt der Lieferung einer | 





verniacht, jo fann der Bes 


wendungen, Die er nach dem 


' Erbfalle zur Beftreitung von 


Laſten der Sache gemacht bat, 
Eriag nah den Vorſchriften 
‚die für das Ver— 
bältniß zwiſchen dem Befiger 
und dem Eigenthümer gelten. 

$ 2186. Sit ein Bermächt- 
nißnehmer mit einem Ver— 
mächtniß oder einer Auflage 
beihwert, jo ilt er zur Erfüll- 
ung erit dann verpflichtet, wenn 
er die Erfüllung des ihm zu— 
aerwendeten Vermäctnifies zu 
verlangen berechtigt ift. 

$ 2187. Ein Vermädtniß- 
nehmer, der mit einem Ber: 


V. Titel: Auflage. 


beichwert ift, kann die Er: 


nahme des ihn zugeiwendeten 


Bermächtnifies infoweit vers 


weigern, al3 dasjenige, was 


mäctniß oder einer Auflage | 





eraug dem Vermächtniß erhält, 
zur Erfüllung nicht ausreicht. | zugen 
für die Einſetzung eines Er— 


Tritt nach 8 2161 ein 
Anderer an die Stelle des be— 


ſchwertenVermächtnißnehmers, 
fo haftet er nicht weiter, als 


der Vermächtnißnehmer haften 
wiirde. 


Die für die Haltung des 
Erben geltenden Borichriften 
des $ 1992 finden entiprechende 
Anwendung. 

Ss 21885. Wird Die einem 
Vermächtnißnehmer gebiühr= 
ende Leiftung auf Grund der 
Beihränfung der Haftung des 
Erben, wegen eines Pflicht» 
theilsanſprüchs oder i 
mäßheit des $ 2187 gekürzt, 
jo kann der Bermächtniks 
nehmer, jofern nicht ein ans 
derer Wille des Erblaſſers an= 


zunehmen ift, die ihm aufer- 


legten Beichwerungen verhält— 
nißmäßig kürzen. 


in Ges | 





$ 2189. Der Erblafierfann | 


für den Fall, daß Die dem 
Erben oder einen Vermächtniß— 
nehmer auferlegten Vermächt— 
nifje und Auflagen auf Grund 
der Beichränfung der Haftung 
des Erben, wegen eines Pflicht⸗ 
theilsanſpruches oder in®emäß: 
beit der 88 2187, 2188 gekürzt 
werden, Durch Verfügung von 
ZTodeswegen anordnen, Daß 
ein Vermächtniß oder eine Auf⸗ 


— — — 
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lage den Vorrang vor den übri— 





gen Beſchwerungen haben ſoll. 
füllung auch nach der Anz g 2190 


Hat der Erblaſſer 
für den Fall, daß der zunächſt 
Bedachte das Vermächtniß 


nicht erwirbt, den Gegenſtand 


des Vermächtniſſes einem An— 
deren zugewendet, ſo finden die 


ſatzerben geltenden Vorſchrif— 
ten der 88 2097 bis 2099 ent= 
iprechende Anwendung. 

s 2191. Hat der Erblajjer 
den vermachten Gegenstand von 
einem nach dem Anfalle des 
Vermächtniſſes eintretenden be: 
ſtimmten Zeitpunft oder Er— 
eigniß an einem Dritten zuge: 
wendet, jo gilt der erſte Ver: 
mächtnignehmer als beichwert. 

Auf das Vermächtniß fin— 
den die für Die Einſetzung eines 
Nacherben geltenden Vorſchrif— 
ten des 8 2102, des $ 2106 
Abſ. 1, des 8 2107 und des 
s 2110 Abi. 1 entiprechende 
Anwendung. 


Fünfter Titel. 
Auflage. 


. 521%. Auf eine Auflage 
finden die für legtwillige Zu= 
wendungen geltenden Vorſchrif— 
ten der 88 2065, 2147, 2148, 
2154 bis 2156, 2161, 2171, 
2181entiprechende Anwendung. 

‚3 219. Der Erblafier kann 
bei der Anordnung einer Auf: 
lage, deren Zweck er beftimmt 
bat, die Beſtimmung der Per: 
jon, an welche die Leiftung er— 


+ 
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folgen ſoll, dem Beſchwerten 
oder einem Dritten überlaſſen. 


Steht die Beitimmung dem 


Beihwerten zu, jo Fann ihm, 


wenn er zur Vollziehung der 
Auflage rechtskräftig verurtbeilt 
it, von dem Kläger eine an: 
gemeſſene Friſt zur Vollzieh— 
ung beſtimmt werden; nach 
dem Ablaufe der Friſt iſt der 
Kläger berechtigt, die 
ſtimmung zu treffen, wenn 
nicht Die Vollziehung rechtzeitig 
erfolgt. 
Steht 


die Beltimmung 


eines von dem 


Bes | 


einem Dritten zu, fo erfolgt 


fie durch Erklärung aegenüber 
dem Beichwerten. 


Kann der 


Dritte die Beltimmuna nicht 


treffen, jo gebt das Beſtimm— 
ungsrecht auf den Beichwerten 
iiber. Die Vorichrift des 32151 
Abi. 3 Saß 2 findet entiprech- 


ende Anwendung; zu den Be: 


theiligten im Sinne dieſer Vor— 
ichrift gehören der Beichwerte 
und diejenigen, welche Die Voll— 
ziehung der Auflage zu ver— 
langen berechtigt jind. 
‚5219. Die Bollziebung 
— Auflage können der Erbe, 
r Miterbe und derjenige 
verlangen, welchem der Weg— 


fall des mit der Auflage zus 
näcit Beichwerten ummittel- 
bar zu Stattenfommen würde. 
mehrere Teftamentsvollitreder 


Liegt die Vollziehung im öffent= 
lichen Intereſſe, jo kann auch 
die zuftändige Behördedie Voll: 
ziehbung verlangen. 

5 21%. Die Unwirkſam— 
feit einer Auflage hat die Uns 
wirkfjamfeit der unter der Auf: 


lage gemachten Zuwendung nur 


zur Folge, wenn anzunehmen 
ift, daß der Erblaſſer die Zu: 
wendung nicht ohne die Auf- 
lage gemacht haben würde. 

5 21%. Wird die Vollzieh- 
ung einer Auflage in Folge 
Beichwerten 
zu vertretenden Umftandes un— 
möglich, fo kann derjenige, 
welchem der Wegfall des zu= 
nächſt Beichwerten unmittel— 
bar zu Statten kommen würde, 
die Herausgabe der Zuwend— 
ung nach den Vorſchriften über 
die Herausgabe einer unge⸗ 
rechtfertigten Bereicherung in— 
ſoweit fordern, als die Zu— 
wendung zur Vollziehung der 
Auflage hätte verwendet wer— 
den müſſen. 

Das Gleiche gilt, wenn der 
Beſchwerte zur, Vollziehung 
einer Auflage, die nicht durch 
einen Dritten vollzogen wer— 
den kann, rechtskräftig verur— 
theilt iſt und die zuläffigen 
Zwangsmittel erfolgos gegen 
ihn angewendet worden ſind. 


Sechſter Titel. 
Teſtamentsvollſtrecker. 


5 2197. Der Erblaſſer kann 
durh ZTeftament einen oder 


ernennen. 
Der Erblafjer kann für den 
Fall, dab der ernannte Teſta— 
mentsvollitvefer vor oder nad 
der Annahme des Amtes weg 
fällt, einen anderenZeftaments: 
vollitredfer ernennen. 


VI. Titel: Teftamentsvollftreder. 


8 2198. Der Erblajierfann 
die ned der Perſon 
des Zeitaments - Vollitreders 
einem Dritten überlafien. Die 
Beftimmung erfolgt durch Er: 
Härung gegenüber dem Nach 
laßgerichte ; die Erflärung iſt 
in Öffentlich beglaubigter Form 
abzuaeben. 





Das Beſtimmungsrecht des 
Dritten erlifcht mit dem Abs 


lauf einer ihm, auf Antrag 


eines der Betheiligten von dem klärun 
Eintritte des Erbfall3 abge- 
' geben werden; fie iſt unwirk— 


ar Gerichte beftimmten 
ri 
h 219. Der Erblafier fann 


den "Teftamentövollitreder er⸗ 


mächtigen, einen oder mehrere 
Mitvollitreder zu ernennen. 


r Erblalfer fann den 


Teſtamentsvollſtrecker ermäch— 
tigen, einen Nachfolger zu er— 
nennen. 

Die ee et nad 


8 2198 Abi. 1 

Ss 2200 5 De Srblaf er 
in dem Teſtamente das Nach— 
laßgericht erſucht, einen Teſta— 
mentsvollſtrecker zu ernennen, 
ſo kann das Nachlaßgericht die 
Ernennung vornehmen. 

Das Nachlaßgericht joll vor 
der Ernennung die Betheiligs 
ten hören, wenn e3 ohne erbeb- 
lihe Berzögerung und ohne 
unerbältnibmäßine Koſten ge: 
jcheben fann. 

. Die Ernennun 
des Teſtamentsvollſtreckers ift 
unwirkſam, wenn er zu der 
Zeit, zu welcher er das Amt 
anzutreten hat, geſchäftsun— 
fähig oder in der Gejchäfts- 





| Vilenen erhalten hat. 
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8 1910 zur Beſorgung ſeiner Ver⸗ 
mögensangelegenheiten einen 


2202. Das Amt des 
Teſtamentsvollſtreckers beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Ernannte das Amt an— 
nimmt. 

Die Annahme ſowie die 
Ablehnung des Amtes erfolgt 
durch Erklärung — 
dem Nachlaßgerichte. Die Er— 
klärung kann erſt nach dem 


jam, wenn fie unter einer Be— 
Dingung oder einer Zeitbe— 
ſtimmung abgegeben wird. 
Das Nachlaßgericht fann 
dem Ernannten auf Antrag 
eined der Betbeiligten eine 
geil zur Erklärung iiber die 
unabme beſtimmen. Mit dem 


Ablaufe der Frift gilt das Amt 
als abgelehnt, wenn nicht Die 


er vorher erklärt wird. 
2203. Der Teitament3- 
—— hat die letztwilligen 


Verfügungen des Erblaſſers zur 
Ausführung zu bringen. 


g mu Der Teitaments: 
volljtredfer bat, wenn mehrere 
Erben vorhanden find, Die Aus— 
einanderjegung unter ihnen 
nach Maßgabe der 88 2042 bis 


2056 zu bewirfen. 


' hat die Erben über den 
 einanderjegungsplan vor der 


Fähigfeit beichränft ift oder nach 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV, 


Der Teftamentsvollitreder 
Aus: 
Ausführun zu bören. 

$2205 205. Der Teftamentävoll- 
ftreder bat den Nachlaß zu 
verwalten. Er iſt insbejondere 
berechtigt, den Nachlaß in Bes 


Br. (Reichsgeſetze XXIV. Bd.) 24 
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ig zu nebmen und über Die 
Nachlaßgegenſtände zu verfüs 


V. Bud: Erbredt. 





Zu unentgeltlihen Ver: | 


en 
fligungen iſt er nur berectigt, 
ſoweit ſie einer jittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anſtand 





j nehmenden Rückſicht ent- 


prechen. 

$ 2206. Der Teitaments- 
vollitreder ift berechtigt, Ver— 
bindlichkeiten für den Nachlaß 
einzugeben, ſoweit die Eingeh— 
ungzur ordnungsmäßigen Ver— 
waltung erforderlich iſt. Die 
Verbindlichkeit zu einer Verfüg— 
ung iiber einen Naclaßgegen: 
Stand kann der Teitamentsvoll- 
ftreder für den Nachlaß auc 


dann eingeben, wenn er zu der 


Verfügung berechtigt iſt. 
Der Erbe ijt verpflichtet, 


zur Eingebung folder Berbind: | 
lichfeiten jeine Einwilligung zu 


ertbeilen, unbejchadet des Rec: 
tes, die Beichränfung feiner 





Haftung für die Nachlaßver: 


bindlichfeiten geltend zu machen. 

Ss 2207. Der Erblafier fann 
anordnen, daß der Teſtaments— 
vollftreder in der Eingehung 
von Berbindlichfeiten fir den 
Nachlaß nicht beichränft jein 
joll. Der Teſtamentsvollſtrecker 
it auch in einen ſolchen Falle 
zueinemScenfungsveriprechen 
nur nach Maßgabe des $ 2205 
Sat 3 berechtigt. 

$ 2208. Der Teſtaments— 
vollitreder hat die in den $$2203 
bi8 2206 beitimmten Rechte 
nicht, joweit anzunehmen ift, 
daß fie ihm nach dem Willen 
des Erblafierd nicht zufteben 
jollen. Unterliegen der Ber: 
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waltung des Teſtamentsvoll— 
ſtreckers nur einzelne Nachlaß— 
gegenitände, jo ſtehen ihm die 
ım $ 2 Satz 2 beitimmten 
Vefugniſſe nur in Anjehung 
diefer Gegenſtände zu. 

Hat der Teftamentsvolle 
ftreder Verfiigungen des Erb— 
laſſers nicht jelbit zur Ausführ— 
ung zu bringen, ſo fanı er die 
Ausführung von dem Erben 
verlangen, jofern nicht ein an— 
derer Wille des Erblajiers an— 
zunehmen ift. 

5 2209. Der Erblafjer kann 
einem Teſtamentsvollſtrecker Die 
Verwaltung des Nachlaſſes 
übertragen, ohne ihm anderen 
Aufgaben als die Verwalt— 
ung zuweiſen; er kann auch 
anordnen, dab der Teſta— 
mentspvollitreder die Verwalt— 
ung nad der Erledigung der 
ihm fonft zugewiejenen Auf: 
gaben fortzufübren bat. Im 
Zweifel ift anzunehmen, daß 
einem ſolchen Teſtamentsvoll— 
ſtrecker die im 8 2207 bezeich— 
nete Ermächtigung ertheilt iſt. 

8 Eine nach $ 2209 
getroffene Anordnung wird un: 
wirfjam, wenn jeit dem Erb— 
falle 30 Jahre veritricben find. 
Der Erblafier kann jedoch an: 
ordnen, daß die Verwaltung 
bis zum Tode des Erben oder 
desTeftamentsvollitreders oder 
bis zum Eintritt eines anderen 
Ereignifles in der Perſon des 
einen oder des anderen fort= 
dauern jol. Die Vorſchrift des 
$S 2163 Abi. 2 findet entjpre= 
chende Anwendung. 

$ 2211. Ueber einen der Ber: 
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ale des Teſtamentsvoll— 
ſtreckers unterliegenden Nach— 
iaßgegenſtand kann der Erbe 
nicht verfitgeu. 

Die Vorſchriften zu Gunften 
derjenigen, welche echte von 
einem Nichtberechtigten her— 
leiten, finden entiprechende An- 
wendung 

2212. Ein der Verwalt— 
ung des Teſtamentsvollſtreckers 
unterliegendes Recht kann nur 
von dem Teftamentsvollftreder 
EN geltend gemacht wer: 


$ 2213. Ein Anſpruch, der 
fi gegen den Nachlaß richtet, 
fann ſowohl gegen den Erben 
als gegen den Tejtamentsvoll: 
ftreder gerichtlich geltend ge— 
macht werden. Steht Dem 
Zeftamentsvollftreder nicht die 
Berwaltung des Nachlafies zu, 
jo ift die Geltendmachung nur 

egen den Erben zuläffig. Ein 

lichttheilsanfprach fann, auch 
wenn dem Teftament3-Xoll- 
itreder die Verwaltung des 
Nachlaſſes zuftebt, nur gegen 
den Erben geltend gemacht 
werden 

Die Vorſchrift des 8 1958 
findet auf den Teftamentsvoll- 
ftreder feine Anwendung. 

Ein Nachlaßgläubiger, der 
jeinen Anipruch gegen den Er- 
ben geltend macht, kann den 
Anſpruch auch gegen den Teſta— 
mentsvollitreder dabin geltend 
machen, dab diejer die Zwangs⸗ 
vollitrefung in Die jeiner Vers 
waltung unterliegenden Nach— 
u dulde. 

4. Gläubiger des Er: | 
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ben, die nicht zu den — 
glub igern gehören, können 


fich nicht an die der Verwalt— 
ung des Teftamentsvollitrederg 
———— Nachlaßgegen⸗ 
ſtände halten, 

x 2215. Der Teſtaments— 
boffreder bat dem Erben uns 
verzüglich nach der Annahme 
des Amtes ein Verzeichniß der 
jeiner ——— unterliegen— 
den Nachlaßgegenſtände und 
der bekannten Nachlaßverbind— 
lichkeiten mitzutheilen und ihm 
die zur Aufnahme des Inven— 
tars ſonſt erforderliche Beihilfe 
zu leiſten. 

Das Verzeichniß iſt mit 
der Angabe des Tages der Auf— 
nahme zu verſehen und von 
dem Teſtamentsvollſtrecker zu 
unterzeichnen ; der Teſtaments— 
vollftreder bat auf Verlangen 
die Unterzeihnungöffentlich be: 
Braune zu lafien. 

r Erbe fann verlangen, 
daß e ei der Aufnahme des 
Vergeihuies zugezogen wird. 

er Zeftamentspollitreder 
ift berechtigt und auf Verlangen 
des Erben verpflichtet, das Ber 
zeichniß Durch die zuftändigeBe- 
börde oder durch einen zuftäne 
digen Beamten oder Notar auf— 
nebmen zu lajien. 

Die Koften der Aufnabme 
und der — fallen 
dem Nachlaſſe zur Laſt. 

$ 2216. Der Teitaments: 
vollitrefer ift zur ordnungs— 
mäßigen Berwaltung des Rad: 
laſſes verpflichtet. 

Anordnungen, die der Erb— 
laffer für die Verwaltung durch 

24* 
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legtwillige Berfügung getroffen 
hat, find von dem Teftaments= 
vollitreder zu befolgen. Sie 
fünnen jedoch auf Antrag des 
Teſtaments-Vollſtreckers oder 
eines anderen Betbeiligten von 
den Nachlaßgericht außer Kraft 
gelegt werden, wenn ihre Be: 
tolgung den Nachlaß erbeblich 
gefährden würde. Das Gericht 
oll vor der Entſcheidung ſo— 
weit thunlich Die Betheiligten 
hören. 

$ 2217. Der Teftament3= 
vollitreder bat Nachlaßgegen— 


ftände, deren erzur Erfüllung | 


feiner DObliegenheiten offenbar 
nicht bedarf, dem Erben auf 
Verlangen zur freien Verfüg— 
ung zu überlaſſen. Mit der 
Ueberlafiung erlifcht fein Necht 
ur Verwaltung der Gegen- 


ände. — 
Wegen Naclaßverbindlich- 


feiten, Die nicht aufeinen Ver- 


mächtniß oder einer Auflage 
beruhen, jowie wegen bedingter 
und betagter Bermächtniffe oder 
Auflagen fann der Teftaments- 
vollitreder die Ueberlaſſung der 





Gegenstände nicht verweigern, | 


wenu der Erbe fir die Berich— 
tigung der Berbindlichfeiten 
oder für die VBollziehung der 
Vermächtniſſe oder Auflagen 
Sicherheit leiftet. 

$ 2218. Auf das Rechts— 
verhältnig zwiichen dem Teſta— 
mentsvollitreder und dem Er: 


ben finden Die fir den Auf | 


trag geltenden Vorichriften der 
ss 664, 666 
s 673 Saß 2 und des 8 674 
entjprechende Anwendung. 


bis 668, 670, des | 





der einem 
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Bei einer länger dauern: 
den Verwaltung fanı der Erbe 
jährlich Nechnungslegung ver= 
langen. 

$ 2219. Verletzt der Tefta= 
mentsvollitreder die ihm ob= 
liegenden Berpflihtungen, jo ift 
er, wenn ihm ein Berjchulden 
zur Laft fällt, fiir den daraus 
entftebenden Schaden den Er: 
ben und, joweit ein Vermächt— 
niß zu vollziehen ift, auch dem 
Vermächtniß-Nehmer verant: 
wortlich. 

Mehrere Teſtamentsvoll— 
ſtrecker, denen ein Verſchulden 
zur Laſt fällt, haften als Ge— 
ſammtſchuldner. 


8 2220. Der Erblaſſer kann 
den Teſtamentsvollſtrecker nicht 
von den ihm nach den 88 2215, 
2216, 2218, 2219 obliegenden 
Verpflichtungen befreien. 


8 2221. Der Teftaments= 
vollitreder fann fiir die Führ— 
ung ſeines Amtes eine anges 
meſſene Vergütung verlangen, 
jofern nicht der Erblafjer ein 
Anderes beſtimmt bat. 


$ 2222. Der Erblaſſer kann 
einen Zeitaments = Bollftreder 
auch zu den Zwecke ernennen, 
daß Ddiejer bis zu Dem Eintritt 
einer angeordneten Nacherb— 
folge die Rechte des Nacherben 
ot und dejien Pflichten er= 
üllt. 


82223. Der Erblaſſer kann 
einen Teſtaments-Vollſtrecker 
auch zu dem Zwecke ernennen, 
daß dieſer für die Ausführung 
Vermächtnißneh— 
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Ihe auferlegten Beichwerungen 
orgt. 

Ss 2224. Mehrere Teſta— 
mentsvollſtrecker führen das 
Amt gemeinichaftlich ; bei einer 
Meinungsverfchiedenbeit ent: 
scheidet das Nachlaßgericht. ala 
einer von ihnen weg , fo fiihren 
die iibrigen das Anıt allein. 
Der Erblafier kann abweichende 
Anordnungen treffen. 

JederTeſtamentsvollſtrecker 
iſt berechtigt, ohne Zuſtimm— 
ung der anderen Teſtaments— 
vollftrefer diejenigen Maßre— 

eln zu treffen, welche zur Er: 
ln eines der gemeinſchaft— 
liben Berwaltung unterliegen: 
den Nachlaßgegenitandes noth: 
wendiq ſind. 

5 2225. Das Amt des 
Teſſamentsvollſtreckers erlifcht, 
wenn er ftirbt oder wenn ein 
Fall eintritt, in welchen: die 
Ernennung nab $ 2201 un: 
wirkjan fein wiirde. 


z 2226. Der Teftaments: 
vollitreder kann das Amt jeder 
zeit fiindigen. Die Kündig— 
ung erfolgt durch Erflärung 
— dem Nachlaßgerichte. 

ie Vorſchriften des 8 671 
Abi 2, 3 finden entiprechende 
Anwendung. 


Ss 2227. Das Nachlaßge— 
riht fanı den Teſtaments— 
vollftreder auf Antrag eines 
derBetheiligten entlaffen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt; 
ein ſolcher Grund ift insbeſon— 
dere grobe’Bflichtverlegung oder 
Unfäbigfeit zur ordnungsmäßi: 
gen Geſchäftsführung. 


Der Teftamentspollitreder 
joll vor der Entlafjung wenn 
thunlich aehört werden. 

8 Das Nachlaßge— 
richt hat die Einſicht der nach 

2198 Abi. 1Satz 2, $ 2199 

bj. 3, $ 2202 Abi. 2, $ 2226 
Sab 2 abgegebenen Erflär- 
ungen Jedem zu geftatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaub: 
baft macht. 


Siebenter Titel. 


Errichtung und Aufhebung 
eines Teftaments. 


z 2229. Wer in der Ge— 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, 
bedarf zur Errichtung eines 
Teſtaments nicht der Zuſtimm— 
ung ſeines geſetzlichen Ver— 
treters. 

Ein Minderjähriger kann 
ein Teſtament erſt errichten, 
wenn er das ſechzehn te Lebens⸗ 
jahr vollendet hat. 

Wer wegen Geiſtesſchwäche, 
Verſchwendung oderTrunkſucht 
entmündigt iſt, kann ein Teſta— 
ment nicht errichten. Die Un— 
fähigkeit tritt ſchon mit der 
Stellung des Antrages ein, 
auf Grund deflen die Entmün— 
digung erfolgt. 

8 22330. Hat ein Entmün- 
digter ein Teſtament errichtet, 
bevor der die Entmündigung 
ausiprechende Beſchluß unane 
fehtbar geworden iſt, jo Iteht 
die Entmündigung der Gültig— 
feit de3 Teitaments nicht ent= 
gegen, wenn der Entmindigte 
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noch vor dem, Eintritte der | 


Unanfectbarfeit ſtirbt. 

Das Gleiche gilt, wenn der 
Entmündigte nad der Stell 
ung des Antrages auf Wieder 
Eben der Entmlndiqung 
ein Teftament errichtet und die 
Entmündigung dem Antrage 
gemäß wieder aufgegeben wird. 

s 2231. Ein Teitament 
fann in ordentlicher Form er: 
richtet werden: 

1. vor einen Richter oder vor 
einem Notar; 
2. Dur eine von den Erb— 


lafjer unter Angabe des | 


Ortes und Tages eigenhäns 
dig geichriebene und unter= 
ichriebene Erklärung. 

g 2232. Für die Errichte 
ung eines Teſtaments vor einem 
Richter oder vor einem Notar 
gelten die Vorſchriften der 
ss 2233 bis 2246. 

5 2233. Zur Errichtung 
des Teſtaments muß der Rich— 
ter einen Gerichtsſchreiber oder 
zwei Zeugen, der Notar einen 
zweiten Notar oder zwei Zeu— 


gen zuziehen. 

s 2234. Als Richter, No: 
tar, Gerichtöjchreiber oder Jeuge 
kann bei der Erridtung des 
Teſtaments nicht mitwirfen : 
1. Der Ehegatte desErblaſſers, 

auch wenn Die Ehe nicht 

mehr beiteht ; 

2. wer mit dem Erblafjer in 
gerader Linie oderim zwei— 
ten Grade der Seitenlinie 
verwandt oder verſchwä— 
gert iſt. 

5 2235. Als Richter, No: 
tar,Gericht3jchreiber oder Zeuge 
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kann bei der Errichtung des 
Teitament3 nicht mitwirken, 
wer in dem Teſtamente be= 
dacht wird oder wer zu einen 
Bedachten in einem Verhält— 
nifie der im 8 2234 be= 
zeichneten Art ſteht. 

Die Mitwirkung einer hier: 
nah ausgeſchloſſenen Berjon 
bat nur zur Folge, daß die 
Zuwendung an den Bedachten 
nichtig ift. 

S 2236. Als Gerichts- 
ichreiber oder zweiter Notar 
oder Zeuge fann bei der Er— 
richtung tes Teſtaments nicht 
mitwirken, wer zu dem Rich— 
ter oder dem beurfundenden 
Notar in einen Verhältniſſe 
der im $ 2234 bezeichneten Art 


teht. 

5 2237. Als Beuge joll bei 
der Errichtung des Teſtaments 
nicht mitwirfen: 

1. ein Minderjäbriger; 

2, werder bürgerlichen Ehren— 
rechte für verluftig erflärt 
iit, während der Zeit, für 
welche die Aberfennung der 
Ehrenrechte erfolgt it; 

8. wer nad den Borichriften 
der Strafgejege unfäbig iſt, 
al3 Zeuge eidlich vernom— 
men zu werden; 

4. wer als Gejinde oder Ge— 
hilfe im Dienjte des Rich— 
ters oder des beurfundenden 
Notars Steht. 
$ 2288. Die Errichtung des 

Teſtaments erfolgt in derWeiſe, 
daß der Erblafier dem Richter 
oder den Notar feinen legten 
Willen mündlich erklärt oder 
eine Schrift mit der münd— 
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lihen Erklärung übergibt, daß er nicht ſchreiben fönne, jo wird 
die Schrift feinen legten Willen | 


enthalte. Die Schrift fann 
offen oder verichloffen überge— 
ben werden. Sie fann von 
den Erblafjer oder von einer 
anderen Berjon geichrieben jein. 


Mer minderjäbrig ift oder 


Geſchriebenes nicht zu leſen 
vermag, kann das Teſtament 
nur dur mündliche Ertlär- 
ung erricten. 

82239. Die bei der Er- 
rihtung des Teſtaments mit 
wirkenden Perſonen müſſen 
während der ganzen Verhand— 
lung zugegen fein. 

Ueber die Erricht= 
ung des Teſtaments muß ein 
Protokoll in deutiher Sprade 
aufgenommen werden. 


52241. Das Brotofoll muß | 
' jchreiben der Erflärung jowie 


entbalten : 

1. Ort und Tag der Verhand- 
lung; 

2. die Bezeichnung des Erb: 
laſſers und der beider Ver— 
bandlung mitwirfenden‘Ber: 
onen; 

3. die nach 88 2238 erforder 
liben Erklärungen des Erb— 
laſſers und im alle der 
Uebergabe einer Schrift Die 
Seltitellung der Uebergabe. 
$ 2242. Das Brotofoll mug 

borgeleien, von dem Erblaſſer 

reihe und von ihm eigen— 
ändig unterichrieben werden. 

Sm Nrotofofle muß feitgeitellt 

werden, daß dies geichehen ift. 

Das Protokoll joll den Erb- 

laſſer auf Berlangen aud zur 

Durcficht vorgelegt werden. 
Erklärt der Erblafjer, daß 


jeine Unterfchrift Durch die Feſt— 


| ftellung Ddiefer Erklärung im 








Protokoll erſetzt. 

Das Protokoll muß von den 
nıitwirfenden Perjonen unter- 
jchrieben werden. 

2243. Wer nach der 
Ueberzeugung des Richters oder 
des Notars ftumm oder fonit 
anı Sprechen verbindert iſt, 


 fanıı das Teftament nur durch 


Uebergabe einer Schrift errich- 
ten. &r muß Die Erflärung, 
daß die Schrift jeinen leßten 
Willen entbalte,, bei der Ver— 
bandlung eigenbändig in das 
Protofoll oder auf ein bejon= 
deres Blatt jchreiben, das dem 


Protokoll al3 Anlage beigefügt 


werden muß. 
Das eigenbändige Nieder— 


die Heberzeugung des Richters 


' oder des Notars, dat der Erb: 


laſſer am Sprechen verhindert 
it, muß im Protokolle feſtge— 
jtellt werden. Das Protofoll 
braucht von dem Erblafier nicht 
befonders genehmigt zu werden. 
s 2244. Erflärt der Erb— 
later, daß er der deutichen 
Sprade nit mächtig jei, jo 
muß bei der Errichtung des 
Teſtaments ein vereideter Dol- 
metſcher zugezogen werden. Auf 
den Dolmeticher finden die nach 
den $$ 2234 bi3 2237 für einen 
Beugen geltenden Borichriften 
entiprechende Anwendung. _ 
Das Brotofoll muß in die 
Sprade, in der fi der Erb— 
laſſer erflärt , iiberjegt werden. 
Die Ueberjegung muß von dem 
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Dolmeticher angefertigt oder | librigen mitwirfenden Berjonen 


beglaubigt und vorgeleien wer: 
den ; die Heberießung muß dem 
Protokoll al3 Anlage beigefügt 
werden. 

Das Protokoll muß die Er— 


Härung des Erblaſſers, daß er 


der deutſchen Sprache nicht 
mächtig ſei, ſowie den Namen 
des Dolmetſchers und die Feſt— 
ftellung entbalten, | 
Dolmeiſcher die Ueberſetzung 
angefertigt oder beglaubigt und 
fie vorgeleſen hat. Der Dol: 
metjber muß das Wrotofoll 
unterjchreiben. 

Ss 2245. Sind jänmmtliche 
mitwirfendeBerjonen ihrer Ver— 
ſicherung nach der Sprache, in 
der ſich der Erblaſſer erklärt, 
mächtig, ſo iſt die Zuziehung 
eines Dolmetſchers nicht er— 
forderlich. 

Unterbleibt die Zuziehung 


daß der ı 





eines Dolmetjcerd, jo muß | 


das Protofoll in der fremden 
Sprache aufgenommen werden 
und die Erflärung des Erb- 
laſſers, daß er der deutjchen 
Sprache nicht mächtig fei, ſo— 
wie die VBerfiherung der mit- 
wirkenden Perſonen, dat fie 
der fremden Sprache mächtig 
jeien, enthalten. Eine deutiche 
Ueberjegung joll als Anlage 
beigefiigt werden: 
.,9 2246. Das über die Er- 
rihtung des Teſtaments auf— 
Kramer Protokoll joll nebit 

nlaaen, insbefondere im Falle 
der Errichtung Durch Leber: 
aabe einer Schrift nebit dieſer 
Schrift, von dem Richter oder 
dem Notar in Gegenwart der 


und des Erblaſſers mit dem 
Amtsfiegel verichlofien, mit 
einer das Teftament näher be= 
zeichnenden Aufichrift, die von 
dem Richter oder dem Notar 
zu unterjchreiben ift, verſehen 
und in bejondere amtliche Ber: 


' wabrung gebracht werden. 


Den Erblafjer joll_ iiber 
das in amtliche Verwahrung 
genommene Zeftament ein 


Sinterlegungs-Schein ertheilt 


werden. 
8 2247 Mer minderjährig 


iſt oder Geſchriebenes nicht zu 


lefen vermag, fann ein Teſta— 
ment nicht nach $ 2231 Nr. 2 


errichten. 

s 2248 Gin nad $ 2231 
Nr. 2 errichtetes Teſtament ift 
auf Verlangen "des Erblafjerd 
in amtliche Verwahrung zu 
nehmen. Die Borjchrift des 
8 2246 Abſ. 2 findet Anwendung. 

Ss 2249. Sit zu bejorgen, 
daß der Erblafjer früher ſter— 
ben werde, als die Errichtung 
eine Teſtaments vor einem 
Richter oder einem Notar mögs 
lich ift, jo fann er das Teita: 
ment vor dem Vorſteher der 
Gemeinde, in der er fich auf: 
bält, oder, falls er ſich in 
dem Bereich eines durchLandeg- 
gejeß einer Gemeinde gleichge= 
itellten Verbandes oder Guts— 
bezirfes aufbält , vor dem Bor: 
fteber dieje8 Verbandes oder 
Bezirkes errichten. Der Vor: 
ſteher muß zwei Beugen zu» 
ziehen. Die Borfcriften der 
55 2234 bis 2246 finden Ans 
wendung; der Vorſteher tritt 
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an die ae des Nichters oder | 
des Not | 

Die "Beforgnit,, daß die 
Errihtung eines Teftaments 
vor einem Richter oder vor einen | 
Notar nicht mehr möglich fein 
werde, muß in: Brotofoll feit: 
gefteil werden. Der Gültig— 
eit des Teſtaments fteht nicht | 
entgegen, daß die Beſorgniß 
nicht bearlinbet ivar. | 

Wer fih aneinem 
Orte aufbätt, der in Folge des 
Ausbruch einer Krankheit oder 
in Folge jonftiger außerordent= 
licher ee — ab⸗ 
geſperrt iſt, daß die Erricht— 
ung eines Teſtaments vor 
einem Richter oder vor einem 
Notar nicht möglich oder er— 
heblich erſchwert iſt, kann das 
Teſtament in der durch den 
8 2249 Abſ. 1 beſtimmten Form 
oder durch mündliche Erklär— 
vor drei Zeugen — 
Wird die mündliche Er— 
klärung vor drei Zeugen ge— 
wählt, jo muß über die Er— 
richtung des Teſtaments ein 
Protofoll aufgenonmen_ wer: 
den. Auf die Zeugen finden 
die Vorjchriften der 88 2234, 
2235 und des $ 2237 Nr. i 
bis 3, auf das Protolog finden 
die Vorschriften der 88 2240 
bis 2242, 2245 Anwendung. | 
Unter Buziehung eines Dol= 
metichers kann ein Teſtament 
in dieſer Form nicht errichtet 
werden. 

& 2351. Wer ji während 
einer Seereife an Bord eines 
deutjchen, nicht zur Kaiſerlichen | 
Marine gehörenden Fahrzeuges 











außerhalb eine3 inländiichen 
Hafens befindet, kann ein Tefta= 
ment durch mündliche Erklär- 
ung vor Drei Zeugen‘ nad 
$ 2250 errichten. 


s 2252. Ein nad $ 2249, 
82 350 oder 8 251 errichtetes 
Teftamentgilt alanichterrichtet, 
wenn jeit der Errichtung Drei 
Monate verftriben find und 
der Erblafier noch lebt. 

Beginn und Lauf der Frift 
ſind gehemmt, folange der Erb- 
laſſer außer Stande it, ein 
Teftament vor einem Richter 
oder vor einen Notar zu ers 
richten. 

Tritt im Falle des 8 2251 
der Erblafjer vor den Ablaufe 
der Friſt eine neue Geereije 
an, jo wird die Frift dergeitalt 
unterbrochen, daß nad) der 
Beendigung der neuen Reife 
die volle Frift von neuen zu 
laufen beginnt. 

MWird der Erblafjer nad 
den Ablaufe der Friſt fiir todt 
erklärt, jo bebält das Teſta— 
ment feine Kraft, wenn die 
Friſt zu der Zeit, zu welder 
der Erblafjer den vorbandenen 
Nachrichten zufolge noch gelebt 
bat, noch nicht verjtrichen war. 


$ 2253. Ein Teſtament jo: 
wie eine einzelne in einem 
Zeitament enthaltene Verfüg- 
ung fann von dem Erblafier 
jederzeit widerrufen werden. 
DieEntmündigung desErb: 
lafjer8 wegen Geiltesichwäche, 
Verihwendung oder Trunts 
ſucht Steht dem Widerruf eines 
vor der Entmündigung errich— 


378 V. Bud: Erbrecht. 


III. Abſchnitt: Teſtament. 





teten Teſtaments nicht ent= | 


gegen. 
z 2254. Der Widerruf er- 
folgt durch Tejtament. 
255. Ein Teftament fan 
auch Dadurch widerrufen wer— 
den, daß der Erblafier in der 
Abſicht, es aufzuheben, Die 
Teitamentsurfunde vernichtet 


oder an ihr®eränderungen vors 
nimmt, Durch Die der Wille, | 
eine jchriftlihe Willenserflär= 


ung aufzubeben,, ausgedrüdt 
zu werden pflegt. 

Hat der Erblafier die Teſta— 
mentsurfunde vernichtet, oder 
in Der bezeichneten Weije ver: 
ändert, jo wird vermutbet, 
daß er die Aufhebung des 


Teſtaments beabfichtigt babe. 
$ 2256. Ein vor einem 


Richter oder vor einen Notar 
oder nach 5$ 2249 errichtetes 


eines Teſtaments wird ein 
frübere® ZTeftament infoweit 
aufgehoben, als das ſpätere 
Teitament mit den früheren 
in Widerſpruch ftebt. 

Wird das ſpätere Teitament 
widerrufen, jo iſt das frühere 
Teſtament in gleicher Weije 
wirkſam, wie wenn es nicht 
aufgeboben worden wäre. 

52359. Mer ein Teitas 
ment, Das nicht in amıtliche 


' Verwahrung gebracht ijt, im 


Teftament gilt als widerrufen, 


wenn die in amtliche Verwahr— 
ung genommene Urkunde dem 
Erblafjer zurückgegeben wird. 
Der Erblaſſer kann die Rüde 
gabe jederzeit verlangen. Die 
ückgabe darf nur an den Erb 
laſſer perjönli erfolgen. 
Die Vorichriften des Abi. 2 


binterlegtes Zeftament; die 
Rückgabe iſt auf die Wirkſam— 
— des Teſtaments ohne Ein— 
fluß. 

Ss 2257. Wird der durch 
Tejtament erfolgte Widerruf 
einer legtwilligen Verfügung 
widerrufen, jo ijt die Verfüg— 
ung wirkſam, wie wenn Te 
nicht widerrufen worden wäre. 

$2258. Durch die Errichtung 


Veſitze hat, iſt verpflichtet , es 
unverzüglich, nachdem er von 
den Tode des&rblafiers Kennt: 
niß erlangt bat, an das Nach— 
laßgericht abzuliefern. 

Befindet * ein Teſtament 
bei einer anderen Behörde als 
einem Gericht oder befindet es 
ſich bei einen Notar in anıte 
liher Verwahrung, fo ift es 
nach den Tode des Erblaſſers 
an das Nachlaßgericht abzulie: 
fern. Das Nachlaßgericht bat, 
wenn e8 von dem Teſtamente 
Kenntniß erlangt, die Abliefer- 
ung zu veranlajjen. 

s2 Das Nachlaßge— 


' richt bat, jobald es von dem 
t Tode des Erblaſſers Kenntniß 
gelten auch für ein nad) $ 2248 | 


erlangt, zur Eröffnung eines 
in feiner Verwahrung befind- 
liben Teſtaments einen Ter— 
min zu beftimmen. u dem 
Termine follen die gejeßlichen 
Erben des Erblaffers und Die 
jonftigen Betheiligten joweit 
thunlich geladen werden. 

Sn dem Termine ift das 
Zeitament zu öffnen, den Be 
tbeiligten zu verkünden und 
ihnen aufBerlaugen vorzulegen. 


VII. Titel: Gemeinjchaftlihes Teftament. 


Die Verkündung darf im 
Falle der Borlegung unter: 
bleiben. j 

Ueber die Eröffnung iftein 
Protekoll aufzunehmen. War 
das Teſtanent verſchloſſen, fo 
it in den Brotofolle fejtzuitel- 
len, ob der Verſchluß unver: 
jehrt war. 

$ 2261. Hat ein anderes 
Gericht als das Nachlaßgericht 
das Zeitament im anıtlicher 
Perwahrung, jo liegt dem ans 
deren Gerichte die Eröffnung 
des Zeitaments ob. Das Teita- 
ment iſt nebit einer beglaubig: 
ten Abjchriit des über Die Er— 
Öffnung aufaenonımenen Pro: 
tofoll3 dem Nachlaßgerichte zu 
überjenden; eine beglaubigte 
Abichrift des Teſtaments ift 
zurüdzubebalten. 

..$.2262. Das Nachlaßge⸗ 
richt hat die Betheiligten, welche 
bei der Eröffnung des Teitas 
ments nicht zugegen geweien 
find, von dent jie betreffenden 
Inhalte des Teitaments in 
Kenntniß zu jeßen. 

Ss 2263. Eine Anordnung 
des Erblaſſers, durch Die er 
verbietet, das Teſtament als— 
bald nach ſeinem Tode zu er— 
öffnen, iſt nichtig. 

$ 2264. Wer ein rechtliches 
Intexeſſe glaubhait macht, ift 
berechtigt, von einem eröffne- 
ten Teſtament Einficht zu neh: 
men jowie eine Abjchrift des 
Zeftament8 oder einzelner 
Theile zufordern; die Abichrift 
iſt auf Verlangen zu beglau: 

igen. 
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Achter Titel. 
Gemeinſchaftliches Tefta- 


ment. 


82265. Ein gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament kann nur von 
Ehegatten errichtet werden. 

. Ein gemeinjchaft- 
lihe8 Teitament kann nad 
$ 2249 auch dann errichtet wer= 
den, wenn die VBorausießung 
des 8 2249 nur auf Seiten 
eine der Ehegatten vorliegt. 

gs 2 Zur Errichtung 
eines gemeinſchaftlichen Zeita: 
ments nad $ 2231 Nr. 2 ges 
nügt es, wenn einer der Ehe— 
gatten das Teftament in der 
dort vorgejchriebenen Form er: 
richtet und der andere Ehe— 
gatte die Erklärung beifügt, 
daß daS Teſtament aud als 
jein Teſtament gelten jolle. Die 
Erklärung muß unter Angabe 
des Drtes und Tages eigen= 
bändig gejchrieben und unter: 
ſchrieben werden. 
$ 2268. Ein gemeinichaft: 
lihe3 Teſtament ift in Den 
Fällen des $ 2077 feinem gan— 
— nah unwirkſam. 
ird die Ehe vor dem 
Tode eines Ehegatten aufge— 
löſt oder liegen die Voraus— 
ſetzungen des 8 2077 Abi. 1 
Satz 2 vor, jo bleiben die Ber: 
fügungen injoweit wirkſam, als 
anzunehmen ift, daß fie auch 
für dieſen Fall getroffen jein 
würden. 
Ss 2269. Haben die Ehe— 
gatten in einen: gemeinjchafte 
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lihen Teftamente, durch das 
fie fich gegenfeitig als Erben 
einſetzen, beſtimmt, daß nad 
dem Tode des Ueberleben— 
den der beiderſeitige Nach— 
laß an einen Dritten fallen 
ſoll, ſo iſt im Zweifel anzu— 
nehmen, daß der Dritte für 
den geſammten Nachlaß als 








| 





| 
| 
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Auf andere Berfügungen 
als Erbeinjeßungen, Bermächt: 
nifje oder Auflagen findet Die 
Vorſchrift des Abi. 1 feine 


Anwendung. 

8 22 Der Widerruf 
einer Verfügung, die mit 
einer Verfügung des anderen 


Ehegatten in dem im $ 2270 


Erbe des zuleßt verfterbenden | 


Ehegatten eingejegt ift. 

. Haben die Ebegatten in 
einen ſolchen Teſtament ein 
Vermächtniß angeordnet, das 
nah den Zode des Lieber 





lebenden erfüllt werden fol, jo | 


it im Hweifel anzunehmen, 
dak das Vermächtniß Dem Be— 
dachten erit mit dem Tode des 
Ueberlebenden anfallen jol. 

$ 2270. Haben die Ehe: 
gatten in einem gemeinschaft 
lihen Teftamente Verfügungen 
getroffen, von Denen auzu— 
nehmen it, dag die Verfiigung 
des einen nicht ohne die Ver: 
füngung des anderen getroffen 
ſein würde, jo hat die Nichtigkeit 
oder der Widerruf der einen 
Verfügung die Unwirkfamteit 
der anderen zur Folge: 


Ein ſolches Verbältniß der 


Verfügungen zu einander ift 
in Zweifel anzunehmen, wenn 
ih die Ehegatten gegenieitig 
bedenfen oder wenn dem einen 
Ehegatten von dem anderen 
eine Zuwendung gemacht und 
für den Ball des Ueberlebens 
des Bedachten eine Verfügung 
zu Gunsten einer Verſon ges 
troffen wird, die mit dem au— 
deren Ehegatten verwandt ift 
oder ihm ſonſt nahe ſteht. 





bezeichneten Verhältniſſe itebt, 
el bei Rebzeiten ter Ehe— 
gatten nad den für den Rück— 
trit von einem Erbvertrage 
geltenden Vorſchriften des 8 
2296. Durch eine neue Ver— 
fügung von Todeswegen fann 
ein Ehegatte bei Lebzeiten Des 
anderen jeine Verfügung nicht 
einfeitig aufbeben. 

Das Recht zum Widerruf 

erliicht mit dem Tode des an— 
deren Ehegatten; der Ueber— 
lebende fann jedoch jeine Ver— 
fiigung aufheben, wenn er das 
ihm Yugewendete ausiclägt. 
Auch nach der Annahme der 
Zuwendung iftder Ueberlebende 
zur Aufhebung nah Maßgabe 
des $ 2294 und des $ 2336 
berechtigt. 
Iſt _ein pflichttheilsberech- 
tigter Abkömmling der Ehe— 
gatten oder eines der Ehe— 
atten bedacht, jo findet Die 
torichrift des $ 2289 bj. 2 
entiprehende Anwendung. 

s 2272. Ein —— 
liches Teſtament kann nach 
$ 2256 nur von beiden Ehe— 
gatten zurüdgenommen werden. 

Ss 2978. Dei der Eröffnung 
eines gemeinjchaftlihen Teſta— 
ment3 find die Berfügungen 
des überlebenden Ehegatten, 


IV. Abſchnitt: Erbvertrag. 


joweit fie ſich fondern laſſen, 


weder zu verfünden noch fon 


zur Kenntniß der Betbeiligten | 


au bringen. Bon den Ber: 
ligungen des veritorbenen Ehe: 
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gatten ift eine beglaubigte Ab: 


Ichrift anzufertigen. Das Teſta— 
ment iſt wieder zu verichließen 
und in die befondere amtliche 
Berwahrung zuridzubringen. 


Bierter Abjchnitt. 
Erbvertrag. 


. 82274. Der Erblafier Tann 

einen Erbvertrag nur perſön— 
lich ſchließen. 

s 2275. Einen Erbvertrag 
fann als Erblafjer nur jchlie= 
Ben, wer unbejchränft geſchäfts— 
fähig ift. 

Ein Ehegatte kann al3 Erb: 


laffer mit feinem Ebegatten 
einen Erbvertrag Ichließen, aud) 


wenn er in der Geſchäftsfähig— 
feit beſchränkt iſt. Er bedar 
in diefem Falle der Zuſtimm— 
ung feines geſetzlichen Vertre— 
ter3; ift der gejeßliche Vertreter 
ein Bormund, jo i 
Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts erforderlich. 

Die VBorfchriften des Abi. 2 
gelten auch fiir Verlobte. 

Ss 276 
fann nur vor einem Richter 
oder vor einem Notar bei 
gleichzeitiger Anweſenheit bei— 
der Theile geſchloſſen werden. 
Die Vorſchriften der 88 2233 
bi3 2245 finden Anwendung; 
was nach diefen Vorſchriften 
für den Erblaffer ailt, gilt für 
jeden der Vertragichliegenden. 

Für einen Erbvertrag zii: 
ſchen Ehegatten oder zwiſchen 


ft auch die 





Ein Erbvertrag 





Verlobten, der mit einem Ehe: | 


vertrag in derfelben Urfunde 
verbunden wird, geniigt Die 
für den Ehevertrag vorge 
ichriebene Form. 

s 2277. Die über einen 
Erbvertrag aufgenommene Ur— 
funde joll nah Maßgabe des 
des $ 2246 verſchloſſen, mit 
einer Aufichrift verſehen und 
in beiondere amtliche Verwahr— 
ung gebradt werden, jofern 


f ı nicht die Parteien das Gegen: 


theil verlangen. Das Gegen 
theil gilt im Zweifel als ver— 
langt, wenn der Erbvertrag 
mit einem anderen Vertrag in 
derielben Urkunde verbunden 
wird. 

Ueber einen in beſondere 
amtliche Verwahrung genom— 
menen Erbvertrag ſoll jedem 
der Vertragſchließenden ein 
Hinterlegunasichein  ertbeilt 
werden. 

$ 2278. In einem Erbver: 
trage lann jeder der Vertrag— 
ichließenden vertragsmäßige 
Perfügungen von Todeswegen 
treffen. 

Andere Berfüigungen als 
Erbeinjeßungen, Vermächtniſſe 


und Auflagen können vertrag$: 


mäßig nicht getroffen werden. 
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8 2279. Auf vertransmäßige | 
— und Auflagen | 


Inden die für lettwillige Zus 
wendungen und Auflagen gels 
tenden Borichriften entipre= 
chende Anwendung. 

Die Vorſchriften des $ 2077 
gelten fiir einen Crbvertrag 
zwifchen Ehegatten oder Ver— 


| 


| 
| 
| 


tobten auch infoweit, al3 ein 


Dritter bedacht iſt. 
8,2280. Haben Ehegatten 
in einem Erbvertrage, durch 


den fie fich gegenfeitig al3 Erben | 
einfegen , beitimmt, daß nah durch den Erblafjer fann nur 


dent Tone des Weberlebenden 


der — Nachlaß an 


einen Dritten fallen ſoll, oder 
ein Vermächtniß angeordnet, 
das nach dem Tode des Ueber— 


lebenden zu erfüllen iſt, jo fins 


den die VBorjchriften des $ 2269 
entiprechende Anwendung. 

s 2281. Der Erbvertrag 
kann auf Grund der 88 2078, 
2079 auch von dem Erblafler 
angefochten werden; zur Ans 
fechtung auf Grund des $ 2079 
iſt erforderlich, daß der Pflicht- 
theilsberechtigte zur Zeit Der 
Anfehtung vorhanden iſt. 

Soll nah den Tode des 
anderen Bertragichließenden 
eine zu Guniten eines Dritten 
aetroffene Berfüigung von dem 
Erblaſſer angefochten werden, 


| 


‚ geltenden Borjchriften der 
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laſſer in der Geichäftsfähigfeit 
beichränft, jo bedarf er zur An: 
fehtung nicht der enge 
ſeines geſetzlichen Vertreters. 

Für einen geſchäftsunfähi— 
gen Erblafjer fann fein geſetz— 
liher Vertreter mit Genehmig= 
ung desBormundicaftsgericht3 
den Erbvertrag anfechten. 

Die Anfechtungserflärung 
bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 


8 2283. Die Anfechtung 





binnen Jahresfriſt erfolgen. 
Die Friſt beginnt im Falle 
der Anfechtbarfeit wegen Drob: 


ung mit dem Zeitpunkt, in 


welchem die Zwangslage auf 
hört, in den übrigen Fällen 
mit den Beitpunft, in welchem 
der Erblafier von dem Ans 


fechtungsgrunde Kenntniß er= 


langt. Auf den Lauf der Friſt 


finden die fiir die VBerjäbrung 


88 


203,206 entſprechende Anwend⸗ 
ung. 
Hat im Falle des $ 2282 


Abſ 2 der gejegliche Vertreter 


fo ift die Anfechtung dem Na: 


laßgerichte 
fären. Das Nachlaßgericht ſoll 
die Erklärung dem Dritten 
mittbeilen. 


$ 2282. Die Anfechtung fann 


nicht Durch einen Dertreter des 
Erblafjers erfolgen. Sit der Erb: 


gegen rer zu ers ı 





den Erbvertrag nicht. rechtzei= 
tig angefochten, jo fann nad 
dem Wegfalle der Geſchäfts— 
unfäbigfeit der Erblaſſer jelbit 
den Erbvertrag in gleicher 
Weile anfechten, wie wenn er 
ohne gejeglichen Vertreter ges 


weſen wäre. 


$ 2284. Die Beltätigung 
eines anfechtbaren Erbvertrags 
kann nur durch den Erblafler 
perſönlich erfolgen. Sit der 


Erblaſſer in der Geſchäftsfähig— 


IV. Abſchnitt: Erbvertrag. 


feit beichränft, fo ift die Bes 
ftätigung ausgeſchloſſen 

$ 2285. Die im $ 2080 be: 
zeichneten Berjonen fünnen den 
Erbvertrag auf Grund der 88 
2078, 2079 nicht mehr anfech= 
ten, wenn das Anfehtungsrecht 
des Erblaſſers zur Zeit des 
Erbfalls erloſchen ift. 

8 2286. Durch den Erb— 
vertrag wird das Recht des 
Erblaſſers, über ſein Vermögen 
durch Rechtsgeſchäft unter 


Lebenden zu verfügen, nicht 


beſchränkt. 

$ 2287. Hat der Erblaſſer 
in der Abficht, den Vertrags: 
erben zu beeinträctigen, eine 


Schenkung gemacht, jo fann | 


der Bertragserbe, nachdem ihm 
die Erbſchaft angefallen ift, von 
den Beſchenkten die Heraus: 
aabe de3 Geichenfes nah den 
Vorſchriften iiber die Heraus: 


gabe einer ungerechtfertigten | 


Bereicherung fordern. 

Der Anipruch verjährt in 
drei —5 von dem Anfalle 
der Erbſchaft an. 


$ 2288. Hat der Erblaſſer 
den Gegenstand eine3 vertrags: | 


mäßig angeordneten Vermächt— 
niſſes in der Abjicht, den Bes 
dachten zu beeinträchtigen, zer— 
flört, bei Seite geichafft oder 
beſchädigt, jo tritt, ſoweit der 
Erbe dadurch außer Stand ges 
fegt ift, Die Leiftung zu bewir: 
fen, an die Stelle ded Gegen: 
ftandes der Werth. 

gut der Erblafier den Ges 
genftand in der Abficht, den 
Bedachten zu beeinträchtigen, 
veräußert oder belaltet, jo iſt 
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der Erbe verpflichtet, dem Be— 
dachten den Gegenstand zu vers 
ichaffen oder die Belaftung zu 
bejeitigen; auf dieje Verpflicht- 
ung finden die Vorſchriften des 
8 2170 Abi. 2 entiprechende 
Anwendung. Sit die Beräußer- 
ung oder die Belaſtung ſchenk— 
weile erfolgt, jo ftebt dem Be: 
dachten, joweit er Erſatz nicht 
von dem Erben erlangen Fann, 
der im $ 2287 beitimmte Ans 
ſpruch gegen den Beichenkten zır. 


$ 2289. Durch den Erbver- 


| tragwirdeine frühere letztwillige 


Verfügung des Erblafjers aufs 
geboben,, joweit fie Das Recht 
des vertragsmäßig Bedachten 
beeinträchtigen würde. In dem 
gleichen Umfang iſt eine ſpä— 
tere Verfügung von Todes— 


wegen unwirkſam, unbeſchadet 
der Vorſchrift des $ 2297. 


Iſt der Bedachte ein pflicht- 
theilsberechtigter Abfümmlina 
des Erblaſſers, jo fann der 
Erblafjer durch eine jpätere 


' legtwillige Verfügung die nad 


$ 2338 zuläffigen Anordnungen 
treffen. 


. $22%. Ein Erbvertrag jowie 

eine einzelne vertragsmäßige 
Verfügung kann durch Vertrag 
von den Verſonen aufgeboben 
werten, Die den Erbvertrag 
aeichlofjen haben. Nach dem 
Tode einer dieſer Verſonen 
fann die Aufhebung nicht mebr 
erfolgen. 

Der Erblafier Tann den 
Pertrag nur perfönlich ſchlie— 
Ben. Sit er in der Geſchäfts— 
fähigkeit bejchränft, jo bedarf 
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er nicht der ———— ſeines 
geſetzlichen Vertreters. 
teht der andere Theil 


V. Buch: 


der Bedachte einer Verfehlung 


unter Vormundſchaft, ſo iſt die 


Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts erforderlich. Das 


Gleiche gilt, wenn er unter | 


elterliher Gewalt ſteht, es ſei 
denn, daß der Vertrag unter 
Ehegatten oder unter Verlob— 
ten geſchloſſen wird. 
er Vertrag bedarf der im 
Ss 2276 für den Erbvertrag 
vorgeichriebenen Form. 
3 Eine vertragd= 
mäßige Verfügung, Durch Die 
ein Vermächtniß oder eine Auf: 
lage angeordnet ift, kann von 
den Erblajjer durch Teſtament 
aufgehoben werden. Zur Wirk: 
ſamkeit der Aufhebung it Die 
Zuftimmung des auderen Wer: 
tragichließenden erforderlich; 
die Vorichriften des S 2290 
Abi. 3 tinden Anwendung. 
Die Zuftimmungserflärung 


Erbredit. 


ichuldig macht, Die den Erblaſſer 
zur Entziehung des Pflichttheils 
berechtigt oder, falld der Be— 
dachte nicht zu den Pflicht: 
tbeiläberechtigten gehört, zu der 
Entziehbung berechtigen würde, 
wenn der Bedadhte ein Ab— 


kömmling des Erblafiers wäre. 


s 2295. Der Erblafler fann 
von einervertragsmäßigen Ver: 
ſügung zurüdtreten, wenn Die 
Verfügung mit Rückſicht auf 
eine rechtögefcäftlibe Wer 
pflihtung des Bedachten, dem 


Erblaſſer für defien Lebenszeit 


wiederfehrende Leiftungen zu 
entrichten, insbeſondere Unter: 
balt zu gewähren, getroffen ift 
und die Verpflichtung vor dem 
ur des Erblafjer3 aufgehoben 
wird. 


$ 2296. Der Rücktritt kann 


nicht durch einen Vertreter er 


' folgen. 


bedarf der gerichtlichen oder 


notariellen Beurkundung; die 
Zuftimmung ift unwiderruflich. 
$ 2292. Ein zwiichen Ehe— 
gatten geichloffener Erbvertrag 
fann auch Durch ein gemeine 
ſchaftliches Teſtament der Ebe: 
atten aufgehoben werden; Die 
orichriften des $ 2290 Abi. 3 
finden Anwendung. 


82293. Der Erblaffer fann 


von den Erbvertrage zurüdz 
treten, wenn er fich den Rück— 
tritt im Vertrage vorbehalten 


bat. 

5 229. Der Erblafjer kann 
von einer vertraggmäßigen Ver: 
fiigung zurücdtreten, wenn fich 


ung 


Iſt der Erblaſſer in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
jo bedarf er nicht der Zuſtimm— 
jeines gejeglihen Ver— 
treters. 

Der Rücktritt erfolgt durch 
Erflärung gegenüber dem an: 


‚ deren Bertragichließenden. Die 


Erklärung bedarf der gericht- 
lihen oder notariellen Beur— 
fundung. 


$ 2297. Soweit der Erb 
laſſer zum Rücktritte berechtigt 
iſt, kann er nach dem Tode des 
anderen a EBENEN die 
vertraasmäßige Verfügung 
durch Teſtament aufheben. In 
den Fällen des 8 2294 finden 
die Vorſchriften des 8 2336 


IV. Abſchnitt: 


— — — — ——— — —— — nn — 


Abſ. 2 big 4 entſprechende An— 
wendung. 


82298. Sind in einem Erb— 
vertrage von beiden Theilen 
vertragdmäßige Verfügungen 


getroffen, jo hat die Nichtigkeit 


einer dieſer Verfügungen bie 
Unwirkſamkeit des ganzen Ver 
trags zur Folge. 


Kt in einem folchen Vers 
trage der Rüdtritt vorbehalten, 
jo wird dur den Rücktritt 
eines der VBertragichliegenden 
der ganze Bertrag aufgehoben. 
Das Rücktrittsrecht erlischt mit 
den Tode des anderen Ber: 
tragichliegenden. Der Ueber— 
lebende fann jedoh, wenn er 
das ihm durch den Bertrag 
gugemenvele ausjchlägt, feine 

Serfügung dur Teitament 
aufbeben. 


und des Abi. 2 Saß 1, 2 fin 
den feine Anwendung, wenn 


ichliegenden anzunehmen iſt. 


5 229. Jeder der Vertrag: 
köflebenden ann in dem Erb 
vertrag einjeitig jede Verfüg— 
ung treffen, die durch Teita= 
ment getroffen werden kann. 


Für eine Verfügung diejer 
Art gilt das Gleiche, wie wenn 
fie durch Teftament getroffen 
worden wäre. Die Verfiigung 


fann auch in einem Bertrag | 


aufgehoben werden, durch den 
eine vVertraggmäßige Verfig: 
ung aufgehoben wird. 


8 3273 








' aufzuheben, 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. 


Die Vorſchriften bes ang. | den 
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Wird der Erbvertrag durch 
Ausübung des Riücktrittsrechts 
oder durch Vertrag aufgehoben, 
jo tritt die Berfitgung außer 
Kraft, ſofern nicht ein anderer 
Mille des Erblaffers anzuneh⸗ 
men iſt. 


Ss 2300. Die für die Eröff— 
mung eines Teftaments gelten: 
den PVorichriften der SS 2259 
bi3 2263, 2273 finden auf den 
Erbvertrag entiprechende Anz 
——7 — die Vorſchriften des 
Satz 2, 3 jedoch nur 
dann, wenn fi) der Erbver— 
trag in bejonderer amtlicher 
Berwahrung befindet. 


$ 2301. Auf ein Schenfung3= 
veriprechen, welches unter der 
Bedingung ertheilt wird, daß 
der Beichenkte den Scenter 
iiberlebt , finden die Vorſchrif— 
iiber Verfügungen von 
Todeswegen Anwendung. Das 
Gleiche gilt für ein ſchenkweiſe 


Erbvertrag. 





ein anderer Wille der Vertrag: unter diejer Bedingung ertheils 


te8 Schuldveriprechen oder 
Schuldanerfenntniß der in den 
ss 780, 781 bezeichneten Art. 


Vollzieht der Schenker die 
Scenfung durch Leiſtung des 
zugewendeten Gegenitandes, jo 
finden die PVorjchriften über 
Scenfungen unter Lebenden 
Anwendung. 


2302. Ein Vertrag, durch 
den” jih Jemand verpflichtet, 
eine Verfügung von Todeswe- 
gen zu errichten oder nicht zu 
errichten, aufzuheben ——— 
iſt nichtig. 


Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Bd.) 25 
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Fünfter Abjchnitt. 
Pflichttheil. 


Ss 2308. Dit ein Ablömm— 
ling des Erblaflersdurd Ver— 
fügung von Todeswegen von 


der Erbfoige ausgejchlofien, jo 


fann er von dem Erben den 
Prlichttheil verlangen. Der 
Pflichttheil beitebt in derHälfte 
des Werthes des gejeßlichen 
Erbtheils. 

Das gleiche Recht ſteht den 
Eltern und dem Ehegatten des 
Erblaſſers zu, wenn ſie durch 
Verfügung von Todeswegen 
un der Erbfolge ausgeſchloſſen 
ind, 


Die Zuwendung | 


Ss 2304. 
des Prlichttbeils iſt im Zweifel 
He al3 Erbeinfeßung anzu: 
eben. 

8 2305. it einem Pflicht» 
theilSberechtigten ein Erbtheil 
binterlafjen , der geringer ift 
ala die Hälfte des gejeglichen 
Erbtbeils, ſo kann der Pflicht— 


theilsberechtigte von den Mit-⸗ 





erben als PflichttheildenWerth 


des an der Hälfte fehlenden 
Theiles verlangen. 

8 2306. Iſt ein als Erbe 
berufener Pflichttheilsberechtig— 
ter durch die Einſetzung eines 
Nacherben, die Ernennung 
eines Teſtaments-Vollſtreckers 
oder eine Theilungsanordnung 
beſchränkt oder iſt er mit einem 
Vermächtniß oder einer Auflage 
beſchwert, ſo gilt die Beſchränk— 





nicht angeordnet, wenn der 
ihm hinterlaſſene Erbtheil die 
Hälfte des geſetzlichen Erbtheils 
nicht überſteigt. Iſt der hin— 
terlaſſene Erbtheil größer, ſo 
kann der Pflichttheilsberechtigte 
denPflichttheil verlangen, wenn 
er den Erbtheil ausſchlägt; 
die Ausſchlagungsfriſt beginnt 
erſt, wenn der Pflichttheils— 
berechtigte von der Beſchränk— 
ung oder der Beſchwerung 
Kenntniß erlangt. 

Einer Beſchränkung der Erb— 
einſetzung ſteht es gleich, wenn 
der Pflichttheilsberechtigte als 
Nacherbe eingeſetzt iſt. 

2307. Iſt ein Pflichttheils⸗ 
berechtigter mit einem Ver— 
mächtniſſe bedacht, ſo kann er 
denPflichttheil verlangen, wenn 
ex das Vermächtniß ausſchlägt. 
Schlägt er nicht aus, ſo ſteht 
ihm ein Recht auf den Pflicht— 
theil nicht zu, ſoweit der Werth 
des Vermächtniffes reicht; bei 


der Berechnung des Mertbes 


bleiben Beichränfungen und Be= 
ihwerungen der im 88 2306 
bezeichneten Art außerQetract. 
Der mit dem VBermächtniffe 
beishwerte Erbe kann den Pflicht: 
theilöberechtigten unter _ Be— 
ftimmung einer angemefjenen 
geil zur Erflärung über die 
nnabme des Bermächtnifjes 


auffordern Mit dem Ablaufe 


ung oder die Beichwerung als | der Friſt gilt das Bermächtniß 


V. Abſchnitt: 


als ausgeſchlagen, wenn nicht 


vorher die Annahme erklärt 
wird. J 

8 2308. Hat ein Pflicht— 
theiläberechtigter, der als Erbe 
oder als Vermächtnißnehmer 
in der im 8 2306 bezeichneten 
Art beichränft oder beichwert ift, 
die Erbſchaft oderdas Vermächt— 
niß ausgeſchlagen, ſo kann er die 
Ausſchlagung anfechten, wenn 
die Beſchränkung oder die Be— 
ſchwerung zur Bei der Aus 
ſchlagung weggefallen und der 
Tegel ihm nicht befannt war. 

luf die Anfechtung der 
Ausihlagung eines Vermächt— 
niſſes finden die für die Ans 
fehtung der Ausichlagung einer 
Erbihaft geltenden Vorſchrif— 
ten entipredhende Anwendung. 
Die Anfehtung erfolgt durd 
Erklärung gegenüber den Be— 
jchwerten. 

Ss 2309. Cntferntere Ab 
kömmlinge und die Eltern des 
Erblaſſers find infoweit nicht 
pflichttbeiläberechtigt, als ein 
Abkömmling, der fie im Falle 
der gejeßlichen Erbfolge aus— 
Ihliegen würde, den Pflicht: 
theil verlangen kann oder das 
ihm SHinterlaffene annimmt. 

10. Bei der Feſtſtell— 
ung des für Die Berechnung 
des Pflichttheil3 maßgebenden 
Erbtheil$ werden Diejenigen 
mitgezählt, welche durch letzt— 
willige Verfiigung von Der 
Erbfolge ausgeichloffen find 
oder die Erbichaft ausgeichlagen 
haben oder fiir ebenwürdig er: 
flärt find. Wer durch Erb: 
verzicht von Der geſetzlichen 


— — — — 
— — — — 


— — — — — — 
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Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, wird 


nicht mitgezählt. 

32311. Der Berechnung 
des Pilichttheil3 wird der Be: 
ftand und der Werth des Nach— 
lafjes zur Beit des Erbfalls 
S Grunde gelegt. Bei der 

erechnung des Bflichttheils 
der Eitern und des Erblaſſers 
bleibt der dem überlebenden 
Ehegatten gebiihrende Voraus 
außer Anjaß. 

Der Werth iſt, foweit ers 
forderlib, durch Schätung zu 
ermitteln. Eine vom Erblafler 
getroffene Werthbeftimmung ift 
nicht maßgebend. 

s 23312. Hat der Erblafler 
angeordnet oder iit nach 3 2049 
anzunehmen, daß einer von 
mehreren Erben dasRecht haben 
joll, ein zum Nachlaſſe gehören— 
des Landgut zu dem Ertragd- 
werthe zu übernehmen, jo iſt, 
wenn von dem Rechte Gebrauch 
gemacht wird, der Ertrags— 
werth auch für die Berehnung 
des Brlichttheil3 maßgebend. 
Hat der Erblafier einen ande: 
ren Uebernahmepreis beſtimmt, 
ſo iſt dieſer maßgebend, wenn 
er den Ertragswerth erreicht 
und den Schägungswerth nicht 
überſteigt. 

Hinterläßt der Erblaſſer nur 
einen Erben, ſo kann er an— 
ordnen, daß der Berechnung 
des Pflichttheils der Ertrags— 
werth oder ein nach Abſ. 1 
Satz 2 beſtimmter Werth zu 
Grunde gelegt werden joll. 

Diefe Vorſchriften finden 
nır Anwendung, wenn Der 
Erbe, der das Landgut ers 


25* 
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wirbt, zu den in $ 2303 be= 
zeichneten pflichttheiläberechtig= 
ten Berlonen gebört. 

$ 2318. Bei der Feititell- 
ung des Werthe3 des Nach= 
lafje8 bleiben Rechte und Ver: 
bindlichfeiten, die von einer 
auficiebenden Bedingung ab— 
bängig find, außer Anſakz. 
Rechte und Berbindlichfeiten, 
die von einer auflölenden Be: 
dingung abhängig find, fonımen 
al3 unbedingte ın Anja. Tritt 
die Bedingung ein, jo hat die 
der veränderten Rechtälage ent= 
iprechende Ausgleichung zu ers 
folgen. 

Für ungewifje oder une 
fibere Rechte jowie fiir zweifel— 


bafte Verbindlichkeiten gilt das | 


Gleiche wie für Rechte und 
Berbindlichkeiten, die von einer 
aufichiebenden Bedingung abs 
bängig Sind. 
dem 


titellung eines ungewiljen 
und fir die Verfolgung eines 
unficheren Rechtes zu jorgen, 
joweit e8 einer ordnungsmäßi- 
gen Verwaltung entiprict. 

3 3314. Iſt der Pflicht- 
theilöberechtigte nicht Erbe, jo 
bat ihm der Erbe auf Ber 
langen über den Beltand des 
Nachlafies Auskunft zu erthei: 
len. Der Bilichttheilsberech- 
tigte kann verlangen, Daß er 
bei der Aufnahme des ihm 
nach $_260 vorzulegenden Ber: 
eichnifje8 der Nachlaßgegen= 
Hände zugezogen und dab der 
Werth der Nachlaßgegenſtände 
ermittelt wird. Er kann auch 





g Der Erbe iſt 

Pflichttheilberechtigten 
egenitber verpflichtet, für Die | 
e 
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verlangen, daß das Verzeich— 
niß durch die zuſtändige Be— 
hörde oder durch einen zuſtän— 
digen Beamten oder Notar 
aufgenommen wird. 

Die Koſten fallen dem Nach— 
laſſe zur Laſt. 


$ 2315. Der Pflichttheils⸗ 
berechtigte bat ſich auf den 
Rilichttbeit anrechnen & laſſen, 
was ihm von dem Erblaſſer 
durch Rechts-Geſchäft unter 
Lebenden mit der Beſtimmun 
zugewendet worden iſt, da 
es auf den Pflichttheil ange— 
rechnet werden ſoll. 

Der Werth der Zuwend— 

ung wird bei der Beſtimmung 
des Pflichttheils dem Nach— 
laſſe hinzugerechnet. DerWertl; 
beitimmt ſich nad der Zeit, 
au welcher Die Zuwendung er: 
olgt iſt. 
‚ Sit der Pflichttbeiläberech- 
tigte ein Abfümmling des Erb- 
laſſers, jo findet die Vorichrift 
des $2051 Abi. 1 entiprechende 
Anwendung. 


8 316. Der Pflichttheil 
eineg Ablömmlings beftimmt 
ih, wenn mehrere Abkömm— 
linge vorhanden find und unter 
ihnen im Falle der geieglichen 
Erbfolge eine Zuwendung des 
Erblafierd zur Ausgleichung 
zu bringen jein wirde, nad) 
demjenigen, was auf den ges 
jeglihen Erbtheil unter Be— 
rückſichtigdung der Ausgleich— 
ungspflicht bei der Theilung 
entfallen würde. Ein Abkönum: 
ling, der durch Erbverzicht von 
der gejeglichen Erbfolge aus— 


V. Abſchnitt: 


geichloffen iſt, bleibt bei der 
But außer Betracht. 
Iſt der Pflichttheilsberech— 
igte Erbe und beträgt der 
A otken nad Abi. 1 mehr 
al3 der Werth des hinterlajie: 
nen Erbtheils, fo fann der 
Blichttbeilsberechtigte von den 
Miterben den Mehrbetrag ala 
PBflichttheil verlangen, auch 
wenn der hinterlaffene Erbtbeil 
die Hälfte des geſetzlichen Erb- 
tbeil3 erreicht oder iiberfteigt. 
Eine Zuwendung der im 
2050 Abi. 1 bezeichneten Art 
* der Erblaſſer nicht zum 
Nachtheil eines Pflichttheils— 
berechtigten von der Berück— 
ſichtigung ausſchließen. 
ft eine nach Abſ. 1 zu be— 
rückſichtigende — zu⸗ 
leich nach 8 2315 auf den 
Vidbinhen anzurechnen, ſo 
kommt ſie auf dieſen nur mit 
der Hälfte des Werthes zur 
Anrechuung 
82317. Der Anſpruch auf 
den Pflichttheil entſteht mit 
dem Erbfalle. 
Der Anſpruch iſt vererblich 
und —— 

Der Erbe kann 
die terug eines ihm auf— 
erlegten Vermächtniſſes fo: 
weit verweigern, daß Die 


Brlichttheilstaft von ihm und | 
' und der Bermäctnignebmer 


dem Vermächtnißnehmer ver 
bältnigmäßig getragen wird. 


Das Gleiche gilt von einer 


Auflage 

Einem pflichttbeilsberechtig: 
ten Bermächtnißnehmer gegen= 
über ift die Kürzung nur ſo— 








| 


nimmt, 
ı Höbe des erlangten Vortheils 
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weit zuläſſig, daß ihm der 
Pflichttheil verbleibt. 

ſt der Erbe ſelbſt pflicht— 
theilsberechtigt, ſo kann er 
wegen der Pflichttheilslaft das 
Vermächtniß und die Auflage 
joweit fürzen, daß ihm fein 
eigener WBrlichttheil verbleibt. 

$ 2319. Sit einer von mehre⸗ 
ren Erben ſelbſt pflichttbeilg- 
berechtigt, fo fann er nach der 
Theilung die Befriediqungeines 
anderen Pflichttheilßberechtig- 
ten joweit verweigern, daß ihm 
fein eigener Pflichttheil ver⸗ 
bleibt. Fiir den Ausfall haften 
die übrigen Erben. 

2320. Wer an Stelle des 
Pflichttbeilsberechtigten geſetz⸗ 
licher Erbe wird, hat im Ver— 
bältnifjezuMiterben die Pflicht: 
theilslaſt und, wenn derPflicht= 
theiläberechti ige ein ihm zuge— 
wendetes ermäctniß _ ans 
das Vermächtniß in 





zu tragen. 

Das Gleiche gilt im Zwei— 
fel von demjenigen, welchem 
der Erblafier den Erbtheil de3 
Pflichltheilsberechtigten durch 
Verfiigung von Todeswegen 
zugewendet bat. 

52321. Schlägt der Pflicht- 
theilSberechtigte cin ihm zuge: 
wendetes Bermäctniß aus, jo 
bat im Verhältniſſe der Erben 


zu einander derjenige, welchen 
die Ausichlagung zu Statten 
kommt, die Pflichttheilstaft in 
Höbe des erlangten Bortheils 
zu Co 

. Sit eine von dem 
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Pflichttheilsberechtigten ausge: 
ſchlagene Erbidaft oder ein 
von ihm ausgeichlagenes Ver— 
mäctnig mit einem Vermächt— 
niß oder einer Auflage beichwert, 
fo fann derjenige, welchen die 
Ausichlagun zu Statten 
kommt, das Vermächtniß oder 
die Auflage joweit Fürzen, daß 
ihm Der zur Dedung der 
Pflichttheilslaſt erforderliche 
Betrag verbleibt. 


s 2323. Der Erbe fann die 
Erfüllung eines Bermächtnifjes 
oder einer Auflage auf Grund 
des 8 2318 Abi. 1 injoweit 
nicht verweigern, als er Die 
Pflichttheilslaſt nach den 88 
2320 bis 2322 nicht zu tragen 


bat. 

s 2324. Der Erblafier fann 
dur Verfiiaung von Todes— 
wegen die Pflichttbeilälaft im 
Perbältniffe der Erben zu ein= 
ander einzelnen Erben aufer: 
legen und von den Boricriften 





ss 2320 bis 2323 abweichende | 


Anordnungen treffen. 


$ 2325. Hat der Erblafier 


einem Dritten eine Schenfung 
gemacht, jo kann der Pflicht: 
theilöberechtigte ald Ergänzung 
des Pflichttheils den Betrag 
verlangen, um den jich der 
Bflichttbeil erhöht, wenn der 
verichenfte Gegenftand Demi 
Naclafie hinzugerechnet wird. 

Eine verbrauhbare Sache 
lommt mit dem Werthe in Anz 
jaß, den fie zur Zeit der Schent: 
ung hatte. Ein anderer Gegen= 
ftand fommt mit dem Wertbe 





V. Bud: Erbredt. 


in Anjaß, den er zu Zeit des 
Erbiall3 bat; hatte er zur Zeit 
der Echenfung einen geringes 
ren Werth, fo wird nur dieſer 
in Anſatz gebradt. 

Die Schenfung bleibt un= 
beriicfjichtigt, wenn zur Zeit 
des Erbfalls zehn Sabre feit 
der Leiftung des verjchenften 
Gegenſtandes verftrihen find; 
ift die Schenkung an den Ehe: 
atten des Erblafiers erfolgt, 
o beginnt die Frift nicht vor 
der une, der Ehe. 

Ss 2336. Der Pflichttbeils- 
berechtigte kann die Ergänzung 
des Pflichttheils auch dann 


' verlangen, wenn ihn die Hälfte 


des geſetzlichen Erbtheils hinter: 
laſſen iſt. ſt dem Pflicht— 
theilöberechtigten mehr als die 
älfte hinterlaſſen, ſo iſt der 
nſpruch ausgeſchloſſen, ſoweit 
der Werth des mehr Hinter— 

laſſenen reicht. 
Ss 2327. Hat der Pflicht⸗ 


des 8 2318 Abi. 1 und der heilsberechtigte ſelbſt ein Ge— 


ſchenk von dem Erblafier er— 
halten, ſo iſt, das Geſchenk 
in gleicher Weiſe wie das dem 
Dritten gemachte Geſchenk dem 
Nachlaſſe hinzuzurechnen und 
zugleich dem Pflichttheilsbe— 
rechtigten auf die Ergänzung 
anzurechnen. Ein nad $ 2315 
anzurechnendes Geſchenk iſt auf 
den Gejanmtbetrag desPflicht⸗ 
tbeil3 und der Ergänzung an: 
zurehnen. — 

Iſt der Pflichttheilsberech— 
tigte ein Abtömmling des Erb— 
laſſers, ſo findet die Vorſchrift 


des $ 2051 Abſ. 1 entiprechende 


J 


Anwendung. 
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$ 2328. Iſt der Erbe ſelbſt 
pflichttbeilßberechtigt, jo kann 
er die Ergänzung des Pflicht: 
theils jomweit verweigern, daß 
ihm fein eigener Wflichttheil 
mit Einſchluß deſſen verbleibt, 
was ihm zur Ergänzung des 
Pflichttheils * ren wiirde. 
2329. Soweit der Erbe 
zur Ergänzung des Pflichttheilg 
nicht verpflichtet ift, fann der 
Pflichttheilsberechtigle von dem 
Beichenften Die Herausgabe des 
Geſchenkes zum Zwede der Bes 
friedigung wegen des fehlenden 
Betrag nah den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer un: 
erechtfertigten Bereicherung 
ordern. 
berechtigte der alleinige Erbe, 
jo Steht ihm das gleiche Recht zu. 
Der Beichenfte fann Die 
Herausgabe durch Zahlungdes 
fehlenden Betragd abmwenden. 
Unter a are Beſchenk—⸗ 
ten haftet der 


Iſt der Pflichttheilg: | 





rüher Beichenfte | 


nur injoweit, als der jpäter | 


Beichenfte nicht verpflichtet ift. | 
2330 


8 Die Vorſchriften 
der 88 28325 bis 2329 finden 
feine Anwendung auf Schenk— 
ungen, Durch die einer fitt- 
lihen Pfliht oder einer auf 
den Anitand zu nehmenden 
Rückſicht entiprodhen wird. 

g 2331. Eine Zuwendung, 


die aus dem Gefammtgute 


der allgemeinen Gütergemein— 
ſchaft, der Errungenſchaftsge— 
meinſchaft oder der Fahrniß— 
gemeinſchaft erfolgt, gilt als 
von jedem der Ehegatten zur 
Hälfte gemacht. Die Zuwend— 
ung gilt jedoch, wenn fie an 
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einen Abkömmling, der nur 
von einem der Ehegatten ab— 
ſtammt, oder an eine Perſon, 
von der nur einer der Ehegatten 
abſtammt, erfolgt oder wenn 
einer der Ehegatten wegen der 
Zuwendung zu dem Geſammt— 
gut Erſatz zu leiſten hat, als 
von dieſem Ehegatten gemacht. 

Dieſe Vorſchriften finden auf 
eine Zuwendung aus dem Ge— 


ſammtgute der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft entſprech— 
ende Anwendung. 


Ss 2332. Der Pflichttheils⸗ 
anſpruch verjährt in drei Jah— 
ren von den Beitpunfte an, 
in welchem der Pflichttheilg- 
berechtigte von den Eintritte 
der Erbial3 und von der ihn 
beeinträchtigenden Verfügung 
AS erlangt, obne Rück— 
ſicht auf Diele .. in 
dreißig Jahren von dem Ein 
tritte des Erbfals an. 

Der nad $ 2329 den Pflicht⸗ 
theitäberechtigten gegen den Bes 
ſchenkten zuitehende Anſpruch 
verjährt in drei Jahren von 
dem Eintritte des Erbfalls an. 

Die Berjährung wird nicht, 
dadurch gehemmt, daß Die 


Anſprüche erft nach der Aus⸗ 
ſchlagung der Erbichaft oder 


eines Vermächtniſſes geltend 

gemacht werden fönnen. 

Ss 2333. Der Erblafier fann 
einemAbfümmlinge denPflicht— 
tbeil entziehen: 

1. wenn der Ablönmuling dem 
GErblafier, den Ehegatten 
oder einem anderen Ab= 
fümmlinge des Erblaſſers 
nach dem Leben trachtet; 
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2. wenn der Abtömnling ſich 
einer vorſätzlichen körper— 
lichen Mißhandlung des | 
Erblaſſers oder des Ehe— 
* des Erblaſſers ſchul— 
Kin macht, im alle der | 
ißhandlung des Ehegat: 
ten jedoch nur, wenn Der 
Abkömmling von diejenabs | 
ftammt; 

3. wenn der Abfümmling fich 
einesVerbrechens oder eines 
ihweren vorjäglichen Ver: 
gebeng — den Erblaſſer 
oder deſſen Ehegatten ſchul— 
dig mach 

4. wenn — Ablömmling die | 
ihm dem Erblafier gegen: 
über geießlih obliegende 
Unterbaltspflicht böswilig | 
verlegt; 

5. wenn der Ablümmlingeinen 
ehrlofen oder unfittlichen 
Rebenswandel wider den 
Willen des Erblafiers führt. 
$ 2334. Der Erblafler kann 

dem Vater Den —— 

entziehen, — dieſer ſich einer 

der im $ 2333 Nr. 1, 3,4 

bezeichneten Verfehlungen ſchul⸗ 

dig macht. Das gleiche Recht 

Steht den Erblaffer der Mut: 

ter gegenüber zu, wenn dieſe 

fih einer jolhen Verfehlung 
ſchuldig madt. 

$ 2335. Der Erblafjer kann 
dem Ebegatten den Pflichttheil 
entziehen, wenn der Ehegatte 
fih einer Verfehlung ſchuldig 
macht, auf Grund Ben = 

Erblafi jer nadı den $$ 1 

bis 1563aufScheidung zu Be 

rt iſt. 

Das Recht zur Entziehung 


V. ul en. 





erliſcht nicht — den Ablauf 


der für die Geltendmachung 
des Scheidungsgrundes im 
8 1571 ——— Friſt. 

Ss 336. Die Entz — 
des Pflichttheils el dur 
letztwillige Berfügung- 

Der Grund der Entziehung 
muß zur Beit der Errihtung 
beftehben und in der Verfüg— 
ung angegeben werden. 

eweis des Grundes 
liegt demjenigen ob, welder 
die Entziehung geltend madt. 

Im Falle des 88 2333 
Nr. 5 ift die En ehe uns 
wirfjam, wenn ſich der Ab— 
lömmling zur Beit des Erb— 
fal3 von dem ehrloſen oder 
unjittlichen Lebenswandel dau= 
ernd abaewendet bat. 

2337. Das Net zur 
Entziehung des Bflichttheils 
erlijcht durch Verzeihung. Eine 
Verfiigung, durch die der Erb— 
lafier die E Butsiebung angeord= 
net hat, wird durch die Ver— 
zeihung unwirkſam. 

82338. Hat ſich ein Ab- 
kömmling in folhem Maße der 
———— oder iſt 
er in ſolchem Maße überſchul— 
det, daß ſein ſpäterer Erwerb 
erheblich gefährdet wird, jo 
fann der Erblafjer das pÿflichi⸗ 
theilsrecht des Ablömmlings 
durch die Anordnung beſchrän— 
ken, daß nach dem Tode des 
Ablömmlings deſſen geſetzliche 
Erben das ihm hinterlaſſene 
oder den ihm gebührenden 
Pflichttheil als Nacherben oder 
al8 Nachvermächtnißnehmer 
nach dem Verhältniß ihrer ge— 


VI. Abſchnitt: Erbunmürdigfeit. 


jeglichen Erbtheile erhalten jols | 


len. Der Erblafier kann auch 


) 


für Die Lebenszeit des Ablömm- 


ings die Verwaltung einem 
tamentsvollitreder übertra— 
gen; der Ablömmling hat in 


zur 


einem ſolchen Falle Anſpruch 


auf den jährlichen Reinertrag. 
Auf Anordnungen dieſer 


Art finden die Vorſchriften des 


Sechſter Abjchnitt. 
Erbunmwürdigkeit. 


8 2339. Erbumwiürdig ift: 

1. wer den Erblafler vorläß: 
lih und widerredtlich ges 
tödtet oder zu tödten ver— 
jucht oder in einen Zuftand 
verießt bat, in Folge deſſen 
der Erblaffer bis zu jeinem 
Tode unfähig war, eine 
Verfügung von Todeswegen 
u errichten oder aufzu— 
eben: 

2. wer den Erblafier vorjäß- 

lich und widerrechtlich ver— 
bindert bat, eine Verfüg— 
ung von Todeswegen zu 
errichten oder aufzuheben; 


3. wer den Erblafjer durch arg: 
Liftige Täufhung oderwider: 
rechtlich durch Drobung be= 
ſtimmt bat, eine Verfügung 
von Todesiwegen zu erriche 
ten oder aufzuheben; 

4, wer fi in Anjehnng einer 
Verfügung des Erblaflers 
von Todeswegen einer nah 
den Borjchriften der 88 267 


| 





| 
| 
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Ss 2336 Abi. 1 bis 3entiprech- 
ende Anwendung. Die Anord: 
nungen find unwirffan, wenn 
Zeit des Erbfall3 der Ab: 
fünımling ich dauernd von dem 
verichwenderiichen Leben abge: 
wendet hat oder die den Grund 
der Unordnung bildende Ueber— 
Ihuldung nicht mehr befteht. 


ftrafbaren Handlung ſchul— 

dia gemacht bat. 

Die a — — 
in den Fällen des Abſ. 19 
4 nicht ein, wenn vor ar 
Eintritte des Erbfallg die Ver- 
fügung , zu deren Errichtung 
der Erblafier beftimmt oder in 
au deren die ftrafbare 
Handlung begangen worden ift, 
unwirkſam geworden ift, oder 
die Verfiigung, zu deren Auf: 
bebung er beftimmt worden 
ift, unwirkſam geworden jein 
wiirde. 

8 2340. Die Erbunwür— 
digfeit wird durch Anfechtung 
nes Erbichaft3erwerbes geltend 
gemacht. 

Die Anfehtung ift erft 
nah dem Anfalle der Erbichaft 
zuläflig. Einem Nacerben 
gegenüber fann die Anfechtung 
erfolgen , jobald die Erbichaft 
dem Vorerben angefallen ift. 

Die Anfehtung fann nur 
innerhalb der im $ 2082 be: 


bis 274 des Strafgeſetzbuchs | ftimmten Sriften erfolgen. 
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341. Anfechtungsbere 
tigt iſt jeder, dem der 
fall des Erbunmwürdiaen, 
es auch nur bei dem Wegf fall 
eines Anderen, zu Stalten 
kommt. 


fechtungsllage. Die Klage iſt 
darauf zu richten, 


—— 
ei 





Erbrecht. 


Die Erbſchaft fällt dem— 
jenigen an, welcher berufen ſein 
würde, wenn der Erbunwür— 
dige zur Zeit des Erbfalls nicht 
gelebt hätte: der Anfall gilt 


' al3 mit dem Eintritte des Erb— 

$ 2342. Die Anfechtung 
erfolgt durch Erbebung der Anz | 
| möctnißnehmer einer der im 


daß der | 


Erbe für erbunwürdig erklärt 


wird. 

Die Wirkung der Anfecht— 
ung tritt erſt mit der Rechts— 
kraft des Urtheils ein. 

s 2343 


ausgeichlofien , wenn der Erb 
laffer dem Erbunwiürdigen ver: 
ziehen bat. 

s 2344. Sit ein Erbe für 
erbunmiürdig erflärt, 
der Anfall an ihn als nicht 
erfolgt. 


Die Anfechtung ft | 


jo gilt 





.. — 
Hat ſich ein Vers 


z 2339 Abf. 1 bezeichneten Ver: 
Iötungen ſchuldig gemadt, fo 
ft der Anſpruch aus dem Ver: 
mäctniß Au = Die Vor— 
ſchriften AN 88 2082, 2083, 
des S 2339 Abi. 2 und der 
ss 2341, "2343 finden Anwend— 


ung. 
Das Gleiche gilt für einen 


 PBflichttbeilsanfpruc, wenn der 


Prlichttheiläberechtigte lich einer 
ſolchen Verfehlung Ichuldig ge— 
macht hat 


Siebenter Abſchnitt. 
Erbverzicht. 


$ 2346. Verwandte ſowie 
der Ehegatte des Erblaſſers 
können durch Vertrag mit dem 
Erblaſſer auf ihr geſetzliches 
Erbrecht verzichten. Der Ver— 
zichtende iſt von der geſetzlichen 
Erbfolge ausgeſchloſſen, wie 
wenn er zur Zeit des Erb— 
ſalls nicht mehr lebte; er hat 

fein ——— 
Verzicht kann 





unter Vormundſchaft ſteht, die 


Genehmigung des Vormund⸗ 
— ſteht 
er unter elterlicher Gewalt, 
ſo gilt das Gleiche, ſofern nicht 
der Vertrag unter Ehegatten 


— unter Verlobten geſchloſſen 


er Erblafier fann den 


' Bertragnurperjönlid ſchließen; 


auf ı 


das Pflichttbeilöreht beichränft 


werden. 


Ss 2347. Zu dem Erbver: 


zicht ift, wenn der Berzichtende ' fafier geihäftsunfä 


iſt er in der Geſchäftsfähigkeit 
beichränft,, jo bedarf er nicht 
ı der Zuftimmung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters. der Er 
ig, ſo kann 
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der Bertrog dire den geieh« | deö Grblafle durch den gejeß- | des Erblaſſers auf das geſetz— 
lihen Vertreter geichloffen wer: | liche Erbrecht, jo ift im Zwei— 
den; Die Genehmigung des | fel anzunehmen, daß der Ber: 
Bormundicaftsgerichts it im | zicht nur zu Sunften der an: 
—HX Bann wie nad | deren Abkömmlinge und des 
u 1 —— Ehegatten des Erblaſſers gel— 
Der Erbverzichts— ten ſoll. 
— er der gerichtlichen | s 2351. Auf einen Ver— 
oder notariellen Beurkundung. trag, durch den ein Erbverzicht 
52349. Berzichtet ein Ab= aufgehoben wird, findet Die 
fünınıling oder ein Seitenver: | Vorichrift des 8 2348 und in 
wandter des Erblafier auf | Anſehung des Erblaſſers auch 
das gejeßlihe Erbrecht, jo er= | die Borichrift des 3 2347 Abi. 2 


ſtreckt ſich die Wirkung des | Anwendun 

Verzicht auf feine Ablomm— $ 2852.‘ er durch Teſtament 
linge, ſofern nicht ein Anderes al8Exbeein eſetzt oder mit einem 
beftimnmt wird. Vermächtniſſe bedacht iſt, kann 


2350. Berzichtet Jemand | durch Vertrag mit dem Erb— 
zu Sunften eines Anderen auf |, laſſer auf die Zuwendung vers 
das geießliche Erbrecht , jo ift | zichten. Das Gleiche gilt für 
im Zweifel anzunehmen, daß | eine Zuwendung , Die in einen 
der Verzicht nur für den Fall | Erbvertrag einem Dritten ge: 
elten fol, daß der Andere | macht ift. _ Die Borichriften 
Erbe wird, der 88 2347, 2348 finden Anz 

Verzichtet ein Ablömmling wendung. 


Achter Abjchnitt. 


Erbichein. 
Ss 2353. Das Nadlak ae 1. die Zeit des Todes des Erb— 
echt bat ven — —— laſſers; 
rag ein Zeugniß über ein 
Erbrecht und, wenn er nur zu 2. ar a den 


einem Theile der Erbichaft be: 
rufen ift, iiber die Größe des | 3. ob und welche Berjonen vor— 


Erbtbeild zu ertbeilen Erb— handen find oder vorhanden 
ichein). waren, Durch Die er von 

2354. Wer die Ertbeil- der —— e ausgeſchloſſen 
ung des Erbſcheins als gejeß- oder fein Erbtheil gemin— 


licher Erbe beantragt, hat au: dert werden würde ; 
zugeben: 4. ob und weldye Berfüigungen 
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V. Buch: Erbrecht. 








des Erblaſſers von Todes- nichts bekannt ſei, was der 


wegen vorbanden find; _ 
5. ob ein Rechtsſtreit über jein 

Erbrecht anbängig ift. 

Iſt eine Perſon weggefal— 
len, durch die der Antragſteller 
von der Erbfolge ausgeſchloſ— 
jen oder fein Erbtheil gemin— 
dert werden würde, jo bat der 
Antragiteller anzugeben, in 
welcher Weiſe die Perſon weg: 
gefallen iſt. 

8 355. Wer die Ertbeilung 
de3 Erbicheind auf Grund einer 
Verfügung von Todeswegen 
beantragt, bat die Verfügung 
zu bezeichnen, auf der fein Erb: 
recht berubt, anzugeben, ob 
und welce jonftigen Verfüg— 


ungen des Erblafierd? von 


Todeswegen vorhanden find, 
und die im $ 2354 Abi. 1 Wr. 1, 
5, Abi. 2 vorgeichriebenen An: 
gaben zu macen. 

2356 


hat die Richtigkeit der in Ge— 
mäßbeit des 8 2354 Abſ. 1 
Nr. 1, 2, Abi. 2 gemachten 
Angaben durch öffentliche Ur— 
funden nachzuweifen und im 
Valle des $ 2355 die Urkunde 
vorzulegen, auf_der fein Erb— 
recht beruht. Sind die Ur 
funden nicht oder nur mit une 
verhältnigmäßigen Schwierig- 
feiten zu beichaffen, jo genügt 
die Angabe anderer Beweis— 
mittel. 
In Anſehung der übrigen 
nad den 88 2354, 2355 erfor= 
derlihen Angaben hat der An: 
tragfteller vor Gericht _ oder 
vor einem Notar an Eides— 
ftatt zu verfihern, daß ihm 


Der Antragiteller 





Nichtigkeit feiner Angaben ent: 
gegen eht. Das Nachlaßgericht 
ann die Verſicherung erlaſſen, 
wenn es fie fiir nicht erforder= 
lich erachtet. x 
Dieſe Vorſchriften finden 
keine Anwendung, ſoweit die 
Thatſachen bei den Nachlaß— 
gericht offenkundig ſind. 

Ss 2357. Sind mehrere Er— 
ben vorhanden, jo iſt auf An— 
trag ein gemeinschaftlicher Erb= 
fchein zu ertbheilen. Der Ans 
trag fann von jedem der Erben 
geitellt werden. 

In dem Antrage find Die 
Erben und ihre Erbtheile an= 
zugeben. 

Wird der Antrag nicht von 
allen Erben geftellt, jo hat er 
die Angabe zu enthalten, daß 
die iibrigen Erben die Erb— 
ichaft angenommen haben. Die 
Vorichriften des $ 2356 gelten 
auch für die fich auf die übri- 
gen Erben beziehbenden An— 
gaben des Antragitellers. 

Die Berfiherung an Eides⸗ 
ftatt ift von allen Erben ab: 
zugeben, jofern nicht das Nach— 
laggeriht Die Berficherung 
eine3 oder einiger von ihnen 
für ausreichend erachtet. 

$ 2358. Das Nachlaßgericht 
bat unter Benußung der von 
dem Antragfteller angegebenen 
Beweismittel von Amtswegen 
die zur SFeftftellung der That 
fahen erforderlihen Ermitte— 
lungen zu veranftalten und 
die geeignet ericheinenden Be: 
weile aufzunehmen. 

Das Nachlaßgericht kann 


VII. Abſchnitt: Exbfchein. 


eine öffentlihe Aufforderung 
ur Anmeldung der anderen 
erionen zuftehenden Erbrechte 
erlajien; die Art der Bekannt: 
mahung und die Dauer der 
Anmeldungsfrift beſtimmen fich 
nach) den für das Aufgebot&ver: 
fahren geltenden Vorichriften. 
g 2859. Der Erbicein iſt 
nur zu ertheilen, wenn das 
Nachlakgeriht die zur Bes 
gründung des Antrags erfor= 
derlichen Thatſachen für feſt— 
geſtellt exachtet. 
$ 2360. Iſt ein Rechtsſtreit 
über das Erbrecht anbängig, 
jo ſoll vor der Ertheilung des 
Erbicheind der Gegner des 
Antragfteller8 gehört werden. 
ft die Verfügung, auf 
der das Erbrecht beruht, nicht 
in einer dem Nachlaßgerichte 
vorliegenden üffentlihen Urs 
kunde enthalten, jo joll vor der 
Ertheilung des Erbicheing der: 
jenige über die Gültigkeit der 
Verfügung gehört werden, wel— 
cher im Falle der unwirkſam— 
feit der Verfiigung Erbe jein 
würde. ER 
Die Anhörung ift nicht er— 





forderlih, wenn fie unthuns | 


lich ift. 
— 1. Ergiebt ſich, daß 


der ertheilte Erbſchein unxich⸗ 
tig iſt, ſo bat ihn das Nach⸗ 


(aßgericht einzuziehen. Mit 
der Einziehung wird der Erb- 
ſchein Fraftlos. — 
Kann der Erbſchein nicht 
ſofort erlangt werden, jo bat 
ihn das Nächlaßgericht dur 
Beſchluß für Fraftlos zu ers 
flären. Der Beſchluß it nad 
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den für die öffentliche Zuſtell— 
ung einer Ladung geltenden 
Vorſchriften der Eivilpro eß⸗ 
ordnung bekannt zu machen. 
Mit dem Ablauf eines Monats 
nah der letzten Einrückung 
des Beſchluſſes in die öffent— 
lichen Blätter wird die Kraft— 
loserklärung wirkſam. 

Das Nachlaßgericht kann 
von Amtswegen über die Rich— 
tigkeit eines extheilten Erb— 
ſcheins Ermittelungen bperan— 
ſtalten. 


$ 2362. Der wirkliche Erbe 
fann von den Beſitzer eines 
unrichtigen Erbiceing die Her— 
ausgabe an das Nachlaßgericht 
verlangen. 

Derjenige, welchem ein un: 
richtiger Erbichein ertheilt wor: 
den ift, bat dem wirklichen 
Erben iiber den Beltand der 
Erbihaft und über den Ver— 
bleib der Erbſchaftsgegenſtände 
Auskunft zu ertbeilen. 


2363. In dem Erbiceine, 
der einen Vorerben ertheilt 
wird, ift anzugeben, daß eine 
Nacherbfolge angeordnet iſt, 
unter welhen Vorausſetzungen 
fie eintritt und wer der Nach— 
erbe ift. Hat der Erblafier 
den Nacherben auf dasjenige 
eingeſetzt, was von der Erb— 
ſchaft bei dem Eintritte der 
Nacherbfolge übrig ſein wird, 


oder bat er beſtimmt, daß der 


Borerbe zur freien Verfügung 
über die Erbichaft berechtigt 
jein joll, fo ift aud) dies anzu: 


geben. 
Dem Nacherben fteht das 
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V. Bud: 


Erbredt. 





im $ 2362 Abi. 1 beitimmte 
Recht zu. 
Ss 2364. 
einen Teitamentsvollitreder er: 
nannt, fo ift die Ernennung 
in dem Erbichein anzugeben. 





Den Zertamentsvollitreder | 


ftebt das im 8 2362 Ab. 1 


beſtimmte Recht zu. 

$ 2365. Es wird vermuthet, 
daß demjenigen, welcher in dem 
Erbichein als Erbe bezeichnet 
iit, das in dem Erbicein an: 
gegebene Erbrecht zuſtehe und 
dag er nicht Durch andere als 
die angegebenen Anordnungen 
beichränft ſei. 

$ 2366. Envirbt Jemand 
von demjenigen, welcer in 
einen Erbſchein als Erbe be— 
zeichnet iſt, durch Rechtsgeſchäft 
einen Erbſchaftsgegenſtand, ein 
Recht an einem ſolchen Gegen— 
ſtand oder die Befreiung von 


einem zur Erbſchaft gehörenden 


ein nicht unter die Vorſchrift 
Hat der Erblaſſer 


des $ 2366 fallendes Rechts—⸗ 
geihäft vorgenommen wird, 
das eine Verfügung iiber Das 
Recht enthält. 

$ 2368. Einen Teſtaments— 
vollitreder hat das Nachlaßge⸗ 
richt auf Antrag ein Zeugniß 
über die Ernennung zu ers 
theilen. Iſt der Teſtaments— 


 vollitreder in der Verwaltung 
des Nachlafie8 beichränft oder 


bat der Erblaffer angeordnet, 
daß der Teftamentsvollitrecer 
in der Eingebung von Ber: 
bindlichkeiten für den Nachlaß 


nicht beichränft fein joll, ſo iſt 
dies in dem geugnib anzugeben. 





Rechte, jo gilt zu feinen Guns | 


jten der Inhalt des Erbicheing, 
ſoweit die Vermuthung des 


jei denn, daß er die Unrichtig: 
keit fennt oder weiß, daß das 
Nachlaßgericht die Rückgabe des 


verlangt bat. 

Ss 23367. Die VBorichriften 
des 8 2366 finden entjprechende 
Anwendung, wenn an den— 





jenigen, welcher in einem Erbs 


ichein als Erbe bezeichnet ift, 
auf Grund eines zur Erbicaft 
gehörenden Rechtes eine Leift- 
ung bewirft oder wenn zwilchen 
ihm und einen Anderen in 
Anfehung eines ſolchen Rechtes 


| 


Sit die Ernennung nicht in 
einer den Nachlaßgerichte vor= 
liegenden öffentlichen Urkunde 
enthalten, jo foll vor der Er- 
tbeilung des Zeugniſſes Der 
Erbe wenn thunlich itber Die 
Gültigkeit der Ernennung ge= 
hört werden. 

Die Vorichriften iiber den 


) Erbſchein finden auf das Zeug: 
Ss 2365 reicht, als richtig, e8 


niß entiprechende Anwendung ; 
mit der Beendigung des Amtes 
des Teſtamentsvollſtreckers wird 


gabe des das Zeugniß kraftlos. 
Erbſcheins wegen Unrichtigkeit 


Ss 2369. Gehören zu einer 
Erbihaft, für die eg an einem 
zur Ertheilung des Erbicheing 
zultändigen deutichen Nachlaß— 
gerichte fehlt, Gegenſtände, die 
ſich im Inlande befinden, jo kann 
die Ertheilung eines Erbſcheins 
für dieſe Gegenftände verlangt 
werden. 

Ein Gegenitand, fiir den 
von einer deutichen Behörde 
ein zur Eintragung des Be: 


IX. Abſchnitt 


rechtigten beſtimmtes Buch 
oder Regifter gefiihrt wird, qilt 
als im Inlande befindlich. Ein 
Anspruch gilt al3 im Inlande 
befindlih, wenn für die Klage 
ein deutſches Gericht zuſtän— 


dig iſt. 

8 370. Hat eine für todt 
erflärte Perſon den Zeitpunft 
überlebt, der, al3 Zeitpunkt 
ihre8 Todes gilt, oder_ ift fie 
vor diejen Zeitpunkte geitorben, 
jo gilt derjenige, welcer auf 
Grund der Todeserkllärung 
Erbe jein würde, in Anjebung 
der in den 88 2366, 2367 be= 
zeichneten Rechtsgeſchäfte zu 


Meunter 


den der Erbe die ihm ange: 
fallene Erbſchaft verfauft, be 
darf der gerichtlichen oder no— 
tarielen Beurfundung. 


82372. Die Vortheile, welche 
ih aus dem Wegfall eines 
Bermächtniffes oder einer Auf— 
lage oder aus der Ausgleich 
ungspflicht eines Miterben er— 
geben, gebühren dem Käufer. 


Ss 2373. Ein Erbtheil, der 
ſchluſſe des Kaufes Durch Nach: 


erbfolge oder in Folge Des 
Wegfalls eines Miterben an— 


: Erbſchaftskauf. 
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Gunſten des Dritten auch ohne 
Ertbeilung eines Erbicheing 
als Erbe, e3 jei denn, daß der 
Dritte die Unrichtigfeit der 
Todeserklärung fennt oder weiß, 
daß Die Todeserflärung in 
Folge einer Anfechtungsflage 
aufgehoben worden ilt. 

Iſt ein Erbſchein ertbeilt 
worden, fo ftehen dem für todt 
Erklärten, wenn er noch lebt, 
die im $ 2362 beſtimmten 
Nechte zu. Die gleihen Rechte 
bat eine Berfon, deren Tod 
ohne Todeserflärung mit Un- 
recht angenommen worden ift. 


Abſchnitt. 


Erbſchaftskauf. 
$ 2371. Ein Vertrag, durch Gleiche gilt von Familienpa— 





als Eriaß für die 


pieren und Familienbildern. 
4. Der Verkäufer ift 
verpflichter, den Käufer Die 
zur Zeit des Verkaufs vorban: 
denen Erbſchaftsgegenſtände 
mit Einichluß deſſen heraus— 
zugeben, was er vor dem Per: 
fauf auf Grund eines zur Erb: 
ichaft aehörenden Rechte? oder 
— 


Beſchädigung oder Entziehung 


eines Erbſchaftsgegenſtand es 
den Verkäufer nach dem Abs | 


oder durch ein Rechtsgeſchäft 
erlangt hat, das ſich auf die 


Erbſchaft bezog. 


fällt, ſowie ein dem Verkäufer 


zugewendetes Vorausvermächt— 
niß iſt im Zweifel nicht als 
mitverfauft anzuſehen. Das 


ſchaftsgegenſtand 


z 2375. Hat der Verkäufer 
vor dem Verkauf einen Erb— 
verbraucht, 
unentgeltlich veräußert oder 
unentgeltlich belaſtet, ſo iſt er 
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verpflichtet, dem Käufer den 
Werth des verbrauchten oder 
veräußerten Gegenftandeg, im 
Falle der Belaſtung Die Werth— 
minderung zu erſetzen. Die 
Erſabpflicht tritt nicht ein, 
wenn der Käufer den Vex— 
brauch oder die unentgeltliche 
Verfiigung bei dem Abſchluſſe 
des Kaufes fennt. 

Im Uebrigen fann der Käu— 
fer wegen Verſchlechterung, 
Unterganges oder einer aus 
einem anderen Grunde einges 
tretenen Unmöglidfeit der 
Herausgabe eines Erbſchafts— 
gegenftandes nicht Erſatz ver— 
langen. 

S 2376. Die Verpflichtung 


V. Bud: Erbredt. 


ten in Verhältniſſe zwiſchen 
den Käufer und dem Ver— 
fäufer als nicht erlojchen. Erz 
forderlichen Falles iſt cin jols 


ches Rechtöverhältnig wieder— 


zu erfüllen, 


des Verkäufers zur Gewährs | 


leiſtung wegen eines Mangels 


im Rechte deſchränkt ſich auf 
die Haftung dafür, daß ihm 
das Erbrecht zuftebt, daß es 


nicht durch das Recht eines 


Nacherben oder die Ernennung 


eines Teftamentövollitreders | 


beichränft it, daß nicht Ver— 
mächtniffe, Auflagen, Pflicht⸗ 
theilslaſten, Ausgleichungs⸗ 
pflichten oder Theilungsanord= 
nungen beitehen und daß nicht 
unbejchränfte Haftung gegen 
über den Nachlaßgläubigern 
oder einzelnen von ihnen ein 
getreten ift. 


— — — 


herzuſtellen. 

z 2378. Der Käufer iſt dem 
Berfäufer gegenüber verpflich- 
tet, Die —— 

oweit nicht der 
Verkäufer nah $ 2376 dafür 
haftet, daß fie nicht beitehen. 

Hat der Verkäufer vor dem 
Berfauf eine Nachlakverbinds 
lichfeit erfüllt, jo fann er von 
dem Käufer Erſatz verlangen. 


g 23379. Dem  Verfäufer 
verbleiben die auf die Zeit 
vor dem Berfaufe fallenden 
Nugungen. Er trägt für Dieje 
Zeit die Laften, mit Einihluß 
der Zinjen der_Naclakver= 
bindlichkeiten. Den Käufer 
treffen jedoch die von der Erb: 
ichaft zu entrichtenden Abgaben 


fowie Die außerordentlichen 
Raten, welche al3 auf den 


Stammmertb der Erbſchafts⸗ 
———— gelegt anzuſehen 
ind. 

8 2380. Der Käufer trägt 
von dem Abſchluſſe des Kaufes 


an die Gefahr des zufälligen 


ehler einer zur Erbidaft 


—— Sache hat der Ver— 
äufer nicht zu vertreten. 

8 2377. Die in Folge des 
Erbfalls durch Bereinigung don 
Recht und Verbindlichkeit oder 
von Recht und Belaftung ers 
fofchenen Rechtsverhältniſſe gel: 


Unterganges und einer zufäls 
ligen Berichlehterung der Erb 
ichaftsgegenftände. Bon dieſem 
Zeitpuntt am gebühren ihm 


die Nubtungen und trägt er 


die Laſten. 

z 2381. Der, Käufer bat 
den Verkäufer die nothwendi— 
gen Verwendungen zu erjegen, 
die der Verkäufer vor dem Ver— 


IX. Abſchnitt: Erbſchaftskauf. 





Fr auf die Erbichaft gemacht 
a 


Für andere vor dem Ver— 
faufe gemachte Aufwendungen 
bat der Käufer infomeit 
zu leiften, al3 durch fie der 
Wertb der Erbſchaft a Zeit 
des Verkaufs erhöht ilt. 


5 2382. Der Käufer haftet 
von den Abichlufie des Kaufes 
an den Nachlaßgläubigern, un 
beichadet der Fortdauer der 
Haftung des Verkäufers, Dies 
gilt auch von den Verbindlich: 
feiten, zu deren Erfüllung der 
Käufer dem PVerfäufer gegen 
über nad den 88 2378, 2379 
nicht verpflichtet ift. 


Die Haftung des Käufers 
den Gläubigern gegenüber fann 
nicht durch Vereinbarung zwi: 
ihen dem Käufer und dem 
Verkäufer ausgeichloffen oder 
beihränft werten. 


5 2388. Für die Haftung 
des Käufers gelten die Vor: 
Ichriften über die Beichränf: 
ung der Haftung des Erben. 
Er baftet unbeichränft, foweit 
der Verkäufer zur 
Verkaufs unbeichränft haftet. 
Beichränft ſich die Haftung des 
Käufers auf die Erbichaft, fo 
elten feine Ansprüche aus dem 
aur als zur Erbichaft gehö— 
rend. 


Die Errichtung des Inven— 
tars durch den Verkäufer oder 
den Käufer fommt auch dem 
anderen Theile zu Statten, es 
fei denn, dab dieſer unbe 
ſchränkt haftet. 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. 


Zeit des 


| 











ülber 


Gegenſtände Erſa 
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5 2384. Der Verkäufer iſt 
den — — gegen⸗ 
über verpflichtet, den Verlauf 





| der Erbſchaft und den Namen 
Eriag | 


des Käufers unverziiglic dem 
Vachlaßgericht anzuzeigen. Die 
Anzeige des Verkäufers wird 
durch die Anzeige des Käufers 
erſetzt. 


Das Nachlaßgericht hat die 
Einſicht der Anzeige Jedem zu 
geſtatten, der ein rechtliches 
Intereſſe glaubhaft macht. 


538385. Die Vorſchriften 
den Erbſchaftskauf finden 
entſprechende Anwendung auf 
den Kauf einer von dem Ver— 
Täufer durch Vertrag erworbene 
Erbſchaft jowie auf andere Ber: 
träge, die auf die Veräußer— 
ung einer dem Veräußerer an— 
gefallenen oder anderweit von 
ihm erworbenen Erbichaft ge: 
richtet find. 


Im Falle einer Schenkung 
it der Scenfer nicht ver: 
pflichtet, für Die vor der Schenf: 
ung verbrauchten oder unent: 
geltlich veräußerten Erbichafts- 

egenftände oder für eine vor 
er Scenfung unentgeltlich 
vorgenommene Belaftungdiefer 
zu leiften. 
Die im $ 2376 beitimmte Ber: 
pflibtung zur Gewäbhrleiftung 
wegen eines Mangels im Recht 
trifft den Schenker nicht; hat 


| der Schenker den Mangel arg: 
liſtig verfchwiegen, 


jo iſt er 
verpflichtet, dem Beſchenkten 
den Daraus entftehenden Scha: 


den zu erfeßen. 


Bd. (Reichsgeſetze XXIV. 80.) 26 
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Spftematifches Regifter 


zum 


FSinführungsgefege zum Hürgerlihen 


Hefeßbudie 


vom 18. Augnjt 1896. 


Erjter Abjchnitt. 
Allgemeine Dorjchriften. 


BZeitpunft des Eintrittes der Wirkjamkeit des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

Was als Geſetz im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuches zu gelten bat. 

Borbehalt landesgeſetzlicher Vorjchriften. 

Erſetzung außer Kraft getretener Borfchriften durch das Bürgerliche Geſetzbuch. 

Geltung des Reichslandes Elſaß-Lothringen als Bundesitaat. 

Zuweifung der Entiheidungen letter Inſtanz an das Neichägericht. 

Beurtbeilung der Gejchäftsfähigfeit einer Perjon. 

Entmündigung von Ausländern. 

ZTodeserflärung Berjhollener. 

Nechtsfähigkeit der einem fremden Staate angehörenden Vereine. 

Nach welchen Gejegen die Form eines Rechtsgeſchäftes fich zu beftimmen hat. 

Anſprüche gegen einen Deutichen aus einer im Ausfande begangenen uners 
laubten Handlung. 

Beurtheilung der Eingehung der Ebe eined Deutichen. 

Beurtheilung der perfönlichen Rechtsbeziehungen deutſcher Ehegatten zu ein» 
ander. 

Beurtbeilung bes ehelichen Güterrechtes deutſcher Reihsangeböriger und aus« 
ländifher in Deutſchland mwohnender Ehegatten. 

Eheliches Güterrecht ausländiiher im Inlande wohnender Ebegatten und 
folher ausländiſcher Ehegatten, melde die Reichsangehörigkeit erwerben. 

Für die Scheidung der Ehe mahgebende Gejeke. 

Beurtbeilung der ebelihen Abftammung eines Kindes. 

Beurtbeilung der Rectsverbältnifie zwifchen den Eltern und einem ehelichen 
Kinde. 
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Art. 

20. Beurtheilung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen einem unebelihen Rinde und 
deffen Mutter, 

31: nn aus Schwängerungen gegenüber dem Bater eines unebelichen 

indes, 

22. Legitimation unebeliher Kinder und Annahme an Kindesftatt. 

23. Anordnung der Bormundihaft oder Pflegichaft über einen Ausländer, 

24. Beerbung der im Auslande wohnenden Deutichen. 

25. Beerbung der im Inlande wohnhaft gewefenen Ausländer, 

26. Anſprüche von Deutſchen auf einen im Auslande eröffneten Nachlaß. 

27. Anwendung der deutſchen Gejeße nach den Rechte eines fremden Staates. 

28. Vorbehalt bejonderer Vorſchriften hinfichtlich einzelner Gegenftände. 

29. Redtsverhältnifie der feinem Staate angebörenden Berfonen. 

30. In melden Fällen die Anwendung eines ausländiihen Geſetzes ausge» 
ſchloſſen ift. 

31. Anwendung des Bergeltungsrechtes gegen Angehörige eines ausländifchen 
StaateB. 


Zweiter Abſchnitt. 


Derhältnif des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den 
Reichsgejeßen. 


32. Aufrehterhaltung der Borjchriiten der Reichsgeſetze-Ausnahmen hievon. 

33. Anfehtung von Redtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs: 
verfabrens. 

34. Abänderungen des Strafgeiegbudes. 

35. Abänderungen der Strafprogefordnung. 

356. Abänderungen der Gewerbeordnung. 

37. Abänderungen des Freizügigkeitsgejeges vom 1. November 1867. 

38. Abänderungen des Gejeked vom 8. November 1867 die Organijalion der 
Bundes-Ronfulate, ſowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes- 
fonfuln betr. 

39. Aufhebung des Gejege® vom 14. November 1867 die vertragsmäßigen 
Binjen betr, 

40, Abänderungen des Gejeges vom 4. Mai 1870 die Ehefchliefung und die Be— 
urtundung des Perjonenjtandes von Bundesangehörigen im Auslande betr. 

41. Abänderungen des Geſetzes vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den 
Berluft der Bundes» und Staatsangehörigfeit. 

42. Abänderungen des Geſetzes vom 7. Juni 1871 die Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatze für die bei dem Betriebe von Eifenbahuen, Bergwerten 
u. j. w. herbeigeführten Tödtungen und Körperverlegungen betr. 

43. Aufhebung des $ 6 Abſ. 2. des Gejeges vom 31. März 1873 die Rechtsver⸗ 
hältniffe der Reihsbeamten betr. 

44 u. 45. Abändernde Beftimmungen bezüglich des Reichsmilitärgeſetzes vom 
2. Mai 1874. 

46. Abänderungen des Geſetzes vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung bes 
Berjonenftandes und die Eheichliegung. 
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Art. 

47. Aufhebung des Art. 3 des Gefekes vom 24. Mai 1880 refp. 19. Juni 1893 
über den Wucher. 

48. Aufhebung des $ 16 Abi. 2 des Geſetzes vom 20. April 1881 bie Fürſorge 
für die Wittwen und Waifen der Reichſsbeamten der Eivilverwaltung betr. 

49. Aufhebung des $ 18 Abi. 2 des Geſetzes vom 17. Juni 1887 die Fürſorge 
für die Wittwen und Waifen von Angehörigen des Neichäheeres und 
der Kaiſerlichen Marine betr. 

50. Abänderung des 8 9 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 das Reichsſchuldbuch betr. 

51. Aufhebung des $ 8 Abi. 2 des Gejetes vom 13. Juni 1895 die Fürforge für 
die Wittwen und Waijen der Perſonen des Eoldatenftandes des Reichs— 
beeres und der Kaiferlihen Marine von Feldwebel abwärts betr. 

52—53. Entihädigungsaniprüdhen Dritter bei Zwangsenteignungen. 

54. Abänderungen des Geſetzes vom 21. Dezember 1871 die Beſchränkung des 
Grundeigenthumes in der Umgebung von Feſtungen betr. 


Dritter Abjchnitt. 


Derhältnig des Bürgerlichen Geſetzbuches zu 
den Landesgeſetzen. 


55. Aufßerkrafttreten privatrehtliher Vorſchriſten der Landesgefepe. — Aus. 
nahmen hievon. 

56. Aufredhterhaltung der Beftimmungen von Staatsverträgen. 

57. Anwendbarkeit der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf die Landes⸗ 
herren und die Miitglieder der landesherrlichen Familien, 

58. Rechtsverhältniſſe der reichsftändigen Häufer und des vormaligen Reichsadels. 

59. Aufrechterbaltung der landesgeſetzlichen Vorſchriften über Familienfidei— 
fommifje, Lehen und Stammgüter. 

60. Aufrehterhaltung Llandesgelegliher Borfchriften über die Beflellung von 
Hppothefen auf legteren Gütern. 

61. Erwerb von Gegenftänden, deren Veräußerung oder Belaftung nah Art. 57 
bis 59 unzuläſſig ift. 

62. Aufrechterhaltung landesgefetliher Vorſchriften über MRentengüter. 

63. Desgl. über dad Erbpadtredt. 

64. Desgl. über das Anerbenredt. 

65. Desgl. über Wafjerbenügung, Bewäfferung und Entmwäflerung. 

66. Desgl. über den Uferfhug und Schuß gegen Ueberſchwemmungen. 

67—68. Desgl. bezüglidy des Bergredhtes. 

69. Desgl. über Jagd und Frifcherei. 

70-72. Dedgl. bezüglich des Wilbſchadens. 

73. Desgl. über Regalien, 

74. Desgl. über Zwangsredte, Bannredte und Realgewerbeberechtigungen. 

75. Desgl. bezüglidy des Berfiherungsrechtes. 

76. Desgl. bezüglich des Verlagsrechtes. 

77. Desgl. bezüglich der Haftung des Staates, der Gemeinden und andere Commu— 
nalverbände für den durch ihre Beamten zugefügten Schaden. 
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Art. 
78. Wufrechterbaltung Iandesgefegliher Vorſchriften bezüglih der Haftung von 
Beamten für die von ibnen angenommenen Stellvertreter und Gebilfen. 
79. Desgl. bezüglich der Haftung von Güterſchätzern aus Berlegung ihrer Be- 
rufspflicht. 
80. Desgl. bezüglich der Anſprüche und Berbindlichleiten von Beamten, Geiſtlichen 
und Lehrern auß dem Umts⸗ und Dienftverhältnifie. 
81. Desgl. bezüglich der Beſchränknug legterer Anſprüche hinſichtlich ihrer Ueber— 
tragbarteit. 
82. Tesgl. bezüglich der Berfaffung der durch ſtaatliche Verleihung rechtsfähig 
gewordenen Bereine. 
83. Desgl. bezüglih der Waldgenofienichaften. 
84. Desgl. bezüglih der Rechtsfähigkeit einer Religionsgefellihaft oder geiftlichen 
Geſellſchaft. 
85. Desgl. bezüglich des Bermözensanfalles an Körperſchaften bei aufgelöften 
Vereinen, 
86. Desgl. bezüglich der Beſchränkung des Erwerbes von Rechten durch juriflifche 
Perſonen. 
87. Desal. bezüglich der Beſchränkungen von Schenkungen an Orden und deren 
Mitglieder. 
88. Desgl. bezüglich des Ermwerbes von Grundftüden durch Ausländer. 
9. Desgl. bezüglich der Bfändungen zum Schube der Grundftüde. 
v0. Desgl, bezügli der Rechtsverhältniſſe Über Sicherbeitdleiftung wegenFühr⸗ 
ung eines Amtes oder Gewerbebetriebes. 
91. Desgl. bezüglich der Sicherungshypotheken öffentliher Körperfhaften. 
92. Desgl. bezüglich der Empfangnabme von Zahlungen aus öffentlihen Kaſſen 
9. Desgl. bezüglich der Miethbräumungsfriften. 
94. Desgl. bezüglich des Gefhäftsbetriebes gewerblicher Pfandleiher und Pfand- 
leihanſtalten. 
v5. Desgl. bezüglich des Geſinderechtes. — Ausſchluß des Züchtigungsrechtes 
gegenüber dem Geſinde. 
96. Desgl. bezüglich der Leibgedings und Auszugsverträge. 
97. Tesgl. bezüglich der Eintragung von Gläubigern in ein Staatsſchuldbuch. 
98. Desgl. bezüglich der Rückzahlung oder Umwandlung verzinslicher Staats— 
ſchulden. 
99. Desgl. bezüglich öffentlicher Sparkaſſen 
100 u. 101. Desal. bezüglich der Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, melde 
von öffentlihen Körperfhaften ausgeftellt find. 
102. Desgl. bezügli der Kraftloßerflärung gemifier Urkunden (Karten, Marten 
u. dergl.). 
103. Desgl. bezüglich der Erſatzanſprüche öffentliher Körperihaften für gewährten 
Unterhalt. 
104. Desgl. bezüglich der Anſprüche auf Rüderftattung mit Unrecht erhobener 
öffentlicher Abgaben oder Koſten. 
105. Desgl. bezüglich der Haftpflicht von Unternehmern eines Eifenbabnbetriebes 
oder fonft gefährlicher Betriebe. 
106. Desgl. bezüglih der WBerantwortlichkeit von Unternehmern bei Benutung 
eines dem öffentlihen Gebraudhe dienenden Grundftüdes. 
107. Desgl. bezüglich der Berpflihtung zum Schadenserfage bei Zuwiberhandlung 
gegen die zum Schute von Grundftüden erlaffenen Strafgefeke. 
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108. Aufrechterhaltung landesgeſetzlicher Borſchriften bezüglich des Schadenserſatzes 
bei Zuſammenrottungen und Aufläufen. 

109. Desgl. bezüglich der im öffentlichen Intereſſe auferlegten Beſchränkungen 
des Eigenthumes und ſonſtiger Rechte. 

119. Desgl. bezüglich der Rechte bei wiederhergeſtellten zerſtörten Gebäuden in 
anderer Lage. 

111. Desgl. bezüglich der Beſchränkung von Verfügungen im öffentlichen Intereſſe. 

112. Desgl. bezüglich der Behandlung der einem Bahnunternehmen gewidmeten 
Grundſtücke. 

113. Desgl. bezüglich der Zuſammenlegung von Grundſtücken. 

114. Desgl. bezüglich der Ablöſung von Reallaſten 

115 u. 116. Desgl. bezüglich der Beſchränkung bei Belaſtung eines Grundſtückes 
mit Dienftbarkeiten oder Reallaſten. 

117. Desgl. bezüglich des Verbote der Belaftung eines Grundſtückes über eine 
beftimmte Werthgrenze hinaus oder mit unfündbaren Hypotbelen. 

118. Desgl. bezüglich des Borranges der aus öffentlichen Mitteln zur Verbeſſer⸗ 
ung eine® Grundftüdes gewährten Darlehen. 

119—121. Desgl. bezüglich beſchränkender Beftinmungen iiber Veräußerung oder 
Theitung von Grundftüden. 

122. Desgl. bezüglich der Eigenthumsrechte der auf Grundftüdsgrenzen ftehenden 
Dbfibäume. 

123. Desgl. bezüglich der Nothwege zur Berbindung eines Grundftüdes mit einer 
Waflerftraße oder Eifenbabn. 

124. Desgl. bezüglih der Beihräntungen des Grundeigentbums binfichtlic der 
Unlage von Bäumen und Sträudern. 

125. Desgl. bezüglich der Schudloshaltung beim Betriebe von Eifenbahnen, Dampf- 
ſchifffahrts- und ähnlichen VBerkehrsunternebmungen. 

126. MUebertragung des Eigenthumes von ftaatlihen Grundftüden an Kommunal⸗ 
verbände und umgefebrt durch Landesgeſetz. 

127. Aufrechterhaltung landesgejegliber VBorfchriften bezüglich der Uebertragung 
des Sigentbumesan einem im Grundbuche nicht eingetragenen Grundftüde. 

128. Desgl. bezüglich der Begründung oder Aufhebung einer im Grundbuche nicht 
eingetragenen Grundbdienftbarfeit. 

129. Desgl. bezüglich der Aneignung birrenlofer Grumdftüde durch andere Per: 
fonen als den Fiskus, 

130. Desgl. bezüglich des Aneiynens im freien betroffener Tauben, 

131. Desgl. bezüglich der Regelung des Gemeinfhaftsverhättnifies zwiſchen Mit— 
eigenthümern von Grundftüden. 

132. Tesgl. bezüglich der Kırdenbaulaft und Schulbaulaft. 

133, Desgl. bezüglid der Benütung eines Platzes in einer Kirche oder einem 
Friedhofe. 

134. Desgl. bezüglich der religiöſen Erziehung der Kinder. 

135. Desgl. bezüglich der Zwangserziehung Minderjähriger. 

136. Desgl. bezüglich der vormundſchaftlichen Befugniſſe der Vorſtände üffent« 
licher Erziehungs-und Verpflegungsanſtalten. 

137. Desgl. bezüglich der Feſtſtellung des Ertragswerthes eines Landgutes. 

138. Desgl. bezüglich des Erbrechtes von Körperſchaften, Stiftungen oder An— 
ſtalten des öffentlichen Rechtes an Stelle des Fiskus. 

139. Desgl. bezüglich der Rechte des Fiskus oder anderer juriſtiſchen Perſonen 
in Anſehung des Nachlaſſes verpflegter oder unterſtützter Perſonen. 
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Art. 

140. Aufrechterhaltung Iandesgeiegliher Vorſchriften bezüglih der Befugniſſe der 
Nachlaßgerichte binfihtlih der Siherungsmaßregeln von Nachlaßgegen— 
ftänden. 

141—143. Vorbehalt landesgeſetzlicher Vorſchriften bezüglidy der von Notaren oder 
Gerichten zu beurfundenden Rechtsgeſchäfte. 

144-146. Aufrechterhaltung landesgefegliher Vorſchriften bezüglich der ſachlichen 
und örtlichen Zuſtändigkeit von Hinterlegungsſtellen. 

147 - 164. Desgl. bezüglich der Zuſtändigkeit der Vormundſchafts- und Nachlaß— 
gerichte. 

152. Desgl. bezüglich der nicht nah den Vorſchriften der Civilprozeßordnung zu 
eriedigenden Rechtsſtreitigkeiten. 


Vierter Abſchnitt. 
Uebergangsporjchriften. 


153. Für volljährig erhhärte Minderjährige, 

154. Nach franzöfiihen oder badiihen Geſetzen emancipirte oder aus der Gewalt 
entlaffene Minderjährige. 

155. Wegen Geiſteskrankheit Entmündigte. 

156. Wegen Berihwendung Entmiündigte. 

157. Aufvechterbaltung der franzöfiihen und badiſchen Gefete über den erwäblten 
Wohnſitz. 

158—16?. Wirkungen früber erfolgter Todeserklärungen. 

163, Rechtsverhältniſſe der bereits früher beftandenen juriſtiſchen Perſonen. 

164. Rechtsverhältniß bisber beftandener Realgemeinden und ähnlicher Berbände, 

165— 167. Rechtsverhältniſſe bisher beftandener anerkannter Bereine und regiſtrir— 
ten Erwerbs- und Wirthſchaftsgeſellſchaften. 

168. Aufrechterbaltung der Wirkjameit früher erlafjener Berfügungsbeichränt- 
ungen. 

169. Beitimmungen bezüglich der Beriährung früber entftandener Anfprüde. 

170. Sesgl. vezüglicd früher entftandener Schuldverhättniffe. 

171 u. 172. Desgl. bezüglidy früher eutftandener Mieth-, Baht: oder Dienftver- 
hältniſſe. 

173. Desgl. bezüglich der Rechtsverhältniſſe aus früher entſtandener Gemeinſchaft 

nach Bruchtheilen. 

174—178. Desgl. bezüglid früher ausgeſtellter Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber. 

179. Desgl. bezüglich der durch Eintragung in ein öffentliches Buch gegen Dritte 
früher erlangten Anſprüche. 

180. Desgl. bezüglich bereits früher beſtandener Befitverbältnifie. 

181. Desgl. bezüglidy bereits jrüher beftandener Eigenthumsverbältniffe. 

182. Desgl. bezüglich des bisher beftandenen Stockwerkseigenthums. 

183. Desgl. bezüglich der Kechtöverhältnifje von Nachbargrundſtücken an Wald» 
ungen. 

184. Desgl. bezüglih dev Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht bereits 
früher belaftet war. 
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Art. 

185. Desgl. bezüglih nod nicht vollendeter Erfikung des Eigentums oder Nieß— 
brauches an einer beweglichen Sache. 

186. Vorbehalt landesherrlicher Verordnungen bezüglich des Zeitpunktes und des 
Verfahrens für Anlegung der Grundbücher. 

187. Beſtimmungen bezüglich der bereits früher beftandenen Grunddienftbarkeiten. 

188. Desgl. bezüglich früher beſtandener geſetzlicher Pfandrechte, Mieth- und 
Pachtrechte. 

189. Desgl. bezüglich des Eigenthums⸗Erwerbes und Verluſtes bis zur Anlegung 
des Grundbuches. 

190. Aneignungsrecht des Fiskus Hinfichtlich berrenlojer Grundftüde. 

191. Beitimmungen bezüglih des Schutzes im Befige einer Grunddienſtbarteit 
oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit bis zur Anlegung des 
Grundbuches. 

192—194. Desgl. bezüglich der an einem Grundftüde beſtehenden Pfandrechte. 

195. Desgl. bezüglich bereits früher beſtandener Grundſchulden. 

196—197. Desgl. bezüglich der an einem Grundſtücke beſtehenden vererblichen und 
übertragbaren Nutzungsrechte. 

198— 202. Rechtsverhältniſſe aus einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gejeubuces geihlofjenen Ebe. 

203—207. Rechtsverhältniſſe zwiihen den Eltern und der vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlihen Geſetzbuches geborenen ehelichen Kinder. 

208. Rechtsverhältniſſe der vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
geborenen umebelichen Kinder. 

209. Rectsverbältnijje der vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
legirimirten und an Kindesflatt anger ommeuen Kinder. 

210-211. Beftimmungen binfichtlich der bereits früher bejtandenen Vormundſchaften 
und Pflegſchaften. 

212. Desgl. bezüglicy der Anlegung von Mündelgeldern in Werthpapieren 

213. Borbehalt der bisherigen Grfege bezüglich der erbrechtlichen Verhältniſſe, 
wenn der Erblafjer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
verſtorben ift. 

214 u. 215. Beitimmungen binfihtlid der vor letzterem Zeitpunkte erfolgten Er— 
rihtung oder Aufhebung einer Verfügung von Todeswegen. 

216. Desgl. bezüglıh der erbrechtlichen Berhältnifje der Mitglieder gewiſſer ritter— 
ihaftliher Familien. 

217. Desgl. bezüglich früher erfolgter Errihtung eines Erbverzichtsvertrage®. 

218. BZuläfiigfeit der Abänderuug von Yandesgejeger, ſoweit ſolche nad dem In— 

frafttreten des Bürgerliden Gejegbuces maßgebend bleiben. 
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Sinführungsgefeß zum Bürgerlichen 
Hefeßbude 


vom 18. Auguft 1896. 
(Neichs⸗Geſetßzblatt 1896 Nr. 21 ©. 604.) 


a) Materinlien zum III. Abſchnitte des Entwurfes eined @intühr- 
ungdgefeged zum Bürgerlichen Geſetzbhbuche. Druckſache des Meichs⸗ 
tage DO. Legielatur⸗Periode, IV. Seffion 1895/96, Nr. 87 a. 

b) ommiffiondberiht. — Druckſachen des Meichſtages, D. Legidlatur: 
Periode, IV. Seffion 1895/96, Nr. 440 d. 


Mir Milhelm, 
von Gottes Gnaden Deutiher Raifer, Rönig von Preußen etc. 


verordnnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abfchnitt. 
Dorichriften. 


Allgemeine 


Art. 1. Das Bürgerliche 
Geſetzbuch tritt am 1. Januar 
1900 gleichzeitig mit einem 
Geſetze, betreffend Aenderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
der Givilprozekordnung und 
der Konkursordnung, einem 
Sejeß iiber die Zwangsver— 
fteigerung und die Zwangsver⸗ 
waltung, einer Srundbuchord- 
nung und einen Gejeß iiber die 
Aırgelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in Kraft. 

Art. 2. Gefeß im Sinne 
des Bürgerliben Geſetzbuchs 
und dieſes Geſetzes ift jede 
Rechtsnorm. 


Art. 3. Soweit in dem 


| 


Bürgerlichen Gejeßbuc oder in 
dieſem Gelege Die Regelung 
den Landesgeſetzen vorbebalten 
oder beitimmt ıft, Daß landes⸗ 
geießliche Vorſchrifien unbe- 
rührt bleiben oder erlaflen 
werden fünnen, bleiben Die be= 
ftehenden Landes eſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften in Kr at und können 
neue landesgefetlibe Bor: 
ſchriften erlaflen werden. 

Art. 4. Soweit in Reichs: 
gelegen oder in en 
auf Vorſchriften verwielen ift, 
welche durch das Bürgerliche Ge⸗ 
jeßbuch oder durch dieſes Ge— 
jeg außer Kraft geſetzt werden, 
treten an deren Stelle die ent= 
Iprehenden Porichriften des 


I. Abſchnitt: Allgemeine Borjchriften. 





Bürgerlichen Geſetzbuchs oder 
dieſes Geſetzes. 
Art. 5. Als Bundesſtaat 
im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und dieſes Geſetzes 
ilt auch das Reichsland Elſaß— 
othringen. 
Art. 6. 
Rectöitreitigkeiten, in welchen 
durch Klage oder Widerflage 
“ein Aniprucd auf Grund des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gel= 
tend gemacht iſt, wird Die 
Verhandlung und Enticdeid- 
ung letter Inſtanz im Sinne 
des $ 8 des Einfübrungsge- 
jeges zum Gexichtsverfaſſungs— 
gelege den Reichsgerichte zu= 
gewiejen. I 
Art. 7. Die Geſchäftsfähig— 
keit einer Perſon wird nach 
den Geſetzen des Staates be: 
urtheilt, dem die Perſon ans 
gehört. 


Ermirbt ein Ausländer, der | 


volljährig ift oder die recht- 
lihe Stellung eines Volljähri⸗ 
en bat, die Reichsangehörig— 
eit, fo behält er die rechtliche 


Stellung eines Volljährigen, | 


auch wenn er nach den Deutichen 
Geſetzen nicht volljährig ift. 
Nimmt ein Ausländer im 
ne ein Rechtsgeſchäft vor, 
ür das er geichäftsunfäbig 
oder in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt ift. fo gilt er für 


dieſes Rechtsgeſchäft infoweit 


als geſchäftsfähig, als er nach 


den deutſchen Geſetzen geſchäfts⸗ 


fähig fein würde. Auf fami— 


! 


' 


in bürgerlihen | 
' fiß bat, feinen Aufenbalt im 





lienrechtlihe und erbrectliche 
Rechtsgeichäfte jowie aufRechts⸗ 
geihäfte, Durch Die iiber ein 
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' ausländifches Grundftüd ver- 


fügt wird, findet dieſe Vor— 
ſchrift keine Anwendung. 

Ar Ein Ausländer 
kann im Inlande nach den 
deutſchen Geſetzen entmündigt 
werden, wenn er feinen Wohn= 
fig oder, fall3er feinen Wohn— 


Inlande hat. 


Art.9. Ein Verſchollener 
kann im Inlande nach den 
deutſchen Geſetzen für todt 


erklärt werden, wenn er bei 
dem Beginne der Verſchollen— 
heit ein Deutſcher war. 

Gehörte der Verſchollene 
bei dem Beginne der Verſchol— 
lenheit einem fremden Staat 
an, ſo kann er im Inlande 
nach den deutſchen Geſetzen mit 
Wirkung für diejenigen Rechts: 
verhältniffe, welche ſich nad 
den deutichen Geſetzen beſtim— 
men, jowie mit Wirkung für 
das im Inlande befindliche 
Vermögen , für todt erklärt 
werden; die Vorſchriften des 
$ 2369 Abi. 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs finden ent= 
jprehende Anwendung. 

Hatte ein verichollener aus⸗ 
ländifcher Ehemann feinen letz⸗ 
ten Wohnfig im Inland und 
ift die im Inlande zuriidgeblie= 
bene oder dahin zurücdgefehrte 
Ehefrau Deutiche oder bis zu 
ihrer Verheirathung mit dem 
Verſchollenen Deutiche geweien, 
jo fann auf ihren Antrag der 
Berichollene im Inlande nad) 
den deutichen Gejegen ohne die 
im Ab} 2 beitimmte Beſchränk— 
ung für todt erflärt werden. 
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Art. 10. Ein einem frem: 
den Staate angebörender und 


nad) defien Geſetzen vechtöfäbi- 
Rechts⸗ 


Verein, der die 
—— nur nach 
den Vorſchriften der 21,22 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erlangen fünnte, gilt als rechts— 
fäbia, wenn feine Rechtsfähig— 
feit durch Beichluß des Bundes: 
raths anerkannt iſt. Auf nicht 


ger, Pexe 
täbigfeit im 


anerfannteausländiicheßereine | 
der bezeichneten Art finden die 





Vorſchriften über die Geielle 


ichaft ſowie die Vorſchrift des 
s 54 Saß 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung. 
Art. 11. Die Form eines 
Rechtsgeſchäfts beftimmt fich 
nad) den Geſetzen, welcde für 
das den Gegenſtand des Rechts— 
geſchäfts bildende Rechtsver— 
hältniß maßgebend ſind. Es 
genügt jedoch die Beobachtung 


der Geſetze des Ortes, an dem 


das Rechtsgeſchäft vorgenom— 
men Wird. 

Die Borichrift des Abi. 1 
Say 2 findet feine Anwend— 
ungaufein Rechtsgeſchäft, durch 
das ein Recht an einer Sache 
begründet oder über ein ſolches 
Recht verfügt wird. _ 

Art.12. Aus einer in Auss 
Lande begangenen unerlaubten 
Handlung fünnen gegen einen 
Deutichen nicht weitergehende 


Anjprüche geltend gemacht were 
den Deutjchen 
' für das ebelihe Güterrecht die 


den, als nad) 
Geſetzen begründet ift. 

Art. 13. Die Eingehung 
der Ehe wird, ſofern auch nur 
einerderderlobten einDeutjcher 
it, in Anſehung eines jeden der 











Einführungsgejeg zum Bürgerlichen Gejegbude. 


Verlobten nah den Geſetzen 
des Staates beurtbeilt, Dem 
er angebört. Das Gleide gilt 
für Ausländer, die im Inland 
eine Ehe eingeben. 

An Anjebung der Ehefrau 
eined® nad Art. 9 Abi. 3 für 
todt erklärten Ausländers wird 
die Eingehung der Ehe nad 
den deutſchen Geſetzen beur: 
theilt. 

Die Forn einer Ebe, die 
im Inlande geichloffen wird, 
beſtimmt Sich ausſchließlich nach 
den deutſchen Geſetzen. 

Art. 14. Die perlönlichen 
Rechts = Beziehungen deutfcher 
Ehegatten zu einander werden 
nad den deutichen Geſetzen be 
urtbeilt, auch wenn Die Ehe— 
gatten ihren Wohnfig im Aus: 
lande haben. 

Die deutjchen Geſetze fine 
den auch Anwendung, wenn 
der Mann die Reichsangehörig— 
feit verloren, die Frau fie aber 
behalten hat. 

Art. 15. Das ebeliche 
Güterrecht wird nad den deut: 
ihen Geſetzen beurtbeilt, wenn 
der Ehemann zur Beit Der 
Eheſchließung ein Deuticher 


ivar, , 

Erwirbt der Ehemann nad 
der Eingehung der Ehe die 
Neichsangehdrigfeit oder haben 
ausländiiche Ehegatten ihren 
Wohnſitz in Inlande, jo find 


Gelege des Staates maßge— 
bend, dem der Mann zur Beit 
der Eingehung der Ehe ange- 
hörte; die rer fünnen 


I. Abſchnitt: Allgemeine Vorſchriften. 


jedoch einen Ehevertrag jchlie- 


| 


ben, auch wenn er nad Dielen | 


Geſetzen unzuläflig fein wiirde. 


Art.16. Haben ausländifche 


Ehegatten oder Ehegatten, die 
nach der, Eingebung der Ehe 
die Reichsangehörigkeit er— 
werben, den Wohnſitz im 
Inlande, ſo finden die Vor— 
ſchriften der 8 1435 des bür— 
gerlichen Geſetzbuchs entſpre— 
chende Anwendung; der aus— 


ländiſche geießliche Güteritand | 


jteht einem vertragsmäßigen 
gleich. 
DieVorſchriften der $$ 1357, 


1362, 1405 des Bürgerlichen | 


Geſetzbuchs finden Anwend— 
ung, ſoweit fie Dritten günfti- 
ger jind al3 die ausländischen 
Gelege. 

Art. 17. Für die Scheid— 


ung der Ehe find die Geſetze 


des Staated maßgebend, dem 
der Ehemann zur Zeit der Er— 
bebung der Klage anaebört. 
. Eine Thatfache, die lich er: 
eignet hat, während der Mann 
einen anderen Staate ange 
börte, Tann als Sceidungd- 
grund nur geltend gemacht 
werden, wenn die Thatſache 
auch nad den Geſetzen dieſes 
Staate3 ein Scheidungsgrund 
oder ein Trennungsarund ift. 

J zur Zeit der Erhebung 
der Klage die Reichsangehörig— 
keit des Mannes erloſchen, die 
Frau aber Deutſche, ſo finden 
die deutſchen Geſetze Anwend— 
un 


g. 
Auf Scheidung fowie auf 


Aufhebung der ehelichen Ge= | 


meinſchaft fann auf Grund 
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eined ausländischen Geſetzes 
im Snlande nur erfaunt 
werden, wenn jowohl nach dem 
ausländischen Geſetze als nad 
den deutſchen Geſetzen Die 
Scheidung zuläflig fein würde. 

Art. 18 Die _ebeliche Ab- 
ftanımung eines Kindes wird 
nach den deutſchen Geſetzen 
beurtheilt, wenn der Ehemann 
der Mutter zur Zeit der Ge— 
burt des Kindes Deutſcher iſt 
oder, falls er vor der Geburt 
des Kindes geſtorben iſt, zu— 





letzt Deutſcher war. 


Art. 19. Das Rechtsver— 
bältniß zwiſchen den Eltern 
und einem ebeliben finde 
wird nach den deutichen Ge— 
feßen beurtbeilt, wenn der 
Vater und, fall der Vater 
aeftorben ift, die Mutter Die 
Reichsangehörigkeit befitt. Das 
Gleiche gilt, wenn die Reichs— 
angehörigkeit des Vaters oder 
der Mutter erloſchen, die Reichs— 
angehörigkeit des Kindes aber 
beſtehen geblieben iſt. 

Art. 20. Das Rechtsver— 
hältniß zwiichen einem unehe: 
lihen Kinde und defien Mutter 
wird nach den deutſchen Ge— 
jegen beurtbeilt, wenn Die 
Mutter eine Deutſche ift. Das 
Gleiche gilt, wenn die Reichs: 
angebörigfeit der Mutter er= 
loſchen, die ReichSanaehörigfeit 
des Kindes aber beftehen ge= 


blieben iſt. 
Art. 21. Die Unterhalts— 


' pflicht des Vaters gegenüber 


dem umebelihen Kinde und 
feine Verpflichtung, der Mutter 


die Koften der Schwanger: 
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ibaft, der Entbindung und 
des Unterbalt8 zu erieten, 
wird nad den Geſetzen des 
Staates beurtheilt, den Die 
Mutter zur Zeit der Geburt 
des Kindes angehört; es kön— 
nen jedoch nicht weitergehende 
Anſprüche geltend gemacht wer 
den, als nad den deutſchen 
Gelegen begründet find. 

Art. 22. Die Legitimation 
eines unebelichen Kindes jowie 





beſtimmt fich, wenn der Vater 
zur a der Legitimation oder 
der Annebmende ae Zeit der 
Annahme die Reichsangehörig⸗ 
feit befigt, nach den deutſchen 
Geſetzen. 

Gehört der Vater oder 
der Annehmende einem frem— 
den Staate an, während das 
Kind die Reichsangehörigkeit 
beſitzt, ſo iſt die Legitimation 
oder die Annahme unwirkſam, 
wenn die nach den deutſchen 
Geſetzen erforderliche Einwillig⸗ 
ung des Kindes oder eines 
Dritten, zu dem das Kind in 
einem familienrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe ſteht, nicht erfolgt iſt. 

Art. 23. Eine Vormund— 
ſchaft oder eine Pflegſchaft kann 


im Inland auch über einen 
Ausländer, ſofern der Staat, 


dem er angehört, die Fürſorge 
nicht übernimmt, angeordnet 
werden, wenn der Ausländer 
nach den Geſetzen dieſes Staa— 
tes der Fürſorge bedarf oder 
im Inland entmündigt iſt. 


ſchaftsgericht kann vorläufige 
Maßregeln treffen, ſolange eine 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 


Vormundſchaft oder Pflegſchaft 


nicht angeordnet iſt. 

Art. 24. Ein Deutſcher 
wird, auch wenn er ſeinen 
Wohnſitz im Auslande hatte, 
nah den deutſchen Geſetzen 
— in Deutſch geit 

at ein Deutſcher zur Zei 
ſeines Todes ſeinen Hobnfik 
im Auslande gehabt, jo kön— 


nen Die Erben ji in Anjeb- 
' ung der Haftung für die Nach: 
die Annahme an Rindesitatt 





laßverbindlichkeiten auch auf die 
an den Wohnfite des Erblaſſers 
geltenden Geſetze berufen. 

, Erwirbt ein Ausländer, der 
eine Verfiigung von Todes⸗ 
wegen errichtet oder aufgehoben 
bat, die Reichsangehörigleit, jo 
wird die Gültigkeit der Ei— 
richtung oder der Aufhebung 
nach den Geſetzen des Staates 
beurteilt, dem er zur Zeit der 
Errichtung oder der. Aufbheb- 
ung angebörte; auch bebält er 
die Fähigkeit zur Errichtung 
einer Verfügung von Todes: 
wegen, ſelbſt wenn er das nad) 
den deutichen Geſetzen erfor- 
derlihe Alter noch nicht er- 
reicht hat. Die Vorſchrift des 
Artikel 11 Abi. 1 Sag 2 bleibt 
unberübrt. 

Art. 25. Ein_Ausländer, 
der zur Zeit feines Todes feinen 
Wohnfig im Inlande hatte, 
wird nach den Geſetzen des 
Staates beerbt, dem er zur 
geit ſeines Todes angehörte. 

in Deutſcher kann jedoch erb⸗ 


' rechtlihe Ansprüche aub dann 
a3 deutibe PVormunds | 


geltend machen, wenn fie nur 
nach den deutjchen Geſetzen be= 
gründet find, es jei denn, daß 


I. Abſchnitt: Allgemeine Borichriften. 











nach dem Rechte des Staates, 


den der Erblafier angehörte, 
für die Beerbung eines Deut: 
ſchen, welder feinen Wohnſitz 
in dieſem Staate hatte, die 
deutichen Gejege ausſchließlich 
maßgebend find. 


Art. 26. Gelangt aus 
einem im Ausland eröffneten 
Nachlaſſe für die nah den 
dortigen Geſetzen berechtigten 
Erben oderVermächtnißnehmer 
Durch DBermittelung deuticher 
Behörden Vermögen ins In— 
land, jo kann ein Anderer der 
Herausgabe nicht aus dem 


Grunde widerjprecen, daß er | 


al8 Erbe oder Vermächtnis 
nehmer einen Anfprud auf 
das Vermögen habe. 


Art. 27. Sind nah dem | 
Rechte eines fremden Staates, | 


defien Gejete in dem Art. 





7 Abi. 1, dem Art. 13 Abi. 1, 
dem Art. 15 Abi. 2 und dem | 


Art. 17 Abi. 1 und dem 
Art. 25 für maßaebend er: 
Härt find, die deutſchen Ge— 
lege anzuwenden, jo finden 
diefe Gelege Anwendung. 


Art. 28. Die Vorichriften 
der Art. 15, 19, des Art. 24 
Abi. 1 und der Art. 25, 27 
finden feine Anwendung auf 
Gegenstände, die fich nicht in 
dent Gebiete de3 Staates be= 
finden, deſſen Gelege nad) 
jenen Vorſchriften maßge— 
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bend ſind, und die nach den 
Geſetzen des Staates, in deſ— 
ſen Gebiete ſie ſich befinden, 
beſonderen Vorſchriften unter: 
liegen. - 


Art. 29. Gehört eine ‘Ber: 
fon feinem Staate an, fo 
werden ihre Rechtsverhältniſſe, 
joweit die Gelege des Staates, 
denn eine Perſon angehört, 


| für maßgebend erklärt find, 


nad den Gejeten des Staates 
beurtbeilt, den die Berjon zu= 
legt angebört bat, und, wenn 
fie auch früher einem Staate 
nicht angehört hat, nad den 
Geſetzen des Staates, in wels 
chem fie ihren Wobnfig und 
in Ermangelung eined Wohns 
figes ihren Aufenthalt hat oder 
u der maßgebenden Beit ge— 
habt hat. 


Art. 30. Die Anwendun 
eines ausländiſchen Geſetzes iſt 
ausgeſchloſſen, wenn die An— 
wendung gegen die gutenSitten 
oder gegen den Zweck eines 
deutſchen Gejeßes veritoßen 
wiirde. 


Art. 31. Unter Zuſtimm— 
ung des Bundesraths kann 
durch Anordnung des Reichs— 
kanzlers beſtimmt werden, daß 
gegen einen ausländiihenStaat 
jowie deſſen Angehörige und 
ihre Rechtsnachfolger ein Ber: 
geltungsreht zur Anwendung 


gebracht wird. 


Fayerns Gejege u. Geſetzbücher XXXIV 


. Bd. (Reichsgeſeze XXIV. Bd.) 
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Zweiter Abjchnitt. 
Derhältnig des Bürgerlichen Bejegbuchs zu den 
Reichsgejeßen. 
Art. 32. Die Vorſchriften 


der Reichsgeſetze bleiben in 
Kraft. Sie treten jedoch ine 


joweit außer Kraft, als ſich 


aus dem Bürgerlichen Geſetz— 
buch oder aus dieſem Gejeße 
die Aufbebung ergiebt. 

Art. 33. Soweit in dem 
Gerichtsverfaſſungs-Geſetze,!) 
der Civilprozeßordnung,?) der 
Strafprogeß = Ordnung, 3) der 
Konfursordnung #) und in dem 
Geſetze, betreffend die Anfecht— 
ung von NRecdtsverbandlungen 
eines Schuldnerd außerbalb 
de3 SKonfursverfabrend, vom 
21. Zuli 18795) (R.G.Bl. ©. 
277) an die Bennvandtichaft oder 
die Schwägerjchaft rechtliche 
gl en gefnipft find, finden Die 
» orichriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über Verwandt— 
ſchaft oder Schwägerſchaft An— 
wendung. 

Art. 34. Das Strafge— 
ſetzbuch 6) wird dahin geändert: 

J.Im $ 34 Nr. 6 werden 
die Worte: „VBormund, 

Nebenvornund, Kurator, 

—— Beiſtand oder 

itglied eines Familien— 





1) Siehe B. G. 
2) ©iehe B. G. 
3) Siehe B. G. 


5) Siehe B. 


G 
6) Siehe B. G 


— 





. XV Abth. 1 ©, 
. XV Abth. 1 ©. 
. XV Abth. 1 ©. 
4) Siehe B. G. Bd. XV Abth. ı ©. 
. Bd. XV Abth. 2 ©. 
. Bd. XIV ©. 26. 


raths“ erjeßt durch Die 
Worte: 
„Bormund, Gegenvor— 


mund, Pfleger, Beiltand 
der Muiter, Mitglied 
eine Familienraths oder 
Kurator.” 


U. An die Stelle des 5 55 
— folgende Vorſchrif— 


en: 

Wer bei Begehung der 
Handlung das z3wölfte 
Lebensjahr nicht vollen= 
det hat, kann wegen der— 
jelben nicht ftrafrechtlich 
verfolgt werden. Gegen 
denjelben können jedoch 
nah Maßgabe der lan— 
desgeſetzlichen Vorſchriften 
die zur Beſſerung und Be— 
auflichtigung geeigneten 
Maßregeln getroffen wer- 
den. Die Unterbringung 
in eine Famile, Erzieb- 
ungsanftalt oder Beſſer— 
ungsanftalt kann nur er: 
folgen, nachden Durch 
Beihluß des VBormund- 
ſchaftsgerichtes die Begeh— 


ung der Handlung feſt— 
geitellt und Die Unter: 
17. 
an. 
344. 
280. 
486. 


— ——— für zuläſſig er— 


ärt 
III. An die Stelle des 8 65 


— folgende Vorſchrif— 


Der Verletzte, welcher 
das —R— 
vollendet hat, iſt ſelbſt— 
ſtän dig zu dem Antrage 
aufBeſtrafung berechtigt. 
Solauge er minderjährig 
iſt, hat unabhängig von 
leiner, — Befu ugniß 
auch jein geſetzlicher Ver— 
treter das Recht, den Anz 
trag zu Stellen. 

Kt der Verletzte ge— 
ſchäftsunfähig oder hat 
er das achzehnte Lebens— 
jahr noch nicht vollendet, 
jo ift ſein gefeßlicher Ver: 
treter der zur Stellung 
-_ Antrages Berech— 


Vorſchrift „eingeftellt : 








igte. 
IV. us $ 145a wird folgende | 


Wer imInlandeSchuld⸗ 


verſchreibungen auf den 
ee in denen Die 

abiungeiner beſtimmten 
Seldjummie veriprocen 
wird, ohne Die erforder: 
liche ftaatliche Genehmig: 


ung augftelt und in den 
Verkehr bringt, wird mit | 


einer Geldftrafe beitraft, 





die dem fiinftenTheile des | 


Nennwerths der ausgege- 
benen Schuldverſchreib— 
ungen ann fann, 
minde 

dert Mark beträgt. 


tens aber dreihuns | 


VII. Sm $ 


IX. yuı 8 
| orte: 
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J 


yuı 8 171 Abſ. und 
W 3 werden Die or 
„aufgelöit, für ungültig 
oder nichtig erflärt wor= 
den iſt“ erießt durch Die 
Worte: 

„aufgelöft oder für nich 
tig erflärt worden ift“. 


VI An die Stelle des 8 1% 


tritt folgende Vorſchrift: 
Sit eine Ehefrau be= 
leidigt worden, fo hat jo: 
wohl fie al ihr Ehe— 
mann das Recht, auf Be— 
ftrafung anzutragen. 


VII. A 8 235 werden Die 


orte: „ihren Eltern oder 
ihrem Vormunde“ erjett 
durch die Worte: 

„Ihren Eltern, ihrem Bor: 
munde oder ihrem Pfle- 
ger‘ 
237 werden Die 
Worte: > „Ihrer Eltern oder 
ihres Vormundes“ erjegt 
durch die Worte: 

„ihrer Eltern, ihres Vor— 
mundes oder ihres Pfle— 


gers.“ 
238 werden die 
„für ungültig er— 
klärt worden ift® erſetzt 
durch die Worte: 
„für nichtig erflärt wor: 


den iſt“. 


Art. 8. Die Strafpro- 
— I) wird dahin geän—⸗ 


I. Sm $ 11 Abſ. 1 treten 


an die Stelle der Sätze 
2, 3 folgende Borjchriften: 


1) Siehe B. G. Bd. XV Nbth. 1 ©. 344. 
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In Ermangelungeines | 
ſolchen Wohnſitzes gilt 
die Hauptſtadt des Hei— 
mathsſtaates als ihr 
Wohnſitz: iſt die Haupt-⸗ 
ſtadt in mehrere Ge: 
richtöbezirfe getbeilt, jo 
wird der als Wohnſitz 
eltende Bezirk von der 
Nandes:Zuftizverwaltung 
durch allgemeine Anord: 
nung bejtimmt. Gehört 
ein Deutſcher einen Bun⸗ 
desſtaate nicht an, ſo gilt 
als ſein Wohnſitz die 
Stadt Berlin; iſt die 
Stadt Berlin in mehrere 
Gerichtsbezirke getheilt, 
ſo wird der als Wohn— 
ſitz geltende Bezirk von 
dem Reichskanzler durch 
allgemeineAnordnungbes | 
ftinmt. 

II. An die Stelle des $ 149 
Abſ. 2 tritt folgende Vor— 
ſchrift: 

Dasſelbe gilt von dem 
— — eines 
ngeklagten. 
Art. 36. Die Gewerbeord— 
aung: wird dahin geändert: 

I, Der S 11 Abi. 2 fällt 
mweg; al3 5 11a werden 
folgende Vorſchriften ein 
geitellt: j 

Betreibt eine Ehefrau, 
für deren güterrechtliche 
Perbältniffe ausländiſche 
Geſetze mahgedend find, 
im Inlande jelbitändi 
ein Gewerbe, jo iſt es au 
ihre Geichäftsfähigfeit in | 


— — — 








1) Siehe B. G. Br. XXVIII ©. ı. 





Angelegenheiten des Ge= 
werbes ohne Einfluß, daß 
ſie Ehefrau ft. 
omeit die Frau in 
Folge des Güteritandes 
in der Verfügung über 
ihr Vermögen beſchränkt 
ift, finden die Vorſchrif— 
ten des $ 1405 des Bür⸗ 
gerlihen Geſetzbuchs An— 
wendung. Hat die Frau 
ihren Wohnſitz nicht im 
nlande, jo iſt der Ein: 
such des Mannes gegen 
den Betrieb des Gewer— 
be3 und der Widerruf 
der ertheilten Einwillig- 
ung_in das Güterechts— 
regiiter des Bezirks ein— 
zutragen, in welchem das 
Gewerbe betrieben wird. 
Betreibt die Frau das 
Gewerbe mit Einwillig- 
ung des Manned oder 
ilt die Einwilligung nad 
R 1405 Abi. 2 des Bür⸗ 
gerlihen Geſetzbuchs als 
ertbeilt, jo haftet für die 
Berbindlichkeiten derFrau 
aus dem Gewerbebetriebe 
ihr Vermögen ohne Rück— 
fiht auf die dem Manne 
fraft des Giteritandes 
uftehenden echte; im 
alle des Beitehens einer 
ebelihen &iütergemein= 
ſchaft haftet auch das ge= 
meinschaftlihe®ermögen. 


En Im $ 107 Abi. 1 werden 


ım Sat 4 die Worte: 
„an den Bater oder Vor—⸗ 
mund, jofern diefe e3 ver— 





langen“; erfetst durch die 
orte: 

„an den geſetzlichen Ber: 

treter, ſofern dieſer es 

verlangt“, 

2. im Satz 5 die Worte: 
„an die Mutter“ erſetzt 
durch die Worte: 
„an die zur geſetzlichen 

Vertretung nicht berech— 
tigte Mutter. 
III, Im $ 108 treten an die 


telle des Sat 2 folgende 


Vorſchriften: 


Die Ausſtellung erfolgt 


auf Antrag oder mit Zus 
ftimmuna des gejeßlichen 
Vertreters. Iſt die Err 
flärung des geſetzlichen 
Pertreterö nicht zu bes 
ichaffen oder verweigert 
diefer die Zuſtimmung 
o'ne geniigenden Grund 
und zum Nachtheile des 
Arbeiterd, jo kann Die 
Semeindebebörde die Zus 
ſtimmung ergänzen. 
IV. Im $ 110 Abi. 1 werden 
die Worte; „ſeines Vater 


oder Vormunds“ erjeßt 
durch die Worte: 

„ſeines gejeglihen Ver— 
treters“. 


V. Im $ 113 tritt an die 
Stelle des Abf. 4 folgende 
Vorſchrift: 

Iſt der Arbeiter min— 
derjährig, ſo kann das 
Benanit bon dem ges 
eßliben Vertreter gefor- 
dert werden. Diefer fann 
verlangen, daß das Zeug: 





1) Siehe B. 6, Bd. XI ©. 189. 
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niß an ihn, nicht an den 
Minderjährigen ausge— 
bändigt werde. Mit Ge- 
nebmigung der&emeinde: 
bebörde des im 8 108 
bezeichneten Ortes kann 
auch gegen den Willen 
des geſetzlichen Vertreters 
die Aushändigung un— 
mittelbar an den Arbei— 
ter erfolgen. 

VI Sm $ 131 Abi. 1 Satz 1 
werden die Worte; „von 
dem Pater oder Bor: 
munde“ erjeßt durch Die 
Worte: 

„von den geſetzlichen Ver— 
treter”. 


VII. Im $ 133 Abi. 2 Sab 1 
werden die Morte: „der 
Bater des Lehrlings“ er— 
jeßt durch die Worte: 

„Der Vater des Lehr: 
lings, jofern er die Sorge 
für die Perſon des Lehr— 
ling3 bat“. 


Art 37. Der $ 2 des Ge- 
fees iiber Die Sreisligigfeit 
vom 1. November 18671) 
(Bumd.GB. S. 55) wird 
Dahin geändert : 

Wer die aus der Reichs⸗ 
angebörigfeit folgenden 
Befugniſſe in Anſpruch 
nimmt, hat auf Verlangen 
den Nachweis feiner Reichs⸗ 
angehörigkeit und, ſofern 
er unter elterlicher Ge— 
walt oder unter Vormund— 
ſchaft ſteht, den Nachweis 
der Genehmigung des ge— 
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jeglichen Vertreters zu er= 


bringen. 
Eine Ebefrau bedarf 





der Genehmigung des Ehe⸗ 


mannd,. 


Art. 38. Das Geſetz, bes 


treffend die Organifation der 
Bundesfonjulate, ſowie die 
Amtsrechte und Bilichten der 
Bundesfonfuln, vom 8 No= 
vember 18672) Bund.G.Bl. 
©. 137) wird dabin ergänzt: 

J. ——— $ 16 erhält folgenden 


— — 
in Anſehung der Erricht— 
ung einer Verfügung von 
Todeswegen das im Abſ. 
1 bezeichnete Recht der 

otare nur dann zu, 
wenn das Recht ihm von 
dem Reichskanzler befon= 
ders beigelegt ift. 

II. Als $ 17a wird folgende 
Vorſchrift eingeitellt: 

Auf die Errichtun — 
Verfiigung von Todes— 
wegen finden nicht Die 
Verihriften des $ 17, 
jondern die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Gejeß- 
buchs Anwendnn 

Art. 39. Das Geleh, be= 
treffend Die vertragsmäßigen 
— ‚von 14. November 1867 


und. G.Bl. S. 159) wird 
—— 
rt. 40. Das Geſetz, be— 


treffend die Eheſchließung und 
die Beurkundung des Verſo— 
nenſtandes von Bundesange— 


1) Siehe B. G. Bd. XI ©. 178. 


2) Siehe B. G. Br. XI ©. 164. 
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pege im Auslande, 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 


vom 
ai 18702) Gund.G.Bl. 


©. 599) wird dahin geändert: 
I. In dem $ 3 Abi. ı Saß 1, 


IT. 


dem $ 9, den$ 11 an. 2 
und — 8 12 Abſ. 1 


Satz 2 
„muß“ erſetzt durch das 


wird das Wort 


ort: 


„ol“. 
An die Stelle der ss 7,8 
— folgende Borichrif- 


7. Die Ehe wird 
dadurch geichloffen, daß 
die Verlobten vor dem 
Beamten perjönlich und 
bei gleichzeitiger Anweſen⸗ 
beit exllären, die Ehe 
mit einander eingehen 
zu wollen. Der Beamte 
muß zur Entgegennahme 
Dr flärungen bereit 


ſein 

"Die Erklärungen Fön: 
nen nicht unter einer 
Bedingung oder einer 
Beitbeitimmung abgege= 
ben werden. 

$ 7a. Der Beanıte joll 
bei der Eheſchließung in 
Gegenwart bon zwei Zeus 
gen an Die Verlobten 
— und nah einan— 
der die Frage richten, 
ob fie bie Kr mit einans 
der eingehen wollen, und, 
nachdem Die Verlobten 
die Frage bejabt haben, 
ausiprechen, daß fie kraft 
dieſes Gejetzes nunmehr 
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rechtmäßig , verbundene 
Eheleute jeien. 

ALS Zeugen follen Per⸗ 
fonen, die der bürger— 
lichen Ehrenrechte für 
verluſtig erklärt ſind, 
während der Zeit, für 
welche die Aberfennnng 
der Ehrenxechte erfolgt 
ift, ſowie Minderjährige 
nicht zugezogen werden. 
Perſonen, die mit einem 
der Verlobten, mit dem 
Beamten oder mit ein 
ander verivandt oder ver= 
—— ſind, ren 

eugen zugezogen werden. 

8 8. Ys zur Ebe⸗ 
ſchließung ermächtigter 
Beanter ($ 1) gilt auch 
derjenige, welder, ohne 
ein folder Beamter 
zu jein, das Amt 
eines ſolchen öffentlich 
ausübt, es jei denn, daß 
die Verlobten den Mangel 
der amtlihen Befugniß 
bei der Eheſchließung 
fennen. 

8 8a. Eine Ehe, die vor 
einem zur Eheſchließung 
ermäctigten Beamten 
($ 1) oder vor einer im 
$ 8 einen ſolchen Beam: 
ten gleichgeftellten Per- 
fon geichloffen wird, ift 
wegen Formmangels nur 
dann nichtig, wenn bei 
der Eheichliegung die im 
8 7 vorgeichriebene Form 
nicht beobachtet worden iſt. 

Kt die Ehe in das 


I) Eiche B. G. Bd. XI ©. 226 





Heirathöregifter einges 
tragen worden und haben 
die Ehegatten nad der 
Ebeichliegung zehn Jahre 
oder, fall8 einer von 
ihnen vorber _geitorben 
ift, bis zu deſſen Tode, 
jedoch mindeſtens drei 
Jahre als Ehegatten mit 
einander gelebt, ſo iſt die 
Ehe als von aeg an 
ültig anzufehen. Dieſe 

orichrift findet feine An⸗ 
wendung, wenn bei dent 
Ablaufe der zehn Fahre 
oder zur Zeit des Todes 
des einen Ehegatten Die 
an LOBEN HIAE erhoben 


iſt. 

Art. 41. Das Geſetz über 
die Erwerbung und den Ver— 
luſt der Bundes- und Stgats⸗ 
angehörigkeit vom 1. Juni 
18701) (Bund.G.Bl. ©. 355) 
wird dabin geändert: 

I. An die Stelle de3$ 11 ire= 
ten folgende Vorſchriften: 
Die Berleibung der 
Staat3angehörigfeit er= 
ſtreckt ſich, infofern nicht 
dabei eine Ausnahme ge: 
macht wird, zugleich auf 
die Ehefrau und auf die— 
jenigen minderiäbrigen 
Kinder, deren geſetzliche 
Vertretung dem Aufges 
nommenen oder Natu— 
ralifirten kraft elterlicher 
Gewalt zuftebt. Ausge— 
nommen ſind Töochter, 
die verheirathet ſind oder 
verheirathet geweſen ſind. 
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IT. Als $ 


14a werden fol- 


gende Vorfchriften einge 
ſtellt. | 
Die Entlaffung eines 


Staatsangebörigen, der 
unter elterliber Gewalt 
oder Vormundſchaſt ftebt, 





kann von dem gejeßlichen 


Vertreter nur mit Ges 
nehmigung des Bor: 
mundſchaftsgerichts be— 
antragt werden. 

Die Genehmigung des 
Vormundſchafts-Gerichts 
iſt nicht erforderlich, wenn 
der Vater oder die Mut— 
ler die Entlaſſung für 
ſich und zugleich kraft 
elterlicher Gewalt für ein 
Kind beantragt. Erſtreckt 
ih der Wirkungsfreis 
eine3 der Mutter beitell- 
ten Beiltande3 auf die 
Sorge für die Berfon 
des Kindes, fo bedarf 
die Mutter in einem fol: 
chen Falle der Genehmig- 
ung des Beiltandes zu 
dem Antrag auf Entlaſſ— 
ung des Kindes. 

III. An die Stelle des 8 19 
— folgende Vorfchrif— 
en: 


n: 
Die Entlaffung er: 
ftrecft fi, infofern nicht 
dabei eine Ausnahnıe ges 
macht wird, zugleich auf 
die Ehefrau und auf die— 
jenigen Kinder, deren ge: 
jeglihe Vertretung dem 
Entlafjenen fraft elter- 
liher Gewalt zufteht. 





1) Siehe B. G. Bd. XI ©. 278. 
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Diefe Vorſchrift findet 
feine Anwendung auf 
Töchter, die verheirathet 
find oder verheirathet ge= 
wejen find, fowie auf 
Kinder, Die unter der el— 
terlichen Gewalt der Mut⸗ 
ter Steben, fall3 die Mut: 
ter zu dem Antrage auf 
Entlafijung der Slinder 
nah $ 14a Abi. 2 Sat 
2 der Genehmigung des 
Beiltandes bedarf. 


IV. An die Stelle des 8 21 
Abi. 2 treten folgende 
Vorichriften: 

Der hiernach eingetre: 
tene Verluſt der Staats— 
angebörigfeit eritredt fich 
zugleich auf die Ehefrau 
und auf diejenigen Kin— 
der, deren gejeuliche Ver: 
tretung den Ausgetre— 
tenen kraft elterlicher Ge⸗ 
walt zufteht, joweit fich 
die Ehefrau oder die 
Finder bei dem Ausge— 
tretenen befinden. Aus: 
genommen find Töch— 
ter, die verheirathet find 
* verheirathet geweſen 
ind. 


Art. 42. Das Geſetz, be— 
treffend die Verbindlichkeit 
zum Scabdenerjage für die bei 
den Betriebe von Eiſenbah— 
nen, Bergwerken u. ſ. w. ber= 
beigeführten Tödtungen und 
Körperverlegungen, vom 7. 
Suni 1871 +) (R.G. Bl. ©. 207) 
wird dahin geändert: 


— 
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I. An die Stelle des 8 3 
treten folgende Vorſchrif— 


aucb dann ein, wenn 
der Dritte zur Seit der 


ten: | Verlegung erzeugt, aber 
8 3. nı alle der | 


Tödtung ift der Schaden: 
eriatß ($$ 1 
Eriag der ofen einer 
versuchten Heilung ſowie 
des Vermögensnachtheils 
zu leiften, den der Ge— 
tödtete dadurch erlitten 
bat, daß während der 
Krankheit feine Erwerbg- 
fähigfeit aufgehoben oder 
genıindert oder eine Ver— 
mebrung jeiner Bedürf⸗ 
nifje eingetreten war. 
Der Eriaßpflihtige bat 
außerdem die Koften der 


1 und 2) durd) | 


noch nicht geboren war. 

3a. Im Falle einer 
Körperverlegung iſt der 
Schadeneriaß ($$ 1 und 
2) durch Erjaß der Koſten 
der Heilung ſowie des 
Vermoͤgensnachtheils zu 
leiften, den der Verletzte 
dadurch erleidet, dab in 
Solge der Verlegung zeit: 
weile oder dauernd feine 
Erwerbsfäbigfeit aufge= 
hoben oder gemindert 
oder eine Vermehrung 
feiner Bedürfnifie einge= 
treten iſt. 


II. Im $ 5 werden die Wor— 
te: „der in den $$ 1 biß 
3 entbaltenen Beftimme 
ungen“ erjett Durch Die 
Worte: 


Beerdigung demjenigen 
zu erjeßen, den die Ver: 
pflichtung obliegt, dieſe 
Koiten zu tragen. 

Stand der Getödtete 


zur Beit_der Verletzung „der in den SS 1 bi8 5° 
h einen Dritten in einem entbaltenen Beſtimm— 
erbältniffe, vermöge dei: ungen“. 


II. An die Stelle der 88 7, 
8, 9 treten folgende Vor— 
ſchriften: 

8 7. Der Schaden— 


ſen er dieſem gegenüber 
kraft Geſetzes unterhalts- 
pflichtig war oder unter: 
balt3pflictia werden 


fonnte, und ift den Drit: 
ten in Folge der Tödtung 
das Recht auf den Unter: 
balt entzogen, jo bat der 
Eriaßpflichtige dem Drit: 
ten infoweit Schadener= 
jaß zu leiſten, als der Ge— 
tödtete während der mutb: 
maßlichen Dauer jeines 
Lebens zur Gewährung 
des Unterhalts verpflic- 
tet geweien ſein wiirde. 
Die Erſatzpflicht tritt 


—— — —— ——— ——— — — — nn — — — 


erſatz wegen Aufhebung 
oder Minderung der Er— 
werbsfähigkeit und wegen 
Vermehrung der Bedürf: 
niſſe des Berlegten ſowie 
der nach $ 3 Abi. 2 einem 
Dritten ‘m gewährende 
Schadenerſatz iſt für Die 
Zukunft durch Entricht— 
ung einer Geldrente zu 
leiſten. 

Die Vorſchriften des 
8843 Abſ. 2 bis 4 des 
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Bürgerlichen EN | 
Nr. 


und des 8 648 
der Civilprozeßordnung 


finden entiprechende An: | 


wendung. Das Gleiche 


gilt fiir die den Verletz⸗ 
ten zu entrichtende Geld= 


rente von der Borichrift 
des 8 749 Abi. 3 und 
für die dem Dritten zu 
entrichtende 


Einführungsgefes zum Bürgerlihen Geſetzbuche. 





Geldrente | 


von der Voricrift des 


s 749 Abi. 1 Nr. 2 der 
Cipilprozeßordnung. 


Ift bei der Verurtheil⸗ 
ung des Verpflichteten 


zur Entrichtung einer | 
Seldrente nicht auf 
Sicherheitäleiftung er— 


fannt worden, jo fann | 


der Berechtigte gleichwohl 
Sicerbeitäleiftung vers 
langen, wenn Die Ver— 
nögensverbältnilie des 


Berpflichteten fich erhebz= | 
lih verichlechtert haben; 
unter der gleichen Vor- 


ausfegung kann cr eine 


Erhöhung der in dem Urs 
theile beitimmten Sicher= 


beit verlangen. 
8. Die Forderungen 


bis 3a) verjähren in zwei 
Jahren von dem Unfall 
an. Gegen denjenigen, 
welchen der Getüdtete 
Unterbalt zu gewähren 
hatte ($ 3 Abi. 2), bes 
ginnt die Verjährung mit 
dem ode, 


1) Siehe B. G. Br. XIV, ©. 500. 
2) Eiebe B. G. Bd. XIII S. 82, 





| 
| 


‚Sn Uebrigen finden 
die Borichriften des Bür—⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs über 
die Berjährung Anwend: 
ung. 

$ 9. Die geſetzlichen 
Vorſchriften, nad wel— 
chen außer den in die— 
ſem Geſetze vorgeſehenen 
Fällen der Unternehmer 
einer in den 88 1, 2 be= 
zeichneten Anlage oder 
eine andere Perſon, ins- 
beiondere wegen eines 
eigenen Berjchuldeng, für 
den bei dem Betriebe der 
Anlage durb Tödtung 
oder Körperverletzung 
eine8 Menichen entſtan— 
denen Schaden haftet, 
bleiben unberührt. 

Art. 43. Der $ 6 Abi. 2 
des Geſetzes, betreffend Die 
Nectsverbältnifie der Reichs— 
beamten, vom 31. März 1873 1) 
RG.Bl. ©. 61) wird aufge= 
hoben. 

Art. 44. Die Vorſchriften 
des 5 44 des Reichs-Militär— 
geieges vom 2. Mai 18742) 
R.G.Bl. ©. 45) finden ent= 


dern | — — auf Ber: 
auf Scadeneriag (SS 1 


jonen, die zur Beſatzung eines 
in Dienft geitellten Schiffes 
der Saiferliben Marine ges 
hören, iolange das Schiff —* 
außerhalb eines inländiſchen 
Hafens befindet oder die Per— 
ſonen als Krienögefangene oder 
Geißeln in der Gewalt des 
Feindes ſind, ingleichen auf 
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andere an Bord eines ſolchen 
Schiffes genommene Verſo— 
nen, ſolange das Schiff ſich 
außerhalb eine3 inländifchen 
Hafens befindet und die Per— 
ionen an Bord find. Die 
Friſt, mit deren Ablaufe die 
[etstroillige Verfiigung ihre 
Gültigkeit verliert, beginnt mit 
dem itpunft, in welchen das 
Schiff in einen inländiichen 
afen zurückkehrt oder der 
VBerfügende aufhört, zu dent 
Schiffe zu gehören, oder als 
Kriegsgefangener oder Geißel 
aus der Gewalt des FFeindes 
entlafjen wird. Den Shiffen 
Sieben die fonitigen Fahrzeuge 
der Raiferliben Marine gleich. 


Art. 45. Ders 45 Abi. 2 
Sat 2 de3 Reichs-Militärge— 
jeßes vom 2. Mai 1874!) (R.= 
G.Bl. ©. 45) wird aufgehoben. 


Art. 46. Das Geſetz iiber 
die Beurfundung des Perſo— 
————— und die Eheichließ- 


ung bom 6 — 18752) 
(RG. Bl. ©. 23) wird dahin 
geändert: 


I. Die 88 18 big 40, 42, 4 
dl bis 53 werden aufge 
hoben. 


II. An die Stelle der 88 41, 
44, 50, 55 treten folgende 
Vorschriften: 

g 41. 
ſchließung 


— ñ730 V — 


ür die Ehe— 
ind die Vor— 





1) Siehe B. G. Bd. XIII ©. 82. 
2) Siehe B. G. Br. XUI ©. 157. 


andere or Bord eines false | Abrifien des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs maßgebend. 

$ 44. Für die Anord— 
Hung des vor der Ehe: 
ihliegung zu erlaflenden 
Aufgebot iſt jeder Stan: 
desbeamte zuftändig, vor 
den nach 8 1320 des 
rl Geſetzbuchs 
die Ehe geſchloſſen wer— 
den darf. 

$50. Der Standesbe— 
amte joN obne Aufgebot 
die Eheichließung nur 
vornehmen, wenn ihm 
ärztlich beicheinigt wird, 
daß lebensgefährliche 
Erkrankung eines der 
Verlobten den Aufſchub 
der Eheſchließung nicht 
geitattet. 


$ 55. Sit eine Ehe für 


nichtig erklärt, ift in 
einem Rectöftreite, der 
die Feititelung des Be— 
ſtehens oder des Nicht- 
beitehens einer Ehe zwi— 
ihen den PBarteien zum 
Gegenſtande hat, das 
Nichtbeftehen der Ehe feit- 
geitellt, ift eine Ehe vor 
dem Tode eines der Ehe— 
gatten aufgelöft oder ift 
nach $ 1575 de& Pürger: 
lien Geſetzbuchs die ehe: 
liche an aufge: 
boben, jo ift dies am 
Rande der über die Ehe: 
ichliegung bewirften Ein: 
tragung zu vermerfen. 
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Einführungsgejeg zum 





Mird die eheliche Ge— 
meinichaft nach der Auf: 
bebung wiederbergeitellt, 
jo ift dies auf Antrag am 
Rande zu vermerken. 


Ill. Der 8 67 erbält folgen= 
den Abi. 2: 

Eine ftrafbare Hand— 
lung iſt nicht vorbanden, 
wenn der Geiſtliche oder 
der Neligionsdiener im 
Falle einer lebensgefährs 
liben, einen Aufſchub 
nicht geitattenden Er— 
franfung eines der Ver— 
lobten zu den religidien 
sseierlichfeiten Der Ehe— 
Schließung ichreitet. 


IV. Im $& 69 werden Die 

orte: „in Dielen Ges 

ſetze“ erſetzt Durch Die 
Worte: 


„in dieſem Gelee und 
in dem Bürgerlichen Ge— 
jeßbuche“. 

V, Im $ 75 Abi. 1 werden die 
Worte: „nah den Bor: 
ichriften dieſes Geſetzes“ 


Bürgerlichen Geſetzbuche. 


| 
| 


eriegt dur die Worte: | 


„nah den Vorſchriften 
de3 Bürgerlichen Gejeß- 
buchs. 

Art. 47. Der Art. 3 des 
Geſetzes, betreffend den Bucher, 
von 24. Mai 1880 1) (R.G.Bl. 


©. 109) in der Faſſung des 
Artifel II des Geſetzes, be= 
treffend Ergänzung der Bes 
ftimmungen iiber den Wucher, 
vom 19. Juni 18932) (R.G.= 
Bl. S. 197) wird aufgehoben. 


Art. 48. Ders 16 Abi. 2 
des Geſetzes, betreffend Die 
Diieloroe für die Wittwen und 

atien der Reich3beanıten der 
Eipilverwaltung, vom 20. April 
1881 3) (R.GHL. ©. 85) wird 
aufgeboben. 

Art. 49. Der $ 18 Abi. 2 
des Geſetzes betreffeud Die 
Fürſorge fiir die Wittiwen und 
Mailen von Angehörigen des 
Reichsheeres und der Kaiſer— 
liben Marine, vom 17. Juni 
1887 4) R.G. Bl. ©. 237) wird 
aufgehoben. 

Art. 50. Der $ 9 des 
Gefetzes, betreffend das Reichs— 
ſchuldbuch, vom 31.Mai 1891 5) 
(R.G.Bl. ©. 321) wird dabin 
geändert: 

Eine Ehefrau wird zu 
Anträgen obne Buftimme 
ung des Ehemanned zu= 
gelaſſen. 

Die Ehefrau bedarf der 
Zuſtimmung des e⸗ 
mannes, wenn ein Ver— 
merk zu deſſen Gunſten 
eingetragen iſt. Ein ſol— 
cher Vermerk iſt einzutra— 


1) Siebe B. G. Bd. XVII ©. 1. 

2) Siehe B. G. Bd. XXX ©. 115. 
3) Siehe B. G. BP, XVII ©. 314. 
4) Siebe B. G. Br. XXIV ©. ııl. 
5) Siehe B. G. Br. XXVIM ©. 39%. 
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gen, wenn Die Ehefrau 
oder mit ihrer Zuſtimm— 
ung der Ehemann Die 
Eintragung beantragt. Die 
Ehefrau it den bes 
manne gegenüber zur Er— 
tbeilung der Zuftimmung 
verpflichtet, wenn fie nad) 
dem unter ihnen beſtehen— 
den Giiteritande iiber Die 
Bucforderung nur mit 
Zuftimmung des Che: 
wannes verfügen fann. 
Art. 51. Der $ 8 Abi. 2 
des Geſetzes, betreffend Die 
Fürſorge für die Wittwen und 
aifen der Berjonen des Sol: 
datenſtandes des Reichsheeres 
und der Kaiſerlichen Marine 
vom Feldwebel abwärts, vom 
13. Zuni 1891!) AG Bl. ©. 
261) wird aufgehoben. 
‚ Art. 52. Iſt auf Grund 
eines Reichsgeſetzes dem Eigen 
thümer einer Sache wegen der 
im öÖffentliben Intereſſe er= 
folgenden Entziehung, Bes 
Ihädigung oder Benußgung der 
Sache oder wegen Beihränf- 
ung de3 Eigenthung eine Ent: 
ſchädigung zu gewähren und 
ſteht einem Dritten ein 
Recht an der Sade zu, für 
welches nicht eine  bejondere 
Entihädigung, gewährt wird, 
jo hat der Dritte, joweit fein 
Recht beeinträchtigt wird, an 
dem Entſchädigungsanſpruche 
diefelben Rechte, die ihm im 
Falle tes Erlöfchens feines 
Rechtes Durch Zwangsverſteige⸗ 
rung an dem Erlöſe zuſtehen. 


1) Siebe B. G. Bd. XXXU © 





| 
| 
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Art. 53. Iſt in einem 
alle des Art. 52 die Ent— 
chädigung dem Eigenthümer 
eines Grundſtücks zu gewäh- 
ren, jo finden auf den Ent— 
Ihädigungsanipruh die Vor— 
Ihriften des $ 1128 des Bür⸗ 
gerlihen Geſetzbuchs entipred: 
ende Anwendung. Erhebt ein 
Berectigter innerhalb der im 
$ 1128 beitimmten Friſt Wis 
derſpruch gegen die Zahlung 
der Entihädigung an den 
Eigentbümer, jo kann der 
Eigenthümer und jeder Bes 
rechtigte die Eröffnung eines 
Vertheilungsverfahrens nad 
den für die Bertheilung des 
Erlöjes in Falle der Zwängs— 
verfteigerung geltenden Vor— 
ichriften beantragen. Die Zahl 
ung bat in dieſem Falle an 
das für das Vertheilungsver- 
fahren zuitändige Gericht zu 
erfolgen. 


Sit das Recht des Dritten 


‚eine Reallait, eine Hypothek, 


eine Grundſchuld oder eine 
Rentenſchuld, jo erliicht Die 
Haftung des Entihädigung3= 
anſpruchs, wenn der beichö- 
digte Gegenstand widerherge= 
ftellt oder für die entzogene 
beweglibe Sache Erſatz be- 
ſchafft ift. Iſt die Entſchädig— 
ung wegen Benutzung des 
Grundſtücks oder wegen Ent— 
ziehung oder Beſchädigung 
von Früchten oder von Zube— 
hörſtücken zu gewähren, jo fin= 
den die Borichriften des $ 1123 


374. 
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Abf. 2 Satz 1 und des $ 1124 
Abi. 1,3de3 Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs entſprechende Anwend: 
ung. 


Art. 54. Die Vorſchrift 
des $ 36 Abi. 4 des Geſetzes, 
betreffend die Beichränfungen 
desGrundeigenthums in der 
Umaebung von Feitungen, von 
21. Dezember 18711) (R. G. Bl. 
©. 459) wird durd die Vox— 
ichriften der Art. 52, 53 nicht 
berührt.  Yindet nad Dies 
jen Vorſchriften ein Vertheil— 
ungsverfabren ftatt, jo iſt die 
Entibädigung auf Erſuchen 
de3 für das Verfahren zuftän: 
digen Gerichts an Diejes zu 
leilten, foweit fie zur Zeit der 


Einführungsgejeh zum 








Bürgerlichen Geſetzbuche. 


Stellung des Erſuchens noch 
augiteht. 


Die Vorſchrift des 8 37 
desſelben Geſetzes wird dahin 
geändert: 


‚Sit das Grundſtück mit 

einem Rechte belaftet, wel= 
che durch die Beichränf: 
ung des Eigenthums be= 
einträctigt wird, jo kann 
der Berechtigte biß zum 
Ablauf eines Monats, 
nachdem ihn der Eigen= 
thiimer die Beſchränkung 
des Eigenthums mitge— 
theilt hat, die Eröffnung 
des Vertheilungsverfah— 
rens beantragen. 


Dritter Abſchnitt. 


Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den 
Landesgeſetzen. 


Art. 55. Die privatrecht: 
lihen Borjchriften der Lan: 
desgeſetze treten außer Sraft, 
joweit nit in dem Bürger— 
lihen Geſetzbuch oder in Die: 
jem Geſetz ein Anderes be— 
ſtimmt ift. 

Art. 56. Unberübrt bleis 
Staatöverträge, Die ein Bun— 
desftaat mit einem ausländi: 


ihen Staate vor dem Inkraft- 


treten des Bürgerlichen Ge: 
ſetzbuchs geſchloſſen bat. 


1 Siehe B. G. Bd. XI ©. 418. 


die Beitimmungen der 





Landesherren und der 


Art. 57. In Anfehung der 
Mit: 
alieder der Tandesberrlichen 
Familien fowie der Mitglieder 
der Fürſtlichen Familie Hohen— 
zollern findeu die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nur inſoweit Anwendung, als 
nicht befondere Borjchriften der 
—— ‚oder der 
andesgeſetze abweichende Be— 
ſtimmungen enthalten. 
Das Gleiche gilt in An— 
ſehung der Mitglieder des vor— 
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maligen Hannoverihenfönigs: 
baufes, des vormaligen Kur— 
befiiihen und des vormaligen 
Dergeglih on ſauiſchenFürſten— 


8 
Art. 58. In Anſehung 
der Familienverhältniſſe und 
der Güter derjenigen Häuſer, 


welche vormals reichsſtändiſch 
geweſen und ſeit 1806 mittel— 


bar geworden ſind oder welche 


| 
| 
| 





diefen Häuſern bezüglib der 
Samilienberhältnif je und der | 


üter durch Beſchluß der vor= 
maligen deutjchen Bundesver— 
ſammlung oder vor dem 


NE 
frafttreten Des ee 
Geſetzbuchs Durch Landesgeſetz 


gleichgeſtellt worden ſind, blei— 


ben die Vorſchriften der Lan- 


desgeſetze und nach Maßgabe 
der Landesgeſetze die Vor— 
ſchriften der Hausverfaſſungen 
unberührt. 

Das Gleiche gilt zu Gun— 
ſten des vormaligen Reichs⸗ 
adels und derjenigen Familien 
des landſäſſigen Adels, welche 
vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs dem 
vormaligen Reichsadel durch 
Landesgeſetz gleichgeſtellt wor— 
den ſind. 

Art. 59. Unberiübrt bleis 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über Familienfidei— 
kommiſſe und Lehen, mit Ein— 
ſchluß der allodiſizirten Reben, 
ſowie iiber Stammgüter. 

Art. 60. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ichriften, welche die Beſtellung 
Euer ppothef, Grundichuld 
oder 





| 





Grundſtücke, — en erde 
nad den in Den 

bi® 59 bezeichneten Sorkhiit 
ten nur beichränft zuläflia it, 
dahin geitatten, daß der Gläu— 
biger Befriedigung aus dem 
Grundftiidelediglih im Wege 
= —— ſuchen 


et. 61. Sit die Veräußer— 
ung oder Belaſtung eines 
Gegenstandes nad den in den 
Art. 57 bis 59 bezeichne- 
ten Vorichriften unzuläſſig oder 
nur beichränft zuläflig, jo fin— 
den auf einen Erwerb, dem 
diefe Vorſchriten entgegen: 
fteben, die PVorjchriften des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs zu 
Gunſten derjenigen, welche 
Rechie von einem Nichtberech 
tigten herleiten, entſprechende 
Anwendung. 

Art. 62. Unberührt blei— 
ben die ae halt Vor: 
ichriften iiber Rentengüter. 

Art. 63. Unberübhrt blei= 
ben die landesgejeglihen Bor: 
ſchriſten iiber das Erbpadt- 
recht, mit Einfluß des Bid: 
nerrechts und des Häusler— 
rechts, in denjenigen Bundes—⸗ 
ſtaaten, in welche ſolche Rechte 
beſtehen. Die Vorſchriften des 
$ 1017 des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs finden auf dieſe Rechte 
entiprehende Anwendung. 

Art. 64. Unberübrt blei=- 
ben die landesgefeglichen Vor— 
Ihriften über daS Anerben= 
recht in Anjebung landwirth- 
ſchaftlicher und foritwirtbichaft: 
liher Grundftüce nebjt deren 


entenſchuld an einem | Bubebür. 
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Die Landesgeſetze fünnen 
das Recht das Erblaſſers, iiber 
das dem Anerbenrecht unter— 
liegende Grundſtück von To— 
deswegen zn verfügen, nicht 
beichränfen. 

Art. 65. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ichriften, welche dem Waſſer— 
recht angebören, mit Eine 








ſchluß des Mühlenrechtg, des 


Flötzrechts und des Flößerei— 
rechts ſowie der Vorſchriften 
zur Beförderung der Bewäſ— 
jerung und Entwäljerung der 
Grundſtücke und der Vorſchrif— 
ten über Anlandungen, ent= 
ftehende Inſeln und verlaſſene 
Flußbetten. 
Art. 66. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche dem Deich: und 
Sielxecht angehören. 
Art. 67. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche dem Bergrecht 
angehören. 
Iſt nach landesgeſetzlicher 
Vorſchrift wegen Beſchädig— 
ung eines Grundſtücks durch 
Bergbau eine Entſchädigung 
zu gewähren, 
Vorſchriften Art. 


der 52, 


jo finden die | 


Einführungsgejeg zum Bürgerliden Gejegbuche. 


rals geitatten und den Inhalt 
dieſes echtes näher beſtim— 


men. Die Borjcriften der 
88 874, 875, 876, 1015, 


1017 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs finden entiprechende Anz 
wendung. 


Art. 69. Unberührt blei- 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über Jagd undſFiſcherei, 
unbeſchadet der Vorſchrift des 
Ss 958 Abi. 2 des Bürgerlichen 


Geſetzbuchs und der Vorſchrif— 


ten de3 Bürgerlichen Gejeg- 
buchs über den Erſatz des 
Wildſchadens. 


Art. 70. Unberiihrt blei— 


ben die landesgeſetzlichen Vor— 


ſchriften iiber die Grundſätze, 
nach welchen der Wildſchaden 


feſtzuſtellen iſt, ſowie die lan— 


welchen der 


53 Anwendung, ſoweit nicht | 
die Yandesgejete ein Anderes 


bejtimmen. 


Art. 68. Unberührt bleis 


ben die landesgejeglihen Vor— 


ichriften, welche die Belaftung 


eines Grundſtücks 
vererblichen und veräußerlichen 
Rechte zur Gewinnung eines 
den bergrechtlichen Vorſchrif—⸗ 


nit dem | 


tennicht unterliegenden Mine= | 


desgeſetzlichen Vorſchriften, nach 
Anſpruch auf Er⸗ 
ſatz des Wildſchadens inner— 
halb einer beſtimmten Friſt 
bei der zuſtändigen Behörde 
geltend gemacht werden muß. 
Art. 71. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, nach welchen 
1. Die Verpflichtung zum 
Erſatze des Wildſchadens 
auch dann eintritt, wenn 
derSchaden durch jagdbare 
Thiere anderer als der im 
$ 835 des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs bezeichneten Gatt⸗ 
ungen angerichtet wird; 
2. für den Wildichaden,. Der 
durch ein aus einen Ge— 
hege ausgetretenes iagdba- 
res Thier angerichtet wird, 
der Eigenthümer oder der 
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Beſitzer des Geheges ver- 
antwortlich ift; 

3. der Eigenthümer eines 
Grundftüd3, wenn das 
Sandredt auf einem an 
deren Grundſtücke nur 
gemeinschaftlih mit dem 

agdrebt auf seinem 

rundftiif ausgeübt wer: 
den darf, für den auf dem 
anderen Grundſtück ange: 
richteten Wildſchaden auch 
dann haftet, wenn er die 
ihn angebotene Pachtung 
der Jagd abgelehnt bat; 

4. der Wildichaden, der an 
Gärten, Obftgärten, Wein= 
bergen, Baumſchulen und 
einzelftehenden Bäunten 
angerichtet wird, Dann 
nicht zu erjegen ift, wenn 
die Heritelungvon Schutz⸗ 
vorrichtungen unterblieben 
ift, die unter gewöhnlichen 
Umftänden zur Abwend— 
ung des Schadens aus— 
reichen; 

5. die Verflichtung zum Scha— 
denerſatz im Falle des 
8 835 Abi. 3 des Bür— 

gerlihen Geſetzbuchs ab= 
weichend beitimmt wird; 


— —— 





6. die Gemeinde an Stelle 
der Eigenthümer der zu 


einem FJagdbezirfe verei— 
nigten Grunditüde zum 


geit auf die Eigenthiimer 
rechtigt iſt oder an 
Stelle der Eigenthümer 
oder des Verbandes der 
Eigenibümer oder Der 


' nicht in dem 
ſetzbuche beiondere Beſtimm— 
Erſatze des Wildſchadens 
verpflichtet und zum Rüd- | 





| 


Gemeindeodernebenihnen | 


Bayerns Gejete und Gejeßbücher XXXIV. Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Bd. 


der Jagdpächter zum Er: 
ſatze des Schadens ver- 
pflichtet iſt; 

7. der zum Erjate des Wild- 
ſchadens Berpflichtete Er: 
ftattung des geleiſteten 
Erſatzes von demjenigen 
verlangen fann, welcer in 
einen anderen Bezirke 
zur Ausübung der Jagd 
berechtigt iſt. 

Art. 72. Beſteht in An— 
jebung eines Grundſtücks ein 
zeitlich nicht begrenztes Nup: 
ungsrect, jo finden die Vor— 
ihriften des $ 835 de3 Bir: 
gerliben Geſetzbuchs über Die 
Berpflichtung zum Erſatze des 
MWildibadens mit der Maß— 
gabe Anwendung, daß an 
die Stelle des Eigenthümers 
der Nutzunssberechtigte tritt. 

Art. 73. Unberührt blei= 
ben die landesgeſetzlichen Bor- 
ichriften über Regalien. 

Art. 74. Unberihrt blei- 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
Ihriften über Zwangsrechte, 
Bannrehte und Realgewerbe- 
berechtigungen. 

Art. 75. Unberührt blei= 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ichriften, welche dem Verficher: 
ungsrechte angehören, jomweit 

Vürgerlihen Ge: 


ungen getroffen find. 

Art. 76. Unberührt blei- 
ben die landesgejeglichen Vor: 
ichriften, welche dem Verlags— 
recht angehören. 

Art. 77. Unberührt blei- 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ichriften über die Haftuug des 
28 
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Staates, der Gemeinden und 
anderer Rommunal:Verbände 
(Provinzial, Kreis-⸗, 
verbände) fiir den von ıbren 
Beanten 
Dielen andertrauten Öffentlichen 
Gewalt zugefitgten Schaden 
ſowie die landesgefeglichen Bor: 
ichriften, welche das Recht des 
Beibädigten, von dem Beam— 
ten den Eriaß eines ſolchen 
Schadens zu verlangen, infos 
weit ausichließen, als der Staat 
oder der Kommunal-Verband 
baftet. 

Art.78. Unberührt bleiben 
die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, nach welchen die Beamten 
für die von ihnen angenom— 
menen Stellvertreter und Ge— 
hilfen in weiterem Umfange 
als nach dem Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuche haften. 

Art. 79. Unberührt bleiben 


Amts-⸗ 
in Ausübung der 





ten aus dem Amts» oder Dienfi‘ 
verbältnifie, mit Einfluß der 
Ansprüche der Hinterbliebenen. 

Unbexührt bleiben die lan: 
desgeſetzlichen Vorichriften iiber 
das Bfriindenrect. 

Art. 81. Unberübrt bleiben 
die landesgeieglichen Vorſchrif— 
ten, welche die llebertragbarfeit 
der Anipriiche der im Artifel 
80 Abi. 1 bezeichneten Per— 
fonen auf Bejoldung. Warte 


' geld, Nubegebalt, Wittwen— 





die landesgefeglichen Borfchrife | 


ten, nach welchen Die zur anıt: 
lichen Feititellung des Werthes 
von Grundſtücken beſtellten 
Sachverſtändigen für den aus 
einer Verletzung ihrer Berufs— 
pflicht entſtandenen Schaden 
in weiterem Umfange als nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche 


haften. 
Art. 80. Unberührt bleiben, 
ſoweit nicht in dem Biür— 


gerlichen Geſetzbuch eine be: 
tondere Beſtimmung getroffen 
ift, die landesgeleglichen Vor— 
ichriften iiber die vermögens— 
rechtlichen Ansprüche und Ber: 
bindlichleiten der Beanıten, der 
Geiſtlichen und der Lehrer an 
öffentlichen Unterrichtsanſtal— 


und Waifengeld _ beichränfen, 
fowie die landesgejeßlichen Bor: 
ichriften, welche die Aufrech- 
nung gegen ſolche Aniprüche 
abweichend von der VBorichrift 
des $ 394 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zulaffen. 

, Art. 82, Unberührt bleiben 
die Vorichriften der Landesge— 
jeße iiber die Verfaſſung folder 
Vereine, deren Rectstäbigfeit 
auf jtaatlicher Berleihbung be= 
rubt. 

Art. 83. Unberübrt bleiben 
die landesaejeßlichen Vorſchrif— 
ten über Waldgenofienschaften. 

Art. 84. Unberübrt bleiben 
die landesgejeßlichen Vorſchrif— 
ten, nad welden eine Re— 
ligionsgeſellſchaft odereine geilt: 
liche Geſellſchaft Rechtstäbigfeit 
nur im Wege der Gejeßgebung 
erlangen fann. 

Art. 85. Unberührt bleiben 
die landesgejeßlichen Vorſchrif— 
ten, nach welden im alle des 
$ 45 Abſ. 3 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs das Vermögen des 
aufgelöften Vereins an Stelle 
des Fiksus einer Körperichaft, 





Stiftung oder Anftalt des 
öffentlihen Rechtes anfällt. 


Art. 86. Unberührt bleiben 
die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, welche den Erwerb von 
Rechten durch juriftifche Ber: 
fonen bejchränfen oder von 
ftaatliher Genehmigung ab— 
hängig machen, foweit Dieje 
Boricriften Gegeuftände im 

Werthe von mehr als fünf: 
taufend Mark betreffen. Wird 
die nach dem Landesgeſetze zu 
einem Erwerbe von Todes— 
wegen erforderliche Genehmig— 
ung ertheitt, jo gilt fie al3 vor 
dem Er fall ertheilt; wird fie 


verweigert, fo gi die juriftiiche | MR 
N 


Berjon in Anſehung des Anz 
talls als nicht —— die 
Vorſchrift des $ 2043 des Biür⸗ 
gerlichen Sefetbuche findet 
a Anwendung. 
Art. 87. Unberübrt bleiben 
die landesgejeglichen Vorſchrif⸗ 
ten, weldhe die Wirkſamkeit 
von. Schenkungen am Mit: 
glieder religiöfer Orden oder 
ordensäbnlicher Kongregas 
tionen von ftaatlicher Geneh— 
migung abhängig machen. 
Unberührt bleiben die lan: 
desgeſetzlichen Vorſchriften, nach 
welchen Mitglieder religiöfer 
Drden oder ordensäbnlicher 
FKongregationen nur mit Ko 


licher — von To= 
deswegen erwerben fünıen. Die 
Borichriften des Artikel 86 | 


Sag 2 finden entiprechende An: 
wendung. 

Mitglieder folcher religiöfer 
Drden 
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Kongregationen, bei denen Ge: 
Lübde auf Lebenszeit oder auf 
unbeftinimte Zeit nicht abgelegt 
werden, unterliegen nicht den 
in den Abi. 1, 2 bezeichneten 
Vorſchriften. 

Art. 88. Unberührt bleiben 
die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, welche den Erwerb von 
Grundſtücken durch Ausländer 
von ſtaatlicher Genehmigung 
abhängig machen. 

Art. 89. Unberübrt bleiben 
die landesgeſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten über die zum Schutze der 
Grundſtücke und der Erzeug— 
niſſe von Grundſtücken geftattete 
fändung von Saden, mit 
Einſchluß der Vorihriften über 
die Entrihtung von Pfandgeld 


' oder Erjaßgeld. 


Art. 90, Unberührt blei- 
ben die landesgefeglichen Vor: 
ichriften über Die Rechtsver⸗ 
hältniſſe, welche ſich aus einer 


auf Grund des öffentlichen 
Rechtes wegen der Führung 





oder vrdenähnlicher | 


eines Amtes oder wegen eines 
Wewerbe= Betriebes erfolgten 
Sicerbeitäleiftung ergeben. 
Art. 91. Unberührt blei- 
ben die landesgejeßlichen Bor: 
fchriften, nach welchen der 
Fiskus, eine Körperſchaft, Stift: 
ung oder Anftalt des üffent- 
lichen Rechtes oder eine unter 
der Verwaltung einer öffent— 
lichen Behörde ftehende Stift: 
ung berechtigt iſt, zur Sicher— 
ung gewiſſer Forderungen die 
Eintragung einer Hypothek an 
Grundſtücken des Schuldners 
zu verlangen, und nach wel— 
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hen die Eintragung der Hy— 
potbef auf Erjuchen einer be: 
jtimmten Behörde zu erfolgen 
hat. Die Hypothek fann nur 
al3 Sicherungshypothek einge 


tragen werden; fic entſteht mit 


der Eintragung. 

Art. 92. Unberührt blei= 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ichriften, nah welden Zahl— 
ungen aus Öffentlichen 
an der Kaſſe in Empfang zu 
nehmen jind. 

Art. 93. Unberührt blei: 


ben die landesgeleglichen Bor: 


ſchriften über die Friften, bis 
u deren Ablaufe geimiethete 

äume bei Beendigung des 
— — zu räumen 
ſind. 

Art. 94. Unberiihrt blei= 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche den Geſchäfts— 
betrieb der gewerblichen Pfand: 
leiher und der Pfandleihan— 
ftalten betreffen. 

Unberührt bleiben die lan: 
desgeſetzlichen Vorſchriften, nach 
welchen öffentlichen Pfandleih⸗ 
anftalten das Recht zuſteht, die 
ihnen verpfändeten Sachen dem 
Berechtigten nur gegen Bezahl⸗ 
ung de3 auf die Sache ge— 
währten Darlehens herauszu— 
geben. 


Art. 95. Unberührt blei= | 


ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ichriften, welche dem Geſinde— 
recht angehören. Dies gilt 
insbeſondere 
Vorſchriften über die Scha— 


allen 








auh von den 
Belaſtung einer 
denserſatzpflicht desjenigen, wel⸗ 
cher Geſinde zum widerrecht⸗ 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 


lichen Verlaſſen des Dienſtes 
verleitet oder in Kenutniß 
eines noch bejtehenden Gefinde: 
verhältnifies in Dienft nimmt 
oder ein unrichtiges Dienft- 
zeugriß ertbeilt. 
ie Borichriften der SS 104 
617 big 


bis 115, 181, 278, 
' 619, 624, 831, des $ 840 Abi. 2 


und des 8 1358 des Bürger 
lien Geſetzbuchs finden An— 
wendung, die Borjchriften des 


' $ 617 jedoch nur infoweit, als 


die Landesgejege dem Geſinde 
nicht weitergehende Anjprüche 
gewähren. 

Ein Züchtigungsrecht fteht 
denn Dienitberedhtigten dem 
Geſinde gegenüber nicht zu. 


Art. 96. Unberührt blei= 
ben die Landesgefeglichen Bor- 
ſchriften über einen mit der 
Ueberlafjung eines Grundſtücks 
in Verbindung ftehenden Leib: 
gedings⸗, Leibzuchts-, Alten 
theil8 oder Auszugövertrag, 
joweit fie das fich aus dent 
Bertrag ergebende Schuldver- 
bältnig für den Fall regel, 
daß nicht beiondere Berein= 


 barungen getroffen werden. 


Art. 97, Unberührt blei- 
ben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ichriften, welche die Eintrag- 
ung von Gläubigern des 
Bundesitaates in ein Staats— 
Ihuldbuch und die aus der 
Eintragung Ti ergebenden 
Rechtsverhältniffe, insbefon= 
dere die Uebertragung und 
uchforder- 
ung, regeln. 

Soweit nad) diefen Bor: 
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ſchriften eine Ebefrau berech— 
tigt es Veriper zu 
ftellen, ift dieſes 

ichlofien, wenn ein Vermerk zu 
Gunften de8 Ehemanns im 
Schuldbuc eingetragen ift. Ein 
jolher Vermerk iſt einzutra= 
gen, wenn Die Ehefrau oder 
mit ihrer BZuftimmung Der 


Ehemann die Eintragung bes 


antragt. Die Ehefrau ift dem 
Ehemanne gegenüber zur Er: 
theilung der Zuſtimmung ver— 
pflichtet, wenn fie nach dem 
unter ihnen beitebenden Gü— 
teritand iiber die Buchforder- 
ung nur mit Zuftimmung des 
Ehemanns verfügen kann. 
Art. 98, Unberührt blei- 
ben die landesgeleglichen Vor: 
Schriften über die Rückzahlung 
oder Ummandlung verzing= 
liber Staatsjchulden, für die 


Sonbaber » Papiere ausgegeben | 


oder die im Staatsſchuldbuch 
eingetragen find. 
rt. 99. Unberührt blei= 

ben die landesgeſetzlichen Bor: 
Schriften iiber die Öffentlichen 
Sparfafien, unbejchadet der 
Vorſchriften des $ 808 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
der Vorſchriften des Bürger— 
lichen Geſetzbuchs über die 
Anlegung von Mündelgeld. 

Art. 100. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriſten, nach welchen bei 
Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber, die der Bundesitaat 
oder eine ihm angehörende 
Körperihaft, Stiftung oder 
Anitalt des öffentlichen Rech: 
tes ausſtellt: 


echt audge= | 


1. die Gültigkeit der Unter 
zeihnung von der Beob⸗ 
ahtung einer bejonderen 
Form abhängt, auch wenn 
eine folhe Beltimmung in 
die Urkunde nicht aufge— 
nommen it; 

2. der im $ 804 Abi. 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs be= 
eichnete Anſpruch ausge— 
—— iſt, auch wenn die 
Ausſchließung in dem Bing: 
oder Wentenicheine nicht 
beſtimmt it. 


Art. 101. Unberührt blei: 
ben die landesgefeglichen Vor: 
ichriften, welche den Bundes— 
ftaat oder ihm angebörende 


' Körverichaften, Stiftungen und 


Anitalten des öffentlichen Rech— 
tes abweichend von der Vor— 
ichrift des 8 806 Sak 2 des 
Bürgerliben Gejeßbuchs vers 
pflihten, die von ihnen aus 
geitellten, auf_ den Inhaber 
lautenden Schuldverſchreib— 
ungen auf den Namen eines 
beftimmten Berechtigten ums 


' zufchreiben, jowie Die landes— 


geſetzlichen Vorichriften, welche 
die fih aus der Umschreibung 
einer ſolchen Schuldverſchreib— 
ung ergebenden Rechtsverhält— 


niſſe, mit Einſchluß der Kraft— 


loserklärung, regeln. 


Art. 102. Unberührt bleis 
ben die landesgefetzlichen Vor: 
ichriften über die Kraftloser— 
Härung und die Zahlungs— 
iperre in Anſehung der im 
: 807 des Bürgerlichen Ge- 
etzbuchs bezeichneten Urkunden, 

Unberührt bleiben die lan: 


438 Einführungsgefe zum 
desgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche für die Kraftloserklärung 
der im $ 808 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Ur: 
funden ein anderes Verfahren 
als das Aufgebot3verfahren be= 
ſtimmen. 

Art. 103. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, nach welchen der 


Bürgerlichen Geſetzbuche. 


| 


| 
l 


Staat jowie Verbände und Anz 


ftalten, die auf Grund des | ı 


öffentlichen Rechtes zur Ge— 
wäbrung von Unterhalt vers 
pflichtet find, Erſatz der für 
den Unterhalt gemachten Auf— 
wendungen von der Perſon, 
welcher fie den Unterhalt ge— 
währt babe, jowie von den: 
jenigen verlangen fünnen, welche 
nad Den 
Bürgerlihen Gejeßbuches nn= 
terbaltspflichtig waren. 

Art. 104. Unberübrt blei: 
ben die landesgejeglihen Bor: 
Ichriften über den Anſpruch 
auf Rückerſtattung mit Uns 
recht 
Abgaben vder Kojten eines 
Verfahrens. 

Art. 105. Unberührt blei: 
ben die landesgeleglihen Vor: 
ichriften, nach welchen der Un: 
ternebmer eines Eiſenbahnbe— 
triebes oder eines anderen mit 
emeiner Gefahr verbundenen 

etrieb8 fiir den aus dem 
Betrieb entjtehenden Schaden 
in weiterem Umſang als nad) 
den Vorschriften des Bürger: 
lien Geſetzbuchs verantivorte 
lich iſt. 
Art. 106. Unberührt blei- 
ben die landesgefeglichen Vor— 


Borichriften des 





siebung j 





Ihriften, nach welden, wenn 
ein dem Öffentlichen Gebrauche 
dienende Grundſtück zu einer 
Anlage oder zu einem Betriebe 
benugt werden darf, der Un— 
ternehmer der Anlage oder 
des Betriebes fiir den Scha= 
den verantwortlich ift, der bei 
dem Öffentlichen Gebrauche des 
Grundſtücks durch die Anlage 
oder den Betrieb verurjacht 


vird. 

Art. 107. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über die Verpflicht— 
ung zum Erſatze des Scha— 


dens, der durch das Zuwider— 


handeln gegen ein zum Schutze 
von Grundſtücken erlaſſenes 
Strafgeſetz verurſacht wird. 
Art. 108. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über die Verpflicht— 
ung zum Erſatze des Schadens, 
der bei einer Zuſammenrott— 
ung, einem Auflauf oder 


‚ einen Aufruhr entfteht. 
erhobener öffentlicher 


Art. 109, Unberübrt blei= 
ben die landesgejeglichen Vor— 
Ichriften über die im öffent— 
lichen Intereſſe erfolgende Ent— 
Beihädigung oder 
Benutung einer Sache, Bes 
Ihränfung des Eigenthums 
und — oder Be— 
Ihräntung von Rechten. Auf 
die nad) landesgejeßlicher Vor— 
ſchrift wegen eines foldyen 
Eingriffs zu gewährende Ent— 
Ihädigung finden die Vor— 
Ichriften der Artikel 52, 53 
Anwendung, foweit nicht die 
Landesgejege ein Anderes bes 
ſtimmen. | 
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Art. 110. Unberührt blei 
ben die landesgejeglichen Vor— 
ſchriften, welche für den Fall, 
dab zerftörte Gebäude in ans 
derer Lage wiederhergeftellt 
werden, die Rechte an den be= 
theiligten Grundſtücken regeln. 

Art. 111. Unberührt blei- 
ben die landesgefeglichen Vor: 
fchriften, welche im öffentlichen 
Intereſſe das Eigenthum in 
Anfebung thatſächlicher Ver— 
fügungen beſchränken. 

Art.112. Unberührt bleiben 
die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten über die Behandlung der 
einen Eiſenbahn- oder Klein— 
bahnunternehmen gewidmeten 
Grundſtücke und ſonſtiger Ver— 
mögensgegenſtände als Einheit 
(Bahneinheit), über die Veräu— 
Beruna und Belaſtung einer ſol— 
chen Bahneinheit oder ihrer 
Beſtandtheile, insbeſondere die 
Belaſtung im Falle der Aus— 
ſtellung von Theilſchuldver— 
ſchreibungen auf den Inhaber, 
und die ſich dabei ergebenden 
Rechtsverhältniſſe ſowie über 
die Liquidation zum Zwecke 
der Befriedigung der Gläubi— 
ger, denen ein Recht auf ab— 
geſonderte Befriedigung aus 
den Beſtandtheilen der —5* — 
einheit zuſteht. 

Art. 113. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über die — 
legung von Grundſtücken, über 
die Gemeinheilstheilung, die 
Regulirung der Wege, die 
Ordnung der gutsherrlich— 
bäuerlichen Verhältniſſe, ſowie 
über die Ablöſung, Umwand 





lung oder Einſchränkung von 
Dienftbarfeiten und Reallaſten. 
Dies gilt insbeſondere auch 
von den Vorſchriften, welche 
die durch ein Verſahren dieſer 
Art begründeten gemeinichaft- 
lihben Angelegenheiten zum 
Gegenſtande haben oder welche 
fih auf den Erwerb des Eigen: 
thums, auf die Begründung, 
Aenderung und Aufhebung von 
anderen Rechten an Grund— 
ſtücken und auf die Berichtig: 
ung des Grundbuch beziehen. 
Art. 114. Unberxührt blei- 
ben die landesgejeglichen Vor— 
ſchriften, nach welchen Die dem 
taate oder einer Öffentlichen 
Anftalt in Folge der Ordnung 
der  gutsherrlich = bäuerlichen 
Berhältnifie oder der Ablöj- 
ung von Dienftbarfeiten, Real: 
laften oder der Oberlehnsberr= 
lichfeit zustehenden Ablöſungs— 
renten amd jonftigen Real— 
laften zu ihrer Begründung 
und zur Wirkfanıkeit gegen- 
iiber dem Öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nicht der Ein: 
traaung bedirfen. 

Art, 115. Unberührt blei= 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
Ichriften, welche die Belaftung 
eines Grundjtüd mit gewiſ— 
jen Grundbdienitbarfeiten oder 
bejchränften perjönlichenDienfts 
barfeiten oder mit Reallaften 
unterjagen oder beichränfen, 
fowie Die Landesgejeglichen Vor— 
Schriften, welche den Inhalt 
und das Maß folder Rechte 
näber beſtimmen. 

Art. 116. Die in den Ar: 
tifeln 113 bis 115 bezeichneten 
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laudesgelegliben Vorſchriften 
finden feine Anwendung auf 
die nach den $$ 912, 916, 
917 des Bürgerlichen Gefeg- 
buchs zu entrichtenden Geld— 
renten und auf Die in den 
s$ 1021, 1022 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beitimmten Unter 
baltungspflichten. 

Art. 117. Unberübrt blei: 
ben die landesgejeglichen Bor: 
ichriften, welche die Belaftung 


eines Grundſtücks über eine 


beſtimmte Werthgrenze hinaus 
unterſagen. 

Unberührt bleiben die lan— 

desgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche die Belaſtung eines 
Grundſtücks mit einer unkiünd— 
baren Hypothek oder Grund— 
ſchuld unterſagen oder die 
Ausſchließung des Kiindig— 
ungsrechts des Eigenthümers 
bei Hypothekenforderungen und 
Grundſchulden zeitlich beſchrän— 
fen und bei Rentenſchulden 
nur fir eine fürzere als die 
im $ 1202 bj. 2 de3 Bürger: 
liben Geſetzbuchs beſtimmte 
Zeit zulaſſen. 

Art. 118. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche eine Geldrente, 
Rothe Grundichuld oder 

entenjchuld, die dem Staate 
oder einer Öffentlichen Anitalt 
wegen eines zur Verbeſſerung 
des belajteten Grundſtücks ge: 
währten Darlehens zufteht, 
den Vorrang vor anderen Be: 
laftungen des Grundſtücks ein= 
räumen. Zu Gunſten eines 
Dritten finden die Vorſchrif— 
ten der $$ 892, 893 


des | 
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Bürgerlichen Geſetzbuchs Anz 
wendung. 


Art. 119. Unberührt bleis 
ben die landesgeſetzlichen Vor: 
ſchriften, welche 

. die Beräußerung eines 
Grunditüds beichränfen ; 

2, die Theilung eines Grunde 
ſtücks oder die getrennte 
Veräußerung don Grund— 
ſtücken, die bisher zuſam— 
men bewirtbichaftet worden 
find, unterlagen oder be= 
ichränfen ; 

3. die nad $ 890 Abi. 1 des 
Bürgerliben Geſetzbuchs zu⸗ 
läſſige Vereinigung meh— 
rerer Grundſtiücke oder die 
nach $ 890 Abſ. 2 des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs zu— 
läſſige Zuſchreibung eines 
Grundſtücks zu einem an— 
deren®rundjtüd unterſagen 
oder beſchränken. 


Art. 120. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, nach welchen im 

alle der Veräußerung eines 

heiles eines Grundſtücks die- 
ſer Theil von den Belaſtungen 
des Grundſtücks befreit wird, 
wenn von der zuſtändigen Be— 
örde feſtgeſtellt wird, daß die 
echtsänderung für die Be— 
rechtigten unſchädlich iſt. 

Unberührt bleiben die lan= 
desgeſetzlichen Vorſchriften, nach 
welchen unter der gleichen 
Vorausſetzung: 

1. im Falle der Theilun 
eines mit einer Realla 
belaſteten Grundſtücks die 
Reallaſt auf die einzelnen 
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Theile des Grundftüdg ver: 
tbeilt wird; 

2. im Falle der Aufhebung 
eines Dem jeweiligen Eigen- 
thümer eines Grundſtücks 
an einem anderen Grund— 
ſtücke zuſtehenden Rechtes 
die Zuſtimmung derjeni— 
gen nicht erforderlich iſt, 
zu deren Gunſten das 
Grundſtück des Berechtig— 
ten belaſtet ift; 

3. in den Fällen des $ 1128 
des Bürgerlihen Geſetz— 
buchs und, des Artikel 52 
dieſes Geſetzes der dem 
Eigenthümer zuſtehende 
Entſchädigungs -Anſpruch 
von dem einem Dritten an 
dem Anuſpruche zuſtehenden 
Rechte befreit wird. 


Art. 121. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor» 
ichriften, nach welden im Falle 
der Theilung eine für den 
Staat oder eine Öffentliche 
Anstalt mit einer Reallaft be= 
lafteten Grundſtücks nur ein 
Theil des Grundſtücks mit der 
Reallaſt belastet bleibt und da= 
füv zu Gunften Des jeweiligen 
Eigenthümers dieſes Theiles die 
übrigen Theile mit gleichartigen 
Reallaſten belaſtet werden. 


Art. 122. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Bor= 
ſchriften, weiche die Rechte des 
Eigenthümers eines Grund: 
ſtücks in Anſehung der auf 
der Grenze oder auf dem 
Vachbargrundſtück ſtehenden 
Obſtbaume abweichend von den 
Vorſchriften des $ 910 und des 


ı 
I 
| 
I 


— — — — — ei 
en 





Ss 923 Abi. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beftimmen. 
Art.123. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ſchriften, welche das Recht des 
Nothweges zum Zwecke der 
Berbindung eines Grundſtücks 
mit einer Wafleritraße oder 
einer Eifenbahn gewähren. 
Art. 124. Unberührt blei- 
ben die landesgejeglichen Vor: 
ſchriften, welche das Eigen— 
thum an Grundſtücken zu 
Gunſten der Nachbarn noch 
anderen als den im Bürger— 
lichen Geſetzbuche heſtimmten 
Beſchränkungen unterwerfen. 
Dies gilt insbeſondere auch 
von den Vorſchriften, nach 
welchen Anlagen ſowie Bäume 
und Sträucher nur in einem 
beſtimmten Abſtande von der 
Grenze gehalten werden dürfen. 
Art. 125. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ſchriften, welche die Vorſchrift 
des S 26 der Gewerbeordnung 
auf Eifenbahn-, Dampficiffe 
fahrts- und ähnliche Verkehrs— 
unternebmungen eritreden. 
Art. 126. Durch Landes— 
geieg fann das Dem Ötaate 
an einen Grundſtücke zuſteh— 
ende Eigenthbum auf einen 
Kommtmmalverband und Das 
einem Kommunalverband an 
einem Grundjtüde zuſtehende 
Eigentbum auf einen anderen 
Konmunalverband oder auf 
den Staat üibertragen werden. 
Art. 127. Unberübrt blei- 


‚ ben die landesgeieglicen Vor— 


ſchriften über die Uebertrag- 
ung des Eigenthbums an einem 
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Srundftücde, das im Grunde | 


buche nicht eingetragen ift und 
nah den Borjchriften 
Grundbuchordnung auch nad 
der Uebertranung nicht einge: 
tragen zu werden braudt. 


Ihriften über die Begriind- 
ung und Wufbebung einer 
Dienftbarkeit an einen Grunde 
ſtücke, das im Grundbuche 


der 
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den Fall des Konkurſes über 
da8 Vermögen eine8 Mit: 
eigenthümers dem Konkurs: 
verwalter das Recht, die Auf— 
bebung der Gemeinschaft zu 


. verlangen, verjagen. 
Art. 128. Unberührt blei- 
ben die landesgeieglihen Bor: 


nicht eingetragen ift und nad | 


den Vorichriften der Grund: 
buchordnung nicht eingetragen 
zu werden braudt. 


ben die landesgejeßlichen Vor— 


Art. 132. Unberübrt blei: 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ichriften über die Kirchenbau: 
laft und die Schulbaulaft. 

Art. 133. Unberührt blei- 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ichriften über das Recht zur 
Benugung eines Platzes in 


‚ einem dem Öffentlichen Gottes— 
' Dienite gewidmeten Gebäude 
Art. 129. Unberübrt bleis 


Ihriften, nad weldhen das 


Recht 


zur Aneignung eines 


nach $928 des Bürgerlihen Ges 


jeßbuch8 aufgegebenen Grunde 
ftüds an 
einer beſtimmten anderen Ber: 
fon zuſteht. 


Stelle des Fiefus 
Schriften über die 


Art. 130. Unberührt bleis 


ben die landesgejeglihen Vor: 


' Swangderziehung 


ihriften über das Recht zur 


Aneignung der einem Anderen 


gehörenden, im Freien betrof= | 


fenen Tauben. 
Art. 131. 
ben die landesgejeßlichen Bor: 


oder auf einer Öffentlichen Be: 
gräbnißitätte. 

Art. 134. Unberührt blei= 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ichriften iiber die religidje Er: 
ziehung der flinder. 

Art. 135. Unberührt blei— 
ben die landesgefeglichen Vor— 
Zwangser⸗ 
ziehung Minderjähriger. Die 
iſt jedoch, 
unbeſchadet der Vorſchriften 
der $$ 55, 56 des Strafge— 
ſetzbuchs nur zuläflig, wenn 


‚ fie von dem Pormundicafts- 


Unberührt bleis 


Ichriften, welche für den Fall, 
daß jedem der Miteigentbümer | 


eines mit einem Gebäude ver: 


jebenen Grundftüds die aus: | 


ſchließliche Benutzung eines 


gericht angeordnet wird. Die 

nordnung kann außer den 
Fällen der 88 1666, 1838 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nur 


erfolgen, wenn die Zwangser— 


Theiles des Gebäudes einge- 
räumt iſt, das Gemeinſchafts 


verhältniß näher beſtimmen, 


die Anwendung der 88 749 


bis 751 des Bürgerlichen Ge— 


ziehung zur Berhiütung des 
völligen ſittlichen Verderbens 
nothwendig iſt. 

Die Landesgeſetze können 
die Entſcheidung darüber, ob der 
Minderjährige, deſſen Zwangs— 


erziehung angeordnet iſt, in 
ſetzbuchs ausſchließen und für 


einer Familie oder in einer 
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Erziehungs: oder Beflerungs- 
anttalt unterzubringen jei, einer 
Bermwaltungsbehörde übertra- 
gen, wenn die Unterbringung 
auf dffentlihe Koſten zu er: 
folgen bat. 

Art. 136. Unberübhrt blei- 
ben die [andesgeieglichen Vor— 
fchriften, nach welchen 
1. der Vorſtand einer unter 

jtaatlicher Berwaltung oder 

Aufſicht ftebenden Erzieb- 

ungs⸗ oder Verpflegungs⸗ 

anſtalt oder ein Beamter 
alle oder einzelne Rechte 
und Pflichten eines Vor— 
mundes für diejenigen 
Minderjährigen bat, welche 
in der Anjtalt oder unter 
der Auffiht des Vorſtan— 
des oder des Beamten in 
einer von ihm ausgewähls 
ten Familie oder Anftalt 
erzogen oder verpflegt wer: 
den, und der Voritand der 

Anftalt oder der Beanıte 

auch nach der Beendigung 

der Erziehung oder der 

Verpflegung bis zur Voll— 

jährigfeit des ündels 

dieſe Rechte und Pflichten 
behält, unbeſchadet der Be— 
fugniß des Vormundſchafts— 
gerichts, einen anderen Vor— 
mund zu beſtellen: 

2. die Vorſchriften der Wer. 1 
bei unebeliben Minder: 
jährigen auch dann gelten, 


wenn dieje unter der Auf: 


| 





ſtaatlicher Verwaltung oder 
Auflicht ftehenden Erzieh— 
ungs- oder Berpflegungd- 
anjtalt oder ein von ibm 
bezeichneter Angeftellter der 
Anftalt oder einBeamtervor 
den nah $ 1776 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs als Vor— 
münder berufenen Perſonen 
zum Vormunde der in Nr. 
1, 2 bezeichneten Minder- 
jährigen beftellt werden 
faun; 
4. im alle einer nad den 
Borihriften der Nr. 1 bis 
3 Stattfindenden Bevor: 
mundung ein Gegenvor— 
mund nicht zu beftellen ift 
und den Vormunde Die 
nah $ 1852 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs zuläffigen 
Befreiungen zu jteben. 
Art, 137. Unberührt blei: 
ben die landesgefeßlichen Vor— 
Ihriften über die Grundfäße, 
nach denen in Den Fällen des 
1515 Ab}. 2, 3 und der $$ 2049, 


ı 3312 des Bürgerlichen Geieß- 


buch8 der Ertragswerth eines 
Landguts feſtzuſtellen ift. 
Art. 138. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, nach welchen im Falle 
des 8 1936 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an Stelle des 
Fiskus eine Körperſchaft, Stift— 
ung oder Anſtalt des öffent— 
lichen Rechtes geſetzlicher Erbe iſt. 
Art. 139. Unberührt blei— 


ſicht des Vorſtandes oder ben die landesgeſetzlichen Vor— 


des Beamten in der müt— 


terlichen Familie erzogen 


oder verpflegt werden; 
3. der Vorſtand einer unter 


5 


Iichriften, nach welden Dem 
Fiskus oder einer anderen ju— 
riſtiſchen Perſon in Anjebung 
des Nachlafjes einer verpfleg= 


444 
ten oder unterftügten Perſon 
ein Erbrect, ein Bflichttbeil- 
anipruh oder ein Recht auf 
beitimmte Sachen zuitebt. 


Art. 140. Unberübrt blei- 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ichriften, nach welden das 
Nachlaßgericht auch unter an— 
deren als den im 8 1960 Abi. 1 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichneten Vorausſetzungen 
die Anfertiguug eines Nach— 
laßverzeichnifies ſowie Dis zu 





defien Vollendung die erfors | 


derlibenSicherungsmaßregeln, 
in3beiondere die Anlegung 
von Siegeln, von Amtswegen 
anordnen fann oder joll. 


Art. 141. Die Landesge- 
jeße fünnen beftimmen, daß 
für Die Beurkundung von 
Rechtsgeichäften, die nach, den 
Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs gerichtlicher oder 
notarieller Beurkundung be— 
dürfen, entweder nur Die Ge— 
richte oder nur die Notare zu: 
ftändig find. 

Art. 142, Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ihriften, welde in Anjebung 
der in dem Gebiete des Bun— 
desſtaats liegenden Grund— 
ſtücke beſtimmen, daß für die 
Beurkundung des im $ 313 
des Bürgerliben Geſetzbuchs 
bezeichneten Vertrags ſowie 
für die nah $ 873 Abi. 2 des 
Bürgerliben Geſetzbuchs zur 
Bindung der Betheiligten er— 
forderlie Beurkundung der 
Erklärungen außer den Ge— 
richten und Notaren auch ans 
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dere Behörden und Beamte 
zuftändig find. 

Art. 143. Unberübrt blei- 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ichriften, weldbe in Anjebung 
der in dem Gebiete des Bun— 
desſtaats liegenden Grund— 
ſtücke beſtimmen, daß die Einig— 
ung der Varteien in den 
Fällen der 88 925, 1015 des 

ürgerlichen Geſetzbuchs außer 
vor dem Grundbuchamt auch 
vor Gericht, vor einem Notar, 
vor einer anderen Behörde 
oder vor einem anderen Be— 
amten erklärt werden kann. 

Unberührt bleiben die lan— 
desgeſetzlichen Vorſchriften, nach 
welchen es bei der Auflaſſung 
eines Grundſtücks der gleich— 
zeitigen Anweſenheit beider 


Theile nicht bedarf, wenn das 


Grundſtück durch ein Gericht 
oder einen Notar verſteigert 
worden iſt und die Auflaſſung 
noch in dem Verſteigerungs— 
termine ſtattfindet. 

Art. 144. Unberührt blei— 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über die ſachliche und 
örtliche Zuſtändigkeit der * 
terlegungsſtellen. Die Lan— 
desgeſetze lönnen beſtimmen, 
daß die Anleaung von Mün— 
delgeld nach 8 1808 des Bür- 
gerlichen Geſetzbuchs bei den 
Hinterlegungsſtellen des Bun- 
desſtaats nicht ſtattfindet. 

Art Die Landesge— 
ſetze können über die Hinter— 
legung nähere Beſtimmungen 
treffen, insbeſondere den Nach: 
wei3 der Empfangsberectig- 
ung regeln und vorichreiben, 
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daß Die hinterlegten Gelder 
und Werthpapiere gegen Die 
Berpflihtung zur Rüderftatt- 
ung in das Eigenthum des 
Fiskus oder der als Hinter- 
legungöftelle beftimmten Anz 
jtalt übergehen, daß der Ver— 
fauf der hinterlegten Sachen 
von Amtswegen angeordnet 
werden kann jowie daß der 
Anſpruch auf Rüderftattung 
mit dem Ablauf einer ge= 
willen Zeit oder unter ſonſti— 
gen Voraudfegungen zu Gun: 
ten des Fisfus oder der Hin— 
terlegungeanftalt erliiht. In 
den ‚Sülen des $ 382, Des 
s 1171 Ubi. 3 und des $ 1269 
Satz 3 des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs muß dem Hinterleger 
die Rücknahme des hinterlegten 
Betrages mindeſtens während 
eines Jahres von dem Zeit— 
punkt an geſtattet werden, mit 
welchen: das Recht des Gläus 
biger8 auf den hinterlegten 
Betrag erliſcht. 

Bon einer gerichtlichen An— 
ordnung kann die Hinterleg- 
ung nit abhängig gemacht 
werden. 

Art. 146. Iſt durch Lan— 
desgeſetz beſtimmt, 
Hinterlegungsſtellen auch an— 
dere Sachen als Geld, Werth: 


papiere und jonftige Urkunden | 
jowie Koftbarkeiten anzuneh⸗ 8 


den auf 


men baben, fo 
die auf 


Schuldverbältnifie, 


daß Die | 


| 


ne 








— —— Sachen ge⸗ 
i 


richtet 
der 88 372 bis 382 des Bür— 


gerlichen Geſetzbuchs Anwend⸗ 


ung. 


nd, die Vorſchriften 
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Art. 147. Unberührt blei— 
ben die landesgeleglichen Bor- 
ſchriften, nach welden für Die 
dem Vormundſchaftsgericht oder 
dem Nachlaßgericht obliegen= 
den Verrichtungen andere als 
gerichtliche Behörden zuſtän⸗ 
dig ſind. 

Sind durch — 
die Verrichtungen des Nach— 
laßgerichts einer anderen Be— 
hörde als einen Gericht üher— 
tragen, ſo iſt für die Abnahme 
des im $ 2006 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs vorgeſch rie— 
benen Offenbarungseids das 
Amtsgericht zuftändig, in deſ— 
jen Bezirke die Nachlaßbehörde 
ihren Sig hat. 

Art. 148. Die Landesge— 
jege können die Zuftändigfeit 
des Nachlaßgerichts zur Auf 
nahme des Inventars aus— 
ſchließen. 

Art. 149. Unberührt blei— 
ben die Landesgejeßlichen Vor— 
Ihriften, nach welchen bei der 
Erribtung einer Verfiigung 
von Todesiwegen der Richter 
an Stelle des Gerichtgichreis 
berö oder der zwei Zeugen 


eine bejonderd dazu beitellte 


Urkundsperjon zuziehen kann. 


uf die Urkundsperſon fin= 
den Die Vorſchriften Der 


t bi 2236 des Biirger- 
lihen Gejegbuchs Anwendung. 

Art. 150. Unberübrt blei- 
ben die Iandesgejetlichen Vor⸗ 
ihriften, nah welden im 
Falle des 55 2249 des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs an Stelle 
des Vorſtehers oder neben dem 
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Vorſteher eine andere amtlich 
beitellte Perſon senin dig iM. 

Art. 151. Durch die Bor: 
kbriften der 88 2234 bis 2245, 


2276 des Bürgerlihen Gejeß: 
und Des Artikel 149 


buchs 
dieſes Geſetzes werden die all— 
gemeinen Vorſchriften der Lan— 
desgeſetze über die Erricht— 
ung gerichtlicher oder notarieller 
Urkunden nicht berührt. Ein 
Verſtoß gegen eine ſolche Vor— 





ſchrift iſt, unbeſchadet der Vor- 


ſchriften über die Folgen des 
Mangels der ſachlichen Zu— 
ſtändigkeit, ohne Einfluß auf 
die 
von Todeswegen. 


ültigkeit der Verfügung | 


Vorgänge 
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Art. 152. Unberührt blei⸗ 
ben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche für die nicht 
nach den Vorſchriften der Ci— 
vilprozeßoxdnung zu erledigen 
den Nechtsitreitigkeiten Die 
beftimmen, mit 
denen Die nach den Vorſchrif— 
ten des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs an die Klagerhebung 
und an die Rechtshängigkeit 
gefniipften Wirkungen eintre= 
ten. Soweit jolde Vorſchrif⸗ 
ten fehlen, finden die Vor— 
ſchriften der Civilprozeßord⸗ 
nung entſprechende Anwend— 
ung. 


Vierter Abjchnitt. 
Uebergangsporjchriften. 


Art. 153. Wer zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bür— 


gerlichen Geſetzbuchs nicht das 


einundzwanzigſte Lebensjahr 


Art. 155. Wer zur Zeit 


des Inkrafttretens des Bür— 


vollendet bat, aber für voll-⸗ 


jährig erklärt ift oder jonft 
die rechtliche Stellung eines 
Boljährigen erlangt bat, ftebt 
von Dieler Zeit an einem 
Volljährigeu gleich. 

Art. 154. Mer nah den 


franzöfifchen oder den badischen 


Gejegen emanzipirt oder aus 
der Gewalt entlafien iſt, ftebt 
von dem Sinfrafttreten des 


Bürgerliben Geſetzbuchs an, 


wenn er zu dieſer Zeit das acht— 
zehnte Lebensjahr vollendet hat, 
einem VBolljährigen, andernfalls 


einem Minderjährigen gleich. 


gerlihen Geſebuchs wegen 
Geiſteskrankheit entmindigt ift, 
ftebt von Diefer Zeit an 
einem nach den VBoricriften 
des Bürgerliben Geſetzbuchs 
wegen Geiſteskrankheit Ent— 
mündigten qleich. 

Art. 156. Wer zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bür— 
gerlichen Geſetzbuchs wegen 
Verſchwendung entmündigt iſt, 
ſteht von dieſer Zeit an einem 
nach den Vorſchriften des Bür— 
gerlichen Geſetzbuchs wegen 
A ui Entmündigten 


gleich. 
Dasfelbe gilt von demjenis 
gen, Fir welden nad den 


franzöfiichen oder den badiſchen 
Geſetzen wegen Verſchwendung 
die Beſtellung eines Beiſtan— 
des angeordnet iſt. 


Art. 157. Die Vorſchrif— 





ten der franzöſiſchen und ba-⸗ 


diſchen Geſetze iiber den erwähl: 
ten Wohnſitz bleiben für Rechts— 


verhältnifie, die fich nach Dies 


ien Geſetzen beitimmen, in 
Kraft, fofern der Wohnfig vor 
dem Inkrafttreten des Bür— 
gerlichen Geſetzbuchs erwählt 
worden iſt. 

Art 158. Die Wirkungen 
einer vor dem Inkrafttreten 


des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


IV. Abſchnitt: Uebergangsvorſchriften. 





erfolgten Todeserklärung be 
jtimmen fich nach den bisheri= | 
aen Geiegen , joweit. ſich nicht 


aus den Artifeln 159, 160 ein 
Anderes ergibt. 


Art. 159. 
einer vor dem Inkrafttreten 


Der Ehegatte 


des Biürgerliben Gejegbuhs 


für todt erklärten Perſon 
fann nad dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
eine neue Ehe eingehen, auch 
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mund, Gegenvormund, Pfleger, 
Beiſtand oder Mitglied eines 
Familienraths endigt, gelten 
dieſe Vorſchriften von dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an auch für eine 
vorher erfolgte Todeserklärung. 


Art. 161. Ein zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bür— 
gerlichen Geſetzbuchs anhängi— 
ges Verfahren, das eine Todes: 
erklärung, eine Verſchollenheits— 
erflärung oder die Einweisung 
des mutbmaßlichen Erben in 
den Beliß oder Genuß des 
Vermögens eines VBerichollenen 
zum Gegenftande bat, ift nach 
den bisherigen Gejeßen zu er— 
ledigen. 


St vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
eine Verſchollenbeitserklärung 
oder die vorläufige Emweiſ— 
ung des muthmaßlichen Erben 
in den Beſitz oder Genuß des 
Vermögens eines Verſchollenen 
erfolgt, ſo ſind die bisherigen 


Geſetze auch für die Todes— 


wenn die Wiederverheirathung 


nach den bisherigen Geſetzen 


nicht zuläflig fein wiirde. Die 


Borichriiten der 88 1348 bis 
1352 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs finden entiprechende An: 
wendung. 
Art. 160. 
den Borichriften des Bürger— 
lichen Geſetzbuchs in, Folge 
einer Todeserklärung die elter— 
liche Gewalt des Verſchollenen, 
die Vormundſchaft, die Pfleg— 
ſchaft ſowie das Anıt als Vor: 


erklärung ſowie für Die end- 
gültige Einweifung maßgebend. 
Nach den bisberigen Ges 
jeßen beitimmen ſich auch Die 
Wirkungen der nah Abi. 1,2 
ergebenden Entſcheidungen. Im 


Faͤlle der Todeserklärung fin— 


Soweit nad den die Vorſchriften der Art. 


159, 160 Anwendung. 


Art. 162. Soweit eine nad 
den bisherigen Gejeten er— 
folgte oder nah Art. 161 
Abt. 2 zuläfjige endgültige 
Einweifung des muthmaßli— 
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ben Erben in den Befiß oder 
Genuß des Bermögend Des 
Berichollenen ohne Einfluß auf 
Rechtöverhältnifie ift, auf die 
jih die Wirkungen der Todes- 
erflärung nach dem Bürger: 
lichen Geſetzbuch erftreden, ift 
nab dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs eine 
Zodeserflärung nach deſſen 
Vorſchriften zuläſſig; die Wirk: 
ungen beſchränken ſich auf 
dieſe Rechtsverhältniſſe. 

Art. 163. Auf die zur 
a de3 Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs be— 
ſtehenden juriſtiſchen Perſonen 
finden von dieſer Zeit an die 
Vorſchriften der 88 25 big 
53, 85 bis 89 des Bürgerlichen 
Geießbudh8 Anwendung, ſo— 
weit fich nicht aus den Ars 
tifeln 164 bis 166 ein Ande= 
res ergibt. 

Art. 164. In Kraft blei- 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ſchriften über Die zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgers 
lichen Geſetzbuchs beſtehenden 
Realgemeinden und ähnlichen 
Verbände, deren Mitglieder als 
ſolche zu Nutzungen anlands u. 
forſtwirthſchaftlichen Grund— 
ſtücken, an Mühlen, Brauhäu— 
tern und ähnlichen Anlagen 


berechtigt find. Es macht Fei: 


nen Unterjchied, ob die Real- 
— oder ſonſtigen Ver: 
ände juriftiiche Perſonen find 
oder nicht und ob die Berech— 
tigung der Mitglieder an 





1) Siehe B.G. E82. IV. ©. 341. 
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Grundbeſitz gefnüpft ift oder 
nicht. 


Art. 165. In Praft blei- 
ben die Vorichriften der baye— 
riihen Geieße, betreffend die 
privatrechtlihe Stellung der 
Vereine jowie der Erwerb3- 
und Wirthſchaftsgeſellſchaften, 
von 29. April 1869 1) in An— 
ſehung derjenigen Vereine und 
regiftrirtenGejellichaften, welche 
auf Grund dieſer Gejege zur 
zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs be— 
ſtehen. 

Art. 166. In Kraft blei— 
ben die Borkchriften des ſächſi⸗ 
ſchen Gejege vom 15. Juni 
1868, betreffend die juriftiichen 
Perionen, in Anjehung der- 
jenigen Berjonenvereine, welche 
zur Zeit des Inkraftiretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Rechtsfähigkeit durch Ein— 
tragung in das Genoſſen— 
ſchaftsregiſter erlangt haben. 

Art. 167. In Kraft blei= 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ſchriften, welche die zur Zeit 
de3 Inkrafttreten des Bür— 
gerliben Geſetzbuchs befteben- 
den landigaftlichen oder rit— 
terfchaftlichen Kreditanftalten 
betreffen. 

Art. 168. Eine zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bür— 
erlihen Gejegbuch beſtehende 

rfügungsbeſchränkung bleibt 
wirkſam, unbeſchadet der Bor- 
Ihriften des Bürgerlichen Ge— 


IV. Abfchnitt: Uebergangsvorjchrijten. 


ſetzbuchs zu Guniten derjeni- 
gen, welche Rechte von einen 
Nicbtberechtigten herleiten. 


Art. 169. Die Borichrif: 


ten des Bürgerlichen Geſetz-— 
buch über die Berjäbrung 
finden auf die vor dem Sir 
frafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entitandenen, noch 
nicht verjährten Anſprüche An— 
wendung. Der Beginn ſo— 
wie die Hemmung und Un— 
terbrechung der Verjährung 
beſtimmen ſich jedoch für die 
Zeit vor dem —— des 

ürgerlichen Geſetzbuchs nach 
den bisherigen Geſetzen. 

Iſt die Verjährungsfriſt 
nach dem Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuche kürzer als nach den 
bisherigen Geſetzen, jo wird 
die fürzere Frift von den In— 
frafttreten des Biirgerlichen 
Geſetzbuchs an berechnet. Läuft 
jedody die in den bisherigen 
Geſetzen beſtimmte längereFriſt 
früher als die im Bürgerlichen 
Geſetzbuche beſtimmte kürzere 
Friſt ab, ſo iſt die Verjährung 
mit dem Ablaufe der längeren 
Friſt vollendet. 

Art. 170. Für ein Schuld— 
verhältniß, das vor dem In— 
krafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entſtanden iſt, blei— 
ben die bisherigen Geſetze 
maßgebend. 

Art. 171. Ein zur ge 
des Inkrafttretens des Bür— 
gerliben Geſetzbuchs beitehen= 
des Mieth>, Bacht- oder Dienft: 
verhältniß beftimmt fich, wenn 
nicht die Kündigung nad dem 
Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXI 





—— — — ———— — — — — — — — — — — —— — — 


449 





Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs für den eriten Ter- 
min erfolgt, für den fie nad 
den biöherigen Geſetzen zu— 
läſſig itt, von diefem Termin 
an nach den Vorſchriften des 
Büraerliben Geſetzbuchs. 

, Art. 172. Wird eine Sache, 
die zur Zeit des Inkrafttre— 
tens des Bürgerlichen Gejeß- 
buchs vermietbet oder verpach— 
tet_ war, nad) dieſer Beit ver: 
äußert oder mit einem echte 
belajtet, jo bat der Mietber 
oder Pächter den Erwerber 
der Sache oder des Rechtes 
gegenüber die im Bürgerlichen 
Geſetzbuche beftimmten Recte. 
Weitergehende Rechte des Mie— 
thers oder Pächter, Die fich 
aus den bisherigen Geſetzen 
ergeben, bleiben unberührt, 
unbeſchadet der Borfchrift Des 
Art. 171. 

Art. 173. Auf eine zur 

eit des Inkrafttretens des 

üirgerliben Geſetzbuchs be= 
ftehende Gemeinſchaft nach 
Bruchtheilen finden von die— 
fer Zeit an die VBorichriften 
des PBirgerlichen Geſetzbuchs 
Anwendung. 

Art. 174. Bon den a 
frafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an gelten für die 
vorher ausgeſtellten Schuld- 
perjchreibungen auf den Inha— 
ber die Borichriften der 88798 
bis 800, ‚ 804 und des 
3 806 Sag 1 des Bürger: 
lihen Geſetzbuchs. Bei den 
auf Sicht zablbaren unver= 
zinslihen Schuldverſchreib⸗ 
ungen jowie bei Zins-, Renten: 
Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Br.) 29 
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und Gewinnantheilſcheinen blei- 
ben für die Kraftloserklärung 
und die Zahlungsſperre die 
bisherigen Geſetze maßgebend. 

Die Verjährung der An— 
ſprüche aus den vor dem In— 
krafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs ausgeſtellten Schuld⸗ 
verſchreibungen auf die Inha— 
ber beſtimmt ſich, unbeſchadet 
der Vorſchriften des $ 802 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs, nad 
den bisherigen Gefeßen. 

Art. 175. Für Bingz, 
Renten und Gewinnantheils 
iheine, Die nad dem Inkraft— 
treten des Bürgerlichen Ge— 
jeßbuch8 fir ein vor Diejer 
Zeit ausgeftelltes Inhaberpa— 
pier ausgegeben werden, find 
die Geſetze maßgebend, welde 
für die vor dem Inkrafttreten 
des Biürgerlicheu Geſetzbuchs 


ausgegebenen Scheine gleicher 


Art gelten. 
Art. 176. Die Außerkurs— 


jeßung von Schuldverjchreib- | 


ungen auf den Inhaber findet 
nah dem Inkrafttreten des 
Bürgerliben Geſetzbuchs nicht 
mebr ftatt. Cine vorher er— 
folgte Außerfursiegung ver— 
liert mit dem Jukvafttreten 


des Bürgerliben Geſetzbuchs 


ihre Wirkung. 


Art. 177. Bon dem In— 
frafttreten des Würgerlichen 
Geſetzbuchs an gelten für vor— 
ber ausgegebenen Urkunden 
der im $ 808 des Bürger: 
lihen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art, jofern der Schuldner nur 
gegen Aushändigung der Ur— 


‚ men 
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funde zur Leiftung verpflichtet 
ift, die Vorſchriften des $ 808 
Abi. 2 Sag 2, 3 des Vürger- 
lichen Geſetzbuchs und des Art. 
102 Ab}. 2 dieſes Geſetzes. 


Art. 178. Ein zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bür— 
gerliben Geſetzbuchs —— 
ges Verfahren, das die Kraft⸗ 
loserklärung einer Schuld— 
verſchreibung auf den Inhaber 
oder einer Urlunde der im 
$ 808 deö Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs bezeichneten Art oder 
die Zahlungsiperre für ein 
ſolches Papier zum Gegen- 
ftande hat, ift nad den biß- 
herigen Gejegen zu erledigen. 
Nach diefen Gelesen beſtim— 
ih auch die Wirkungen 
des Berfahrens und der Ent- 
ſcheidung. 


Art. 179. Hat ein An— 
ſpruch aus einem Schuldver— 


hältniſſe nad den bisherigen 


Geſetzen durch Eintragung in 
ein öffentliches Buch Wirk— 
ſamkeit gegen Dritte erlangt. 
ſo behält er dieſe Wirkſamkeit 
auch nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Art. 180. Auf ein zur 
a Inkrafttretens des 

ürgerlihen Geſetzbuchs be— 
ſtehendes Beſitzverhältniß fin— 
den von dieſer Zeit an, unbe— 
ſchadet des Artikel 191, die Vor: 
fchriften des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs Anwendung. 

Art. 181. Auf das zur 
geit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs be= 
ſtehende Eigenthum finden von 


IV. Abſchnitt: Mebergangsvorfchriften. 
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diefer Beit an die Vorfchriften 
des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
Anwendung. 

Steht zur Zeit des an 
frafttretend des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs das Eigenthbum an 
einer Sache Mehreren nit 
nad Bruchtheilen zu oder iſt 
zu dieſer Zeit ein Sonder: 
eigentbum an ftehenden Er— 
zeugniffen eines Grundftücs, 
insbeiondere an Bäumen, bes 
—— ſo bleiben dieſe Rechte 

ſtehen 


Art. 182. Das zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürger: 
liben Geſetzbuchs beftehende 
Stocdwerseigenthum bleibt be- 
ftehben. Das Rechtöverbältniß 
der Betheiligten unter einan= 
der beſtimmt jich nach den bis— 
berigen Gejegen. 

‚ Art. 183_ Bu Gunften 
eines Grundſtüds, das zur 
Zeit des Inkrafttretens des 
ürgerlichen Geſetzbuchs mit 
Wald beſtanden ift. bleiben 
die landesgejeglichen Borichrif- 
ten, welde die Rechte des 
Eigentbiimerd eines Nachbar 
grunditüds in Anjehung der 
auf der Grenze oder auf dem 
Wald-Grundſtücke ftehenden 
Bäume nnd Sträucher ab- 
weichend von den Vorichriften 
des S 910 und des 8 93 
Abſ. 2, 3 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beftimmen, bis zur 


nächſten Verjüngung des Wal- 
des in Kraft. 
Art. 184. echte, mit de= 


nen eine Sache oder ein Recht 
zur Zeit des Inkrafttretens 


— — — 2702207007070 — — — 


des ra era Geſetzbuchs 
belaſtet iſt, bleiben mit dem 
ſich aus den bisherigen Ge— 
ſetzen ergebenden In alt und 
lange beſtehen, ſoweit fich 
nicht aus den Artikeln 192 bis 
195 ein Anderes ergiebt. Von 
dem Inkrafttreten des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs an gelten 
jedoch für ein Erbbaurect Die 
orichriften des 8 1017, für 
eine runddienftbarfeit Die 
orichriften der 88 1020 bis 
1028 des Bürgerlihen Ge: 
ſetzbuchs. 

Art. 185. Iſt zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs die Erſitz- 
ung Des Eigenthums oder 
Nießbrauchs an einer beweg— 
lihen Sache nod nicht vollen: 
det, fo finden auf die Erfiß- 
ung die Vorfchriften des Art. 
169 entiprehende Anwend— 


ung. 
Art. 186. Das Verfahren, 
in weldem die Anlegung der 
Grundbücher erfolgt, jowie der 
Beitpunft, in welchem das 
Grundbuch für einen Bezirk 
al3 angelegt anzuſehen iſt, 
werden für jeden Bundes— 
ftaat Durch landesherrliche Ber- 
ordnung beftimnit. 
ft das Grundbuch für 
einen Bezirf als angelegt an- 
zujeben, jo ift die Anlegung 
auch für folcdhe zu dem Be— 
zirte gehörende Grundftüce, 
die noch fein Blatt im Grund: 
buche haben, al3verfolgt anzu— 
jeben, jomweit nicht beſtimmte 
Grundſtücke durch beiondere 
Anordnung ausgenommen find. 
29* 
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Art. 187. Eine Grund 
dienftbarkeit, Die au der Zeit 
beitebt, zu welder das Grund: 
buch als angelegt anzujeben 
ift, bedarf zur Erhaltung der 
Wirlfamfeit gegenüber dem 
öffentlihen&lauben des Grund⸗ 
buchs nicht der Eintragung. 
Die Eintragung hat jedoch zu 
exfolgen, wenn ſie von dem 
Berechtigten oder von dem 
Eigenthümer des belaſteten 
Grundſtücks verlangt wird; 
die Koften find von demjeni= 
en zu tragen und vorzufthies 
2 welder die Eintragung 
verlangt. 


Durch Landesgeieg kann 
beſtimmt werden, Daß die be= 
ftehenden Grunddienftbarfeiten 
oder einzelne Arten zur Er— 
haltung der Wirffamfeit gegen: 
über dem Öffentlihen Glauben 
des Grundbuchs bei der An: 
legung des Grundbuchs oder 
jpäter in das Grundhuch ein= 
getragen werden müſſen. Die 

eftimmung kann auf einzelne 
Grundbuchbezirke beſchränkt 
werden. 


Art. 188. Durch landes⸗ 
errliche Verordnung kann be— 
timmt werden, daß geſetzliche 

Pfandrechte, die zu der Zeit 
beſtehen, zu welcher das Grund⸗ 
buch als angelegt anzuſehen 
iſt, zur Erhaltung der Wirk- 
famfeit gegenüber dem üffent- 
lihen Glauben des Grund— 
duchs während einer zebn 
Sabre nicht üiberfteigenden, von 
dem Inkrafttreten des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs an zu be= 
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rechnenden Friſt nicht der Ein: 
tragung bedürfen. 


Durch landesherrliche Ber: 


' ordnung kann beftimmt wer— 


den, daß Miethredte und 
Bachtrechte, welche zu der im 
Abi. 1 bezeichneten Zeit als 
Rechte an einem Grundftüde 
beileben, zur Erhaltung der 
Wirkſamkeit gegenüber dem 
ÖffentlihenGlauben desGrund⸗ 
buchs nicht der Eintragung be: 
dürfen, 


Art. 189. Der Erwerb 
und Berluft de3 Eigentbums 
fowie die Begründung, Ueber: 
tragung, Belaftung und Auf⸗ 
hebung eines anderen Rechtes 
an emem Grundftüd oder 
eines Rechtes an einem ſolchen 
Rechte erfolgen, auch nad 
dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs nad den 
bisherigen Gejegen, bis das 
Grundbuch als angelegt anzu: 
jeben iſt. Das Gleiche gilt 
von der Aenderung des In— 
halts und des Ranges der 
Rechte. Ein nad den Vor— 
chriften des Bürgerlichen Ge: 
etzbuchs unzuläſſiges Recht 
fann nach den Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nicht mehr begründet werden. 


Iſt zu der Zeit, zu wel— 
cher das Grundhuch als ange⸗ 
legt anzuſehen iſt, der Beſitzer 
als der Berechtigte im Grund: 
bud eingetragen, jo finden 
auf eine zu Diefer 7 noch 
nicht vollendete, nah $ 900 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zuläſſige Erſitzung die Vor— 


IV. Abſchnitt: Mebergangsvorfcriften. 


jchriften des Artifel 169 ent— 
fprehende Anwendung. 

Die Aufhebung eines Rech 
tes, mit dem ein Grundftüd 
oder ein, Recht an einen 
Grundftiide zu der Zeit be= 
laftet ift, zu welder das 
Grundbuch als angelegt anzu— 
fehen iſt, erfolgt auch nad 
diefer Zeit nach, den bisheri— 
gen Geſetzen, bi das Recht 
in das Grundbuch eingetragen 
wird. 

Art. 190. Das nach $ 928 
Abi. 2 des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs dem Fiskus auftehende 
Aneignungsrecht erſtreckt ſich 
auf alle Grundſtücke, Die zu 
der Zeit berrenlos find, zu 
welcher das Grundbuch al3 ans 
elegt anzufeben ift. Die 

orichrift des Art. 129 fin— 
det entiprehende Anwendung. 

Art. 191. Die bisherigen 
Gelege iiber den Schuß im 
Beſitz einer Grunddienftbarkeit 
oder einer beichräntten pers 
ſönlichen Dienftbarfeit finden 
auch nach dem nfrafttreten 


de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs 


Anwendung, bis das Grund— 


buch fiir daS belaſtete Grund⸗ | verwaltung ſuchen fann, fo 


ſtück als angelegt anzufeben iſt. 


Von der Zeit an, zu wel— 
cher das Grundbuch als ange— 
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ung, ſolange Dienftbarfeiten 
dieſer Art nach Art. 128 oder 
Art. 187 zur Erhaltung der 
Wirkſamkeit gegenüber dent 
öffentlibenG&lauben des Grund⸗ 
buchs nicht der Eintragung 
bedürfen. Das Gleiche gilt 
ſür Grunddienſtbarleiten an— 
derer Art mit der Maßgabe, 
daß der Beſitzſchutz nur ge- 
währt wird, wenn die Dienite 
barkeit in jedem der Drei leß=- 
ten Sabre vor der Störung 
mindeſtens einmal ausgeübt 
worden ift. 

Art. 192. Ein zu Der 
Zeit, zu welder das Grunde 
buch als angelegt auzuſehen 
iſt, an einem Grundſtücke be— 
ſtehendes Pfandrecht gilt von 
dieſer Zeit an als eine Hypo— 
thek, für welche die Ertheilung 
des Hypothekenbriefes gusge— 
ſchloſſen iſt. Iſt der Betrag 
der Forderung, für Die das 
Pfandrecht beitebt, nicht be= 
jtimmt, fo gilt das Pfandrecht 
als Siherungshnpotbef. 

Iſt das Pfandrecht dahin 
beichränft, daß der Gläubiger 
Befriedigung aus dem Grund: 


ſtücke nur in Wege dergwangs= 


legt anzuſehen iſt, finden zum 


Schutze der Ausübung einer 
Grunddienſtbarkeit, mit welcher 
das Halten einer dauernden 


Anlage verbunden ift, die für | 


den Beſitzſchutz geltenden Vor: 


ichriften des Bürgerliben Ge: | 
jegbuch8entipredhende Anwend: | 





bleibt dieſe Beichränfung be= 
ſtehen. 

Art 193. Durch Landes— 
geſetz kann beſtimmt werden, 
daß ein Pfandrecht, welches 
nad Art. 192 nicht als Sicher: 
ungshypothek gibt, als Sicher: 
ungshypothek oder als eine 
Hypothek gelten ſoll, für welche 
die Ertheilung des Hypotheken— 
briefes nicht ausgeſchloſſen ift, 
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und daß eine über das Pfand⸗ 
recht ertbeilte Urkunde als 
Hnpotbefenbrief gelten foll. 


Art. 194. Durch Landes- 
geſetz kann beftimmt werden, 
daß einGläubiger, defien Pfand: 
recht zu der im Artilel 192 
bezeichneten Zeit beitebt, die 
Löſchung eines im Range vor: 
ebenden oder gleichitehenden 
BB fandrechtg, falls dieſes ſich 
mit dem Eigenthum in einer 
VPerſon vereinigt, in gleicher 
Weiſe zu verlangen berechtigt 
ift, wie wenn zur Sicherung 
des Rechtes auf Löſchung eine 
Bormerfung im Grundbu 
eingetragen wäre. 

Art. 195. Eine zu der Beit, 
zu welcher dad Grundbuch als 
angelegt anzufehen ift, beſteh— 
ende Grundiculd gilt von die— 
ſer Zeit an als Grundſchuld 
im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und eine über die 
Grundſchuld ertheilte Urkunde 
als Grundſchuldbrief. Die Vor⸗ 
ſchrift Des Artikel 192 Abi. 2 
findet entjprechende Anmwends 
ung. 

Durb Landesgeſetz kann 
beſtimmt werden, daß eine zu 
der im Abf. 1 bezeichneten Zeit 
beftehende Grundihuld als 
eine Hypothek, für welche die 
Ertheilung des Hypotheken— 
brieſs nicht ausgeſchloſſen iſt, 
oder als Sicherungshypothek 
ſoll und daß eine über die 

rundſchuld ertheilte Urkunde 
als Hypothekenbrief gelten ſoll. 


Art. 196. Durch Landes— 
geſetz kann beſtimmt werden, 








daß auf ein an einem Grundſtücke 
beſtehendes vererbliches und 
übertragbares Nutzungsrecht die 
ſich auf Grundſtücke beziehen: 
den Vorſchriften und auf den 
Erwerb eines ſolchen Rechtes 
die für den Erwerb des Eigen- 
thbum3 an einem Grundſtücke 
geltenden Borichriften des Bür⸗ 
gerlihen Geſetzbuchs Anwend— 
ung finden. 


Art. 197. In Kraft blei⸗ 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ichriften, nad welchen in Ans 
ſehung ſolcher Grundftüde, be- 
üglib deren zur Zeit des 

nfrafttretend des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs ein nicht 
unter den Art. 63 fallende 
bäuerlihe8 Nutzungsrecht be= 
fteht, nah der Beendigung 
des Nutzungsrechts ein Recht 
gleiher Art neu begründet 
werden fann und der Guls— 
berr zu der Begründung ver— 
pflichtet ift. 


Art. 198. Die Gültigkeit 
einer von dem Inkrafttreten 
de Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Page Ehe beitimmt 
ih nach den bisherigen Ge— 
jegen. 

Eine nad den biäherigen 
Geſetzen nichtige oder ungül⸗ 
tige Ehe ift als von Anfang 
an gültig anzujeben, wenn die 
Ehegatten zur Beit des In— 
frafttretend Des Sun“ en 
Geſetzbuchs noch als Ehegat⸗ 
ten mit einander leben und 
der Grund, auf den die Nich— 
tigfeit oder die Ungültigfeit 
beruht, nad den Vorſchriften 
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des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Nichtigleit oder die 
Anfechtbarleit der Ehe 
nicht zur Folge haben oder 
dieſe Wirkung verloren haben 
würde. Die für die Anfecht- 
ung im Bürgerlichen Geſetz— 
buche bejtimmte Sn beginnt 
nicht dor dem Inkrafttreten 
des Bürgerliben Geſetzbuchs. 


Die nad den bisherigen 
Geſetzen erfolgte Ungültigkeits— 
erflärung einer Ehe ſteht der 
Nichtigkeitserklärung nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche gleich. 


Art. 199. Die perlönlichen 
Rechtsbeziehungen der Ehegat: 
ten zu einander, inäbejondere 
die gegenfeitige Unterhalt3= 
pflicht, beftimmen fich auch für 
die zur Beit des Inkrafttre— 
tens des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs beſtehenden Ehen nach 
deſſen Vorſchriften. 


Art. 200. Für den Gü— 
teritand einer zur Zeit des In— 
frafttretend des Biirgerlichen 
Geſetzbuchs beitehenden Che 
bleiben die bisherigen Geſetze 
maßgebend. Dies gilt insbe: 
jondere aud von den Bor: 
ſchriften über die erbrechtlichen 
Wirkungen des Güterftandes 
und von den Vorſchriften der 
franzöfiihen und der badischen 
Geſetze liber das Verfahren bei 
PVermödgendabjonderungen un- 
ter Ehegatten 


Eine nah den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Gejegbuchs 
es Regelung des Güter— 
tandes fann durch Ehevertrag 


& 
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auch dann getroffen werden, 
wenn nad) den biöherigen Ge⸗ 
jegen ein Ehevertrag unzuläflig 
jein würde. 


Soweit die Ehefrau nad den 
für_den bisherigen Güterſtand 
maßgebenden Gefeßen in Folge 
des Güterftanded oder, der 
Ehe in der N rt 
beichränft ift, bleibt dieſe Be— 
Ihränfung, in Kraft, jolange 
——— Güterſtand be= 

eht. 


- Art. 201. Die Scheidung 
und Die Aufhebung der ehe: 
liben Gemeinſchaft erfolgen 
von dem Inkrafttreten Des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs an 
nad deſſen Borichriften. 


Hat fih ein Ehegatte vor 
dem Inkrafttreten des —— 
lichen Geſetzhuchs einer Ver— 
fehlung der im $$ 1565 bis 
1568 des Bürgerlichen Gefeß- 
buch8 bezeichneten Art ſchuldig 
gemacht, jo kann auf Sceid- 
ung oder auf Aufhebung der 
ehelihen Gemeinfchaft nur er: 
fannt werden, wenn die Ver— 
fehlung aud nad den bisheri— 
gen Gejegen ein Scheidungs— 
grund oder ein Trennungs— 
grund war. 


Art. 202. Für die Wirf- 
ungen einer beitändigen oder 
zeitweiligen Trennung von 
Tiſch und Bett, auf melde 
vor dem Inkrafttreten des 
Pürgerliben Geſetzbuchs er— 
kannt worden iſt, bleiben die 
bisherigen Geſetze maßgebend. 
Dies gilt insbeſondere auch 
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von den Boricriften, nad 
deren eine bi zu dem Tode 


eines der Ehegatten fortbeiteb: 


ende Trennung in allen oder 
einzelnen Beziehungen _ der 
Auflöfung der Ebe gleidhiteht. 


Art. 203. Das Rectöver: 


hältniß zwiichen den Eltern 


und einem vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Ge— 
jeßbuch8 geborenen ehelichen 
Kinde beftinnmt fich von dem 
eig des Bürgerlichen 

eſetzbuchs an nach deſſen Vor— 





ſchriften. Dies gilt insbeſon- 
dere auch in Anſehung des 
Bermögen?, welches das Kind 


vorher erworben hat. 


Art. 204. Iſt der Vater 
oder die Mutter zur Zeit des 
Infrafttretend des Bürger— 
liben Geſetzbuchs in der Sorge 
für die Perſon oder fir das 
Vermögen de3 Kindes durch 
eine Anordnung der zuftändis 


gen Behörde beichräntt, fo bleibt | 
in Straft. 


die Beichränfung 





Das Pormundfchafts:Geriht 


kann die Anordnung nah $ 
1671 des Bürgerlichen Gefeß- 
buch3 aufheben. 

ft dem Vater oder der 
Mutter die Nugnießung an 
dem Bermögen des Kindes 
durch eine Anordnung der zus 
tändigen Behörde entzogen, 
jo bat das Vormundſchaftsge— 
riht die Anordnung auf Ans 


trag aufzuheben, es fei denn, 


daß die Entziehung der Nußs 
nießung mac 88 1666 Abi. 2 
des Biirgerliben Geſetzbuchs 
gerechtfertigt iſt. 
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Art. 205. Hat der Vater 
vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs auf 
Grund der bisherigen Gejeße 
die Mutter von der Vormund⸗ 
haft über das Kind ausge— 
ichloffen oder der Mutter einen 
Beiltand zugeordnet, fo gilt 
die —— des Valers 
von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an 
als Anordnung der Beſtellung 
eines Beiſtandes für die Mut— 
ter im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 


Art. 206. Iſt auf Grund 
der bisherigen Geſetze eine 
Ehe geſchieden oder in Folge 
der Todeserklärung eines der 
Ehegatten aufgelöſt oder iſt 
auf Trennung der Ehegatten 
von Tiſch und Bett erfannt 
worden, fo beitimmen ſich 
das Recht und die Pflicht der 
Eltern, für die Verſon der 
gemeinfchaftlien Kinder- zu 
jorgen, nah den bisherigen 
—J die Vorſchriften des 

635 Abf. 1 Sab 2, Abi. 2 
und des $ 1636 de3 Bürger: 
lichen Geſetzbuchs finden jedoch 
Anwendung. 


Art. 207. Inwieweit die 
Kinder aus einer vor Dem it 
frafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geichlofienen nich— 
tigen oder ungültigen Ehe als 
eheliche Kinder — ſind 
und inwieweit der Vater und 
die Mutter die Pflichten und 
Rechte ehelicher Eltern haben, 
beſtimmt ſich nad) den bisheri— 
gen Geſetzen. 
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Art. 208. Die rechtliche 
Stellung eines vor dem * 
krafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geborenen unehe— 
lichen Kindes beſtimmt ſich 
bon dem Inkrafttreten des 
Bürgerliben Geſetzbuchs an 
nach defien Vorſchriften; für 
die Erforſchung der Baterfchaft, 
für daS Recht des Kindes, 
den Familiennamen des Bas 
ter3 zu führen, jowie für Die 
Unterhaltspflicht des Vaters 
bleiben jedoch die bisherigen 
Geſetze maßgebend. 


Inwieweit einem vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen 
eſetzbuchs auberebelih er= 
Di Finde aus einem bes 
onderen Grunde, in3bejondere 
wegen Erzeugung im Braut— 
ftande, die vechtlihe Stellung 
eines ehelichen Kindes zukommt 
und inwieweit der Vater und 
die Mutter eines ſolchen Kin: 
des die Pflichten und, Rechte 
ehelicher Eltern haben, beitimmit 
fih nad den bisherigen Ge— 
jegen. 


Die Vorichriften des Abi. 1 
elten auc für ein nad den 
ranzöfifchen und badischen Ge— 

jeßen anerfanntes Rind. 


Art. 209. inwieweit ein 
vor dem Inkrafttreten Des 
Bürgerliben Geſetzbuchs legi— 
timirtes oder an Kindesſtätt 
angenommenes Kind die recht— 
liche Stellung eines ehelichen 
Kindes hat und inwieweit der 
Vater und die Mutter die 
Pflichten und Rechte ehelicher 
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Eltern haben, beitimmt ſich 
nach den bisherigen Gejeßen. 
‚Art. 210. Auf eine zur 
eit des Inkrafttretens des 
üirgerliben Geſetzbuchs be= 
ftehende Vormundſchaft oder 
flegſchaft finden von dieſer 
eit an die Vorichriften des 
ürgerlihen Geſetzbuchs An: 
wendung. Sit die Bormunds 
ſchaft wegen eines fürperlichen 
Gebrechens angeordnet, fo gilt 
fie als eine nad $ 1910 Abi. 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
angeordnete Pflegſchaft. Iſt 
die Vormundſchaft wegen Gei— 
ſtesſchwäche angeordnei, ohne 
daß eine Entmündigung er— 
folgt iſt, ſo gi fie als eine 
nah 8 1910 Abi. 2 des Bür— 
gerlihen Geſetzbuchs für Die 
Vermögensangelegenbeiten de3 
Geiſtesſchwachen angeordnete 
Pflegſchaft. 


Die bisherigen Vormünder 
und Pfleger bleiben im Amte. 
Das Gleiche gilt im Gelt— 
ungsbereiche der preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung vom 
5. Juli 1875 für — — 
rath und deſſen itglieder. 
Ein Gegenvormund iſt zu ent— 
laſſen, wenn nach den Vor— 
ſchriften des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs ein Gegenvormund 
nicht zu beſtellen ſein würde. 


Art. 211. Die nach den 
franzöfiichen oder den badi— 
ichen Gejegen füreinen Geiſtes— 
ſchwachen angeordnete Beitell: 
ung eines Beiltandes verliert 
nıit dem Ablaufe von jechs 
Monaten nah dem Inkraft— 
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treten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs ihre Wirkung. 


Art. 212. In Kraft bleis 
ben die landesgeſetzlichen Bor: 
ihriften, nach welchen gewiſſe 
MWertbpapiere zur Anlegung 
von Mündelgeld für geeignet 
erflärt find. 


Art. 213. Für die erb- 
rechtlichen Verbältnifie bleiben, 
wenn der Erblafler vor dem 
— des Bürgerlichen 

eſetzbuchs geſtorben iſt, die 
bisherigen Geſetze maßgebend. 
Dies gilt insbeſondere auch 
von den Vorſchriften über das 
erbſchaftliche Liquidationsver⸗ 
fahren. 


Art. 214. Die dor dem 
en des Bürgerlichen 
eſetzbuchs erfolgte Erricht— 
ung oder Aufhebung einer Ver— 
fügung von Todeswegen wird 
nach den bisherigen Geſetzen 
beurtheilt, auch wenn der Erb— 
lafier nah dem Sinfrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ftirbt. 

Das Gleiche gilt für Die 
Bindung des Erblaſſers bei 
einem Erbvertrag oder einem 
emeinschaftlichen Teftamente, 
ofern der ÜErbvertrag oder 
das Teftament vor dem In— 
frafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs errichtet worden iſt. 

Art. 215. Wer von dem 
a des Bürgerlichen 

eſetzbuchs Die Fähigkeit zur 
Errichtung einer Berfüigungvon 
Todeswegen erlangt und eine 
jolhe Verfügung errichtet bat, 
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behält die Fähigleit, auch wenn 
er das nah dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch erforderlihe Alter 
noch nicht erreicht bat. 

Die Vorſchriften des 88 2230 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
finden auf ein Teſtament An— 
wendung, das ein nah In— 
krafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geitorbener Erb⸗ 
laſſer vor dieſem Zeitpunkt 
errichtet hat. 


Art. 216. Die landesge⸗ 
ſetzlichen Vorichriften, nach wels 
hen Mitglieder gewiſſer rit- 
tericbaftliher Familien bei der 
Ordnung der Erbfolge, in 
ihren Nachlaß durch das Pflicht: 
theit3recht nicht beichränft find, 
bleiben in Anjehung derjeni— 
gen Familien in Kraft, wel= 
chen dieſes Recht zur Zeit des 
er üirgerlichen 

eſetzbuchs zufteht. 


Art. 217. Die vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erfolgte Errichtung 
eine Erbverzichtävertrags jo= 
wie die Wirkungen eines ſol— 
chen Vertrages beitimmen fi 
nach den bisherigen Geſetzen. 


Das Gleiche gilt von einem 
vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ge— 
ſchloſſenen Vertrage, durch den 
ein Erbverzichtsvertrag aufge— 
hoben worden iſt. 


Art. 218. Soweit nach 
den Vorſchriften dieſes Ab— 
ſchnitts die bisherigen Landes— 
geſetze maßgebend bleiben, Fön: 
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nen fie nach dem Inkrafttre- buchs durch Landesgeſetz auch 
ten des Bürgerlichen Gejeg- | geändert werden. 


Urkundlih unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Kaijerlihen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguft 1896. 
(L. 8.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. 


Gemeinfchaftliches alphabetiiches Regiſter 
zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche und deſſen Einführungs-Gejege. 


NB. Die beigefegten 
ſetzbuches; mit beigefügten 


blen uf die 55 des Bürgerli . 
ze —— I eifel bes —— tenes. 


a. 
Abhanden gelommene Sachen 
935. 


— Berpflichtung zur Herausgabe 
folder 1007. 

Abholung geichuldeter Sachen 
durch den Gläubiger 295. 
Ablehnung eines Auftrages 663. 
— der Bormundidhaft — Gründe 

biefür 1786, 


| Altentheilsverträge 96 E. 





Amtspflicht — Verlegun 
jelben durch Beamte 839. 


Aneignung herrenlofer beweg— 
liher Sachen 958. 


Anerbenredt 64E. 


Anfall der Erbſchaft 1942. 
— des Vermächtniſſes 2176. 


der: 


 Anfangstermin — Beitimmung 


Abnützung gemietheter Saden 
948 


Abrechnung — Schuldanerfennt: 
niß auf®rund einer Abrechnung 
782 


Abtretung von Forderungen 398. 
— von der A. ausgejchlofjene For: 
derungen 399. 
Abtretungserflärung bei Hypo: 
pothefen 1154. 
Abtretungsurfunden 410. 
Abweichung von den Weijungen 
eines Auftraggebers 665. 


desjelben bei Rechtsgeſchäften 
163. 

Anfechtbarkfeit einer Che 1330, 
1350. 


‚ Anfechtung bei irrthümlich ab: 


Aelterlice Einwilligung zur | 


Eheichließung 1395. 


gegebenen oder unrichtig über: 
mittelten Willenserflärungen 


— einer Willenserflärung wegen 
argliftiger Täufhung oder 
Drohung 123. — Frift für die 
U. 124, 


— anfechtbarer Rechtsgeſchäfte 
143. — Ausſchluß der An— 
fechtung 144. 


Abhanden gefommene Sachen — Aufhebung. 





Anfechtung wegen Irrthumes, 
Drohung oder argliftiger 
Täuſchung 318. 

— der Chelichkeit von Kindern 
1593. 

— der Annahme oder Ausſchla— 
gung einer Erbidaft 1954. 

— eines Erbvertrages 2281. 

— von legtwilligen Verfügungen 
20787. — Frift für die An: 
fechtung 2082. 

— des Erbſchaftserwerbers wegen 
Erbunwürdigkeit 2340 

— von Rechtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Kon⸗ 
kursverfahrens 83 E. 

Anfechtungsredhte — Verjäh— 
rung beim A. 200. 

Angebot von Leiftungen des 
zum an den Gläubiger 


Angenommene Kinder — Be: 
rechtigungen derjelben 1757. 
Anlagen, jhädliche, für Nachbar: 

grundftüde 907. 
Anlandungen 65E. 
Annahme — Verzug in der An- 

na — — hiebei 372. 
— einer Schenkung 516. 

— an Kindesſtatt 1741. 


— an Rindesftatt — ald Ehe: 


binderniß 1311. 

— der Erbſchaſt 1943. 

— von Bermächtnifien 2180. 

Anjtifter bei unerlaubten Hand: 
lungen. — Berantwortlichfeit 
derjelben 830. 

Antrag bei Bertragsabichliegung 


145.— Erlöſchung des Antrages | 
Tag Annahme des Antrages | 


— en für Annahme eines N. 
148. — verfjpätet angeflommene 


Annahme:Erklärung 149, 150. 
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— Wirkung der Annapme des 
N. 151. 


Anwachſung in Erbichaftsfachen 
2094, 2099. 
— von Vermädtnifien 2158. 


hie 783. — Annahme der 
A. 784. — Aushändigung der 
Anmweifung 785. — Verjährung 
der Anſprüche aus der A. 786° 
— Verweigerung der Annahme 
der N. feitend des Angemiefe- 
nen 789. — Widerruf der An- 
Be 790. — Erlöfhung der 
A. 791. — en der 
Anweiſung auf Dritte 7 


Argliftiges Verſchweigen der 
Mängel verlaufter Sachen 478. 


Arme, in Teftamenten bebachte 
2072. 


Aufbewahrung von beweglichen 
Saden, Berechtigungen und 
— — hieraus 688 


— "Beendigung derielben, Ent: 
— der Vergütung. biefür 


re bei abhanden gekom— 
menen oder vernichteten Schuld: 
ungen auf den Inhaber 


— bei Eheſchließungen 1316. 
— der Nachlaßgläubiger 1970, 
2015, 2061. 
Auf ebotöverfahren bei zu Ber- 
(uno gegangenen Hypotheken— 
* 1162. — bei Unbekannt—⸗ 
— Hypothekengläubigern 


Aufhebung eines Erbvertrages 
2290. 
— der Gütergemeinſchaft 1468 ff. 


— der Hypothef durch Rechts— 
gejchäft 1183, 
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durch Rechtsgeſchäft 1255. 

— der Errungenjchaftögemein: 
ſchaft 1546. 

2* 1940, 2192. 

Auflauf — Shabenderfagpfliht 
bei ſolchem 108E 

Auflöjungvon Bereinend1,45 u 

Aufrechnung .— Aus 
der A. 390, — A. gegen Forber: 
ungen des Reiches, eines 
Bundesftaated oder einer Ge: 
meinde 395. 

=. abgetretenen Forderungen 


— von Forderungen gegen Ber: 
miether 575. 

Aufruhr — Schadenserfagpflicht 
bei folhem 108E. 

Aufichiebende Einreden gegen- 
Nachlaßverbindlichkeiten 

Aufſichtspflicht — Verletzung 
derſelben 832. 

Auftrag 662. — Verpflichtung 
durch Annahme eines ſolchen 
662. — Ablehnung eines Auf: 
trages 663. — Webertragung 
der Ausführung einesAuftrages 
an Dritte 664. — Abweichung 
von den Weilungen eines Auf: 
traggebers 665. — Berpflicht- 
ungen des Beauftragten 666 
bis 668. — Verpflichtungen des 
Auftraggeberd 669670. — 
Widerruf und Kündigung des 
Auftrages 671. — Erlöfhung 
des Auftrages 672—674. 

Auftraggeber — Verpflihtungen 
desjelben 669 — 670. 

Aufwendungen — Erſatz von 
folden 256 — 

Ause nanderfesung bei Auf: 
hebung der allgemeinen Güter: 


Gemeinſchaftliches alphabetiſches Regiſter. 
Aufhebung des Pfandrechtes 


—— 1474. — nach 
eendigung der —— 
Gütergemeinf — 149 

Auskunftsertheilung in Erb: 

rn durch den Fiskus 
2011. — dur Nachlaßpfleger 
2012. — durch Miterben 2057. 

—— — Volljährigkeit der: 
elben 7 E. — Entmündigung 

derjelben SE. 

Ausländifche Gefete gegen die 
guten Sitten oder gegen den 
Bes eined beutfchen Geſetzes 

verftoßende 30E. 

Ausland — dortſelbſt einge- 
gangene Ehen 14E. 

Auslegung von Willenserflär- 
ungen 

— von Verträgen 157. 

ee 657. — Widerruf der: 
felben 658 

unsichlagung der Erbichaft 


ur Erbſchaft durch Nacherben 


— von Vermädtnifien 2180. 

Ausſchließung der Fortjegung 
der Gütergemeinichaft durch 
Ehevertrag 1508. > 1509, legt: 
willige hg wech 

Auferehelich es — 
— hieraus 825, 

— von Kindern bei 
allgemeiner Gütergemeinſchaft 
1465. 

— von Kindern bei der Errungen: 
ihaftsgemeinfehaft 1538 

— von Kindern bei deren Ber- 
heirathung 1624. 

— Anrechnung derjelben bei Erb- 
auseinanderfegungen 2050. 
Außsftener ehelicher Töchter bei 
deren Verheirathung 1620. 


Aufhebung— Bemwäflerung. 


Ausfpielungsvertrag 763. 

Austritt aus Vereinen 39. 

Auszug — Niekbraud an einem 
A. 1073. 


Auszugsverträge 96E. 


B. 
Bäuerliche Nutzungsrechte 
197 E — 


Bäume auf Nachbargrundſtücken 
907, 911, 923. 

— an der Grenze von Grund: 
ftüden 124E. 

Bahneinheit 112E. 

Bahnunternehmen — Behand: 
lung der einem folchen er 
meten Grundftüde 112E. 

Bannredhte 74E. 

Bauwerke — Unternehmen jol- 
cher 648. 

Bunt — Miethverträge mit 8. 


— Eheſchließung folder 1315. 
— Haftung derjelben für ihre 
Stellvertreter undGehilfen 78E. 
— Anjprühe und Verbindlich— 
feiten derjelben aus ihrenDienft- 
verhältniffen SOE. 
Beauftragter — Verpflichtungen 
eines ſolchen 666—668. 
——— aufſchiebende 158, 


— auflöſende 158, 161. 

Beerbung der im Auslande 
mwohnenden Deutichen 24 E. 
— 3. der im Inlande wohnen: 
ven Ausländer 25 E. 

Befreite Vormundſchaft 1852. 

DBeglaubigungen, öffentliche, 
einer Willenserklärung 129. 

Vegräbnißftätten, öffentliche 
133 E. 


Begründung eines Schuldver: 
bältnifjes 305. 





N 





| 
| 
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Beiftandsbeftellung für Die 
Mutter ehelicher Kinder 1687. 
Beiwohnung, aufßereheliche — 
rg ichtungen hieraus 825, 


Belohnung — Verfügung über 
die B. bei Auslobungen 659. 

Bereicherung, ungerechfertigte 
812. Rückforderungsan⸗ 
ſprüche hiebei 813 ff. 

Bergwerke — zu Erbſchaften 
gehörige 2123. 

— Schadenserſatz beim Betriebe 
von B. — Abaͤnderungen des 
desfallſigen Geſetzes E. 

Bergredit 67 E. 

30 raid ia im Grundbude 


Beſitz 854 ff. — Beſitzſtörung 
858. — gemeinfchaftlicher Ber 
I. 866. — mittelbarer 8. 


Beſitz, mittelbarer 868, 930. 

Belisverhältniffe, zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen 
N a bereits beſtehende 
180 E. 


Beſoldung — lebertragbarfeit 
der Anſprüche auf ſolche 81P. 
Beſtallung der Bormünder 1791. 
Beitandtheile von Saden 93. 
Beiteller — — — des 
B. beim Werkvertrag 634, 638. 
— Verpflichtungen der B. 
640. — Haftung der B. 645. 
Beurkundung, gerichtliche oder 
notarielle eines Vertrages 128. 
— von Rechtsgeſchäften. — Zu— 
ſtändigkeit der Gerichte und 
Notare hiezu 141E. 
Bewäfjerung der Grundſtücke 
65E. 
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Bewegliche Sachen — — 
heitsleiſtung durch Hinterleg— 
folder 237. 


7 —— hiebei 


Bienenſchwärme, wenn ſolche 
als herrenlos zu betrachten ſind 
961. — melde Rechte dem 
——— von B. zuſtehen 


Billiges Ermeſſen — Beſtimm— 
ung der Vertragserfüllun 

nach demſelben 315, 317, 319. 

Bösliche Berlaffung aß Che: 
ſcheidungsgrund 1567. 


erfauf derfelben 40. — 





| Darlehen 607. 


Briefwechſel bei Rechtsgeſchäften 
127. 


Bucjforderungen gegen das 
Reich oder einen Bundesftaat. 
Hinterlegung jolcher zur Sicher: 
heitsleiftung 236. 

Büdnerrecht 63E. 

Bürgen — Sicerheitäleiftung 
durh B. 239. 

Bürgichaft 765. — Erforderniß 
der jchriftlichen Ertheilung der 
Bürgſchaftserklärung 766. 
Verpflichtungen des Bürgen 
767. — Einreden des Bürgen 
768. — Bürgihaft Mehrerer 
769. — Einrede der Voraus: 
m — Ausihluß Dderjelben 

Haftung der Mitbürgen 


— — die Befreiung von der 
B. verlangt werden kann 775. 
B. auf beſtimmte Zeit 777. 

Bundesangehörigkeits- — 
Abänderungen desſelben 41 

Bundeskonſulate, Organiſation 
derſelben, ze des⸗ 
fallſigen Geſetzes 38E. 





Gemenngeniigen — au 


€. 


Counventionalſtrafe 339 fi. 
Ceſſion von Forderungen 398. 


D. 


uführung ſolcher in 
rundſtücke 906. 


Dämpfe, 
fremde 


| Dampfihifjahrts- Unternehm: 


ungen 125 
— verzinsliche 
2. 08. — NRüderftattung v. 


— — bei D. 609. 

Deichrecht 66 

———8— 1018 ff. 

— Fe perſönliche D. 
109 

— le Ummwanblun 
Einſchränkung von D. 

Dienſtberechtigte — Verpflicht- 
ungen berjelben 618. 

Dienfte höherer Art 627. 

Dienfteintommen — Abtretung 
von Theilen des D. 411. 

——— — Endigung 
der D. 620. — Kündigung v. 
D. 620. 

— bereits vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen — 
beſtandene D. 171E 

Dienſtvertrag 611. 

— der eine Geſchäftsbeſorgung 
zum Gegenſtand hat 675. 

Dienſtzeugniſſe 630. 

Differenzgeſchäfte 764. 

Dolmetſcher, Beiziehung ie 
bei Teftamentserrihtung 2244 


Dranfgabe 336, 337. 
Dritte — Bewirkun — 
— ung, der Gläubiger 


oder 


Leiftungen durch 


Beweglihde Sahen— Eigenthumspverhältniffe. 


Dritte, Verträge über den Nach— 
laß eines noch lebenden D. 312. 
— Verſprechen der Leiftung an 
einen D. 328 ff. Lebenäver: 
fiherungs: und Leibrentenver: 
- zu Gunften eines D. 


— Schuldübernahme durch D. 
414. 
Ueberlaſſung 


Sachen an D. 54 
— Ueberlaſſung geliehener Sachen 
an D. 603. 


ae 


Trohung — Anfechtung wegen 
D. 318. 


Ehe — Nichtigkeit und Anfecht: 

barkeit ver Ehe 1323 ff. 

— Wirkungen der Ehe im All— 
gemeinen 1353 

— Gültigkeit der vor dem In: 
frafttreten des Bürgerlichen 
oo. — geſchloſſe⸗ 


en E. 
** * Ehehinderniß 1312. 
Eheeingehung 1303 — in wel 
en Fällen eine jolche nicht 
zuläffig ift 1309 ff. 
— Beurtheilung derjelben zwijchen 
a. und Ausländern 


Chegaiten, Erbredt derfelben 


— en Erfejoftfices Teftament 
bei folchen 2265 ff. 

Eheliche Abjtammung 1591. 

— eines Kindes — Beurtheilung 
derjelben nach deutichen Ge: 
jegen 18E. 

Eheliche Kinder — rechtliche 
Stellung derjelben 1616. 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. Bd. (Reichsgeſetze XXIV. Br.) 
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— Beurtheilung der Rechtover. 
hältniſſe — nach deutſchen 
Geſetzen 19 

— vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuches be— 
reits geboren E. K. 203 E., 
207E. 


Eheliches Güterrecht 1363 ff. 

— zwiſchen in: und ausländifchen 
Ehegatten 15E. — auslän- 
difcher im Inlande wohnenden 
Eheaatten 16E. 

| Ehelichkeitserklärung unehe— 
licher Kinder 1723. | 

| Ehefcheidung 1564 ff. 

So welche Geſetze für dieſelbe 

—— ſind 17E., 201E., 


Eheſchließung vordem Standes: 
beamten 1317. 

— von Bundesangehörigen im 
Auslande — Abänderungen des 
desfallfigen Geſetzes 40 

Eheſchließungs-Geſetz — Ab⸗ 
änderungen desſelben 46 E. 

Ehevertrag 1432. 

Eigenbefiger 872. 

Eigenmadht, verbotene 858. 

Eigenthum Inhalt 
Eigentbums 903 ff. 

— Anſprüche aus dem Eigen: 
thume 985 ff. 

Eigenthums - Beeinträchtig— 


| 

| 

| 

| 

| 

des 
| ungen 1004. 

| 


Eigenthumsbeſchränkungen im 
öffentlichen Intereſſe 111B. 

Eigenthumserwerb an Grund— 
ſtücken 925. — an beweglichen 
Sachen 929. 

Eigenthums-⸗Erwerb und Ber: 
ujt vor ale des Grund⸗ 
buche 189 E 


GigeniJumsuerfä Itniffe, zur 
Zeit des Inkrafttretens Des 
30 
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Bürgerlihen Geſetzbuches be- 
reitö beftehende 181E. 
Eigenthumsverluft an Grund: 
den 927. — an beweglichen 
Saden 929. 
Eigenthumsvorbehalt beim Ber: 
auf b licher Sachen 455. 
Eigenthumübertragungs : Ber= 
träge bei Grundftüden. — Be: 
urfundung folder 313. 
Eigenthumsübertragung an 
rundftüden — Eintragung 
folder ins Grundbud 873. 
Einbringung von Saden bei 
Gaftwirthen 701 u ff. 
Eingebradites Gut 1363, 1373, 
— 1383, 1390—1417. — bei 
der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ihaft 1520—1525. — bei 
Fahrnißgemeinſchaft 1551. 
Eingetragene Vereine 55 ff. — 
Borausjegung für die Eintrag: 
ung berjelben ins Vereins— 
regifter 56. — Satzungen ber 


E. 57, 58. — Anmeldung zur 
Eintragung 59, 60, 67. — 


Verfahren bei der Eintragung 
61 ff. — Veröffentlichung der 
Eintragung 66. — Aenderungen 
der Sagungen E 71. — Ber: 
einömitgliederverzeichniß 72. — 
Entziehung der Rechtsfähigkeit 
E. 73. — Auflöfung E. 74 
— Konkurseröffnung über €. 
75. — Ligquidatoren bei €. 
76. — Form der Anmeldungen 
zum Bereinsregifter 77. 

Einreden, aufichiebende, gegen: 
über Nachlaßverbindlichkeiten 
2014. 

Einfeitige Rechtsgefchäfte der 
Bormünder ohne Genehmigung 
- 4 Bormundidaftsgerichtes 


een — — — 


Gemeinſchaftliches alphabetiſches Regiſter. 





Einſturz drohender, eines Ge: 
bäudes 908. — Schadenserſatz 
beim E. von Gebäuden 836. 

BIENEN im Grundbud 


Einwilligung 182, 183,185. — 
Miderruf der ©. 188. 
Eifenbahnen — Schadenserjag 
beim Betriebe derjelben — Ab— 
änderungen des desfallfigen 
Gefeges 42E. 
Eijenbahnbetrieb — Haftungen 
aus ſolchem 105 E. 
BIITHERURORIFEREN SALBEN EN 


Elſaß-Lothringen ald Bundes: 
ftaat geltend 5 E. 

Elterliche Gewalt 1626. — des 
Baterö 1627. — der Mutter 
1684, — Ruben derjelben 1676, 
1696. — Endigung derfelben 
1679, 1697. 

Elterlihe Einwilligung 
Eheſchließung 1305. 

Empfangsbefenntniß bei Leift: 


ungen 368. 
Empfängnißgeit 1592, 1717. 
Empfehlung : Ertheilung — 

Verpflichtungen hieraus 676. 
Endtermin — Beitimmung des— 

jelben bei Rechtsgefchäften 163. 
Entleiher Berpflichtungen 

desjelben 604. 

Entmündigte — Bormundichaft 

über ſolche 1896. 
Entmündigung — Vorausſetz— 

ung bderjelben 6, — wegen 

Geiſtesſchwäche, Verſchwend— 

ung oder Trunkſucht 114, 

115. — von Ausländern SE. 

— wegenGeiftestranfheit 155E. 

on wegen Verſchwendung 


zur 


— 
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Gntwäflerung. ber Grunbfiüde | Anfechtung eines C. 281. — der Grunbftüde Anfechtung eines E. 2281. — 
Aufhebung eines E. 2290. — 
Grbbaurct 1012 ff. 


Rücktritt beim E. 2294. 
Erbeinjesung 2087 ff: 


Erbverzicht 2346 ff. 
Erben: — rechtlihe Stellung der — 217E; 
Erben 1942. — €, geiek- 


re Schuldverhäft- 
lihe 1923. — ©. erfter: Orb: 


niſſes 
nung 1924. — €: zweiter Erfüllung Zug um: Zug. 274 
Dibnung 1925. — €. dritter 


Erfrantung. von Dienftver: 
Ordnung 1926. — €. vierter 


pflichteten 617. 
Ordnung 1928. — €. fünf | Erlak: 397. 
ter und fernerer Ordnung Grföfchen einer Vollmacht 168 
1929. — Haftung des: Erben | 173. — der Schulbverhälts 
für Na Lafverbindlichteiten niffe 362 ff. 
Grlöfehung des Rechtes des 


1967, 20 
6 1922. Gläubiger8 auf einen hinter: 
Erbfolge 1922 fir — ©: nad legten Betrag 382. — bes 
Stämmen: 1924. Aüdktrittsrechtes 356: — des 
Erbpachtrecht 63E. Auftrages 672—674. — des 
Erbredt 1922 ff. — ©. der Piehbrands- 1061 ff. — der 
Ehegatten 1931 N Hypothek 1181. — des Pfand: 

Erbrechtliche Berhältniffe, bei rechtes 1258, 1256. 
Ermefien billiges —  Beftimm- 


dem Inkrafttreten des Bür: 
gerlihen Geſetzbuchs bereits ung der aa a 
demfelben 315, 317 


entitandene 

Erbſchaft 1922. — Anfall. der —— eines Zeſiamentes 
Erbſchaft 1942. — Ausſchlag⸗ 
ung derſelben 1943 

Erbſchaftsanſpruch 2 18. 

Erbichaftsbefiter 2018. 

Erbſchaftskauf 2371. 

Erbichein 2353. — gemeinschaft: 
liher E. 2357. — Einziehung 
des €. 2361. 

Erbtheil 1922. — gemeinfchaft- 
licher 2098. 

Erbunwürdigkeit von Abtömm- 
ee en bei Gütergemeinjchaft 

506. — in melden Fällen 

9 vorhanden iſt 2339. — 
Geltendmachung derſelben 
durch Anfechtung des Erb— 
ſchaftserwerbes 2340. 

Erbvertrag 1941, 2274 fi. — 


— 
1519 ff. — Aufhebung der— 
ſelben 1542. — Beendigung 
derfelben 1548. — Wiederher: 
ftelung derſelben 1548. 

Erſchütterungen. Zuführungen 
— in fremde — 


—** 2012, 2051, 2096 ff. 
Erfisung 937. — Unterbrehung 
derfelben 940. — des Eigen: 
thums oder Niekbrauches, zur 
Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen —— noch 
nicht vollendete 
Erwerbsgeſchäfte — Betrieb 
ſolcher de Ehefrauen 1405. 


30* 
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Erwerbögefellichaften, veinats | 
— Siellung derſelben 
165E. 

Grgeugniffe — Erwerb von €. 
einer Sache 953. 

— — Kündigungsrecht 

—2** — religiöfeder Kinder 

— Zwangs⸗Erziehung 

rn 

BERTIERBIRRRALEN, öffentliche 
136 


Ejel * Verkauf von ſolchen 
481. 








F. 
Fahrläſſigkeit — Vertretung 
derſelben durch den Schuldner 
276. — Vertretung der F. 
— * Verzuge des Schuldners 


ahrnißgemeinſchaft 1549. 
amilienfideikommiſſe 59E. 
amiliennamen geſchiedener 
Ehefrauen 1577. — ehelicher 
Kinder 1616 — unehelicher 
Kinder 1706. — er une 
ner Kinder 1758, 
Familienrath bei — — 
ſchaft über Minderjährige 1858. 
— ER enger derjelben | 
— mer ald Mitglied 
ee. berufen ift 1861. — 
— Pre ed des F. 
1863. — wer ald Mitglied 
d. F. nit berufen werden 
fann und joll 1865, 1866. — 
eg und Pflichten des F. 
2. — Berufung des 
1875 — en an die 
Mitglieder des F. 1877. — 
— Aufhebung des %. 1879. — 
amilienrath bei Vormund⸗ 
ſchaften über Volljährige 1905. 





Gemeinfgerttigeh —— Regiſter. 


a 1297 ff. 
— bei Friſtbeſtimmungen 


Feruſprecher — —— eines 
Antrages durch F. 147. 

* nahme Verpflichteter 230. 
ungen — Beſchränkung bes 
rundeigentbums in der Um: 

Bun von folchen. — Abän: 
ã des desfallſigen Ge- 


— — Bepfictungen, der 
F. verlorener Sachen 965 
— 971. 
ur als herrenlofe Saden 


— —* 69E. 
Frey Grdredt! desjelben 1936, 


1964. — Erbrecht des: 
felben 138E, "189 E. 
Släceninhalt von Grund: 


— Gemährleiftung bie: 


yr 

lößereiredht 65E. 
lößrecht 65 E. 
fußbette, verlafiene 65E. 
en Kauf und Berlauf 

437. — Nichtbrauch 

— F. 1074. — Berpfänd: 
ung folder 1279. 

%orm für Rechtögejchäfte 125. — 
Folgen der en on F. 


— 


— Aufhebung derſelben 

1492. — Endigung derſelben 
1494. 

Freies Vermögen ehelicher 


Kinder 1650. 
hi ig hi — Ab: 
änderungen berjelben 37E. 
Friften für Annahme eines An- 
trages 148. — im Allgemei: 
nen 186. — für Ausübung 


Erwerbsgeſellſchaften Gemeinden. 


des Rücdktrittärechtes 355. — 
nad) Tagen, Wochen, Monaten 
oder Sabren bejtimmte F. 3; 
189. — Verlängerung von F 


Sriftbeftimmungen Aus: 
1 für F. 187 


Früchte 99, 101 ff. — von 


Bäumen auf Nachbargrund: 


: ftüden 911. — Erwerb von 
F. einer Sade 955. — Be: 
rechtigung des Nießbrauchers 
an F. 1039. 

Früchtegewinnung, hierauf ver: 
wendete Koften 102. 
ührungszeugniffe 630. 
tterungsfojten in Viehge— 
währſchaftsfällen 488, 

Fund 965 ff. 


G. 


Gaſe, Zuführung, j —— in fremde 
Grundſtücke 9 

Gaſtwirthe — — ſolcher 
für die von Gäſten einge— 
brachten Sachen 701 u. ff. — 
Pfandrecht der G. 704. 

Gattung — nad ſolcher be 
Er — 


Gebäude, zerſtörte — Regelung 
der Rechtsverhältniſſe, wenn 
ſolche in anderer Lage wieder 
hergeſtellt werden 110E. 

Gebände-Einfturz — Schadens⸗ 


erjat hiebei 836. — brohen- 
der 908. 
Gefährdung der Sicherheit einer 
ypothef 1133 


&e — ——— — Verpflicht⸗ 
ungen ber Finder hinſichtlich 
dieſer 965. 


| 


i 
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he bei gegenfeitigen 

Verträgen 322, 

Gegenfeitige Berträge 320. — 
Verweigerung obliegenber Leiſt⸗ 
ungen hiebei Gegen: 
leiftung bei g. ®. 32. 

Unmöglichkeit der Leiftung bei 

9. 2. 323-325. — Verzug 

bei g. ®. 326. — Nüdtritts- 
a bei g. 3. 327. 

Gegenvormund — Beltellung 
eines ſolchen 1792. — Ber: 
pflihtungen desſelben 1799. 


| Gehilfen bei unerlaubten Hand: 


lungen — Berantwortlichkeit 
derjelben 830. 
Geiftestrantheit 6. — ala Ehe: 
fheidungsgrund 1569, 1583. 
Geiſtesſchwäche — Beftellung 
ern wegen ©. 


..: — Miethverträge mit 
570. — Anſprüche u. Ber: 
bindlichfeiten derjelben aus 
ihren Dienftverhältniffen 80 E. 
Geiftliche Geſellſchaften S4E. 
Geldentjchädigung zur Scha- 
denserjagleiftung 251, 253. 


m... — Entrichtung der: 
ſelben 760. 

Geldſchulden — Leiſtung bei 
in auslãndiſcher Währung aus- 
ausgedrüdten G 244. — in be- 
ftimmten Münzforten zu zah— 
lende ©. 245. an wel: 
chem Orte jolche zu berichtigen 
find 270. — Berzinfung der- 
felben während des Verzuges 

— Verzinſung derſelben 
vom Eintritte der Rechts— 
hängigkeit an 291. 

Gemeinden — Haftung derſel— 

ben für ihre Beamten 77E. 
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Gemeindewaifenrath — Mit: 
wirkung desjelben bei der Bor: 
Ur au über Minderjährige 


rate Per hang 113E. 

Gemeinjchaft nad) Bruchtheilen, 
bereitö vor dem Inkraſfttreten 
des Bürgerlichen Geſe buchs be: 
ftandene 173E. — Beredhtig- 
ungen und Verpflichtungen aus 
der ©. 741. — ©. nad) Bruch— 
theilen 741 — Verpflichtungen 
und Berechtigungen der Theil: 
haber 742 u.ff. — Aufhebung 
der Gemeinſchaft 749 u. ff. 

—————— Erbtheil 


209 
eneinfaftlines Teitament 


um 182, 184, 185. 
Geränfd — Zuführung joiches 
in fremde Grundftüde 906. 
Gerichte — Beurkundung von 

— durch ſolche 


Serichtiice Urkunden — Gr: 
rihtung folder 151E. 
Gerüche — Zuführung folcher in 
fremde Grunpftüde 906. 
ae 428, 
Gejammtgut bei allgemeiner 
Gütergemeinichaft 1438. 
bei der Errungenjchaftsgemein: 
ſchaft 1519. — bei Fahrnip: 
gemeinichaft 1550. 
Gejammtgutsverbindlichfeiten 
1459ff., 1488. — bei der Er: 
rungenſchaftsgemeinſchaft 1529. 
Se — > he 1132, 1172. 
Geſammtſchulduer we Ber: 
pflihtungen der ©. 
Geſchäftsfähigleit — — 6. 
einer Berfon 7E. 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 


nn — — — — — 


Gemeinſchaftliches alphabetiſches Regiſter 


a 
— — tigungen 
hieraus 683—686. — Beſorg⸗ 
ung. fremder Geſchäfte in’ ber 
— daß es eigene ſeien 


— — Willens: 
erklärung der G. 105 Sur 
erklärung gegenüber ©. 131. 

Gefchäftsunfähigkeit und Be: 
ſchränkung der Geſchäftsfähig⸗ 
keit 8. — Eintritt der ©. eines 
Antragftellers bei Bertragsab: 
ſchlüſſen 153. -- die einzelnen 

älle der ©. 104. 

Geſellſchaft — gegenjeitige Ber: 
pflihtungen durch den Gejell- 
ſchaftsvertrag 705. — Führung 
der —3 709.— 

ntziehung efugniß zur 
Geſchäftsfuüͤhrung 712. — Ber: 
tretung der —* 714. — 
Gejelichaftävermögen 718. — 
Rechnungsabihluß und Ber: 
theilung des innes 721. — 
Kündigung der Gejellichaft 723. 
— Endigung der Gejellichaft 
726. — Auflöjung der Geſell⸗ 
Ihaft durd den Tod eines ber 
Gejellichafter 727. — Auflöjung 
der ©. in Folge der Eröffnung 
des Konfurjes über das Ber: 
mögen eines Geſellſchafters 728. 
— NAuseinanderjegung unter 
den Gejellichaftern 730. — Ge: 
winn und Berluftbetheili ng 
der Gejellichafter 734 u. 
— Ausſchließung von cken. 
fchaftern 737. — Beredttig- 
ungen und Berpflichtungen 
Ausgeichiedener 740. 

Geſellſchafter — Verpflichtung 
derjelben zur Leiftung von Bei: 
trägen 706— 707. — Haftungen 


Gemeindeweiſenrath — Grundftüde. 


* G. 708. — Rechte und 

erpflichtungen der geſchäfts⸗ 
führenden Geſellſchafter 713. — 
Berehtigungen der nicht ge 
— Geſellſchafter 


— — iz 
ungsrecht der G. 622 


Geſellſchaftsvermögen 7is. — 
Berechtigungen der Geſell⸗ 
ſchafter an dieſem 719. — 
Auseinanderjegung der Gejell- 
fchafter 730 u. ff. — Verwend 
ung Des Gefellinaftsnermö: 
gens 733. — Ermittelung des 
Werthes des Gejellichaftäver: 
mögens 738. 

Geſetz im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuches 2E. 

Beide Erben 1924. 

Geſetzliches Güterrecht der Ehe- 
gatten 1363 ff. 

ee 95E. 

Gejtohlene Sachen 935. — Ver: 
003 zur Herausgabe jol: 


Sebährfriften 482, 483, 
Gewährleiftung we wegen — 
verfaufter Sachen 459. 
Thieren 485 ff. 
Gewerbeordnung — Abänder- 
ungen berjelben 36E. 
Gewinn, entgangener — Scha: 
denserſatzleiſtung Hiefür 252, 
Gezähmte Thiere, wenn jolde 
er herrenlo3 zu betrachten find 


Gläubiger — Verzug desjelben 
293 ff. — wofür der Schuldner 
beim Verzug des Gläubigers 
verantwortlid ift 300. 

.. achen alöPfandgegenftände 

40. 
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— — Eigenthum an ſolchen 


— reitigkeiten 920. 
Grenzüberſchreitungen durch 
hrung von Bauten 912. — 

ga abigung durch Geldrente 


Grenzvermarfung — Mitwirk— 
ung biezu 919. 

Grundbuch, Eintrag von Eigen: 
tHumsübertragungsverträgen 
im ©. 313. — Eintragungen 
in ſolches 873, 927. — Rang: 
verhälinifje unter mehreren in 
ee. eingetragenen Rechten 

Grundbuhamt 873, 928. 

Grundbucdanlegung — Bor: 
behalt Iandesherrlicher Verord— 
nungen beim Verfahren hiebei 
1865 


Grundbuchordnung 873. 
Grundendusrmerh 
Grundbuchsvormerkungen 883. 
Grunddienftbarkteit 1018 ff., 
1090. — Beſchrantung der: 
jelben 114. — zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bereit3 beftandene 
G. 187E. — Fortdauer der 
bisher hiewegen beftehenden 
Gejege bis zur Anlegung des 
Grundbuches 191E. 
Grundſchuld — Nießbrauch an 
einer ©. 1080, 1191. — Pfand: 
rechte an einer ſolchen 1291. 
Grundſchuldbriefe — Eigen: 
thum an jolden 952. 
Grundftüde - Kauf und Verkauf 
von ©. 435. — Gemährleiftung 
für Flächeninhalt der G 468, 
— Wiederkaufsrecht bei ©. 503. 
— Vorkauf bei ©. 509 — 
Miethe von G. 565. — Ber: 
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äußerung vermiethet:r ©. 571. 
— Rechte an ſolchen 873 ff. — 
Eigentbumserwerb und Eigen: 
thumsverluft an folden 925. — 
landwirthichaftlide — Heraus: 
gabe ſolcher 998. — Nießbrauch 
an jolden 1037. — als Gegen- 
Stand des Niekbrauches 1048, 
1055, 1056. — Vorkaufsrecht 
bezüglich folder 1094. — Be: 
laftung jolcher mit Hypotheken 
1113. — Berfchlechterung der 
&.1133.— Erwerb von Grund: 
ftüden durch Ausländer S3E. 
— zum Öffentlihen Gebraude 
dienende G. 106E. — zum 
Schuge derſelben erlaſſene 
Strafgeſetze 107 E.— Belaftung 
jolher über eine beftimmte 
Werthgrenze hinaus 117 E.— 
Beichränkfung der Veräußerung 
folder 119E. 

— a ein 


Gütergemeinfchaftsauffebung 
1468 ff. 


Güterrecht, gejegliches, der Ehe— 
gatten 1363ff. — vertrags: 
mäßiges 1432 ff. 

Güterrechtsregiſter 1435. — 
Eintragungen in dasjelbe 1558. 

Güterftände, eheliche, bei dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen 
—— bereits beſtandene 

OB. 


— — 1426, 1436. 
Gutsherrlich-bäuerliche Ver— 
hältniſſe 3P. 


H. 
J———— 63E. 


aftung des Staates, der Ge: | 


meinden und anderer Kommu— 





Gemeinſchaftliches alphabetifches Regifter. 


nalverbände für ihre Beamten 
77 &. — der Beamten für ihre 
Stellvertreter und Gehilfen 
78E. — der amtlichen Schäf: 
leute 79E. 

Handlungen, unerlaubte, Ber: 
pflidtungen hieraus 823 ff. 
Hauptmängel bei der Gewähr: 

leiftung 482, 484. 
— Eigenthum an folden 


656. 
emmung der Verjährung 202 
bis 205. 

Herausgabe von Nugungen beim 
Berzuge des Gläubigers 302. — 
von Sachen — Verpflichtung 
hiezu 985. — Verweigerung der 
Herausgabe 986. 

en e Sadıen 958. 
errenloje Grundſtücke An- 
eignungsrecht des Fiskus hin: 
fichtlich folder 190 E. 

Hinterleger — Verpflichtungen 
und Berehtigungen eines Pol 
chen 688 u. ff. 

Hinterlegtes Geld — Verzinfung 
desjelben 698. 

Hinterlegte Sachen — Zurüd: 
forderung folder 695. — Rück— 
nahme derjelben 696. — Rück— 
gabe derjelben, wo diejelbe zu 
erfolgen hat 697. 

Hinterlegung — bei Verzug in 
der Annahme 372. — mo 
die 9. zu erfolgen Hat 374, 
— Rüdnahme hinterlegter Sa— 
hen 376. — Koften der 9. 
381. — Erlöfchung des Rechtes 
des Gläubigers auf einen hinter: 
legten Betrag 382. — Verfteiger: 
— hinterlegender Sachen 

— Verkauf aus freier Hand 
bei H. 335. — der zur Auf: 


Grundftüde— Körperverlegungen. 





bewahrung übergebenen Sachen 
bei Dritten 691. — vertretbarer 
Saden 700. — H. von Werth: 
papieren 700. 
Hinterlegungsftelle 374, 380.— 
Zuftändigfeit derfelben 144E, 
Sotelbefiser — Haftung folder 
fur die von Gäften eingebrachten 
Sachen 701 u. ff. — Pfand⸗ 
recht der H. 704. 
Hypotheken — Uebernahme von 
* 416. — Belaſtung der 
rundſtücke mit ſolchen uß 
— Erſtreckung derſelben auf 
Erzeugniſſe er Grundſtücke 
1120. — desgleichen auf Miethe 
und Pachtzinſe 1123. 
Hypothefenbricfe — Eigentum 
an jolhen 952. — Ertheilung 
eines jolchen 1116, 
Hypothekenforderungen Sicher: 
heit3leiftung durch Hinterlegung 
folder 238, 





i J. 
Jagdrecht 69E. 
Inhaberpapiere von Mündeln 
1814. — als Gegenſtand — 
Nießbrauchs 1081. age 
pfändung folcher 1292. 
reit3 vor dem Snfeifiireten 
des Bürgerlichen Geſetzbuches 
ausgefertigte J. 174E. 
—— 
93 ff. — Kraftloserklärung ab 
— gekommener oder ver- 
nichteter J. 799. — Erlöſchung 
der Anſpruche aus ſolchen 801. 
— Vorlegungsfrift für folche 
801. — Zinsjcheine bei ſolchen 
803. — Landesgeſetzliche Vor: 
ri bezüglich der J. 100E, 
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nfeln 65 B. 
nventarerrichtung 1993, 2002. 
nventarfrift 1994 
nventarftüde — Verpachtung 
ſolcher 586. 

— bei Willenserklärungen 

— bei Selbſthilfe 
-— Anfechtung wegen J. 318, 

Jugendliches Alter — Verant- 
wortlichfet für unerlaubte 
Handlungen 828 

Suriftifche Berfonen 21 u. ff. 

. B. des öffentlihen Rec: 
tes — Beihränfung des 

Erwerbes von Rechten durch 

J. P. &6E. — Erbrecht der: 

jelben gegenüber den von ihnen 

unterftügten Perſonen 139E. 


K. 


Kauf 433. — von Grundftüden 
435. — von Forderungen 437. 
Kauf anf Probe oder Mufter 


494, 
Pen — Verpflichtungen des 
K. 433. 


Kaufpreis, Verzinfung des 8.452. 
— GStundung des Kaufpreifes 
454. — Herabfegung des K. 
(Minderung) 462, 465, 472, 

Kinder aus nichtigen Ehen -— 
er Stellung derſelben 


— — — an K. 
1741, 22B, 209E 
Kirhenbanfaft 132 E. 
Kirchenſtuhlplätze 133E. 
Kirchliche Verpflichtungen bei 
Eheichließungen 1588 
Körperverlegungen Schadens- 
erfagleiftung hiebei 843. 
beim Betriebe von Eifenbahnen, 
Bergwerfen 2c. — Nbänder: 
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Gemeinfchaftlihes alphabetiiches Regiſter. 





ungen des den re, 
biebei vegelnden Gejeges 42 

—— ordensähnliche 
87 A 


Koften bei Tilgung von Schul: 
den 367. für Fütterung, 
Tödtung und — von 
Thieren bei Gewährleiſtungs⸗ 
fällen 488. — bei Uebergabe 
verfaufter Sachen 448. — ber 
Auflaffung und Eintragung 
verfaufter Grundftüde 

Koftenanfchläge bei Werfver: 
trägen 650. 

Kraftloserflärung von Urkun— 
den 102E. 

Kreditanftalten, u 
oder ritterjdaftliche 167 

a — eines aber 


——— an einen 
Dritten. — Beauftragung hie: 
zu 778. 


Kündigung bei Verträgen 199 
— des Miethverhältnijies 542, 
565. — ohne Kündigungsfrift 
553. — von Dienjtverhältnifien 
620. — ohne Kündigungsfrift 
626. des Werfvertrages 
649. — des Auftrages 671. 
— Wirkſamkeit derjelben hin: 
fichtli) der Hypothefen 1141, 
1156, 1160. 

Kündigungsfrift bei Darlehen 


Kündigungsredt des Verleihers 
605. — bei höher als 6 Proz. 
verzinslicher Schulden 247. 


2. 

Landgüter — Feititellung des 
Ertragswerthes joldder 137E 
Landgut, zu einem Nochlaß 

gehörendes 2049, 2130. 





Landesgeſetze — Vorbehalt der: 
ſelben 3E. — Zuläſſigkeit der 
Abänderung derjelben, ſoweit 
fie nad) dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuches maß⸗ 
gebend bleiben 218E. 

Landesherrn — Anwendbarkeit 

der Vorſchriften des Bürger: 

u Geſetzbuches auf dieſe 


ganwirthfänftige Grund: 
üde, Pacht derfelben 582. — 
rauögabe folder 998. 
Laſten einer Sache 


Lebensverſicherungs- unge 


zu Gunften Dritter 3 
m... ——— dainder 


— 


| u Kinder, vor dem 


nfrafttreten des Bürgerlichen 
re egbuches bereitö vorhandene 


Lehen 59E. 
— Kündigungsrecht der 


Lehrer, öffentliche, Miethver- 
träge mit foldden 570. — An: 
ſprüche u. Berbindlichfeiten aus 
ihren Dienftverhältnifien BOE. 


: Reibesfrudt — re eines 


Pflegers für ſolche 191 
Leibgedingsverträge 96E. 
Leibrente — Verpflihtung zur 

Entrihtung derjelben — auf 

Lebenszeit 759. — GErforber: 

niß der jchriftlihen Ertheilung 

des DVerjprechens hiebei 761. 

— Nießbrauch an einer jochen 

1073. 
re ie 7 zu Gunften 

eines Dritten 
Leibzuchtsverträge 96E. 
Leichtfinn — Ausbeutung des 

2. 138, 


Kongregationen— Mufter. 


Leiſtungsort 269 ff. 

Leiſtungszeit 271. 

Lestwillige Verfügung 1937. 
— ‚Allgemeine Vorſchriften 
hierüber 2064 ff. — Anfecht⸗ 

ſolcher 2078 ff. 

Liquidation von Vereinen 47 ff. 
— Geſchäftsaufgabe der Liqui— 
datoren 49. — Berantwort- 
lichfeit der Leiteren 53. 

Rotterievertrag 763. 


sei 598. 


ee — — sat 
esjelb 
Mät ———— 
Mängel erkaufter Sachen 466. 
— vermietheter Sachen 538. 
Mahnung des Gläubigers zur 
ng einer Berbindlichkeit 


Mangel im Rechte — Bertret: 
ung . durch den Ber: 
fäufer 439, 

Mangelhafte Saden — An: 
nahme erfaufter m. S. 464. 

Marktpreis bei Käufen 453. 

Mauern — Gigentfum an 
jolhen 921. 

Mauleſel — Verkauf von ſolchen 
:481. 


Mehrheit von Schuldnern und 
Gläubigern 420. — von Erben 
2032. 

Miethe 535. — Pfandrecht hie: 


bei 559 ff. — von Grund: 
ftüden 565. — von Wohn: 
räumen 580. 


Mierhtündigung 542, 565. ohne 
Kündigungsfrift 553. 

ne Yen 93E. 

Miethverhältnifje bereit3 vor 
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dem Inkrafttreten des Bürger: 
„- Gejegbuches beftandene 


Biehwerträge Form für M. 


Bietizins — vorübergehende 
te der Entrichtun — des 
— wann derſelbe 3 
Ber 551. — Erftredu = 
ber Hypothek auf ſolche 1123. 
Militärperfonen — Miethver: 
träge mit M. 570. — Ehe: 
(obebung ſolcher 1315. 
Minderjährige — einſeitige 
Rechtsgeſchäfte von M. 111. 
— Ermerbsgeichäfte von M. 
112, — Dienft- oder Arbeits: 
Eintritt M. 113. — Beſchränk— 
Ti der Gejchäftsfähigfeit M. 
— — — 
foldher 135 


Minderung ss Kaufpreijes 
462, 465, 472, — beim Wert: 
vertrag 634. 

ya 7} Haftung derjelben 


Miteigenthbum 1008 u. ff. 
Miterben — Rechtöverhältnifie 
derjelben unter einander 2032. 
ai aaa von Xereinen 


— Beſitz 868, 930. 

Mitthäter bei unerlaubten Hand: 
lungen — Berantwortlichkeit 
derjelben 830. 

Mühlenredt 65 E. 

re Erziehung derſelben 


Münbefgelber — Anlegung 
folder 1807, 212E. — Ver: 
wendung folcher durch den 
Vormund 1834. — Hinterleg⸗ 
ung derſelben 144 E. 

Muſter — Kauf nah M. 494 
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N. 


Nachbarrechte 906 fi. 
en — Einfegung folder 


Nacherbfolge 2100 ff. — Ein- 

‚ tritt derjelben 2139. 

Nachlaß, Sicherung. desfelben 
bis zur Annahme der Erbichaft 
1960, — Anſprüche von Deut: 
ihen auf einen im Auslande 
eröffneten N. 26 E. 

Nachlaßgerichte Fürſorge 

derſelben bezüglich der Erb— 
ſchaften 1960. — Erſetzung 
derſelben durch andere als 
gerichtliche Behörden 147P. 

Nachlaßgläubiger — Aufgebot 
derſelben 1970. 

Nachlaß-Juventar 1993, 2001, 

Nachlaßkonkurs 1975, 1980. 

Nadıla nleger, Beftellung Des: 
felben 1960 

Nachlappfegfchaft 1975 ff. 
Nadılak-Berbindlichkeiten 
Haftung des Erben für jolche 
1967. 

Nachlaßverwalter — Verpflicht— 
ungen desſelben 1985. — Ver— 
gütung desſelben 1987. 

Nachlaßverwaltung 1975 ff. — 
Endigung und Aufhebung der- 
jelben 1988. 

Nachlaß-Verzeichniſſe — Anord⸗ 
nung der u... jolcher 
von Amtswegen 140 

Namensgebraud, unbefugter 12. 

Natürliche Perjonen 1. 

Nichtige Ehen rechtliche 
Stellung der Kinder aus jol- 
chen 1699, 

Nichtigkeit einer Ehe 1323. 


Nießbrauch — Belaftung eines | 


Vermögens dur N. 310, 311. | 


Tr — — — —— — — — — 
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— 1030 ff. — N. an Grund: 
ftüden 1037. — NR. an einem 
Walde 1038. — an Redten 
1068 ff. — an einem Ber: 
mögen 1085. — N. an einer 
Erbfeaft 1089. 
Nießbraucher — Berechtigungen 
desjelben 1036 fi. — Ber: 
pflitungen d. N. 1041. 
Notare — Beurfundung von 


Rechtsgeſchäften durch ſolche 
141 E 


Notarielle Urkunden — Erricht— 
ung jolder l151E. 

Nothlage — Ausbeutung der- 
felben 138. 

Nothweg — Einräumung eines 
folden 917. — Berechtigungen 
zu ſolchen 123E.! 

——— 227, 228, 

Nutznießung des Chemannes 
beim gejeglichen Güterrechte 
der Ehegatten 1384. — Been- 
dDigung dieſer Nutznießung 
1418 ff. — des Vaters an 
dem Vermögen ehelicher Kinder 
1649. 

Nutzungen 100. — Herausgabe 
von N. einer Sache 987. 


Do. 


Objtbäume, aufder Grenze oder 
Fr a aan 
122E 


Deffentliche Abgaben — Rück— 
erftattun 1 dee Unredt erhobe⸗ 
ner 104 

Deffentlihe Sammlungen — 
Beitelung von Pflegern für 
ſolche 1014. 

Offenbarungseid — Berpflicht: 
ung zur Wbleiftung des D. 
bei Rechnungsablage 259. — 


Nahbarrehte— Probe. 


bei Verpflichtung zur 
— von Sachen 260. — Ab: 
eiftung des D. 261. — der 

Erben 2006. — der Perſonen, 
welche mit dem Erblaſſer in 
häuslicher Gemeinſchaft gelebt 
haben 2028. 

Orden, religiöſe 87E. 

Orbderpapiere als Gegenftand 
des Nießbrauchs 1081. 

Ordnungsſtrafen gegen Bor: 
münder 1788, 1837. — gegen 
en des Familienrathes 


Ort an welchem ſchuldige Leiſt⸗ 
ungen zu erfolgen haben 269. 
— indbefondere bei Geldſchul⸗ 

den 270. 


P. 

Pacht — Berechtigungen und 
Verpflichtungen aus der P. 
581. — von Grundftüden 582. 
— eined Landgutes 594. — 
Kündigungsfrift bei P. 595. 

Vachtverhältniſſe bereits 
vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuches be— 
ſtandene 171E. 

Pachtzins, — 581, 597. 
— Erſtreckung der Hypothet 
auf ®. 1123. 

Penfionen — Uebertragbarteit 
der Anfprüche auf foldhe 81 E. 

Berfonen, 1 u. ff. — natürliche 
PB. L — juriftiiche P. 21 ff. 

Perfonenftands:Gefeg — Ab: 
änderungen desjelben 46 E. 


Pfändung zum Schuge von | 


Grundftüden und deren Er: 
zeugniſſe 89E. 

Pfandgläubiger — Anſprüche 
desſelben 1210. — Verpflicht— 
ungen desſelben 1215. 





| P 
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| a öffentliche 


Hi ie: gewerbliche 94E. 
Pfandredt an den rg 
Saden des Mietherö 55 
des Verpächters 585. — a 
dem Werkvertrage 647. — der 
Gaftwirthe an den — 
ten Sachen der Gäſte 
an beweglichen Sachen 1204. 
Pf. an Rechten 1273. — ge— 
jegliche, zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens de3 Bürgerlichen Gejeg: 
buches bereits beftandene 188E. 
— an Grundftüden nad An: 
lage des Grundbudes 192E. 

H andverfauf 1233, 1235, 1245. 
erde, Verlauf von ſolchen 481. 

Pfleger — Beitellung derjelben 

1 


Pflegſchaft — Beltellung der: 
felben 1909. — Endigung der 
P. 1918, — über Ausländer 
23E. — bei dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen ee... 
bereit3 vorhanden 210 
Pfrüudenrecht 80E. 


ichttheil — Recht auf Er: 
gänzung desjelben 1505. — 
2303 rd — Berechnung des 


Pf. 2311. — Ergänzung des 
Pf. 2326. — Verjährung des 


Pflichttheilsanfprudies 5332. 
— Entziehung des Pflichttheils 


Bianten, — Eigenthum an ſol⸗ 


Privatbeamte, Kündigungsrecht 
der P. 622. 

Privatrehtlihe Vorſchriften 
der Landesgeſetze — Außer: 
frafttreten derjelben 55 E. 


| — Kauf auf P. 494. 
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D. 


Dnittungsleiftung 
Koſten hiefür 369, 


N. 
-. — Eigenthum an folden 


Hans des Pfandrechtes 1209. 

Rathertheilung, Verpflichtungen 
hieraus 676. 

Randy — Zuführung ſolches in 
fremde Grundftüde 906. 

Realgemeinden 164. 

— — 74 


Benllaften 1021, 1105 ff. 
Ablöfung, Ummandlung ober 
Einſchränkung folder 113E. 

Recenfchaftsablage - Ber: 
mwaltungen 259. — Berpflicht- 
ung zur Ableiftung * Offen⸗ 
barungseides bei Rechnungs— 
ablagen 259, — durch den 
Bormund 1890. 

Reditsausübung zum Zwecke, 
— anderen Schaden zuzu— 


Nechtsfähigkeit, Eintritt der: 
jelben 1. — von Bereinen 21. 
— NR. durch Eintragung in 
das Vereinsregifter — MN. 
durch ftaatliche Verleihung 22, 
— NR durch Beihluß des 
Bundesrathes 23, 

Fe atontte im Allgemeinen 

egen gejegliches 

Bel RER u RN. 134 ff. 
gegen gute — verſtoßende 
R. ilweiſe Nichtig⸗ 
leit der N. — Beftätig- 
ung nichtiger R. 141. — An: 

fehtung anfechtbarer R. 142, 


368, 


— nad welchen Gefegen fi | 
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die Form eines —— zu be⸗ 
ſtimmen hat 11K 
Regalien 73E. 
Re — san 
gen des 43E 


Reihafstns — Erbrecht des⸗ 
ſelben 1936, 1942, 1964. 
Reichögericht: ald legte Inſtanz 


Reichsgeſetze, —— der Vor⸗ 
ſchriften ſolcher 3 

— — Abän- 
derungen des ſelben 44 u. oc. 

— — —— — 
änderungen des 

Reicheftändifche "Famitien — 

Anwendbarkeit der Vorſchriften 

des age en Gejegbuches 
auf diefe 58 


Reihöftrafgefehudn — Abän- 
esjelben 34E. 


Neliniäle © Orden 87E. 

— ger si ah 84E. 

Nentengüter 62E 

Rentenſchuld 119, — Niep- 
braud an einer R. 1080. — 
a an eimer ſolchen 


1291. 
Rentenfchuldbriefe — Eigen: 
thum an ſolchen 952. 
Reugeld 336, 359. 
Rinbsich — Berfauf von fol- 


Wd{orberung bei Schenkungen 
Rückgabe der durch eine uner: 
laubte Handlung entzogenen 
— — Verpflichtung hiezu 
48. — Verwendungen auf 
— Sachen 850. 
Rückgängigmachung des Kaufes 
(Wandelung) 462. 
— Dinterfegter Saden 


Quittungsleiftung— Schulbverhältniffe. 


Rüdtritt von Verträgen 346 ff. 
— Ausſchluß des R. 351, 352 
— Friſt für Ausübung des 
N. 355, — Erlöſchung des R. 
356. — von einem Verlöbniß 
1298. — beim Erbvertrag 2294. 

Rüdtrittsrecht vertragamäßiges 
280. — = gegenfeitigen Ber: 
trägen 327. — beim Kaufe 
346348, 350 —354, 356,467. 
— beim Werkvertrag 636. 

— der Genehmigung 


= (ches 
N A je in 


Sahen — Begriff der S. 90. 
— Bertreitbare S 91. — Ber: 
braudbare S. 92. — weſent—⸗ 
liche Beftandttheile von ©. 93, 
ff. — Zubehör von ©. 97, 

Sachenrecht 854 ff. 

Sammlungen, öffentliche — 
Beitellung von Pflegern für 
ſolche 1914. 

Schadenserſatz bei nichtigen 
Willenserflärungen 122, 
gegen Untergang oder Ber: 
Ichlechterung einer Sache 290, 
292. — an Stelle der Wandel 
ung oder Minderung 463. — 
beim MWerfvertrag 635. 

Schadenserſatzanſprüche bei 
Bereinbarung von Vertrags: 


ftrafen 341. 
Schadenserfatfeiftung 249, 
250. — Sch. in Gelventfchädig: 
ung 251. — Erfagleiftung für 
entgangenen Gewinn 252, — 
Sc. bei vorliegendem Verfchul: 
den des Beihädigten 254. — 
Sch. bei Berluft einer Sache 
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oder eines Rechtes 255. — 
Erjag von Aufwendungen 256, 
257. wegen Nichterfüllung einer 
Verbindlichkeit 280, 281. 
Schadense abpflicht bei Ge 
äude,Einftürzen 836. — bei 
Körperverlegungen 843. — bei 
Tödtungen 844, 
— — — Haftung 
derſelben 72B 
Sa — Verkauf von ſolchen481. 
Schatz — Eigenthumserwerb an 
ſolchem 984. — Anſpruch des 
— an einem ſolchen 


eingeſchäfte 117. 
+ Ah 516. — Berzugszinfen 
bei Sch. 522. — Sch. unter 


einer Auflage 525. — Wider: 
ruf einer Sch. 530. — Rück— 
forderung bei Sc. 528, 534. 
— der Vormünder 1804. 

em. — Pfandrecht an jolche 


* — 132B. 

Schuldanerkenntniß — Form 
hiefür 781. — Sch. auf Grund 
einer, —— oder im Wege 
des Vergleichs 

Schuldenhaftung * geſetz⸗ 
ar an der Ehegatten 

Schuldner — Verzug desjelben 
284. 


Schuldſcheine — Nüdgabe der 
Sch.beiErlöſchung einerSchuld 
0. — Eigenthum an foldhen 

|. durch Dritte 

— Haftung des Weber: 


neh — 419. 
—— — Inhalt der⸗ 
ſelben 241 Berechtigung 


= Berpflichung aus Sch. 241. 
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— Berzinfung von Schulden 
246. — bereits vor dem ntraft: 
treten des Bürgerlichen Gejeg: 
buches entftandenen 170E. 
—— rſchreibung auf den In⸗ 
haber 793 ff. — in den Ber: 
fehr bringen folcher, Erforderniß 
der ftaatlihen Genehmigung 
biezu 795. — Einwendungen 
gegen Schuldverfchreibung auf 
den Inhaber 796. — Kraftlos: 
erflärung ſolcher 799. 
Rn prechen — Form hie: 
780. Sch. auf Grund 
I Abrechnung oder im Wege 
deö Bergleiches 782. 
— wägerſchaft 1590, 33E. 
webezeit 
—— der S 
— — — 
Selbſthilfe 229, 230. 
Selb vertheidigung 227, 228. 
——— perſonlicher 


Sicherheitsleiſtung, wodurch 
dieſelbe bewirlt werden kann 
232. — ©. durch Hinterlegung 
von Werthpapieren 233—235. 
— ©. durd Hinterlegung von 
Buchjorderungen gegen das 
Reich oder einen Bundesftaat 


— — 


236. — ©. durch Dinterlegung | 


beweglicher Sachen 237. 

durch — —— von — 
— 

durch Bürgen — 
unzureichender Sicherheit 240. 
— — — 
— des Ehemannes gegenüber 
jeiner rau 1391. — des Vaters 
in Beziehung aufdas Bermögen 
ehelicher Kinder 1668. — wegen 
Führung eines Amtes oder 
werbebetriebes 90E. 





Verfügungen | 





J 


Seweia chenuce⸗ ——— Regiſter. 





Sicherungshypocher 1184. — 
der Unternehmer von Bauwerken 
648. — für Forderungen des 
Fisfus, von Stiftungen oder 
Ynftlten des öffentlichen Red): 

Giegelanlegung —— 
von Amtes wegen 140 E 

Sielrecht 66E. 

en, als Pfandgegen- 
ftände 1 

Sit der — 24 


Sonutage bei Friſtbeſtimmungen 
193. 6 s 


Sorgfalt, welche in eigener An- 
gelegenheit angewendet zu wer: 
den pflegt, Fe ti 
für ſolche 277. 

— ———— öffentliche 99 E. 
piel 

Staat — Haftung desſelben für 
ſeine Beamten 77E. 

Staatsangehörigkeitsgeſe 
Abänderungen desſelben 41E, 

Staatsſchuldbuch — Rechtäver- 
den o7E aus Eintragungen in 
olches 9 

fanden verinstihedeh. 

Staatöverträge — Aufredter: 
a der Beitimmungen die: 


Stammgüter 59E. 
Standesbeamte— Beurkundung 
- all da durch joldhe 


Stiftungen — Borausjegungen 
für die Rechtsfähigkeit von St. 
80. — Form für Stiftungs: 
geihäfte 81. — Genehmigung 
von St. 82. — St. durch Ber: 
fügungen von Todeswegen 83, 
— Nenderungen des Stiftung3: 
zwedes 87. — Erlöjden von 
St. 88. 





Stimmberetigung von Ber: 
einsmitgliedern 34. 

Stockwerks-Eigenthum, bereitö 
bei Inkrafttreten des Bürger: 
- Gefegbuches bejtehendes 


Strände auf Nachbargrund- 
ftüden 907, 911, 923. — an 
der Grenze von Grundftüden 
124E. 

—— ei 
desſelb 

Strafprozeßordnung — Ab: 
änderungen derſelben 35 E. 


Stumme — Teſtaments-Erricht— 
ung durch joldhe 2243. 


T. 


Tauben — Aneignung der im 
Freien betroffenen 130B. 
Tauſch 515. 

Täuſchung, arglifige — An: 
echtung wegen folder 318. 
Telegraphifche Webermittelung 
bei Rechtögefchäften 127. 
Telephon — Annahme eines An- 
trages dur T. 147, 

Termine 186. 

Terminsbeftimmungen — Aus- 
7 für T. 187 
bis 


i 
Teſtament 1937. — Allgemeine 
Vorſchriften hierüber 2064 ff. 
— Errichtung eines T. 2229. — 
—— orm hiefür — 
Protokoll über die T 
— 2240. - T 
mentserrichtung durch Stumme 
2243. — Beiziehung von Dol: 
metfchern bei Teftamentserricht- 
ung 2244. — Außerordentliche 
Formen für Teitamentserricht- 
ung 2249, 2250, 2251. 


Bayerns Geſetze u. Geſetzbücher XXXIV. Bd. (Reichsſsgeſetze XXIV. Br.) 


Schuldverſchreibung — Todeserflärung. 


| 
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Widerruf von Teftamenten 
2253 ff. — Teftamentseinficht- 
nahme 2264. — Gemeinjchaft: 
liches Teftament 2265.— Wider: 
ruf eines re 
Tejtamentes 
ee 2260. 
Zeitamentserrihtung — Bei- 
ns von Urkundsperjonen 


Teitamentsvollftreder 2197 ff. 
— Berpflitungen derſelben 
2203. — Berechtigungen ber: 
jelben 2205 fi. — Haftung 
derfelben 2219. — g 
für die Führung des Amtes 
eines T. 2221. — Gemein: 
ſchaftliche Amtsführung bei meh: 
teren Teftamentsvollftredern 
2224. — Kündigung des Tefta: 
mentövollitrederamtes 2226. — 
Entlafjung eines Teitaments- 
vollfireders 2227. 

Teitamentszenge 2285 ff. 

Theilhaber — Berechtigung der⸗ 
ſelben bei der Gemeinſchaft nach 
Bruchtheilen 741 u. ff. — Haft: 
ung der Th. 755 
Bien 1152. 

Thi 








Br 1 ſuch 

erärztliche Unterſuchung — 

Koſien hiefür 488. 

ie Denken von jolden 481. 
— Berlegungen durch ſolche — 
Schadenserſatz hiebei 833, — 
wenn ſolche als herrenlos zu be⸗ 

achten ſind u. 
— von Schuldverhältniſſen 


Tod derAntragfteller bei Vertrags: 
abfchlüffen 153. 

Todeserklärung Verſchollener 14. 
— T. der während eines Krieges 
Bermißten 15. — T. bei Unter 

31 
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— — — — — 


geng. von n Seefahrz en 16. — 
odeserflärung in Lebensge⸗ 
fahr Gerathener 17. — Wirk: 
ungen der T. 18. — Wieder: 
verheiratbung im Falle der | 
Todeserflärung 1348. — Ber: 
Ihollener 9E. — Wirkungen 
derjelben in Nachlaßſachen 
2031. — vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuches 
bereits erſolgte 158.E. 

Tödtungen — mn 
leiftung biebei 844. — 
Betrieb von Eifenbahnen, Berg: 
werfen 2c. — Abänderungen bes 
den Schadenserjat .hiebei re: 
gelnden Geſetzes 42E. 

Trennung von Tiſch und Bett 
202E, h. 

Treu und Glauben bei Ber- 

trägen 157, 162, — bei Be: 

.- Ihuldiger Zeiftungen 


Trunkfucht 6. — Beitellung der 
Bormundichaft wegen T. 114. 





u. 


Ueberbau derGrenze von NRachbar⸗ 
grundſtücken 912.— Entſchädig⸗ 
ung durch Geldrente 912 

Ueberbringer einerQuittung370. 

Uebergabe verfaufter Sachen, 
Koſten hiebei 448.— beweglicher 
Saden 929. 

———— 910. 

ge — eines Nachlaſſes 
1990, 

er sa der Forderungen 
398, — der Ausführung eines 
Auftrages an Dritte 664. — 
_ beweglicher Sachen 929. 

Umbildung von Stoffen 950. 

Umgeftaltung einer Sache 352, 


beim 


s 





Gemeinjchaftliches -alphabetiiches Regifter. 


Unehelihe Geburten — An: 
er der Mutter aus folchen 


Unchelice Kinder — elterliche 
Gewalt über diefelben 1707. — 
Anfprühe gegenüber dem un: 
ehelichen Bater 1708. — mer 
als Bater zu gelten hat 1717. 
— Legitimation unehelicher Kin- 
der 1719. — Ehelichkeitserklär: 

. ung berjelben 1723. — recht⸗ 
liche Stellung derfelben 1705. 
— Beurtheilung der Rechtöver: 
bältnifje diefer nad) Deutfchen 
Geſetzen 20E. — Unterhalts: 
pflicht gegenüber dieſen 21E. 
— Legitimation derjelben 22E. 
— vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen N be: 
reit3 geborene 208 

.. on. — Ausbeutung 


Pepe Handlungen —Ber- 
pflichtungen hieraus 823 ff. — 
Anſprüche aus den gegen einen 
Deutfhen im Auslande be: 
gangenen 12E. 

—— 

Rückforderungsan⸗ 
— hiebei 813 ff. 

Unmögliche oder unmöglich 
wordene Leiftungen 265, 306, 
307.— Hebung der Unmoglich⸗ 
feit 308, 

Unmöglichkeit der Erfüllung von 
Leiſtungen 275. — geſchuldeter 
Leiſtungen 280 ff.— derLeiſtung 
bei gegenfeitigen Verträgen 323 

bis 325. — der Herausgabe 
empfangener Gegenjtände 351. 

Unterbredjung der Verjährung 
208 —217. 


Unterhalt von Berfonen —Erjag- 


anſprüche des Staates oder von 


Tödtungen— Berfügungsbejchräntungen. 


Berbänden au8Gewährung der: 
103 E 


jelben ® 
Unterhaltspflidt — der Ehe— 
— untereinander 1360. — 
ei geſchiedenen Ehen 1578. — 
der Verwandten in gerader Linie 
1601. — einer Frau ihren Ver⸗ 
wandten gegenüber 1604. — 
—— unehelichen Kindern 


Untergang eines Gegenſtandes 
während des Verzugs des 
Schuldners 290, 292. 

Unternehmer — 2 Verpflichtungen 
der U. bei Werkverträgen 633. 

Unverzinsliche Schulden — Be 
zahlung ſolcher vor der Fällig- 
teit 272. 


Urkundeneinſicht — Geftattung 
derjelben durch an ſolche recht- 
lich Betheiligte 810. 


B. 
Veräußerliche Rechte — Be: 
—— der Verfügung über 
ſolche 


Veräußerung vermietheter 
Grundſtücke 571. 

BVeräußerungsverbote, gericht: 
liche 136 


Berarbeitung einer Sache 352. 
— von Stoffen 950. 

Berbindung von Sachen 946. 

Berbotene 
I des Befiges durd) 


jolde 99 

— Sachen 92. 

Bereine a juriſtiſche Perſonen 
21 ff., — Verantwortlich⸗ 
feit der 7 für Handlungen ihrer 
Vertreter 31. — Ordnung ber 
B.:Angelegenheiten in Mitglie: 
derverjammlungen 32. — Mit: 


gliedfchaft bei B. 383. — Aus: | 
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tritt aus 3. 39, — Auflöfung 
von ®. 41. — PBerluft der 
Rechtsfähigkeit von B. 42, — 
Entziehung der Rechtsfähigkeit 
von ®. 2 — Buftändigfeit 
und Verfahren biebei 44. — 
Folgen der Auflöjung von 2. 
und der Entziehung der Recht3- 
fähigkeit 45. — Liquidation 
von ®. 47 ff. — Vorſchriften 
bezüglich nicht vechtöfähiger V. 
54. — Rechtsfähigteit der einem 
fremden Staate an ehörenben 
Bereine 1LOE. — au ugetf 
BerfügungüberberenBerm 
85 B. — ———— 
derſelben 165 E. — Berfaffung 
ſolcher, deren Rechtsfähigkeit auf 
ftaatlicheBerleihung beruhtß2E. 
Vereinsregifter — Eintragung 
in folde 21, 55, 77, 
Bereinsſatzungen 25. 
Bereindvermögen -- Verfügung 
über das V. bei Auflöjung von 
Vereinen 46, 47, 5l. 


' Bereinsverfammlungen 31. — 


ra der Beichlüffe von 
3. 31, 32, 33. — Berufung 
der 3. 36. 
Bereinsvertreter neben dem 
Bereinsvorjtand — Befugniffe 


desſelben 30. 
Bereinsvo 
igenmadt 858. — 


and — Befugnifje 
desjelben 26, — Beitellung des 
3.27 — Beſchlußfaſſung des 
DB. 28, — Arie 
Mitglieder des V 

— ung rechtsfähiger Vereine 


— letztwillige 1937. 

Berfügungsbeſchränkungen — 
bei dem Inkraftreten des Bür- 
gerlihen Gejegbuches. bereit3 
beftandene 168 K. 


31* 
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Bergeltungsrecht — Anwendun 
des ſelben J 
Sergleich 779, 7 
Berjährung — = Anſprüchen 
aus fami — Verhält: 
nifien 194. — V. in 30 Jahren 
195. — 2. in = Jahren 196. 
— 8. in4 Jahren 197.— Beginn 
der ®. 198. — Wirkung vorbe- 
Itener Kündigung auf die V. 
er eu gain 
ung ten .. 
der ®. 202—205. — V. g 
häftsunfähige obergeichä * 
eſchränkte Perſonen 206 
V. eines Anſpruches gegen einen 
Nachlaß 207. — Unterbrechung 
der V. 208—217. — B. rechts⸗ 
re Bis feftgeftellter Anfprüche 
218 ff. — 3. von Anfprücden, 
welche vor einemSchiedägerichte 
oder einer Verwaltungsbehörde 
geltend zu machen find 
Gutrechnnng Der — 
ungszeit des Rechtsvorgä 
für den De 
— Wirkung der ®. 222, 
V. von Anſprüchen, für welche 
Hypothek oderPfandrecht befteht 
223. — 8. ber Nebenleiftungen 
mit dem Hauptanfpruche 224. 
— Erleichterung der V. 225. 
— V. des Anfpruches auf Wan- 
belung oder Minderung oder 
auf Schadenserſatz 477, 490, 
— Unterbredung der 3. 477. 
— D. von —— der 
Vermiether 55 beim 
Werkvertrag 638. — V. der 
Anſprüche aus der Annahme 
einer A 786. — 8. 
des Anſpruches auf Erjag des 
aus einer unerlaubten Hand⸗ 
lung entitandenen Schadens 


Gemeinjchaftliches alphabetiiches Regifter. 


| 
| 
| 
| 
| 


852. — V. — — 

anſpruches 2332. — 

Bu Sen Seinen = 
no 

nit verjährten Anſprüche 


Berjährnngöfrift, regelmäßige 


Berlauf aus freier Hand zu 
binterlegender Sachen 385. — 
B. beweglicher Saden 440, — 
a des Rechtes an einer Sache 


Berfänfe im Wege der Zwangs: 
vollftredung 456, 461. 
Berkäufer — Bepfühtung 
V. 434. — Verpflichtung der 
jelben zur —— — 
Herausgabe von Urkunden 


Berkehrsſitte bei Verträgen 157. 
— B. bei Bewirkung ſchuldiger 
Leiflungen 242. 

Berlängernng von Friſten 190. 

Berlagsredht 76E. 

Berleiher, was derfelbe zu ver: 
treten hat 599. — Kündigung: 
recht des V. 605. — Erfat: 
anjprühe des V. wegen Ber: 
— geliehener Sachen 


Berlöbniß — Berechtigungen und 
re aus dem B. 


Berlorene Sachen 935, 965. — 
Re zur Herausgabe 
ſolcher 1 

Berluſt einer 2: God — Schadens: 

für 255. 


Bermdatnit 1939, 2147 ff. — 
DB. desfelben Gegenftandes an 
Mehrere 2157. — Anwachſung 
bei 8.2158. — Unwirkſamkeit 
von ®. 2160 ff., 2169, 2171. 


en d. 


JJ Vertretungsmacht. 


— Vermãcht⸗ 
che auf u 


nahme und nn von 
Bermädtnifjen 2 
— — — — Ber: 
pflihtungen derſelben 2186. 
eng von Grundftüden 


Bermengung von Saden 948. 
nn ther — Verpflichtungen 
. 535. — Berzug des V. 

88, 
Bermifchung von Sachen 948. 
— ——— ehelicher Kinder 


Vermögensübertragung — Ber: 
träge, hierüber 310. si 

Bermögensverwaltung des Ba: 
ter8 bei Sondervermögen ehe: 
licher Kinder 1638. 

u von Forderungen 


7 Yan öffent: 
ſchollene, Tobeserklärung 
folder 9E. 


Beiden be 13. 

dulden des Beichädigten bei | 
Anfprüden auf Schabenserjat 
254. — 8. geieg Vertreter, 

— des Schuldners hiefür 


Berfämendung mn. — Gntmün: 


114, 
— verkaufter Sachen 
— der Gefahr hiebei 


Verſicherung gegen Brandfälle 
und ſonſtige Unfälle 
Nießb 1045. 


durch den 
— V. von | 
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edung bes Bermädt: | Gebäuben, welche mit Hypo⸗ 
thefen belaftet find 1128. 
Berfiherungsredt 75E. 
m. der — 
einen Dritten 328 


gt einge — Saiu bei 
uſtandekommen 


| 
5 Vera — V. = — 
zu hinterle achen 
— Koſten je 2. 386. — 
2. ...— Saden 979. — 


Verträge — Abſchließung von 
8. 145. gerichtlih oder 
— beurkundete ®. 152, 
— Zuſtandekommen fol: 
Fe bei Berfteigerungen 156. 
— Auslegung von 8. 157, 
305. — Nichtigkeit der “auf 
m... Der gerich⸗ 
EI pre 


——ã kei 807. — 
———— Verbot — 
— er —** von 
Vermögen 310, 5* V. 
über den Rachiaß eines noch 
lebenden Dritten 312 
Bertragserbe 1941. 
| este hligen Güterredt 


er — 339, — Amin- 
DB. 348, 


| — * Sachen 91. 
Bertreter bei Vertragsabſchlüſſen. 
—— sa derſelben 


Bertretung 164. 
Bertretungsmadt 164, 171, 
angel der V. 


bei —— 177, ya 
—— 
— bei einfeitigen 335 
geichäften ohne V. 180. 


— —— — — — 


486 





Berwahrer — Berechtig Keen | 


und ee eines 


Berwahrungs-Bertrag — Ber: 
pflihtung hieraus 688 u. ff. 
— —— für Die Aufbe- 
wahrung — ee 
des u ee 

Berwaltung — — 
ablage bei V. 259. — bei 
geſetzlichem Güterrechte der 
—* durch den Ehemann 

1374. — Beendigung dieſer 
Verwaltung 1418 ff. 

Berwandtichaft als Ehehinder: 
niß 1310. — allgemeine Vor: 
jchriften 1589, 33E, 

reg ag 

— B., nothwen⸗ 
— — Erſatzanſpruche des 


— —— alphabetiſches Regiſter. 


* — 


Beſitzers hiewegen gegen den 


Eigenthumer 994, 1000. 
Berzicht auf die ypothet 1168. 
Verzinſung von Schulden 246. 

V. des SKaufpreifes 452, 

— 8. von Darlehen 608, 


gegenüber dem Schuldner 429, 
— B. bed Bermietherö 538. 
— 8. des Dienftberedhtigten 
615. — V. des Beftellerö beim 
Werkvertrag 644. 
Be Bzinfen 288. — Aus: 
&lub Der inien von ®. 289. 
— ug Bei fungen 522. 
Bolljährigkeit, Eintritt deriel- 
ben 2, 
Bolljährigfeitserflärung 
Wirkung derjelben 3. — hiezu 
erforderliche Einmwilligungen 4. 
— vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen — bereits 
vollzogene V 


Bollma „162. 166. — Ertheil⸗ 
ung V16— durch 
8. Bekanntmachung 


kundgegebene V. 171. — Er: 
löjchen der 3. 168. — 
ruf der ®. 168. 


Wider: 


| Boll machtourkunde 172, 174. — 


Berzug wahlberechtigter Gläubi- 


ger 264. — B. des Schuld— 
ners durch Mahnung des Gläu⸗ 
284, 285. — Erſatz des | 


bigers 284, 
> ee Schadens 
289, — Vertretung ber 


—3 beim Verzug 287. 
— V. des Gläubigers 293. 


— durch — des Schuld⸗ 
ners 294. 


— B. bei gegen— 
ſeitigen Verträgen 326. — V. 
mit der Rückgewähr eines em⸗ 
ig ya Gegenftandes 354. 


. in der Annahme — 


interfegung biebei 372. — 


bed Gläubigerd gegenüber 
einem Gejammtichuldner 424. 
— 2. eines Gefammtagläubigers 


— — 


— 


Zurüdgabe der ®. 175. 
Kraftloserklärung , öffentliche, 
einer ®. 176. 

Borausklage — Einrede der: 
jelben bei der Bürgihaft — 
in welchen Fällen ſolche aus: 
geſchloſſen ift 773. 

Borausvermähtniß 2150. 

Borbehaltägut der Ehefrau 1365 

1415. — bei all —— 


Sitergemeinfchaft 1 
1486. — ber. au Pr & 


rungenfchaftsgemeinfchaft 1526. 

Borerben, Wegfall derjelben 
2100. — Berechtigu 
Borerben 2112 fi. — 
derſelben 2131, 2145. 

PH — Beredhtigung biezu 


Bortaufsrecht 109. 
Borlegung von Sachen — Be 


ngen der 


Berwahrer— Widerruf. 


eätigung zur Sorberung der: 
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